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Berbemerkung. 


Im Folge des Krieges erſcheint der GeſchichtsKalender leider viel 
Ipäter, als es Hätte der Fall fein können. Trotzdem ſchien es nicht an« 
gemeffen zu fein, an der unmittelbar vor dem Ausbruche des Krieges 
geſchriebenen Weberficht der Ereigniffe des vergangenen Jahres irgend welche 
Amderungen vorzunehmen. Ihre Aufgabe war eben, die Qage zu ſchildern, 
wie fie fi Bis zu Ende des Jahres 1869 geftaltet Hatte. Seither find 
die Eteigniſſe mit Riefenjchritten weiter gegangen, fo daß manche An⸗ 
ſchauung veraltet ſcheint oder überwunden if, die kaum eine Spanne Zeit 
hinter uns liegt. Da die Vorarbeiten bereits weit borgerüdt find, fo 
dürfte der Jahrgang 1870 des Geſchichts⸗Kalenders Tünftiges Jahr bedeutend 
früher erſcheinen Tönnen, als es leiber bisher der Fall war. Für das 
nachſtliegende Intereſſe und die triegerifchen Ereigniffe wird inzwiſchen von 
allen Seiten hinreichend geforgt. Für den Geſchichts⸗Kalender werben fie, 
wie bisher, nur das feſte Gerippe bilden für die Daten der politifchen 
Borgänge, die denfelben vorausgingen und fie ſchon bisher begleitet haben 
und noch begleiten werben, fo daß der Umfang bes Jahrgangs denjenigen 
der bisherigen und des borliegenden trotzdem nicht überfleigen wird. 


Anfangs September 1870. 
Der Herausgeber. 
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. Janmar. (Rußland). Selbſt das römiſch⸗katholiſche Collegium in St. Peters» 
burg erflärt ſich gegen die Einführung der ruffiihen Sprache in den katholi⸗ 
fchen Gottesdienſt. 

»„ (Paraguay). Der Krieg der Alliirten gegen Paraguay geht feinem Ende 
zu. Die Hauptfladt Afjuncion wird von den Brafilianern bejekt. 

(Frankreich) Tadet, nad) vorausgegangener Berfländigung, die Regierungen 
der Großmädhte zu einer europäifchen Konferenz auf den 9. d. M. nad Paris 
ein behufs Beilegung der griechiſch⸗türkiſchen Differenz. 

„ (Türkei). Gin Decret regelt die bisher getroffenen Maßnahmen gegen bie 
griechiſchen Unterthanen. 

.„ (Italien). Ernte Unruhen in der Romagna und Emilia, in Parma und 
Reggio in Folge der Einführung der Mahlſteuer. General Eadorna erhält 
außerordentliche Vollmachten, um fie zu unterbrüden. 

, & a r en. Auch Betropulali Sohn ergibt ih mit 150 Freiſchärlern 
auf Candia. 

„ (Briedenland) Ein kgl. Decret ſchafft 15 Mil. Papiergeld. Die 
Nationalbank erflärt die Mafregel für eine Verlegung ihrer Privilegien. 

» (Barifer Eonferenz). Zufammentritt derjelben in Paris. Die Müchte 
räumen darin dem türkiſchen Benollmächtigten Djemil Paſcha eine berathende 
und beiähließende, dem griechiihen Bevollmächtigten Rhangabe dagegen nur 
eine berathende Stimme ein. Der legtere nimmt dieſe Stellung nit an und an 
den Eonferenzen feinen weitern Antheil. 

„ (Türkei). Bemühungen der Pforte in Wien, um die Mittel zu Herſtel⸗ 
fung eines Eifenbahnneges im Anſchluß an das europäiidhe Eiſenbahnſyſtem 
zu Stande zu bringen. 

„ (Briedenland). Ein kgl. Decret nimmt dasjenige vom 8. d. DR. bez. 
Shaffung von 15 Mill. Staatspapiergeld zurüd und genehmigt ein Anlehen 
bei der Bank im Betrage von 6 Mil. baar und 15 Mill. Banknoten. 

»„ (Rukland). Den polnifhen Gutsbefitern der ſog. nordweftlichen Gouver- 
nements wird neuerdings willfürlih eine Steuer von 25 Proz. des Geldertrags 
ihrer Güter behufs Dedung der aus der Inſurrection von 1863 der Regie 
rung erwachſenen Koſten aufgelegt. 

„ (Ber. Staaten). Die Berfolgung des Erpräfidenten der Gonföderation 
der Süpftaaten wird jchließlih ganz eingeftelt. Die öffentlihe Meinung er- 
Härt fi damit einverftanden. 

. (Ber. Staaten) Das Repräfentantenhauß lehnt einen Antrag auf An⸗ 
nahme eines Protectorates Über Haiti mit 126 gegen 35 Stimmen ab. 

., (Deutigland — Rordd. Bund: Preußen). Tas Abg.⸗KHaus gewährt 
im Budget für 1269 der Regierung die Mittel zur Errichtung von drei neuen 
Etellen am Chertribunal, wogegen die Regierung verjpricht, das feit der 
Conflictszeit verrufene Inftitut der Hilfsrichter aufzuheben. 
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14, Yan. (Deutſchland — Baden). Der Bürgermeifter Stromeher in Konſtan; 
wird von der erzbilhöflihen Curie ercommunicirt. Die Bürger ftehen in 
roßer Mehrheit zu ihrem Bürgermeifter. Die Regierung tritt Den von der 
Eurie beabfichtigten civilen Folgen entichloffen entgegen. 

» (England u, Ber. Staaten). Der Geſandte in London Reverdy Johnſon 
ſchließt mit dem engliſchen Minifter des Auswärtigen einen neuen, für die 
Union noch günftigeren Vertrag bez. der Alabamafrage ab. England if da- 
mit am Ende feiner Gonceflionen angelangt. In der Union ſpricht fidh die 
dffentlihe Meinung trogdem fofort gegen eine Genehmigung aus. 

15. „ (Defterreid u. Rordd. Bund). Die gereizte Polemik zwiſchen den 
beiderjeitigen officiöjen Blättern wird wieder eingeftellt. 

» (Defterreid-Ungarn: Ungarn). Wahlagitation für die Landtags» 
wahlen. Bedeutſame Rebe des Minifterpräj. Grafen Andrafiy über den Aus 
gleih und das Inſtitut der Delegationen. 

— „ (Deutihland — Bayern). Die Regierung läßt die beabfiätigte Um⸗ 

geftaltung der Reichſsrathskammer wieder fallen. 

— BI end) Der katholiſche Biſchof Sosſsnowsli entweicht über Die Grenze 
nach Leniberg. 

16. „ (Deutfhland — Nordd, Bund: Preußen) Das Abg.Haus nimmt 
das Etatsgeſetz für 1370 an: mit Hülfe der dießmal den Baarbefländen der 
Staatscafie entnommenen ca. 5 Mill. Thlrn. jchließt der Etat ohne Deficit 
gleihmäßig in Einnahme und Ausgabe mit 167,536,492 Thlen. 

17. „ (Barifer Eonferenz) einigt fh in ihrer ſechſten Sitzung über eine an 
Griechenland zu richtende „Declaration” und unterzeichnet biefelbe, außer dem 
Vertreter der Pforte, der erft Inſtructionen einholen will. 

18. „ Frankreich). Eröffnung der Kammern. Der Raifer betont in der Thron- 
rede die auf die neue Ürmeeorganijation gegründete Macht Frankreichs und 
erflärt feine Geneigtheit, „auf der Bahn des Fortſchritts zu bebarren”, zu- 
Hei aber die Grundlagen der Berfafiung außerhalb aller Discuffion zu 
erhalten. 

» (Schweiz). Der BVerfaffungsrath des Kantons Thurgau weiſt den Verſuch 
einer Einmiſchung des Biſchofs von Bajel in die beabfichtigte Ordnung der 
confeflionellen Verbältnifie energiſch ab. 

„ (Schweden). Eröffnung des Reichſstags. Thronrede des Königs. Die 
Regierung legt dein Reichſtag ein neue Uniondgefeg vor und den Entwurf 
zu einer Reorganijation der Armee. Das erftere wird gleichzeitig auch dem 
norwegiſchen Storthing vorgelegt. 

v (Deutfhland — Luxemburg). Der nordd. Bund verlangt von 

Qugemburg, daß e8 feinen durch die Londoner Eonferenzbeihlüfle eingegan- 

genen Berbindlichkeiten nahlomme und die Feſtungswerlke ſchleife. 
(Defterreig-Ungarn: Defterreih). Die Polen verlangen im Reichsrath 

„die verfaffungsmäßige Behandlung” der vom galiziihen Landtag gefaßten 

Rejolution vom 24. Sept. 1868, 

20. „ (Barifer Eonferenz). Der Bertreter der Pforte tritt nunmehr auch feis 
nerjeits dem Protofoll der letzten Sigung und der in derſelben beichlofenen 
Declaration bei. Es wird beichlofien, die letztere der griechiichen Regierung 
durch einen eigenen Abgeſandten, den Grafen Walemsli, übergeben zu lafien, 
ihr eine Friſt zur Beantwortung zu fegen und die Eonferenz erft nad erbal- - 
tener Antwort zu ſchließen. 

Declaration: „Mit Recht wegen der Gefahren beforgt, weldde aus - 
den Bruce der Beziehungen zwilchen der Türkei und Griechenland entſtehen 
Lönnen, haben die Mächte, die Unterzeichner des Vertrages von 1856 find, fi) 
verftändigt, um das zwiſchen den beiden Staaten entſtandene Zerwürfnik aus- 
zugleidhen, und fie haben zu dieſem Zwede ihre Vertreter bei Sr. Maj. dem 
Kaifer der Franzoſen bevollmädtigt, fih als Gonferenz zu conſtituiren. Rad 
einer aufmerkjanen Prüfung der zwiſchen den beiden Regierungen ausgewech· 
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felten Acienſtücke haben ſich die Bevollmächtigten ins Einvernehmen geſetzt, um 
zu bedauern, daß Griechenland, indem «8 den leidenſchaftlichen Berirrungen 
nachgab, wozu fein Patriotisnmus es verloden konnte, Grund zu Beſchwerden 
gegeben, welche von der ottomaniichen Pforte in den am 11. December 1868 
dem Miniflerium der auswärtigen Angelegenheiten Sr. Mai. des Königs der 
Hellenen überreigten Ultimatum aufgeftellt wurden. Es feht in der That 
feh, daß die Grundjäge des Vollerrechtes Griechenland, wie alle übrigen Ra» 
tionen, verpflichten, nicht zu geftatten, daß fih auf feinem Gebiete Banden 
recrutiren, noch daß Schiffe in feinem Häfen ausgerüftet werden, um einen 
Nachbarſtaat anzugreifen. Weberzeugt indeß, daß das Athener Gabinet den 
Gedanken nicht verfennen werde, der den drei Schushöfen Griechenlands, wie 
den anderen Mächten, welche linterzeichner des Vertrages von 1856 find, diefe 
Würdigung einflößt, ertlärt die Eonferenz, daß die helleniiche Regierung 
schalten ift, in ihren Beziehungen zu der Türkei die Berhaltungsmaßregeln, 
welche allen Regierungen gemeinfam find, zu beobachten und jo den bon der 
hohen Pforte aufgeftellten Forderungen für die Vergangenheit zu genligen und 
ihr zugleich für die Zulunft Sicyerheit zu bieten. Griehenland wird 
fi demnad fortan enthalten, zu begünftigen oder zu dulden: 1) die 
Bildung jeder zun Zwede eines Angriffe auf die Türkei recrutirten Bande; 
2) die Equipirung von bewaffneten Schiffen in feinen Häfen, welche beſtimmt 
find, unter welcher Yorm es auch fei, irgend einen Aufſtandsverſuch in den 
Beiizungen Sr. Maj. des Sultans zu unterflügen. Was die Forderungen 
der Pforte in Bezug auf die Nüdkehr der auf helleniiches Gebiet ausgewan⸗ 
derten Kretenſer in ihr Baterland betrifft, fo nimmt die Konferenz Act 
von den dur das Athener Gabinet gemachten Erklärungen, und fie bleibt 
überzeugt, daß es ſich entichließen werde, fo viel e8 von ihm abhängt, die 
Abreife der Candiotenfamilien zu erleichtern, welche in ihr Vaterland zurüd- 
zukehren wünſchen follten. Was die von ottomanishen Untertanen erlitienen 
Privatverluſte betrifft, jo glauben die Bevollmädtigten — da die bellenifche 
Regierung der Türkei Das Recht nicht beftreitet, auf gerichtlichen Wege 
die Entihädigungen, die erforderlich fein könnten, zu erlangen, und da die 
Türkei ihrerjeits die Jurisdiction der griechiſchen Gerichtshofe anerkennt — 
nicht auf die Prüfung der Thatjachen eingehen zu jollen, und fie find ber 
Anficht, daß das Athener Cabinet keinen der geſetzlichen Wege verabiäumen 
werde, damit da8 Werk der Gerechtigkeit feinen regelmäßigen Gang gehe. Die 
Conferenz will nicht daran zweifeln, dab, Angeſichts des einflimmigen Aus. 
drudes der Meinung der Bevollmächtigten über die ihrer Prüfung unterbreiteten 
Tragen, die helleniſche Regierung ſich beeifern werde, ihre Handlungen 
den Grundſätzen anzupaffen, auf welde hingewieſen wurde, und daß 
die in dem Ultimatum der Pforte aufgeftellten Beſchwerden dadurd definitiv 
befeitigt find. Dieſe Erflärung wird unverzüglich zur Kenntniß des Athener 
Gabinet3 gebracht werden, und Die Bevollmächtigten haben die Ueber— 
zeugung, daß die hohe Pforte darauf verzichten werde, die Maßregeln in 
Kraft treten zu laſſen, welche als die Folge des Bruches der diplomatifchen 
Beziehungen angelündigt wurden, wenn ſich die belleniiche Megierung in einer 
der Gonferenz notificirten Mittheilung der hier aufgeftellten Anſicht unterwirft. 
Indem die Bevollmächtigten nunmehr fi auf dieſelben Gefühle der Berlöhn- 
Lichleit und des Friedens berufen, welche die Höfe beieelen, deren Vertreter fie 
find, ſprechen fie die Hoffnung aus, daß die beiden Regierungen nicht zaudern 
werden, ihre Beziehungen zu einander mieder anzufnüpfen und fo im 
allgemeinen Intereſſe ihrer Unterthanen jede Spur des Zerwürfnifieg zu vers 
wiſchen, welches den Zujammentritt der Konferenz veranlagt hat.“ (Folgen 
die Unterjäriften.) 

Depeihe Lavaletie’8 Namens der Konferenz an den grie- 
Hilden Minifter des Ausw. Delijannis: „Die Mächte, welche den 
Barifer Verirag von 1856 unterzeichnet und die fih in Gonferenz verfammelt 
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haben, um mit verjähnlichem Geiſte den zwiſchen Griechenland und der Türkei 
ausgebrochenen Streit zu unterſuchen, haben lebhaft bedauert, daR die gric 
chiſche Regierung es nicht für gut befunden bat, ihrem Vertreter vorzuſchrei⸗ 
ben, bei ihren Arbeiten gegenwärtig zu fein, und nicht den Weg gewählt hat, 
fih in der Eonferenz zu erklären. Indeß haben fie e8 für ihre Pflicht gehal⸗ 
ten, da8 Wert wohlwollender Intervention, welches fie zu Gunſten der Inter» 
efien des Friedens unternommen hatten, fortzujegen, indem fie mi als Preñ⸗ 
denten der Gonferenz beauftragten, dem griechiſchen Minifter in Paris mitzu- 
theilen, daß er durch meine Vermittlung in Beziehung zu der Eonferenz treten 
Könnte. Ich Halte es für unnütz, hinzuzufligen, daß ich mich beeilt habe, wie 
auch die Sitzungsberichte feftftellen, dort die Documente vorzulegen, mweldye 
Herr Rhangabe mir übergeben Hatte, und die Gonferenz faßte erft ihre Be 
ſchluſſe nach einer unparteiiichen Prüfung aller Documente, welche ihr Gewifſcu 
aufflären Tonnten. In Folge diefer unparteiiihen und ſorgſamen Prüfung 
find die Mächte zu der einftiimmigen Ueberzeugung gelangt, dor 
Grund vorliege, die Debatte von thatjächlihen Fragen zu befreien und ſich 
weniger daran zu halten, ein Urtheil über die Vergangenheit zu fällen, als 
fi mehr mit der Aufſuchung der Regeln zu beichäftigen, welhe in der 
Zukunft den Beziehungen zwiſchen der Türkei und Griechenland zur Wicht- 
ſchnur dienen jollen. Mit Einem Worte, die Gonferenz hat geglaubt, daß das 
befte Mitel, um der Rückkehr der gegenwärtigen Schwierigfeiten zuporzufom- 
men, darin beftehe, die allgemeinen Brincipien des Vöolterrechts genan 
anzugeben, betreffs welcher die beiden Regierungen in Streit gerathen waren 
und die daß gemeinſchaftliche Geſetz aller Völker find und fein werden. Sch 
bin von der Eonferenz beauftragt worden, Ew. Exc. die eingeſchloſſene Tecla⸗ 
ration mitzutheilen, in welcher die Repräfentanten der Mächte ihre Beſchlüſſe 
und Anfichten zufammengefaßt haben. Die Conferenz ift überzeugt, daß die 
griechiſche Regierung die wohlwollenden Gefühle nicht verfennen wird, welche 
fie in ihren Arbeiten beftändig geleitet hat, und daß fie nicht verweigern wird, 
den allgemeinen Brincipien ihre Zuftimmung zu geben, die, ich wiederhole es, 
auf gleiche Weiſe alle Staaten verpflidhten, und welche Griechenland annehmen 
tann, ohne im Mindeften feiner Unabhängigkeit und Würbe zu nahe zu treten. 
Damit aber der Beſchluß fofort die Giltigkeit erhält, welche die Cabinette ihm zu 
geben wünſchen, ift e8 nothwendig, daß in der Woche, welche der Ueber⸗ 
gabe der gegenwärtigen Declaration folgt, die griehiihe Regierung 
antworte, indem fie durch meine Bermittlung der Eonferenz ihre einfahe Zu> 
ſtimmung zu den in diefem Acte außeinander gejekten Principien und ihre 
Verpflihtung, ihr Auftreten in Zulunft darnach zu richten, zukommen läßt. 
Wie e8 durch die der gegenwärtigen Declaration vom türkiihen Minifter ges 
gebene und im Sigungsberiät aufgenommene Zuftimmung feftgeftellt ift, 

bat fich die Pforte verpflichtet, die in ihrem Ultimatum v. 11. Dec. 

angekündigten Mabregeln zurüdzunehmen. Nach Zuftimmung der Regierung 

Sr. griechiſchen Majeftät zur Declaration wird die Wiederaufnahme der diplo- 

matiſchen Beziehungen zwiſchen Griechenland und der Türkei als von Rechts 

wegen ftattfindend von dem Augenblick an betrachtet, als dieſe Zuflimmung 

der Eonferenz mitgetheilt worden if. Nach Ablauf des oben erwähnten Ter⸗ 

mins muß die Conferenz mit tiefem Bedauern das Stillſchweigen des Athener 

Minifteriums als eine Weigerung betrachten, und fie wird alfe Mittel, auf 

die fle rechnete, um zu einem Einverſtändniß zu gelangen, fal8 erſchöpft bes 

tradten. Bon dielem Augenblid an wird ihr nichts übrig bleiben, als die 

griehiiäe Regierung allen Conſequenzen eines Beſchluſſes zu 

überlaffen, welcher den Wünfchen aller Mächte für die Aufrechterhaltung 

des Friedens zuwider iſt.“ 


20. Yan. (Türkei) Der Sultan erläßt den Ferman, der das neue Grundgeſetz 
für die Inſel Candia enthält. 
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2. Jan. (Griechenland). Die Regierung fordert alle im Wuslande Lebenden 
riechen zu Subfcriptionen auf das 100 Mill. Unlehen auf. 

22. „ (Deferreid-Ungarn: Deflerreih). Tie Regierung lehnt e3 ab, die 
Be Rejolution von fih aus dem Reichſrath zur Behandlung vor» 
zulegen. 

u... (Türkei). Hobart Paſcha verläßt feine bisherige Stellung vor Syra. 
Tie Pforte erflärt fih dur Girculardepeihe mit dem Reſultate der Barijer 
Gonferenz zufrieden. 

3. „ (Belgien). Der Kronprinz 7 nad langer Krankheit. Ta der König 
nunmehr kinderlos if, fo wird fein Bruder, der Graf von Flandern, uuth⸗ 
maßlicher Thronerbe. 

CGriechenland). Das Miniſterium iſt über die der Pariſer Conferenz 
zu ertheilende Antwort uneinig: 4 Miniſter erklären fi für, 3 (darunter der 
Miniſterpräſ. Bulgaris) gegen Annahme der Declaration. 

» (Griegenland). Die legten Freiſchärler unter Petropulati Sohn langen 
aus Gandia wieder in der Heimath an. 

35. „ (Ocherreid-Ungarn: Ocfterreih). Die Majorität des Abg.Hauſes 

des Reichsraths beginnt bereitS wieder in veridhiedene Fractionen und Clubs 


auseinanderzufallen. 
„ « (Dänemark). Beide Thinge des Reichsſstags einigen ſich Über ein neues 
Wehrpflichtgeiet. 


26. „ (Italien). Die U. Kammer gebt über eine Interpellation und Tadels⸗ 
votum der Linken be3. der Mahlfleuer und Mablfteuerunruhen mit 207 gegen 
57 Stimmen zur einfachen Tagesordnung über. 

27. „ (Türlei: Rumänien). Die II. Sammer ſtreicht die im Budget für proteft. 
und kath. Schulen ausgeſetzte Summe, um diejelbe den rumäniidhen Schulen 
in Deſterreich zuzuwenden. 

23 „ (Deutihland — Horde. Bund: Preußen). Das Abg.-Haus Ichnt 

die ihm von der Regierung vorgelegte neue Feſtſtellung der Wahlbezirke ab. 

» (Brantreih). Das Cabinet Rouher entgeht mit knapper Roth einer Nie- 
derlage im geießgeb. Körper 

„ (Sriedenland). St Walewali überreicht der Regierung Namens der 
Pariſer Conferenz die von dieſer beſchloſſene Declaration mit Anſetzung einer 
Frift von 8 Tagen für die Antwort. 

29. „ (Deutihland — Nordd. Bund: Preußen). Das Abg.-Haus genehmigt 
mit 256 gegen 70 Stimmen die von der Regierung am 3. März verhängte 
Beihlagnahme des Vermögens des Königs Georg von Hannover. 

„ no MRorwegen). Das Storthing ertheilt der Marineverwaltung ein Miß⸗ 
traumspotum. Ber König fommt jelbft nad Epriftiania und entjpricht den 
ae des Storthings, indem er den bisherigen Chef des Marincweiens 
entlägt. 

. (Deutiäland — Nordd. Bund: Preußen) Das Abg.-Haus genehmigt 
auch die Beihlagnahme des Vermögens des Kurfürften von Heffen. 

„ (Beutidglann — Rordd. Bund: Preußen), Die Regierung hat 
endlich den Entwurf einer neuen Kreiſsordnung für die öftlichen Provinzen 
der Monarchie ausgearbeitet. Diejelbe ſoll zunächſt einer anzahl Vertrauens⸗ 
männer aus beiden Häuſern des Landtags vorgelegt werben 

. (8 ekerrei- Ungarn: Deferreih). Tas Herrenhaus tiheilt dem Geſetz⸗ 
—— ez. Einführung der Geſchwornengerichte für Preßvergehen ſeine Zu⸗ 

immung. 

„ (Stalien). Die Mahlſteuerunruhen find unterdrückt. Die Miſſion des 
Gen. Cadorna wird für beendigt erklärt. 

. uBriehentand). Die freiwilligen Subferiptionen auf das 100 Mill. 

Anlehen haben im Inlande kaum 100,000 Dr. betragen und aud die Griechen 
im Wuslande haben fi daran nur unbedeutend betheiligt. Die militäriichen 
Nuſtungen find fo ungenügend, daß der unter Omer Paſcha an der theſſali⸗ 


30. 


o 
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fen Grenze aufgeftellten türkiſchen Armee bei einem Vormarſch auf Athen 
taum ein erheblicher Widerftand entgegenftände, 

31. Yan. (Frankreich u. Belgien). Die franzöfiide Oſtbahn ſchließt Gunventionen 
ab behufs Erwerbung mehrerer beigiicher Eifenbahnlinien unter Zinjengarantie 
der franz. Regierung wie bei den franz. Bahnlinien. 

„ (Türkei: Rumänien), Die franzöfiihe Regierung zieht ihre jeit fünf 
Jahren beftehende Milttärcommifiion zurüd, da der Yürft ſich anerfannter 
Maßen bei der NReorganilation der Armee mehr an das preuß. als an das 
franz. Militärfyftem anzuſchließen ſucht. 

— „ (Ttrlei — — Der Furſt beſucht die Höfe von St. Peters⸗ 
burg, Berlin und Wien. Derjelbe wirb in Rußland mit befonderer Zuvor⸗ 
kommenheit empfangen. 


1. Febr: (Defterreid-Ungarn: GOefterreih) wird au bei Theilung der Ge 
ſtüte zwiſchen den beiden Reichßhälften zum Bortheil Ungarns materiell 
benadhtheiligt. 

„ (Berein. Staaten). Das Repräfentantenbauß lehnt mit I10 gegen 
62 Stimmen die Einbringung einer Reſolution für die Annerion von Haiti 
und ©. Domingo ab. 

Deutſchland — Nordd. Bund: Preußen). Die Regierung macht 
dem Abg.⸗Haus eine Vorlage bez. geſetzlicher Auseinanderſetzung mit Frank⸗ 
furt a. M., um die Stadt zu einem freiwilligen Receß zu nötbigen. 

„ (Griechenland), Das Minifterium weigert fi nad wiederholten Bera⸗ 
tdungen, die Declaration der Parifer Gonferenz anzunehmen und bietet dem 
König jeine Entlaffung an, um ein neues Minifterium zu bilden. 

8 „ (DOefterreid-Ungarn: Defterreih). Das Abg.-Haus nimmt den Befeh- 

entwurf bez. Organifation des Reichägerichts an. 

— , (Türlei) Die Bilajet-Berfafiung wird aud für Konftantinopel und den 

Bosporus eingeführt. 
4 „ GDeutſchland — Württemberg). Der greife Biſchof von Rottenburg 
erhält vom Bapft den förmlichen Befehl, den Liberalen Director des höhern 
Convicts in Tübingen von diefer Stelle zu entfernen. Derſelbe verlangt hier- 
auf felber feinen Abſchied. 

»„ (Erantreid). Die Regierung läßt den Termin für Kündigung bes 
Sandelsvertrags mit England ablaufen, ohne von ihrem Rechte nad dem 
Berlangen der Schutzzöllner Gebrauch zu machen. 

„ (Krantreih). Maupas bringt im Senat die Berantwortlicgleit der Mini- 
fer zur Sprade. Rouher erklärt ſich aufs entichiebenfte gegen jede Maßregel, 
die dahin zielen Fönnte 

.. Hrn Die Türkei erläßt ein Rationalitätsgeieb. 

Türkei: Rumänien). Das Minifterium gibt feine Entlaffung. Ber 

Fürft verweigert fie und verlangt ein Votum der Kammer. Diele ertheilt 

dem Minifterium mit 89 gegen 4 Stimmen ein Bertrauensvotum, worauf 

dasfelbe feine Demiffion wieder zurüdzieht. 

„ (Griechenland) Die Bildung eines neuen Minifteriums, das ſich der 
Declaration der Pariſer Conferenz unterzieht, bietet Schwierigkeit. Die Con⸗ 
ferenz verlängert die Grlechenland für feine Antwort gewährte Friſt. 

v„ (Deutfhland — Bayern), Biſchof Heinrich von Paſſau tritt gegen 
die Umtriebe der ſog. kath. Parteien wider die Staatsgewalt auf. 

„ . Mom). Das Organ der Curie läßt über die eigentlichen Abſichten Roms 
bez. des beporftehenden Eoncils feinen Zweifel mehr. Die deutliche Preſſe 
beginnt die Pläne, namentlich eine Erklärung der Unfehlbarleit des PBapftes, 
einer ſcharfen hiftoriichen und kritiſchen Beleuchtung zu unterziehen. 

6. „ (Griedenlaud), Bildung eines Minifteriums Zaimis. Basielbe unter 
wirft fi der Parifer Conferenz.Declaration und theilt daß der Bepölferung 
dur‘ eine Proclamation mit. 
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Untwort auf die Declaration der Parifer Eonferenz: „Das 
Ergebniß der Gonferenzberathungen iſt, ich darf Ihnen die Thatſache nicht ver- 
beblen, von dem ganzen bellenischen Bolte mit einem Gefühl peinlicher Auf⸗ 
regung aufgenommen worden, und da die Minifterfrifis mehrere Tage an» 
bieft, war es während dieſes Zeitraums unmöglich, das Schreiben Ew. Excellenz 
zu beantworten. Das Gabinet, welchem ich anzugehören die Ehre babe, hat 
für jeine Pflicht erachtet, fofort nad feiner Bildung den Inhalt der Erklärung 
und Ihrer Mittheilung in Erwägung zu zichen. Die Regierung tes Königs 
bat mit Bedauern wahrgenomnen, daß Sr. Maj. Geſandter in Paris nicht 
im Gtande war, an der Arbeit der Gonferenz Theil zu nehmen, ter unter 
geordneten Stellung wegen, weldhe ihm dem Bevollmächtigten der Türkei gegen» 
Über engemwiefen worden war. Angeſichts der Einſtimmigkeit der ſechs curo⸗ 
pätichen Großmädte und Ihrer eigenen Erklärung, welche dahin lautet, daß 
die Bevollmächtigten die Tebatte von den Thatjachen abicnkten und nur bie 
Regeln des Verhaltens aufzuflehen beabfichtigten, welche die Beziehungen zwischen 
Griechenland und der Türfei leiten follten, beeile ich mich, Ahnen mitzutheilen, 
daß die Regierung den in der Erllärung der Eonferenz ent» 
hbaltenen allgemeinen Srundfägen internationaler Rechts— 
wijtenihaft beipflihtet und entſchloſſen iſt, ihre Haltung mit 
denjelben in Einklang zu bringen Indem ih Ew. Exc. un die 
Freundlichkeit erfuche, dieſe zuſtimmende Erflärung zur Kenntniß der Conferenz 
gelangen zu laſſen, gebe id mich ter Hoffnung hin, daß die ſechs Großmächte 
mit Würdigung der Schwierigkeiten der Lage das Verlangen Griechenlands aner⸗ 
kennen werden, fi ihrem Wunſche zu fügen und, jo viel in feiner Macht ſieht, 
zur Erbaltung des allgemeinen Friedens beizutragen.“ 

10. Sehr. (Deutfhland — Nordd. Bund: Preußen). Tas Abg.⸗Haus lehnt die 
vom GEultusminifter v. Mühler beantragte Aufhebung des Art. 25 der Ver⸗ 
fafjung bez. Unentgeltlichkeit der Volksſchule mit 202 gegen 137 Stimmen ab. 

. « (Defterreidelingarn: Defterreih). Die niederöfterr. Mitglieder des Abg.⸗ 
Hauſes berathen darüber, auch den Beſchluß des niederöflerr. Landtags bez. 
Einführung directer Wahlen des Reichſsraths zur Eprade zu bringen. Tie 
Regierung erllärt, die Frage felbft in die Hand nehmen zu wollen. 

«- « (Zürlei: Rumänien), Der Fürſt 1d8t die Kammer, in der die Partei 
des geftürzten Brationo noch die Majorität hat, auf und ordnet Neuwahlen an. 

11. „ (Türkei) Die Pforte beginnt die Autonomie der Sporadın zu brechen 

und fie ſchärfer als bisher ihrem Regiment zu unterwerfen, was ihr aud) ohne 
großen Widerftand gelingt. 

» (Spanien). Eröffnung der conftituirenden Cortes. 

12. „ (Briedenland) Die Regierung zieht ihre Truppen aus der bißherigen 
Kriegsftellung zurück. 

13. „ (Deutſchland — Bayern). Die Abgeoidnetenkammer verwirft mit 92 
genen 48 St. den Antrag auf Einführung des allg. und direcien Mahliuftens. 

.„» # (Oeflerreid-Ungarn: Oeſterreich). Ter Raifer verweigert den Beſchlüſſen 
derjenigen Landtage, weldhe im Schulauffichtsgefege der Kirche theils einen zu 
großen, theils einen zu geringen Einfluß einräumen wollten, feine Sanction 
und octropirt den betreffenden Krenländern proviſoriſche Echulauffichtsgeieke. 

„0. (Belgien). Sie I. Rammer genehmigt ein ihr von der Regierung bor« 
gelegtes Geſetz, das jede Abtretung einer belgischen Eiſenbahn an eine außs 
wärtige Oefellihaft von der Genehmigung der Regierung abhängig madt, 
mit 61 gegen 16 Stimmen. 

„ „ (Zürktei), Mobdification des Miniſteriums. Mithad Paſcha, die Seele wirk⸗ 
licher Reformen, wird als Gouverneur von Bagdad von Konſtantinopel entfernt. 

— „ (England). Die vorausfichtlihe Verwerfung des Alabama⸗Verirags durd) 
den Senat der Bereinigten Staaten ruft in England cine lebhafte Bewegung 
hervor. Die bffentlihe Meinung jpricht fi auf alle Gejahr Hin entihieden 
gegen jedes weitere Rachgeben aus. 
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15. Behr. (Deutfhland — Nordd. Bund: Preußen). Die Stadt Frankfurt 
will fi zu einem Receß herbeilafien, aber nur, wenn die Regierung fie mit 
3 Mill. abfinde. Die Regierung will fih nur zu 2 Mill. berbeilaffen. 

v„ u (Franfreih). Die officiöſen Blätter fprechen ſich fehr ungehalten über die 
beigifche Regierung aus, die die Eifenbahnen nicht in die Hände Frankreichs 
fallen laſſen will und laſſen über ihre Gelüfte nad) einer allmähligen Annexion 
Belgiens keinem Zweifel Raum. 

16. „ (Defterreiä-Ungarn: Oeſterreich). Die Regierung erflärt ſich bereit, 

dem Ausjchufle des Abg.⸗Hauſes die galiziſche Refolution vorzulegen, wenn 

diefer fie darum fchriftlich erjuche, nachdem er zugegeben bat, daß die Ru 
gierung dazu nicht verpflichtet fet. 

(Bereinigte Staaten. Das Repräfentantenhaus lehnt einen Antrag 
auf Beſteuerung der Staatsbonds ab. 

17. „ (Italien). Der Appellhof von Neapel anerkennt das Recht eines fatholifchen 

Vriefters, ein Ehe rechtägiltig Ichließen zu können. 

18, „ Die (Pariſer Eonferenz) nimmt in ihrer Schlußfigung die Antwort 
Griechenlands auf die an dasſelbe gerichtete Declaration entgegen. Sowohl 
die Pforte als Griechenland erklären fih zur Wiederaufnahme ihrer gegen- 
feitigen diplomatifchen Beziehungen bereit. Genehmigung des Schlußprotokolls. 
Dasſelbe bejagt: 

„... Der franzöfiihe Bevollmächtigte glaubt, ohne die Ergebniffe der 
Conferenz übertreiben zu wollen, daß ihre Bedeutung billigerweile nicht bes 
ftritten werden Tann, indem die bei der Verſammlung vertretenen Gabinette 
glüdlih den Gonflict, der im Begriffe war, im Often auszubreden, abge 
wendet, und dadurd eine Urjache europäifcher Berwidlungen entfernt haben. 
Ter Marquis de Lavalette ſchließt fih außerdem dem Fürſten Metternich in 
der Hoffnung an, daß das von der Konferenz gegebene Beijpiel nicht 
verloren fein, und das kraft und im Geifte des Protokolls von 1856 vollen- 
dete Friedenswerk als Präcedenzfall mehr und mehr angezogen werden möge, 
wo Differenzen durch gemeinfame Berathungen gefchlichtet werden können.” 

„ . (Deutihland — Nordd. Bund: Preußen) Das Abg.Haus beihlicht 

nach heftiger Debatte gegen den Minifter Mühler einen Staatszufhuß zu 

der Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe der Volksſchullehrer. 

» (Belgien). Auch der Senat genehmigt mit 36 gegen 7 Stimmen das 
Geſetz, das die Abtretung belgifher Bahnen an ausländiſche Geſellſchaften 
vereiteln Toll. 

»„ (Briedenland) Die noch in ®riechenland zuridgebliebenen Candioten 
verlangen nunmehr auch, wieder in ihre Heimath zurüdgeführt zu werden. 
Granfreich ſtellt hiefür Schiffe zur Verfügung. 

21. „ (Schweiz) Der Gr. Rath des Kantons Teſſin enticheidet fi für das 
Sotthard» und gegen das Qulmanier-Alpenproject, wodurd das legtere geradezu 
unmöglich gemacht wird. 

21. „ (Frankreich). Die unabhängige Preſſe läßt ſich von der officiöfen nicht 
fortreißen und tritt auf die Seite Belgiens. Die offlcidje Brefle wird dadurch 
genöthigt, wenigftens einigermaßen einzuziehen. 

» (Verein. Staaten). Beide Häufer des Eongrefieß haben fi darüber ge 
einigt, das Wahlreht der Farbigen in allen Staaten der Union durch ein 
Amendement zur Berfaffung feitzuftellen. 

22. „ (Deutfhland — Nordd. Bund). Der Bundeskanzler trägt im Bunbes- 
rath aufllebertragung des Minifteriums und des Etat der ausw. Ungelegen- 
beiten Preußens auf den Bund an. . 

,„ (TZürt N Die turkiſchen Häfen werden den griech. Schiffen wieder geöffnet. 

(Deutfhland — Bayern), Die Abgeordnetenlammer nimmt das ihr 
von der Regierung vorgelegte Schulgeieg, daB die Schule von der Kirche un- 
abhängiger geftalten foll, jchließlich mit 114 gegen 26. Stimmen an. 

24. „ (Schweiz). Der Bunbesrath entſcheidet fih dafür, die Frage einer Revifion 
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der Bunbesverfafjung für diefes Jahr in den Räthen von ſich aus nicht zur 
Verhandlung zu bringen. 

24. Sehr. (Tünemark). Beide Thinge des Reichstags einigen fi über den jährs 
lichen Beitrag Dänemarks an die Yinanzen Islands. 

25. „ (Spanien). Die Eortes beflätigen den Marſchall Serrano al8 Haupt der 
proviforifchen Regierung. Derſelbe behält vorerfi das bisherige Minifteriun 
bei, deifen Seele der Kriegsminifter Print if. 

26. „ (Beutfhland — Nordd. Bund: Preußen), Der Neck mit Frankfurt 
kommt nur dadurd zu Stande, dak der König die dritte Mill. der Abfin⸗ 
dung aus feinen PBrivatmitteln beifligt. Der Finanzminifter bezeichnet dieß 
im Abg.⸗Hauſe als Gnadengeſchenk. 

.. „ Ddeutſchland — Bayern) Die Abg.Kammer nimmt den neuen Civil⸗ 
prozeß mit 113 gegen 13 Stimmen an. 

.,„ (Tranfreid) Ser Geſetzgeb. Körper meist nad langer und heftiger Tebatle 

über die bisherige Finanzwirthſchaft der Stadt Paris den Geſetzentwurf bez. 

derjelben an die Commiſſion zurüd. Der Eindruck der ganzen Tebatte ift der 
einer entichiedenen Ricderlage der Regierung. 

„ (Schweiz). Das Bolt des Konten: Thurgau genehmigt in allg. Ahftim- 
mung die ihm vom Berfaffungsrathe vorgelegte neue Verfaſſung mit Referen⸗ 
dum und Smitiative. 

» u (Berein. Staaten.) Peite Häufer des Congreſſes anerfennen die Ber: 
pflichtung der Union, Zinſen und Capital der Staatsbonds in Bold auszu— 
zahlen. Der abtretende Präftdent Johnſon fanctionirt den Beſchluß nicht. 

— „W (Defterreih:tingarn: Defterreih). Die Regierung legt die beabfichtigie 
Wahlreform des Reichsraths vorerft wieder zurück. 

— „ (Öolland). Lebhafte Agitation für und gegen die confeffionzloje Schul⸗ 
gejegebung von 1857, namentlih auch mit Rüdfiht auf die bevorfichende 
Reuwahl der 1I. Kammer. 


. März. (Deutſchland — Norbd. Bund). Sachſen trägt im Bunbesraih 
auf Errichtung eines Bundes⸗Oberhandelsgerichts und zwar mit dem Sitz in 
eipzig an. 
„ (England). Gladſtone legt dem Unterhaus feine Bil für Abſchaffung der 
iriſchen Staatskirche vor. 

— „ Deutſchland — Bayern) Lebhafte Agitation in der Pfalz für Er— 
ſetzung der getrennten confeffionellen Schulen durch Communalſchulen. 

— „ (Deutfhland — Baden). Die römiſche Curie beharrt darauf, dem Dom⸗ 
capitel von Freiburg eine Ergänzung der Candidatenliſte für den erzb. Stuhl 
zu verbieten. Derfelbe bleibt daher noch weiter unbeſeht. 

— „ GFrankreich und Belgien). Officidje Verhandlungen bez. der Eiſenbahn⸗ 
frage. Ber belgiſche Geſandte geht von Paris nah Brüſſel, der franzöfiiche 
(de la Gueronniere) von Brüffel nad Paris, 

„ (Srankreih). Die Regierung fett im gejehgeb. Körper nur mit Außerfter 
Mühe den Geſetzesentwurf bez. des neuen Anlehens der Etadt Paris durd 
mit 147 gegen 97 Stimmen. 

3. „ (Deutigland — Nordd. Bund: Prenken). Der Entwurf einer neuen 

KreiSordnung findet von Seite der Vertrauensmänner wenig Beifall. 

« « (Spanien). Die Eortes wählen eine Commiſſion für Ausarbeitung eines 
Berfeffungsentwurfs. 

e (Berein. Staaten). Das Repräfentantenhaus will die fpeciell gegen 
Präſ. Yohnjon erlaffene Aemterbeſetzungsacte nunmehr wieder aufheben, der 
Senat verweigert jedoch feine Zuftimmung. 

„ (Deutfchland — Rordd. Bund). Eröffnung des Reichstags. Thronrede 
den Königs von Preußen. 

„ (Rerein. Staaten). Grant tritt die Präfiventihaft der Union an. In⸗ 
augurationsrede desielben. 
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März. (Verein. Staaten), Braf. Grant ernennt jein erſtes Cabinet. Der 
Senat zwingt ihn zu Modificationen. 

v„ (Deutihland — Nordd. Bund: Preußen) Schluß der Landtags⸗ 
jejfion durch den Minifterpräfidenten. 

„ (England). Die Regierung jchlägt dem Parlament ftarfe Erjparungen 
in den bisherigen Ausgaben für Heer und Flotte vor. 

» (Deutihland — Seifen). Die II. Kammer nimmt den Militäretat nach 
ten nordd. Gefege von 225 Thlr. per Kopf an und fügt fi damit that⸗ 
jählih dem preuß. Verlangen nad Einführung des preuß. Gagenſatzes. 

»„ (Defterreid-Ungarn: Delterreih). Das Abg.⸗Haus beichliekt gelegentlich 
der Budgetberathung, den Bilchof Nudigier von Binz auf feine normalmäßige 
Dotation berabzufehen und die ihm bisher außerordentlich zugeftandenen Ein⸗ 
fünfte zu entziehen. 

„ (Norwegen). Der Storthing beſchließt die Einführung jährlicher Seffionen. 
Der König janctionirt den Beſchluß. 

, (BDeiterreih-Ungarn und Stalien) nähern ſich einander ſehr entichieden. 
Die beiden Höfe überhäufen ſich förmlich mit Artigfeiten. 

„» (Srantreih und Belgien) Der franzöfiiche Geſandte fehrt von Paris 
nad Brüffel zurüd, Die Unterhandlungen über vie Eifenbabnfrage treten 
vom Standpunkte officiöfer Bemühungen in dasjenige officielleer Schritte. 
AA weigert fih, die Verträge vom 30. Januar als YAusgangspunft an⸗ 
zunehmen. 

„EGchweiz). Das Volk des Kantons Luzern genehmigt in allg. Abſtimmung 
die ihm von Gr. Rath vorgelegte revidirte Verfaſſung. 

. (Griechenland). Die noch zurüdgebliebenen Candiotenfamilien fangen an, 
in ihre Heimath zurüdzufehren. Bon noch ca. 30,000 Köpfen fehren alle 
bis auf ca. 5000 zurid, die fich definitiv in Griechenland angefiedelt haben. 

„ (Berein. Staaten). Beide Häufer des Gongrefies erklären ſich neuer» 
dings für Zahlung der Bonds in Gold. Präfident Grant fanctionirt den Bes 
ſchluß fofort. 

» (Rußland), Im den norbweftlihen Gouverneinents wirb der polnischen 
Bevölferung ſogar der Gebrauch polniſcher Elementarihul- und Lehrbücher 
verboten. 

»„ (Türkei). Die Pforte erklärt fi ohne Erfolg gegen die officielle Diplo» 
matie Rumäniens. 

„ (Deutfdland — Nordd. Bund). Der Reichstag erklärt fi wie in der 
vorigen Seſſion neuerdingd und zwar mit 140 gegen 51 Stinmen für ges 
jenlihe Sicherung der Webefreiheit in den Landiagen oder Kammern der 
Bundesftaaten. 

„ (Defterreih-Ungarn: Defterreih). Das Abg.⸗Haus votirt das Landwehr⸗ 
geſetz als Ergänzung des Wehrgeſetzes, in dem Sinne, daß die Landwehr 
im Gegenſatz gegen die Honved⸗Landwehr⸗Armee in Ungarn lediglich eine 
zweite Reſerve der activen Armee bildet, lehnt dagegen eine föderaliftiihe Or- 
ganifation der Landwehr nah Kronländern mit 81 gegen 59 Stimmen ab. 

„ DOeferreid-Ungarn: Ungarn). Die Regierung ift bemüht, die bisherige 
Autonomie des ſiebenbürgiſchen Sachſenlandes zu brechen. 

, et Aufftand in Xerez. Derjelbe wird von den Truppen unterbrüdt. 

CTuͤrkei: Aegypten). Die Schleufen des Suezcanals werden geöffnet. Der 
Erfolg ift ein vollftändiger. 

„ (Oefterreih-Ungarn: DOefterreih). Das Abg.-Haus Ichnt das ihm von 
der Regierung zugemuibete Landfturmgejeg gänzlich ab. 

»„ (Bortugal). Ein kgl. Decret vermindert die Zahl der Abgeordneten 
zur Deputirtenfammer: ftatt aus 179 fol diefelbe in Zukunft nur aus 107 
Mitgliedern beftehen. | 

» (Srantreid). Der Gejeigeb. Körper verwirft den Antrag der Oppofition, 


für 1870 nur 80,000 M. Reeruten zu bewilligen, und votirt wie bisher feit 
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1866 die vollen 100,000 Mann. Niel gefteht, daß die Organifation der 
mobilen Rationalgarde (Landwehr) auf vielfade Schwierigkeiten ſtoße. 

21. März. (Spanien) In Madrid wird eine proteftantiiche Kapelle öffentlich und 

feierlich eingeweiht. 
# « (Griedenland) nimmt feine diplomatischen Beziehungen zur Pforte 
wieder auf und ernennt Rhangabe zum Gefandten in Konftantinopel. 

3. „ (BDeutiägland — Württemberg) Die Nachwahlen zum Zollparlament 
fallen wiederum entſchieden antipreußiich aus. 

„ (Srankreih und Belgien) vereinbaren eine gemeinfame Erklärung bez. 
der Eiſenbahnfrage. Die Differenz foll dur eine gemiſchte Commiſſion er⸗ 
ledigt, die Berhandlungsbafis derjelben aber erft feftgejegt werben. Der bel⸗ 
giſche Minifterpräfident geht zu diefem Behuf felber nad Paris. 

» (Brantreid). Der Raifer behandelt im Staatsrath die Abſchaffung der 
Urbeiter-Dienfiblicher wie eine Haupt» und Staat8-Action. Die öffentliche 
Meinung kann eine ſolche darin nicht erlennen. 

„ (Türkei: Rumänien). Die Pforte gefteht Rumänien das unbeſchränkte 
Munzrecht zu, aber unter Bedingung. Rumänien nimmt die Gonceffion an, 
ohne fi an die Beringung zu halten. 

» (Oefterreid-Ungarn: Ungam). Das Refultat der Landtagswahlen beläßt 
der Deakpartei die Majorität. Doch ift diefelbe mwejentlich gejchwächt aus dem 
Wahlkampfe hervorgegangen. 

„ (Türkei: Montenegro). Große Tauffeierlichkeiten in Cettinje. Der Kaiſer 
von Rußland if Taufpathe und jein Stellvertreter benligt die Gelegenheit 
zu einer jlaviſchen Demonftration. 

„  « (Briedenland). Der König verfügt die Aufldfung der Kammer und 
ordnet Neuwahlen an. 

531. „ Gchweiz). Die Regierungen des Nordd. Bundes, Spaniens und Badensß 

ären fi für das Project einer Gotthard⸗Alpenbahn und zwar mit Aus⸗ 
Ihluß aller andern Projecte und ftellen dafür Subventionen in Ausſicht. 
»„ e (Berein Staaten). Beide Häufer des Congreſſes verftändigen ſich über 
eine wenigftens eiwelche Modification der Aemterentjegungsacte. 


1. April. (Frankreich). Debatte des gefeggeb. Körpers über die officielen Can⸗ 

dibaturen. Die ierung erflärt, auf biefelben nicht verzichten zu wollen. 

„ (Branfreih). Generaldebatte des geſetzgeb. Körperß iiber das Budget 

für 1870. Thiers dringt neuerdings auf die Einführung der Miniſter⸗ 
veranwortlichkeit. 

Griechenland). Der neue Finanzminiſter confatirt. die von Bulgaris 

noch vollends zerrüttete Finanzlage des Landes. 

„ (Deutfchland). Wiebererdffnung der am 81. Juli 1867 vertagten Bundeß⸗ 

liquidationscommiffion in Münden. 

— , (Deutihland — Württemberg). Der künftige Thronfolger wird ber 
hufs feiner militäriſchen Ausbildung nad Berlin gejchidt. 

— „ (BDeutihland — Baden). Die ultramontane und die großdeuiſch⸗demo⸗ 
kratiſche Partei geben fi die Hand zu einer Agitation behufs Einführung 
des allg. und birecten Wahlrechts und Auflöjung des gegerrwärtigen Landtags. 

— (Rußland). Der polniſche Biſchof von Auguſtowo, Graf Lubienski, ruft 

feinen Delegirten im roͤmiſch⸗katholiſchen Eollegium in St. Petersburg ab, 
Er wird dafür aufgehoben und fol ins Innere von Rußland transportirt werden, 
firbt aber auf dem Wege in Niſchni⸗Rowgorod. 

„ (ARubland). Durch k. Ulas werden auch die Ktronbauern in den Oſtſee⸗ 

Provinzen emankipirt. 

6. „ (Spanien). König Ferdinand von Portugal lehnt die ſpaniſche Krone ab. 
— Beginn der Debatte über den Berfafiungsentwurf. 

»  » (Deuiihland — NRordd. Bund) Reichstag: der Abg. Hagen bringt 
die Verordnung des Bunbespräfidenten vom 22. Dec. 1868 bez. Befreiung 
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der Offiziere von Sommunalabgaben zur Sprache. Die Frage wird zumächfl 

einer Commiſſion zur Prüfung überwiefen. 

Apr. (Türkei: Rumänien). Reumwahlen zur II Sammer: Die Bartei Bratiano 
unterliegt in derjelben vollfländig und bildet in der neuen Kammer nur mehr 
eine Kleine Minderheit. 

„ (England), Der Tinanzminifter legt dem Unterhaufe das Budget für 
1870 vor. Daßſelbe fchliegt zu allgemeiner Ueberraſchung mit einem netten 
Ueberſchuß, der wiederum zur Abſchaffung mehrerer läftiger Steuern verwen» 
det werden joll. 

« (Brantreid) Die Regierung und die Mehrheit des gef. Körpers Ichnen 
1% Bemiligung eines weiteren Zuſchuſſes für Penſionen ausgedienter Schul⸗ 

ebrer ab. 

„ (Beutihland — Bayern). Fürft Hohenlohe regt durch Eircularbepeiche 
eine gemeinfame Verfländigung der europ. Regierungen bez. ihrer Haltung 
dem bevorftehenden vaticanıschen Eoncil gegenüber an. 

„ (Srankreih). Debatte des geſetzgeb. Körpers über die Haltung Frankreichs 
gegenüber dem bevorfichenden Goncil. Die Regierung erklärt, der Theilnahme 
der Biſchöfe nichts in den Weg legen zu wollen, ift aber noch nicht entſchloj⸗ 
fen, ob fie fih auch ihrerjeitS auf dem Eoncil vertreten lafien will, wie auf 
früheren Goncilien. 

„ (Deutjgland — Bayern). Beide Kamınern einigen ſich bez. des neuen 
Gemeindegeſetzes. 

(Frankreich). Debatte des geſetzgeb. Körpers über die auswärtigen Ange 
legenheiten. Die Majorität iſt mit der Regierung über die Erhaltung des 
Friedens einverftanden, wofern Preußen fi innerhalb der Beſtimmungen des 
Prager Friedens hält, 

„ (Verein. Staaten). Präfivent Grant dringt in ciner Botſchaft an den 
Congreß auf endliche Reconftruction der noch nicht reconſtruirten Südftaaten. 
Beide Häufer entiprehen dem Verlangen und crtheilen Grant Vollmach⸗ 
ten dazu. 

„ (Frantreih u. Belgien). Trere-Orban übergibt der franz. Regierung 
einen Entwurf behufs Köjung der Eiſenbahnfrage; derjelbe läuft auf eine bloße 
Tarifconvention hinaus. 

„ (Italien). Der Kriegsminifter legt dem Parlament den Entwurf einer 
Armee-Reorganijation vor. 

„ (Dänemart) Der König löft das isländiſche Althing auf und ordnet 
Neuwahlen an, um der neuen Vertretung der Inſel einen umgearbeiteten 
Entwurf eines Verfaſſungsgeſetzes vorzulegen. 

,„ (Rerein Staaten). Der Senat nimmt den mit England abgejcloffenen 

Naturalifirungsvertrag an, vermwirft dagegen den Alabamaverirag mit allen 

gegen bloß eine Stimme. 

(Deutihland — Nordd. Bund). Hamburg trägt als Zwiſchenzug 
gegen das beabfichtigte Bundes⸗Oberhandelsgericht auf ein oberſtes Bundes» 
gericht Überhaupt an. Der Bundesrath geht nicht darauf ein. 

» Deutfähland — Bayern). Beide Kammern einigen fi bez. des neuen 
Armengeſetzes. 

GEFrankreich). Die Agitation für die bevorſtehenden Wahlen zum 
geietigeb. Körper ift bereit8 in ganz Frankreich eine fehr lebhafte. 

„ (Deutfhland — Nordd. Bund). Ter Reihstag ſpricht ſich gegen die 
Anficht des Bundeskanzlers mit 111 gegen 100 Stimmen für Erridtung 
verantwortlicher Bundesminifterien auß. 

„ (Oefterreih-Ungarn: Lelterriid). Ser Kaiſer ernennt den Grafen 
Taaffe mit Zuftimmung fjämmtlider Minifter definitiv zum Minifter« 
präfidenten. 

„ (Schweden), Der Reichstag lehnt den Entwurf zu einer Reorgamilation 
der Armee ab. 
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17. Upr. (Rußland). Die den polniichen Gutsbefigern der norbweilichen Gouver⸗ 


18. 


19. 


20. 


26. 


nemenis willkürlich auferlegte außerorventliche Gteuer wird etwas ermäßigt, 
aber dafür zu einer bleibenden gemacht. 

. —— Das Boll des Bantons Zürich genehmigt in allgem. Abſtim⸗ 
mung die ihm dom Verfaffungsrathe vorgelegte neue Berfafiung mit Refe⸗ 
rendum und Initiative. 

„ (Deferreid- Ungern: Defterreih). Der Berfaffungsausihuß unterzieht 
die — Reſolution feiner Specialberathung. 

(Frankreich u. Belgien). 2 Die franzöfiihe Regierung erllärt den Vor⸗ 
” idlag Belgiens vom 1 M. für unannehmbar. Bröre verlangt einen 
ſchriftlichen Gegenantrag. 

„ (DBeutigland — Bayern). Die Abg. Kammer beſtimmt als Eits 
führungstermin für den neuen Civilprozeß den 1. Juli 1870. 

» (Deftereig-Ungarn: Oeſterreich). Der Reichsrath beftellt feine Dele⸗ 
gation. Die Bolen betheiligen fi an der Wahl. 

»„ (Türkei: Serbien) erhält von der Pforte das Zugeftändnik, Handelsver⸗ 
träge jelbfländig abſchlieken zu dürfen. 

„ (Deutfäland — Nordd. Bund). Der Reihstag genehmigt den auf das 
Budget des Bundes für 1870 übertragenen Etat des Auswärtigen. 

-» (Deutihland — Bayern). Weußerungen des jefuitiich gefinnten Biſchofs 
von Regensburg in Schwandorf. 

„ (Defterreid-Ungarn: Ungarn). Eröffnung des Landtags. Die Thron 
rede ſucht eine Aera innerer Reformen zu inauguriren. 

(Defterreid- Ungarn: Ungarn). Die Regierung hebt das bisher noch 
” beitandene Subernium in Klaujenburg auf: die Einverleibung Siebenblrgens 
iR damit eine vollftändige. 

(Schweiz). Die am Gotthardprojecte betheiligten Kantone und, Eiſen⸗ 
” bahn gefelfichaften verzichten auf jede Subvention für das Unternehmen bon 
Seite der Eidgenofienichaft. 

„ (Deuticland — Rordd. Bund). Der Bundesrath lehnt die vom Reichs⸗ 
tag beichlofiene Redefreiheit für die Mitglieder aller Landtage des Bundes ab 
und beſchließt das Geſetz bez. den Unterſtützungswohnſitz einer Umarbeitung 
zu unterwerfen, d. h. in der von Preußen vorgeſchlagenen und im Ausſchuß 
nur mit — durchgeſesten Faffung zu verwerfen. 

C(Deutſchland — Bayern), Die Reichsrathskammer modelt daß Schul⸗ 
geſetz im ef der Kirche weientlid um und nimmt das jo veränderte 
Geſet mit allen gegen 9 Stimmen an. 

„ (Deutidland — Rordd. Bund). Der weigeies geſteht die Erhöhung 
der Marineanleihe von 10 auf 17 Mil. Thlr. 

„ (Bekerreih-Ungarn: Oeſterreich. Das —* "Haus genehmigt das ihm 
von der Regierung vorgelegte jehr liberale Volksſchulgeſetz. 

„Grankreich u. Belgien). Die Unterhandlungen jdeinen ins Stoden zu 
gerathen. rere droht mit feiner Abreife. Wudienz befielben beim Sailer. 
Es wird eine Berhandlungsbafis gefunden. Froͤre bleibt wieder und unter 
handelt weiter. 

„ (Italien). Der Finanzminifter legt der II. Kammer daß Budget für 
1869 vor und ein Syflem von drei Mafregeln behufs Dedung des Deficits. 

»„ (Deutigland — Bayern) Die Abg.-Kammer gibt dem Widerftande 
der Regierung nach und verzichtet darauf, aud die flehende Urmee für ges 
meine ergehen und Verbrechen den bürgerlihen Gerichten zu unterftellen, 
um die Neuordnung der Militärftrafrechtspflege zu Stande zu bringen. 

„ (Schweiz). Die Landsgemeinde von Appenzell J. Th. verwirft die ihr 
ee neue Berfaflung. 

land — Nordd. Bund). Die Regierung kündigt dem Reichstag 
. ganze Reihe von Vorſchlaägen für neue Steuern an. t 
« (Deutihland — Bayern). Die Abg.⸗Kammer vertoirf bie Modificationen 
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des Reichßraths im Schulgeſetz, der Reichſsrath beharrt jedoch darauf und 
bringt damit das neue Schulgeſetz zu Fall. 

26. Apr. (Frankreich). Nah Bewilligung des ordentlihden und außerorbentlichen 
Budgets für 1870 und eines Geſetzes, das nad dem Vorſchlage des Kaiſers 
zur Feier des hundertjährigen Geburtstages Napoleons jedem alten Soldaten 
der Republik und des Kaiſerreichs 250 Br. Penſion ausſetzt, werben die 
Kammern geſchloſſen. 

27. „ (Frankreich u. Belgien). Froͤre⸗Orban unterzeichnet in Paris ein Pro⸗ 
tofoN für Löfung der Eifenbahnfrage: es ſoll eine gemiſchte, nicht-politifche 
Commiſſion eingejeßt werden. Die Gefahr für Belgien ift abgewendet. Froͤre 
lehrt von Paris nah Brüſſel zurüd. 

28 „ (Deutfhland — Rordd. Bund), Der Reichstag ſpricht fi mit großer 
Mehrheit für Erweiterung der Competenz des Bundes auf das gefammte 
bürgerliche Recht, das Strafrecht und das gerichtliche Verfahren einſchließlich 
der Gerichtsorganiſation aus. 

28. „ (Defterreih-Ungarn: Defterreih). Die Regierung hebt die im Oct. v. I. 

über Böhmen verhängten Ausnahmsmaßregeln wieder auf. Die czechiſche 

Preſſe ſchlägt fofort wieder den alten Ton an. 

(Schweden). Der Reichstag beichlicht, den Entwurf zu einer neuen Unions⸗ 
acte mit Norwegen bis zur künftigen Seflion ruhen zu laſſen. 

29. „ (Deiterreih:Ungarn; Defterreih). Der Verfaflungsausihuß de Abg.- 

Haufes beichließt, demjelben bloß die Verdoppelung der Mitglieberzahl de3 

Haufes zu beantragen, dagegen die Frage einer Wahlreform und diejenige 

einer Kürzung der Wahlperioden der Würdigung der Regierung zu empfehlen. 

(Defterreih-Ungarn u. Preußen) Differenz und officiöjer Zeitungs: 

frieg wegen Veröffentlichung einer Depeſche Bismards aus dem Yahre 1866 

durch Oeſterreich. 

(Frankreich). Fortgang der Wahlagitation. Die Strömung iſt ent⸗ 
ſchieden gegen eine Fortdauer des ſog. perſonlichen Regiments. 
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1. Mai. (Deutſchland). Der Ausſchuß des deutſchen Proteſtantentags ladet die 
deutſchen Proteſtanten zu einer großen Verſammlung nach Worms ein. 

» Defterreid-Ungarn). Der Reichskanzler Graf Beuſt glaubt ſich auch 
über die franz.⸗belgiſche Differenz äußern zu müſſen und zwar auffallend zu 
Bunften Frankreichs. Die öffentlide Meinung ſpricht fich entſchieden mißbil⸗ 
ligend darüber aus. 

—  . (Deutihland — Baden). Die ultramontane, die großdeutiche und bie 

Volkspartei nehmen die Agitation gegen die Negierung und die Mehrheit der 
I. Kammer mit allem Nachdruck in die Hand. 

3. „ (Deutihland — Rürktemberg). Der greife Biſchof von Rottenburg + 

in Folge der von Rom erlittenen Anfechtungen. 

»„ (Stalien). Die Permanenten maden ihren Frieden mit der Regierung. 
Hoffnung einer genügenden und feſten Majorität für diefe in der II. Kammer. 

4 „ (Deutihland — Nordd. Bund). Der Reichstag genehmigt den Vorſchlag 
zur Errichtung eines Bundesoberhandelsgerichts in Leipzig. 

CGeſterreich⸗Ung arn: Defterreih). Das Abg.Haus nimmt für Cis⸗ 
leithanien die Bezeichnung Kaiſerthum Oeſterreich neben dem Königreich Une 

garn als einfache Gonjequenz der Bezeihnung Oeſterreich⸗Ungarn für die 

ganze Monardie an. 

(Deutfhland — Nordd. Bund) Der Reichstag nimmt den Antrag 
des Abg. Walde auf Gewährung von Diäten für feine Mitglieder mit 109 
gegen 94 Stimmen an. 

„ (Defterreih:Ungarn: Defterreih). Der Biſchof NRudigier von Linz, bes 
Verbrechens der verjuchten Störung der dffentlihen Ruhe angeklagt, muß ge 
waltjam vor das weltliche Bericht vorgeflihrt werben, 
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5. Mei (Spanien). Die Corte genehmigen die Urt. 20 u. 21 des Berfaffungs- 

entwurf8, der wenigſtens die bisherige Blaubenseinheit Spaniens durchbricht. 

6. „ (Türkei). Ber Sultan hält bei Belegenbeit feines Beſuchs bei der Pforte 
neuerdings eine Art Thronrede. Kurz zuvor hat die Pforte auch ein diplo⸗ 
matiſches Nothbuch, ganz wie andere europ. Regierungen, veröffentlicht. 

„ (England). Die Bil für Abſchaffung der irifhen Staatskirche hat, wenn 
auch nicht unbeichäbigt, Doch im Ganzen glüdlich das Unterhaus paflirt und 
geht nun ins Oberhaus. 

„ » (ABItalien). Das Gabinet gibt feine Entlaffung, um ein der neuen Majo⸗ 
rität entſprechendes Minifterium zu ermöglichen. 

10. „ (Schweiz). Der Bundesrath unterfagt Mazzini den ferneren Aufenthalt 

in den an alien und an Frankreich grenzenden Kantonen. 

„» » (Schweiz). Der Gr. Rath des Kanton Teffin beichlieht eine Repifion der 


aflung. 

» (Berein. Staaten). Bollendung der Pacific⸗Eiſenbahn. 

„ (Defterreid-Ungarn: DOcferreih). Das Abg.-Haus des Reichtraths bes 
ſchließi, Angefiht des nahen Schluffes der Seffion ſowohl die galiziiche Reſo⸗ 
Intion als die Wahlreform des Reichsratbs unerledigt von der Tageßorbmung 
abzujegen. Die Bolen proteftiren gegen den Beſchluß und lehnen die Berant» 
wortlidhleit für die Folgen ab. 

12 „ (Deutihland — Rordd. Bund). Der Reichstag verwirft den am 
5. Mai in zweiter Lefung angenommenen Antrag auf Gewährung von Diäten 
in dritter Leſung mit 110 gegen 100 Stimmen. 

13. „ (Stalien). Reubilbung des Eabinets Menabren aus den verſchiedenen Frac⸗ 
tionen der neuen Majorität. 

14. „ (Türkei). Der Sultan beftätigt einen von Daud Paſcha in Paris ab» 
—— Eiſenbahnvertrag. Derſelbe ſcheitert jedoch ſchließlich an der 

eigerung der oſterr. Südbahngeſellſchaft. 

(Taurkei: Aegypten). Der Bicelönig einigt fich mit dem Engländer Baker 
Aber eine Expedition in die Gegenden des weißen Nils behufs Unterdrückung 
des Sclavenhandels an einer ſeiner Hauptquellen und zugleich behufs Aus—⸗ 
dehnung der chaft des Viceldnigs in jenen Gegenden. 

15., (Deiterreih-Ungarn) lehnt die bayriſche Anregung bez. Schritten ber 

Borſicht gegen das bevorſtehende Eoncil glei Frankreich ab. 

»  . (Oefterreid-Ungern: Oeſterreich. Schluß der Seffion des Reichstags. 
Die Thronrede des Kaifers wirft einen befriedigten Rüdblid auf die Reſul⸗ 
tate der Gejehgebung für Defterreich feit dem Ausgleich mit Ungarn. 

„u (Kürlei: Serbien). Die Pforte zieht auch aus den Heinen ferbifchen 
Seftungen ihre bisher dort noch gehaltenen Garniſonen zurüd. 

17. „ _(Zürkei: Uegypten). Der Bicelönig tritt eine Reife an die Höfe der europ. 
Großmädte an, um die Souveräne zur feierlihen Eröffnung des Suezcanals 
einzuladen und zugleich über eine Modification reſp. Aufhebung der bisherigen 
fog. Eapitulationen zu unterhandeln. 

18. „ (Deutigland — Mordd. Bund) Zu Unterſtützung der Steuervorlagen 
der Regierung läßt der preußiſche Finanzminifter v. d. Heydt eine Denkichrift 
Aber die (jehr bedenklich geſchilderte) Lage des preuß. Staatshausbalts unter 
die Mitglieder des Reichstags vertheilen. 

19. „ (Berein. Staaten). Motley gebt ftatt Rev. Johnſon als Geſandter 
nad) London. Seine Inftructionen geben dahin, die Alabamafrage vorerfl 
ruhen zu laſſen, dagegen im Uebrigen mit England mögliäft gute Beziehun⸗ 
gen zu pflegen. 

20. „ (Spanien). Die Cortes genehmigen mit 214 gegen 71 Stimmen den 
Urt. 33 des Berfaffungsentwurfs, der die monarchiſche Stantsform aufrecht erhält. 

22. „ (Deutiäland — Bayern). Wllgemeine Zandiagswahlen: Die jogen. 

patriotiſche (antipreugifche) Partei erringt mit 79 gegen 75 Stimmen das 
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Uebergewicht in der Lünftigen zweiten Sammer, während bie erſte oder Reicht⸗ 
ratbsfammer ihr ohnehin angehört. 

23. Mai. (Deutfhland — Baden). Gegenüber der großdeutſch-⸗demokratiſch⸗ ultra⸗ 
montanen Agitation fchließen fi die Regierung und die Partei Der Majorität 
der II. Kammer wieder enger an einander an. 

„ (Brantreid). Allgemeine Wahlen zun gejeggeb. Körper. Das Refultat 
iſt nicht antidynaftiſch, aber entichieden gegen die Foridauer des perfönlichen 
Regiments und für die Wiederherſtellung wenigftend eines gemäßigten Rar- 
ne amud. In Paris fiegt die Außerfte Linke Wiederholte Unruhen 
in Paris. 

24. „ (Italien) Nttentat auf den öfterr. FML. Erenneville in Livorno. 

25. „ (Deutihland — Nordd. Bund u. Baden) jchliegen einen militäriſchen 

Treizügigfeitövertrag mit einander ab. 

E rarien Die Republikaner fangen an, ſich in ſog. Foöderativverträgen 

provinzenweiſe zu organifiren. 

26., (Deutſchland — Heſſen). Die II. Kammer verſucht es faſt einftimmig, 

ſich der Verordnung des Bundespräſidenten, die Offiziere den Gemeindeſteuern 

zu entziehen, zu erwehren. 

(Deutſchland — Nordd. Bund). Debatte des Reichſstags liber die 
Verordnung des Bundespräſidiums bez. Befreiung der Offiziere von Com⸗ 
munallaſten. Die Mehrheit begnügt ſich, eine geſetzliche Regelung der Frage 
zu wünſchen. 

Gfiechenland. Die Neuwahlen zur Sammer ergeben eine völlige Nieder⸗ 
Inge der Partei Bulgaris, aber auch für die neue Regierung feine ganz fefte 

ajorität. 

29, „ (Deutfhland — Bayern). Girculardepeihe des Fürſten Hohenlohe 
über das Reſultat der Landtagswahlen. Ber Für ift noch in der irrigen 
dee befangen, daß die patriotiihe Bartei in der ncum Kammer nicht Die 
Mehrheit habe und fi bald eine Scheidung in derjelben bilden werde. 

«  » (Deutfdland — Baden). Der Großherzog erklärt fi entigieden für die 

Negierung und die fie ſtützende national-liberale Partei und gegen die ultra» 
montansgroßdeutich-demofratiiche Agitation, deren Adreſſe er ablehnt. 


»D 
0 


80., (Italien). Die Regierung kann in der IT. Kammer doch nicht auf eine 
feſte Majorität rechnen. Dieſelbe verwirft die erfte der drei yinanzmaßregeln 
der Regierung für Deckung des Deficits. 

31. „ (Deutfchland). Großartige Proteftantenverfammlung in Worms. Dieſelbe 


beichließt eine Erklärung gegen die Einladung des Papfts, in die Gemeinfchaft 

der fath. Kirche zurüdzufehren. 

(Deutfhland — Rordd. Bund). Der Reichstag ſchließt feine Verhand⸗ 
(ungen über die ihm vom Bundesrath vorgelegte und vielfach in Tiberalem 
Sinn amendirte Gewerbeorbuung für den Bund und nimmt die Wechjel- 
ftenipelfteuer an, verwirft dagegen die Erhöhung der Branntweinfteuer mit Der 
impofanten Mehrheit von 202 gegen 15 Stimmen. 

— , (Deutihland), Am Rhein madt ſich eine gewiffe Oppofition gegen die 

von Rom bez. des bevorftehenden Concils verfolgten Abfichten bemerkbar. 

— „ (Deutigland — Lugemburg) Die Feftungswerle find nad der franz. 
Seite hin wenigſtens theilmeife nunmehr abgetragen, nad) der deutſchen Seite 
hin fichen fie nod ganz unverjehrt da. 

— ,„ (Türklei) Die ruffiige Synode ftellt fi in der bulgariſchen Kirchenfrage 
auf die Eeite des griechiichen Patriarchen gegen die Pforte, die den nationalen 
Wuünſchen der Bulgaren gerecht werden möchte. 

— ,„ (Türtei: Montenegro) verlangt von der Pforte neuerdings die Abtretung | 
des Hafens von Spizza. Rußland und Preußen unterflügen das Geſuch; Defter- 
zei lehnt eine gleiche Unterflügung ab. Die Pforte ſchlaägt das Begehren | 
rund ab. 
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1. Juni (Deutſchland — Mordd. Bund). Der Reichstag lehnt auch die Börfen- 


Beuer mit 128 gegen 73 und die Braumalzftener mit 152 gegen 48 Stimmen 
ab. Die Steuerprojecte der preußiſchen Regierung find damit bey. des Reicht 


tags definitiv geicheitert. 
. Spanien). Die Eortes nehmen die neue Berfaffung als Banzes mit 214 
egen 56 Stimmen an. 
(Deutfhland — Nordd. Bund). Der Reichttag erflärt ſich für voll. 
” Rändige Gleichſtellung der Gonfefflonen dur Annahme eines aus feiner Inilia⸗ 
tive berborgegangenen Geſetzesentwurfs. 

- (Spanien). Die von der Regierung bewaffneten Freiwilligen auf Cuba zwin⸗ 
gen den Generalftatihalter der Inſel, General Dulce, diefelbe zu verlaffen. Die 
—— muß es rg gefallen Lafjen und erſetzt Dulce durch Gaballero de Rodas. 

-„ (BDeutidland — Zollverein). Eröffnung des Zollparlaments. 

—— — Belgien). Die franzbelgiie Commiffion behuft 2d- 

"fung ber Eiſenbahnfrage beginnt ihre Arbeiten in Paris, 

( ſchland — Nordd. Bund: Sachſen). Die allg. Wahlen zum Land» 
tage ergeben ein Uebergewicht der liberalen Fractionen. 

= (Mom). Die vorbereitenden Arbeiten für das Concil find meiſt vollendet. 
Inzwiſchen wird darüber das größte Geheimniß gefordert und beobadhtel. 

„ (England). Eine Berfammlung toryſtiſcher Peers beigliekt, die iriſche 
Kirchenbill gänzlich zu verwerfen. Agitation für und gegen die Bil. 

« (Italien). Die Linte der IT. Bammer Hagt einzelne Mitglieder ber 
Majorität der Beſtechung an. Der Abg. Major Lobbia will ſogar Beweije 
in Handen haben. Die Kammer beſchließt, eine Unterſuchung einzuleiten. 

„ (Sriedenland). Die Blokadebrecher Enofis und Kreta, in Wahrheit 
ſchon lange Eigenthum ber Regierung, gehen nunmehr Bffentlih in dasjelbe über. 

„ (Sämweis). Die öftlihen Kantone laſſen das Projed einer Lukmanier⸗ 
Alpenbahn als unmöglich getvorden fallen und beichließen, dem Gotthard ben 
Splügen entgegen zu ſetzen. 

„ (Brantreid). ie Radmahlen zum gejehgeb. Körper fallen für die Res 
gierung ungünftig aus. In Paris gewinnen indeß die gemäßigten Republis 
taner doch wieder die Oberhand. 

» (Rußland: Offeerprov.). Prof. a in Dorpat wird wegen feiner 
Bertheidigungsichrift für die Rechte Provinzen gegen die Angriffe des 
NAuffen Samarin feiner Stelle entjegt — geht nach ——8*— land. 

(Bolland). Die Neuwahlen zur zweiten Sammer fichern der liberalen 
” Partei definition die Oberhand, indem das Refultat 49 Liberale gegen 31 Con⸗ 
fervative ergibt. 

» (Italien) Das Minifterium zieht feine Vorlagen behufs Dedung des 
Deficits zurüd, da die Berwerfung derjelben durch eine Majorität der II. Kam 
mer bereitS außer Zweifel fteht. 

„ (Deutihland — Heſſen). Die Oppofition bringt die Mainzer Con⸗ 
vention neuerdings zur Sprache, jedoch ſchließlich ohne Erfolg. 

„ (S ‚panien). Der Herzog v. Montpenfier ehrt von ifaten nad Spanien 

zurü 

„ (Spanien). Die Eortes Segen, bis ein König gefunden fein wird, proviſoriſch 
eine NRegentihaft ein und wählen Serrano zum Regenten. 

» (Italien). Ungeblier oder wirklicher Mordanfall auf den radicalen 
Abe. Major Lobbia in Florenz. 

» (Rußland). Aufftand der Kirgiſen im Gebiete Uralsk, weil ihnen eine 
ſtrammere Drganifation auferlegt werden fol. 

. (Züurkei). Die Pforte beſchwert ſich fiber die Reife des Vicelömigs von 
Aegypten an bie europ. Hoͤfe und über die Bolitit des ſelben überhaupt und 
verlangt eine ſtrengere Unterordnung desſelben unter ihre Suzeränetät. 

GBerein. Staaten) Die Regierung verhindert Expeditionen zur Unter⸗ 
Antzung der Inſurgenten auf Cuba. 
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16. Juni. (Deutſchland — Zollverein). Bollparlament: bie Regierungen legen ihm 
einen neuen Zolltarif vor; eine Reihe von Bollabgaben joll theils ermäditigt 
theils ganz aufgelaffen werden, aber nur gegen Bewilligung des im vborber- 
gehenden Jahre bereits abgelehnten Petroleumszolls. Derjelbe wird jedoch 
wiederum mit 155 gegen 93 Stimmen abgelehnt. 

» (Brantreid). Ein Brief des Kaifers an den Abg. Madau läßt Darauf 
fließen, daß der Kaiſer nicht geneigt ift, dem im Wahlrefultat zu Tage ge 
tretenen Fingerzeige fih anzubequemen. 

„»  r (Schweiz) Die geiltlihe Synode des Kantons Bern erläßt einen Hirten⸗ 
brief gegen die wachſende Thätigkeit der kirchlichen Reformpartei. 

17. „ (Deutihland — Zollverein). Das Zollparlament geſteht den Re 
gierungen eine Erhöhung der Rübenzuderfteuer von 7% auf 8 Sgr. mit 143 
gegen 100 Stimmen zu. 

„ (Deutfhland — Nordd. Bund: Preußen). Feierliche Einweihung des 
neuen Rriegshefene an der Jahde dur den König felbft. 

„ (Leutfhland — Württemberg). Prof. Hefele in Tübingen wird ein- 
flimmig zum Biſchof von Rottenburg gewählt. Derfelbe it der römischen 
Eurie leineswegs persona grata, doch Tann fie gegen die Wahl und die 
Perſon nichts einwenden. 

18. „ (Deutigland — Nordd. Bund: Anhalt). Der Landtag will bez. 
der Auseinanderfegung zwifchen dem Herzog und dem Bande bez. der Domänen 
dem erftern nicht ganz zu Willen jein. 

20. „ (Schweiz), Das Volk des Kantons Yargau verwirft in allg. Abflimmung 
die Einführung des ihm vom Gr. Rathe vorgeſchlagenen bloß facultativen 
Neferendums. 

17. „ (Dänemark). Der König ſpricht bei Gelegenheit des Königsichießens feine 
fortvauernde Hoffnung auf Wiedervereinigung Nordſchleswigs aus und deutet 
auf die Möglichkeit neuer kriegeriſcher Verwidlungen hin. 

21. „ (Beutihland — Zollverein). Das Zollparlament lehnt den geforderten 

Petroleumszoll auch in der Schlußberathung der Tarifvorlage mit 157 gegen 

111 Stimmen ab. Die Regierung zieht die Vorlage zurück. 

(Deutihland — Zollverein). Schluß des Zollparlaments. 
Deutigland — Nordd. Bund). Schluß des Reichstages. 

Türkei: Rumänien). Die Regierung löst auch den Senat auf. 
(Zürkei: Serbien). Zufammentritt der Rationalverfammlung behufs einer 

Vereinbarung einer neuen Berfaflung. 

3 „ (Deutihland — Rordd. Bund: Anhalt). Der Landtag gibt in der 
Domänenfrage dem Herzog Ihlieklid) doch nad). 

24. „ (Frankreich). Berfammlung der Pariſer Friedenslige. Neben DR. Che⸗ 
valier xc. nimmt au P. Hyacinthe daran Antheil. 

25. „ (Deutfchland — Mordd. Bund). Der Bundesrath lehnt den Beſchluß 
des Reichstags für Ausdehnung der Bundescompetenz auf daß gefammte 
bürgerliche Recht ab. 

28. „ (HBrantreih). Eröffnung des geſetzgeb. Körpers in außerord. Seſſion. 

Rouher verliest eine Erklärung der Regierung, wonach fi die Verſammlung 

lediglich mit Wahlprüfungen befaffen ſoll und die Regierung die Frage von 

Reformen bis zur ordentliden Seſſion im Winter verſchoben wifien will. 
(Frankreich). Unzufrieven mit der Erflärung der Regierung vom 28. d. M. 

bildet fi im geſetzgeb. Körper eine Mittelpartei, welche dem Berfchleppungs- 

foftem durch eine Interpellation entgegen treten will. 
(Schweiz). Der Gr. Rath des Kantons Graubünden beichließt eine dem 

Volle vorzulegende NRevifion der Berfaflung. 

— „‚CGeutſchland — Bayern). Furſt Oobenlohe, defien Anregung bez. des 
Eoncils don den maßgebenden kath. Mächten, Frankreich und Deſierreich, ab- 
gelehnt worden ift, jucht wenigfiens mit Preußen und den übrigen beutfchen 
Regierungen ein Einverflänpniß zu erzielen, indeß mit nicht viel befferem Erfolge. 
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— mi. (Deutigland — Rorddentihland: Braunfgweig) Und Braun 
ſchweig laßt fi zu einer Militärconvention mit Preußen ber 


1. Juli (Deutfäland — Rordd. Bund). Graf Bismard erhält auf un 
beſtimmte Zeit Urlaub und geht nad) Barzin. 

-  n (Aubland). Aufhebung der bisherigen Erblicgleit des geiflichen Standes. 

2 „ (Kürten) Muflapha Yazyl Paſcha, der töbtlih gehaßte Vruder des Bice⸗ 
fönigs von Aeghpten, wird vom Sultan in demonſtrativer Weiſe zum Miniſter 
ohne Portefeuille ernannt. 

3. „ (Branfreid) Die Regierung ſucht der neu gebildeten Mittelpartei durch 
eine Interpellation in ihrem Sinne die Spike abzubredhen. Die dee findet 
keinen Anklang und muß aufgegeben werden. Selbfi die Mitglieder der alten 
Majorität ſcheinen wankend geworben zu fein. 

4. „ (Trantreid). Die neue Mittelpartei im geſetzgeb. Körper beſchließt, in 
ihrer Interpellation geradezu die Minifterverantwortlichleit zu begehren. Die 
Partei iR im Wachſen begriffen. Die Linke hält ihrerjeiis zurück. 

- s (Sywei,). Das Bolk des Kantons Bern genehmigt die ihn vom Großen 
Ratte vorgeihlagene Einführung des obligatorifhen Referendums in die 


Berfafiung. 

6. „ (Deutfdland). Die Bundesliquibationscommiffion in München bringt eine 
Uebereintunft zwiſchen den jildd. Staaten und dem nordd. Bunde bez. gemein- 
jamer Inſpection der ehemaligen Bundesfeftungen Mainz, Raftatt, Landau 
und Ulm zu Etande. Zugleich wird der Vertrag v. 10. Oct. 1868 bes. Er- 
richtung einer jüudd. Feſtungscommiſſion von den füdd. Regierungen ratificirt. 

-„ « (DOefterreidclingarn: Ungarn). Das Unterhaus nimnıt den erften Geſetzes⸗ 
enttourf der Regierung für Reform der Juftig an und macht damit wenigftens 
einen beſcheidenen Anfang mit ben jo dringenden Reformen der inneren Zus 
fände des Landes. 

„ «. (England). Die iriſche Kircdenbill wird vom Oberhaus zwar nicht gänzlich 
verworken, aber bei der Eommitteeberathung gründlich verftümmelt. 

» « (Berein. Staaten) Die neue Berfaffung für Pirginien wird in allg. 
Abſtimmung von der Bevölkerung des Staats angenomnten. 

8. „ (DefterreidsUngarn). Der Reichskanzler jucht in einer Depeſche nad) 
Dresden feine Depeſche v. 1. Mai bez. der franz.»beigiichen Differenz zu recht⸗ 
fertigen, nit ohne Seitenhiebe auf Preußen, was einen gereizten Depeſchen⸗ 
wechlel mit Preußen und Sadjen hervorruft. 

= « (ARubland: Polen). Die Univerfität Warſchau ſoll ruffificirt werben. Die 
Ausführung wird ſogleich in Angriff genommen. 

9. „ England). Das Oberhaus verwirft den Antrag Lord Ruſſels auf Cre⸗ 
irung lebenslänglidher Peers neben den erblichen. 

10. „ (England). Gegen die Berftümmelung der iriſchen Kirchenbill durch das 
Dberbaus beginnt fih eine gewaltige Agitation aufzuthun. 

-»  «. (Srankreih und Belgien), Unterzeihnung eine Protofolis in Paris 
behufs definitiver Löfung der Eifenbahnfrage. Im weſentlichen enthält das- 
ſelbe eine bloße Tarifeonvention nach dem uripränglichen Antrag der belgiſchen 
Regierung. Frankreich bat politiich gar nichts erreicht. 

11. „ (Deferreig-Ungarn),. Die Delegationen beider Neichshälften treten 

in Wien zufammen behufs Feitflellung des gemeiniamen Budgets für 1870. 

„ (Branfreih). Der geſetzgeb. Körper bat die Prüfung der nicht bean« 

Randeten Wahlen beendigt, nicht ohne große Scandale bez. Beeinfluffung der 

Wähler durd die Regierung zu Tage zu fördern und conftitwirt fi), nachdem 

die Zinfe der Majorität das Zugeſtändniß gemadt hat, daß die noch nicht 

anerfannten Abgeoroneten an den Verhandlungen (über die Intervellation der 
Mittelpartei) Theil nehmen können. 

-»  « (Türkei: Serbien). Die Rationalverfammlung hat na, mit der Regent» 
ſchaft über eine neue Verfaffung geeinigt. Diejelbe wird feierlich verkündigt. 
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12. Juli. Deſfterreich⸗ Ungarn: Deſterreich). Biſchof Rudigier von Linz wird 


1 « 


> 


1 
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28. 
27. 
28. 


vom weltlichen Gerichte der verſuchten Störung der boffentlichen Ruhe ſchuldig 
erklärt und zu zwölf Tagen Gefängniß verurtheilt. Der Kaiſer begnadigt 
ihn ſofort, ohne nur ein Geſuch des Biſchofs abzuwarten. 

. (England) Das Oberhaus findet doch für gut, bei der dritten Lefung 
der iriſchen Kirchenbill feine früheren Beiyläffe einigermaßen zu mildern. 

. (Sranfreid). Der Kailer wartet die nterpellation der Mittelyartei nicht 
ab, jondern richtet eine Botſchaft an die Kammer über die von ihm beabſich⸗ 
tigten Reformen. Das Zugefländniß der Minifterverantwortfichleit if nicht 
darunter, wird alſo indirect verweigert. Die Kammer ift entihieden nicht 
befriedigt. Abends wird die Entlafjung Rouhers und die Bertagung der Kam⸗ 
mer beiiloffen. 

» (Brantreih). Die Kammer wird auf unbeflinmte Zeit vertagt, dagegen 
der Senat auf den 2. Aug. einberufen. Die öffentlihe Meinung zeigt ſich 
darüber jehr wenig befriedigt. Unterhanvlungen für Reubildung des Miniſteriums. 

„ (Italien). Die von der II. Kammer nievergefette Unterfuhungscommiffion 
urtheilt einftimmig, daß eine Beſtechung von Seite einiger Mitglieder der 
Mehrheit nicht fkattgefunden habe, 

« (Spanien). Berjuch einer carliftiiden Inſurrection. Serrano verkündet 
den Belagerungszuftand. Die republilaniiche Partei erklärt diek für eine 
flagrante Berlegung der Berfaffung. Ä 

„» (England). Das Unterhaus ftellt die vom Cherhauß verftümmelte iriſche 
Kircdenbill in den Hauptpunkten wieder in ihrer uriprünglidden Geftalt her. 

„ (Sranfreih). NReubildung des Minifteriums ohne Rouber, aber im Sinne 
Rouders. Die dffentlihe Meinung verlangt entſchieden ein andere, parla- 
mentariſches Minifterium. 

„ (Defterrei und Preußen). Beginn eines neuen Federkriegs zwiſchen 
den beiberjeitigen officiöien Blättern. 

. N Das Oberhaus macht Miene, auf feinen Beſchlüfſſen bez. der 
iriſchen Kirchenbill zu beharren. Ein Gonflict zwiſchen beiden Käufern, deifen 
Ausgang für das Oberhaus kaum günftig wäre, fteht vor der Thür. 

GDeſterreich⸗ Ungarn: Oefterreih). Die Ronne Barbara Ubryk wird in 
einem Klofter in Krakau von der weltlichen Behörde in einem ſchaudervollen 
Gefängnig und Zuftande entdeckt, was weithin eine ftarfe Aufregung gegen 
die Klöfter hervorruft. Gegen die Oberin wird ein Prozeß eingeleitet. 

» (Sranfreih). Rouber wird vom Kaiſer zum Präfidenten des Senats an 
die Stelle des verftorbenen XTroplong ernannt. Die Maßregel findet von 
Seite der dffentlihen Meinung wenig Beifall. 

„ (England), Das Oberhaus befinnt fih doch und geht bez. der iriſchen 
Kirhhenbill einen Compromiß mit der Regierung ein, dem aud das Unter- 
haus zuftimmt. 

» (Brantreih). Der Ordensgeneral des P. Hyacinthe verbietet demfelben 
alle weitere Theilnahme an Üriedensverfammlungen und dgl. mehr politifchen 
Beſtrebungen. 

(ſ(Turkei: Aegypten). Der Viceldnig bricht feine Reiſe in Europa plöglich 
ab und Tehrt nach Aegypten zurück. 

„ (Rußland: Polen), Das kath. Biſthum Minsk wird aufgehoben und bie 
bisherige Kathedrale dem griech. Gottesdienft eingeräumt. 

„ (Dänemark! — Schweden). Der Kronprinz von Dänemark vermählt fi 
mit der Prinzeifin Lovifa, der einzigen Tochter des Königs von Schweden. 

» (Spanien). Der Berjud einer carliftiihen Inſurrection ift elend geſcheitert. 

„ (ARubland). Die ruſſiſche Regierung, die einzige in Curopa, verbietet den 
Tath. Biihöfen die Theilnahme an dem bevorftehenden Eoncil. 


"u (Berein. Staaten). Offieidfe Unterhandlungen mit Spanien bez. Ab» 


tretung Cuba's führen zu keinem Reſultai. 


14. 
15. 


8. 


24. 


30. 


31. 
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. Aug. (Deutigland — Nordd. Bund) Die Regierung verbifentficht den 


Entwurf einer Strafgefegbuchs für den ganzen Umfang des Bundes. 

» (Franfreih). Zujammentritt des Senats. Die Regierung Icgt ihm den 
Entwurf eines Gonjults bez. der in die Berfafjung einzuführenden Reformen 
vor, mit dem Brincip der Minifterverantwortlichleit. 

. (Zürke) Die Pforte formulirt ihre Forderungen an den Bicekbnig don 
Aegypten in einer Note des Großweſſiers. 

„ (Deutihland). Die verſchiedenen focialiftiichen Fractionen vermögen fidh 
nicht zu verftändigen und gerathen in verflärfiem Hader untereinander. 

» (Türkei: Aegypten). Der Bicelönig antwortet auf die Rote der Pforte 
dv. 3. Aug. ausweichend. 

EFrankreich). Der Kaifer erkrankt und die Erkrankung ſtellt fi bald als 
eine jehr ernftliche heraus. 

„ (Tänemart). Die Regierung legt den isländiſchen Althing cinen neuen 
Berfaffungsentiwurf vor. 

» (Beutijgland — Rordd. Bund: Preußen). Die Regierung droht 
denjenigen jungen Frankfurtern, die ſich dur Erwerbung eines Schweizer 
Bürgerrechts ohne Auswanderung der allg. Wehrpfliht zu entzichen juchen, 
mit Ausweiſung. 

» (Rußland und Rumänien). Ver Kaiſer von Rußland empfängt in 
Livadia den Beſuch des von feinem Minifter des Auswärtigen begleiteten 
Dürfen Karl von Rumänien. 

» (Brantreid). Der Kriegsminifier Marſchall Riel, das Haupt der Kriegs⸗ 
partei }. 

„ (Sefterreid:Ungarn). Die Regierungen der beiden Reihshälften [lichen 
eine vorläufige Bereinbarung behufs Auflöfung der Militärgrenze und Eins 
verleibung derfelben in Ungarn. Rah einen kaiſ. Handichreiben fol die 
Auflöſung nah dem Wunſche der Ungarn ftüdweife erfolgen. 

» (Tranfreih). eier des hundertjährigen Geburtstags Napoleons. Der 
Kaiſer kann den Tag nicht, wie er wünjcht, im Lager von Chalons zubringen. 
Der kail. Prinz gebt fatt feiner dahin. 

„ (Züurket: Aeghpten). Die Durchgrabung des Suezcanals ift vollendet. 

(Frankreich). Die Kaiferin und der faif. Prinz gehen troß der Krankheit 
des Kaiſers zur Feier des 100jährigen Geburtstags Napoleons nad Corfica. 

„ (Beutfhland — Baden). Allg. Landtagswahlen. Tie ultramontane und 
die großdeutſch⸗demokratiſche Partei erringen trot aller Anftrengungen faum 
nennenswertbe Erfolge. Die große Mehrheit der IT. Kammer bleibt wie bisher 
eine entfchieden nationalsliberale. 

„ (Deutiäland). Ter deutfhe Juriſtentag in Heidelberg Spricht ſich für 
Einführung der obligatorifchen Civilehe aus. 

.„ (Schweiz). In Solothurn wird der Prof. der Mathematit Diöllinger 
wegen Beröffentliung einer philofophifchen Schrift über die Gottesidee feiner 
Stelle entjegt, doch unter Belafjung feines bisherigen Gehaltes. 

»„ (Zürtei) Der Großweſſier richtet eine neue Note an den Bicelönig von 
Aegypten, worin er auf feinen urfprüngliden Forderungen beharrt. in 
Bruch zwilchen der Pforte und ihrem Bajallen erfcheint als möglich und viel- 
leicht ſogar als wahrſcheinlich. 

(Deſterreich Ungarn). Die Delegationen der beiden Reichshälften haben 
fid über das Budget für 1870 Bis auf einige untergeordnete Punkte ver» 
Rändigt. Ueber diefe muß durchgeſtimmt werden, wobei tie uneinigen Oeſter⸗ 
reicher gegenüber den compact flimmenden Ungarn unterliegen. 

» (Schweiz). Die Gonferenz der Regierungen der zur Didceſe Bafel ge 
hörigen Kantone beihließt vom Biſchof eine Reorganifation des Prieſter⸗ 
feminars zu fordern (Lehrbuch der Moral des Jeſuiten Gury). 

„» (Deutfhland). In Leipzig erſcheint das Buch „der Papft und das Goncil 
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bon Yanus“, das, von der fog. Munchener Schule ausgehend, die hiſtoriſche 
Entwidlung der von Rom durch das Concil beabfitigten Infallibilttätsidee 
des Papftes darlegt und bekämpft. 

— Aug. (Deutſchland — Rordd. Bund: Preußen). Agitation der daäniſch ge» 
finnten Bevölkerung Rordichleswigs. Maflenadrefie an den König. Weder 
der König noch die Minifter wollen fie entgegen nehmen. 


1. Sept. (Deutfchland). Zufammentritt der deutichen Biſchöfe in Fulda. Diefelben 

beichließen einen gemeinjamen Hirtenbrief an ihre Didceſanen zu erlaffen, um 
fie über die. Abfichten der römiſchen Curie zu beruhigen und diefe zugleich zw 
warnen. 

5. „ Internationaler Urbeiter-Gongreß in Baſel. Derſelbe erklärt 
fh für Abſchaffung des individuellen Grundeigenthums und erörtert Die 
Trage der Abichaffung des Erbrecht. 

6. „ Grankreich). Der Senat genehmigt das Gonfult behufs Reform der 
Kae ale und lehnt weiter gehende Anträge ab. Rede des Prinzen Rapoleon 

r ſolche. 

8. „ (Grankreich) verzichtet ausdrücklich darauf, ſich bei dei bevorſtehenden Concil, 
wie dieß bei früheren der Fall war, durch einen Legaten vertreten zu laſſen. 
Die römische Eurie ift damit jehr einverftanden. 

„»  . (Türkei: Rumänien). Der Yürft geht nad) Deutſchland und vermählt ſich 
dort mit einer Prinzeifin v. Reumied. 

9, „ (Defterreid-MIngarn: Oeſterreich). Die Landtage werden ſucceſſive eröffnet. 
Die Regierung beauftragt die Länderchefs, diejelben zu einer beflimmten 
m uberung über die Frage einer Wahlreform des Weichsraths zu 
veranlaffen. 

„ (Brantreid). Der Bilhof von Orleans Dupanloup tritt eine Rundreife 
an die deutichen Bifchofsfige an, um fi mit den deutjchen Biſchöfen über die 
Haltung auf dem bevorftehenden Eoncil und den immer deutlicher hervor⸗ 
tretenden Plänen der römischen Eurie gegenüber zu verftändigen. 

10, „ (Defterreig-Ungarn: Deflerreih). Nach einer Anordnung der Regierung 
foll die Organijation der vom Reichsrath beichloffenen Landwehr in Dalmatien 
wie in der ganzen übrigen Neichshälfte in Angriff genommen werden. Ein 
heil der Bevölkerung erklärt fih der Anordnung nicht fügen zu wollen. 

„ (Srantreih). Der Kaifer iſt wieder fo ziemlich hergeftelt und beſucht 
Paris von St. Eloud aus, um fi zu zeigen. 

„ (Sranfreidh). Ein Congreß der Provinzialprefie dringt entſchieden auf 
Mabregeln der Decentralifation. 

14. „ Verſammlung der internationalen Friedens- und Greiheitäliga 
in Zaufanne. Erörterung der künftigen Organifation Europas, der polnifchen, 
orientaliichen und czechiſchen Frage und der fog. forialen Frage, 

16. „ (Defterreigd-Ungarn) ſucht fih mit Preußen und Rußland wieder in 
ein wenigftens einigermaßen beſſeres Verhältniß zu fegen. 

20. „ (Srantreih). P. Hyacinthe tritt energijh „gegen jene Practilen auf, die 
fich romiſch nennen, aber nicht chriſtlich find.” 

„ . (Schweiz). Großartige Geier des Jubiläums des definitiven Beitritis von 
Genf zur Eidgenofienichaft. 

24. „ (Deutſchland — Baden). Cröffnung des Landtags. Die XThronrede 
fündigt eine Reihe der wichtigſten liberalen Vorlagen an und ſpricht fid 
neuerdings entihieden im Sinne nationaler Einigung aus. 

-»  » (Spanien). Die Regierung beichließt, republikaniſche Kundgebungen nicht 
weiter zu dulden. 

26. „ (Frantreid) Die öffentlide Meinung verlangt immer dringender die 
Wicdereinberufung des geſetzgeb. Körpers. 

» « (Örantreid) Der Crdensgeneral des P. Hyacinthe verlangt von diefem 
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die Rucktehr in fein Kloſter und völlige Unterwerfung unter Unbrobung ber 


Excommunitation. 

26. Sept. (Spanien). Ein republikaniſcher Aufſtand in Barcelona wird ohne große 
Mühe unterdrädt. 

27. „ (Deutfhland — Bayern). Die patriotiſche Partei der IT. Kammer bringt 
fih bei den Wahlpräfungen dur Ungeſchicklichleit jelbit um die WMajorität. 

23. „ (BSpanien). Dir Regent Serrano und das Minifterium einigen fi, den 
Cortes die Throncandivatur des italieniien Herzogs Thomas von Genua 
vorzufchlagen. Die Partei der Unioniften jet demjelben die Candidatur des 
Herzogs v. Montpenfier entgegen. 

9 „ (Deutigland — Rordd. Bund: le Zulam.nentritt de neu- 
gewählten Landtags. Vie liberalen Fractionen haben auf demjelben, wenn 
bereinigt, entjchieden die Mehrheit und machen davon gleich bei der Beſetzung 
des Bureau Gebrauch. Die Thronreve des Königs betont die Grenze zwiſchen 
der Bundesverfaffung des nordd. Bundes und ben Mechten der Einzelfiaaten 
und warnt davor, fie nicht zu überjchreiten. 

29. „ (Defterreid-Uingarn: Vefterreih). Die Nachwahlen zum Landtag in 
Böhmen an die Etelle der fog. Deeclaranten fallen ausfchlieklih wieder 
auf diefelben oder auf ihnen gefinnungsverwandte Perſonen. Die Czechen 
beharren auf ihrer Oppofition gegen die Sande und Reichsverfafſung. 
Die Ausfchreitungen der czechiichen Preffe überfleigen nadhgerade alles Maß; 
diefelbe fühlt fih unter dem Schuhe der czechifchen Geſchworenen völlig ftrafitei. 

— ,„ (England). Irland ift dur die Abſchaffung der iriſchen Staatskirche noch 
keineswegs befriedigt. Die Fenier regen ſich wieder überall. 

— „ (Italien). Wanken des Minifteriums. Die Bermanmten fallen theilweije 
wieder von ıhm ab. 

— „ (Franlreid) Der Decan der Sorbonne Biſchof Maret verdffentlicht ein 
zweibändiges Werl gegen die beabfichtigte Unfehlbarkeitserflärung des Bapftes. 


. Dd. (Deutigland — Rordd. Bund). Die von der Regierung ernannte 
Commiffion beginnt die Prüfung des Entwurfs eines Strafgeſetzbuchs für 
den ganzen Umfang des Bundes. 

— „ (Türkei) Ber Sultan dent ernftlih daran, zur Eröffnung des Suez- 
canals ſelbſt nad) Aegypten zu gehen, um feinen Zweifel über feine Stellung 
dem Bajallen gegenüber zu laſſen. Die europ. Sefandien thun alles mögliche, 
um ihn von der dee abzubringen. 

2. „ (Beutjäland — Nordd. Bund: Preußen), Die an dieſem Tag 
abgelaufene Eartellconvention mit Rußland ift von der Regierung, dem aus⸗ 
geiprochenen Widerwillen der öffentlichen Meinung gegenüber, nicht erneuert worden. 

»„ (Branfreid). Die Kaiferin gebt durch Oberitalien über Venedig nad 
Konftantinopel zum Beſuche des Sultans und von da zur Eröffnung des 
Suezcanalß. 

3. „ (Deutfäland — Nordd. Bund). Der Kronprinz von Preußen macht, 

auf dem Wege zur Eröffnung des Suezcanals, dem Wiener Hofe einen Beſuch. 

„u (Brantreih) Ein laiſ. Decret beruft die Kammern erft auf den 29. Nov. 

wieder ein. Allgemeine Unzufriedenheit. 

4. „ (Dinemart). Eröffnung des Reichſtags. Der König jpricht in der Thron- 
rede wiederum feine Hoffnung auf MWiedervereinigung mit NRordichleswig aus. 

„ (Zürlei), Das Bankhaus Hirſch erhält ſchließlich die Eonceifion der tür 
fiiden Eiſenbahnen. 

„ (Deutfhland — Baden) Die II. Rammer lehnt einen Adreßentwurf 
der Ultramontanen mit allen gegen die Stimmen der vier Antragfteller ab 
und genehmigt den Entwurf der Commiſſion im Sinn der Thronrede. 

„ (Deutigland). Zufammentritt des Proteftantentags in Berlin. Der 
preuß. Oberkirchenrath tritt demſelben eniſchieden feinpfelig entgegen. 

» » GDeutſchland — Rordd. Bund: Preußen). Eröffnung des Landtags. 


* 
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Thronrede des Königs. Fer Landtag foll namentlich die Mittel fchaffen, um 
das Deficit des Budgets für 1870 zu befeitigen. 

6. Oct. (Deutfchland — Bayern). Nachdem ſich die patriotiiche Partei ſelbſt 
um die Majorität gebracht hat, ift es in wiederholten Wahlgängen unmöglich, 
die Wahl eines Kammerpräfidenten zu Stande zu bringen, indem ſich immer 
71 gegen 71 Etimmen gegenüber ftehen und keine Partei nachgeben will. 
Die Regierung ift daher genöthigt, die Kammer aufzulöjen und Reumwahlen 
anzuordnen. 

» (Schweiz). Der Bundesrath verweigert denjenigen jungen Frankfuriern, 
die ein Schweizer Bürgerrecht erworben haben, nur um der allg. Wehrpflicht 
in Preußen zu entgehen, feinen Schuß gegen die Mabregeln der preuß. Regierung. 

„ (Deutfhland — Nordd. Bund: Preußen) Der gew. Juftizminifter 
Graf zur Lippe ftellt im Herrenhaus einen Antrag, der in particulariftifchem 
Sinn den nordd. Bunde Schwierigkeiten in den Weg legen joll. 

„ (Oefterreih-lUngern: Dcherreih). In Dalmatien bricht der Gonflict 
jwiichen der Bevölferung und der Staatögewalt aus. Ein Militärdetahement 
wird überfallen und mafjatrirt. Die Regierung antwortet mit der Erklärung 
des Belagerungszuflandes. Die Zupa und die Erivoscie treten in volle 
Inſurrection. 

« (Spanien). Ein republikaniſcher Aufftand in Saragoſſa wird von den 
Truppen gleichfalls ohne allzu große Mühe unterbrüdt. 

.„ (Holland) lehnt den Beitritt zu der franz.⸗belgiſchen Eifenbabnconvention 
vom 10. Juli feinerjeits ab. 

10. „ (Schweiz), Das Volt des Kantons Solothurn genehmigt in allg. Ab⸗ 
fimmung die ihm dom Gr. Rathe vorgelegte partielle Revifion der Berfaffung 
nıit Referendum und Initiative. 

« (Deutihland). Die Bundesliquidations-Commilfion löst fih nad) Been⸗ 
digung ihrer Arbeiten auf. 

„ (Deutihland — Nordd. Bund: Preußen). Snterpellationen an bie 
Regierung in beiden Häufern des Landtags legen den Widerwillen der dffent- 
lichen Meinung gegen die vom Finanzminiſter beabfihtigte Prämienanlcihe 
an den Tag. 

12%. „ (Deutfgland — Bayern) Biſchof Heinrih von Paſſau erflärt fi 

entihieden gegen die Anmaßungen der jog. kath. Vereine. 

13. „ (Schweiz). Die in Bern zufammengetretene internationale Gotthard⸗Con⸗ 
ferenz unterzeicänet ein Schlußprotofoll und die Bevollmächtigten der Schweiz 
und Staliens unterzeichnen einen Separatvertrag über die Subventionen für 
das Unternehmen, zu weldem den übrigen ®Betheiligten der Beitritt offen 
gelaſſen wird. 

14. „ (Rom) Der Papft läßt fchon zum Boraus den Grundflein zu einem 

Dentmal für da8 bevorflehende Eoncil legen. 

— „ODeſterreich Ungarn: DOefterreid). In den Blättern taucht zuerſt die 
Idee eines Föberalikifcien Miniſteriums TaaffeBotodi-Berger auf. 

16. „ (Deutfhland — Norbd. Bund: Preußen). Abg.⸗Haus: Borberatfung des 
dem Haufe von der Regierung vorgelegten Entwurfs einer neuen Kreisord⸗ 
nung für die ſechs Bl. Provinzen. Alle Barteien find darüber einig, die 
Borlage wenigftens als brauchbare Verhandlungsbaſis anzuerkennen. 

oe « (&panten). Ein republikaniſcher Aufftand in Valencia wird von den Truppen 
nur mit grober Mühe unterbrüdt. 

18. „ (Branfreid), Ta ih P. Hyacinthe binnen der ihm gewährten Friſt 
nicht unterworfen und nicht in fein Klofter zurüdgelehrt if, jo wird er von 
feinem Ordensgeneral in Rom feiner Würde entjegt und egcommunicirt. 

19. „ (Schweiz). Die Bundesverfammlung ertheilt dem Gotthard» und ebenſo 
auch dem Splügenunternehmen die nachgeſuchten Conceſſionen. 

20. „_ (Deutigland — Rordd. Bund: Preußen) Ber bisherige Geſandte 
in Wien Schr. dv. Werther wird abberufen und nad Paris verfekt. 


* 
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20. Dec. (Deutiäland — Bayern). Tie Regierung verändert die Eintheilung 
der Wahlkreife, um den liberalen Elementen die Oberhand über die patrioti⸗ 
ſchen zu verſchaffen. 

21. „ (Deutſchland — Nordd. Bund: Preußen) Die Fortiſchritispartei 
bringt einen Abrüſtungsantrag im Abg.⸗Hauſe ein. 

24. „ (Rußland: Polen). Die in eine ruſſiſche ungewandelte Lniverfität 
Warſchau wird eröffnet. 

25. „ (Deutſchland — Nordd. Bund: Preußen), Ber Binanzminifter 
v. d. Heydt gibt und erhält feine Entlaſſung und wird durch Gamphaufen 

t 


erfet. 

Cefſterreich Angarn: Defterreih). Die erſte größere Expedition der Trup⸗ 
pen in Talmatien gegen die Aufſtändiſchen mißlingt: die Truppen müfſen 
fi) wieder zurüdziehen. 

„ (Örantreid). Obgleich die Oppofition die Foce, an diefen Tage troß 
des Beichlufies der Regierung fih zur Wiedereröffnung der Kammer einzu» 
finden, wieder hat fallen laffen, fürchtet die Regierung Unruhen. Die Polizei 
erflärt, bereit zu fein. Der Kaiſer kommt von Compiègne nad) Paris herein. 
Alles bleibt jedoch ruhig. 

28. „ (Defterreid-UIngarn). Der Kaiſer geht zur Erdffnung des Suezcanal3 
nad) dem Driente ab. 

» (Zürlei: Uegypten). Eine internationale Eonfereng beräth in Kairo die 
Trage der Sapitulationen, eine internationale Sandelsconferenz die Frage des 
Suezcanals. 

29 , (Deutſchland — Baden). Die II. Kammer beſchließt die Einführung des 
allgemeinen Stimmredts, behält aber dabei das indirecte Wahlſyſtem aufrecht. 

u. (Deutihgland — Rordd. Bund: Preußen) Das Abg.Haus cr» 
Härt fih für Ausdehnung der Competenz der Echwurgeridte auch auf poli⸗ 
tiſche Verbrechen und Vergehen, mit 169 gegen 143 Stiminen. 

» (Schweiz). Die allgemeinen Erneuerungswahlen des Nationalraths ergeben 
in der Zujammenjegung desjelben fein von dem bisherigen weſentlich verſchie⸗ 
denes Reſultai. 

— , (England). Die iriſche Hochkirche iſt damit beſchäftigt, ſich, nachdem fie die 
Eigenſchaft einer Staatskirche verloren bat, auf neuer Grundlage als unab⸗ 
bängiger Körper zu conftituiren. 

— „ (Berein Staaten). Ein Verſuch der republifaniichen Partei, den Staat 

Newyork mit Hilfe der Deutichen zu erobern, mißlingt: die Demolraten bes 

haupten bei den Wahlen neuerdings die Oberhand. 


Anf. Rov. (Türkei: Aegypten), Der Bicelönig gefteht in feiner Antwort auf 
die ee Note des Großweſſiers die Forderungen der Pforte wenigftens theil- 
weile zu. 

„ (Deutfhland — Rordd. Bund: Preußen). Das Abg.-Haus beginnt 
die Sperialdebatte über die Kreisordnung. Die liberalen Parteien find der 
Borlage gegenüber entſchieden in der Mehrheit und beginnen, diejelbe weſent⸗ 
lich liberaler umgugeftalten. 

» (Deutihland — Baden). Die II. Kammer nimmt die Ausdehnung ber 
ſchwurgerichtlichen Competenz auch auf politische und Preßvergehen an. 

„ (Rukland). Ber Kaifer empfängt eine bochariſche Geſandtſchaft, an deren 
Spitze der Sohn des Emir jelbft ſteht. Bochara geräth mehr und mehr in 
Abhängigkeit von Rußland. 

„ (Deutjhland — Nordd. Bund: Preußen). Der Minifter v. Mühler 
legt dem Landtag ein Unterrihisgefeg vor. An eine Annahme in diejer 
Form ift indeß von Seite des Abg.⸗Hauſes von vorneherein auch nicht zu 
denken. — Der neue Binanzminifter legt feinen Finanzplan vor. 

» (Deutigland — Nordd. Bund: Sachſen). Die Yortidrittspartei 
bringt in der II. Kammer einen Antrag auf Abrüftung ein, wie in Preußen, 
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von Janus”, das, von der fog. Munchener Schule ausgehend, die hiſtoriſche 
Entwidlung der von Rom durch das Concil beabfihtigten Infallibilitätsidee 
des Papſtes darlegt und befämpft. 


— Aug. (Deutfgland — Rordd. Bund: Preußen). Agitation der däniſch ge» 


finnten Bevölkerung Nordſchleswigs. Waffenadrefie an den König. Weder 
der König noch die Minifter wollen fie entgegen nehmen. 


1. Sept. (Deutfchland). Zuſammentritt der deutichen eifahfe i in Fulda. Diefelben 


6. 


8. 


I. 


10. 


14. 


beſchließen einen gemeinfamen SHirtenbrief an ihre Didceſanen zu erlaffen, um 
fie über die Abfichten der römiſchen Curie zu beruhigen und diefe zugleich zu 
warnen. 

Sinternationaler Arbeiter-Gongreß in Baſel. Derſelbe erflärt 
ur für Abſchaffung des individuellen Grundeigenthums und erörtert Die 
Trage der — des Erbrechts. 

CGEFrankreich). Der Senat genehmigt das Conſult behufs Reform der 
Berfaffung und lehnt weiter gehende Anträge ab. Rede des Prinzen Rapoleon 


für_folde. 

. (Srankreid) verzichtet ausbrüdtich darauf, fich bei dem bevorſtehenden Concil, 
wie dieß bei früheren der Fall war, durch einen Segaten vertreten zu offen. 
Die römische Eurie iſt damit ſehr einverftanden. 

„ (Zürtei: Rumänien). Der Fürft geht nad Deutſchland und vermäßlt fich 
dort mit einer Prinzeifin v. Neuwied. 

„ _(Defterreid-Ungarn: Oeſterreich). Die Landtage werden ſucceſſive eröffnet. 

Die Regierung beauftragt die Länderchefs dieſelben zu einer beſtimmten 
Meinungsäußerung über die Frage einer Wahlreform des Reichsraths zu 
veranlaflen. 
„Grankreich). Der Biſchof von Orleans Dupanloup tritt eine Rundreife 
an die deutichen Bilhofsfige an, um fi mit den beutjchen Bilhöfen Über die 
Haltung auf dem bevorftehenden Eoncil und den immer deutlidder hervor⸗ 
tretenden Plänen der römiſchen Curie gegenüber zu verftändigen. 

„, (Defterreid-Ungarn: Deflerreih). Rach einer Anordnung der Regierung 
joll bie Organifation der vom Reichſsrath beſchloſſenen Landwehr in Dalmatien 
wie in der ganzen Übrigen Reichshälfte in Angriff genommen werden. Ein 
Theil der Bendlterung erklärt fi der Anordnung nicht fügen zu wollen. 

„_(Brankreih). Der Kaijer ift wieder fo „Semi bergeftelt und befudt 
Paris von St. Eloud aus, um ſich zu zeige 

„ (Frankreid). Ein Gongreß der Brovenzialpreife dringt entihieden auf 
Mabregeln der Decentralijation. 

» PBerfammlung der internationalen Friedens» und Freiheitäliga 
in Zaufanne. Erörterung der künftigen Organifation Europas, der polnifchen, 
ee und czehiichen Frage und der fog. focialen Trage. 

(Defterreid-Ungarn) ſucht ſich mit Preußen und Rußland wieder in 
"ein wenigſtens einigermaßen befieres Berhältniß zu fegen. 

, (Stankreid) P. Hyacinthe tritt energi „gegen jene Practifen auf, die 
gr; römisch nennen, aber nicht hriftlich find 

(Schweiz). Großartige Beier des Subiläums des definitiven Beitritts von 
Genf zur Eidgenoſſenſchaft. 

„Geutſchland — Baden). Erdffnung des Landtags. Die Thronrede 
kundigt eine Reihe der wichtigſten liberalen Vorlagen an und ſpricht ſich 
neuerdings entſchieden im Sinne nationaler Einigung aus. 

» (Spanien) Die Regierung beſchließt, republikaniſche Kundgebungen nicht 
weiter zu dulden. 

„ (Brantreid) Die öffentlide Meinung verlangt immer dringender bie 
Wicdereinberufung des geſetzgeb. Körpers. 

»„ (Brantreid) Ser Eroensgeneral des P. Hyacinthe verlangt von dieſem 


Algemeine Ghrenik. 25 
Die Nüdtehr in fein Klofter und völlige Unterwerfung unter Unbrofung der 


Greoommunication. 

26. Sept. an panien) Ein republilaniſcher Aufſtand in Barcelona wird ohne große 

unterdrü 

27. „ (® — — Bayern). Die patriotiſche Partei der IT. Rammer bringt 
fi bei den Wahlprüfungen dur Ungeſchicklichleit jelbit um die Majorität, 

2. „ (Spanien). Dir Regent Serrano und das Miniflerium einigen fi, den 
Cortes die Throncandidatur des italienischen Herzogs Thomas von Genua 
vorzufchlagen. Die Partei der Unioniften jet demjelben die Gandibatur des 
a vd. Montpenfier entgegen. 

29. (Deutihland — Mord Bund: Sachſen). Zufam.nentritt des neu⸗ 
" gewählten Landtags. Wie liberalen Fractionen haben auf demjelben, wenn 
vereinigt, entjdhieden die Mehrheit und machen davon gleich bei der Belegung 
des Bureau Gebrauch. Die Thronrede des Königs betont die Grenze zwiſchen 
der Bundesverfafſung des nordd. Bundes und den Rechten der Einzelſtaaten 
and warnt davor, fie nicht zu überjchreiten. 

29. „ (Dekerreid-Un ar: —— Die Nachwahlen zum Landiag in 
Böhmen an die Stelle der fog. Declaranten fallen ——— wieder 
auf vdiefelben oder auf ihnen gefinnungsverwandte Perſonen. Czechen 
beharren auf ihrer Oppoſition gegen bie Landeßs⸗ und Kein 
Die Ausschreitungen der czechiſchen Preſſe überfleigen nadhgerade alles Maß; 
diefelbe Ka fi unter dem Schutze der czechiſchen Geſchworenen völlig ftrafitei. 

— — nd). Irland if durch die “ojgaffung der iriſchen Staatslirche noch 

Teineswegs befriedigt. Die Fenier regen ſich w überall. 

— „ (Italien). Wanlen des Miniſteriums. Die Bermanmten fallen theilweiſe 
wieder von ihm ab. 

— „ (Brantreid) Der Decan der Sorbonne Biſchof Maret veröffentlicht ein 
zweibändiges Werk gegen die beabfichtigte Unfehlbarkeitzerllärung bes Papſtes. 


1. Oci. (Deutigland — Rordd. Bund). Die von der Regierung ernannte 
Commilfion beginnt die Prüfung des Entwurfs eines Strafgeſetzbuchs für 
den ganzen Umfang des Bundes. 

— , (Türkei). Der Sultan dentt ernftlih daran, zur Gröffnung des Suez⸗ 
canals jelbft nach Aegypten zu gehen, um keinen Zweifel über feine Stellung 
dem Bafallen gegenüber zu laflen. Die europ. Geſandien thun alles mögliche, 
um om bon der Idee abzubringen. 

2. „ (Beutjäland — Nordd. Bund: Preußen, Die an diefem Tag 
abgelaufene Gartellconvention mit Rußland if von der Regierung, dem aus⸗ 
geiprochenen Miderwillen der öffentlichen Meinung gegenüber, nicht erneuert worden. 

v» » (Branfreid). Die Raiferin geht dur Oberitalien über Venedig nad 
Konftantinopel zum Beſuche des Sultans und von da zur Eröffnung des 
Suezcanals. 

3. „ (Deutſchland — Rordd. Bund). Der Kronprinz von Preußen macht, 
anf dem Wege zur Eröffnung des Suezcanals, dem Wiener Hofe einen Beſuch. 

„ „ (Brantreih). Ein kai. Decret beruft die Kammern erft auf den 29. Nov. 

wieder ein. Wllgemeine Unzufriedenheit. 

 (Dänemerd). Eröffnung des Reihhtags. Der König Ipriät in der Thron- 

rede wiederum feine Hoffnung auf Wiedervereinigung mit Nordſchleswig aus. 

oo. ee zn u Bankhaus Hirſch erhält ſchließlich die Konceifion der tür⸗ 

ijenba 

. (Deutihland — Baden). Die II. Kammer lehnt einen Worebentwurf 

der Ultramontanen mit allen gegen die Stimmen der vier Antragfteller ab 

und genehmigt den Entwurf der Eommiffion im Sinn der Thronrede. 

. —— Zuſammentritt des Proteſtantentags in Berlin. Der 

preuß. Oberkirchenrath tritt demſelben eniſchieden feindſelig entgegen. 

» u Geuilſchland — Nordd. Bund: Preußen). Eröffnung des Vandtags. 


> 


n 
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Thronrede des Könige. Der Landtag foll namentlich die Mittel fchaffen, um 
das Deficit des Budget für 1870 zu befeitigen. 


6. Oct. (Deutichland — Bayern). Nachdem ſich die patriotiiche Partei ſelbſt 


I 
® 


10. 


16. 


18. 


19. 
20. 


um die Majorität gebracht Hat, ift e8 in wiederholten Wahlgängen unmöglich, 
die Wahl eines Kammerpräfidenten zu Stande zu bringen, indem ſich immer 
71 gegen 71 Stimmen gegenüber ftehen und feine Partei nachgeben will. 
Die Regierung ift daher genöthigt, die Kammer aufzulöjen und Reumahlen 
anzuordnen. 

.» (Schweiz), Der Bundesrath ‚verweigert denjenigen jungen Frankfuriern, 
die ein Schweizer Bürgerrecht erworben haben, nur um der allg. Wehrpflicht 
in Preußen zu entgehen, feinen Schutz gegen die Maßregeln der preuß. Regierung. 

o (Deutfhland — Rordd. Bund: Preußen). Der gew. Juſtizminiſter 
Graf zur Kippe flellt im Herrenhaus einen Antrag, der in particulariſtiſchem 
Sinn dem nordd. Bunde Schwierigkeiten in den Weg legen foll. 

. (Defterreih-Ungarn: Dcfterreih), In Dalmatin bridt der Conflict 
jwiichen der Bevölferung und der Staatögewalt aus. Ein Militärdetaddenent 
wird überfallen und maſſakrirt. Die Regierung antwortet mit der Erklärung 
des Belagerungszuflandee. Die Zupa und die Erivoscie ireten in volle 
Inſurrection. 

» (Spanien) Ein reyublikaniſcher Aufſtand in Saragoſſa wird von den 
Truppen gleichfalls ohne allzu große Mühe unterdrückt. 

„ (Bofand) lehnt den Beitritt zu der franz.⸗belgiſchen Eifenbahnconvention 
vom 10. Juli feinerjeitß ab. 

« (Schweiz), Das Volt des Kantons Solothurn genehmigt in allg. Ab- 
finnmung die ihm vom Gr. Rathe vorgelegte partielle Revifion der Verfaffung 
mit Referendum und Initiative. 

« (Deutfhland) Die Bundesliquidations⸗Commiſſion Ldst fi nad Been⸗ 
digung ihrer Arbeiten auf. 

„ (Deutfhland — Rordd. Bund: Preußen). Interpellationen an die 
Regierung in beiden Häufern des Landtags legen den Widerwillen der öffent» 
lien Meinung gegen die vom Finanzminiſter beabfichtigte Prämienanlcihe 
an den Tag. 

» (Deutihland — Bayern). Biſchof Heinrich von Paſſau erklärt fi 
entihieden gegen die Anmaßungen ber fog. Tath. Vereine. 

» (Schweiz). Die in Bern zujammengetretene internationale Botthard-Eon- 
ferenz unterzeichnet ein Schlußprotofoll und die Bevollmächtigten der Schweiz 
und Italiens unterzeichnen einen Separatvertrag über die Subventionen für 
bus ee hmen, zu welchem den übrigen Betheiligten der Beitritt offen 
gelaffen wird. 

e (Rom). Der Bapft Takt ſchon zum Boraus den Grundflein zu einem 
Denkmal für das bevorflehende Eoncil legen. 

„ (Oefterrei-Ungarn: Defterreih), In dem Blättern taudt zuerſt die 
Idee eines föderaliſtiſchen Minifteriums Taaffe⸗Potocki⸗Berger auf. 

« (Deutfhland — Norbd. Bund: Preußen). Abg.⸗Haus: Vorberathung des 
dem Kaufe von der Regierung vorgelegten Entwurfs ciner neuen Kreisord⸗ 
nung für die ſechs DI. Provinzen. Alle Parteien find darüber einig, die 
Vorlage wenigftiens als brauchbare Verhandlungsbafis anzuertennen. 

» (Spanien). Ein republifanifcher Aufftand in Valencia wird von den Truppen 
nur mit großer Mühe unterbrüdt. 

e (Branfreid), Ta fih P. Hyacinthe binnen der ihm gewährten Friſt 
nicht unterworfen und nicht in fein Klofter zurüdgelehrt ift, jo wird er von 
feinem Ordensgeneral in Rom feiner Würde entſetzt und egcommunicirt. 

» (Schweiz). Die Bundesperfammlung ertheilt dem Gotthard» und ebenjo 
auch dem Splügenunternehmen die nachgeſuchten Gonceifionen. 

„. (Deutiäland — Nordd. Bund: Preußen) Ber bisherige Geſandte 
in Wien Schr. v. Werther wird abberufen und nach Paris verfekt. 
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2. Oct. (Deutſchland — Bayern). Die Regierung verändert die Eintheilung 
der Wahltreife, um den liberalen Elementen die Oberhand über bie patriotis 
ſchen zu verſchaffen. 

21. „ (Deutiäland — Nordd. Bund: Preußen) Die Fortiſchritts3partei 
bringt einen Abrüſtungsantrag im Abg.⸗Hauſe ein. 

24. „ (Rußland: Polen). Bie in eine ruſſiſche ungemandelte Univerfität 
Warſchau wird eröffnet. 

25. „ (Deutſchland — Nordd. Bund: Preußen). Der Binanzminifter 
v. d. Heydt gibt und erhält feine Eutlaffung und wird dur Gamphaufen 


erfett. 

26. „ (Lelterreih:Uingarn: Defterreih). Die erfie größere Erpebition der Trup⸗ 
pen in Talmatien gegen die Aufftändiſchen mißlingt: die Zruppen müſſen 
fih wieder zurüdziehen. 

v„ » (dranfreid). Obgleich die Oppofition die Fdce, an diefem Tage troß 
des Beſchluſſes der Regierung fih zur Wiedereröffnung der Kammer einzu. 
finden, wieder hat fallen laffen, fürchtet die Regierung Unruhen. Die Polizei 
erklärt, bereit zu fein. Ber Kaiſer konnt von Compiègne nad Paris herein. 
Alles bleibt jedoch ruhig. 

23. „ (Defterreidgelingarn). Ber Kaifer geht zur Eröffnung des Suezcanals 
nad) dem Driente ab. 

« u (Türkei: Aegypten). Eine internationale Gonferenz beräth in Sairo die 
Trage der Gapitulationen, eine internationale Sandelsconferenz die Trage des 
Suezcanal3. 

29. „ (Deutfdland — Baden). Die I. Kammer beſchließt die Einführung des 
allgemeinen Stimmredts, behält aber dabei das indirecte Wahlſyſtem aufredt. 

e (Deutihland — Nordd. Bund: Breußen), Das Abg.Haus er⸗ 
Härt fih für Ausdehnung der Eoınpetenz der Schwurgerichte auch auf poli« 
tiihe Verbrechen und Vergehen, mit 169 gegen 143 Stiminen. 

„ (Schweiz). Die allgemeinen Erneuerungsmwahlen des Nationalraths ergeben 
in der Zujammenjegung desjelben kein von dem bisherigen weientlich verſchie⸗ 
dene Reiultat. 

— „ (England). Die iriſche Hochkirche iſt damit beicyäftigt, ſich, nachdem fie die 
Eigenſchaft einer Staatskirche verloren bat, auf neuer Örundlage als unab⸗ 
bängiger Körper zu conftituiren. 

— „ (Berein Staaten) Ein Berfucd der republilaniichen Partei, den Staat 
Newyork mit Hilfe der Deutichen zu erobern, mißlingt: die Demolraten be» 
haupten bei den Wahlen neuerdings die Oberhand, 


Anf. Rod. (Türkei: Aegypten). Ber Picelönig gefteht in feiner Antwort auf 
die zweite Note des Großweſſiers die Forderungen der Pforte wenigftens theil- 
weile zu. 

- . Deutſchland — Nordd. Bund: Preußen). Das Abg.⸗Haus beginnt 
die Specialdebatie über die Kreisordnung. Die liberalen Parteien find der 
Borlage gegenüber entichieven in der Mehrheit und beginnen, diejelbe wejent- 
lich Tiberaler umzugeſtalten. 

CMDeutſchland — Baden). Die II. Kammer nimmt die Ausdehnung der 
ſchwurgerichtlichen Competenz auch auf politiihe und Preßvergeben an. 

u (Rußland). Der Kaiſer empfängt eine bochariſche Geſandtſchaft, an deren 
Spike der Sohn des Emir jelbft ſteht. Bochara geräth mehr und mehr in 
Abhängigkeit von Rußland. 

„ (Deutihland — Nordd. Bund: Preußen). Ber Minifter v. Mühler 
legt dem Landtag ein Unterridhtsgeje vor. An eine Annahme in diejer 
Form ift indeß von Seite des Abg.Hauſes von vorneherein auch nicht zu 
denken. — Der neue Finanzminifter legt feinen Binanzplarn vor. 

„ (BDeutiäland — Nordd. Bund: Sadjen) Die Yortihritispartei 
bringt in der II. Kammer einen Antrag auf Abrüftung ein, wie In Preußen, 


3 


—— 
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5. Rov. (Deutſchland — Preußen). Der Abrüftungsantrag der Fortichrittspartei 
und jelbft eine motivirte Tagesordnung werden vom Abg. Hauje mit 215 
gegen 99 Stimmen verworfen. 

.»  . (Türkei), Der Sultan gibt feine Idee, zur Eröffnung des Suezcanals 
felber nad Aegypten zn geben, ſchließlich doch auf, nachdem er die Beſuche 
der Raijerin von Frankreich, des ſtaiſers von Defterreih und des Kronprinzen 
von Preußen empfangen, bevor diejelben nad) Kairo gehen, um jener Eröff- 
nung beizumohnen. 

6. „ (Italien). Erkrankung bes Königs. Eine Zuſammenkunft mit dem Kai⸗ 

fer von Defterreich wird dadurch vereitelt. 

. (Deutihland — Nordd. Bund: Medlenburg-Streliy) läßt fi 

FR auch zu einer Militärconvention mit Preußen herbei wie Medlenburg- 

werin. 

— , (Deiterreih- Ungarn: Oeſterreich)j. Allmähliger Schluß ter Landtage. 
Die Anfrage der Regierung bez. der Wahlreform des Reichsratihs hat nicht 
zu dem erwarteten Reſultate geführt: die Landtage find wie die öffentliche 
Meinung bez. der Frage noch ſehr ungleiher Anfiht. Die rein ſlaviſchen 
Zandtage wollen von directen Wahlen zum Reichsrath gar nichts willen. Es 
ift daher jehr zweifelhaft, ob die Regierung für eine dießfällige Borlage auf 
die nothwendige Zmeibrittelmehrheit des Reichßraths rechnen Tann. 

10. „ (Deutfhland — Rordd. Bund: Sachen). Ber Abrüflungsantrag 
der fFortichrittspartei wird von der II. Kammer mit großer Mehrheit an» 
genommen. 

14. „ (Schweiz) Im Genf behalten die Kiberal-Sonjervativen bei der Reumahl 
bes Staatsraths durch das Volk neuerdings die Oberhand und unterliegen 
die Radicalen. 

15. „ (Stalien). Der radicale Deputirte Major Lobbia wird vom Gericht 
wegen fimulirten Mordanfalls verurtheilt. 

— ,„ (Schweiz), Das Volk des Kantons Graublinden verwirft in allgemeiner 
Abftimmung die ihm von Gr. Rathe vorgelegte revidirte Berfaffung. 

16. „ (Schweden) Ber König verweigert den Toleranzbefhlüfien des Reichs⸗ 
inos nad dem Outachten des höchſten Tribunals wenigflens theilweife feine 

anction. 

„ (Rußland: Oſtſeeprov.). Ein kaiſ. Ukas beftimmt, daß ſämmtliche Unter- 
rihtsanftalten deß Dorpater Lehrbezirts ihre amtlichen Correſpondenzen ſowohl 
unter einander, als mit andern Behörden ausſchließlich in ruffiihder Eprade 
zu führen haben, 

„ (Deutfhland — Nordd. Bund: Preußen), Das Herrenhaus lehnt 
den particulariftiihen Antrag des gew. Minifters Graf zur Kippe doch mit 
58 gegen 42 Stimmen ab. 

„ (Deutfhland — Baden) Die II. Kammer beſchließt die Einführung 
der obligatorifhen Givilehe und der bürgerlichen Standesbeamtung. 
» (Türdei: Aegypten). Feierliche Eröffnung des Suezcanals. Die Kaiſerin 
der Franzoſen, der Kaifer von Oeſterreich und der Kronprinz von Preußen 

verberrlichen daß große Ereigni durch ihre perjönliche Gegenwart. 

19. „ (Deutiäland — Rordd. Bund: Preußen). Das Herrenhaus er⸗ 
Hört fi mit großer Mehrheit für Einführung bes Tabakmonopols. 

» (Italien). Das Minifterium Menabrea unterliegt bei der Bureauwahl 
der II. Kammer und gibt in Folge davon feine Entlafiung. 

21. „ (Deiterreid-Ungarn: Defterreih). Auch die zweite Expedition gegen die 
Inſurgenten in Dalmatien ift mißlungen. Die Truppen müflen fid) wieder 
zurüdzichen und für den Winter möüfjen alle Operationen eingeftellt werben. 

» » (Holland) Sie IL. Kammer beihliekt, daß die indiſchen Golonien nur 
10 Mil. ©. jährlichen Beitrag an die Finanzen des Mutterlands zu leiften 
haben, allfällige weitere Weberfchüfle dagegen zum Vortheil Indiens ſelber 
verwendet werden jollen. 


* 
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22. Rov. (Frankreich). Rochefort (Zaterne) wird bei den Erſatzwahlen in den 
geſetzgeb. Körper gewählt. 

24. „ (Deutfhland — Rordd. Bund: Preußen, Das Abg.Haus erflärt 
ih mit 218 gegen 116 Stimmen für Ausdehnung der Gompelenz des Bun⸗ 
des auf das geſammte bürgerlihe Recht. 

= Btalien u. Frankreich). Der italieniſche Theil de Mont Genis 
Tunnels ift vollendet, der franzöflfche noch nicht. 

25. „ (Deutidland — Bayern). Wllgemeine Landtagswahlen. Trotz der ver⸗ 
änderten Wahlkreiseintheilung erringt die patriotiiche Partei neuerdings die 
Oberhand und zwar 80 gegen 74 Stimmen. Das Minifterium bietet feine 
Gntlafjung an. 

26. „ (Deiterreid:Ungarn: Defterreih). Die Unterfuhung gegen das Klofter 
in Krakau wegen der entſetzlichen Behandlung der Barbara Ubryk muß ein» 
geftellt und fehlieglich ganz fallen gelaffen werden. Die Thatſache ſelbſt ſteht 
zwar unläugbar feſt, aber die Oberin war zu ihrer Handlungsweiſe durch 
die Rlofterregeln befugt und dieſe waren feiner Zeit von der Regierung an⸗ 
erlannt worden. 

„ (Defterreidslingarn: Ungarn). Das Unterhaus bat nunmehr alle drei 
Geſetze behufs Reform der Juſtiz angenommen. Der Anfang ift gemacht. 
Zunächſt joll nun die Reform der Gomitatöverfoffung in Angriff genommen 

d 


werben. 

„ (England). In Tipperary (Irland) wird der gefangene Fenier Rofla ins 

Unterhaus gewählt. 

„ (Sriedenland). Die Kammer bewilligt der Regierung das Budget, aber 
nur mit einer jehr kleinen Majorität. 

27. „ (Rom) Der Papſt octroyirt dem bevorſtehenden Eoncil eine Geſchafts⸗ 
ordnung. Bon einer Freiheit des Concils Tann nach derjelben in Wahrheit 
kaum mehr die Rede jein. 

„ (Kürkei: Aegypten). Der Sultan erläßt einen fog. Ferman explicatif, 
der die Stellung des Bicelönigs genau definirt. Der Bicelönig unterzieht fi 
demselben und laßt ihn feierlich verkünden. 

BB. „ (Deutihland — Rordd. Bund: Medlenburg-Strelik). Der 
Großherzog oetroyirt auch dem bisher verfaffungsloſen Fürſtenthum Ratzeburg 
eine Bertretung. 

29. „ (Deutihland — Rordd. Bund: Preußen) Die Gemeindewahlen 
in der Stadt Hannover fallen ganz welfiih aus. 

» (Srantreih). Eröffnung der Kammern. Thronrede des Raifers: „Frank⸗ 
reich will die Freiheit, aber die Freiheit im Bunde mit der Ordnung. Für 
die Ordnung fiehe ich ein. Unterftügen Sie mich, die freiheit zu erhalten.” 

30. „ (Deutigland — Nordd. Bund: Breußen), Die hannover'ſche 

Provinzialiynode befchliekt, die ausgebehntefte Selbftändigkeit der lutheriſchen 

Landeskirche (gegen die Union) zu verlangen. 


1. Dee. (Deutiäland — Nordd. Bund: Sachſen). Die IL Kamnter 
nimmt ein liberaleres Preßgefe mit allen gegen 1 Stimme an. 

„» (Deutijgland — Nordd. Bund: Shwarzburg-Rudolftadt). 
Der Landtag will das Deficit durch eine Anleihe deden, nit dur nee 
— die er verweigert. Die Regierung loſt ihn auf und ordnet Neu⸗ 
wahlen an. 

» (Sranfreih). Der gejeggeb. Körper beftellt fein‘ Bureau und wählt Hrn. 
Schneider wieder zum Präfidenten, zu Vicepräſidenten zwei Mitglieder des 
testen und zwei des Iinfen Gentrums, in die die Mittelpartei zerfällt. Die 
Reſte der alten Majorität conftituiren ſich daneben als Rechte. 

— „ (Deiterreiä:Iingarn: Oeſterreich). Die foderaliſtiſchen Ideen treten immer 

entichiedener auf. Broſchure Fiſchhofs. 
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4 Dee. (Berein. Staaten), Zufammentritt des Congrefis. Botſchaft Grants. 
— ,„ (Bortugal). Demonftrationen für und wider Saldanha. Befürchtungen 
vor einem Wilitäraufftand. 
„ (Berein. Staaten). Jahresbericht des Finanzminifters: Vorſchlag, einen 
Theil der Staatsſchuld in 44 proz. Bonds umzuwandeln. 

., (Beutfägland — Nordd. Bund: Preußen). Die kurheſſiſche Pro» 
vinzialſynode ift im Gegenjag gegen die hannover’ihe in ihrer entichiebenen 
Mehrheit geneigt, fih mit der Regierung be3. der Neuordnung der firdhlichen 
Verhältniſſe zu verftändigen. 

.„ (Rom). Eröffnung des Concils. 

»„ (Ausland). Feier des Hundertjährigen Aubiläums des Et. Georgsordens. 
Der Kaiſer ertheilt dem König von Preußen diefen Orden erfler Klaffe, der 
nur für eine gewonnene Schladht ertheilt wird. 

„ (Deutihland — Bayern) Ter König nimmt nur die Entlajlung der 
Minifter des Innern und des Cultus an. Fürft Hohenlohe bleibt und die 
ee Minifterftelen werden im Einne des bisherigen Syſtems wieder 

eſett. 

GErankreich). Der geſetzgeb. Körper prüft die beanſtandeten Wahlen. Die 
MWahlprüfungen fördern wiederum ganz fcandalöje Beeinflufjungen der Regie- 
zung zu Tage. 

„ (Zürlei). Der alte Serdar Omer Paſcha tritt in Ruheſtand und bleibt 
nur no Minifter ohne Portejeuille. 

,„ (Defterreih-Ungarn: Ocfterreih). Das Minifterium ſpaltet fih in eine 
Mehrheit, die fireng an der beftehenden Berfafiung feithalten und eine Min- 
derheit, die dem föderaliftiiden Andrang der Slaven Eonceflionen maden will. 
Die Thronrede für die bevorftehende Cröffnung des Reichſsraths kommt nur 
durch Compromiß zu Stande. 

11. „ (Rom). Cine Bulle des Papftes entzieht dem Concil für biekmal und für 
immer jede Einwirkung oder Mitwirkung bei einer Papftwahl für den Tall 
einer Sedisvacanz während desſelben. 

»„ (Zurlei: Serbien)... Die Regentichaft beſchließt die Gründung einer ſerbi⸗ 
hen Univerfität in Belgrad. 

» (Ztalien). Nach längeren fruchtlofen Verſuchen kommt endlih ein Mini- 
fterium Lanza zu Stande, in den Sella das Portefeuille der Finanzen 
übernimnit. 

„ (Deutfhland — Nordd. Bund: Schwarzburg ⸗Rudolſtadt). Die Ma- 
jorität des aufgelösten Landtags rechtfertigt ihr Auftreten, indem fie es 
offen ausſpricht, daß gegenüber den fürftlichen Anſprüchen an die Finanzen 
des Landes und an die Domänen „eine Erhaltung der Selbfländigkeit des 
Landes unmöglich und vergeblich ſei“. 

„ (Defterreih:Ungarn: Deiterreih). Eröffnung des Reichſsraths. Groß⸗ 
artige Arbeiterdemonftration. 

„ (Acm). Der Papft befegt die Commiſſion für allfällige Anträge aus freier 
Initiative der Bilchöfe. Diejelbe ift jo zujammengelett, daß derartige An⸗ 
träge keinerlei Ausſicht haben, auch nur zur Discuſſion zugelafien zu werden. 

» (Berein. Staaten), Das Repräfentantenhaus verwirft eine Erneuerung 
des Meciprocitätövertrages nit Sanada mit 123 gegen 42 Etimneen. 

» (Deutfchland — Rordd. Bund: Preußen). Das Abg.-Haus genehmigt 
das Gonfolidationsgejeg der Staatsſchuld mit 242 genen 128 Etimmen und 
damit den Finanzplan des neuen Finanzminiſters zur Bejeitigung des Deficits. 

.» (Mom). Das Goncil beftellt die vier Deputationen (Commiflionen) nad 
der ihm vom Papfte oetroyirten Gefchäftsordnung. Die infallibiliftiihe Ma- 
jorität fließt dabei alle Bilchöfe aus, deren die Curie nit zum Boraus 
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der Sädoflfüfte des Tajpifchen Meeres als Stutzpunkt weiterer Operationen 
in Mittelafien, befonder8 gegen Chiwa. 

17. Dec. (Deutſchland — Nordd. Bund: Preußen), Die Regierung ver- 
weigert dem Landtag jede Rechenſchaft Über die Verwendung der Einkünfte 
aus den mit Beichlag belegten Geldern der Depoſſedirten. 

18. „ (Deutfhland — Nordd. Bund: Preußen). Der Erlönig von Hans 
nover fündigt feinen Entihluß an, die jog. Welfenlegion in Frankreich nur 
noch bis zum 15. April T. J. zu unterhalten. 

-  . (Defterreid-Ungarn: Defterreih). Die Spaltung im Minifterium geftaltet 
fi zur vollen Minifterfrifis. Die Majorität fegt dem Kaiſer ihre Anſchau⸗ 
ungen in einem ausführlichen Memoire auseinander und verlangt eventuell 
ihre Entlafjung. 

DD. „ (Beutihland — Württemberg). Der neue Biſchof dv. Rottenburg leiftet 
den Eid in die Hände des Königs und betont dabei die Aufrechthaltung des 
Friedens zwiſchen den beiden Eonfeflionen. 

»  . (Schweiz). Beide Räthe der Bundesverfammlung beichlieken ganz uner⸗ 
wartet die Einleitung zu einer Revifion der Bundesverfaſſung. 

21. „ (Deutſchland — Baden). Die II. Kanımer nimmt das Militärbudget 
ohne weſentliche Abftriche und die Verlängerung des Gontingentögejetes auf 
zwei weitere Jahre mit allen gegen die fünf ultramontanen Stimmen an. 

-» « (Oefterreid-IUngarn: Oefterreih). Der Reichsrath veringt fih bis zum 
17. Januar und verzichtet alfo zunächſt darauf, auf die ſchwebende Minifter- 
Erifis einen Einfluß auszuüben. 

= ne (Berein. Staaten) Beide Käufer des Eongrefies beihließen den Wie⸗ 
derzufammentritt der alten Legislatur des Staats Georgia einjhliegli der 
(von den Weißen wieder ausgeſtoßenen) Regermitglieber. 

24. „ (Defterreih:iingarn: Defterreih). Auch die Minorität des Minifteriums 
richtet gegen das Memoire der Majorität ein folddes an den Kaiſer und ver» 
langt eventuell gleichfalls ihre Entlafjung. 

36. „ (Türkei: Rumänien). Feierliche Eröffnung der neuen rumäniidhen Uni« 
veriität in Bukareſt. 

27. „ ESFrankreich). Der geſetzgeb. Körper beenbigt die Prüfung der beanftandeten 
Wahlen. Die außerordentlihe Seffion wird geſchloſſen und die orbentliche er» 
dffnet. Das Minifterium Forcade⸗Magne gibt feine Entlaffung und der 
Raifer überträgt Olivier die Bildung eines neuen auß der gegenwärtigen 
Majorität der Kammer. 

30. „ (Spanien) Auch die Throncandidatur de italienifhen Prinzen Thomas 
ift geicheitert, da der König Victor Emanuel ſchließlich feine Einwilligung da⸗ 
zu verweigert. 

nr (Rom) Erſtes Auftaudgen einer energiihen Oppofition im Goncil gegen 
die Pläne der päpftliden Curie. Rede des Biſchofs Stroßmayer gegen die 
octroyirte Geſchãftsordnung und gegen die Jefuiten, die Urheber und Wörderer 
der Infallibilitätsidee, 


II. 


Deutſchland, 
Preuben und Oeſterreich. 


J. 


Nord⸗ und Süddeutſchland. 


1. Sreufhien und der norddeutfhe Bund — der deulſche Zollverein. 


22. Dec. 1868. (Nordd. Bunb). Eine Verorbnung bes Bunbes: 
präfibenten befiehlt bie „Einführung ber in Preußen bezüglich ber 
Heranziehung ber Militärperfonen zu Communalauflagen geltenden 
Borichriften im ganzen Bunbesgebiete”. 

Demnad find alle ſervisberechtigten Milittärperfonen des activen Dienfl- 
Hands ſowohl Hinfichtlih ihres dienftligen als fonfligen Einlommens von 
allen directen Gommunalauflagen gänzlich befreit. Sie haben nur, wenn fe 
Grundbefiger find, zu den auf den Grundbefig gelegten Steuern oder, wenn 
fie ein ſtehendes Gewerbe treiben, zu den bieraus fließenden Steuern beizu- 
tragen. Wilttärärzte geniehen für ihr Einkommen aus der Civilpraxis Leine 
Befreiung. Dagegen brauchen die auf Inactivitätsgehalt oder zur Dispofittion 
geftellten Offiziere hinfichtlich ihres Gehalts und fonftiger Amtsbezuge zu den 
Gommunalfteuern nichts beitragen. 

Anf. Jan. Mordd. Bund). Nachdem bie vom Buntesfanzler ge: 
wünſchte vorſchußweiſe Einzahlung von Matricularbeiträgen im 
Bundesrathe gejcheitert, ſetzt berfelbe wenigftens bie monatliche ftatt 
vierteljährlihe Ablieferung ber Zolleinnahmen durch, um dem bräns 
genben Bebürfnifje der Bundeskaſſen zu entiprechen. 

Leg.:Ratb Schlözer in Rom wird zum biplom. DBertreter bes 
Bunbes in Mexico, wo bisher nur bie Ver. Staaten vertreten find, 
ernannt. 

Capt. Weickmann wirb zum Bunbescommiflär für das Aus: 
wanderungsweſen mit bem Sitz in Hamburg ernannt. 

9. „ Medlenburg) Schluß des Landtags unter Verkündigung 
ber beiberfeitigen Landtagsabſchiede. Die Etenerreform, über bie 
eine Einigung nicht ftattgefunden hat, fol demnächſt Gegenftanb 
commiſſariſch⸗deputatiſcher“ Verhandlungen fein. | 

g® 
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12, Ian. (Preußen). Das Abg.Haus 


13. 


14, 


15. 


16, 


genehmigt das Geiek, wonach die den provinzial- und communalflänbifchen 
Verbänden der 8 älteren Provinzen der Dlonardhie im Jahre 1847 zinsfrei 
gewährten Fonds von 2 Mil. Thlrm. in Staatsjhuldicheinen und 500,000 Thlr. 
baar, unter Aufhebung des damals gemachten Vorbehalt der Zurädzahlung 
derfelben diefen Verbänden als ein ihnen gehörige und von ihnen zu ver⸗ 
waltendes Vermögen überwiefen werden. Auf den Antrag v. Hoverbecks und 
auf Empfehlung der Abgg. Graf Echwerin und Lasker wird jedoch dazu 
beij&lojjen: daß die Fonds nicht den Verbänden, jondern den Provinzen 
und nur die Zinfen einftweilen noch den Verbänden überwieſen werden follen, 
de man angelichts der Reformbedürftigkeit der von allen Seiten getabelten pro- 
vinzialftändiichen Verfaſſung die provinzialftändiichen Verbände dur Ber» 
größerung der Competenzn und durch Zuweilung von Vermögen nicht noch 
länger am Leben erhalten bürfe, 
»„ (Meiningen). Der Landtag lehnt die Regierungsvorlage 
bez. ber Domänen ab, genehmigt inbeß bie vertagte Anleihe unbedingt, 
bie Steuern bagegen nur unter ber Bedingung eines höheren Bei: 
trags ber Domänen zu ben Etantslajten. 
„ (Preußen) Abg.Haus: Schlußberathung bes Etats für 1869; 
es werben ber Megierung bie Mittel für die Erridtung von brei 
neuen Stellen beim Obertribunal bewilligt, wogegen ber Juſtizminiſter 
unummunden zugefteht, daß bie Hilfsrichterfrage nicht günftig auf bag An- 
fehen des Obertribunals eingewirft babe und beftimmt erflärt, unter allen 
Umftänden keinen Hilfsrichter bei demfelben mehr zuzulafien, ſobald die neum 
Mitglieder ernannt und eingeführt fein wilrben. 

Dez. der ſechs hannov. Lanbbrofteien wird der Antrag Lasker's, 
bafür neuerdings nur ein Pauſchquantum zu beiwilligen, abgelchnt 
und ber Anfat bafür unter Abitrih von 18,000 Thlrn. auf ben 
Antrag bes Gr, Schwerin befinitio bewilligt. 


„» (Preußen). Abg.Haus: Schlußberathung bes Etats: 

Die in der Vorberathung geftrihenen 2000 Thlr. für den Marburger 
Univerfitätscurator werden nochmals verweigert. — Der Abg. v. Bonin erw 
Härt, feinen Antrag wegen der Stellvertretungsfoften bei einer andern Ges 
legenbeit wieder aufnehmen zu wollen, unter Hinweifung auf die Abnormität: 
dag von 59 Yuftizbeamten 39 an Bertretungsloften 160 Thlr. zahlen müſſen, 
daß 11 gar keine, und ſämmtliche Berwaltungsbeamte zufammen nur 10 Thlr. 
monatiih zahlen. 

»„ (Preußen). Die „Nordd. Allg. 3.”, das Organ bes Bundes: 
fanzlers, erklärt, ihre feit Wochen gegen ben öfterr. Reichskanzler und 
bie von ihm infpirirten ofliz. äfterr. Blätter geführte Polemik „um 
bie öffentlihe Meinung über eine Politik aufzullären, welche unter 
bem Dedimantel der frieblichſten Tendenzen unabläffig bahin ftrebe, 
ganz Europa gegen Preußen aufzubringen”, nunmehr cinftellen zu 
wollen, 

n (Breußen). Das Abg.Haus genehmigt gegen etwa 10 Stim: 
men ben Geſetzentwurf 


betr. die Uebernahme der auf den Erträgnifien des Staats aus dem Köln 
Mindener Eiſenbahn⸗Unternehmen Laftenden Verpflichtungen zur Gewährung 
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von Sinszufcdüffen und Umsrtifetionsbeträgen anf die allgemeinen Gtaais- 
fonds, mit dem Zuſatze 

Hinfichtlich des Bier anliegenden Berirags * 9 Aus. 1868 wird hie⸗ 
mit gieiägeitig ber — — Entlaſtung ert 
um den alten, durch das Imbennitätsgeieg von rg wicht erledigten Streit 
aus der Welt zu Schaffen. 


Schlußberathung des Etats: bas Etatsgefeß wird mit allen gegen 
2 Etimmen (Erklärung Jakoby's) angenommen, Der Etat für 
1869 ftellt fi bemgemäß in Einnahme und Ausgabe gleichinäßig 
auf Thlr. 167,536,494. 


19. Jan. (Preußen). Tas Abg.Haus genehmigt pen Gefehentwurf betr. 


25. 


26. 


27. 


28. 


die Gerichtsbarkeit und das gerichtliche Verfahren in Ehe: und Ver: 
lõbnißſachen in ber Provinz Hannover, woburd biefe Gerichtsbarkeit 
von ben Eonfiftorien auf die Gerichte übertragen wird, 


» (Breußen) richtet eine Note an bie großh. luxemburgiſche Re: 
gierung, um biejclbe aufzuforbern, den gemäß ber Londoner Con: 
ferenzbefjhlüffe eingegangenen Verbindlichkeiten nachzukommen und 
bie Luremburger Feſtungswerke zu ſchleifen. 

„ (Preußen) Das Abg.-Haus beſchließt bie Abſchaffung bes noch 
beftehenden Eheverbots wegen Ungleichheit des Standes. 

n„ (Preußen). Das Abg.Haus beſchließt für die Vorlage ber 
Hypothekenrechts-Reform nicht die Vorberathung im Plenum anzu: 
wenben, fonbern bie brei Lefungen: erite Leſung mit Generalbebatte, 
Commiſſionsberathung unb britte Lefung. Die Rorlage wirb dem⸗ 
gemäß zunädjft einer Commiffion überwieſen. Klare und gebrungene 
Erflärung des Juſtizminiſters. 

„CWaldeck). Da die Verhandlungen über bie Abrechnung 
zwilden bem Land und dem Domanium einen baldigen Abſchluß 
nicht erwarten Tafjen, jo wirb ber Landtag im Namen und Yuftrag 
bes Königs von Preußen gefchloffen. 

» (Preußen) Das Abg.⸗Haus genehmigt das Geſetz betr. bie 
Anftelung im böheren Quftizbienft mit bem vom Herrenhaus abge: 
Ichnten Amentement, wonach eine Etrafverfekung aus ben alten 
in bie neuen Landestheile unmöglid if. 


„ (Medlenburg) Eine liberale Verſammlung in Roftod be 
ſchließt eine Petition an ben nordd. Reichstag gegen bie Gompetenz 
des Freienwalder Schiedsgerichs. 
„ (Preußen) Abg-Haus: Debatte über die Vorlage ber Re: 
gierung betr. bie anderweitige Feſtſtellung der Wahlbezirke für bas 
Haus der Abgeorbneten. 

Amendementsanträge: I. Antrag v. Karborff und ber Freiconſerva⸗ 
tiven, zu beſchließen „in Anbetracht, daß das Nebeneinanderbeſtehen ber 


beiden großen parlamentariichen Körperſchafien des preußiſchen Landtages und 
des Norddeuiſchen Reichſstages nur als ein Proviforium betrachtet werben 
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ann: 1) den Geſetzentwurf, betreffend bie anderweitige Feſtſtellung der Wahl⸗ 
bezirte für das Haus der Abgeordneten, abzulehnen ; 2) der Eöniglichen Staats- 
Regierung zur Erwägung zu geben, ob es fi) nicht in allgemeinem politiichem 
Inlereſſe empfehlen dürfte, die Zuſammenſetzung des preußifchen Abgeordnetenhauſes 
in Bezug auf Abgrenzung der Wahlbezirke, Wahlmodus und Zahlder Abgeordneten 
mit der dei Reichſstages in Einklang zu bringen und damit eine mähere or- 
aniſche Verbindung der beiden Körperihaften anzubahnen.“ II. Die Fort⸗ 
Krittspartei beantragt, die Borlage abzulehnen und gleichzeitig „die 
Staats-Regierung aufzufordern, in der nächſten Seſſton einen Geſetzeni⸗ 
wurf einzubringen, durch welchen unter Abänderung der Artilel 70, 71 und 
72 der Verfaffung die preußiſche Landesvertretung fortan auf Grund bes all- 
gemeinen gleichen, directen und geheimen Wahlrechts gebildet wird". Die ge 
genannten drei Artitel 70 bis 72 beziehen fi nur auf die Wahlen zum 
Abgeorbnetenhaufe, der Antrag der Tortichrittspartei läßt aljo Die Frage 
„der näheren organischen Verbindung” zwiſchen Reichſtag und Landtag 
überhaupt unberührt und beichäftigt fih aud nicht weiter mit der zu⸗ 
fünftigen Etelung de8 Herrenhauſeßz. HI Die nationalsliberale 
Partei wil, in der Form eines Amendements zum Kardorff'ſchen Antrage, 
unter Ablehnung der Regierungsvorlage der Staats-Regierung zur Erwägung 
geben, „ob es fich nicht im allgemeinen politifchen Intereſſe empfiehlt, die Zu⸗ 
fammenjegung des preußiſchen Landtages mit der des Reichstages in Einflang 
zu bringen und jomit eine nähere organiſche Verbindung der beiden Bertre- 
tungen anzubahnen“. Diefer Antrag geht alſo noch directer als der Karborffiche 
auf die Beſeitigung des Herrenhaufes aus, da-er nicht bloß für das Abge⸗ 
ordnetenhaus den Wahlmodus des Neichstages in Anwendung zu bringen em⸗ 
pfieblt, fondern die Zuſammenſetzung des Landtages mit der bes Reihstages 
in Einklang bringen will, welcher letztere befanntlih nicht aus einem Abge⸗ 
ordnnetenhaufe und einem Gerrenhaufe, jondern aus einer Anzahl von Mit- 
gliedern „zufammengefegt” ift, welche auf Grundlage des allgemeinen gleichen, 
directen und geheimen Wahlrechts gewählt werben. 

Debatte: Der Regierungscommijfär legt die Motive dar, melde 
für die Regierung maßgebend geweien, als fie in den neuen Landestheilen 
die Beſtimmung traf, daß je ein Kreis aud einen Wahlbezirk mit Einem Ab- 
geordneten bilden ſolle. Dieſe Einrihtung auch für die alten Provinzen ein« 
zuführen, fei dringend wünſchenswerth. Die Meinung der Bevöllerung würde 
jo am Beten zum Ausdruck kommen können (ab! ah!), Man habe auf den 
Einfluß der Kreisbeamten hingewieſen; diefer werde indeflen nicht zu fürchten 
fein (oh! oh!), und wo berielbe dennoch vorhanden, würde er fih auch unter 
den gegenwärtigen Berhältnifien geltend machen. Werde die Uenderung ein- 
geführt, jo würden die Minoritäten zu beflerer Geltung kommen und ein 
Kreis den andern nicht mehr überftimmen können. Tweſten: Ich halte «8 
für ganz unmöglid, daß diefe Vorlage angenommen werde. Bis 1860 find 
die Wahlfreife immer verändert worden, und erft da find wir zu einer Sta⸗ 
bilität gelangt. Jetzt ſoll abermals geändert werden; weßhalb? weil es befier 
wäre, wie die Regierung meint, wenn je ein Kreis einen Abgeordneten wählte. 
Das ift ſchon an fi kein Grund, der uns beflimmen Tönnte. Eine fociale 
Anterefien-Bertretung ſoll in diefem Haufe nicht Play greifen. Dazu kommt 
die Beeinfluffungsfrage. Der Landrath ift in der Regel au Wahl-Eom- 
mifferius, und es ift nicht eine jeden Wahlmanns Sache, feinem Landratbe 
ins Geſicht anders zu wählen, als dieſer es wünjcht. Der Bertreter der Staats» 
regierung fpricht davon, daß den Minoritäten eine Vertretung geſchaffen wer⸗ 
den folle. Was bedeutet diefe Minorität? Sie bedeutet die Partei, das Intereſſe 
der Staatsregierung, und die Staatsregierung muthet uns alfo zu, dab wir 
ihr noch dazu verhelfen follen, daß ihre Minorität in diefem Haufe die Maio- 
rität erlange. Im Reihstage erflärte der Kerr Miniflerpräfident das Drei⸗ 
ſtlaffen⸗Wahlgeſetz für das widerfinnigfle und elendefte Wahlgeſetz, welches je 
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ausgedacht worden. Nachdem der leitende Staatsmann dieß offen erklärt, 
hätte man erwarten jollen, daß die Regierung mit einem Aenderungsvorjchlage 
in diefer Richtung kommen werde; flatt deflen kommt fie mit dieſem Geſetze, 
in welchen fein wirklicher ſtaatsmänniſcher Gedanke zu finden. (Sehr gut!) 
Bir find es indeſſen gewohnt, immer nur apergus und abgerifiene Bemer⸗ 
tungen zu hören, bie in der Praxis ohne alle Folgen bleiben. Weiter ift auch 
die von der Staatsregierung vorgeichlagene Eintheilung in Bezug auf die Bes 
völferungsverbältniffe intereffant; es foll kein Unterſchied fein zwiſchen Kreifen, 
die nur 20—30,000 Einwohner haben, und folden, die ihrer 60-—70,000 
zählen. Danzig mit 90,000 Einwohnern und feinen fo großen Intereſſen fol 
nur Einen Abgeordneten wählen, wie ein gewöhnlicher ländlicher Kreis. An 
die Herftellung eines Bujanımenhanges Dies Hauſes mit dem Reichstage iſt 
auch nicht gedacht; es wird jedoch entſchieden darauf ankommen, dieſe Ver⸗ 
bindung herzuftellen und die Miiglieder dieſes Haufe zu vermindern. Ab⸗ 
georbnietenhaus, Reichstag und Zollparlament — das Tann auf die Tauer 
nicht nebeneinander beftehben. Wir befinden uns in einem Uebergangsſtadium, 
und darum müflen wir, biß die rechte Aenderung getroffen wird, an unferer 
Wahlbezirkßbordnung fefthalten. Denken wir endlih aud an das Herrenhaus, 
Diejes Herrenhaus beruht lediglich auf einer önigliden Verordnung. Eine 
Yenderung müßte auch in Bezug auf das Herrenhaus eintreten, wenn man 
ein Geſetz, wie das vorliegende, überhaupt in Betracht ziehen könnte. Nach 
einer andern Seite bin hat diefe Borlage aber allerdings ihre Bedeutung: 
fie iſt ein trauriges Zeichen für das Organifationstalent der Regierung. Seit 
Jahren erwarten wir Reformen, und da kommt man nun — jelbft Die Kreis⸗ 
ordnung if no nit da — mit diefem Geſetzl M. H., lehnen wir dieſe 
Borlage ab! Minifterpräfivent Graf Bismard: Wenn ih mich als Minifter 
der Borlage angefchlofien habe, ungeachtet der Abneigung, die ich gegen das 
Dreistiafien-Wahlgejet belannt habe, jo habe ich die Beſorgniß gehegt, Sie 
würden jede Berfafiungsbeftimmung als ein „noli me tangere“ behandeln, 
und Verſuche, diefelben abzuändern, würden auf eine weniger günftige Auf⸗ 
nahme in Ihrer Mitte ftoßen; ich habe mid darin getäuſcht und werde mir 
biefe Tauſchung in der Zukunft als Richtſchnur dienen lafien und annehnen, 
daß das jetzt beftehende Wahlgejeg nicht jo Hoch gehalten wird, als ich ver» 
muthet habe. ch würde vorgezogen haben, ſchon jett im Schooße des Mini⸗ 
fleriums Vorſchläge anzuregen, die eine Verbindung mit dem Neichätage des 
Rorddeutihen Bundes ermöglichten und zugleih den Bundesbehörden geftgtteten, 
eine Vereinfachung des feit 1866 geſchaffenen Räderwerfes herbeizuführen, und 
die Frage, in welder Art und Weile das durchzuführen fei, hat uns vielfach 
beicyäftigt. Bei diefer Gelegenheit hat es ſich herausgeftellt, dab es nicht thunlich 
fei, eine Berihmelzung der Abgeordneten herbeizuführen, und es liegt mir 
ob, die Schwierigfeiten Mar zu legen, mit welchen die Regierung zu lämpfen 
Hat, diefem Ziele näher zu treten. Die erfte muß ich als Vertreter der Krone 
geltend machen; fie betrifft das Auflöfungsreht der preußiſchen Krone im 
preußiſchen Berfafiungsieben. Dasfelbe würde fih auf diefen Theil des Reichs» 
tages ohne Bewilligung der Übrigen Reichſstagſ⸗Behörden nicht anwenden laſſen, 
ja, es wären die Reichſtagswahlen zur Unmöglichkeit gemacht. Der Reichstag 
braucht ſich nicht partielle Reuwahlen gefallen zu laſſen. Es würde aljo fon 
bierin die Nothwendigkeit einer weſentlichen Mobdification der preußiichen Ver⸗ 
faffung liegen, indem man nicht zugeben Tann, daß ein einzelnes Mitglied de3 
Rorddeutichen Bundes, und wäre es das mädhtigfte, befugt fein Lönnte, einen 
Theil des Reichſstages aufzuldien; es würde dieſes Necht von jedem der Bundes⸗ 
fürften in Anſpruch genommen werden, und welche eigenthümlichen Verhältniſſe 
daraus entfliehen würden, überlaffe ich der Phantafie jedes Einzelnen. Es 
würde ferner eine folge Einrichtung mit dem Zweilammer⸗Syſtem unverträglich 
fein. Der Rorddeutſche Bund hat das Recht, zu verlangen, daß bei der Wahl 
die ſammtlichen norbdestichen Bürger zur Auswahl bereit fiehen. Was das 
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8 betrifft, jo bemerle ich, daß, i di ‚, wel 
Nie der —— a chen fe 


meinerjeits auch nur durch eine Verwahrung decke, jo Tommi das daher, weil 


id das einzige Mitglied derjelben bin, welches das Recht hat, in dieſen Räu- 
men die Stimme zu erheben, und die Pflicht habe, für meine Gollegen 
einzutreten. Ich Habe hier nur in kurzen Worten die Haupthindernifie 
auf Eeite der preußiihen Verfaſſung angeführt. Ich erlaube mir, nun 
noch auf diejenigen Gründe zurückzukommen, die auf Eelten der Bundes⸗ 
politit dagegen ſprechen. Statt bei gleichen, identiſchen Wahltreifen zwei Ab⸗ 
geordnete für denjelben Wahlkreis zu wählen, kann es vorlommen, daß 
einem und demjelben Manne das Vertrauen geſchenkt wird; aber daraus kann 
noch nicht folgen, daß dich principiell fanctionirt wird. Dagegen, daß für ven Reichs⸗ 
tag und Landtag nur Einer gewählt würde, der die Geſchäfte zu beforgen Hätte, 
muß ich mich im Intereſſe der Landtags» und Neichktags- Mitglieder verwahren. 
Wir finden vielleicht eine reiche Auswahl folder Vertreter, die im Stande 
find, zwei bis drei Monate den parlamentariihen Beichäften zu widmen; 
wenn aber derſelbe Reichſtagsabgeordnete noch der Lanbtagd-Seifion mindeſtens 
bier Monate und feldft mehr widmen müßte, jo fämen neun bis zehn Donate 
heraus, die er im jahre regelmäßig den parlamentariihen Geihäften widmen 
müßte. Es liegt ganz in der Natur der Dinge, daß nicht Viele bereit fein 
werden, eine ſolche Arbeit zu übernehmen, daß der Kreis der zu Wählenden 
alfo immer Tleiner wird, Mit zu großer Verlängerung der parlamentarifchen 
Thatigkeit von Einzelnen kommen wir in eine Situation, die den bureau- 
kratiſchen Charakter der Deutihen entipricht, die ich aber nicht für vereinbar 
halte mit einer lebendigen Entwidlung der Bollsvertretung. 


Der 5 1 der Vorlage wirb abgelehnt, worauf der Minifter bes 
Innern erklärt, er werde vom König bie Genehmigung zur Zurüd: 
ziehung ber Vorlage einholen. | 


28. Jan. (Anhalt). Landtag: Der Herzog läßt dem Landtag Grund⸗ 


züge für eine Auseinanderſetzung zwiſchen dem berzogl. Haus und 
bem Lande über bas Domanium vorlegen. | 


Dem Beifpiele des Großherzog von Oldenburg folgend will auch der Her⸗ 
zog bei Zeiten jein Haus bejtellen, damit die Dynaftie in gefijerten Ver⸗ 
mögensverhältnifien die Fluthen des nationalen Einheitsprangs über ſich ergehen 
laſſen kann. Das Vergleichsobject beiteht aus 141,000 Morgen Aderland 
und 172,000 Morgen Waldungen, im Sefammiwertd von nahezu 25 Mill 
Thalern. Dieſer Grundbeſitz ſoll als Privatvermögen des herzoglichen Haufcs 
anerfannt werden, und in Zukunft von jeder befonderen Beitragspflicht zu 
Regierungsaufiwänden befreit bleiben. Für Landebeigenthum werden dagegen 
erflärt: Chauſſeen und Landſtraßen, regaliſche Nutungsrecte, eine Anzahl 
näher bezeichneter Etaatögebäude, Zoll- und Abgabeberehligungen, die Berg», 
Hütten« und Salzwerle, ſowie die Eifengießerei zu Bernburg, letztere jedoch 
unter Vorbehalt etwaiger Entihädigungsforderungen von Seiten ber Bernburger 
Allodialerben. Der Netto-Ertrag aus den Wblöfungen für das fiskaliſche 
Jagdrecht wirb den betreffenden Kreiscorporationsfonds überwiefen. Mit Aus- 
nahme der an die Staatslafle zurildzuzahlenden Staatsbienercautionen, der 
Stantslafienfcheine im Betrag ven 950,000 Thlrn. und des noch ungetilgten 
Schulbbeirags der Prämienanleibe von 1857 und der den Bernburger Allodial- 
erben zur Laſt fallenden Schulden, übernimmt das herzoglide Haus alle 
Staatsihulden zur VBerzinfung und Tilgung, wofür jedod dem Haußsvermdgen 
aus dem Betriebsfonds der Landeshauptkaſſe noch eine Summe von 150,000 
Thalern überwielen wird. Zur Dedung des Weftbetrags der erwähnten 
Prämienanleihe wird dem Land ein gleichwerthiger Domänencompleg über⸗ 
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Iaflen, der nad Abtragung der Schuld dem Lande verbleibt, aud den Kreis⸗ 
corporationsfonds übergeben werden kann. Dieſen gewährt das herzogliche Haus 
aud zu Sweden ter Selbftverwaltung einen eifernen Bapitalfonds von 1 Mill. 
baar oder in Grund und Boden, und folange die Souveränctätsredhte des 
berzoglihen Haufes und damit auch die Befreiung von der Steuerpflichtigfeit 
des inländiihen Grundvermögens fortdauern, eine näher zu vereinbarende 
Sjabresrente. Auf jede Beihilfe des Landes zu den Hof» und Haushaltungs«- 
often, Prinzefiinnenfteuer zc. wird verzichtet. Sämmtliche Forſt- und Do⸗ 
manialbeamte treten in den Dienft des berzogliden Haufe. Tas Bermögen 
wird lediglid nad) den Hausgeſetzen verwaltet, und etwaige Differenzen follen 
auf fchiedsrichterlihem Weg erledigt werben. 


29. Jan. (Preußen). Aby.- Haus: v. Vonin bringt feinen Antrag 
auf geieglihe Negelung der Ctellvertretungstoften wieber ein, 
und bas Haus beſchließt, denfelben durch Schlußberathung zu er: 
ledigen. Schulze⸗-Delitzſch bringt cinen Antrag cin betr. bie privat: 
rchtlihe Etellung ton Vereinen. 

Debatte über die Beſchlagnahme bes Vermögens bes Königs Georg: 


Anträge: Der Bericht der Commiſſion (Bericterftatter Abg. Rechtsan⸗ 
walt Lent aus Breslau) beantragt, die Verordnung zu genehmigen und mit 
Zufimmung der Regierung durch einen neuen Artikel dahin zu ergänzen, daß 
die Miederaufhebung der Beſchlagnahme dritten gutgläubigen Exrwerbern und 
Ecifionären gegenüber dur kgl. Anordnung, in allen übrigen Fällen aber 
nur durch ein Geje erfolgen könne. Aus dem Bericht ergibt fi im Weſentlichen: 


Nah einer Seitens der Etaats-MRegierung in der Commilfion gemachten 
Mittheilung beläuft fi gegenwärtig der Werth des unter preußiſcher Ver⸗ 
waltung befindlichen Vermögens des Stönigs Georg, ausſchließlich des werth⸗ 
vollen Inventariums der Schlöfter, auf ungefähr 13,382,800 Thlr., welche, 
in preußifchen 4% proz. Stant3papieren angelegt, einen Jahresertrag von un- 
gefähr 598,000 Thlr. abwerfen. Die Koften der unter dem Borfige des 
S/berpräfidenten von Hannover geführten Verwaltung dieſes Bermögens belaufen 
fi) auf ungefähr 180,000 Thlr. Tas von Preußen dem Könige zugeficherte Ent» 
ſchädigungs⸗Kapital beträgt belanntlih 16 Millionen Thaler mit Zinjen vom 
1. Juli 1866 an. Wenn gleichwohl fih nur die obige Summe von 13,382,000 
Thaler unter Arreft befindet, jo kommt dieß daher, dab etwa 4 Millionen 
Thaler für die vom König Georg außer Land gebrachten Etanisgelver auf 
das Entihädigungs-fapital in Abrechnung gebracht worden find, wie dieß 
auch der Entichädigungsvertrag jelbit vorgefehen hat. Jedenfalls verfügt König 
Georg troß der Beihhlagnahmeverordnung gegenwärtig außer Über jene vier 
Millionen Thaler noch über das im Hannover. Geſetz vom 24. März 1857 
erwähnte Bermögen der königliden Schatullkaſſe und der zugehörigen foge- 
nannten Leinen engliſchen Kaffe, die Rapitalien des Löniglichen Ernſt⸗Auguſt 
Fideicommiſſes, die Baarbeftände und Werthpapiere der Hand» und Schatulle 
kaſſe und über das in engliichen Sprocentigen Stods angelegte Kapital von 
600,000 Pfd. Sterl. Die Angabe der Regierung in Betreff eines Agitations- 
comites in Sieging wird in dem Commiſfionsbericht wie folgt prägifirt: Nach 
Mittheilungen, welche Seitens der Igl. Staats-Negierung in der Commiſſion 
gemacht worven, beiteht außer der noch gegenwärtig auf Koften des Königs 
Georg in Frankbreich unterhaltenen Legion in Hieking eine Urt dauernden 
Gomit6’s, zuſammengeſetzt aus Vertretern des Welfentbums und Beaufe 
tragten des vormaligen Kurfürften von Heſſen nebft einem Anhänger 
der großdeutihen Demokratie; dieſes Gomite, deſſen Koften gemeinichaftlich 
vom König Georg und von dem bormaligen Kurfürften von Heſſen be» 
ftritten würden, führe die Agitation der depoffedirten Gouveräne gegen 
Preußen fort, überwadhe und leite biefelbe und bilde den Bereinigungs« 
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punkt für alle Breußen und dem norbdeutichen Bunde feindlichen Elemente. 
Der weitergehende Antrag von Löwe, in einer Relolution die Staatsre 
gierung zur Aufhebung des ganzen Vertrags mit dem König Georg aufzu- 
fordern, ift in der Commiſſion mit allen gegen 3 Stimmen abgelehnt worden. 
E8 wurde dagegen geltend gemadt: bei Annullirung des Vertrages habe eine 
vielleicht zu Weiterungen Anlaß gebende Uuseinanderjegung bezüglid der auf 
Grund jeneh Vertrages von dem König Georg an Preußen gemachten Leiftungen, 
namentlich bezüglich des hannover'ſchen Domaniums ftattzufinden, und Höchft 
wahrfceinlich würde durch eine folde Annullirung jede Ausſicht befeitigt, Daß 
König Georg der Annerion des Jahres 1866 gegenüber diejenige „friedliche 
Stellung“ einnehme, welde das Ziel der mit ihm ftattgefundenen Verhandlungen 
geweſen, und deſſen Erreihung nod immer als wünfchenswertb zu bezeichnen 
jei. Der Standpunkt wurde indeß in der Gommiffion durch den Abg. Bird o w 
energiich vertreten, deſſen Ausführungen im Gommilfionsberidt, wie folgt, 
wiedergegeben find: Nachdem das Staatsminifterium in feinem Berihte an 
den König am 2. März felbft erklärt habe, die Gelee des Landes würden «3 
geftatten, das gerichtliche Verfahren auch auf die Perſon des Königs Georg 
auszudehnen, und nachdem das Steafgetegtuß in der That ein ſolches Ber» 
fahren zuzulaſſen ſcheine, falle jeder Orund meg, den Weg der Geſetzgebung 
zu betreten; denn der von dem Minifterium angeführte Grund, die Rückſicht 
auf die frühere Stellung des Königs Georg, habe für die Landesvertretung 
feine Bedeutung. Gewiß ſei es für Diejenigen, weldhe für die Genehmigung 
des Vertrages geftimmt, ein peinliches Gefühl, fi fo jehr in ihren Voraus- 
fegungen getäufcht zu fehen, aber dieß fei doch nur ihre eigene Schuld. Einen 
Vertragsbruch könne man dem Könige Georg nicht vormwerfen, denn er Habe 
feine der Berpflichtungen, welche er in dem Bertrage übernommen, verlegt. Er 
habe nicht nur nicht auf fein Kronrecht verzichtet, fondern es fei in dem & 2 
des Vertrags jogar Beſtimmung darüber getroffen worden, wie e& bis zu dem 
Augenblide aegalten werden folle, wo er für fih und feine Erben auf bie 
bannover’iche ſtrone verzichten würde. Auch gebe ſich der Vertrag ausdrück⸗ 
lich als ein „Urrangement über VBermögens-Berhältnifie” zu erfennen. Der 
Herr Minifterpräfident habe freilih piychologiiche Gründe angeführt, welche 
betveifen follten, daß der König Georg, indem er den Vertrag abſchloß, ftill- 
ſchweigend verzichtet habe; aber dieſe Gründe hätten in dem Bertrage keinen Aus 
drud gefunden, und ein Vertrag Tünne nicht gedeutet werden nah Boraus- 
fegungen, die der andere Contrahent niemals anerkannt habe. Am Wenigften 
könne fih die Landesvertretung diefe Gründe aneignen, da zur Zeit, als fie 
den Vertrag berieth, ſchon offenkundige Handlungen des Königs Georg vor⸗ 
lagen, welde da8 Gegentheil bewieſen. Es bleibe aljo nur der Geſichtspunlkt 
der Gefahr für den Staat, die dur die Auszahlung der dem König Georg 
zugeſicherten Geldmittel und durch deren Verwendung gegen Preußen begründet 
werde. Dem gegenüber könne man zunädhft die Frage aufwerfen, ob etwa 
König Georg durch die Entziehung diefer Mittel zum Freunde Preußens ge 
macht oder zur Verzichtleiftung veranlaßt werben Tönne. Dieß werde gewiß 
Niemand behaupten; im Gegentheil ſei wohl anzunehmen, daß er alle Nüd- 
fihten fahren laffen und bei der erften europäiſchen Gefahr unter den erbittert- 
ften Feinden unjeres Staates fliehen werde. Auch blieben ihm noch Mittel 
genug, feine Agitationen fortzufegen. Die Maßregel werde alfo ihren Zweck 
verfehlen und nur den gehäffigen Charakter eines Altes der Rache annehmen. 
Sie ſei daher in hohem Make unpolitifch für die Regierung. Noch gefährlicher 
fei fie für die Qandesvertretung, welche damit den der Ausnahmegeſetz⸗ 
gebung bejchreite und die Art. 9 und 10 der Berfaflung in höchſtem Maße 
gefährde; denn darüber könne man fi) doch nicht täufchen, daß bier in jedem 
Valle eine Eonfisfation vorliege. Das einzige pofitive Refultat der Maßregel 
—ã— hen ungeheure Vermehrung des Denunciantenweſens und der geheimen 
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Tie Ag. Birchow und Benda bringen auch jekt folgenden Reſo⸗ 
Iutions-Untrag ein: „Im Erwägung 1) daß der größte Theil der dem vor» 
maligen Könige von Sannover durd Vertrag vom 29. September 1867 reſp. 
28. Februar 1868 gewährten Abfindungsfumme in Höhe von 13,382,000 Thlrn. 
noch unter preußifcher Berwaltung fi befindet, und daß folglich die Gefahr, 
ala Tönnte der vormalige König Georg diefe Summe zu landesverrätherifchen 
Unternehmnngen gegen den preußiichen Staat verwenden, nicht vorhanden tft; 
2) daß e8 der Berfaflung und den Geſetzen unſeres Landes nicht entipricht, 
irgend Yemanden ungehört zu verurtheilen oder einer Ausnahmegeſetggebung 
zu unterwerfen, daß auch nad) den Erklärungen der Tönigliden Staats⸗Re⸗ 
gierung jelbft das gerichtliche Verfahren gegen den früheren König Georg zu- 
Löjfig, und die unmittelbare Folge der Einleitung eine ſolchen Verfahrens die 
gerichtliche Beſchlagnahme feines gefammten Bermögens fein würde; 8) daß 
Daher für die Landesvertretung ein Fall ihrer verfafungsmäßigen Mitwirkung 
überhaupt nicht vorliegt, „erflärt daS Haus der Abgeordneten, daß es der 
Königlichen Staats⸗Regierung Hberläßt, im alle eines nachgewielenen Ber- 
tragsbrudde von dem Bertrage mit dem vormaligen Könige von Kannover 
zurückzutreten.“ 

Debatte: Abg. Windhorſt (Meppen): Sie werden begreifen, daß ich 
mit ſchmerzlichen Gefühlen und deßhalb ungern in dieſe Debatte eintrete; aber 
die Pflicht der Pietät gegen das unglüdliche hannover'ſche Königshaus, meine 
‚Bricht gegen meine Wähler und gegen das preußifche Land zwingen mich dazu. 
Ich verlange übrigens nur, ohne auf die früheren Ereigniffe zuridzugeben, . 
daß das Eigenthum geſchützt bleibe. In der Beantwortung der Interpellation 
des Abg. v. Kardorff wurde bereits hingedeutet auf das, was ſpäter geſchehen; 
in dem Berichte Über die Beſchlagnahme des Vermögens des ehemaligen Kur⸗ 
fürften von Heften ift ferner angeteutet, daß es eventuell auch zur Gonfißcation 
der Subftanz fommen könne. Nad der Verordnung follte der Ueberſchuß der 
Einkünfte, nah Abzug der Ueberwachungskoſten, aufgefammelt werden: aud 
daS ift jet geändert, verjchärft worden. Sie jehen, m. HH., man ift in ra⸗ 
ſchem Borfchreiten begriffen: jo gebt es immer, wenn man fi auf einer 
fchiefen Ebene befindet. Der Art. 63 der Berfafjung war aber auch fein Grund 
zum Erlaß der Verordnung; ein Nothftand herrichte nicht, und was man am 
2. März that, wußte man auch fchon am 29. Februar, als man die Landes⸗ 
vertretung entließ. Die Verordnung ift auch unzuläffig gegenüber den Art. 9 
und 10. Ser Bericht ſpricht von einer wirkungslofen Interceifion befreundeter 
Höfe. Welches find diefe Höfe, und worin bat die Interceſſton beitanden? Es 
wäre zu wünjcen, daß der Bericht etwas Näheres darliber gejagt hätte Ich 
Habe Grund, zu glauben, daß von diefer Interceſſion nichts zu den 
Ohren des Königs Georg gelangt if. Es handelt ih nun um die Aus⸗ 
führung des geichlofienen Vertrag. Die Landesvertretung kann bier nicht 
mitwirfen, und wenn etwas geſchehen fol, nun, fo wende man fih an 
die Gerichte. Was man jeht will, ift Cabinetsjuſtiz in legislatoriſcher, 
parfamentarifher Geſtalt. Außerdem wird ein Gele mit rüdwirken- 
der Kraft verlangt, nit bloß in Bezug auf die Perfon, gegen weldhe 
die Beſchlagnahme gerichtet ift, ſondern auch gegen diejenigen Perſonen, welche 
vor der Beihlagnahme rechtliche Erwerbungen von dem König Georg gemadit. 
Urt. 7 der Berfaffung verbietet Ausnahmegerihte M. H., die Geichichte bes 
zeichnet diejenigen Blätter, wo Parlamente als Ausnahmsgerichte fungirten, 
mit einem Trauerrand. Glaubt man, daß der König Georg den Bertrag 
nicht erfillle, fo halte man ein mit den Leiftungen und warte ab, daß der 
König Georg klage. Es ſcheint, als ob Sie glaubten, daß die Berichte da 
nicht mit Ihnen übereinftimmen möchten. (oh! ohl) Das in dem Bertra 
Definirte Vermögen ift theils Privateigenthum des Königs, theils Sideicommis 
des braunfchweigslüneburgiihen Gefammthaufes. Uebrigens ift auch in Bezug 
auf Hohenzollern und Walde preußiicgerieits anerkannt worden, daß das 
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punkt für alle Preußen und dem norbdeutichen Bunde feindlichen Elemente. 
Der weitergehende Antrag von Löowe, in einer Nefolution die Staatsre 
gierung zur Aufhebung des ganzen Bertragd mit dem König Georg aufzu- 
fordern, ift in der Commiſſion mit allen gegen 3 Stimmen abgelehnt worden. 
Es wurde dagegen geltend gemadt: bei Annullirung des Vertrages babe eine 
vielleicht zu Weiterungen Anlaß gebende Auseinanderfegung bezüglich der auf 
Grund jenes Vertrages von dem König Georg an Preußen gemachten Zeiftungen, 
namentlich bezüglich des hannover'ſchen Domaniums ftattzufinden, und höchſt 
wahrſcheinlich würde durch eine ſolche Annullirung jede Ausſicht befeitigt, daR 
König Georg der Annerion des Jahres 1866 gegenliber diejenige „Triedlidhe 
Stellung“ einnehme, welche das Ziel der mit ihm ftattgefundenen Berhandlungen 
gemweien, und deſſen Erreihung nod immer al3 wünſchenswerth zu bezeichnen 
jei. Der Standpunkt wurde indeß in der Commiſſion durch den Abg. Virchow 
energijch vertreten, defien Ausführungen im Gommilfionsbericht, wie folgt, 
wiedergegeben find: Nachdem das Staatsminifterium in feinem Berichte an 
den König am 2. März felbft erklärt habe, die Gefette des Landes würden es 
geftatten, das gerichtlihe Verfahren auch auf die Perfon des Königs Georg 
auszudehnen, und nachdem das Steafgeiehbuß in der That ein folches Ver⸗ 
fahren zuzulafien jcheine, falle jeder Orund weg, den Weg der Geſetzgebung 
zu betreten; denn der von dem Minifterium angeführte Grund, die Rückſicht 
auf die frühere Stellung des Königs Georg, habe für die Landesvertretung 
feine Bebeutung. Gewiß ſei e8 für Diejenigen, welche für die Genehmigung 
des Vertrages geftimmt, ein peinliches Gefühl, fih fo jehr in ihren Voraus⸗ 
fegungen getäufcht zu jehen, aber dieß fei do nur ihre eigene Schuld. Einen 
Vertragäbrud könne man dem Könige Georg nicht vorwerfen, denn er babe 
feine der Verpflichtungen, welche er in dem Vertrage übernommen, verlekt. Er 
babe nicht nur nicht auf fein Kronrecht verzichtet, fondern e3 fei in dem & 2 
des Vertrags fogar Beitimmung darüber getroffen worden, wie es bis zu dem 
Augenblide gehalten werden folle, wo er für fi und feine Erben auf die 
hannover'ſche Serone verzichten würde. Auch gebe fi) der Vertrag ausdrück⸗ 
lich als ein „Arrangement über Vermögens-Berhältniffe” zu ertennen. Der 
Herr Minifterpräfident babe freilich piychologiihe Gründe angeführt, welche 
beweifen follten, daß der König Georg, indem er den Vertrag abſchloß, ſtill⸗ 
ſchweigend verzichtet habe; aber dieſe Gründe hätten in dem Bertrage feinen Aus» 
drud gefunden, und ein Vertrag könne nicht gedeutet werden nad) Voraus⸗ 
fezungen, die der andere Gontrahent niemals anerkannt habe. Am Wenigften 
tönne fich die Landesvertretung dieſe Gründe aneignen, da zur Zeit, als fie 
den Vertrag berieth, ſchon offenkundige Handlungen des Königs Georg vor⸗ 
lagen, welche das Gegentheil bewiefen. Es bleibe aljo nur der Gefihtspunkt 
der Gefahr für den Stant, die dur) die Auszahlung der dem König Georg 
zugelicherten Gelbmittel und durch deren Verwendung gegen Preußen begründet 
werde. Dem gegenüber könne man zunähft die Frage aufwerfen, ob etwa 
König Georg durd die Entziehung diefer Mittel zum freunde Preußens ge⸗ 
macht oder zur Verzichtleiftung veranlaßt werden Lönne. Die werde getwik 
Niemand behaupten; im Gegentheil fei wohl anzunehmen, daß er alle Rüd- 
ſichten fahren laſſen und bei der erften europäifchen Gefahr unter den erbittert- 
ften Feinden unjeres Staates ſtehen werde. Auch blieben ihm noch Mittel 
genug, feine Agitationen fortzufegen. Die Maßregel werde aljo ihren Zweck 
und nur den gehäffigen Charakter eines Wlteß der Rache annehmen. 
Sie jei daher in hohem Maße unpolitifch für die Regierung. Noch gefährlicher 
fei fie für die Landesvertretung, welche damit den Weg der Ausnahmegeſetz⸗ 
gebung beichreite und die Art. 9 und 10 der Berfafiung in höchſtem Maße 
gefährde; denn darüber könne man fi) doch nicht täufchen, daß hier in jedem 
Galle eine Confiskation vorliege. Das einzige pofitive Refultat der Maßregel 
—* A ungeheure Vermehrung des Denuncientenweiens und der geheimen 
olizei jein. 
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Tie Abg. Birchow und Benda bringen auch jekt folgenden Reſo⸗ 
Iutions-Wntrag ein: „In Erwägung 1) daß der größte Theil der dem vor» 
maligen Könige von Hannover durch Vertrag vom 29. September 1867 reſp. 
383. Gebruar 1868 gewährten Abfindungsfumme in Höhe von 13,382,000 Thlrn. 
noch unter preußilcher Verwaltung fich befindet, und daß folglih die Gefahr, 
als Tönnte der vormalige König Georg diefe Summe zu landesverrätherifchen 
Unternehmungen gegen den preußilchen Staat verivenden, nicht vorhanden ift; 
2) daß es der Berfafjung und den Geſetzen unſeres Landes nicht entipricht, 
irgend Jemanden ungehört zu verurtheilen oder einer Ausnahmegeiehgebung 
zu unterwerfen, daß aud nad den Erklärungen der Tönigliden Staats-Re- 
gierung ſelbſt das gerichtliche Berfahren gegen den früheren König Georg zu⸗ 
läffig, und die unmittelbare Folge der Einleitung eines ſolchen Berfahrens die 
gerichtliche Beſchlagnahme feines gefammten Bermögens fein würde, 8) daß 
daher für die Landesvertretung ein Fall ihrer verfafiungsmäßigen Mitwirkung 
überhaupt nicht vorliegt, „erflärt da Haus der Abgeordneten, daß es der 
Tönigliden StaatS-Regierung überläßt, im alle eine nachgewieſenen Ver⸗ 
tragsbruches von dem Bertrage mit dem bormaligen Könige von Hannover 
zurückzutreten. 

Debatte: Abg. Windhorſt (Meppen): Sie werden begreifen, daß ich 
mit ſchmerzlichen Gefühlen und deßhalb ungern in dieſe Debatte eintrete; aber 
die Pflicht der Pietät gegen das unglückliche hannover'ſche Königshaus, meine 
Pflicht gegen meine Wähler und gegen da3 preußiiche Land zwingen mich dazu. 
Ich verlange übrigens nur, ohne auf die früheren Ereigniffe zurüdzugeben, . 
daß das Eigenthum geſchützt bleibe. In der Beantwortung der Interpellation 
des Abg. v. Kardorif wurde bereits hingeveutet auf das, was fpäter geichehen; 
in dem Berichte über die Beſchlagnahme des Bermögens des ehemaligen Kur⸗ 
fürften von Heſſen ift ferner angeteutet, daß es eventuell aud) zur Eonfiscation 
der Subſtanz fommen könne. Nach der Verordnung Sollte der Ueberſchuß der 
Einkünfte, nad Abzug der Ueberwachungskoſten, aufgefammelt werden: auch 
das iſt jetzt geändert, verihärft worden. Sie fehen, m. HH., man ift in ra» 
ſchem Vorſchreiten begriffen: jo gebt e8 immer, wenn man fih auf einer 
ſchiefen Ebene befindet. Der Urt. 63 der Berfafiung war aber auch fein Grund 
zum Erlaß der Verordnung; ein Nothſtand herrichte nicht, und was man am 
2. März that, wußte man auch ſchon am 29. Februar, als man die Landes» 
vertretung entließ. Die Verordnung iſt auch unzuläffig gegenüber den Art. 9 
und 10. Ser Bericht ſpricht von einer wirkungslofen Interceſſion befreundeter 
Höfe. Welches find diefe Höfe, und worin hat die Imterceffton beitanden? Es 
wäre zu wünjchen, daß der Bericht etwas Näheres darüber gejagt hätte Ich 
habe Grund, zu glauben, daß von diefer Interceſſion nichts zu den 
Ohren des Königs Georg gelangt iſt. Es handelt fih nun um die Aus⸗ 
führung des geſchloſſenen Vertrags. Die Landesvertretung fann hier nicht 
mitwirfen, und wenn etwas geſchehen fol, nun, fo wende man fih an 
die Gerichte. Was man jebt will, ift Cabinetsjuſtiz in legislatoriſcher, 
parlamentarifher Geſtalt. Wußerdem wird ein Gele mit rückwirken⸗ 
der Kraft verlangt, nit blok in Bezug auf die Perjon, gegen melde 
die Beſchlagnahme gerichtet ift, ſondern auch gegen diejenigen Perjonen, welche 
vor der Beihlagnahme rechtliche Erwerbungen von dem König Georg gemadjt. 
Urt. 7 der Berfaffung verbietet Ausnahmegerichte. M. H., die Geſchichte be 
zeichnet diejenigen Blätter, wo Parlamente als Ausnahmsgerichte fungirten, 
mit einem Trauerrand. Glaubt man, daß der König Georg den Bertrag 
nicht erfülfe, fo halte man ein mit den Leiftungen und warte ab, daß der 
König Georg Klage. Es ſcheint, als ob Sie glaubten, daß die Gerichte da 
nicht mit Ihnen übereinftimmen möchten. (oh! oh!) Das in dem Bertra 
definirte Bermögen ift theils Privateigentbum des Königs, theils Fideicommi 
des braunſchweig⸗lüneburgiſchen Gefammthaufes. Uebrigens ift auch in Bezug 
auf Hohenzollern und Walde preußiſcherſeits anerfannt worden, daß das 
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Domanialgut Eigentbum des Fürften fei. Wir haben es in dem vorliegenden 
Galle alfo unbedingt mit einem Privatvermögen zu thun, auf welches die 
Art. 9 und 10 der Berfafiung anwenbbar find. Rah dem Bällerredhte if 
Privateigentyum aber aud im Kriege unantaftbar, das Vermögen eines krieg⸗ 
führenden Fürſten nicht ausgenommen. ferner war im 8 1 der Gapitulation 
von Kangenfalza dem König Georg die Dispofition liber fein Vermögen vor⸗ 
behalten. Worin dieſes Vermögen beftehe, war nicht beftimmt, aber es wurde 
fpäter durch Vermittelung der k. großbritannifchen Regierung geordnet. Wie 
Behauptung, daß der König Georg den Vertrag gebrochen habe, Tann nidt 
als richtig anerfannt werden; der Vertrag präfentirt fi als ein Arrangement 
über das Vermögen des Königs Georg, und es ift in demfelben auch von 
niht3 Anderem die Rede. Man jagt, der König babe in dem Bertrag mehr 
erhalten, als er früher gehabt, und dieſes Mehr jei für die Abtretung feiner 
Souveränetät gewährt, Der König Georg hat aber nit mehr erhalten, als 
er früber gehabt. Man gebe mir ein unabhängiges Gericht, und ih will Dann 
den Vertrag zerreißen und auf Herausgabe der Domänen lagen — fo fidher 
bin ih, daß ich gewinnen werde, dab man mir die ZTomänen heraus 
neben muß. Der Minifterpräfident Hat feinerzeit gejagt, dab es auf eine Ver⸗ 
führung der Geifter anlonıme, und daß mit der zu bewilligenden großen Summe 
ſchon genug erreicht fei, wenn dieſer Zwed auch nur theilweife erreicht werde. 
Mas den König Georg betrifft, jo hat fich derfelbe in dem Vertrage zu nichts 
verpflichtet, und das ſpätere Verhalten des Königs kann darum auch nicht in 
Betracht fommen. Anlangend die Legion, das Comits in Hiting fehlt es an 
einen Beweiſe (Bewegung); die Vehauptung der Regierung bajirt auf Be» 
richten, nicht auf eigenen Wahrnehmungen, und jene Berichte baſiren vielleicht 
wicder auf Berichten. M. H., ift daß denn immer notoriſch, was die Zei⸗ 
tungen beriten? Dan liest au, Preußen wolle die Mainlinie forciren, in 
Rumänien ein Arjenal errichten — ift dich denn wahr, weil es in den Zei⸗ 
tungen fteht? Rein, etiam hosti fides servanda, aud) dem Feinde muß man 
fein Wort halten. Wir find eine Macht, die ın vier Wochen eine Million 
Bajonette aufftelen kann, und wegen eined Häufleins Emigranten brauchen 
wir uns nicht zu ängftigen. Bon Nothwehr kann aljo da nicht die Rede fein. 
Das Vermögen eine Gochverräther8 wird von den Gerichten verwaltet — 
König Georg wird aber ſchlimmer als ein Hochverräther behandelt. Und wie 
ftebt e8 mit den Rechten der Ugnaten? M. H., wir bedürfen der Ber- 
föhnung; daß fie erfolge, fleht die edle Königin Xuife mit ihrer Schwe⸗ 
fer Friederile im Himmel; handeln wir nicht gegen dieſes Gebet. Wal- 
ded: Die Verordnung vom 2. März vorigen Jahres gefällt mir in ührer 
Form nit, ich Hätte gewünſcht, daß die 16 Millionen mit dem Bermögen 
des preußiichen Staates wieder vereinigt worden wären. In das Privatver- 
mögen möchte ich nicht eingreifen, aber um Privaivermögen handelt es ſich 
bier au nit. Die Domänen gehören nad) dem preußiſchen Staatsrechte 
nit dem Fürften, und diejes Recht ıft auf Hannover Übergegangen. Hienach 
richtet fi aljo au) der Charakter der Abfindungsfumme, welde der König 
Georg erhalten hat. Was follte aus Teutichland werden, wenn wir den 
Heinen Bürften die Domänen ihres Landes bezahlen jolten? Ich wünfchte, 
dak die Kleinen dem ehemaligen König von Hannover bald alle nadhfolgten 
(Heiterkeit), aber auf jenem Wege würde bie Annegion uns etwas 

werden. Rein, man joll uns unjere Domänen nicht nehme! Ich muß indeß 
jagen, daß ein Anfang zur Beflerung gemacht ift, daß die Sache nur durch ein 
Gejeg wieder aufgehoben werden kann: es iſt aljo die Uebereinſtimmung aller 
gefeggebenden Baltoren nothwendig, um dieje jehr heillamen Maßregeln wieder 
aufzuheben. Eie ftejt nun feit, denn ich hoffe, in diejem Haufe wird nimmer 
mehr die Einwilligung dazu ertheilt werben, wenn aud andere Wahlen kom» 
men, und was es jonft ift, ich glaube, von keiner Majorität wird jemals 
wieder dieſes Vermögen des preußifchen Bolfes, wenn man einmal die Hand darauf 
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gelegt Hat, ausgeantwortet werden. Miniflerpräf, Graf Bismard: Der Hr. Vor⸗ 
reoner hat in der Thatjache, daß gleichzeitig mit der Publication des Geſetzes die 
Bublication der Sequeflerverorbnung erichien, einen Ausdrud der Reue bei der 
tgl. Stants-Regierung Über die Vorlage des Geſetzes erblidt. Ich will Über die 
Worte nicht rechten, aber ich will erflären, daß die Möglichkeit diefer Reue 
mir bei der Borlage dieſes Geſetzes ſchon keineswegs ausgeſchloſſen ſchien (Heiter- 
keit), daß ich aber für den Fall ihres Eintritts auch auf die patriotiſche Mit⸗ 
wirkung der Geſetggebung ſchon damals gerechnet babe. Der Abſchluß jenes 
Vertrages eben ſo wie die jetzige Sequeſtrirung bilden zwei Glieder in der Kette 
von Friedensbefſtrebungen, welchen die königliche Staats⸗Regierung ſeit dem 
Jahre 1866 ſich ununterbrochen hingegeben hat, und ich ſchlage darunter den 
Abſchluß des Vertrages noch heute nicht niedrig an. Seine Wirkung war nach 
drei Seiten hin berechnet: einmal nad der der ehemaligen Unterthanen des 
Königs Georg; mag davon heute gejagt und gedacht werden, was du will, in 
den Ucten liegen uns die damaligen Berichte der Provinzialbehörden vor, die 
von einem ſolchen Ausgleiche eine weſentliche Einwirkung auf die Verbeilerung 
der Stimmung, auf die Berubigung der Gemüther bofften, und die ſich wieder⸗ 
holt und dringend dahin ausipradhen, die Tönigliche Staats-Negierung möge 
in dieſem Sinne die mitiative ergreifen, nothigenfalls eine ſolche Abfindung 
durch das Geſet erftreben, wenn ein Vertrag nicht zu erreichen wäre, da fehr 
viele politifch mit den Aenderungen volllommen ausgeföhnte Leute doch in 
Bezug auf perjönlicde Anhänglichleit, in Bezug auf perjönliches Mitleid mit 
einer gefallenen Größe erſt hierin ein volllommenes Bindemittel mit den neuen 
Einrichtungen finden würden. Das hat einmal die königliche StaatSregierung 
veranlaßt, der Sache näher zu treten. Der zweite Grund lag in der zweiten 
Richtung, in welcher ich diefe friedliche Wirkung von dem Abſchluß des Vers 
trages erwartete, nämlich in der Richtung auf befreundete und verwandte Höfe; 
von dort auß kamen uns in der That die erften Anregungen, die erften Ein⸗ 
führungen der Agenten des Königs Georg, mag die Verbindung don Hietzing 
aus abgeleugnet werben oder nicht, fie Liegt eben actenmähig vor in dem Or⸗ 
ginalbriefe der Agenten diefer fremden Höfe. Bon da geſchah die Einleitung. 
Was dabei der königlichen Regierung eben ſowohl wie den fremden Regierungen 
vorfchtwebte, geht aus dem Maßſtabe hervor, der urfprüngli an die Bes 
meſſung der Dotation angelegt wurde. Es wurde gefragt: Was braudt ein 
Löniglicher Herzog von Cumberland, um in der Mitte des englifchen reichen 
Adels mit Anftand ohne Nachtheil, ohne vorwurfspolle Erinnerung an jein 
politifches Unglüd beftehen zu Tönnen? Es wurde gejagt: nad Verhältniß 
des Bermögens der großen engliſchen Wdelsfamilien 100—120,000 Pfr. St. 
Dies if der Maßſtab geweſen, den wir zu Grunde gelegt haben, und der 
alleinige politiſche Zweck, den wir erftrebt haben, ift gewejen, eine mögliche 
Eriftenz für die gefallene Dynaſtie zu finden, in der fie der Verfuhung über- 
hoben wäre, die Ruhe eines großen Landes durch dynaſtiſche Veitrebungen 
weiterhin zu flören. Wir haben deßhalb, — ich wenigſtens meinestheils habe 
auf die Berechnung der Revenuen keinen jehr hohen Werth gelegt, auf den 
Werth der Werthobjecte, die ung heute bier aufgezählt werden, und für die zu 
entfehädigen nicht in unferer Wbficht Liegen konnte Man konnte höchſtens in 
Betracht ziehen: welche Revenuen bat der König von Hannover zu feiner Dis⸗ 
pofition gehabt, und dem war das, was wir ihm geboten haben, ja ganz er» 
heblich überlegen. Ich habe diefen Punkt ſchon im vorigen Jahre berührt 
und habe gefagt, e8 fei mir lieb, daf der König Georg durch feine Vertrags« 
Unterſchrift mehr angenommen habe, als ihm nad feinem früheren Einlommens« 
genuß zuflände, weil der Gedanke eines Geichenfes von König zu König, eines 
freiwilligen Actes der Kiberalität unter diefen Umftänden unzuläifig ti. Es 
mußte ein zweileitiges Geſchäft fein; für diefes Mehr mußte irgend etwas ge⸗ 
währt werden. Damit komme ich auf die dritte Richtung, in welcher ich den 
Vertrag dem Frieden förderlich gehalten habe, nämlih in Bezug auf die 
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Stellung des Konigt Seat, ſelbſt. In den beiden erften Richtungen ih 
mi nicht getäuſcht. Die Wirkung zu Gunſten des Friedens, die der Bertrag 
haben follte, hat er gehabt; wir haben unjeren guten Willen documentirt, und 
diefer gute Wille ift uns an den betreffenden Stellen aud jo vol angerechnet 
worden und wird uns jo voll angerechnet, als ob der Vertrag fortbefände, 
und in diefer Beziehung habe ich Über den Abſchluß des Vertrags feine Reue. 
Die legte Berechnung war allerdings eine dur den Erfolg nicht gerechtfertigte, 
e8 war aber aud die bei mir am wenigfien ſichere. Wir waren nicht jo ſchlecht 
unterrichtet, daß wir e8 für ganz unmöglich halten follten, daß trog der Zu⸗ 
fage, troß des Vertrags⸗Abſchluſſes, troßgdem daß durch diefen Bertrags-Ab- 
ſchluß der König Georg wenigfiens, wie der englijche Ausdrud damals lautete: 
renounced in honour, daß trotzdem dieſes moraliſche Engagement von Seiten 
des Königs Georg vollftändig mißadhtet werden würde. Wir fonnten nicht 
erwarten, daß der König eine volle Entfagung, cine abdicatio expressis 
verbis außjpredhen werde. Wir waren auch darauf von den fremden Höfen 


‚ aufmerljam gemadt worden, daß er dazu nicht zu bringen fein würde, daß 


dies aber auch gar nicht erforderlich jei. Die befreundeten Höfe waren mit 
uns der Meinung, daß, wenn auch der König Georg der fernliegenden, meiner 
Ueberzeugung nad unmdgliden Chance nit entjagen wollte, durch fremde 
Maffengeivalt, durch Ueberwindung der Wehrkraft des norbdeutihen Bundes, 
dureh coalirte Mächte fi zurüdführen zu laſſen, — cin, id glaube, unmög» 
licher all, weil ih an eine Ueberwindung in diefem Make nidt glauben 
kann — dieß wenig bedeute. Das ift ja auch gar nicht die Abficht des Vertrages 
geweien, daß der König Georg für ſolchen Fall darauf verzichten follte, feinen 
früperen Plag, wenn ihm das Königreih Hannover von einem fremden Er⸗ 
oberer angeboten würde, wieder zu übernehmen: folche Tragweite haben der» 
leihen Abkommen immer nicht, wie ich ſchon im vorigen Jahre bemerfte; 
das aber waren wir berechtigt zu glauben, daß nad der Unterzeihnung dieſes 
Vertrages der König Georg verzichte auf eine unfruchtbare Prätendentenichaft, 
auf die traurige Rolle eines Fürften, der den Krieg fortiekt an der Spige 
von 1000 oder 1400 verführter junger Leute, die ex, man kann faum jagen, 
löhnt, jondern miethet, für einen beftimmten täglichen Preis ihren regelmäßigen 
Urbeiten und ihrer Zukunft entzieht. Daß die aufhören würde, habe ich 
allerdings mit Gewißheit erwartet, und darin babe ih mid getäuſcht. Ich 
babe das gehofft und gewünſcht im Intereſſe der hannover'ſchen Jugend von 
den unteren Ständen, welche der Verführung vielfach ausgelegt ift, für Geld 
einer Art von Seelenverfäuferei zu verfallen und fpäter in Müßiggang zu 
verfinten. Es ift meines Erachtens für ein Land nicht gleichgültig, wenn etwa 
1000 bis 1500 junger kräftiger Leute in den beften Jahren für ein müßig- 
gängerifches Leben erzogen und ihrem Baterlande entrifien werden. Ich babe 
mid) darüber nicht weiter gewundert — denn dergleichen Keiftungen find we⸗ 
niger erlennbar und auch weniger firafbar — wenn die welfiſche Partei in 
Beziehung auf die Prefie und Agitation eine Verbindung eingeht mit allen 
denjenigen Parteien. und Elementen, welde einer Confolidation der jehigen 
Zuftände feindli find. Wenn fie mit den Mitteln, die fie außerhalb dieſer 
Abfindung oder mit biefer Abfindung hat, Alles mieihete, was an Federn 
und Intriganten käuflich in Deutichland war, jo hätte mich das nicht in Ver⸗ 
wunderung gefeßt. Dergleichen entzieht fi einer Controle und einem bes» 
fimmten Nachweiſe. Ebenfo eine Verbindung mit allen yeinden der deutfchen 
Einheit, ſei e8, weil fie eine Einheit ift und vom particulariftiiden Stande 
punkt befämpft wird, fei e8, weil fie eine monarchiſche Einheit ift und deßhalb 
belämpft wird von allen Gegnern des politiiden und confeifionellen Friedens 
in Deutihland —, alle die Verbindungen hätten mich nit gewundert. Sch 
halte mid) an die eine ſcharf ausgeprägte Thatjadhe: die fortgefehte Unterhaltung 
diejer Legion zum Zwecke des Krieges gegen das eigene Vaterland im Bunde 
mit fremden Machten, jo bald eine Chance da fein wird, die ftarf und günftig 
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genug wäre, um dieſes Element in die Wagſchale zu werfen; dabei ein Be 
fireben, ununterbrodden den Frieden als zweifelhaft, als einer unmittelbaren 
naheliegenden Störung ausgejegt darzuftellen, und auf biefe Weiſe das Ber- 
trauen, deſſen große Nationen bevürfen zu ihrer Wohlfahrt, das Vertrauen, 
deſſen Europa gegenfeitig bedarf, nad Kräften zu flören, überall Agenten, 
Sutriganten hineinzubringen, um feinen Glauben an ben Frieden, Teine Ver⸗ 
beffierung der Zuftände in Handel und Wandel, keine Velebung des Verkehrs 
und der Woßlfahrt auffommen zu laſſen. AU diefes Treiben ift uns befannt; 
es ſpringt uns in die Augen, ohne daß es juriftiih nachgewieſen wird, und 
obgleich e8 in den Zeitungen ſteht, ift es doch wahr. (Heiterkeit) Aber ich 
halte mi) nur an daß vorliegende Yactum, daß der König von Hannover 
fortwährend die Rolle eines Eriegführenden Fürften gegen ung jpielt. Diefes Faetum 
ellein gibt der Staats-Regierung das ganz unzmweifelhafte Recht der Rothiwehr 
gegenüber einer Beftrebung, fie mag fo klein oder fo groß fein als ſie will, denn 
darauf, ob wir fie zu fürchten haben, kommt es meines Erachtens gar nicht 
on, fondern e8 kommt mir darauf an: gibt und der Gegner eine wirklich 
faßlihe, gar feines Eingeſtändniſſes bevürfende Waffe, mit der wir fein ganzes 
Gewebe zerreißen, niederſchlagen, die Quellen ihm abjchneiden können, mit 
denen er fein verwerfliches Gewerbe der Beitehung und Eorruption betreibt? 
Tiefe Handhabe, diefe Waffe finde ich in der einfachen und weſentlichen That⸗ 
ſache der Legion; ich laſſe mich auf weiter nichts ein und brauche auch nichts, 
als diefen Nachweis, daß der König fih nad wie vor als eine kriegführende 
Partei feinerjeit betrachtet und dadurch den Vertrag materiell und moraliſch 
bricht, dadurch fein Eigenthbum nad Kriegsrecht in die Hände des Gegners 
liefert. Ob diefe Gefahr Hein oder groß ift, darauf kommt es nicht an. 
Prineipiis obsta. Die juriſtiſche Rothwehr kann hier nicht in Frage kom⸗ 
men, bier kommt es auf die ſtaatliche Beziehung an, wo wir für die Wohle 
fahrt einer ganzen Nation zu forgen haben. Dahin dürfen wir e8 nicht Toms 
men laffen, daß wir zur Nothwehr greifen, wenn e8 zu fpät ift. Ich beichränte 
den Begriff der Nothwehr nicht allein auf den Begriff der Abwehr eine lebens⸗ 
gefährlichen Unfalles, ſondern auch auf Herſtellung des Vertrauens, defien wir 
zu unferer Abwehr bedürfen. Das Vertrauen auf den Frieden würde nicht 
gefärkt werden, wenn wir nicht einem ſolchen Unternehmen entgegenträten, 
defien Duldung mit der Würde einer großen Nation meines Eradtens nicht 
verträglich ift, durch defien Duldung wir uns nur dem Verdachte ausjehen, 
als Hätten wir nicht den Muth, uns zu wehren, als fürdteten wir, wenn 
wir uns rührten, jo würde uns ein Anderer in den Händen haben. Doch «8 
gibt eine ſolche traurige Teigheit, die es nicht wagt, fih zu wehren und bie 
Degenfpige wegzuſchlagen, die auf ihre Bruſt gerichtet ift, fondern fi von 
ihr durchremen läßt und in einer befonderen Starrheit — mag es Befangen» 
heit, mag es nerböje Lähmung fein — fi nicht bemüht, die Gefahr abzu⸗ 
wenden, die ihr droht. Dafür zu forgen, daß dies nicht geſchieht, ift die Auf⸗ 
gabe terung. Als in der Richtung dieſer Aufgabe liegend, habe ich 
unjer Berfahren Schon in der Gommilflon gelennzeichnet. Wir wollen hier nicht zu 
ichte figen über den gefallenen Gegner, aber wir wollen Deutihland vor 
Schaden bewahren, wir wollen diefem Frevel mit dem Frieden einer großen 
ion, dem Frieden Europa’s ein Ende machen gegen diejenigen, welche 
für erbarmliche und kleinliche dynaſtiſche Anterefien fi berufen fühlen, das 
Gluck und die Ehre des eigenen Baterlandes in Verſchwörungen mit bem 
Auslande zu ſchädigen und aufs Spiel zu fegen. (Bebhafter Beifall.) 


Dei ber Abftimmung wirb ber Refolutions:Antrag Virchow abs 
gelehnt und die Vorlage nad dem Untrage ber Eommijfion mit 
256 gegen 70 Stimmen angenommen. 


29, Jan. (Meiningen). Lmeitägige Sühneverhanblungen vor bem 
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Dber:Appellationsgericht zu Dresden zwifchen dem Herzog und bem 
Lande bez. der Domänenfrage führen zu keinem Reſultat. 


29. San. (Coburg: Ootha),. Feier des 25jähr. Negierungsjubilaums bes 
Herzogs. 
» on (Preußen) Abg.Haus: Debatte über die Beihlagnabme bes 
Dermögens des Kurfürften von Heflen. 


Antrag: Die Commiſſion trägt au hier auf Genehmigung der 
Vorlage an. Ihr Bericht enthält im Weſentlichen nur eine Charakte⸗ 
riftit der Denkſchrift des Kurfürften und theilt außerdem den Briefwechſel 
zwiſchen der Regierung und dem Kurfüriten mit, welder aus Anlaß des 
turfürftliden Dankſchreibens an die heifiichen Frauen und Jungfrauen für 
einen zu Weihnachten 1867 überjandten Teppich gepflogen wurde. Aus den 
Erklärungen Bismarck's in der Commiffion ift folgende Stelle beraußzuheben : 
„Der Trage, ob bei direkter und aktiver Betheiligung an gewaltthätigen 
Unternehmungen gegen den preußiſchen Staat nicht bis zur vollen GonfiScation 
der Subſtanz geſchritien werden könne, wolle er hier, als noch nicht vorliegend, 
nicht näher treten. In feinem alle aber dürfe man ſich der Belorgniß hin⸗ 
geben, daß die Stantsregierung etwa beabfichtige, durch Anjammlung der 
Revenüen eine Sparkafſe für die Betheiligten anzulegen; nütliche Berwen- 
dungen, namentlich im Intereſſe der Landestheile, welche die depoffcdirten 
Fürften früher beherrjhten, würden ſich immer finden laſſen, insbejondere in 
Kurbeflen, wo nühliche, ja nothwendige Bauten ausgeführt werden könnten, 
deren Ausführung von der früheren Regierung beharrlich verweigert worden 
ſei.“ In dem Berichte find die Schreiben, welche der kurhefiiihe Cabineisrath 
Schimmelpfennig von Prag und Horzomit; unterm 9. März reip. 22. Sep 
tember v. 38. an das preußiſche Minifteriun der auswärtigen Angelegen- 
heiten richtete, dem Wortlaute nach mitgetheilt. Das eine ijt gegen die dem 
Kurfürften durd) den Oberpräfidenten v. Möller gewordene „Berwamung* 
gerichtet, das andere ift das Begleitichreiben, mit welchem der Cabincisrath 
auf kurfürftligden Befehl die befannte Denkſchrift über „die Auflölung des 
deutſchen Bundes und die Ujurpation des Kurfürſtenthums dur die Krone 
Preußen” dem k. Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten mit dem Er» 
fuchen, „ſolche Seiner Majeftät dem Könige zur Senntnignahme vorlegen zu 
wollen”, einſandte. In diefem Schreiben ſpricht der Kurfürft geradezu aus, 
daß e3 ihm mie eingefallen fei, auf feine Rechte zu verzichten, und daß er an 
der Hoffnung der Wiederaufrichtung jeines Thron feithalte. 

Debatte: Braun (Wiesbaden) betont, daB hier weder das nicht mehr 
eriftirende Bundesrecht noch das Privatrecht maßgebend jein könne, da es fidh 

ter um die Rothwehr einer ganzen Ration handle. Daß die Maßregel ein 

ft der Gewalt fei, will ex nicht beftreiten; aber wo auf der Erde habe ein 
Bolt feine politiſche Einheit ohne Gewalt hergeftellt? Selbft nenn dem Kur⸗ 
fürften von Heſſen ein bißchen Unrecht gejchehe, ſei es ihm lieber, als werm 
diejes Unrecht Preußen oder Deutihland zugefügt werde. Wer feine Ueber⸗ 
zeugung von der zwiſchen Prag und Hieging beftehenden Solidarität theile, 
müfle für die Vorlage flimmen. Graf Bismard kann den Begriff der 
ſtaatlichen Nothwehr nicht auf den Fall des Angriffs einengen laſſen. Ein (Friede, 
welcher der Befürchtung ausgeſetzt fei jeden Tag geftört zu werden, habe nicht 
den Werth eines Friedens, und fei oft fhädlicder für den allgemeinen Wohl⸗ 
fand als der Krieg. In diefer Auffaffung könne er fi nicht durch juriftifche 
Deductionen beirren laſſen. Ueber juriftifhe Zwirnfäden werde die Regierung 
in der Ausübung ihrer Pflicht für den Frieden des Staats zu ſorgen nicht 
ſtolpern. Der Friede des Stants ſei bevroht geweſen, wenn auch vielleicht nur 
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aus Miſß verſtundniſſen. Die Spannung der Lage habe von den Uugenblid 
des in den Donaufürfienthümern eingetretenen Miniſterwechſels an nachgelafien. 
Durd anderweitige Ereigniffe fei die Aufmerffamkeit aud nad andern Rich⸗ 
tungen gelenft worden; aber wir konnten zu der Zeit wahrnehmen, bis zu 
weldyem Grade die friebliebende Politik der konigl. Regierung bei manchen 
andern Regierungen verleumbet worden war, bis zu weldem Grab dieſe 
Berleumdungen Glauben gefunden hatten. Die Zeit ſchien mir — fährt Graf 
Bismard fort — damals jelbft eine unſichere, wenn ich auch fonft in der 
Regel in diefer Richtung nicht ſehr Augſtlich bin. Huch bin ich nicht gewohnt, 
Aber dergleichen offenfundige Dinge wahrheitswidriges Zeugniß abzulegen. 
Wie voll der Becher war, ift ſchwer zu beurtheilen. Wenn aber mächtige 
Selbmittel, wenn Goalitionen der verſchiedenen Parteien, welche eine Störung 
des Friedens wunſchen, eine gewifle Bedeutung erlangen, dann muß bie Res 
gierung folde Symptome mit großer Rufmerkfamleit verfolgen und das Band 
vor Schaden bewahren. Das Wuftreten der Gmigration, welde fih an die 
Häufer Eite und Brabant (Hannover und Heften) gefettet hat, hielt‘ mit der 
Steigerung der Kriegsgefahr gleihen Schritt. Die Herren waren von den 
Beheimniften der Gabinette, die uns nicht immer gleichzeitig und in demſelben 
Mate befannt waren, jehr wohl unterrichtet. In diefem Sinn fleigerte fi 
beifpielsweife die Sprache der Turfürftliden Organe von einem anonymen, 
vieleicht fir hannoveriſches Beld gefchriebenen, dem Kurfürſten fremden Mach⸗ 
wert bis zu birecter Theilnahme desjelben. Er verfiieg fi bis zu directen 
Regierungsacten (Ordenscommilfion). Der Zuſammenhang diefer Wgitation 
mit ber Briegsg ahr fei außer Zweifel geſtellt; man gab ſie verloren, als die 
letztere ſchwand. König Georg ſei milttäriich, der Kurfürft diplomatiſch aufge⸗ 
treten. Gegenüber letzterem ſuche er alles in der Aufforderung desfelben, ges 
waltthätig den Zuſammenhang des Norddeutſchen Bundes zu flören und 
Brovinzen davon Toßzureiken. Der Minifter macht dann Mitteilung von den 
allerlei minutiöfen Fruchten der Spionage, betreffend das Hietzinger Gomite, 
die zwar mit Heiterkeit entgegengenommen werden, aber vielfad einen der 
Sache des Minifters gerade nicht zur Empfehlung gereichenden Gindrud 
maden. In der Denflärift des Kurfürften, fährt Graf Bismard fort, 
wurden mit feinem Wiflen und Willen die fremden Mächte aufgefordert, 
die Provinz Heffen vom preukifchen Staat wieder Loßzureißen. Das ſei feine 
ganz leere Drohung, keine harmloſe Sadye, die man mit den Heinen polizei« 
lichen Ungeiidlichleiten über Gemüfelörbe in Parallele bringen könne. Konnte 
nicht das kriegsluſtige Ausland durch die Voripiegelung von den Sympathien 
eines bedeutenden Theils der heifiicden und hannoveraniichen Bevdllerung er⸗ 
muntert werden? Der Zuſtand der Zerrifienheit, in welchem Deutſchland ſich, 
wenigftens in den Gemütbern, befinde, fjei dem Ausland befannt genug. Die 
Stimmung, die vor kurzem noch bei dem MWießbadner den Mainzer als einen 
rechtloſen Ausländer betrachten ließ, dem man den Hafen zudämmen jolle, 
die den Frankfurter bewog den Bodenheimer als einen von alien Rechten aus⸗ 
zufchliegenden Fremdling zu behandeln, diefe Stimmung ſei nocd nicht ganz 
vergangen, und werde auch vielleicht noch im Ausland in ihren Wirkungen 
überjhägt. Wie die Eiſenbahnen früher in Heſſen zu Stande famen, zeige ein 
Surfürftliches Reſcript, vermöge deſſen S. t. H. nunmehr die Bewilligung 
zum Bau der Hanauer Bahn geben wolle, weil und nachdem diefe 200 oder 
250 Actien zur Berfügung des Kurfürften geftellt Halte. Ex verzichte darauf, 
dieſe Beilpiele zu vermehren. Leider Tönne ſich das Ausland jagen, daß eine 
fiegreih vordringende Armee nicht Überall auf denjelben feindlichen Widerftand 
ftoßen werde, der vielleicht von jeder andern geichloflenen europäiſchen Nation 
zu erwarten wäre; die Coriolane in Deutihland feien nicht ganz jelten; eß 
fehlten aber die Bolsker; wenn fie diefe hätten, würde das Stüd bald begin- 
nen; nur den letzten Act würden alle rauen von Kaſſel und Hannover nicht 
herbeiführen können. In Spanien, Rubland, England, Frankreich, Ungarn 
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und in Danemark würben bie Beute, weldhe die Stirn und bie Frechheit 

ch zu der Theorie der auslänbiihen Hülfe zur Görberung ihrer Privat- 
intereflen, ihrer particulariftiihen Gelüſte zu befennen, unter der zermalmenden 
Beratung ihrer Landsleute erftiden. Bei uns erftidten fie nicht, ſondern 


trügen die Stirn ho und fenden ihre Bertheibiger bis in dieſe Räume. : 


Veberall wo Fäulniß fei, flelle fih ein Leben ein, das man nicht mit reinen 
Glacoͤhandſchuhen anfaflen könne. Deßhalb möge man ihm nit Das Epio- 
nirweſen vorwerfen, er fei nit zum Spion geboren, müfle aber biefe Repti⸗ 
lien bis in ihre Höhlen verfolgen und ſehen, was fie machten. Dafür verbiene 
er Dank. Es jet damit nicht gefagt, daß er eine halbe Million geheimer Fonds 
gebraudde. Es würden fih auch andere Verwendungen mit nachträg licher Ge⸗ 
nehmigung finden. Pflicht der Regierung fei es 3. B. mit den Fonds Schulden 
zu tilgen, die auf Heſſen lafteten (früher ſprach der Minifter von Bffentlichen 
Bauten, die vernachläffigt feien).... „Machen Sie uns, fo fließt ber Minifter, 
aus dem bedauerlihen Zwang, daß wir unjer Geld aud zu jenem andern 
Zweck verwenden müſſen, einen Vorwurf! Probiren Sie erft ſelbſt, ob Eie 
Pech anfaffen können ohne fich zu bejubeln!” Die Oppofition ift vom GHefien 


Herrlein und dem Katholiken v. Mallindrobt vertreten. Dieſer bes : 


= 


—* daß der Kurfürſt feinen Vertrag treulich erfüllt und nichts gethan 
abe, was das Haus zu einem Bertragsbrud und verfafjungswibrigen Bor- -- 


gehen gegen ihn berechtige. Die einzige an ihn geftellte Bedingung der Eibes- 
entbindung der Beamten und Offiziere ſei von ibm erfüllt. Seiner Antwort 
auf die Adreſſe der Kafleler Frauen muß der Redner alle Anerkennung zollen. 
Sie verrathe die Geſinnung deutfcher Treue, und feine Denfiärift ſei lediglich 
eine Rechtsausführung, die er im allgemeinen für richtig halte Wo aber jei 
die heififche Legion, das heififche Comito? Man Ipreche von einer Rothwehr, Die er 
nicht ſehe, der Act, den man beabfichtige, fei ein Act ber Gewalt, der Revanche 
vielleicht. Seinerfeits werde er mit der Bewilligung geheimer Fonds nicht die 
Hand bieten, die Demoralifation zu befördern. Kür Herrlein handelte «8 
fih hier nicht um daß der Bergefienbeit angehörende Siündenregifter des Kur⸗ 
fürften, jondern darum, feftzuftelen wie man in Hefien über bie Veſchlagnahme 
dente. Der Kurfürft werde dort jegt ala ein Privatmann betradtet, der Dem 
ſtarken Preußen nicht gefährlich werben könne, mit den man angeſichts der 
Gonflscationen von Hafen und Gemüfe ein natürliches Mitleid empfinde, zu⸗ 
mal er nichts gethan habe. Dan denke an die treffliche Gerichtsverfaffung, Die 
verloren gegangen, und daran, daß nichts von allem dem geſchehen fei, was 
die Heflen jo Üüberſchwänglich glücklich hätte machen follen. 


Bei ber Abftimmung wird bie Vorlage nad bem Antrage ber 
Eommiffion mit großer Mehrheit angenommen. Auch die Mehrheit 
ber Hannoveraner, welde am vorhergehenden Tage fih paifiv ver- 
halten Hat, ſtimmt für die Vorlage, bie auch felbft heſſiſche Abge- 
orbnnete durch ihr Votum zu legalifiren Teinen Anſtand nehmen. 


30. San. (Preußen) Im Minifterium bes Innern ift endlich Der 


Entwurf einer neuen Kreidorbnung für bie öftlihen Provinzen aus: 
gearbeitet worben. Derfelbe fol zunächſt einer Anzahl von Ver⸗ 
trauensmännern unter ben Mitglievern bes Landtags vorgelegt 
werben. 


2. Sehr. (Preußen). Abg.-Haus: Die Regierung macht eine Vorlage 


bez. geſetzliche Huseinanberfeßung zwiſchen dem Staate und ber Stabt 
Frankfurt a. M., um burd biefen Drud bie Stabt doch noch zur 
Eingehung eines freiwilligen Receſſes zu beivegen. 
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ven ss Hlärung bes Finanzminiſters: Beim „Gintritte” Grauffuri’s in 
preußikhen GStaatöverband waren Diejenigen Einnahmen zu fondern, 
wide dem preußiſchen Staate, als dem Rechtsnachfolger des Staates —* 
fart, zufielen, von den Einnahmen der Commune. Dieß war der Ratur ber 
Sacqhe nad mit großen Schwierigkeiten verbunden. Es wurde ein Commiſſar 
nad Frankfurt gefandt, um mit dem Senate und der Vertretung der Burger⸗ 
ſchaft einen Receß zu vereinbaren; dieſer war auch bereit paraphirt, doch 
wurde er Fölieklid, von den flädtiichen Bevollmächtigten nicht genehmigt. Die 
Stadt te wurde hierauf zu neuen Verhandlungen aufgefordert, aber 
Rädtiichen Eollegien nahmen Unftand, ihrerjeits überhaupt auf ein defini⸗ 
—* Arrangement einzugehen, fie wunſchten, daß vorher die Organiſation 
der neuen Verwaltung und die Einſetzung der befinitiven Behörden abge» 
wartet würde. Als die neuen Behörden eingejegt waren, erging an diejelben 
die Aufforderung, Deputirte hieher zu fenden, welcher Aufforderung auch ent- 
ſprochen wurde. Es lag der Staatsregierung daran, bei diefem Anlaß der 
Gefinnung des Wohlwollens Ausprud zu geben, welche der König und bie 
Staatsregierung für die Stadt Frankfurt, im Hinblick auf ihre frühere 
Gtellung, hegen: die Berhandlungen waren aud beinahe zu einem Befultat 
geführt, als die Deputirten erflärten, daß fie zu einem definitiven Abſchluſſe 
nicht ermäditigt ſeien und über das Reſultat erſt ihren Mandanten Bericht 
erflatten müßten. So wurde die Regulirung auf's Neue verzögert. Die 
Regierung erllärte nım, daß fie, damit die Negulirung nicht noch länger 
verzögert werde, den Weg der geſetzlichen Regulirung beichreiten werde. Cs 
verging eine geraume Zeit, bis die Stabt Frankfurt Er. Maj. dem Könige 
ein Rechtsgutachten des Profefiors Zöpfl überreichte und erklärte, ihren bis⸗ 
herigen Standpunft verlaffend, auf der Baſis dieſes Gutachtens in neue Ber 
handlungen eingehen zu wollen. Die Krone vernahm über diefes Gutachten 
ihren hochſten juriſtiſchen Beirath, das Kronſyndilat; dasjelbe hat fein Gui⸗ 
achten ganz vor Kurzem erftattet. Es Tam nun darauf an, wie die Sache 
weiter und zu Ende zu führen jel. Bon dem Kronfyndilate wurden die Rechts⸗ 
anfichten des Profefiors Zöpfl verworfen, und basfelbe kam ungefähr zu dem- 
felben Ergebniß, zu weldem die bisheri erigen Verhandlungen geführt Hatten. 
Die Regierung bat immer den Wunſch einer direlten Berftändigung gehabt, 
um den Receß dann der Landesvertretung zur Genehmigung vorzulegen. 
Undererfeits muß fie aber aud wünſchen, daß die Auseinanderfegung nicht 
aufs Ungewiſſe verzögert werde, weil der jegige Zufland von Webelmollenden 
zum Gegenftand der Agitation benußt wird, und außerdem aud der Gta- 
haushalt erſt dann aufgeftellt werben kann, wenn eine Baſis der Außeinander- 
fegung gewonnen if. Dieß hat zu dem Beſchlufſſe geführt, den gegenwärtigen 
Befegentwurf, welcher auf dem Gutachten des Kronſyndikais beruht, der Lan⸗ 
—— nd vorzulegen; gleichzeitig aber haben Se. Mai. der König einen 
allerh. Beſcheid an die Stadt Franffurt ergeben laffen, in welchem, unter 
Beifügung des Geſetzentwurfes, des Gutachtens des Kronſyndikats und ber 
fonftigen Anlagen, der Stadt Frankfurt noch freigeftellt wird, aud) noch wäh⸗ 
rend der Borverhandlungen über diefen Geſetzentwurf in direfte Berhandlungen 
über einen Ausgleich einzugehen. 


Der Vorlage ift ein Heft Actenftüde, worunter namentlih das 
Gutachten ber Kronſyndici, beigelegt; biefelbe wirb bem durch bie 
beiden Frankf. Abgg. verftärkten Budgetausſchuß überwiefen. | 

4. Febr. (Preußen). Abg.Haus: Schluß ber Berathung ber Städte⸗ 
ordnung für Schleswig: Holftein. Mit großer Mehrheit wird das 
allg. und birelte Wahlrecht abgelehnt und das Cenſusſyſtem beibehalten. 

Die Regierung erflärt im Ausſchuß, daß fie bei ber gegenwär⸗ 

4* 


52 Jreufen und der nerbbeutfge Bund. 


tigen Lage ber Finanzen Feine Beiträge für bie Elementarlehrer- 
Mittwen- und Waiſenkaſſen in Ausſicht jtellen koͤnne. 

5. Febr. (Preußen). Das Herrenhaus nimmt bie Aufhebung bes Ehever: 

bots wegen Ungleichheit des Standes ohne Debatte an, ftellt Dagegen 

in ber Vorlage bezüglih Dotationsfondse v. 1847 für bie alten 

Provinzen ben urfprüngliden Antrag ber Regierung, biefelben ben 

beftehenden Provinzialvertretungen und nidt, wie das Abg.-Haus 

will, den (zu reformirenden) Provinzen zu überlaffen, wieder ber. 

„ (Coburg: Öotha). Der gemeinfame Landtag lehnt bie Union 

beider Herzogthümer mit 1 Stimme Mehrheit wieberum ab. Die 

Coburger find babei wie bisher alle für, bie Gothaer meiſt gegen 

die Union. 

6. „ (Preußen). Das Abg.:Haus nimmt ben Antrag bes Abg. Koi 
betr. bie Eidesablegung ber Juden in ber Faſſung der Commiſſion 
an, mit bem Zuſatz, daß das Geſetz nur ba Gültigkeit haben folle, 
wo bisher den Juden eine beſondere Eibesableiltung vorgeihrieben war. 

10. „ (Preußen). Das Abg.⸗Haus lehnt die vom Eultus: und Unter: 
rihtsminifter dv. Mühler beantragte Aufhebung bes Art. 25 ber 
Berfaffung (Unentgeltlicleit bes Volksunterrichts) mit 202 gegen 
137 Stimmen ab. 

„ nm (Preußen). Die Stabtverorbnetenverfammlung von Frankfurt 
a. M. beſchließt, eine Deputation von Magijtratsmitgliebern unb 
Stabtverorbneten nah Berlin zu fenden, um auf ben Wunjch ber 
Negierung neuerdings über bie Receßfrage zu verhandeln, jebod 
ohne Vollmacht, irgenb etwas abzuſchließen. 

13. „ (Breußen). Das Herrenhaus genehmigt bie Beihlagnahme: 
vorlagen gegen den König Georg und ben Kurfürften von Heſſen 
faft einftimmig: 

nachdem Graf Bismard mehrfach das Wort ergriffen und ausgeführt 
batte, daß die Verträge mit den Depoffebirten nicht Privat-, fondern Staats» 
verträge feien, welche von denſelben nicht gehalten worden. Sicherlich würden 
au andere Regierungen vertriebenen Souveränen fein Geld zahlen, wenn 
dieje e8 zur Bildung von Legionen im Auslande benügen wollten. Preußen 
habe dur die Annexionen nicht Eroberungen, jondern Sicherheit für Die 
Zukunft gejucht. 

» u (Preußen) Die Regierung verlangt von ber Frankfurter 
Deputation Vollmachten, um mit ihr einen Receß abzufgließen. In 
ber Bubgetcommiffion bes Abg.-Hauſes zeigt fi bie Megierung geneigt, 
ber Stabt weitere Zugeftändnifie zu machen. Die Deputalion kehrt 
nah Frankfurt zurüd. 

14, „ (Breußen). Der König fanctionirt bie Beſchlagnahmedecrete 
gegen ben König Georg und gegen ben Kurfürften von Heſſen nach 
ben Beichlüffen beider Häufer bes Landtags. 

» Greußen). Eine große Bürgerverfammlung in Frankfurt a. 
M. erklärt ſich durch eine Nefolution (gegen bloß 3 Stimmen) 
gegen einen Receß mit ber Regierung: 


" 


” 


16. 


18. 
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„In Erwägung 1) daß die Staatäregierung, indem fie bie Receßangelegen⸗ 
heit zur thatſächlichen Entſcheidung des preußiichen Landtags bringt, den Weg 
der Berbandlungen verlafien bat, ohne den einzig zuläffigen Weg des Rechts 
zu betreten; 2) daß überdieß die heim Landtag eingebrachte Vorlage, weit 
entfernt die Grundſätze des Rechtes oder aud nur die der Billigfeit anzu- 
ertennen, der Stadt Frankfurt einen großen Theil ihres Eigentums entzieht, 
und dadurch deren finanzielle Lage höchlich gefährvet: 3) daß «8, angefichts 
diefer Sachlage, weber der Würde noch dem Rechte noch den Intereffen unjerer 
Stadt entipridt, ihrerſeits den Schein einer freien Eimsilligung in die gegen 
fie geübte Bergewaltigung auf fi zu nehmen — erflärt die Bürgerverſamm⸗ 
Iung: 1) die Beihlüffe de Magiftrat® und der Stadtverordneten vom 
10. Febr. diefes Jahres werden von den Bürgern Frankfurts mißbilligt; 
2) gegen jede Entziehung des Eigenthums der vormals freien Stadt Frank⸗ 
furt, jomwie gegen jeden Beſchluß der ſtädtiſchen Behörden, der einer jolden 
Entziehung zufimmen würde, legen die Bürger Frankfuris entichiedenfte 
Berwahrung ein”. 

Febr. (Norbdeutfher Bund). AZufammentritt des Bundesraths. 
Das Bunbespräfibium ftelt ben preuß. Kriegsminiſter Gen. v. Roo 


an bie Epite bes Militärausfchuffes des Bundesraths. Ä 


» (Breußen). Die Stabiverorbneten von Frankfurt a. M. bes 
fließen in ſtürmiſcher Situng, eine abermalige Deputation nad 
Berlin zu fhiden und fie zu endgültigen Abſchluß eines Receſſes 
zu bevollmädtigen, aber nur, wenn fih bie Regierung zu einer 
Abfindung mit 3 Mill. herbeilaffe. Der Chef der lebten Deputation, 
Oberbürgermeifter Dr. Mumm erflärt, daß bie Regierung über 
2 Mill. unbedingt nicht hinausgehen werde. 

„ (Sadfen). Beginn der Agitation für die Anfang Juui flatts 
findenden Landtagswahlen. Programm ber deutſchen Partei: 


„Wir erfermen in der Begründung des norbbeutihen Bundes und in 
Sachſens Zugehörigkeit zu demjelben nicht blos eine vollendete Thatſache, ſon⸗ 
dern aud ein ehrlich aufrecht zu erhaltendes und immer mehr zu befeftigen- 
des Berhältnig. Wir ſchließen uns der Töniglichen Staatsregierung in der 
aufritigen Pflege dieſes Berhältniffes mit ganzem Herzen an und werben 
fie in der Durdführung aller nothwendigen und heilſamen Folgen desfelben 
nad beiten Kräften unterflügen. Wir wunſchen und erwarten, daß unfere 
innere Geſetzgebung und Verwaltung den fo mwohlthätigen Bundesgeſetzen 
über Freizügigkeit, freien Gewerbebetrieb, Freiheit der Eheſchließung, Beleiti- 
gung des Paßzwanges u. a. m. überall zu ihrer vollen Ausführung ver⸗ 
helfen und jedes Hinderniß derfelben entfernen werde. Wir werden e8 mit Freude 

rüßen, wenn die Regierung, wie es beißt, fich entſchließt, in patriotiſcher 
Förderung der Intereſſen des Bundes, welche ja aud die Intereſſen Sachſenßs 
find, und mit Rüdfiht anf die dadurch zu erzielenden namhaften Erfparniffe, 
ebenio wie es bereits mit den Conſulaten geſchehen ift, aud die Sefandtichaften, 
das Miniflerium des Aeußern und womöglich auch das des Krieges auf den 
Bund zu übertragen.® 


„ (Breußen). Abg.Haus: Debatte über das von ber Regierung 
vorgelegte Indigenatsgeſetz. Der Ausdruck „preuß.. Unterthan“ wirb 
in bemfelben durch „Preuße” zu erjeßen beichloflen. 

» (Breußen) Das Abg.-Haus genehmigt mit großer Mehrheit 
ben Gefeßeseniwurf, betreffend bie Wittwen⸗ und Waiſenkaſſen für 
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Elementarlehrer, wonach bie Penflonen, foweit fie durch bie Bei 
träge ber Lehrer und Gemeinden nicht gebedt werben können, bie 
zur Minimalhöhe von jährlih 50 Thlrn. auf bie Staatslaffe zu 
übernehmen find. 

Die Debatte if ſehr erregt, theilweiſe heftig: der Minifter v. Muhler 
erklärt entſchieden, daß das Geſetz durch die Annahme jener Veſtimmung zu 
Gall kommen werde, weil die Regierung mit Rückſicht auf den Stand der 
Sinanzen derſelben nicht beipflichten lönne. Miquel: Nie werden wir zum 
Biele lommen, wenn wir nicht ein anderes Miniftertum haben, das planmäßig 
zu reformiren im Stande und gewillt if. dv. Auerswald: Eine Regierung, 
welche bei einer fo geringfügigen Summe für einen jo wichtigen Zweck erklärt, 
mit Staatsmitteln nicht eintreten zu Tönnen, follte nicht die Geſchicke des Landes 
leiten. Graf Schwerin iſt gegen das Geſetz, weil feine Ausführung durch⸗ 
weg auf den Mangel einer Gemeinde» und Kreisorbnung ſtoße, und dadurch 
die Eonfufion aufs äußerfte gefteigert werde, 


18. Schr. (Preußen) Die frühere Teputation ber Etatt Frankfurt 


19, 


19, 


20. 


a. M. entihließt fih nad einigem Zögern, mit bem Auftrage ber 
GStabtverorbneten doch wieder nach Berlin zurückzukehren. 

„» (Breußen). Erfter Zufammentritt ber Vertrauensmänner für 
Prüfung bes Entwurfs einer neuen Kreisorbnung. Bon 21- Ber: 
trauensmännern gehören nur 4 ber conferbativen und 3 ber frei 
confervativen Fraction bes Landtags an. 


„ (Anhalt). Der Landtag befchließt mit allen gegen 4 Etimmen 
eine Commiſſion zu Specialverhbanblungen mit ben Regierungscom— 
miffären behufs einer Vereinbarung mit bem herzoglichen Hauſe 
über die Domänen nieberzufeßen. 

» (Preußen) Das Abg.Haus beharrt trotz bes heftigften Wiber: 
ſtandes ber Regierung auf feinem Beſchluß bez. ber Uebereignung 
ber Dotationsfonbs ber Hilfslaffen von 1847 an bie provinzials und 
communalftänbijchen Verbände ber 8 älteren Provinzen, baß jene 
Beſtände erft nach ber Reorganifation ber Provinzen und ihren Vertre⸗ 
tungen biefen übertwiejen werben follen. 


„Mordd. Bund). Bunbesrath: Der Bunbesfanzler trägt auf Ueber: 
tragung bes bisherigen preußifhen Minifteriums bes Auswärtigen 
und feines Etats auf den Bund und ben Bunbesetat an: 


„Der Norbbeutiche Bund trägt vermöge feiner auf den Schub des Bunbes- 
gebiet und des innerhalb desjelben gültigen Rechts, ſowie auf die Pflege der 
Mohlfahrt des dentichen Volks gerichteten Zwecke, und vermödge feiner von 
jeder Kündigung unabhängigen Dauer den Gharalter einer volkerrechtlichen 
Perjönlichkeit. Durch die Beglaubigung der k. preußiſchen Geſandten bei den 
außerbeutigen Höfen und Regierungen als Geſandte des Bundes, durch die 
Beglaubigung der bei dem preußiichen Hof acereditirten Gefandten außer 
deuticher Staaten als Geſandte bei dem Bunde, durch zahlreiche vdlkerrechtliche 
Verträge ift die volkerrechtliche Verfönlichkeit des Bundes in den allgemeinen 
internationalen Verkehr eingeführt. Je vieljeitiger und mannigfaltiger die 
volkerrechtlichen Beziehungen find, in welche der Bund während der kurzen 
Zeit jeiner Begründung getreten ift, um fo entſchiedener gewinnt feine völfer- 
tehtlihe Geite immer mehr an Bedeutung. Die tägliche Erfahrung in den 
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laufenden Geſchaften zeigt, daB das Ausland dieſe Bedeutung anerkennt, fie 
beweist aber aud, daß die beflehende DOrganifation nicht ausreicht, um biele 
Bedeutung zur vollen Geltung zu bringen. Zu diefem Zweck iſt e8 nad der 
Anficht des Präfidiums erforderlich, daß die politiichen Angelegenheiten des 
Bundes nicht ferner von einer Behörde eines der Bundesflaaten, dem preußi⸗ 
fhen Minifterium der auswärtigen Ungelegenheiten, fondern von einer dem 
Bund angehörenden Behörde wahrgenommen werben, und daß die politiiche 
Vertretung des Bundes im Auslande nicht ferner als ein Rebenamt durd 
preußiiche Beamte, fondern durch Bundesbeamte erfolge. In diefem Sinn 
bat der von dem Reichstag in feiner legten Seffion geftellte Antrag auf Ein» 
verläbung der Geſammtkoſten für die auswärtige Vertretung des Bundes in 
den Bundeshaushalts⸗Etat für 1870 feine Berechtigung. Der unterzeichnete 
Bundeskanzler beehrt fi daher den Antrag zu flellen: daß der Bundesrath 
die Aufnahme des vorliegenden Etats für das Miniflerium der auswärtigen 
Angelegenheiten in den Bundeshaushalts⸗Etat für 1870 beichließen wolle. 
Daß dieler Antrag dem Geſandtiſchaftsrecht der einzelnen h. Bundesregierungen 
a Gintrag thut, glaubt der Unterzeichnete laum bemerien zu durfen. 
v. Bismard.” 


22. Febr. (Preußen). Der Minifterrath erflärt ſich entfhieben gegen 


27. 


eine Abfindung Frankfurts a. M. mit mehr als höchſtens 2 Mill. 
„ (Preußen). Das Herrenhaus nimmt das Geſetz bez. Ehe: 
gerichtöbarkeit in Hannover, indeß nicht ohne Wiberftand, nad ben 
Beſchlüſſen bes Abg.-Haufes an. 

-» (Breußen) Das Herrenhaus nimmt bie Abſchaffung bes 
alten Judeneides nad bem Belchluffe bes Abg.Hauſes an. 

„ (Breußen). Der Receß mit Frankfurt a. M. kommt ſchließlich 
doch noch zum Abſchluß und mwirb von ben Bevollmächtigten ber 
Stabt unterzeichnet: biefelbe erhäft bie geforberten 3 Mill. — 2 Mill. 
bezahlt ber Staat, 1 Mil. der König aus feinen Privatmitteln, 
um bie Trage zu erledigen, 

»„ (Preußen) Das Abg.Haus laßt fih mit allen gegen bloß 
2 Stimmen zu einem Compromiß mit ber Regierung bez. ber Ent: 
Schädigungen herbei, welche den ehemals reihsunmittelbaren Fürſten 
auf Grund von Verträgen zu zahlen find, bie in Folge eines Ge: 
febes von 1854 und einer Berorbnung von 1855 mit benjelben 
abgeſchloſſen wurben. Demnach follen bie abgefchloffenen Verträge 
zwar erfüllt, bie noch nicht vertragsmäßig geregelten Anſprüche da⸗ 
gegen fortan nur auf bem Wege befonderer Gefebe erlebigt werben 
und zivar unter Aufhebung jener anjtößigen Verorbnung von 1855. 
Der Finanzminifter v. d. Heybt legt ben mit Frankfurt a. M. abs 
geichlofienen Rece mit ber Bemerkung vor: 

„Der König habe, um die Verhandlung nicht ſcheitern zu Laffen, erklärt, 
daß er aus feinen Privatmitteln der Stadt ein Onadengeihen! von 1 Mill 
zuwenden wolle. Dieſer Igl. Act werde mehr als alle anderen geeignet fein, 
die Herzen der Stadt Frankfurt zu gewinnen.“ 

Der Ausdruck Gnadengeſchenk“ erregt in Frankfurt böfes Blut. 


» (Breußen). König Georg v. Hannover proteflirt von Hietzing 
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aus gegen bas preuß. Beidhlagnahmegefeh in einer Eircularncte an 
die beutfhen Fürften. 


Der Proteft ſucht die beiden hauptſächlichſten Anklagen, die Unterhaltung 
der Welfenlegion und feine Rede bei Gelegenheit feiner filbernen Hochzeit zu 
widerlegen und jhlicht: „Beide Anklagen von preußilcher Seite waren mithin 
unbegründet, Allein angenommen aud, da fie begründet geweſen wären, ſo 
hätten doch die darin mir zur Laſt gelegten Dinge in feiner Weife den Ber- 
pflihtungen widerſprochen, welche ich durch den Bermögensvertrag von: 29. Eep- 
tember 1867 eingegangen bin. Tenn dieler Vertrag ift, jenem Einn und 
Wortlaut nad, geſchloſſen ohne alle und jegliche politiſche Bedingung und 
Vorausfegung.” 


27. Febr. (Preußen: Lauenburg). Der Landtag ift unter gewiſſen Be: 


dingungen nunmehr einer Kinverleibung in Preußen geneigt. Die 
Regierung ift vorläufig eifrig bemüht, bag Beamtentfum nach preuß. 
Mufter umzugeſtalten. 


1. März (Nordd. Bunb). Der Bundesrat ermädtigt ben Bunbes- 


Fanzler, mit Baden, nachdem bie militärifhen Einrichtungen besfelben 
benen bed Vundes in allem Wefentlihen entfprechen, einen Bertrag 
wegen Ableiftung ber Militärbienftpflicht badiſcher Staatsangehöriger 
im Vundesgebiet und umgekehrt abzujchließen. 

Sachſen trägt auf bie Errichtung eines Bundes-⸗Oberhandelsgerichts 
mit bem Sitze in Leipzig an, 
„ (Breußen) Abg.Haus: Der Receß mit Frankfurt a. M. 
vom 26. v. M. wird faft einftimmig genehmigt; auch bie beiden 
Frankfurter Abgeorbneten ftimmen bafür. 
» (Breußen). Der bisherige Gefanbte in Florenz, Graf Ufebom, 
wird zu allgemeiner Ueberraihung abberufen unb zur Dispofition 
geftellt und nad einiger Zeit durch Braſſier be Et. Simon erjekt. 
„ (Medlenburg). Der Minifterpräf. v. Oertzen erflärt in Folge 
ber auf dem Landtag geicdeiterten Steuerreform feinen Rüdtritt 
und wirb durch ben Meichstagsabg. Graf Baſſewitz (das Haupt ber 
Teubalen) erſetzt. Doch fol ber MWechfel erſt Ende uni wirflid 
erfolgen. 


u Breufen) Das Herrenhaus nimmt den Gefebentwurf bez. 


Schullehrer-Wittwen⸗- und Maijen:Kaffen gegen alle Erwartung an, 
obgleich ber Minifter v. Mühler feinen Widerſpruch gegen die Staats⸗ 
beihilfe unter Hinweilung auf die bebrängte Yinanzlage aufredht hält; 
doch nicht ohne heftigen Wiberfprud, indem 3. B. Or. dv. Waldaw ver- 
langt, daß man ihm zuerft eine „verhungerte Lehrerswittwe" zeige. 
Im Indigenatsgefeb wird ber Ausbrud „preuß. Unterthan“ ſtatt 
bloß „Preuße” wieder bergeitellt. 
„» (Breußen). Abg.Haus: Graf Tismard zeigt an, daß er durch 
Unwohlfein verhindert fei, der Eibung beizumohnen. Der Präfitent 
ſchlägt demnach vor, ben Antrag bes Abg. Löwe gegen Erneuerung 
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des ruſſ. Cartellvertrags von ber heutigen Tagesorbuung abzuſetzen. 
Tas Haus fimmt nad langer und lebhafter Tebatte zu. 


Das Haus einigt fi nachgebend mit dem Herrenhaus bez. bes 
Geſetzentwurfs über die juriftifgen Prüfungen, beſchließt aber troß 
lebhaftem Proteit des Regierungscommiflärs mit ſtarker Michrheit 
folgende vom Abg. v. Bonin vorgejhlagene Refolution: 

„Die Regierung aufzufordern 1) die beabfidgtigte anderweitige Regelung 
der beftehenden Vorſchriften über die Befähigung zu den höheren Aemtern der 
Berwaltung fo zu bejchleunigen, daß diejelbe gleichzeitig rıit der fchon ein» 
geleiteten Geſetzgebung über die juriftiichen Prüfungen und die Vorbereitung 
zum höheren Yuftizdienft zur Ausführung kommen kann; 2) bis dahin aber, 
daß dieß geichehen, das Regulativ vom 14. Febr. 1846, genehmigt durch die 
GabinetSordre vom 27. Febr. 1846, betreffend die Befähigung zu den höheren 
Aemtern der Verwaltung, volftändig zur Ausführung zu bringen.“ 


3. März (Preußen). Tie Verhandlungen ber Bertraucnsmänner 


4. 


über den Entwurf einer neuen Kreißorbnung werben ohne Refultat 
abgebrochen. 


„Mordd. Bund) Eröffnung bes Neihstage. Thronrebe bes 
Könige v. Preußen: 


„als ih Eie zum lebten Male um mid verfammelt ſah, Sprach ich die 
Zuverſicht aus, daß die Früchte Ihrer Arbeiten in unferem Baterlande unter 
dem Segen des Friedens gedeihen werden. ch freue mich, daß diefe Zuver⸗ 
ſicht nicht getäufcht worden if, und indem ich Sie im Namen der verblindeten 
Regierungen begrüße, blide ih mit Senugthuung auf einen Zeitraum zurüd, 
in defien Berlauf die Einrichtungen des Bundes in friedlicher Entwidelung 
erftarkt und befeftigt find. Im Innern des Bundes haben die Freiheit 
der Riederlafiung, der Eheſchließung und des Gewerbebetriebes den dem Bunde 
um runde liegenden nationalen Gedanken in daB Leben des Volles einge» 
führt. Cine Gewerbeordnung, welche Ihnen vorgelegt werden ‘wird, und ein 
Gele Über den Unterflügungs-Wohnfig, welches der Berathung des Bundes» 
rates unterliegt, jollen dieſem Gedanken eine weitere Entwidlung ſichern. In 
gleider Richtung wird Ihre Mitwirkung für gemeinſame NRedtsinftitute in 
Anſpruch genommen werden. Ihrem Wunſche entiprechend, wird Ihnen ein 
Gele über die Beſchränkung des Lohnarreſtes und ein Geſetz Über die Ein- 
führung des Handelsgeſetzbuches und der Wechlelordnung als Bundesgeſetze 
vorgelegt werden. In Verbindung mit dem lekteren fteht ein von ber Fönigl. 
jähfiigen Regierung dem Bundesrathe vorgelegter Geſetzenwurf wegen Er⸗ 
richtung eine oberften Gerichtshofes in Sandelsfatsen. Ein Gefeg über gegen« 
jeitige Rechtshilfe fol, foweit dieß vor Erlaß einer gemeinfamen Civil» und 
Strafprozeßordnung möglich ift, eine in der Bundesvcerfaflung ausgeſprochene 
Verheißung erfüllen. Ein Wahlgefeg für den Reihstag des norddeutſchen 
Bundes iſt dazu beflimmt, dem Art. 20 der Bunbesverfaflung gemäß, die 
einzelnen Wahlgefege durch ein gemeinjchaftlicheß zu erjegen und ein überein« 
ſtimmendes Wahlverfahren im ganzen Gebiete de8 Bundes zu ſichern. Die 
Rechts verhalmiſſe der Bundesbeamten, deren Regelung bereits in Ihrer Seffion 
in Ausfiht genommen war, werden den Gegenfland einer Vorlage bilden. 
Die Ausführung von Geſetzen, welde im Laufe der letzten Seſſion zu Stande 
gelommen find, und einige ſeit Aufftelung des Bundeshaushaltsetats für 
1869 bervorgetretene Bedurfniſſe haben einen Nachtrag zu diefem Etat noth⸗ 
wendig gemadt, welder Ihnen zur Genehmigung vorgelegt werden wird. Die 
Erleichterung, welche der Verlehr durch Aufhebung und Gemäßigung von 
Zollen und durch Kerabfegung des Briefporto’s erfahren hat, haben Ausfälle 
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an den Einnahmen zur Folge gehabt, deren Erſatz nothwendig if, wenn bie 
Schwierigkeiten übertwunben werben follen. welche dem Haushalt der einzelnen 
Bundesflaaten dur die ungleihmäßige Wirkung des Maßftabes für die Ma- 
trieufarbeiträge bereitet werben. Ich rechne auf Ihre Wirkung bei den Bor- 
lagen, welche Ihnen zur Abwendung diefer Gefährdung werden gemadjt werden. 
Sm den Beziehungen des Bundes zum Auslande hat die Regelung des inter- 
nationalen Verkehr& weitere ortichritte gemacht. Poftverträge mit den Nieder⸗ 
landen, mit Stalien, Schweden und den vereinigten Donau⸗Furſtenthümern 
werden Ahnen vorgelegt werben. Die Organifation der Bundesconjulate auf 
Grundlage des in Ihrer erften Seffion berathenen Bundesgeſetzes nahet ihrer 
Vollendung. Eine Sonfular-Gonvention mit Italien fol im Anſchluß an 
diefes Geſetz die Befugnifie der beiberfeitigen Conſuln vertragsmäßig ficher 
ftellen. Um der Sonfularverwaltung des Bundes den gefchäftlichen Zujammen- 
hang mit der Führung der auswärtigen Angelegenheiten zu erhalten, und um 
die politiihe Einheit Norddeutſchlands in ber feiner Verfaſſung und feiner 
internationalen Bedeutung entiprechenden Yorm zum Ausdrud zu bringen, 
find in dem Etat für 1870, Ihren Anträgen entipredgend, die Ausgaben auf- 
genommen worden, welche duch die Leitung der auswärtigen Politik 
des Bundes und durch deren Bertretung bedingt find. Erfte Aufgabe diefer 
Vertretung wird aud in Zutunft die Erhaltung des Friedens mit allen Bölfern 
bilden, welche gleich ung die Wohlthaten desielben zu fchägen willen. Die Er- 
füllung diefer Aufgabe wird erleichtert werden durch die freundſchaftlichen Be» 
ziehungen, welche zwiſchen dem norddeutſchen Bunde und allen auswärtigen 
Mächten beftehen, und welche fi vor Kurzem durch die friedliche Löfung ber 
die Ruhe des Orients bedrohenden Spannung von Neuem bewährt haben. 
Die Verhandlungen und der Erfolg der Parifer Eonferenz haben Zeugnik 
abgelegt von dem aufridgtigen Streben der europäiſchen Mächte, die Segnun⸗ 
gen bes Friedens als ein werthvolles Gemeingut unter gemeinfame Obhut zu 
nehmen. Angeſichts diefer Wahrnehmung ift eine Ration, welche ſich des 
Willens und der Kraft bewußt ift, Fremde Unabhängigkeit zu adten und die 
eigene zu fehügen, zum Vertrauen auf die Dauer eines Friedens berechtigt, 
den zu flören auswärtigen Wegierungen die Abficht, den Feinden der Ord⸗ 
nung die Macht fehlt. Mit diefem Vertrauen, geehrte Herren, wollen auch 
Sie an Ihre Arbeit gehen, in diefem Sinne, welcher Ihre Berathungen bisher 
geleitet hat, dem Bewußtſein der großen nationalen Aufgabe des Bundeß und 
in der Zuverfiht, daß die verbündeten Regierungen an der Töfung diefer Auf⸗ 
gabe freudig mitwirken,” 


5. März, (Preußen) Abg.Haus: Gelegentlihd ber Discuffion über 


ben Commilfionsbericht, betreffend die Etatsüberfhreitung von 18%, 
erflärt ber Finanzminifter auf Bemerkungen Tweſten's unb Lasler's, 
bie Regierung beabfichtige, den nächſten Etat ohne Deficit vorzu: 
legen. Die Commiffionsanträge, beantragend Dedharge-Ertheilung 
und baldige Vermögensauseinanderfegung zwifchen bem Norbb. Bunbe 
und Preußen, werben ohne Debatte angenommen. 


»„ (Preußen). Schluß ber Lanbtagsfeffion durch ben Minifter: 
präftdenten Graf Bismard: 


„Dur die Berathungen und Ergebnifle diefer Seſſion iſt das Bertrauen, 
welches Se. Majeftät beim Beginn derjelben ausſprach, gerechtfertigt worden. 
Die Staatsregierung darf der Ueberzeugung Ausdruck geben, daß die Ber- 
mittlung wiberfprechender gleichberechtigier Ueberzeugungen, und damit bie Ueber⸗ 
windung einer vom parlamentariihen Leben ungertrennligen Schwierigkeit in 
der gegenwärtigen Sitzung in einem Maß gelungen ift, welches einen ent. 
ſchiedenen Fortſchritt unferer verfafiungsmäßigen Entwicklung bekundet. Es 
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gereist der Regierung Sr. Majefät zur Genngthuung, dab der Landtag den 
taatshaushaltsetat nach eingehender Prüfung faſt unverlürzt genehmigt, und 
die zur vollländigen Deckung der Ausgaben erforberliden außerorbentlichen 
Mittel bewilligt hat. Sie wird bei der Ausführung des Etats mit gewiſſen⸗ 
bafter Sorgfalt und Sparfamteit zu Werle geben, und die Rotbwendigleit der 
Widerherfiellung des Gleichgewichts der Staatseinnabmen und Ausgaben zur 
NRichtihnur ihrer Tünftigen Borlagen maden. Ben Dant Gr. Maj. bes 
Königs ſpricht Ihnen die Staatsregierung dafür aus, daß Sie dem Geſetze, 
durch welches die Auseinanderfegung mit der Stadt Frankfurt a. M. geordnet 
wird, bereitwillig ihre Zuſtimmung ertheilt, und die Regierung dadurch in den 
Etand gefett haben, diefe Angelegenheit in einem den landespäterlihen Ge⸗ 
fühlen Er. Majeftät entſprechenden, von der Erörterung ftreitiger Rechtsfragen 
abjegenden Weg zum Abichluß zu bringen. Vie Vorlagen bebufs förderung 
der Rechtspflege und der Rechtsgemeinſchaft in allen Theilen der Monardie 
haben theilweife die Zuftimmung der beiden Häufer gefunden. In Betreff 
meiterer gleich wünſchenswerther Reformen darf die Regierung für die nächſte 
Sejſion die Erzielung eines alljeitigen Einvernehmens hoffen. Dur Ihre 
angeftrengte Thätigleit iſt e8 ferner möglich geweſen, namhafte Berbefierungen 
in der Gefeggebung für einzelne Provinzen herbeizuführen. Das Beftreben 
der Staatöregierung, hierbei den Wunſchen diefer Provinzen eine mit dem 
allgemieinen Intereſſe vereinbare Rüdfihtnahme zu Theil werden zu laſſen, 
hat jeitens beider Häufer des Landtags bereitwillige Unterfligung gefunden. 
Wenn die Berathungen auf dem Gebiete des Unterrichtsmweiens zu einem ab⸗ 
ſchließenden Ergebniffe nicht geführt haben, fo wird die Staatsregierung ſich 
hierdurch um jo mehr veranlaßt finden, die Zeit bis zur nächſten Seffion zur 
weiteren Klärung der Brage zu benußen, um demnähft mit einer umfaflendern 
Borlage an den Landtag treten zu können. In Betreff der Fortbildung un« 
ferer corporativen Organifation hat die StantSregierung die beabfidytigte Vor⸗ 
lage im Laufe diefer Eeiflon noch nicht an den Landtag zu bringen vermocht. 
Die vertraulichen Borberathungen aber, welche mit Rüdficht auf die umfaflende 
Bedeutung und die mannigfahen Schwicrigfeiten einer befriedigenden Löjung 
diefer Aufgabe wünjhenswerth ericheinen, bereitigen zu der Hoffnung, daß 
die Berfländigung über diefelbe in der nächften Seifion in einer den Interefien 
de8 Landes entiprechenden Weile gelingen werde.“ 


9. März. (Nordd. Bund). Der Reichstag beitellt das Bureau wie 


11. 


bisher: Simfon als Präfident (mit 165 von 181 Etimmen), Herzog 
v. Ujeſt (158) und Bennigſen (124; Löwe 41 Et.) als PVices 
präfibenten. 


„ (Nordb. Bund) Reichstag: Lasker trägt zum Schutz ber 
Redefreiheit neuerbings auf Annahme folgenden Gejehentwurfes an. 


„Kein Mitglied eines Landtages oder einer Kammer eines zum norddeutſchen 
Bunde gehörigen Staateß darf zu irgend einer Zeit wegen feiner Abftimmung 
oder wegen der in Wusübung feines Berufes gethanen Aeußerungen gerichtlich 
oder dißciplinarifch verfolgt oder jonft außerhalb der Berfammlung, zu welcher 
das Mitglied gehört, zur Verantwortung gezogen werben.” 

Anmerkung: Dieſer Gefegentwurf ift wörtlih gleilautend mit dem⸗ 
jenigen, welden der Reichstag bereitß in feiner vorigen Seffion (am 3. April 
1868 mit 119 gegen 65 Stimmen in der Borberathung, am 18. Upril in 
der Schlußberathung) angenommen, welder aber nicht die Zuftimmung des 
Bundesrathes erhalten bat. 


» (NRorbd. Bund). Preußen unterhandelt mit Braunſchweig wegen 
Abſchluß einer Militärconvention. 
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„ (Norbb. Bund). Reichstag: Debatte über den Antrag Lasker'e 
bez. Rebefreibeit: 


Taster wirft zunächſt einen Rückblick auf die verfehlten Bemühungen 
zur Eicherung der Redefreiheit im preußifchen Landtage. Leute, deren An⸗ 
weienheit im Herrenhauſe lediglich auf einen: Privilegium beruhe, hätten von 
einem „Brivilegium” geiprocdhen, welches dem Abgeordnetenhauſe doch nidt 
gegeben werden dürfe; jogar Hr. v. Manteuffel, der Bater des BDreiflaften- 
ſyſtems, habe in diefem Sinne geeifert. Durch den preußiſchen Landtag werde 
die Sache aljo nicht regulirt, es ſei dazu feine Ausficht vorhanden, und «8 
bleibe darum nichts übrig, als ouf den Bund zu recurriren. Die Landtage 
der kleinen Staaten brauchten die volle Redefreiheit nicht minder, als der preußiſche. 
Gegenwärtig beftehe allerdings feine Gefahr, dab ein Volksvertreter verfolgt 
werde; aber ein Conflict könne kommen wie ein Blitz vom heiteren Himmel, 
und dann würde das Uebel da fein. v. Blandenburg: Ber Borrebner 
hat es jelbft gejagt, daß es fich Hier nur um eine preußiſche Angelegenheit 
handle; er hätte uns alfo mit feinem Antrage verichonen folln. Er möchte 
da8 Bundesland Preußen mit Hilfe diefes Haufe majorifiren ; folde 
Dlajorifirungsverfuche haben aber, wie wir wiflen, felten Erfolg, Graf Be⸗ 
thuſy⸗Huc: Ih bin fein Freund des Mißbrauchs der Nedefreiheit, aber die 
Randesvertretung unter den Kreisrichter ftellen, ift eine Medicin, die jedenfalls 
noch ſchlimmer if. Was der Vorrevner von den üblen Folgen von Majoris» 
firungsverfuchen geiprochen, weiſe ich zurüd, Der norddeutſche Bund ift etwas 
Anderes, als das unterm chemaligen Bundestag geeinte Deutihland. Soll 
der norddeutſche Bund ein wirffider Bundesftaat fein, fo müflen wir den 
Particularismus nicht bloß in den Sleinftaaten befämpfen, fondern aud in 
Preußen ſelbſt. Bundestanzler: Ih bin in dem feltenen Falle, mit dem 
Borredner Übereinzuftimmen. Ich habe dem, was ich im verflofienen Jahre 
zur Sade bemerkt habe, nichts hinzuzufügen. Aber die Sadlage bat ih ge 
ändert. Ich habe damals gejagt, daß ich meinen Einfluß im Einne des Un- 
trage8 verwenden würde. Ich habe daß gethan, aber ohne Erfolg (und ohne 
Nachdruck). Eie hat ſich aber auch im Intereſſe des Antragfteller8 und der Freunde 
des Antrages geändert, denn für die preußifche Regierung, wenigftens für die 
gegenwärtige, ift e8 moraliih unmöglich, die Verfolgung eines Abgeordneten 
noch zu geftatten. Es ift populär, einem Minifter zu widerſprechen und unter 
Unftänden auch ihn zu beleidigen; aber e8 gehört gar fein Muth dazu, und 
ic) werde Alles aufbieten, um die verlehrte Anficht, die darüber im Lande 
no obmwaltet, mit Stumpf und Stiel auszurottin. Was man zu fagen 
hat, kann man ebenfo gut in einer anderer Form fagen. Es kommt für 
mich aber aud die Etellung in Betradt, die Preußen im Bundesrathe einzu⸗ 
nehmen bat. Handelt e8 fi um große nationale Ziele und Zwede, jo wird 
Preußen das volle Gewicht feiner Stimme zur Geltung zu bringen judhen ; 
in allen andern Tragen der Bundespolitif foll die Autonomie der ein» 
zelnen Regierungen nicht Über das nothwendige Maß beichräntt werden. Et⸗ 
was Anderes ift, wern ohne preußiiches Dazutbun, eine große Anzahl von 
Buntesregierungen den Erlaß eines ſolchen Bundesgejege8 will; aber eine 
Preſſion auf die Bundesregierungen werden wir nicht ausüben. v. Hennig: 
Wenn man den Particnlarismus pflegen will, fo hätte man es aud bei dem 
alten Bundestage belafien können. Bundeslanzler: Der Vorredner bat 
mid) mißverftanden: ih babe nur die Opportunität bezweifelt. Die Competenz 
des Bundes kann beftritten werben; nach meiner Meinung if der Bund un» 
zweifelhaft competent; aber e3 ift doch möglich, daß die Competenz beftritten 
wird, und ich halte die Sade nicht für jo dringend, um, wo e8 ih um die 
Befeſtigung und Entwidelung Deutſchland's handelt, ragen zur Erörterung 
u bringen, bie vielleiht die Grundlagen des Bundes erſchüttern Tönnten. 
dwe: Nah dem Kern Bundeskanzler —* fich alſo Preußen, und nicht bloß 
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Preußen, fondern auch diefe Berfammlung, im Bundesrathe von den Kleinen 
mojorifiren laſſen. Zu diefen Wege kann ih dem Herrn Bundeskanzler 
nicht gratuliren. Herr v. Blankenburg jagt, man müfje aud den Muth haben, 
dos, was man thue, zu vertreten, und er provocirte dabei auf mid. Nun, 
ich bin feinerzeit wegen verfuchten Umſturzes des deutichen Bundes verurtheilt 
worden, und ich bin überzeugt, daß, wenn der Bundeskanzler fi unter den 
Geſtürzten befunden hätte, er von diefen Richtern ebenſo verurtheilt worden 
wäre, wie ih. Bundestanzler: Der Angriff des Borrebners ift doch wohl 
nur eine Redewendung, denn es ift felbftverfländlih, daß ein Schonen der 
Abrigen Bundesglieder nicht aufzufafen ift als ein Zufammengehen mit den 
Gegnern des Bundes. Tweſten: Der Bunbeslanzier bat die Erledigung 
der Trage ſelbſt als ein dringendes Bedürfniß anerlannt; weist er jegt den 
Antrag zurüd, fo wird er das Intereſſe des Volles am Bunde gewiß nicht 
Rörfen. Bundeskanzler: Ob ic die Erledigung diejer Frage wirfli als 
ein jo dringendes Bedürfniß anerfannt habe, will ich dahin geftellt jein lafſen; 
es gibt aber aud noch andere Intereſſen, und ih muß wiſſen, welche Inter» 
effen die größeren find. Es ift fein Kleines, die Lebereinftimmung der Bundes» 
regierungen in einem friſch gegründeten Bundesverhältnifle jo aufrecht zu er» 
halten, wie ih es gethan. babe diefen Erfolg meiner Bundespolitit aufs 
zuweiſen, und ih muß Sie bitten, mich durch Beichlüffe dieſes Haufes in Bezug 
auf mein Berbalten im Bunbesrathe nicht binden zu wollen. Ich wilde eine 
folde Directive nit aceeptiren fönnen. Graf Baſſewitz: Man dürfe fein 
Brivilegium flatuiren, außerdem fei das Haus auch gar nit competmt. 
v. Bernuth: Um ein Brivilegium Handelt es fi hier nicht, fondern um 
die Erfüllung eines unerläßliden Beblirfniffes jeder Volksvertretung. Die 
Gompetenz des Bundes iſt ganz unzweifelhaft, und es ift ein bedeutender 
Fortjchritt, den ich gerne conflatire, daß die Competenz jeßt auch vom Herrn 
Bundeskanzler nicht mehr bezweifelt wird. Ich bitte die Berfammlung, den 
Antrag anzunehmen, und wo möglich mit noch größerer Mehrheit als im 
verflofienen Jahre. Die Uebereinftimmung mit dem Abg. v. Mallindrodt 
werde die nationalen Ziele fiherlich nicht fördern, auch das vereinzelte Bravo 
nicht, welches von der betreffenden Seite ber laut geworden — das möge der 
Bundeskanzler wohl bedenken. Braun: Das vorliegende praktiſche Bedürf⸗ 
niß fei nit nur in Preußen fondern mehr no in anderen Staaten, wie 
3. B. in Sadjen vorhanden. Redner verliest unter großer Heiterkeit des 
Haufes die betrefienden Strafbeftimmungen. Der Abgeordnete kann in Sachſen 
1) egeludirt, 2) wem in Sadjen die Todesfirafe inzwiſchen nicht aufgehoben 
worden wäre, gehentt und 8) für nicht ferner wählbar erflärt werden. (Große 
Heiterkeit.) Abg. Dr. Künger if entichieven für den Antrag. In Süd 
deutſchland heiße es oft, ja ſelbſt in franzöſiſchen Blättern, im norddeutſchen 
Bunde fei zu wenig Freiheit. Es mühe das Gegentheil bewielen und an der 
Ueberzeugung feftgehalten werden, daß die Einheit Deutſchlands nur durch die 
mit der Uebereinftimmung der Regierungen verbundene Freiheit wirklich zum 
Ziele geführt werden Tönne. Der Bundestanzler: Ih habe mid ent- 
halten, im Namen des Bundesrathes mich fiber die Gompetenzfrage zu äußern. 
So viel mir befannt, bat fih in demjelben biß jet noch feine Stimme über 
die Competenz ausgeſprochen. Raster: Ich Habe die Gompetenzfrage abſichtlich 
nicht berührt, weil diefelbe im verflofienen Jahre genügend erörtert, damals 
auch Seitens des Bundesrathes von keiner Seite beftritten,; fonvdern nur von 
einer Seite bezweifelt worden ift. 


Bei der Abftimmung wirb ber Antrag wiederum angenommen 
mit 140 gegen 51 Stimmen. 


16. März (Nordd. Bund.) Reichstag: Tweſten und Graf Münfter, 
unterftügt von 98 Mitgliedern aller Fractionen, ausgenommen bie 
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ber Confervativen, tragen auf Errichtung verantwortlicher Bundes⸗ 
minifterien bes Ausw., des Kriegs, ber Marine, ber Finanzen und 
bes Handels und Verkehrs an. 


16. März. (Preußen). Die Stabtverorbneten von Frankfurt a. M. ge: 


17. 


18. 


nehmigen ben mit ber Regierung abgefchloffenen Receß vom 26, Febr. 
mit 32 gegen 16 Stimmen: 

„Die Stadtverorbnietenverfammlung erflärt in Uebereinſtimmung mit der 
von der flädtiichen Commiſſion ſowohl bei der Berbanvlung als bei dem 
Vertragsabſchluß getheilten Auffaffung: 1) in der laut Ablommen vom 
25. Februar von den Vertretern des preußiſchen Staates und Gr. Majeftät 
dem König erfolgten beziehentlich gewährten Zuſage der Zahlung von 2 resp. 
5 Millionen Gulden an die Stadt Frankfurt lediglich die Erfüllung der von 
der ftädtiichen Behörde zur vergleihsweilen Erledigung der ReceBangelegenheit 
von dem Staate Preußen vertragsmäßig geforderten Berpfliätung zur Zah» 
lung von 3 Millionen Gulden zu ertennen; 2) die Berfammlung legt gegen 
die Seitens des Herrn Finanzminiſters einmal gebrauchte Bezeichnung der 
dritten Million als Gnadengeſchenk feierlich Verwahrung ein.“ 

„ Morbb. Bunb). Reichstag: Erfte Berathung bes Entwurfs 
einer Gewerbeordnung. v. Schweiger eröffnet fie mit ber Ent: 
widelung feines focialiftifhen Syſtems unb mit ber Darlegung der 
Abfichten der ſocial-demokratiſchen Partei. 

„ (Preußen). Das Obergeriht in Göttingen fpridt ben Prof. 
Ewald in bem von ber Regierung gegen ihn eingeleiteten Preß⸗ 
prozeſſe frei. Derjelbe wird von der particulariftiihen Partei fo: 
fort als Candidat für bie NReihstagswahl in ber Stadt Hannover 
anfgeftellt. 


„ Rorbb. Bund). Der Reichstag befchließt, bie Titel I u. II 
bes Gewerbegefeßentwurfs burch Berathung im Haufe zu erlebigen, 
bie Zitel III und IV bagegen einer Commiſſion zur Vorberathung 
zu übermeijen. 

Miquel und Laster, unterftüßt von 81 Mitgliebern aller Fractio: 
nen, ausgenommen bie äußerſte Rechte, beantragen, bie Competenz 
ber Bundesgefeßgebung auch auf das gejammte bürgerlide Recht 
und bie Gerichtsorganiſation auszubehnen. 

An die Stelle der Nr. 13 des Art. 4 der Berfaflung des norddeutſchen 

Bundes ſoll die nachfolgende Beſtimmung treten: „Die gemeinfame Geſetz⸗ 
gebung Über das gefammte bürgerliche Recht, das Strafrecht und das geridht- 
liche Verfahren, einſchließlich der Gerichtsorganiſation.“ Die betreffende Rr. 13 
lautete bisher: „Die gemeinfame Geſetzgebung über das Obligationenrecht, 
Strafrecht, Handels⸗ und Wechſelrecht und das gerichtliche Verfahren” (gehört 
zur Zuftändigleit des Bundes). 
„ (Anhalt). Lanttag: Die Commillion bez. bed Domänenantrags 
ber Regierung bat fih in eine Mehrheit und eine Minderheit ges 
fpalten, deren Anträge an bie Abtheilungen getwiefen werben, worauf 
fih der Landtag vorläufig vertagt. 

Der von der Mehrheit in Vorſchlag gebrachte Compromiß beruht auf der 
Grundlage der Thellung der Domantalgüter, und weicht aljo principiell don 
der Regierungsvorlage nicht ab, während die Minderheit dem Lande den 
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Grunbbefig zu erhalten, und die Dimaftie mit einer feften Rente abzufinden 
wänfht. Diefe Forderung flieht der Regierungsporlage ſtracks entgegen, da 
diefelbe bekanntlich für das herzogliche Haus das gejammte Domanialver⸗ 
mögen in Unfprud nimmt, und dem Sand als Entihädigung eine mäßige 
feſte Rente, oder ftatt derfelben eine beftimmte Summe bietet. Rad dem von 
der Landtagscommifiion eingebradgten Compromiß vorſchlag ſoll ſpäteſtens mit 
dem 1. Juli 1871 das bisher beftandene Berhältnig einer gemeinfamen Ver⸗ 
woltung des herzoglichen Privatguts, des Stammguts und des Landes vermb⸗ 
gens, welche unter landſchaftsordnungsmäßiger Mitwirlung des Landtags 
durch bie Yinanzbehörben des Siaats geführt wurde, aufhören. Bon da an 
würde das PBrivatgut fammt den aus der Geſammtmaſſe des Domaniums 
auszufcheidenden Liegenſchaften mit einem Weinertrag von 850,000 Thlen. 
jährlich als unbeſchränktes fideicommiſſariſches Privateigenthum in die Private 
verwaltung des herzoglichen Hauſes übergehen. Sollten fi bei diefer Aus⸗ 
fonderung @eldausgleihungen in geringerem Umfang erforderlich zeigen, fo 
iR darüber eine weitere Vereinbarung vorbehalten. Das herzogliche Haus 
t fi vor, von jenem Grundſtückscomplex einen die Reinertragsfumme 
von 200,000 Thlrn. repräfentirenden Theil zu bezeichnen, welcher, jolange 
baffelbe regiert, in feiner Subftanz unveräußerlich bleibt, ohne jedoch auf das 
Necht zu verzichten, einzelne Beſtandtheile davon zu vertaufchen, oder, unter 
Wiederanlegung des Erlöjes in Brund und Boden, zu verlaufen. Giltig 
wird ein foldhes Beräußerungsgefhäft jedoch erſt durch ein von dem ober⸗ 
fen Gerichtshof des Landes auf Brund eines Gutachtens von Sachverſtändigen 
auszufteliendes Unſchädlichkeitsatteſt. Das Yineicommikvermögen unterliegt, mit 
Ausnahme der dem og und den Mitgliedern des herzoglichen Hauſes zu⸗ 
gehörigen Schloͤſſer, Parke, Gärten, Theater und fonftigen Hofgebäude, der 
Staats, Kreiß- und Gommmunalbeftenerung wie jeder andere Privatbefig, und 
obwohl die Staatsfleuerpflichtigleit ruhen ſoll, ſolange die Souveränetät des 
berzoglichen Hauſes befteht, macht fich daffelbe doch anheiſchig, als Yequivalent 
einen jährlichen Zufchuß von 10,000 Thalern zur Beitreitung der Koften der 
Zandesverwaltung zu zahlen. Außerdem werben aus dem Fideicommißver⸗ 
mögen alle Uusgaben für die Hofverwaltung, Apanagen, Prinzeffinnen- und 
Wittwenfteuer ꝛc. beftritten. Auch übernimmt die Hofverwaltung einen Theil 
der Domänen- und Forſibeamten na Maßgabe des ausgeſchiedenen Privat» 
bermögens. Inden das berzoglihe Haus damit allen weiteren Anſprüchen 
an das Land entjagt, aber auch von allen weiteren materiellen Verpflichtungen 
gegenüber den bisher vorwiegend aus den Domänen-Einkünften beftrittenen Aus⸗ 
gaben der Landesverwaltung entbunden wird, übernimmt das Land für die 
F m übermwiefenen Guter jowohl, als auch) gegenüber den Bernburger Erben bie 
g, ebenfo auch gegenüber dem herzoglichen Haufe rüdfichtlih aller 
derjenigen Verpflichtungen, Laſten und Beichränktungen, weldhe auf der bisheri⸗ 
gen Geſammtheit des Stammguts hafteten. Streitigkeiten, die aus dem Ver⸗ 
trag entipringen, werden auf ſchiedsrichterlichem Wege geſchlichtet. Walls die 
Ausjonderung bis zu dem oben erwähnten Termin nicht bewirkt fein ſollte, 
wird von jenem Zeitpunft an die Domänenrente von 250,000 Thlrn. auf 
300,000 Thlr. erhöht, und dann ein von der Landihaftscommiffion als rich- 
tig anzuerlennendes Verzeichniß der künftig zum Bamilienfivelcommiß gehbri⸗ 
gen Grundbeflgungen durch die Geſetzſammlung veröffentlicht werben. 


19. März. (Norbd. Bund). Reichstag: zweite Lefung bes Wahlgefebes. 
Es wirb das Amendement angenommen, daß nur bie Soldaten „bei 
ber Fahne” vom Wahlrecht ausgefchloffen feien, bie Reſerviſten alfo 
wahlberechtigt find. 


23, „ (Luremburg). Landtag: Debatte über bie Demolirung ber 
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Feſtungswerke und das Begehren Preußens, bas auf ber wirklichen 
Demolirung befteht. 


26. März. (Nordd. Bund). Nachdem ſchon die Gewerbeorbnung von 
Eeite Medlenburgs Icbhafte Oppofition gefunden, geht ber Entwurf 
über ben Unterſtützungswohnſitz im Ausſchuß erft nad langen Kam: 
pfen mit 4 gegen 3 Etimmen burd. 


Auf. April (Sadfen). Der Uebertritt bes Grafen Schönburg zur 
Fatholiichen Kirche erregt einen allgemeinen Eturm bez. ber Batro- 
natsrechte. 


6. „ Mordd. Bund). Neihstag: Debatte über den Antrag Hagen 
und Gen. bez. bie Verordnung bes Bundespräſidiums vem 22. Dec. 
Der Antrag lautet: Der Reichstag wolle beichlichen, zu erklären: „Tie 
Verordnung des Bundespräſidiums vom 22. Vechr. 1868, betr. die Einfüh- 
rung der in Preußen geltenden Vorfchriften Über die Heranziehung der Mili- 
tärperfonen zu Sommunalauflagen im ganzen Bundesgebiet (Bundesgeiegblatt 
von 1868 Nr. 35) ift dur den Art. 61 der Bundesverfafiung nicht geredht- 
fertigt und ift daher, infofern fie der verfaffungsmäßigen Zuftimmung des 
Bundesraths und des Reichstags entbehrt, als eine rechtsverbindliche Rorm 
für die einzelnen Bundesftaaten nicht zu erachten. Graf Schwerin bean- 
tragt, unterftügt von der nationalliberalen Fraction: „Eine Commiffion von 
21 Mitgliedern zu ernennen und derjelben den Antrag des Abg. Hagen, ſo⸗ 
wie die den Gegenftand betreffenden Petitionen mit dem Auftrage zu übermeifen, 
die Rechtsgiltigfeit der Verordnung v. 22. Tec. 1868 zu prüfen und eventuell 
hat zur anderweitigen gejeglicden Regulirung der Angelegenheit zu 
machen.“ 

Die jähfiiden Abgg. Günther, Gebert und Adermann er 
Hören ſich übereinflimmend für den Antrag Hagen. Wenn man Einheit ha- 
ben wolle, dann hebe man die Steuerfreiheit in Preußen auf, führe aber nicht 
nie gelannte Steuerbefreiungen in den übrigen Bundesländern ein. Präſ. 
Delbrück gibt allgemeine Geſichtspunkte, welche bei dem Erlaß der Verord- 
nung maßgebend waren. Es Tomme lediglid darauf an, ob die in Rebe 
ftehende Steuerbefreiung ein Theil der preußiichen Geſetzgebung fei oder nicht; 
das Letztere verjucht Redner zu erweilen. dv. Seydewitz erklärt ſich ſowohl 
gegen den Hagen'ſchen als aud) gegen den Schwerin’ihen Antrag. Braun 
(Wiesbaden) ift „im Intereſſe des Sefammtibewußtjeins der Zujammengehörig- 
Teit der deutichen Offiziere“ für den Antrag Schwerin. Laster: Nichts 
habe daß Vertrauen zur Bundesregierung bezüglich ihrer Bundesverfafiungs- 
treue mehr erjchüttert, als diefe Verordnung. Man höre der Klagen über den 
Militäritaat mehr als genug, und es fei nicht nöthig geweien, diefe Klagen 
durh Einführung „von Steuerbefreiungen noch zu vermehren. Redner erklärt 
ſich Ichließlich ebenfalls für den Antrag Schwerin. Ber Untragfteller Hagen 
weift nach, daß das Bundespräſidium nicht berechtigt geweſen, diefe Verord⸗ 
nung zu erlajien. Der Artikel der Bundesverfafiung beflimme: Nah 
Publication dieſer Verfaflung ift in dem ganzen Yundesgebiete die gefammte 

reußiihe Militärgejeggebung ungefäumt einzuführen, fowohl die Gejege 
* als die zu ihrer Ausführung, Erläuterung oder Ergänzung erlajs 
jenen NReglements, Inſtructionen und Reſcripte, namentlih alſo das Mi- 
Titärftrafgefegbug vom 3. April 1854, die Militärftrafgerichtsorbnung 
vom 8. April 1845, die Verordnungen über die Ehrengerichte vom 
80. Yuli 1843, die Beſtimmungen über Aushebung, Dienftzeit, Servis⸗ 
und Berpflegungsweien, Cinguartierungen, Erſatz von Flurbeſchädigungen, 
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Mobilmahung u. ſ. w. für Krieg und Frieden. Zu diefen die Milttär- 
geießgebung betreffenden Belegen, Reglements x. gehören die in Preußen 
geltenden Beſtimmungen über die Heranziehung der Milttärperfonen zu 
den Gommunalauflagen nicht. Biefelben bilden vielmehr einen weſentlichen 
Theil oder eine Ergänzung der Gemeindegefehgebung. Es komme hinzu, daß 
die betreffenden Vorföpriften der nur in einem Theile Preußens (den annectir« 
ten Ländern) octropirten Verordnung vom 23. September 1867, „betreffen 
bie Seranziehung der Gtaatsdiener zu den Communalauflagen in den neu⸗ 
erworbenen Landestheilen“, welche durch die Verordnung vom 22. Dee. 1868 
auf daS ganze Bundesgebiet ausgedehnt werden jollen, jedenfalls nicht unter 
den 8 61 der Bundesverfafiung fallen. Denn die Bundesverfafiung trat bes 
reits mit dem 1. Juli 1867 in Kraft; nur die damals bereits benden 
Bellimmungen der preußiſchen Militärgeſetzgebung konnten daher in dem 6 61 
der Bundesverfaffung gemeint fein, nicht aber auch die einer erfi fpäter und 
nur für die neuerworbenen Zandestheile oetroyirten Verordnung vom 23. Septem⸗ 
ber 1867, deren Beftimmungen überdiek nicht überall mit den betzeffenden in 
den altpreußiſchen Landestheilen geltenden Borfchriften harmoniren. Redner 
erflärt fi Kalehtic mit dem Antrage Schwerin einverflanden, welcher 
hierauf wit großer Mehrheit angenommen wird. 


10. April. (Nordd. Bund) Reichstag: Es wird abgelchnt bie Frage 


13. 


14. 


des Dberhanbelsgerihtes (die im Bundesrath mit weit mehr ale 
Zweibrittelmehrheit burchgegangen war) an eine Commiſſion zu weis 
jen, fondern zweite Lefung beſchloſſen. 

„ (Rorbb. Bund). Reichstag: Beginn ber Debatte über bas 
Budget für 1870. 

Die erfte Berathung ift nur kurz, mehr ein flüchtiges Plänkeln der Mei⸗ 
nungen über daß, waß zur Aushilfe der leidenden Bundesfinang zu thun fel. 
Tweſten wünſcht die Matricularbeiträge dur Steuern er zu feben und 
empfiehlt als ſolche, welche von den Einzelſtaaten auf den Bund übergehen 
follen, die Einlommen- und Klaſſenſteuern. v. Hoverbeck erklärt fi das 
gegen, und der Präfident des Bundeskanzleramts Delbrüd benligt die Bes 
Iegenheit zu der Ankündigung, daß dem Bundesrathe 3 Geſetzentwürfe vors 
Liegen, welche den Zweck haben, die eigenen Einnahmen des Bundes zu erhöhen. 
Diefelben betreffen die Erhöhung der Spiritußfleuer, die Aufhebung der 
Vortofreiheit und die Einführung eines allgemeinen Wechſelſtempels; die erften 
beiden Geſetzentwürfe werden no im Laufe diefer Woche dem Reichßtage zu⸗ 
gehen. Miguel erliärt, auf die Dauer fei e8 nicht möglich, die Laſt der 
Aüftung zu ertragen und noch dabei die Bundesmarine zu entwideln. Aber er 
hat die Hoffnung, daß au Süddeutſchland fi bald veranlaßt jehen werde, zu 
diefen Ausgaben beizutragen (Gelächter), fonft müßte man von der Entwidelung 
der Marine bei den großen Ausgaben für die Landarmee vorläufig abiehen, 
da der jekige Zuftand unerträglich fei. Der Redner legt ſchließlich Verwahrung 
ein gegen die Erhebung der —— Seitens des Bundesraths 
ohne vorherige Bewilligung des Reichstags. igard iſt der Meinung, bei 
der achtunggebietenden Stellung, die der norddeutſche Bund ſich vindicire, follte 
er doch ſeinen Einfluß dahin geltend machen, eine allgemeine Reduction der 
ſtehenden Heere herbeizuführen. 

(Nordd. Bund). Bundesrath: Hamburg trägt ale Zwiſchen⸗ 
zug gegen das Oberhandelsgericht in Leipzig, bas ben Hanſeſtädten 
nicht cenvenirt, auf ein oberftes Bundesgericht überhaupt an. 

„ &reußen). In Hannover wird ber Geburtstag ber Königin 
Marie von Hannover von ber Welfenpartei zu neuen Demonſtratio⸗ 
nen gegen Preußen benüßt. s 
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Ausfiht dazu. Die Hoffnungen, die man an das Zollparlament geknüpft, 


Morbb. Bund). Reichstag: Debatte Über den Antrag 
Tweſten⸗Münſter auf Errichtung verantwortlidher Bunbesminijterien. | 
Tweſten: Rad außen fei man nicht vorwärts gelommen, es jei audh feine 





hätten fi nicht bewährt. Defto dringender fei gu rathen, auf den Weg der 
inneren Entwidlung vorzugehen; dazu gehöre vor Allen eine geregelte Regie 
rungsgemwalt, die man eben nur in verantwortlichen Minifterien gewinnen 


tönne Graf Münfter: Ihm wäre ein Antrag auf Revifion der Bundes» 
verfaffung Lieber geweien. Er hoffe jedoch, daß, indem der vorliegende Antrag 
angenommen werde, man einjehen werde, daß eine füberative Verfaffung nicht 


pafie, daB die Spige der Verbindung fo vieler Staaten eine monarchiſche fein 


müſſe. Er bitte den großen Staatsmann, der fi im Haufe befinde, den An- 
trag als ein Vertrauensootum anzujehen! Deutichland fei der Eentralbahn- 


hof von ganz Europa geworden; da könne nur ein Director Ordnung ſchaf⸗ 
fen. Die Sonne von Königgräß fei die untergehende Sonne der Habsburger, 
die aufgehende der Hohenzollern für Deutichland geworden, welche Letzteren 
damit die Verpflichtung übernommen, für die Einigung Deutiälands zu jor- 
gen. dv. Unruh: Er ſtehe allen renolutionären Tendenzen fern und bege das 
—* Vertrauen und die größte Verehrung für den Herrn Bundeskanzler, 

r ben der Antrag keineswegs ein Miktrauenspotum fein folle; aber dieſer 
müßte ein Rieje an Körper fein, wie er an Geift fei, wenn er die gegenwär⸗ 
tige Stellung durchführen wolle Die preußiiche Berfafiung ſpreche auch von 
verantwortlidden Miniftern. Die Verantwortlichleit werde den YBundesminiftern 
eine ganz andere Stellung geben. Die Zwecke des Bundes feien gar nicht zu 
erreihen ohne bejondere Minifter. dv. Blandenburg: Er finde es jehr 
fonderbar, daß, wenn man dem Herrn Bundeskanzler ein Bertrauenspotum 
geben wolle, man damit anfange, feine Thätigkeit zu beſchränken. Er boffe, 
daß die zahlreichen Unterſchriften nicht die Rothwendigkeit involvirten, dafür 
zu ſtimmen. Die Nationalliberalen ſchienen in ihr Baterhaus zurückkehren 
zu wollen, und er habe bemerkt, daß der Eonflictvater, Herr Hagen, feine ver⸗ 
Iorenen Kinder wieder um fi zu fammeln ſuche. Selbft die Annahme des 
Antrags könne fein Refultat haben. Man babe den Antrag als eine Früh⸗ 
lings⸗Friedenstaube proclamirt mit der beutichen Einheit im Schnabel: er 
aber babe feine Taube, jondern nur einen ganz gewöhnlichen passer rusticus 
constitutionalis (conftitutionellen Feldſpatzen) finden können. Ein verantwort⸗ 
liches Dkinifterium würde entweder den Bundesrath vollftändig abjorbiren, 
oder die Minifter würden lächerliche Tiguren werden. Er glaube, man hätte 
doch wohl jet in Deutichland alle Urjache, mit den Verhältnifien zufrieden zu 
fein. StaatSminifter Schr. v. riefen: Er freue fi, dak von den Gegnern, 
namentlih bon dem zweiten Rebner, die Abſicht der Antragfteller jo unum« 
wunden ausgeſprochen ſei. Er verftehe nicht, wie die einzelnen Staaten durd) 
den Antrag eine größere Sicherheit erhalten follen. Er finde vielmehr, dat 
die Unficherheit der Staaten durch das fortwährende Rütteln an der Berfai- 
fung wachſe. Die einzelnen Staaten hätten vollſtändig das Recht, auch ihre 
Intereſſen im Bunde zu vertheidigen. Innerhalb des Bundes jet noch fehr 
viel zu thun auf der gegebenen Bafis; man möge nicht fortwährend Reues 
darauf laden. Man möge in den Gemüthern der Männer, die es redlich mit 
dem Bunde meinten, nicht Conflicte hervorrufen, die fie zwängen, gu jagen: 
bis hieher und nicht weiter. Der Antrag berühre nicht bloß die Intereſſen 
der einzelnen Staaten, er bedrohe das nterefie des ganzen Bunde. Man 
baue do ein Haus nicht auf, indem man fortwährend daran umändert und 
rüttelt. Graf Bethujy-Huc: Kein Name feiner Partei würde unter dem 
Antrage ftehen, wenn man hätte annehmen können, daß derjelbe als ein Miß⸗ 
trauenspotum gegen den Mann geveutet werben könnte, dem der Bund fo viel 
verbante, Das Gefühl der Sicherheit werde aber erft dann eintreten, wenn man 
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Zuflände geichaffen, auf welche man fe bauen könne. Er fehe bei der finan- 
jiellen Lage des Bundes mit Sehnfucht dem Augenblid entgegen, wo das Ende 
der Zollvereinsverträge es dem Bunde möglich machen werde, für die Fort⸗ 
dauer des Zollvereins Bedingungen zu Rellen, welche die finanziellen Berbält- 
niffe änderten. Die heutige Borlage (Gpiritusflener) halte er für einen neuen 
Beleg für die Unhaltbarkeit der finanziellen Zufände, denn fie drohe gerade 
zu die tüchtigften Provinzen zu ruiniren. Graf Bismard: Ich kann den Antrag 
unmöglid anders denn als ein Miktrauenspotum für den Bundeslangler auf 
faflen. Aus dem Untrage tönt immer wieder daß kurze und energiſche Botum 
eineß unjerer Mitarbeiter, des damaligen Abgeordneten für Sagen, hervor: 

Hort mit diefem Minifterium! Fort mit diefem Kanzler! — nit mit mir als 
Fleiſch und Bein, ich will e8 jo nicht auffaften, aber als Inſtitution. Dieſe 
Tendenz des Antrages vermag feine Berfiherung, die mir gegeben werben 
Zörınte, wegzuwaſchen. Ich war zweifelhaft, wie weit die politiiche Bedeutung 
des Antrages fi erfireden follte; ich hätte deßhalb gern geſehen, wenn die 
Herren Antragſteller die Mühe, dieſen Antrag in ein Geſetz zu formuliren, 
nicht dem Bundeskanzler Hberlaffen, ſondern ſelbſt die Verfafſungßanderun⸗ 
gen gekennzeichnet und gejagt hätten: wir beantragen, daß die Verfafſung da⸗ 
bin abgeändert werde, daß Artikel fo und fo künftig jo und fo laute, daR der 
Artikel, weldher die Berantwortlichkeit des Bundeskanzlers beftimmt, aufgeho- 
ben werde. Eine folde Formulirung würde von Haufe aus einen Flareren 
Einblid in die Tendenz des Antrages gewährt haben, und es würde dann, 
wenn auch vielleicht eine Minderzahl von Unterſchriften auf diefe Weiſe erreicht 
worden wäre, dem Antrage an fi) daß Verdienſt der Klarheit doch nicht abs 
zuiprechen fein. Ich habe ren | geiwartet, bis die Herren Untragfteller 
und einige andere Herren geiproden hatten, um mir darüber klar zu werben, 
bis wie weit die politiide Tendenz geht. Es iR dies auch nach den Rednern, 
die wir heute gehört haben, aufßerorbentlich ſchwierig zu erkemmen, und ſelbſt 
wenn das Publikum die Heben der Herren Uutragfteller, die heute geſprochen 
haben, Tieft, jo glaube ih, daß ſelbſt Kenner ber Qunbesverfefjung nicht mit 
voller iherpei jagen Kr was die Serren wollen, und wie weit fie geben. 
Der erfte Rebner, der Abg. Tmweflen, Bat die Wichtigkeit des Antrages äußer- 
lich im Bergleih mit feinem Nachredner, dem Grafen Münfter, erheblich) ab» 
zuſchwächen gefucht; ich glaube aber doch, daß fie in ihrer Yuffaflung auf 
bafielbe hinauskommen. Der Abg. Tweſten hat die Umerträglichkeit des jchi« 
gen Zuftandes in bejonders ſtarken Yarben geichildert, und deßhalb meine ich, 
daß er den Charakter des Miktrauenspotums gegen ben geg enmwärtigen Bus 
Rand durchaus aufrecht erhalten hat. Er fprad) von einem Chaos, in dem 
wir lebten, von chaotiſchen Zufländen, deren üble Folgen, wie e anzunehmen 
ſchien, mit Mühe niedergehalten würden durch eine Dictatur, in der wir leb- 
ten. Der glückliche Träger diefer Dictatur jcheine ich zu fein. Ich habe mich 
über den Borwurf, der darin liegen Lönnte, ſchon etwas beruhigt durch eine 
Aeuherung des Herrn dv. Unrub, der mir empfahl, die Parlamente, melde 
der Dictatur nicht folgten, nicht als ſolche zu beurtheilen, die nicht mit mir 
denjelben Zwecken folgten. Ich bin weit entfernt davon, ich gebe das zurüd: 

beurtheilen Sie den Bundeskanzler, der nicht mit Ihnen eimverftanden ift, 
nicht als das Gegentheil wollend von dem, was Sie wollen, jondern er will 
e5 nur auf einem anderen Wege, und wenn ich aufhören wollte, gegen Ihren 
Widerſpruch in irgend einer Weiſe ernſtlich zu reagiren, ſo müßten Sie dar 
aus ſchließen, daß er mir gleichgiltig wäre, und ich glaube, Sie follten «3 
günftig aufnehmen, wenn er das niemals if. Zur Befeitigung dieſes Chaos, 
zur Abſchaffung der Dictatur, hat au der Abg. Tweſten, jo fehr er den 
Stadel des Antrages zu verhüllen juchte, Kein anderes Mittel, als verant« 
wortliche Minifterien, verantwortlich bloß für dasjenige, wofür der Bundes- 
fanzler bisher verantworilich it: für die Handlungen bes Präfiviums, das 
würde ſchwerlich ausreichen. Der Abg. v. Blandenburg bat Ken aus cin» 
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ander gelebt, daß es ſich doch wohl um die Berantwortlidhleit fr Die Beichäfte : 
des Bundesrathes handelt, indem fonft eine nur ſchmale Vaſis für die Etel- - 
lung des verantwortlichen Bundesiminifteriums übrig bleibt; ein weiteres Ge ı 
biet, auf dem dieſe Berantwortlichleit praftiih gelibt werden lann, wäre nur ı 
durch Einichräntung des Gebiete des Bundesrathes herzuftellen. Bisher wird - 
die Stelle folder Bundesminifter nicht, wie man fälfchlich gewöhnlih annimmt, 
vom Bundeskanzler verjehen, jondern von den Ausichüflen des Bundesrathes. Unſer 
Sinanzminifter ift der Finanzausſchuß des Bundesrathes; nad) Anleitung dieſes 
Ausichuffes übt der Bundesrath die Gontrole über die finanzielle Gebabrung und | 
übt fie, wie ich glaube, mit voller Sicherheit. Wenn der Antrag infeiner Fa ſſung 
glauben laffen könnte, daß geordnete Zuflände der Verwaltung jegt nicht beftehen | 
(e& heißt in dem Antrage: „ven Bundeslanzler aufzufordern, eine geordnete 
Aufjiht und Verwaltung auf geſetzlichem Wege herbeizuführen”), fo möchte ich 
die Herren einladen, fih durch Reviſion aller Kaufen, Bücher, Bureaug Davon | 
zu überzeugen, und Ste würden die Gewißheit erlangen, daß Sie in dem 
geordnetiten Zuftande von der Welt Leben, in einem Zuftande, nicht bloß con- | 
trolirt dur die preußiſche Oberrehhnungsfanmer, fondern controlirt durch 
die Vertreter jämmtlicher 21 Regierungen, die, außer Preußen, den Bund | 
bilden, und durch jehr wohl berathene Vertreter. In gleicher Weile wird die 
Iriegsminifterielle Thätigleit dur den Militärausihuß des Bundesrathes ge | 
übt, an deſſen Spige ſich der preußiſche Kriegsminifter befindet, und der feine 
bundesfriegSminifteriellen Verfügungen, abgejehen von den preußildden, nicht 
in der Eigenihaft des Kriegsminifters, jondern in der Eigenſchaft des Vor⸗ 
fitzenden dieſes Ausſchuſſes zeichnet und an die Bundesgenofien abgeben läßt. 
So haben wir unjeren Rechnungsausſchuß, unjeren Handelsausſchuß. Alle 
diefe Organe, die dadurch hergeftellt worden find, daß ben Regierungen eine 
ihrer Souveränetät und ihren vertragsmäßigen Rechten entſprechende Stellung 
und Mitwirkung im Bundesratbe angewieſen ift, würden nad) diefem Antrage 
bei feiner Durchführung überflüffig werben, ebenfo überflüflig würde das ganze 
Bundeslanzleramt werden, waß einem collegialiihen Minifterium doch nicht 
untergeben gedacht werden konnte; ich entnehme aus dem Antrage, Sie wol- 
len daffelbe in feine einzelnen Beſtandtheile zerlegen und dieſe einzelnen Bu⸗ 
reaug zu mit dem Sanzler gleichberechtigten Minifterien machen. Ich komme auf 
diefe Frage und meine Stellung dazu nachher. Einftweilen möchte ich doch nur 
gegen das allgemeine Mißtrauenspotum, welches im Antrage liegt, die Bun- 
beöregierungen in Schug nehmen, — nicht bloß vom vertragsmäßigen Stand⸗ 
punlte, obwohl aud) der geltend gemacht zu werden verdient, indem die Bun- 
desverfafjung in ihrer erften Baſis auf Staatsverträgen beruht, von deren 
Geift fie durchdrungen bleiben würde, man geglaubt hat. Nun ift zwar die- 
fer Antrag (und feldft wenn er noch weiter ginge) ein formell verfafjungs- 
mäßiger, daß beftreite ih ihm nicht; es würde auch ein formell verfafiung:- 
mäßiger Antrag fein, wenn beijpielsweile im amerikaniſchen Congreß der 
Antrag geftclit würde, den Senat abzujchaffen, die einzelnen Staaten in ihrer 
Stellung zur Union zu beſchränken und den Bräfidenten zum erblichen Monar⸗ 
hen zu erklären, es würde auch ein verfaflungsmäßiger Antrag fein, wenn 
im preußiſchen Landtage der umgekehrte Antrag auf verfaffungsmäßige Abe 
ſchaffung der erblihen Monarchie, Uenderung der Berfafiung nad) diefer Rich⸗ 
tung, geftellt würde; nichts defto weniger würden beide Anträge in den Ber- 
fammlungen, in denen ſie geftellt würden, ein gewifles Befremden der Bethei- 
ligten erregen, und man würde fie mit dem Geifte der Berfaflung wohl 
ſchwerlich verträglich finden. Ich will diefen Antrag nit auf gleidhe Linie 
ſtellen; er geht nicht jo weit, ich führe nur die Analogie an, wie weit man 
auf diefem verfaffungsmäßigen Wege kommen Tann, vielleiht ja auch kommt, | 
denn Alles ift proviforiich in der Welt. Die Frage drängt fih mir nur auf: 
woburd haben die un unneßregierungen dieſes Todesurtheil für ihre berechtigte, | 
vertragsmäßige Mitwirkung tm Bunde verbient? Haben fie etwa ihre Siel⸗ 
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lung particulariſtiſch gemißbraucht? Haben fie fi) der Mitwirkung entzogen? 
Saben fie einen unberechtigten Widerſpruch bartnädig gebt? — Haben fie 
nit im Gegentheil fi mit voller Hingebung, mit patriotiſcher gebung 
an dem gemeinfamen Werke beiheiligt ? Gollen fie dafür gefiraft werben, 
indem man ihnen die Berechtigung, die fie zwei Jahre hindurch zum Bor» 
theil de8 Bundes und alle Anerkennung verbienend geübt haben, nunmehr 
ſchmälert und entzieht? — M. H.! Dazu verlangen Sie nicht, daß ih als 
Bundesfanzler jemals die Hand biete! Sie find gewiß eiferfüdtig auf Ihre 
verfafjungsmäßigen Redte, und ein ähnlicher Untrag auf Echmälerung der 
Rechte des Reichſtages, wie fie hier in Bezug auf die Rechte des Bundesraths 
beabfichtigt wird, würde einen Sturm der Entrüftung erregen, gegen melde 
Die ſchüchterne Abwehr der Mitglieder des Bundesrathes gar Leinen Vergleich 
aushalten würde. Seien Sie gegen die Rechte Anderer, die mit Ihnen zu 
wirken berufen find, ebenſo gewifienhaft: gegen die Rechte des Präfidiums 
und feine Kanzler! Das allgemeine Miktrauen, welches diefen Antrag 
durchweht, beichräntt fich nicht auf Norddentſchland, es ift mit einer ganz char» 
fen Spike gegen die Jübdeutfchen Regierungen gerichtet; eß bedeutet nad Süd⸗ 
deuiſchland hin fo viel, als wenn man jagen wollte: auf euch rechnen wir jo 
wie fo nicht mehr, wir ſchließen unfer norddeutſches Staatsweſen ab, ohne 
weiter auf euren Beitritt zu warten. Denn es kann doch Riemanden ent» 
gehen, wie entgegengejegt die Strömungen im Süden und im Norden fließen: 
der Süden ift vermöge jeiner Stammeseigentbümlichleiten, vermöge feiner 
Gtellung in der früheren Reichsverfaſſung durch und durch particulariſtiſch 
und confervativ, wir find ihm niit nur zu liberal, wir find ihm zu national, 
alfo im Ganzen zu nationalsliberal. — Unterfuden Sie die Eigenthümlich⸗ 
feiten der Süddeutſchen: als Bayer, als Würtemberger, als Schwabe, als 
Bajuvare, als Franke will er fich conferniren, das ſieht an der Spige aller 
Füddeutichen Kundgebungen. Der Norbdeutihe Bund ift ihm ſchon viel zu 
eng geeinigt; einem viel Ioderen Berbande, der die berechtigten und unbered)- 
tigten Eigenthumlichleiten in fehr viel höherem Maße ſchonte, würde er ſich 
vielleicht entſchließen können, näher zu treten. Das wiſſen Sie Ale — und 
ſchlagen ihnen nun die Thür vor der NRafe zu. Der Antrag ift eine zweifel» 
loſe ‚Bertiefung des Main als Grenze, da3 if gar feine frage; mit der 
Annahme diefes Antrags wäre an den Beitritt der ſüddeutſchen Regierungen 
nicht mehr zu denfen. Daß wir auf eine jelbftthätige Vermittlung und Be⸗ 
theiligung des füdbeutihen Volkes rechnen, — je, m. H., dazu gehörten 
Deutihe jo, wie man 1848 fie fih an die Wand gemalt dachte, wenn man 
der liberalen Partei angehörte; aber nicht jo, wie fie wirklich find. Der Süd⸗ 
deutfche macht Feine Bollsbewegung und Übt Leinen nationalen Drud auf feine 
eigene Regierung, auf feine eigene Tynaftie — mit der Gefahr von Haut und 
Knochen, er könnte dabei zu Schaden kommen. Wenn er da fteht, wo das 
Geſetz ihn Hinftellt, dann ift er gleichgiltig gegen die Gefahr, dann ſchlägt er 
fi als braver Soldat; muß er ſich aber jagen, daß er fi die Knochen auf 
eigene perjönliche Verantwortung zerſchießen läßt, da befinnt fich der Deutiche 
ſehr lange, ehe er das thut. M. H.! Nach meinem Gefühle ſchärfen Sie die 
fen Gegenfag der Strömungen in Süddeutſchland und Norddeutſchland. In 
Sübdeutihland iſt der Einheitsprang fo ſchwach, daß die Leute, die offen um 
die Hilfe des Auslandes buhlen, um dasjenige an Einheit, was wir erworben 
haben, wieder zu zerichlagen, — daß diejenigen Leute, die den augenblidlichen 
Zug des Friedens, der durch die Welt gebt, höchlich bedauern, weil dadurch 
der Moment hinausgeſchoben wird, fremde fiegreiche Bayonette mit dem Blut 
ihrer norddeutſchen Brüder gefärbt zu jehen, — daß diefe Leute nicht etwa 
mit der fittlichen Entrüftung ihrer Landsleute bedroht, nicht als Landesver⸗ 
räther offen gelennzeichnet und gebrandmarkt werden, fondern, daß man fi 
um ihre Unterflütung bei den Wahlen bewirbt, daB man mit ihnen capitulirt, 
daß fie geachtet neben ihren Mitbürgern figurivn. Den Rorbbeutihen geht 
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die unifleirende Thätigleit des Bundes zu langfam; was man in Sübdeutid- 
land als übertriebene Beichleunigung, als Raſchmacherarbeit betrachtet, heißt 
hier Stagnation. Und diefen Gegenfag zu vermitteln, Suddeutſchland nicht 
aus den Augen zu verlieren, den Bang Rorbdeutihlands zu beichleunigen, 
dabei aber Kühlung zu behalten mit ſaämmtlichen WBundesfürften, mit dem 
Bundesrath, mit dem Bundespräfbium und vor Allem mit biefem Reichstag: 
— das iſt die Wufgabe, die Sie dem Bundeslanzler ftellen, er möge fie im 
Lege der Geſetzgebung Idjen! Um ihm mun dieſe Uufgabe zu erleichtern, 
— wenn Gie ihn zum wirklichen Dictator ernännten, jo könnte man an einen 
ſolchen Zhetus⸗ Anſprüche ſtellen, aber um ihm die Aufgabe zu erleichtern, 
wollen Sie ihm Kände und Füße binden und ihn durch ein Kollegium an das 
®ängelband nehmen lafien. Es fol eine ſtarke, gewandte, freibeweglihe Re⸗ 
gierung fein, aber fie fol bei allem, was fie tbut, von vier oder fünf mit 
ihm —— Collegen, durch deren Ernennung Sie alle Schäden der 
Welt geheilt glauben, die Zuſtimmung einholen. M. H., wer einmal Mini⸗ 
ſter geweſen iſt und an der Spitze eines Miniſteriums geſtanden hat und ge⸗ 
zwungen geweſen iſt, auf eigene Verantwortung Entſchließungen zu finden, 
ſchrekt zulegt vor dieſer Verantwortung nicht mehr zuräd, aber er jhredt 
zurüd vor der Nothwendigkeit, fieben Leute zu überzeugen, daß dasjenige, was 
er will, wirklich das Richtige if. Das ift eine ganz andere Arbeit, als einen 
Staat zu regieren. Alle Mitglieder eines Minifteriums haben ihre ehrliche 
jefte Ueberzeugung, und je ehrlicher und tüchtiger fie in ihrer Thätigkeit find, 
um jo ſchwerer werben fie fih fügen. ever ift umgeben von einer Reihe 
ftreitbarer Näthe, die auch jeder ihre Ueberzeugung haben, und ein Minifter- 
präfident muß, wenn er Zeit dazu bat — und ich würde mich dem aud nicht 
entziehen —, den einzelnen Rath, der in einer Sache das Ohr feines Chefs 
bat, zu überzeugen verjuchen. Einen Menſchen zu überzeugen, if an und für 
ſich jehr fchwierig, man überredet Manchen, man gewinnt ihn, vieleicht durch 
den Außerften Aufwand derjenigen perfönlichen Kiebenswürdigfeit, Die man etwa 
befigt, und man bat biefe Anftrengungen fieben Mal oder dfter zu wieder» 
holen. Ich Halte an und für fih — und darin unterſcheide ich mid) von 
denen, die bißher heute ſprachen, und bin feſt überzeugt, aus meiner eigenen 
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verfaflung für einen ſtaatsrechtlichen iberif und Fehler, von dem jeder 
Staat fo bald als möglich Ioszulommen ſuchen follte, und ih bin fo weit 
entfernt, die Hand dazu zu bieten, daß dieſe fehlerhafte Einrichtung auf den 
Bund übertragen werde, daß ich vielmehr glaube, Preußen wilrde einen im⸗ 
menſen Foriſchritt machen, wenn es den Bundesſatz acceptirte und nur einen 
einzelnen verantwortlichen Miniſter hätte Worin beſteht denn die Verant⸗ 
wortlichleit, m. ©. ? Es if bier gelagt worden, fie folle geichaffen werden 
dur Gollegien; ich fage, fie verſchwindet mit Einführung des Gollegiums, fie 
ift vorhanden für den Einzelnen, der muß mit feiner Perjon für etwaige 
Mißgriffe einſtehen; aber als Mitglied des Eollegiums jagt er: wie fünnen 
Sie wiflen, ob ich nicht überfiimmt bin und — er braudt nicht einmal über» 
flimmt zu fein — ob die Schwierigleiten, die Yrictionen, die ih auf meinem 
Wege gefunden habe, nicht unüberwindlid waren, ob nicht Geſetze ſieben Jahre 
lang deßhalb in Rückſtand geblieben ſind, weil ſieben ehrliche Leute ſich nicht 
barüber haben verfländigen können, wie der Text lauten fol. Es entſteht in 
jedem Collegium, wenn eine Sache zu Ende kommen ſoll, mitunter gewiſſer 
Maßen die RNothwendigkeit, zuletzt Kopf oder Schrift darüber zu ſpielen, wie 
es fein fol, jo nothwendig ift eine Entſcheidung, jo nothwendig ift «8, daß 
Einer da iſt — es braudt gar nicht der Klügfie zu fin — der ſchüeßlich 
ſagt, ſo ſoll es fein, und damit hat der Streit ein Ende, damit es zu etwas 
kommt; je tüchtiger die einzelnen Eharaltere find, um fo jhwieriger iſt natür- 
lich die Einigung unter ihnen. Zwei harte Steine mahlen ſchlecht, das ift ein 
belanntes Sprüchwort, aber act harte Steine noch viel ſchwerer. Ich glaube, 
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der ganze Antrag bat bei vielen feiner Unterzeichner feinen Urſprung in dem 
Mißverſtändniß von der Stellung des Bundesfanzler8 überhaupt. Die Her- 
ren nehmen den Bundeskanzler fir einen Bundesminifter. Der Bundeskanzler 
iR nur Präfidialbeamter; ich glaube, es ift der Artilel 17 oder 18, wo feine 
Befugniſſe und Berechtigungen definirt find; er hat die Verantwortung für 
alle Handlungen des Praſidiums. Seine Mitwirkung bei der Legislative ıft, 
wie ſchon früher bemerkt und durch ſtaatsrechtliche Zeugniſſe belegt worden 
if, gleich Null. In der Legislative wirle ich nur als preußiſcher Bevollmäch⸗ 
tigter zum Bundesrathe mit und führe dort die preußiſchen Stimmen; das 
könnte aber eben jo gut in der Hand eines Anderen liegen, als in der Hand 
des Bundeskanzlers; es wäre das vielleicht zimedimäßiger, um die Stellung 
des Bundestanzlers reiner abzugrenzen. Dieſe preußiſchen Stimmen werden 
unter Verantwortung des preußiſchen Minifteriums abgegeben. Lie Ynftrucs 
tion des preußiſchen Bevollmächtigten wird bejchloffen in dem preußiſchen Mi- 
nifterium, ebenfo, wie die des ſächſiſchen Bevollmädtigten, er mag nun diri⸗ 
gender Staatsminifter von Sachſen fein oder nicht, beichloffen wird tm fädhlt- 
ſchen WMinifterium und ausgeht von Sr. Majeftät dem Könige von Sadjen, 
und die preußiſche in letzter Inſtanz nicht von dem Präfidium des Bundes, 
fondern von Er. Majeflät dem .Sönige von Preußen. Dieſe ſchmale Bafis 
der Berantwortlichleit für die Handlungen des Präfidiums, die joll ich, wenn 
ich mir den Antrag im Sinne des Herrn Tweſten, im unfcduldigeren und 
geichäftlicheren Sinne, wobei der Bundesrath das Seinige behielte, auslege, — 
Die ſoll ich theilen mit fo und jo vielen Miniftern, und zwar zunähft aus 
dem Grunde — den ich volllommen anerkenne: daß ih nicht alles verſtehe, 
was unter meiner Berantwortung vorgeht. Meine Herren! Kommen wir 
nit Alle mehr oder weniger in diefe Lage, namentlich die Herren Abgeord⸗ 
neten, müfjen fie fi nicht über den ganzen Bereich aller Mlinifterien und der 
ganzen preußilchen Berwaltung ein Urtheil bilden, welches gewöhnlich mit 
einer größeren Schnelligleit und Sicherheit abzugeben if als dasjenige eines 
Minifieriums ? Sind fie nicht bei dem Budget, bei der forgfältigen Revifion 
und Erwägung des Gewerbegeſetzes, bei der Prüfung aller Ausgaben und Ge» 
fege genöthigt, eigentlich Alles zu willen? Nun, m. H., ih will gar nit 
darauf Rüdficht nehmen, daß ich feit fieben Jahren an der Spitze einer großen 
Staatöverwaltung ſtehe, und daß ich da allerdings Manches au3 der Uebung 
lerne, was ich früher nicht wußte, und daB ich da jedenfalls gezwungen bin, 
ein Urtheil über alle Borlommnifie jedes einzelnen Reſſorts mir zu bilden, 
fondern ih will darauf Bezug nehmen, daß ich den Vorzug habe, jeit 22 Jah⸗ 
zen Mitglied aller preußiichen Landesvertretungen geweſen zu fein und darin 
nad) Maßgabe meiner natürlichen Fähigkeiten und Anlagen fo viel gelernt 
habe, wie Abgeordnete im Allgemeinen lernen, wenn fie über alle Dinge ein 
Urtheil mit verantwortlicher Sicherheit abgeben. Diefes und dann die Wahır- 
nehbmung muß ich hervorheben, daß aud meine preußiſchen Eollegen, wie das 
fehon der Abgeorbnete Blandenburg bemerkt hat, außer Stande find, alles zu 
beurtheilen, was in ihren engeren Refioris, wo ja die Verantwortlichkeit immer 
Ihärfer gedacht ift, vorgeht. Wie kann von dem Finanzminiſter verlangt 
werden, daß er Domainen und Landwirthſchaft unter ſich verwalte (das 
fönnte man daber von dem landwirthſchaftlichen Minifter verlangen), wie joll 
der Handelsminifter alle techniſchen Details feiner riefenhaften Verwaltung fo 
genau Tennen, daß er die Nichtigkeit jedes Urtheils und jeder Handlung, die 
unter jeiner Verantwortung vorgeht, verbürgen könnte. Da hilft nichts, als 
Bertrauen auf diejenigen Perfonen, die das. Einzelne verftehen, und für deren 
Handlungen und dern Anftelung der Minifter verantwortlich bleibt. Ich 
glaube kaum, daß e8 überhaupt einen Minifter in größeren Staaten gibt, der 
im Stande ift, die Hälfte, ein Biertel von dem zu leſen, was er zu unter- 
ſchreiben gejeglih genöthigt if; ich würde den für einen beneidenswerth ge« 
jchafisloſen Gollegen halten, der ein Viertel von dem leſen Fönnte, was er zu 
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unterfchreiben hat. Grleigtern würden Sie mir das Geſchäft durch ein Colle⸗ 
gium nicht, und Sie haben in mir Teinen Bundeskanzler, der einen Gollegen 
acceptirt. Ich flüge mid auf mein verfafiungsmägiges Recht. Wie das 
Amt des Bundesfanzlerd ausgeflattet if, jo habe ich e8 übernommen, — 
ein Gollege würde an demfelben Tage, wo er e8 wird, mein Nachfolger wer- 
den müflen. Ich hoffe, Sie thun mir die Ehre an, zu glauben, daß ich eben 
fo jehr nad Gonfolidation der deutihen Berhältnifie ftrebe, wie Sie. Ich 
babe Gelegenheit gehabt, feit langen Jahren zu bethätigen, daß mein Streben 
nach diefer Richtung hin aufrichtig und ehrlid if. Es kann fein, dab Sie 
die deutſche Bewegung in der Art, wie fie zu behandeln ift, richtiger und ſach⸗ 
verftändiger beurtbeilen, als ich, ich Tann aber nur nad) meinem eigenen Ur⸗ 
theile gehen, und das beruht auf der Ueberzeugung, daß diefer Antrag für die 
Entwidiung der deutfhen Bewegung ein nachtheiliger ift, daß ich fchon, wenn 
er mit großer Majorität Annahme findet, das Gefühl des Mißtrauens, der 
Nechisunficherheit bedauern würde, welches fih dadurch unter den verfaſſungs⸗ 
mößig berechtigten Factoren in Deutihland verbreiten würde, und daß es mir 
am allerliebften geweſen wäre, eß wäre gar nicht geftellt worden, und ich wäre 
nicht in die unbehaglide Nothwendigkeit verjeßt worden, mid darüber zu 
äußern und ihm in einer Weiſe entgegen zu treten, die vielleicht meine Stel⸗ 
Yung bei Leuten, welche die Dinge weniger fennen wie wir Alle, in ein fal- 
ſches Licht ſetzte, als wäre ich irgend ein Particulariſt und als wollte ich den 
Bund zu irgend welchen Nebenzweden als allein zu denen der vollften breites 
ſten Entwidlung deuticher Wohlfahrt und Macht benutzen. Iſt denn überhaupt 
der Unitarismus die nüttzlichſte und befte politifche Geſtaltung? If er es 
namentlich für Deutihlanpd? IR er biftoriih in Deutihland? Daß er es 
nicht if, betveilen Ahnen gerade die particnlariftiihen Bildungen, die Deutich- 
land nach allen Richtungen hin — nicht blos räumlid — durchſetzen. Sie 
haben nicht bloß einen Dorfpatriotismus und einen Stadtpatriotismus, von 
einer Ausbildung, wie ihn Romanen und Slaven gar nicht kennen, Sie haben 
einen Bractionspatriotismus, Sie haben einen Reffortpatriotismus, der Alles 
außerhalb des eigenen Refiorts als Ausland betrachtet, dem man jeden Scha= 
den zufügen kann, wenn nur das eigene Reſſort Vortheil dabei hat, der natürlich 
nicht in den höchſten Spigen der Minifterien vertreten iſt, denn die Minifter 
find Staatsminifter ; aber ein Voftbeamter, der nicht auf der Höhe flieht, von 
wo ihm ein ftantliches Urtheil geziemt, der wird alles Andere wie Feindes 
Sand betrachten, was nicht poftaliichen Intereſſen dient, und er wirb jeden 
Gewinn, auch felbft mit Schaden für die anderen Departements, mit gutem 
Gewiſſen nad Haufe tragen. So etwas ift nur dem deutſchen Charakter mög- 
lich. Das Hat auch dahin geführt, daß der Deutihe fih nur in einem klei⸗ 
neren Gebiete vollftändig behaglich fühlt, und daß man nicht wohl thut, ihm 
von feinem häuslichen Behagen mehr zu nehmen, als abfolut zum Zulam- 
menhalten des Ganzen, als zur Wirkung nad außen erforderlich if. Dieſer 
Particularismus ift die Baſis der Schwäche, aber auch nach einer Richtung 
bin die Baſis der Blüthe Deutſchlandzs. — Die Kleinen Centren haben ein 
Gemeingut von Bildung und Wohlſtand in allen Theilen Deutichlande ver»: 
breitet, wie man e8 in centraliftiich organifirten großen Ländern ſchwer findet. 
Die muß man bereift haben, civilifirte und uncivilifirte, um zu erkennen, wie 
dort die Provinzen gegen das allgemeine Centrum um Jahrhunderte im 
Audftand bleiben. Die Fehler des Particulgrismus, die Schwäche nad außen, 
die Zerrifienheit im Innern, die Hemmftride für die Entwidlung von Handel 
und Verkehr, die hat der Bund im Princip vollftändig durchichnitten, und fie 
vollſtändig zu befeitigen, ift feine Aufgabe. Laſſen Sie ihm Zeit dazu! Er 
iR noch jung, er wird es zu Stande bringen, und wir werden dabei einträchtig 
zuſammenwirken zu einem pofttiven und von der ganzen Nation, wenn eß er» 
reicht wird, dankend anerfannten Ziele. Betrachten Sie die Staatenbildungen, 
welche eine große Entwidlung Im Vergleich mit ihren phyſiſchen Kräften er⸗ 
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reicht haben, ohne daß die innere Freiheit darunter gelitten hätte — und ich 
dente, auf dieje legen Sie einen Wertb — fo werden Sie finden, daß diele 
Bildungen vorzugsweife auf dem germanifhen Boden der Geſchichte wachſen, 
und daß fie mehr oder weniger, ich will nicht fagen föberaliftiicher, aber doch 
decentralifirender Ratur find. I führe Ihnen als erftes ſchlagendeß Beiſpiel 
England an, wo der Particularismus fi mur im Schatten des Dorfes und 
ver Srafihaft in einer Weile verbirgt, daß er für die geographiſchen Linien 
der Karte nicht erlennbar wird. ber England ift ein becentralifirtes Land, 
da3 im diefer Beziehung nadzuahmen, wir in Preußen lebhaft beftrebt find. 
Sehen Sie die große, reihe und mädjtige Erſcheinung der norbamerifanifichen 
Freiftaaten, ob man dort den Einheitsftaat als das Palladiam der Freiheit, 
als die Bafis gefunder Ausbildung betradgtet! Sehen Sie die Schweiz mit 
ihrer Santonalverfaffung! Sehen Sie ein Gebilde, welches, wenn id mi 
nicht täuſche, am meiften Analogie mit dem unjerigen bat, die alte Berfaffung 
der vereinigten Niederlande, der Generalftanten, wo die Selbftändigleit der 
Provinzen in fehr hohem Grade gewahrt war! Ich kenne fie nicht fo genau, 
um zu wiffen, ob der dortige Kanzler oder Großpenfionär verantwortliche 
Minifler neben fih hatte, oder ob ihm nur der Bundesfeldherr und Statt- 
halter aus dem Haufe Oranien mit dem Kriegsſtaate zur Seite fand. Ich 
glaube, es wird bier Jedem, der fi dafür intereffirt, und der mehr Zeit hat 
wie ich, lehrreich fein, diefen Bergleich weiter durchzuführen und die bewun- 
dernöwerthen politiichen Leiftungen, die uns die Geichichte von der Republik 
der vereinigten Niederlande erzählt, zufammenzuhalten mit dem hoben Grabe 
perjönlicher freiheit, der unter dem Schutze dieſes Regime’8 gedieh. Die 
Gentralifation ift mehr oder weniger eine Gewaltthat und ift ohne einen — 
wenigftens am Geifte der Berfaflung fich verjündigenden Bruch kaum durch⸗ 
zuführen, und ein folder Bruch, mag er aud in der Form gededt oder ge- 
rechtfertigt erſcheinen, hinterläßt Stellen, die innerli bluten, und wie lange 
fie nachbluten, daS weiß kein Menſch und kann Feiner controliten; es wird 
dann vielleicht au dem Bundeskanzler üiberlafien fein, im Wege der Geſetz⸗ 
gebung ſolche Schäden wieder aufzubefiern. Ich glaube, man fol fi in den 
germaniſchen Staaten nicht fragen, wenn man es der Bevöllerung recht machen 
will: was kann gemeinfam fein, wie weit fann der große Mund des Gemein- 
weſens bineinbeißen in den Apfel, — ſondern man muß ſich fragen: was ınuß 
abjolut gemeinfam fein? und dasjenige, was nicht gemeinfam zu fein braudt, 
daB ſoll man der fpeciellen Entwidlung überlofien. Damit dient man der 
Freiheit, damit dient man der Wohlfahrt. Ich erinnere an die Zeit, fie ift nicht 
lange ber, wo — es jollte mich verwundern, wenn nicht Vertreter dieler Rich⸗ 
tung in diefem Saale fügen — als Baſis einer einheitlichen und freiheitlichen 
Geftaltung Deutihlands die Zerlegung Preußens in Tleinere Beſtandtheile be⸗ 
tradjtet wurde. ch jehe ein Kopfſchütteln, was ich auf einen Mangel an 
Studium der älteren Zeitgeſchichte zurüdführe. Ich erinnere aber nur an die 
Beſtrebungen, denen wir augenblidiih in Preußen huldigen. Wir fuchen zu 
berentralifiren, wir ſuchen probinzielle und locale Selbftändigfeiten zu ſchaffen: 
warum follten wir denn bier im Bunde gerade das Gegentheil davon thun? 
bier, wo wir, id will nicht jagen provinzielle, aber locale Selbſtändigkeiten 
haben, und Selbftändigleiten, die Deutichland zu großem Nuten geworben 
find. Wir haben von Sadjien beifpielsweie Vieles Iernen koͤnnen für unjere 
Bermaltung; wir haben ähnliche Erfahrungen in Hannover gemadjt, und ic 
freue mi dabei über einen Fortſchritt in Preußen, Aber den, daß der Fluch 
der „hohen Meinung, womit der Menſch fich felbft betrügt“, bei unjerer nähe⸗ 
ren Belanntichaft mit der Verwaltung der Tleineren Staaten allmählih von 
uns abgenommen wird, und ich hoffe, wir werden ihn mit der Zeit ganz ver» 
lieren. Aber das find Vortheile, die eben aus dem felbftändigen Leben der 
lleinen Staaten hervorgehen, und uns um jo weniger berechtigen, dieſem jelbft- 
Rändig gewachſenen Stantsweien den ihm verfafiungsmäßig zugefiherten Ein- 
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fluß auf die Allgemeinheit gegen das Recht und gegen unfer Intereſſe zu ver⸗ 
fümmern. Ich gebe gern zu, daß die Bundesverfaflung eine ſehr unvolllom- 
mene ift; fie ift nit bloß in der Eile zu Stande gelonmen, fondern fie 
ift au unter BVerhältnifien zu Stande gelommen, in denen der Baugrund 
ein ſehr fchwieriger war megen der linebenheiten de8 Terrains, aber der doch 
abjolut benugt werden mußte Wir können die Geſchichte der Vergangenheit 
weder ignoriren, noch Finnen wir, meine Herren, die Zulunft machen; 
und das ift ein Mißverftändniß, vor dem ich auch bier warnen möchte, Daß 
wir und nicht einbilden, wir können den Kauf der Zeit dadurch beichleunigen, 
daß wir unfere Uhren vorftellen. Mein Einfluß auf die Ereigniffe, die mich 
getragen haben, war weſentlich überſchätzt, aber do wird mir gewiß feiner 
zumutben, Geſchichte zu machen, das, m. H., Tönnte ich jelbft in Gemeinſchaft 
mit Ihnen nicht, einer Eemeinjchaft, in der wir doch ſo Fark find, dof wir 
einer Welt in Waffen entgenentreten könnten, aber die Geſchichte können wir 
nit machen, fondern nur abwarten, daß fie ſich vollzieht. Wir können Das 
Neifen der Früchte nicht dadurch beichleunigen, daß wir eine Lampe darunter 
halten, und wenn wir nach unreifen Früchten ſchlagen, fo werden wir nur ihr 
Wachsthum hindern und fie verderben. Ich möchte deßhalb Ihnen doch mehr 
Geduld empfehlen, der Entwidlung Deutſchlands Zeit zu laſſen. Daß gerade 
die Frucht, die fie heute erftreben, Ihnen jemals reif in den Schooß falle, Hoffe 
ih nicht, denn die Geichäfte des Landes würden ſchlechter gehen, wie ich glaube, 
fobald Sie ein Collegium an die Stelle der einbeitlihen Spike jegen. Eie 
haben vorhin auf den Mißſtand aufmerffam gemadt. daß preußiihe Dlinifter 
die Gefege für den Bund entwerfen, und nachher nicht im Etande find, fie 
bier al8 Minifter zu vertheidigen. Ich könnte darauf aufmerkſam machen, 
daß auch im preußiichen Landtage die Geſetze ſehr häufig durch Gommiflare 
derjelben Minifter vertheidigt werben, die fie gemacht haben, vielleiht auch 
durch diefelben Commiſſarien, die dieſe Geſetze redigirt haben. Über, m. H., 
ift denn das ein Uebelftand ? Die Geſete für den preußiichen Landtag werben 
ja aud) von preußiichen Miniftern gemacht, — werden fie denn nun mit der 
preußifchen collegialiihen Minifter-Einrihtung befier oder rafcher gefördert ? 
Hat denn die preußiiche Gefehgebung etwa einen uneinholbaren Borjprung vor 
der des Bundes? Arbeitet fie auch nur mit derfelben Schnelligfeit wie der 
Bund? ch follte denken, diefe Maſchine hier, an der wir figen, hat zwei 
Jahre lang reiht gut und recht förderlich gearbeitet, — jo gut, daß «8 Eie 
faft ſchon langweilt, daß e8 jo gut geht. Sie fühlen das Berärfnik, die Uhr 
einmal aufzumaden, ein Rad herauszuholen und zu ſehen, ob es dann viel» 
Teicht nicht noch befier geht. Ich fürchte, ich habe ſchon zu lange Ihre Geduld 
ermüdet; ich bitte nun noch eine Verfiherung von mir entgegennehmen zu 
wollen: daß jede perjönlide Empfindlichkeit über die Stellung des Antrages 
gegen deſſen Unterzeichner oder gegen die Tendenz des Antrages mir abfolut 
fremd ift, und daß, wenn ich mich über Einzelheiten det Antrages mit einer 
gewiflen Schärfe etwa ausgedrüdt habe, dies mehr eine üble Gewohnheit von 
mir ift, als ein Zeichen einer Erregtheit lüber die Tendenz des Untrages. Ich 
bin mir vollftändig bemußt, mit faft allen, vicleiht mit allen Untragftellern 
über das Ziel, daß wir verfolgen, ganz einig zu jein; wir wollen Deutſchland 
diejenige Geftaltung geben — im Norden und im Güben, wenn wir lönnen 
— in der 8 am flärkfien und am einigften ift, und in der e& die meiften 
Bedingungen feiner Wohlfahrt vereinigt. Weber die Wege, die dazu führen, 
über die Mittel dazu können wir jehr verſchiedener Meinung fein. Bewahren 
wir uns aber daB Bewußtſein, daß wir dieſem gemeinihaftlichen Ziele mit 
gleiher Treue und mit gleicher Hingebung hüben wie drüben zuſtreben, und 
machen wir aus Meinungsverfchiebenheiten über die zu ergreifenden Mittel 
und Wege feine perfönlicden Vorwürfe; verfallen wir nicht in ben fehler, bei 
jedem Anderämeinenden entweder an feinem Verſtändniß oder an feinem guten 
Willen zu zweifeln! Schulze (Berlin). Bon einem Mißtrauensvotum lünne 
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bier gar nit die Rede fein; fie wollten weder mit Mißtrauenß⸗ noch mit 
Bertrauenspoten etwas zu thun haben. Niemand beabfichtigt, ein neues Rad 
in die Maſchine einzufügen, denn die Idee der Berantwortlichleit fei bereits 
in der Berfafjung ausgeſprochen, und jolle durch den vorliegenden Antrag nur 
ausgeführt, aljo der Verſuch gemacht werden, eine bereitä beftehende Sache in 
Wirkſamkeit zu fegen. Durch diefen Antrag würden die lofen Fundamente 
des Baues geflügt, die Berfaflung im freiheitlichen Sinne ausgebaut, und nur 
durch Letzieres könne man in Süddeutihland Sympathien für den norddeut⸗ 
fen Bund hervorrufen. (Beifall line), bg. Windthorft tritt dem 
Antrage, namentlih aus Competenzbedenken, lebhaft entgegen. Derartige An« 
träge bezwedten die Herſtellung eines Einheitsſtaates, und ein folder wäre 
das Grab Teutſchlands. WBundesbevollmädtigter für Sadien » Weimar 
Dr. dv. Watzdorf erklärt fich ebenfalls gegen den Antrag. Abg. Lasker 
widerlegt in längerer Rede die Husführungen des Bundeskanzlers. In kei⸗ 
nem Staate ber Welt rube die Verantwortlichleit auf den Schultern eincs 
einzigen Mannes. Bas Bundesminifterium müfle fo geftaltet werben, wie 
das Minifterium in England, wo der Chef deſſelben die Macht befize, un 
widerfirebende Elemente, die nicht defien politiſche Meinung haben, ohne weite 
res zu befeitigen. Redner vertheibigt den Antrag jehr eingehend und erklärt 
Schließlich, daß derſelbe jo oft wiederholt werde, biß er endlich Anerfennung 
gefunden. Graf Bismard: Aus der Mede des Herrn Lasker habe ich wie⸗ 
der erjehen, dag wir uns näher ſtehen in unferen Anfichten, als ich geglaubt. 
Was den Widerjprud betrifft, den ich erſt als Bundeskanzler gegen dieſen 
Antrag erhoben habe, jo würde ich, wenn ich eben bloß in Anjehung meiner 
Tätigkeit al3 Bundeskanzler widerſpräche, denſelben nad der letzten Rede 
ſchon viel weniger erheben und den Antrag viel annehmbarer finden. Wenn 
ich geſagt habe, daß ich ein Minifterium mit einheitlider Spite für zweck⸗ 
mäßiger halte, als ein Minifter-Collegium, fo habe ich mich hiebei eberfalls 
nach der engliſchen Berfaflung gerichtet, bin aljo eigentlich derjelben Meinung, 
wie der Kerr Vorredner, wie da8 denn bei vielen Dingen geſchieht, daß wir 
oft, ohne es zu willen, volllommen übereinflimmen. (Heiterkeit), Es würde 
danach im Bundeslanzieramte, jo wie es jetzt beichaffen if, an nichts weiter 
fehlen, als an einigen Miniftertiteln! (Heiterkeit), Nun, mit der Vertheilung 
derfelben dürfte man nicht ängſtlich jein (große Heiterkeit), wenn nicht zu 
große Ansprüche gemacht würden! 

Ein Antrag auf Schluß der Discujfion wird angenommen, und nachdem 
Tweſten und Graf Münfter ſich gegen eine unrichtige Auslegung ihrer Worte 
Seitens de8 Herrn v. Blandenburg verwahrt haben, wird zur namentlicdhen 
Abſtimmung geihritten. 

Lei ber Abjtimmung unter Namensaufruf wird ber Antrag mit 
111 gegen 100 Etimmen angenommen. 


19. April. (Nordd. Bund). Reichstag: Debatte über den Antrag 
Miquel und Laster auf Conipetenzerweiterung ber Bundesgeſetz⸗ 
gebung in Bezug auf das gejanımte bürgerliche Recht, das Straf⸗ 
recht und das gerihtlihe Verfahren, einjchlichlih ber Gerichte: 
organijation. 

Belämpft wird der Antrag von den Abgg. Wagener, Windthorſt und den 
beiden ſächfiſchen Abgeordneten v. Zehmen und Generalflaatsanwalt Schwarze, 
melde jämmtlic dem Reichſtage das Recht beftreiten, feine Competenz ohne 
Zuftimnmung der Bundesregierungen und der Einzellandtage zu erweitern, 
außerdem auch aus politiiden Gründen dagegen find, inden namentlich) Herr 
v. Zehmen behauptet, daß der Antrag auf die Ausbreitung des keineswegs 
muftergiltigen preußiihen allgemeinen Landrechts Loßfteuere, daB man mit 
einem folchen norbdeutichen Recht und diefem Angriff auf die Juſtizhoheit der 


76 


29 


Li 02) 


26, 


28. 


Preufſen und der nerddentfhe Fund. 


Einzelftanten die Mainlinie nur noch fchärfer markire, daß man damit bie 
Unfiderheit und die Unzufriedenheit jo vermehre, daß geradezu die Zukunft 
Deutſchlands gefährdet erfcheine. Wenn man in diefer Weile zu agitiren fort- 
fahre, werde Preußen bei ausbrechendem Kriege ſchwerlich auf eine große Zahl 
von Bundesgenofien rechnen können. Ihm antwortet Schulze mit der War- 
nung vor einer jo Heinlichen Auffaffung, die fi bis zur Androhung mit der 
Einmifhung des Auslandes verfteige, während Dr. Friedenthal im Ramen 
der Tyreiconfervativen den Antrag willkommen heißt, und Dr. Braun (Wies⸗ 
baden) und Laster die Einwendungen Wagener und Windthorſts zu wider- 
legen juchen, erfterer unter Hinweiſung auf den von der ſfächſiſchen Regierung 
eingebradhten Antrag wegen Erridtung eines Bundes-Oberhandelsgericht3, 
diefer unter Berufung auf Aeußerungen der früheren Reichſstagsabgeordneten 
v. Wächter, v. Gerber und Zachariä. Präſident Delbrüd endlich erflärt: daß 
der Antrag unzweifelhaft eine Verfafjungsänderung in fi ſchließe, und dag 
das Bundespräſidium nocd Feine Stellung zu demjelben genommen habe, weil 
dieje weſentlich durch die Entſcheidung des Bundesraths bedingt würde, der 
fih mit der Sache aber noch nicht befaßt habe. Der Antrag foll demnächft 
zur zweiten Leſung kommen. 


April, (Nordd. Bund). Der Reichstag genehmigt ben Etat bes 


Auswärtigen, 

lehnt dagegen den Antrag Tweſten, den Nahla der Geſandiſchaftskoſten für 
einige Bundesitaaten, die eigene Gejandtichaften halten, zu verweigern, ab. 
Tweften wünſcht gleichzeitig eine gedrudte Ueberfiht der auswärtigen Bun- 
despolitit (Blaubud). Bismard befämpft beides. Die Geſandiſchaftsverhält⸗ 
nifje befänden fih im Uebergangsſtadium. Man möge ihn Vertrauen ſchenken 
und die Ausgleihung überlafien. Ein Blaubuch fei unpractiich, weil entweder 
werthlos oder gefährlih. Die Grenze der Discretion ſei leicht überſchritten, 
und eine Zujammenftellung unwichtiger Documente jet zwecklos. Bei brennen- 
den Tragen erfolge die Veröffentlihung von Depefchen von ſelbſt zur Infor» 
mation des Publicums, auch wenn kein Parlament beiſammen ei. 
„ Mordd. Bund). Der Bundesrath Tehnt feine Zuſtinimung 
zum Neichstagsbeihluß v. 16. März bez. Nebefreibeit ab und be- 
ſchließt, das Geſetz bez. Unterftüßungswohnfig einer Umarbeitung zu 
unterwerfen, db. h. in der von Preußen beantragten und im Aus- 
ihufje nur mit Mühe durchgeſetzten Faſſung zu' verwerfen. 
» (Breußen). Eine focialiftiide Vollsverfammlung in Gladbach 
unter bem Borfig des NReihstagsabg. Mende wird vom Reg.:Com: 
mifjär aufgelöft; Erceffe; Mende wird verhaftet. 
„ Mordd. Bund). Reichsétag: Erfte Berathung und Annahme bes 
Geſetzesentwurfs betr. die Portofreiheit im Gebiete bes norbd. Bundes 
und Schluß ber zweiten Berathung bes Etats für 1870. Bei ber 
Specialbebatte wirb das Geſetz wegen Erhöhung ber Marineanleihe 
von 10 auf 17 Mil. Thlr. mit großer Mebrbeit angenommen unb 
werben bie Matricularbeiträge von 25% Mil. Thlr. (2% Mill, mehr) 
ohne Debatte bewilligt. Zulekt wird aud der Gefammtbundeshaus- 
balt mit 75,958,495 Thlrn. mit großer Mehrheit bewilligt. 
„Mordd. Bund) Reichstag: Der Bundescommiffär madt bie 
Borlage des Gefehesentwurfs wegen Erhöhung ber Branntwein: 
fteuer und verbindet bamit die Anfünbigung einer ganzen Reibe 
von Vorſchlägen zu neuen Eteuern. 
„ (Zollverein). Zufammentritt bes Zollbundeorathe in Berlin. 
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28. Apr. (Nordd. Bund) Reichstag: Der Antrag Miquel, Lasler 


bez. Sompetenzerweiterung ber Bunbesgefeßgebung auf das gefammte 
bürgerliche Recht, das Strafrecht und das gerichtliche Verfahren, ein: 
[hliegli ber Gerichtsorganiſation, wird aud in zweiter Lejung mit 
großer Mehrheit angenommen. 
» (Preußen). Neue heftige Polemik zwiſchen ben officidien Ber⸗ 
liner und Wiener Blättern in Folge der im vierten Bande bes 
öjterr. Generalftabsberihts über den Krieg von 1866 veröffent: 
lihten Depeſche Bismard’d vom 20. Juli 1866, deren von ben 
preußenfeindliden Blättern fofort ausgebeutete Stelle alſo lautet: 
„+. Der König bat fich nur ehr fhwer und aus Rückſicht auf den Kaifer 
Rapoleon hierzu entichloffen, und zwar in der beftimmten Borausfegung, daß 
für den Frieden bedeutender Territorialerwerb in Rorbdeutichland gefichert 
jei. Der König ſchlägt die Bedeutung eines norbdeutichen Bundesſtaats geringer 
on als ih, und legt vorwiegenden Werth auf directe Annerionen, die ich 
allerdings neben der Reform als Bedürfniß anfehe, weil fonft Sachſen⸗Han⸗ 
nover für intimes Verhältniß zu groß bleiben. Seine Majeftät bedauert, daß 
Em. Exc. nit an diefer Alternative de8 Programms vom 9., nad dem 
Schlußſatz der Depeſche, bis auf weiteres feftgehalten haben. Er hat, wie ich 
zu Ihrer ganz intimen perfönlichen Direction mittheile, geäußert: er werde 
lieber abdanten als ohne bedeutenden Ländererwerb für Breußen zurücklehren; 
und bat heute den Kronprinzen bieher gerufen. Ich bitte Ew. Exc. auf dieſe 
Stimmung des Königs Nüdjiht zu nehmen. ..“ 


Anf. Mai. Der geihäftsführende Ausſchuß bes beutihen Proteftantentags 


labet durch Aufruf die deutſchen Proteftanten zu einer großen Ber: 
fammlung nad Worms ein: 

„Die Einladung des Papftes an die deutfchen Proteftanten zur Rückkehr 
in die römische Kirche erfordert eine Antwort aus den Munde bes proteftan- 
tiſchen Bolls. Die wachſende Kühnheit der ultramontanen Partei mahnt die 
deutigen Proteftanten zur Wachſamkeit und Vereinigung. Unſere höchſten 
Güter, die Errungenſchaften von mehr als einem Jahrhundert, die Gewiſſens⸗ 
und Geiftesfreiheit, die Selbftftändigleit des Staats, der confelfionelle Friede 
find dur die Encyklica von 8. Dec. 1864 und den damit verbundenen 
Syllabus angegriffen, und das auf den 8. Der. dieſes Jahres einberufene 
Blumenifche Concil fol auf die Brundjäge jenes päpftlichen Schreibens das 
Siegel drüden. Wir dürfen nicht länger jchmweigen. Bei diefer Veranlaffung 
wollen wir uns aber aud an daß erinnern, wa8 mir der eigenen Kirche und 
ihren feit zwanzig Jahren meift mit leeren Verheißungen vertröfteten Gemein 
den ſchuldig find. Soll uns geholfen werden, jo müfjen wir uns jelbft helfen. 
Die Unterzeihneten haben daher, im Einverſtändniß mit einer größeren Un» 
zahl proteftantiiher Männer aus Baden, Heſſen⸗Darmſtadt, Naſſau und 
Bayern beiählofien, auf Montag den 31. Mai d. 3. eine Verfammlung von 
deutſchen Proteftanten nah Worms einzuberufen. Verhanvlungsgegenftände: 
1. Eine Erklärung gegen das fogenannte „apoftolifhe Schreiben” des Papftes 
Pius IX. vom 13. Sept. 1868, welches die deutſchen Proteftanten zur Rück⸗ 
kehr in die römische Kirche auffordert, und gegen die ultramontanen Angriffe 
und Anmaßungen. Referent: Kirchenrath Prof. Dr. Schenkel aus Heidelberg. 
2. Das evangeliich-proteftantiihe Gemeinveprincip und die Daraus folgenden 
Grundfäge der proteftantifchen Kirchenverfaffung. Referent: Hofgerichtsadvocat 
A. Ohly von Darmftabt. Zum Schluffe: Feſtzug nach dem Luther⸗Momument 
und Äbfingen des Liedes: Ein’ vefte Burg iſt unſer Gott. Diejenigen Protes 
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ftanten, welche umfere Ueberzeugung von der Nothwendigkeit eineß ſolchen 
offentlichen Schritteß theilen, find zum Beſuch der Berfammlung freundlich 
eingeladen. Auch halten wir für zwedentiprechend, wenn Eleinere oder größere 
Kreiſe aus den betheiligten Gemeinden nocd durch befondere Abgeoronete ver» 
treten find (kleinere Kreife durch wenigſtens einen, größere durch zwei bis 
böchften vier)”. 


. Mai. (Nordd. Bund). Bundesrath: Sämmiliche neue Steuervor: 


lagen haben feine Zuftimmung erhalten. — Der Etat von 1868 
ergibt fhlichlih ein Deficit von mehr als 34 Mill, Täler, 1 Mill. 
mehr als Ende 1868 angenommen murbe. 

„Mordd. Bund). Der Reichstag beſchließt auf ben Antrag 
Bennigſen's mit 107 gegen 90 Stimmen bie Suspenfion des 
Unterfuhungsverbafte des Abg. Mende mährend ber Dauer ber 
Seffion. | 

„ Mordbd. Bund). Reichstag: Der Gefebesentwurf wegen Errich⸗ 
tung eines Bundes-Oberhandelsgerichts in Leipzig wird aud in 
zweiter Leſung unverändert angenommen. 

» (Lauenburg). Der Landtag mählt eine Commijfion behufs 
Unterhanblungen über bie Einverleibung in Preußen. 

„Mordd. Bund). Der Reihetag nimmt ben Antrag Waldeds 
auf Gewährung von Diäten mit 109 gegen 94 Stimmen an, 
„Mordd. Bund), Der Reichstag nimmt den Geſetzesentwurf 
betr. die Einführung ber allg. deutſchen Wechjelorbnung, der Nürn⸗ 
berger Wechjelnovelen und bes allg. beutihen Handelsgeſetzbuchs 
in zweiter Leſung an. 

(Nordd. Bunb) Reichstag: Der erfte Abjchnitt des Geſetzes⸗ 
entw. betr. die Gewährung ber Rechtshilfe, welder in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten alle Gerichte innerhalb des Bundes zu gegen- 
feitiger Rechtshilfe verpflichtet und zmar ohne Prüfung ber Compe⸗ 
ten; unb ohne Rüdfiht darauf, ob das erſuchende ober erſuchte 
Gericht bemfelben oder einem anbern Bundesſtaat angehört, wird 
angenommen, ber zweite, tie Strafſachen betr. Abſchnitt wirb ba= 
gegen einer Commijfion überwiefen. — Das Geſetz bez. Portofrei: 
beit wirb aud in zweiter Lefung angenommen. 

„Mordd. Bund). Reichstag: Der berichtigte Etat von 1868 
wird an eine Commiſſion gewiefen, und ein Geſetzesentw. bez. Be: 
ſchlagnahme bes Arbeitslohnes in zweiter Leſung angenommen. 
„Mordd. Bund). Der Reichstag erflärt fi gegen ben Miber: 
ftand Delbrücks für den Antrag Forkenbeds, erft die Eteuervorlagen 
und dann erft bie britte Verathung des Etats für 1870 vorzu: 
nehmen. 

„Mordd. Bund) Der Reichstag Ichnt den Antrag Waldecks 
auf Gewährung von Tiäten in britter Leſung mit 110 genen 100 
Stimmen ab. — Bei Terathung der Petition, welche die Kerbeiführung 
einer Uchereinftimmung ber mecklenburgiſchen mit der Vundesver— 
faffung verlangt, verwahrt ſich Graf Lismard, daß ſchen jetzt ter 
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Entſcheidung des Bundesraths vorgegriffen werbe; bie Herbeiführung 
der Uebereinftimmung ber medlenburgifchen mit ber Bunbesverfaffung 
fei dem heilenden Einfluffe ber Zeit zu überlafien, ber Vundes⸗ 
Tanzler vertraut ber Bunbestreue bes Großherzogs von Medienburg- 
Schwerin, 


13. Mai. (Zollverein). Abfhluß eines Handels: und Zollvertrags mit 


15. 


18. 


"n 


ber Schweiz. 

„ (Preußen). In Hannover wird Prof. Ewald, der particularift. 
Candidat, zum Reichstagsabg. gewählt (mit 8845 Stimmen; Brandt, 
ber nat.slib. Kandidat, erhält 3970; Dorf, Laffalleaner, 2359). 


‚ (Preußen) Die Regierung bebt bie Lebenelänglichleit ber 
Bürgermeifter in Naffau. auf und erläßt das biekfällige Geſetz. 

„ DBerfammlung des allg. deutſchen Lehrervereins in Berlin. Die: 
felbe erflärt fih faft einſtimmig mit folgenden Thefen einverjtanben: 

„1) Die bisher in vielen Seminarien geübte willlürliche Beſchränkung der 

Lehrerbildung ijt verwerflid; 2) die Wahl der Methode des Unterrichts und 
der Lehrbücher if den Lehrern ſelbſt zu überlaflen; jede Uniformirung der 
Schulen in diefer Hinfidt ift verwerflich; 8) das Schulgefek muß ein Minis 
mum der Leiftungen der Schulen feſtſtellen; es darf aber feine Schule hin⸗ 
dern, über dieſes Ziel hinauszugehen; 4) die Verwaltung der Schulen darf 
nur unter Mitwirkung pädagogiich gebildeter Männer geſchehen; die Aufficht 
ift nur dur Schulmänner zu üben: 5) die Schule ift nicht Sache einer reli- 
giöfen oder politiichen Partei, jondern Sade des ganzen Bolles; 6) das 
Correctiv in Schulſachen iſt die unbebingte Deffentlichleit.“ 
„Mordd. Bund). Der preuß. Yinanzminifter v. d. Heydt Täßt 
an die Reichstagsmitglieder eine Denkſchrift, betreffend „die Lage des 
preußiſchen Staatshaushalts und bie zur Herſtellung bes Gleich⸗ 
gewichts zwiſchen den Staatseinnahmen und Ausgaben erforderlichen 
Mittel”, vertheilen. 

Der Eingang lautet im Weſentlichen: „Bis zum Jahre 1866 einſchließ⸗ 
lich war die Lage des preußiſchen Staatshaushalts eine günftige Nach dem 
Nechnungsabſchlufſe für das Jahr 1866 ergab fi, abgejehen von den Kriegs⸗ 
toften, ein bisponibler Ueberſchuß von etwa 7 Mill. Thlrn., welche bedeutende 
Summe hauptjähli darin ihren Brund hatte, daß ein jehr hoher Betrag 
an creditirten Steuern, Bergwerks⸗Revenüen und Gerichtskoſten (16,695,700 
Thlr.) aus dem Jahre 1865 in daß Jahr 1866 Übertragen war und in dem 
leßteren zur Bereinnahmung gelangte, ferner darin, daß die Ausgaben wäh- 
rend des Krieges fo weit irgend thunlich beſchränkt wurden, bergeftalt, daß in 
dem Boranfchlage die Einnahmen die Ausgaben ſchon um den Betrag von 
3,230,000 Thlr. überftiegen; dazu kam, daß bei mehreren Berwaltungs« 
zweigen die Einnahmen mäßig veranfhlagt waren und in der Wirklichkeit den 
Etat überjäritten. Ein weniger günftiges Reſultat ergab der Rechnungsabſchluß 
für das Jahr 1867, in welchem noch eine getrennte Rechnungslegung für die 
alten und die neuen Landestheile flattfand. Die Einnahmen auß den alten 
Zandesiheilen reichten nicht hin, zur Beſtreitung der Reftausgaben die Mittel 
volfländig zu rejerviren, vielmehr blieb von denfelben eine Summe von 
2,407,000 Xhlr. ungevedt, wovon jedoch durch disponible Ueberſchüſſe aus 
den neuen Zandestheilen übertragen wurden 1,830,000 Thlr., jo daß im 
Ganzen nur ein Deficit von 577,000 Thlr. hervortrat. Die Einnahmen aus 
den alten Lamdestheilen für 1867 Uberjchritten zwar den Voranſchlag um ca, 
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5 Millionen Thaler. Bon der Mehreinnahme wurden jedoch allein durch einen 
Mehrbedarf zu den Betriebsausgaben 4,460,000 Thlr. abforbirt, jo daß für 
die übrigen Verwaltungszmweige zur Dedung von Etatsüberſchreitungen nur 
eiwa 540,000 Thlr. disponibel blieben, während allein bei der Militärver- 
waltung eine Mehraußgabe von 1,442,000 Thlr. zu deden war. Das Deficit 
würde fi ungleich höher geftellt haben, wenn nicht in den neuen Landestheilen 
estraordinäre Einnahmen und Beltände zur Dedung der Ausgaben hätten 
mit verwendet werden können. Eo find 3. B. an nicht wieberfehrenden Ein» 
nahmen nachgewieſen: 1) in den Abſchluſſe von Hannover: von dem König 
Georg erftattete Gelder aus der Verwaltung für 1866, welde mit nad) Eng» 
land gejhidt waren, 515,000 Thaler; 2) in dem Abſchluſſe von Schleswig- 
Holftein: Ueberſchüſſe aus den Jahren 1866 et retro 1,694,000 Thaler; 
8) in dem Abjchluffe von Heffen: Ueberſchüſſe aus den Jahren 1866 et retro 
1,023,000 Thaler; zuſammen 3,232,000 Thaler. Der Ctat für das Jahr 
1868 ſchloß zwar in Einnahme und Ausgabe im Gleichgewicht ab, ift aber 
in der Wirklichkeit in der Einnahme nicht erfüllt und in der Yusgabe erheb⸗ 
lich überjchritten worden. Die wirklichen Einnahmen, einfhlieklih der Ein- 
nahmen auf Neſte aus den Vorjahren, haben im Ganzen betragen 154,924,830 
Thlr., die wirklichen Ausgaben dagegen, einfhließlih der Zahlungen auf die 
in den Vorjahren verbliebenen Nüdftände 164,609,479 Thlr. Wußerdem find 
an Zuſchuß zur Beltreitung von außeretatSmäßigen ertraordinären Ausgaben 
für die alten SLandestheile 1,595,471 Thlr., für die neuen Landestheile 
1,223,577 Thlr. erforderlich gemweien; zuſammen 167,428,527 Thlr. Die 
Iſt⸗Ausgabe überfteigt demnach die Iſt-Einnahme um 12,443,697 Thaler. 
Davon find dur die im Jahre 1867 zur Beitreitung von Reftausgaben 
refervirten Beſtände gedeckt 11,057,545 Thlr. und die übrigen 1,356,152 Thlr. 
ungedeckt geblieben. Außer diefer Summe find an Reſtausgaben (Schuldver- 
bindlichkeiten) in das Jahr 1869 übertragen 9,863,434 Thlr.; find zuſam⸗ 
men 11,219,586 Thlr.‘ Es folgt darauf eine fpecielle Nachweiſung darüber, 
wie dieſe Summe fih durch Mehr⸗ und Minderslleberihüfle und Mehr⸗ 
Einnahmen, rejp. durch Mehr⸗ und Minder-Ausgaben bildet. Die Denkſchrift 
fahrt dann fort: „Diefe Summe von 11,219,586 Thlr., welche 9,863,434 
Thlr. Ausgabe-Refte in ſich ſchließt, bildet das eigentliche Deficit für das 
Sahr 1868, indem auch die aus dem Jahre 1868 in das Jahr 1869 über- 
gegangenen Schlußverbindlichkeiten ——— als ein Deficit angeſehen 
werden müſſen. Es find zwar am Schluſſe des Jahres 1868 an Einnahme⸗ 
reſten verblieben 23,544,202 Thlr. Davon kommen jedoch nicht in Betracht: 
1) die creditirten indirecten Steuern im Betrage von 17,081,142 Thaler, 
2) die creditirten Bergwerks⸗Revenuen von 1,942,351 Thlr., 3) die rückſtän⸗ 
digen Gerichtskoſten von 1,451,569 Thlr., 4) die rüdftändigen Gebühren der 
Auseinanderfegungsbehörben von 455,790 Thlr.; find zufammen 20,930,852 
Thlr., bleiben 2,613,350 Thlr. Nur die auf diefe zum größten Theil ſchon 
aus früheren Jahren herrührenden Einnahmerefte eingehenden Beträge bilden 
ein Dedungsmittel für die rüdfländigen Ausgaben, während die zu 1 bis 4 
bezeichneten Refteinnahmen in die laufende Berwaltung des Jahres 1269 
übergegangen find, dort aber feine Mehr-Einnahme zur Folge haben, jondern 
nur einen Erfag für diejenigen Erebite und Rüdftände gewähren, welde im 
Zaufe diefeß Jahres von Neuem bewilligt, reip. eintreten werden. Mie daß 
Deficit der 11,219,586 Thlr., welchem Betrage an nachträglich für das Jahr 
1868 an den norddeutſchen Bund zu zahlenden Matricularbeiträgen noch etwa 
2,100,000 Thlr. hinzutreten, zu deden jein wird, muß weiterer Erwägung 
vorbehalten bleiben. Hiebei fol übrigens nit unerwähnt bleiben, daß dic 
Verminderung de8 Vermögens der Staatskaſſen den Betrag des vorbemerften 
Deficits nicht vollfländig erreicht, indem ein Theil des Ichteren dadurch über- 
tragen wird, daß aus dem jahre 1868 Höhere Einnahmerefte (Steuercredite 
und ereditirte Bergwerks⸗Revenüen zc.) in das Jahr 1869 übergegangen find, 
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als aus dem Jahre 1867 in das Jahr 1868 Aberiragen waren. Das Ber- 
mögen der Staaiskaſſe hat fih (wie ſpeciell nachgewieſen wird) um 
7,569,374 Thlr. vermindert. Ginen weſentlichen Einfluß auf das ungünftige 
Refultat des Abichluffes für das Jahr 1868 Haben die Maßnahmen gehabt, 
welche größtentheils im volkswirtbichaftlicden Interefie auf den Wuni und 
mit Zuſtimmung des preußiſchen Landtags, besiehungsweile des Reichstags 
des norddeutſchen Bundes getroffen find, indem dieſe Maßnahmen bedeutende 
Einnabmeausfälle zur Folge gehabt haben, ohne daß dieſelben bi jet weder 
durch eine genügende Steigerung der Einnahmen, noch durd neue Einnahmen 
erfegt worden find.” Es werden nun unter 19 Rummern dieſe Maßnahmen 
einzeln aufgezählt. Nach einem ungefähren Ueberſchlage belaufen fi die Ein- 
nahmen, weldhe in Folge diefer Maßnahmen im preußiſchen Staatshaushalts- 
etat ausgefallen find, auf die Summe von 5,200,000 Thlr. 

21.—22. Mai. (Nordd. Bund) Reichstag: Erſte Berathung ber 
GSejeßesentwürfe über die Befteuerung ber Schlußſcheine und bes 
Braumalzes — Generaldebatte über bie isinanzlage und bie Steuer: 
vorlagen überhaupt. 

Reg-Gom. Burghart erläutert den Gedankengang, den die Bundes⸗ 
regierungen bei den Steuerborlagen inne gehalten. v. Benda: In der 
Denfichrift des preußiſchen Tinanzminifters fjei nur das Cine neu, daß die 
Störung des finanziellen Bleihgewichts nicht vom Jahre 1868, jondern vom 
Sabre 1866 herrühre Es ſei für ihm eine traurige Genugtbuung, daß in 
einer officiellen Denkichrift fat dieſelben Säge fi vorfinden, die er zur Zeit 
Im preußiſchen Ubgeorbnetenhaufe ausgeſprochen. Den Betrag, der in der 
Dentichrift als unumgänglich nothwendig für das Yahr 1870 angegeben jet, 
halte er für das Minimum, da in legter Zeit viele böchft nothwendige Aus⸗ 
gaben unterblieben fein. Die Situation der preußiichen Finanzverwaltung fei 
aud eine ſchlimme, und er fei gern bereit, die Hand zur Weftauration der» 
felben zu bieten. Das preuß. Bolt ſei zu allen Zeiten bereit geweſen, für ben 
Ni, wenn auch mit ſchweren Opfern, einzuftehen. Uber nur unter gewiſſen 
Bedingungen und Borausfegungen, die hier nicht zutreffend feien, Tönne er 
feine Hand zu dieler Reftauration bieten, und bei diefem Steuerregen befinde 
er fih außer Stande, au nur eine der vorliegenden zu bewilligen. (Bravo 
lints). Zunächft müfle man ernftlich prüfen, welche Erſparnifſe im Militäretat 
zu maden, ehe man an die Frage gebe, welche neuen Laften aufzulegen 
feien. Redner bemängelt, daß die Regierungen nur auf dem Wege der indirecten 
Steuern vorzugehen beabfichtigen, und verlangt eine fefte Hand und einen feften 
Rahmen, denn die Zerfplitterung des preuß. und Bundesfinanzweſens jet 
auf die Dauer unhaltbar. Mit Hinblid auf Sübdeutichland meine er, es gäbe 
feine größere Vertiefung des Mainz, als wenn in Süddeutſchland die Leber» 
zeugung von der alten Feſtigkeit der preuß. Finanzen geſchwächt würde. Auf 
das ganze politifche Syſtem des norddeutſchen Bundes eingehend, das nur auf 
den zwei Augen des Bundeskanzlers beruhe, erklärt Redner: wir haben daß 
Budget in 24 Stunden bewilligt, wir werben, wenn es nothwendig ift, noch 
weitere Credite beiwilligen, wir haben die ganze finanzielle Schwere von den 
Schultern des Bundeslanzlers auf die deß Herrn dv. d. Heydt gewälzt. Der 
Bundeslanzler Tann uns daher keinen Borwurf maden, wir haben ihn in 
feinen Aufgaben nicht gehindert, wir werden ihn nicht im Stich laſſen, aber 
wir Tönnen für unfertige Zuſtände nit dauernde Steuern bemwilligen. Graf 
v. Bismard: Die vermißte Einheit der preußiſchen und Bunbesfinanzver- 
waltung- fei vorhanden, keine Steuernorlage eingebracht, die ſich nicht der leb⸗ 
haften Zuftimmung des preußiſchen Finanzminifters erfreue (hört! hört!), ja 
von ihm mit ausgegangen ſei. Die beſcheidene Stellung, welche, wie der Bor» 
zebner gemeint, vom preußiichen Winanzminifter dem Bundeslanzler gegenüber 
eingenommen werde, jet nicht vorhanden. Die Beſcheidenheit iſt meinerjeits, ich 
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folge in diefer Beziehung dem preußiſchen Finanzminifter (Heiterkeit). Au 
der Denkſchrift lönne man feine Drohung heraußlejen; e& werde darin nu 
gejagt, daß die Regierung nicht mehr Geld ausgeben werde, als die Landes 
vertretung beftimme. Das heiße die Berfaflung halten. Graf Renard erklär 
fih in hHumoriftiiher Weile gegen die ganze Batterie von Steuern un 
empfieht zur Reftauration der Finanzen das Tabalsmonopol. Der preukiid. 
Tinanzminifter Abgeordneter Frhr. v. d. Heydt vertheibigt die Borlager 
Einen weientliden Einfluß auf die ungünftige Lage der Finanzen hätten di 
Maßnahmen zur Bejeitigung und Erleichterung mehrerer Abgaben nehab: 
welche größtentbeil® auf den Wunſch und mit Zuflimmung des preußitche 
Landtags, ja fogar des Reichstags getroffen worden ſeien. In folge derſel be 
feien im preußiſchen Staatsbaushaltsetat über 5 Millionen Thaler ausgefallen 
und e8 bleibe nur der Weg Übrig, die Einnahmen des Bundes zu erhöben 
um Preußen zu entlafien. Der Weg der indirecten Befteuerung jei im Interen 
der ärmeren Bevölkerung vorzuziehen (heftiger Widerſpruch Iints). Als ein 
Drohung ſei keineswegs aufzufaflen, wern gejagt worden, daß, im Valle di 
Bewilligung nicht erfolgen follte, jelbft nothwendige und dringende Ausgaber 
für daB Jahr 1870 unterbleiben müßten. Er bitte dringend, ſämmtlicher 
Borlagen zuzuſtimmen. Walded: Ber Herr Borrebner hat fi felbft ir 
früheren Jahren gegen die Börjenfteuer ausgeſprochen. Wir follen von ihm 
auch nicht die Meinung des preußifchen Yinanzminifteriums ſprechen hören, 
nur die des Abg. v. d. Heydt, fonft würde er ja diefe Steuern in Preußen 
vorſchlagen. Aud die Meinung des Bundesfinanzminifteriums haben wir nicht 
vertreten gehört, denn ein ſolches eriftirt gar nicht. Die neuen Eteuerborlagen 
find meiter nicht8, als eine WMebrbelaftung des preußiichen Volles; denn von 
einer Entlaftung desjelben bei erhöhten Einnahnıen des Bundes, wie man im 
preußifchen Abgeordnetenhauſe zur Empfehlung der abgelehnten Reſolutionen 
jagte, ift hier gar nicht die Rebe. innerhalb des interimiftiihen Zuftandes, 
wo wir über das Militärbudget nicht zu befinden haben, kann von feiner 
neuen Steuerbewilligung die Rede fein. Was das preußiſche Deficit anbetrifit, 
fo ſcheint dasfelbe die Eigenichaft des Falſtaff'ſchen Steifleinenen zu haben ; 
erft waren e8 3 Millionen, dann 7, jest ſchon 12. Aber das Papier iſt ge- 
duldig, und in der Staatstruhe werden fi) wohl ſchließlich noch einige Schätze 
finden, wie fie fi im vorigen Jahre gefunden haben. Diefe Steuern Tönnen 
wir auf keinen Fall bewilligen, wir bewilligen bier die Matricularbeiträge und 
fönnen nur zur NReflauration der Finanzverwaltung auf das probate Haus⸗ 
mittel hinweifen, die Ausgaben zu verringern, da man die Einnahmen nicht 
erhöhen kann. Wenn der Reichthum des Volks fi verringert, wie e8 die 
Denkſchrift des. preußiſchen Finanzminifters nadweilt, Tann man nicht die 
Steuern erhöhen, da gibt e8 nur ein Mittel, die Ausgaben für das Militär 
zu ermäßigen. Bastler Mmüpft an die legten Worte des Abg. v. d. Heydt 
an, welcher dem Reichſtage dringend empfohlen, die Vorlagen genau zu prüfen 
und meint, daß dieß in den 14 Tagen, welche der Reichstag wohl noch zu⸗ 
ſammen fein werde, mit den bereitS geborenen und etwa noch geboren werben» 
den Steuern ganz unmöglich fein dürfte. Redner geht auf die Denkichrift ein: 
Ein Finanzminifter, der einen Finanzbericht mit den Worten anfange: Bis 
zum Sahre 1866 einfchließlih war die Lage des preußiſchen Staatshausbalts 
eine günftige, von da ab aber, aljo von dem Moment ab, wo dieler Finanz⸗ 
minifter in fein Amt getreten, fei die Finanzlage eine zerrüttete, und es drohe 
die Gefahr, daß der Staat nicht einmal feinen geſetzlichen Berbinvlichkeiten 
werde nachkommen können — ein ſolcher Tinanzminifter fei feiner Meinung 
nad) nicht berufen, die Finanzen eines großen Staates zu leiten (Senjation). 
Aber die Lage der Finanzen ift nicht fo ſchlimm, und wir erleben am Ende 
auch in diejem Jahre Ueberſchüſſe, wie e3 ſchon oft der Fall war in Jahren, 
von welchen man Deficits voraus fagte. Dieß Spiel haben wir ſchon mehrfach 
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gemalt fehen ; daher hat das Zeugniß des „Sraorgminifert für wich feinen 
Werth, denn id) jehe, ber Zeuge ſchwankt und if unſicher. Das preukiide 
Herrenhaus hat fi) Schon oft in ähnlicher Lage befunden und die Unforde- 
rungen der Regierung zurückgewieſen, ohne dag man ibm den Borwurf des 
Unpatriotismus gemacht hat, weil die Borausfegungen eines eintretenden 
Deficits nicht eintrafen. Ich fage das Ihnen (zu den Conſervationen), unter 
denen der Geiſt des Herrenhauſes walte, damit Sie ebenfo handeln, wenn 
Sie nicht die Schatten des Herrenhauies fein wollen ee Wenn es dem 
preußischen Yinanzminifier gelingen follte, die Finanzen jo fortzuführen, wie 
er es feit 1866 gethan, jo weiß ich nicht, was aus dem Staate werden joll. 
Wir werden über den Militäretat ung über zwei Jahre zu unterhalten haben, 
und ich habe durchaus nicht die Abfiht, Heute ſchon jo viele Steuern 
zu bewilligen, daß man uns nad zwei Jahren jagen kann, die 
Mittel find vollfändig vorhanden, wir können den Militär 
etat in feinem ganzen Umfange aufrecht erhalten. (Heiterkeit und 
Zufimmung). Wunderbar bleibt e8 immer, daß der preußiſche nzminifter 
fi) gar nicht mehr erinneri und nicht darauf gelommen ift, daß in Preußen 
bon der rechten und von der Tinten Seite jehr viele Anforderungen an ihn 
gerichtet worden find, welde jehr erhebliche Erſparniſſe herbeiführen können, 
3. 3. eine Reorganifation in der Juſtizverwaltung, welche allein etwa 8 Mill. 
Eriparniffe herbeiführen würde (VBerwunderung); ich fenne diefe Dinge genau, 
und Sie lönnen diefen Zahlen volllommen vertrauen. Was in der Verwaltung 
des Innern zu ſparen ift, werben die Herren auf der rechten Geite jehr gut 
wiſſen. Ich jage: Gebt uns Selbfiverwaltung, fie ift billiger und beieitigt den 
Scheinconſtitutionalismus. Weil die Minifter mit ihren Reformgejegen nicht 
fertig werden, müſſen wir dafür bezahlen, damit das ruhige, bequeme Leben 
weiter geführt werden fann? Der Winangminifter mag die Denkſchrift feinen 
Eollegen mittheilen, dann werden fie ihre Reformen vielleicht etwas beſchleu⸗ 
nigen. Einer Tyinanzverwaltung, der es gelungen if, in 24 Jahren die 
preußiichen Yinanzen von der Blüthe herunterzubringen bis zu dem Zuftande, 
daß wir angeblih unferen Verpflichtungen nicht mehr nachkommen koͤnnen, 
und bie uns zumuthet, in den letzten 8 Tagen eine der gründlichſten Steuer» 
reformen zu berathen, der müſſen wir zurufen: „So gebt e8 nit"! — und 
da haben wir das bedenkliche Beiſpiel, daß nicht allein Inſtitutionen daran 
Schuld find, jondern dab au die Perjonen einar guten Theil daran 
haben. Wir werben ſtets bereit fein, den Bund fo felbfiftändig mie möglich zu 
ftellen, wenn ein Zuftand bergeftellt wird, der die Möglichkeit bietet, die Ein⸗ 
nahmen jährlich vorher einzutariren. So lange dieß nicht der Fall iR, müffen 
wir mit der größten Vorfiht zu Werke gehen und derartige Vorlagen ab» 
lehnen. Bundeslanzler Graf v. Bismard: Meine Herren, wir verlangen 
von Ahnen Brod, und Sie geben uns Steine Sie thun, als ob Sie die 
Sade weniger anginge, als die Regierung, als ob e3 ein Land der Abgeord⸗ 
neten und ein Band der Regierungen gäbe. Sie Ihädigen bei der Ablehnung 
richt die Regierung jondern Ihre Eommittenten. Ich als Bundeskanzler habe 
am Wllerwentgiten ein weſentliches Intereſſe daran, ich kann mit ruhigen 
Herzen der preuß. Yinanzverwidelung entgegenjehen, nur wünſche ih, janen 
zu fönnen, daß wir Alles verfudt, um der Galanıität vorzubeugen. Mir 
if die Lage nicht fo Har früher geweſen, deßhalb Habe ich den preußifchen 
Finanzminifter veranlaft, daß er Ihnen den klaren Boden zeige. Die 
Steine, die Sie uns bieten, find die Kritiken der Bundesverfaffung, die nicht 
hieher, jondern in den conftituirenden Reichstag gehören. Wir follen Erſpar⸗ 
niffie machen, aber wo? Wir find gejeglih gar nidht in der Lage, 
den Militäretat zu reduciren. Wenn Sie der Regierung die Mittel 
zur Fortführung der Geſchäfte verfagen, dann müflen Sie auch den Willen 
haben, an deren Stelle zu treten, — find Sie dazu bereit? Ich glaube nein. 
Aber Sie wollen die Sache nah dem Donhofplatz (preußifches Abgeordneten⸗ 
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fo ſtark treffen, wie bie beabfidhtigte Belaftung —— — Robrungsmittel 
und Arbeitsbedingungen. Erhdhen Sie die Klafien- und Einlommenfleuer nur 
um 25 Broc., jo helfen fofort alle einflußreichen Leute im norddeutſchen Bunde, 
diefen Zuſchlag wieder wegzuſchaffen (ſehr richtig), während die beſitzenden 
Klafien ein Interefie haben, eine neue Befteuerung der VBerzehrägegenftände, ver 
Arbeitsbedingungen zu belafien. Redner geht nun zu einer Kritil der Vorſchläge 
des Herrn dv. d. Heydt Über. Wenn irgendwo der Vorwurf des Dillettantismus 
gerechtfertigt fei, jo hier. Die Gasfteuer fei vorgeihlagen, ihre Folge wäre 
die Vernichtung der kleinen Anftalten, ſolche Steuer müfle man den betreffen 
den Gommunen überlaften, ſonſt fönnte man noch fo weit geben, die Wafler- 
leitungen zu befleuern. Petroleum finde man hier wieder. Worauf fi die 
ausgeworfene Million ftüge, wife er nicht; es fei nämlich dabei vergeflen, die 
Ausfuhr abzuziehen, und diefer Fehler Ichleppe fih dur alle Regierungs 
vorlagen durd. Die Quittungsfteuer belafte den Tleinen Wechſelverkehr mit 
einer Abgabe von 1 per mille und mehr. ber das Aeußerſte, was ibm 
vorgelommen, fei der Vorſchlag, die Eiſenbahn⸗Reiſenden zu befteuern. 

wird vorgeſchlagen 10 Procent von dem Ertrage der Yahrbillete zu erheben, 
und nur die Meinen Billete bis zu 3 Sgr. follen frei bleiben. Haben bie 
Herren fi einmal gefragt, wer die Leute find und was fie bezahlen, die auf 
den Eifenbahnen fahren? Bon 188 Millionen Perfonenmeilen, die im Jahre 
1867 auf den preußiichen Eifenbahnnen gefahren worden find, fommen 137 Mil. 
auf Paffagiere 3. und 4. Klaſſe (hört! Hört!), 51 Millionen auf Paflagiere 
der 1. und 2. Hlafle zufammen und nur 6% Millionen auf Paflagiere der 
1. Klafle, und die 18% Millionen Thlr., welde an Perfonengeld aufgelommen 
find, flammen wiederum zum bei Weiten größten Theile von denjenigen Leuten, 
die die 3. und 4. Klafle benugen müſſen. An den 18% Mil. Thlr. ift die 
3. Klaſſe betheiligt mit 7 Mil. Thlr., die 4. mit 34 Mill. Thlr. (hört! 
hört!) und diejenigen Klafien, in welchen die Finanz⸗Barone fahren (Heiterkeit) | 
nur mit 1% Mil. Thlr. Iſt das eine gerechte Steuer? Die einzige Steuer, 
welche nach außen hin vicheicht eimas Veſtechendes hat, if die Steuer von 
den Böriengeicyäften. Ich kann mich auch für dieſe nicht begeiftern. Ich er⸗ 
wähne diejelbe bloß, weil ich gefunden habe, daß in der officiöfen Preſſe dar- 
auf in einer Weite hingewieſen ift, welche ich nicht ander3 verfiehe, als daß 
dadurch dem Volke die Mafle der übrigen Steuern Ihmadhaft gemacht werden 
fol. 134 Mil. werden verlangt, und nur eine Million ſoll die Börfenfleuer 
bringen, Graf v. d. Schulenburg if der Anfiht, dab wir Preußen nie 
zu dem Deficit gelommen, wenn wie unter uns geblieben wären. Jetzt, da 
man in den Bund getreten, dürfe man auch nicht non possumus jagen, ſon⸗ 
dern müfle die erforderlichen Mittel bewilligen. Er werde fi freuen, wenn 
feine Worte den Erfolg hätten, wenigftens eine neue Steuer der unerſchütter⸗ 
lien Phalanz zu entreißen! (Gelächter) v. Bennigſen: Zum erſten Male 
werde in der Denkſchrift des preußiſchen Minifiers und hier von einem Mit» 
glieve der Rechten der Vorwurf erhoben, der fonft nur von den Tyeinden 
Preußen gemacht worden, daß das Jahr 1266 der finanzielle Ruin Preußens 
geweſen; dem müfie er entſchieden entgegentreten. Die ganze Debatte werde 
bier geführt, als wenn wir im preußiichen Abgeordnetenhauſe und nicht im Reichs⸗ 
tage wären. (Sehr wahr) Es heiße den preußifchen Abgeordneten bier eine 
ftarle Zumuthung der Pflicgtvergefienheit maden, wenn man von ihnen ver» 
langt, daß fie ſchon heute fagen follen, im Jahre 1869, 1870 werde ein Der 
ficit von 10 Millionen in Preußen eintreten. Die Zahlen in der Denkſchrift 
ſeien jo unzuverläffig und willfürlich gegriffen, daß auf diefelben gar nichts zu 
geben fei. Dan babe diejelben auch gar nicht zu prüfen, man greife ſonſt 
in das Recht der preußiichen Abgeordneten ein und rufe unndthig einen Gegen⸗ 
fa hervor bei denjenigen, die man brauche. Es ſei demnach nicht die Finanz⸗ 
frage Preußens hier zu discutiren, jondern nur die Bedurfniſſe des Bundes 
im Auge zu behalten. Bei der Steuer von Beijenden auf Eiſenbahnen habe 
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ſicherlich nicht vorhanden, zumal foldde Steuern, auf wenn das Bedürfniß 
aufböre, jehr ſchwer fortzufchaffen ſeien. Er werde gegen die Vorlagen flim- 
men. v. Kardborff (freiconferpativ) will Die Debatte auf die großen politifchen 
Gefichtspunkte wieder zurüdführen und iſt der Hoffnung, daß fi ein Weg 
finden laſſen werde, der es ermögliche, dem Bundeskanzler das volle Vertrauen 
ju beihätigen und doc zugleich den Rechten des Reichstages nichts zu ver- 
geben. Die Gründe des Abg. Walde könnten nit maßgebend fein, weil 
defien Partei, die FortichrittSpartei, überhaupt keine neuen Steuern bewilligen 
wolle. Er wolle daher nur die Ausführungen der Abgg. v. Benda und 
Laster ins Auge faflen, und da müſſe er zunächſt bedauern, daß er den preuß. 
Finanzminiſter dem Abg. Laster gegenüber nidyt in Schug nehmen könne. Er 
lönne nicht, wie der Abg. v. Benda, der Regierung die Piftole auf die Bruſt 
fegen und jagen: wenn du mir nicht verantwortliche Bundesminifter gibt, fo 
bewillige ich eine neuen Steuern. Und wenn aud in Folge der Nichtbe⸗ 
willigung der Gonflict nicht im Reichſtage ausbreche, jo werde berfelbe doch 
nur ins preußiſche Abgeorbnetenhaus verlegt. Wem thue man mit einem 
Conflict einen Gefallen? Gen ertremen Parteien; — von der Rechten, die 
da jagen: die Krone ſei ſtärker aus dem Conflict hervorgegangen, als je, — 
von der Linken, die in einem Gonflict größere parlamentariiche Rechte zu er⸗ 
obern gedente. Er und jeine politischen Breunde fähen die Steuernorlagen 
nicht an, als feien fie vornetveg abzulehnen, fondern jeine Partei wolle diefelben 
womöglich annehmen. Schließlich erfiärt fi Redner für das Tabalsmonopol, 
das jei die Steuer der Zukunft. Da dasjelbe jedoch nicht fofort eingeführt 
werden Lönne, fo wolle er für das Interimiftitum eine Anzahl neuer Steuern 
bewilligen und in diefer Beziehung Compromiſſe ſchließen. Frhr. v. d. Heydt 
ergreift nochmals das Wort, um die Denkichrift des preußifchen Finanzminifters 
zu vertheidigen. Beder (Dortmund): Die Rede des Abg. Kleiſt und eine 
Aeußerung der officidjen Preſſe find es hauptſächlich, die mich veranlaffen, 
das Wort zu nehmen, insbejondere die Behauptung der officiöfen Preffe, daß 
die liberale Seite dieſes Hauſes in der Steuerfrage Verftedens zu ſpielen liebe. 
Diefe Behauptung weile ich einfach dadurch zurück, daß ich mich ganz beflimmt 
über die Trage äußere, ob man neue indirecte Steuern machen fol, Steuern, 
die nur den Berfehr belaften und die Arbeit vertheuern. Indem ich derartige 
Steuern ſchlechthin zurückweiſe, komme ih zu dem NRefultate, daB ich faft 
ſämmiliche Steuern, welche in der berühmten Dentihrift uns vorgeführt wer» 
den, für unannehmbar erachten muB. Es ift die Zahl der Muſen, in welcher 
fih die Steuerprojelte und vorfiellen (Heiterkeit), In den neuen Projekten 
find uns 13% Millionen Thaler abverlangt, damit netto 10,400,000 Thlr. als 
Ertrag herausfommen. Ich muß daS hervorheben, weil die Aufftellung fo 
gemacht ift, daß in ihr nur die Netto⸗Erträge zur Erſcheinung kommen, 
die Erhebungskoſten aber, die bei jehr bedeutenden Poſten 15 Procent betragen, 
dem Auge des Leſers entrüdt find. Wir follen 13% Mill. Thlr. aufbringen, 
und von denen find nicht ganz die Hälfte, aber über 6 Mil. Thlr. nad) der 
Meinung des preußiſchen Finanzminiſters durch die Befleuerung nothiwendiger 
Lebensmittel aufzubringen, ja durch die Beſteuerung des Gebrauchs, den der 
Menſch von feinen Augen macht (Bewegung); denn nichts Anderes ift die Bes 
des Bafes und des Petroleum. Drehe man die Sade wie man 

will, Branntwein, Bier, Petroleum, Zuder, Gas follen mit Steuern belaftet 
werden, damit Jedermann zur Steuer herangezogen werde. Auf den Ropf 
kommen Reto 6 Sgr., und das für Gegenſtände, von denen der Reichere 
faum einen größeren Verbrauch bat, als der Aermere; eher Tann man viel« 
leicht das Gegentheil nachweiſen. Rechnet man auf die Haushaltung 45 — 
5 Köpfe, jo haben fie faft einen runden Thaler Mebrbefteuerung auf jeden 
Shalt des norddentſchen Bundes, und zwar gravitirt daS Zünglein das 

hr nach der Armuth Hin. Selbft ſchlimmſten Balls eine Erböhung der 
Klafienfteuer um 100 Proc. würde in den unterſten Steuerſtufen noch nicht 
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fo ſtark treffen, wie die beabfihtigte Belaftung nothwenbigier Nahrungsmitte 
und Arbeilsbedingungen. Erhöhen Sie die Klaſſen- und Einkommenſteuer nu 
um 25 ®roc., fo helfen fofort alle einflußreichen Leute im norddeutſchen Bund 
diefen Zuſchlag wieder wegzuſchaffen (jehr richtig), während die beſitzende: 
Klafien ein Intereffe haben, eine neue Beſteuerung der Berzehrägegenftände, de 
Arbeitsbedingungen zu belafien. Redner geht nun zu einer Kritif der Vorſchläg 
des Herrn v. d. Heydt Über. Wenn irgendwo der Borwurf des Dillettantis mu 
gerechtfertigt fei, jo hier. Die Gasſteuer ſei vorgeihlagen, ihre Folge wär 
die Vernichtung der Heinen Anftalten, folde Steuer müfle man den betreffen 
den Communen überlafien, fonft fönnte man noch fo mweit geben, die Wafjer 
leitungen zu befteuern. Petroleum finde man bier wieder. Worauf fi di 
ausgeworfene Million flüge, wife er nicht; es ſei nämlich dabei vergefien, di 
Ausfuhr abzuziehen, und diefer Fehler ſchleppe fih durch alle Regierung 
vorlagen durd. Die Quittungsfteuer belafte den Tleinen Wechfelverlehr mi 
einer Abgabe von 1 per mille und mehr. Aber das Aeußerſte, was ihn 
vorgelommen, jei der Vorſchlag, die Eifenbahn-Weifenden zu beſteuern. €: 
wird vorgeichlagen 10 Procent von dem Ertrage der Yabrbillete zu erheben 
und nur die Meinen Billete bis zu 3 Sgr. follen frei bleiben. Haben di 
Herren fih einmal gefragt, wer die Leute find und was fie bezahlen, die au) 
den Eifenbahnen fahren? Bon 188 Millionen Berfonenmeilen, die im Jahr 
1867 auf den preußiichen Eiſenbahnen gefahren worden find, kommen 137 Mill. 
auf Paflagiere 3. und 4. Klaffe (hört! Hört!), 51 Millionen auf Paſſagier 
der 1. und 2. Klaſſe zufammen und nur 6% Millionen auf Paflagiere der 
1. Klaſſe, und die 18% Millionen Thlr., welche an Perfonengeld aufgelommen 
find, ftammen wiederum zum bei Weiten größten Theile von denjenigen Leuten, 
die die 8. und 4. Klaſſe benugen müflen. An den 184 Mil, Thlr. if die 
3. Klaſſe betheiligt mit 7 Mill. Thlr., die 4. mit 34 Mil. Thlr. (Hört! 
hört!) und diejenigen Klafien, in welden die Yinanz-Barone fahren (Heiterkeit) 
nur mit 14 Mil. Thlr. ft das eine gerechte Steuer? Die einzige Steuer, 
welche nad außen hin vielleicht eiwas Beſtechendes hat, ift die Steuer von 
den Boͤrſengeſchaften. Ich kann mich auch für dieſe nicht begeiftern. Ich er- 
wähne diejelbe bloß, weil ich gefunden habe, daß in der offictöfen Brefie dar- 
auf in einer Weile hingewieſen ift, welche ich nicht anders verfiehe, als daß 
dadurch dem Volke die Mafle der übrigen Steuern ſchmackhaft gemacht werden 
fol. 134 Mill. werden verlangt, und nur eine Million ſoll die Börjenfteuer 
bringn. Graf v. d. Schulenburg tft der Anfit, daß wir Preußen nie 
zu dem Deficit gelommen, wenn wir unter uns geblieben wären. Jetzt, da 
man in den Bund getreten, dürfe man aud nicht non possumus jagen, ſon⸗ 
dern müſſe die erforderlichen Mittel bewilligen. Er werde ſich freuen, wenn 
feine Worte den Exfolg hätten, wenigftens eine neue Steuer der unerſchütter⸗ 
lien Phalanx zu entreißen! (Gelächter) v. Bennigien: Zum erften Dalc 
werde in der Denkſchrift des preußiichen Miniſters und bier von einem Mit- 
gliede der Rechten der Vorwurf erhoben, der fonft nur von den Feinden 
Preußen gemadt worden, daß das Jahr 1866 der finanzielle Ruin Preußens 

eweſen; dem müſſe er entichieden entgegentreten. Die ganze Debatte werde 
bier geführt, als wenn wir im preußiſchen Abgeordnetenhauſe und nicht im Reichs⸗ 
tage wären. (Sehr wahr) Es heiße den preußiichen Abgeordneten hier eine 
ftarle Zumuthung der Pflichtvergeflenheit machen, wenn man von ihnen ber- 
langt, daß fie ſchon heute jagen follen, im Jahre 1869, 1870 werde ein Te- 
fit von 10 Millionen in Preußen eintreten. Die Zahlen in der Denkſchrift 
jeien jo unzuverläffig und willkürlich gegriffen, daß auf diefelben gar nichts zu 
geben jei. Dan babe diefelben auch gar nicht zu prüfen, man greife jonft 
in das Recht der preußiichen Abgeordneten ein und rufe unnöthig einen Gegen⸗ 
fa hervor bei denjenigen, die man braude. Es jet demnach nicht die Finanz⸗ 
frage Preußens hier zu biscutiren, jondern nur die Bedürfniſſe des Bundes 
im Auge zu behalten. Bei der Steuer von Reiſenden auf Eifenbahnen Habe 
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er fi) nur gewundert, daß nit gleich aud eine Steuer für Meijende auf 
Bolten und Dampfichiffen binzugelommen jet. a das ein Syſtem, tropfen» 
weile aus allen Winkeln und Eden der Apotheke die Heilmittel der Finanzen 
zufammenzufucden? Redner beklagt fi dann jehr erregt Über die Angriffe, 
welche jeine Partei (die nationalliberale) Seitens der officidjen und radikalen 
Prefſe zu erleiden habe. „Bon der einen Seite wird uns renolutionäres 
Gtreben, von der andern Servilismus zum Borwurf gemadt. Die Angriffe 
der offieidfen Prefie werden allmälig jo grob und plump, ‚daß wir fie nidt 
mehr eriragen mögen. Wären fie begründet, jo hätte eine fo hohle und 
nichtSwärdige Partei, als welche wir dargeftellt werden, fein Recht zur Exiſtenz. 
Bir unterftügen die deutſche Politit des Bundestanzlers und belämpfen feine 
Collegen in ‚Preußen für die von diefen ſelbſt getroffenen Maßnahmen. Tas 
iR freilich ein unerträglier Zuftand, den wir jedoch nicht verſchulden. Mit 
unjerer Hilfe will man dem Bolfe neue Steuern auflegen, um uns dann im 
nächſten Jahre bei den Wahlen zu denunciren als diejenigen, welche das Bolf 
aufs Reue belaftet haben. Der Vorwurf der Machterweiterung ift um fo un« 
begrünbeter, als wir fortwährend bemüht find, die Kompetenz des Reichstags 
auf Koften des preußilchen Landtags zu erweitern. Das ift feine Machter⸗ 
weiterung. Ich und meine Freunde wunſchen nicht zu dieſen Vorlagen d. h. 
zu dieſen Finanzforderungen im nächſten Jahre eine ganz negative Haltung 
einzunehmen. Ich bin der Meinung, daß wenn ſich wirklich ein dauerndes 
Mehrbedürfniß in Preußen herausgeſtellt, daß das gedeckt werden kann durch 
Vermehrung der directen Abgaben reſp. durch Zuſchläge zu denſelben. Aber 
andererſeits ſtimme ich dem Bundeskanzler zu, daß ein rationell durchgeführtes 
Syſtem in den Verbrauchsſteuern und Zöllen den Vorzug verdient. Bringen 
Sie uns daher einen feſten Plan und an der reiten Stelle, und wir wollen 
auf die Sache näher ee Wir find bereit, wirklichen Schaden in Preußen 
nicht auflommen zu lafjen, aber maden Sie es uns nicht unmöglid, indem Cie 
uns jelbft mit unferem Seiffen als preußiſche Abgeorbnete in Eonflict bringen! 
Bundeskanzler Graf v. Bismard: Gerade die Steuernorlagen haben die 
Wirkung, die Selbfländigleit des Bundes zu flärken, und darum begreife ich 
nicht, daß Freunde des Bundes fi als prinzipielle Gegner des Weges be» 
weiſen, auf dem die finanzielle Sicherheit des Bundes geſucht wird. Sie find 
entjchieden, uns kein Geld zu geben; der Eine jagt e8 mit der Entichiedenheit, 
die ihm eigenthümlich iſt, der andere beruft fih darauf, daß die Steuervor- 
lagen die .verfchiedenen Volksklaſſen gegen einander aufbringen. Warum die 
Steuervorlagen einen Conflict zwiſchen dem Landtage und dem Reichstage 
erzeugen follen, kann ich nicht erkennen. Beide Körperihaften follen fi in die 
Hände arbeiten, nicht die eine der anderen den Broblorb Höher hängen und 
fich als das undankbare Kind gegen die Mutter, die es mit Schmerzen ge» 
boren bat, gebärden. Es liegt in der Natur unfereß Kaſſenweſens, daß der Umfang 
des Schadens erſt ſeit dem Zufammentritt des Reichötages überjehen werden 
konnte, daher die Haft, mit der die Vorlagen gearbeitet werden mußten. D 
Deficit jest fich aus drei Yactoren zuſammen, die ih als Beficit der Bere 
gangenheit, der Gegenwart und der Zukunft bezeichnen möchte. Das eine be» 
trägt 5 Millionen und entfland durd Erleichterungen, die dem Berlehr ge» 
boten wurden. Die Regierung ift entmuthigt, auf diefem Wege weiter vor⸗ 
angehen, weil fie für den Ausfall in den Einnahmen keine Entihädigung erhielt. 
8 Deficit der Vergangenheit find die 24 Millionen Zinſen für Anleihen, bie 
für Eiſenbahnen und den Nothftand gebieterifch gefordert wurden. Auch in 
diefer Beziehung iſt die Regierung entmuthigt und wird ſich die gemachte Er⸗ 
fahrung ad notam nehmen. Die Beranihlagung des zukünftigen Teficits 
hängt von ber mehr oder minder günftigen Zere vnuns der Einnahmen des 
vorigen und des Laufenden Jahres ab. Daß das 1. Quartal d. %. keine 
Beſſerung aufweist, kann ich ſchon jegt jagen. Alle Dicke Urjachen des Deficits 
hat Preußen und feine Regierung nicht verſchuldet, und wenn es nicht früher 
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eonftatirt wurde, fo liegt daS daran, daB die ficheren Ziffern af im März 
und April feftgeftellt werben können. Die Regierung hat keine Schuld, wenn 
bei der Stodung des Verkehrs die Bergwerke des Staates weniger abwerfen, 
bei dem Stillftande der Bauten weniger Hölzer aus den Staatsforften gekauft 
werben und weniger Perfonen auf den Staatsbahnen fahren. Wan wirft 
uns vor, die Borlagen jeien eilig gearbeitet. Wenn dem fo plöglih fich 
zeigenden Schaben gegenüber raſch Vorlagen ausgearbeitet worden, fo jollte 
man da8 nicht tadeln, fondern unſeren trefflicden Beamten dafür dankbar fein. 
Die Herren kennen nur die Alternative, die Steuervorlagen abzulehnen oder 
mit der Befriedigung des VBeblirfnifies zu warten, zu einer Amendirung lafien 
fie fih gar nit herbei. Als Bundeslanzler brauche ich allerdings kein Geld, 
wohl aber als preußifcher Minifter. Ich bedarf ihre Bewilligung oder eine 
Quittung über ihre Ablehnung, um mich vor dem Sandtage zu legitimiren, 
wenn er mid) fragen wird, warum ich die befferen Steuern mir nit Dom 
Reichstag habe bewilligen laſſen. Meine Hoffnungen auf diefe Bewilligungen 
find jet erheblich geſchvunden, da man uns ftatt ihrer einige ſchätzbare Ab⸗ 
handlungen über Berfafiungsfragen und Aehnliches geboten hat. n vers 
weist uns auf Erfparungen und zwar im Militäretat. Diefer Etat Tiegt 
nejelich feit, aber man jagt uns, daß mit einigem guten Willen das Schloß 
fih löſen ließe. Diefe Frage ift mehr eine politifche als eine finanzielle. 
THatjächlih haben wir die 2Yjährige Diemftzeit, weil das eiferne Budget für 
die dreijährige gar nicht ausreicht, und die Mehrausgaben für dag neue Ge 
ſchützweſen und die Tortificationen gar nicht in dasjelbe aufgenommen find. 
Wäre die 2jährige Dienftzeit möglich, unjere ſparſame Militärverwaltung 
würde nicht zögern, fih für fie zu entſcheiden. Es ift recht hart, mir die 
Mittel zur Fortführung der Geſchäfte zu verfagen und doch zu erwarten, 
daß ich fie fortführe. Den möchte ich fehen, der an meiner Stelle den Muth 
hätte, zu entwafnen! In Frankreich ift gefagt worden, daß die Sicherheit 
feineß Friedens von Jeinem Degen abhänge. Ich glaube, daß jedes Land 
diefen Ausſpruch auf ſich anwenden Tann, und daß aud unfer Friede, unſere 
Sicherheit auf unferer Wehrkraft beruht. Die Frage, wie der Degen be 
ſchaffen fein muß, der dieje friebenjchligende Kraft hat, und was er koſtet, 
möchte ich nicht von Eiviliften entiheiden laſſen. (Beifall reits.) Die Oppo- 
fition kennt kein Compromiß mit ung, fie weiß nur abzulehnen oder zu warten 
bis auf den Rimmermehrötag. ch bin bereit, den Landtag früher als ge 
wöhnlid, ich bin bereit, ibn jofort einzuberufen, denn auch nur ſechs Monate 
in der jetigen Lage zu bleiben, wäre kaum erträglih. Auch der Reichstag 
fönnte noch einmal in dieſem Jahre berufen werden, doch kann ich den Ent» 
ſcheidungen des Präfiviums des Bundes nicht vorgreifen. Ginftweilen bin ic 
in der ungewöhnlichen Lage, daß mir jede Bewilligung verweigert und nicht 
einmal ein Gompromiß gewährt wird! Miquel erflärt fi in längerer 
Rede gegen die Vorlage und fpricht jein großes Mißtrauen gegen die jegige 
preußiſche Binanzverwaltung aus, wozu er ſich hauptjählich dur die Denk⸗ 
ſchrift veranlagt flieht. Frhr. v. d. Heydt ergreift no einmal das Mort, 
um die wiederholten Angriffe von dem preußiſchen Finanzminiſterium abzu« 
wehren. Löwe: Wenn fie (die Abgg.) ſich gegen neue Steuern wehrten, jo 
geſchehe es nicht, weil der Executor bereit daß Letzte abpfänden wolle, fon» 
dern weil fie e8 dahin nicht kommen laflen wollten. Bon einer Gefahr, daß 
Preußen feinen Verpflichtungen nicht nachkommen würde, könne ja gar nicht 
die Rede fein. Preußen mit feinem gefüllten Staatsihaß und ein angeblider 
Bankerott, — daS ferien ſchwer zu vereinigende Phantafiegemälde! Man ſehe 
ja, daß die Befürchtung des preußiſchen Finanzminifterd weder hier noch an 
anderen Orten getheilt, ja nur geglaubt werde. Habe etwa die Börje nad 
defien geftriger Rede die preußiſchen Papiere fallen laſſen? Freilich müſſe 
Ordnung im Haushalt Hergeftelt werden, nicht aber dur‘ Einführung neuer 
Steuern, auch nicht durch Kleine Erſparniſſe, heute könne nur die Verminderung 
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der Armee das Deficit decken und einen georbneten Haushalt herſtellen (Zus 
Rimmung.) Wenn nun der Bundestanzler jage, dadurch mache man das 
Zand wehrlos, fo glaube ihm dieß Europa ebenjowenig, wie es dem Finanz⸗ 
minifter glaube, daß Preußen banterott ſei (Beifall links. Murren reits). 
Man rede fortwährend von Machtfragen. Nichts fei unzutreffender, als ein 
derartiger Vorwurf. Seien fie denn ein Gonvent, der heute Beſchluſſe fafle 
und fie morgen ausführe? Selbſt in einem abjoluten Staate würde man es 
nicht wagen, dem Bolle ein Dusend Steuern mit einem Male aufzuerlegen. 
Bas fie verlangten, jet ein Syſtem der Finanzverwaltung, daß man die 
Eteuern nit nehme, wo man fie finde, fondern dabei flet3 die wirthichaftliche 
Kraft und Entwidelung des Volkes im Auge behalte Was Roth thue, fei 
Rrenge Ordnung im Haushalt, und auch dem preugiihen Finanzminiſter 
müßte e8 erwünſcht fein, eine befiere Controle eingeführt zu jehen, damit joldhe 
Dinge nit wieder vorlämen. Indem er aljo fih gegen ſämmiliche neue 
Steuern erlläre, gebe er zugleih daß Mittel an, wie der Haushalt in Ord⸗ 
nung zu erhalten fei: durch Erſparniſſe im Militäretat (Lebhaftes Bravo links). 
Graf Bismard widerlegt einige Bemerkungen der Vorredner und erklärt, 
daß er aufrichtig mit diefem conftitutionellen Syftem geben wolle, aber damit 
für verträglich halte, etwaigen Ausschreitungen entgegenzutreten. Seinen Aus⸗ 
führungen von der Unmöglichkeit, den Militäretat zu rebuciren, füge er noch 
hinzu, daß, wenn der Herr Vorredner die Garantie für die Sicherheit des 
Landes für einen ſolchen Fall zu Übernehmen geneigt zu fein fcheine, doch un« 
möglid darauf eingegangen werden fünne. Es jei denn, daß man feindliche 
Armeen an den Grenzen dur die Macht der Beredtſamkeit aufhalten Lönnte 
(Heiterkeit), Die Herren von der Linken würden auch nit an diefem Baum 
jo rütteln, wenn fie nicht fiher wären, daß derjelbe feſtſtehe. Die Armee jet 
die Sicherſtellung der Productivität. Der Bundeskanzler erklärt hierauf in 
Bezug des Verhaltens der officidien Prefie: Ich lehne jede Identität und Ver⸗ 
antwortlichfeit für jede Zeitung ab, felbft für den StaatSanzeiger. ch babe 
feine Zeit, Zeitungen zu redigiren, auch nicht zu leſen; meine Mittel erlauben 
mir das nicht (Heiterkeit). Wenn die Regierungen die Verantwortlichkeit für 
ein Blatt tragen jollten, dann mlßten fie daſſelbe auch jelbft redigiren, und 
dann würde es jo langweilig, wie der Staatanzeiger (Heiterfeit). 

Die Discuffion wird hierauf geichloffen. Der Präfident ftellt bie 
Frage, ob die Geſetzentwürfe an eine Commiſſion verwiejen werben 
follen; es erhebt fih Niemand dafür; fie werden demnach im Ple: 
num zur geeigneten Zeit weiter berathen werben. 


25. Mai. (Nordd. Bund). Abflug des Vertrags mit Baben betr. bie 


28. 


gegenjeitige militärijche Yreizügigfeit nebſt Schlußprotobkoll. 
„Mordd. Bund) Reichstag: Das vom Bundeskanzler ein- 
gebrachte Geſetz wegen Berichtigung bes Haushaltsetats für 1868 
bat bie Commiſſion bes Reichstags in biefer Form verworfen, um 
jeder Möglichkeit ber Cinführung franzöfiihen Unmefens in den 
Norbbeutfhen Bund bie Thüre zu verihließen, und es wirb von 
berfelben an deſſen Stelle vorgeſchlagen, durch Geſetz einfach 
bie benöthigten Matricularbeiträge in der geforderten Höhe feſtzu⸗ 
ſtellen, unter Vorbehalt der Rechnungslegung über die Verwaltung 
dieſes Betrags. 

Mordd. Bund). Reichstag: Debatte über den Antrag Hagen 
gegen die Verordnung bes Yunbespräfibiums vom 22. Dezember 
1868 betr. bie Befreiung der Offiziere von allen Communalabgaben. 
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Die Commiffton trägt darauf an, die Verordnung in der fchonendfien 
Weiſe für ungiltig zu erllären und auszuſprechen, daß die Frage einer geſetz⸗ 
lichen Regelung bebürfe. Die Bundesverfafiung beftimmt in Urt. 61: „Nad 
Publication diefer Verfaffung ift in dem ganzen Bundesgebiete die gejammte 
preußiſche Militärgefehgebung ungeſäumt einzuführen, ſowohl die Geſetze ſelbſt 
als die zu ihrer Ausführung, Erläuterung und Ergänzung erlaſſenen Regle⸗ 
ments, Inſtructionen und Reſcripte.“ Lange nad Publication der bhierunter 
fallenden Beftimmungen brachte das Bundesgejegblatt nun am 22. Dezember 
1868 die Verordnung, welche eine für die neuen preußiihen Tandestheile am 
23. September 1867 erlaffene Verordnung über die Befreiung der Militär- 
perfonen von Sommunalfteuern auf das Bundesgebiet außdehnte. Dieje Ber- 
ordnung erſchien weder „ungeläumt nad) Publication der Berfafjung“, wie 
Art. 61 vorfchreibt, no kann fie au nur formell nah ihrem Datum zu 
der in der früher publicirten Bundesverfaffung gemeinten preußiſchen Militär- 
geſetzgebung gerechnet werden. 

In der Debatte gerathen gwei Mitglieder des Bundesraths, ber preuf. 
Kriegäminifter vd. Roon und der befiiiche Berollmädtigte v. Hofmann ziemlich 
ſtark an einander. Gen. Roon tritt dem Antrage als einer Beeinträchtigung 
der von den Militärs in Preußen ſtets genofjenen Rechte jehr entichieden ent» 
gegen und meint, Preußen könne fi das Recht der Militär, von directen 
Steuern unberührt zu bleiben, nicht durch die Heineren Glieder des Bundes 
tauben laffen. Dagegen proteftirt nun v. Hofmann und erklärt, daß feine 
Regierung entgegengefetter Anſicht ſei, diefelbe habe ſchon mit dem Bundes⸗ 
tanzler über die Verordnung vom December 1868 verhandelt und ihm ihre 
Zweifel Über die NRechtögiltigfeit derfelben mitgetheilt.e Durch den Bundes» 
kanzler fei fie von ihren Zweifeln nicht geheilt worden; fie halte die Steuer- 
frage nit für eine militärifche Angelegenheit. General Roon bedauert 
darauf, daB Hr. Hofmann eine Discuffion des Bundesraths in den Reichötag 
verlegt habe, und erklärt, daß die Einheit der Armee auf der Einheit ihrer 
gefammten Rechtsverhältniffe beruhe, daß nicht ein Theil derſelben dieſes, ein 
anderer Theil jenes Recht haben dürfe. Noch flärter faft als Gen. v. Roon 
tritt Gen. v. Moltke auf: nah ihm handelt es fich dabei nicht um die Pri- 
dilegien der Offiziere der Tyriedensarmee bei allgemein bürgerliden Laften, 
fondern um die Armee als Inftitution gegenüber dem Givilftaat. Die Armee 
bat ihre eigene Polizei, ihre eigene Armenpflege, ihre eigenen Schulen, ihre 
eigenen Nachtwächter, was geht fie aljo die Commune an? a, von Rechts⸗ 
wegen müßten die Gommunen umgekehrt Abgaben an die Garniſon zahlen; 
denn fie gibt ja den Wirthen etwas zu verdienen, verflärlt im Nothfall die 
Polizeimadt und erhöht fpeciell in Berlin durch fiegreiche Feldzüge den Werth 
des Örundeigenthbums. 

Bei der Abſtimmung erflärt fih damit eine Mehrheit des Haufes ein- 
verftanden, daß die Frage einer gefeglihen Regelung im Einne der Einheit 
des Bundesheers bedürfe. Dagegen wird der gleichzeitig vorgeſchlagene 
Gejegentwurf, laut welchem, unter Aufhebung jener Verordnung, die bis zum 
Erlaß derjelben in den einzelnen Bundesftaaten geltend geweſenen Geſetze und 
Beitimmungen wieder in Kraft treten follten, abgelehnt, ebenfo au alle An⸗ 
träge, welde fi darauf beichräntten, die formelle Außerkraftſetzung der Ber- 
ordnung zu fordern. Selbft der Antrag des Abg. v. Forckenbeck auf ander- 
weitige geſetzliche Regelung diefer Frage im Sinne der von der preußiichen 
Regierung felbft im Jahre 1862 vorgelegten Städteordnung konnte nicht die 
Zuftimmung der Mehrheit finden. So bleibt denn eine Berorbnung, deren 
Nechtstitel jelbft die Nechte bemängeln mußte, und melde nad dem Beſchluß 
des Haufes nicht zu Recht befteht, gleihwohl aufrecht erhalten, falls nicht der 
Bundesfeldherr fie aus eigener Initiative zurüdziehen follte. 


31. Mai. Mordd. Bund). Reichstag: Die in einer Reihe von Sitz⸗ 
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ungen buräberatbene und vielfah iu liberalem Sinne amenbirte 
Gewerbeordnung wirb ſchließlich in letter Lefung endgiltig ange: 
nommen. Dagegen flimmen nur zwei Yeubale und bie Social⸗ 
bemofraten. 

Zweite Lejung über bie Mechielftempeliteuer, die Börfenfteuer 
und die Braumalziteuer. Nur bie erftere wirb angenommen, bas 
gegen wird bie Erhöhung der Branntweinfteuer mit der impofanten 
Mehrheit von 202 gegen bloß 15 Stimmen abgelehnt. 

In der Minderheit befinden fih: Prinz Albrecht, der ehemalige Finanz» 
minifter v. Bodelſchwingh und der ehemalige Oberpräfitent von Preußen 
Eichmann, der Biürgermeifter von Altona v. Thadden, der Regierungspräfident 
Graf zu Eulenburg, der zukünftige mechlenburgiſche Minifter Graf v. Baſſe⸗ 
wis, der Präfident der Seehanblung Samphaufen, die beiden Generale 
dv. Molite und v. Steinmek und die beiden preußiſchen Minifter v. Muhler 
und Frhr. v. d. Heydt, der Urheber der Borlage. Bei Abgabe feines ſchüch⸗ 
ternen „Ya“ bricht das Haus in ein ſchallendes Gelächter aus. Graf Bismard, 
der die Riederlage vorausjah, war gar nicht in der Sigung erjdienen. 

31. Mai. Großartiger Proteitantentag in Worms gegen bie päpftliche 
Einladung vom 13. Sept. 1868, in die Gemeinſchaft ber römiſch⸗ 
katholiſchen Kirche zurüdzufehren. Es haben ſich aus ganz Deutſch⸗ 
land bazu gegen 20,000 Männer und darunter gegen 1000 Dele: 
girte von Stäbten und Ortſchaften, worunter Vertreter von Straß: 
burg, Petersburg, Berlin und Bremen eingefunden. Die Berfamm: 
fung beſchließt folgende „Erklärung“: 

.1) Wir, die heute in Worms verfammelten Proteftanten, fühlen uns in 
unjerm Gewiflen gedrungen, bei voller Anerkennung der Gewiſſensrechte uns 
jerer katholiſchen Mitchriffen, mit denen wir im Frieden leben wollen, aber 
auch im vollen Bewußtjein der religiöjen, moralifchen, politiſchen und jocialen 
Segnmungen der Reformation, deren wir und erfreuen, gegen die in dem ſo⸗ 
genannten „apoftoliihen Schreiben" vom 13. Sept. 1863 an und gerichtete 
Zumuthung, in die Gemeinſchaft der römiſch⸗katholiſchen Kirche zurüdzufehren, 
öffentlich und feierlich Verwahrung einzulegen. 2) Immer gern bereit, auf 
den Örundlagen des reinen Evangeliums mit unfern katholiſchen Mitchriften 
und zu vereinigen, proteftiren wir heute noch ebenfo entſchieden, wie vor 
350 Jahren Luther m Worms und unfere Väter in Speyer, gegen jede hie 
rarchiſche und pricfterliche Bevormundung, gegen allen Geifteszwang und Ges 
wiſſensdruck, injonderheit gegen die in der päpftlichen Encyllica vom 8. Tec. 
1864 und in dem damit verbundenen Syllabus ausgeſprochenen ſtaatsver⸗ 
derbliden und culturwidrigen Orundfäge 3) Unfern katholiſchen Mitbürgern 
und Mithriften reihen wir hier am Fuße des Nutherdentmals, auf den uns 
mit ihnen gemeinfamen Grundlagen des chriſtlichen Geiftes, der deutfchen Ge⸗ 
finnung und der modernen Eultur, die Bruderhand. Wir erwarten dagegen 
von ihnen, daß fie zum Schug unferer gegenwärtig bedrohten höchſten natio⸗ 
nalen und geifligen Güter fih uns anſchließen werden im Kampf gegen den 
uns mit ihnen gemeinfamen Yeind des religiöfen Friedens, der nationalen 
Einigung und der freien Gulturentwidlung. 4) Als Haupturſache der religid- 
fen Spaltung, die wir tief beflagen, erklären wir die hierarchiſchen Irrthümer, 
inSbejondere den Geiſt und das Wirken des Jeſuiten⸗Ordens, der den Prote- 
ftantismus auf Leben und Tod befämpft, jede geiftige Freiheit unterbrüdt, die 
moderne Cultur verfälict und gegenwärtig die römiſch⸗katholiſche Kirche bes 
herrſcht. Nur durch entſchiedene Zurüdweifung der feit dem Jahr 1815 er» 
neuerten und fortwährend gefteigerten hierarchiſchen AUnmaßungen, nur durch 
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NRüdtehr zum reinen Evangelium und Anerkennung der Errungenichaften ber 
Eultur kann die getrennte Chriftenheit den Frieden wieder gewinnen und die 
Mohlfahrt dauernd fihern. 5) Endlih erklären wir alle auf Begründung 
einer hierarchiſchen Macifichung der Geiſtlichkeit und ausſchließliche Dogmen⸗ 
herrſchaft gerichteten Beſtrebungen in der proteftantifchen Kirche für eine Ber- 
läugnung des proteftantiihen Geiftes und für Brücken nad Rom. Ueber⸗ 
zeugt, daß die Lauheit und Sleichgiltigkeit vieler Proteftanten der lirchlichen Reac- 
ttionspartei eine Hauptftüge gewährt und aud in dem mädhtigften deutichen Staat 
ein Daupthinderniß nationaler und kirchlicher Erneuerung bildet, richten wir 
an unjere ſämmtlichen Glaubensgenofien den Mahnruf zur Wachſamkeit, zur 
Sammlung und zu kräftiger Abwehr aller. die Geifted- und Gewifienzfreiheit 
gefährdenden Tendenzen.“ 

An diefe Erklärung ſchließt IH an: Das evangelifh-proteftanti» 
Ihe Gemeindeprincip und die daraus folgenden Srundjäge 
der proteftantiidgen Kirhenverfaffung: 

„1) Tie evangelijch-proteftantiiche Kirchenverfaffung ruht auf dem Grund⸗ 
fa der Selbftändigfeit der Gcmeinde, welde auf allen Stufen der Kirchen- 
leitung vertreten fein jol. 2) Dieſem Grundſatz gemäß ift die Stellung des 
proteftantiichen Landesherrn innerhalb der evangeliihen Kirche, ſowie die Kir⸗ 
henleitung überhaupt, auf verfafjungsmäßigen Wege zu regeln. 3) Die 
evangeliih-proteftantiichen Gemeinden find vertreten durch Ortsfirchengemeindes 
Berfammlungen, durch Kreis- (PBrovinzial-) Synoden, durch eine Landesſynode. 
4) Sn den Synoden gebührt den weltlichen Mitgliedern eine mindeftens gleiche 

ertretung wie dem geiftlihen Stande. Die weltlihen Mitglieder der Syno⸗ 
den find dur freie Wahl der Gemeinden zu ernennen, Die Tidcefaniynoden 
wählen ihre Dekane frei aus ihrer Mitte. 5) Tas active und pafiide Wahlrecht 
fteht ſämmtlichen felbftändigen bürgerlih und kirchlich unbeſcholtenen Gemeinde⸗ 
gliedern zu. Das Wahlrecht ift nicht durch den Nachweis bejonderer kirch⸗ 
licher Eigeni'haften bedingt. 6) Der Gemeinte ſteht bei Beſetzung der Pfar- 
reien die entiheidende Stimme zu. 7) Tas Recht der kirchlichen Geſetzgebung 
fteht der Landesſynode in Verbindung mit dem Kirchenregiment zu. 8) Die 
Zandesgemeinde ift im SKirchenregiment dur einen von der Landesſynode 
gewählten Ausſchuß vertreten. Das Kirchenregiment ift der Landesſynode 
verantwortlich.“ 


Mai. (Ruremburg). Ueber die Demolition ber Feſtungswerke 
gibt das in Arlon erſcheinende Blatt „L’Eho du Luxembourg“ einige 
Mittheilungen. Demnach hofft man nod im Laufe d. J. alle auf der Weſi⸗ 
jeite von Luxemburg gelegenen Forts abgetragen zu haben. Tas Fort Bauban 
ift bereits volftändig verſchwunden, das Fort Louvigny dem Boden gleich ge⸗ 
madt, und nur das Rebuit desjelben ift erhalten worden, um als Sommercafino 
benügt zu werden. Später wird man auch die Werke im Norden des Platzes 


jhleifen. Nur das ort Charles ſoll verfhont werden, nm in ein ftädtiiches 


Schlachthaus verwandelt zu werden. Bon der Demolirung der übrigen Feſtungs⸗ 
fronten, alfo der füdlichen und dftlichen, ift noch Feine Rede. Die Demolitiong- 
arheiten nad diejer Seite, alfo nah Deutihland Hin, jeien, wie das Blatt 
bemerkt, zu ſchwierig und zu wenig einträglid. 

„ (Sadjen.) Die bevorftehenden Landtagswahlen haben nur 
eine fehr theilweife und im Ganzen fehr ſchwache Wahlbewegung 
veranlaßt. 

„ (Breußen).. Am Rhein fängt c8 unter ben gebilbeten 
Katholiken an, ſich gegen bie in Rom burd das bevorftehende Concil 
beabfichtigten Tendenzen zu regen. Cine Abrefje folder aus Coblenz 
an den Biſchof von Trier erklärt ſich entſchieden gegen bie Auslaſ⸗ 
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fungen der Civilt& cattolica bez. Syllabus und päpftlide Unfehl⸗ 
barkeit und formulirt bagegen ihre Wünſche: 


u + + . Wären das Aeußerungen einer irgendbeliebigen, einzelnen, von 
feiner kirchlichen Autorität aufgemunterten Tatholiihen Zeitichrift, fo würden 
wir nicht veranlaßt fein, hervorzutreten. Belannt ift aber, daß fi) jene Gläu⸗ 
bigen mit der Zuneigung kirchlicher Autoritäten und des heil. Stuhls felbft 
ſchmeicheln, und e8 hat den Anſchein, daß ein großer Orden mit der Wucht 
einheitlicher Organifation nach denfelben Zielen dränge; es wäre alfo leicht 
erflärlich, wenn ein fo planmäßiges, die allgemeinfte Zuftunmung in Anſpruch 
nehmendes Borgeben, falls fein Widerſpruch erfolgte, über die Gefinnungen 
der Katholiten bedeutende, unter den gegenwärtigen Umſtänden doppelt befia- 
genswerthe Irrthümer veranlaßte. Unter ſolchen Umftänden dürfen und fün- 
nen wir nicht ſchweigen, die wir nicht minder treue Kinder der Kirche zu fein 
beftrebt find als jene; wir müſſen unfere Stimmen erheben und Ihnen, un» 
ſerm Biſchof, das laut ausſprechen. 


„Wir theilen jene Anſichten, Hoffnungen und Wunſche der ſogenannten 

eigentlihen Katholiken nicht, verwahren ung vielmehr gegen diejelben auf das 
entſchiedenſte. Uns find im Hinblid auf die vom heil. Vater in feiner Beru⸗ 
fungsbulle erläuterte Bedeutung des bevorftehenden Concils Gedanken anderer 
Art vor die Seele getreten, die Ew. biſchöfliche Gnaden in Kürze darzulegen 
uns vergonnt jein möge. 

„Ueberſchauen wir die Berhältniffe, To jehen wir in unferer Zeit nirgend« 
wo eine bäretiihe, Punkte des Glaubensbekenntniſſes berührende Spaltung, 
wie fie frühere Goncilien zur Yormulirung kirchlicher Lehren veranlaft hat, 
bervortreten. Der uns umgebende Unglaube ftügt fi auf philofophifche Mei⸗ 
nungen, deren Falſchheit Längft durch große chriſtliche Wahrheiten in helles 
Licht geiet if, und eine Bereinigung mit unjern im Glauben getrennten 
KHriftlihen Brüdern möchte faum dadurch erleichtert werben, daß man die 
Summe der uns trennenden Glaubensſätze noch um einige neu formulirte 
vermehrte. Unſere Zeit bat eigenthümliche Bedürfniſſe, denen gerecht zu wer⸗ 
den die Kirche aus dem unerſchöpflichen Born ihrer Kraft die Mittel zu ſchö⸗ 
pfen vermag. Wir zählen dahin: die Befreiung der Kirche von der Staats« 
gewalt, die Herftellung einer jelbftändigen und harmoniſchen Bewegung beider 
Ordnungen, in denen nah Gottes Willen das Leben der Menſchheit ſich ent- 
falten fol, die organijche Regelung der Theilnahme der Gläubigen an der 
Geftaltung der Tirchlichen Lebensbeziehungen, die Zurückführungen der getrenn- 
ten Brüder zur Kirche, die Bewältigung des focialen Elend, das Auffuchen 
der richtigen Stellung des Elerus und de3 einzelnen Ehriften zur allgemeinen 
Bildung und zur Wiffenihaft: an dieſen das kirchliche Leben im weiteften Sinn 
umfaſſenden Aufgaben müht die Gegenwart in geiftigem Ringen fi ab, und 
ihre Löjung fcheint fie von dem vom göttlichen Geiſte geleiteten, von der Ein⸗ 
fit der ganzen Kirche getragenen Concil zu erwarten. Auf alles dieſes ein⸗ 
zugeben wird einem allgemeinen Concil faum möglidh fein, der Organismus 
der Kirche jelbft wird in feinen einzelnen Theilen die Form hervorzubringen 
haben, in welder die Schäden Heilung finden, die gejunden Kräfte fih in 
ſegensreicher Wirkung entfalten können. Es würde daher mit Freuden begrüßt 
werden, wenn von dem Goncilium eine Neubelebung des großen Firchlichen 
Drganismus durch allgemeine Wievereinführung jener durch Jahrhunderte er⸗ 
probten regelmäßigen Rational», Brovinzial-, Didcefaniynoden 
ansginge. Solde Synoden, wenn ihre Belhlüffe aus wahrhaft freier und 
gründlicher Berathung geſchöpft und auf die Forderung des wirklichen Lebens 
gerichtet waren, find von jeher eine Quelle des Heil für die Kirche geweſen. 

„Riten wir unfere Aufmerkſamkeit auf das allgemeine Verhältnik ber 
Kirche zum Staat und zur modernen Geſellſchaft überhaupt, fo erſcheint es 
uns im Intereſſe der Freiheit und Selbſtändigkeit der Kirche aufs dringendſte 
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gerathen, daß das bevorftehende Eoncil feinen Zweifel darüber laſſe: die 
Kirche babe mit dem Wunſch, die mittelalterliden Staats» 
formen berjzuftellen, vollffändig gebrochen. Aud der Staat Hat 
teligiöfe Grundlage, infofern die Ordnung des Staats und die obrigfeitliche 
Gewalt auf der Anerkennung eines lebendigen perjönlichen Gottes und des 
von ihm in die Seele eingepflanzten Sittengefeheß beruhen. Aber die Sphäre 
des Staats ift innerhalb jener geifligen Erfenninifie und fittlichen Geſetze be⸗ 
ſchloſſen, welche durch die natürliche Kraft des Menfchen erfaßt werden. Der- 
jenige Staat ift der chriſtlichſte, welcher dieſe Schranten am gewifienhafteften 
achtet, während er der übernatürlihen Religion, der Kirche und den Confeſſio⸗ 
nen, welche feine eigene religiöß-fittlihe Grundlage anerkennen, die freiefte und 
jelbftändigfte Bewegung auf ihren Gebieten und den Schub ihrer Rechte fichert. 
Auf diefem Weg foll eine größere Harmonie und idealere Ausgeftaltung von 
Kirche und Staat erreicht werden. 

Noch ſchlimmer würde es fein, wenn da8 Band, welches Gleruß und 
Laien, Seeljorger und Gemeinden umfchlingen foll, gelodert würde, oder wenn 
gar eine tiefgreifende Disharmonie zwiſchen ihnen entftehen ſollte. Mit ſchmerz⸗ 
Iihem Bedauern muß daher jeder Verſuch betrachtet werden, die gemeinfame 
Bildungsgrundlage zu zerftören, welche bisher in Deutſchland den Elerus und 
die durch akademiſche Studien vorbereiteten weltlichen Berufsftände einigte. 
Eine Beſchränkung der theologifhen Bildung, Ausichließung der Theologen 
don den Disciplinen, welche in die unmittelbaren Quellen des Glaubens und 
der kirchlichen Entwidlung einführen, würde eine unheilvolle Schädigung der 
kirchlichen Wiſſenſchaft wie des kirchlichen Lebens fein. Möge das Goncil auf 
diefe eigenthümlichen Berhältnifie des deutihen Vaterlands Rückſicht neh⸗ 
men und biefen Gegenftand nationalen Synoden überlafien. Die Gefahren, 
welche der Kirche vom Unglauben drohen, die Anforderungen, melde die focia- 
Ien Uebel der Zeit an die hriftlicde Liebesthätigkeit ftellen, laſſen es nothwen⸗ 
dig ericheinen, daß alle Bläubigen im engften Berbande mit ihren Geeljorgern 
am kirchlichen Leeben theilnehmen. Daher ift eine organiſch geregelte 
Betheiligung der Laien am Kriftlid -»jocialen Leben der 
Pfarrgemeinde höchſt wünſchenswerth. Der heiße Wunſch, der den Beil. 
Vater, den ganzen hochwürdigen Epiffopat, jeden gläubigen Katholilen und 
vor allen un deutiche Katholiken beieelt: die Berfühnung der von uns getrenn- 
ten proteftantiihen Confeſſionen mit der Kirche zu erleben, bat wohl nur dam 
Ausfiht auf Erfolg, wenn von unjerer Seite Entſcheidendes geſchieht, um die 
Furcht und das Mißtrauen bei unfern Brüdern zu bejeitigen, Vorurtheile zu 
überwinden und Bertrauen zu erweden. Wie viele ihrer Vorurtheile würden 
aber ſchwinden, wenn fie bei und die großen Organe der Kirche wieder thätig, 
wenn fie ein wahres, die focialen Wufgaben des Chriſtenthums erfüllendes 
Gemeindeleben bei uns wieder blühen jähen, und daher unmöglich die miß- 
trauiſche Furcht zu hegen Überrenet werben könnten, daß eine herrſchſüchtige 
Hierardjie in der Kirche die Gläubigen ausbeute und die Geifter gewaltſam 
in falſche Richtungen lenke und niederbrüde. 

„Eine andere nicht unwichtige Frage, welde wir Ew. biſchöfl. Gnaden und 
de3 ganzen zum allgemeinen Goncil eingeladenen Epiſscopats Erwägung unter« 
breiten möchten, betrifft die Einrihtung des Index librorum pro— 
hibitorum. Wir wiflen, dab die kirchlichen Autoritäten die heil. Pflicht 
haben über die Reinheit der Lehre zu wachen, Irrthümer zu bezeichnen und 
zu verbefiern ꝛc. Wllein das bisherige Verfahren, die Eintragung foldher 
Schriften, die irrige oder bedenkliche ſittliche Darftellungen enthalten, in einen 
demnähft veröffentlichten Katalog, und das Verbot, ſolche Bücher ohne beſon⸗ 
dere Erlaubniß der kirchlichen Obern zu leſen, diejes Verfahren ſcheint uns 
weder feinem eigentlichen Zweck zu entipreden, neh dem Geift un) der Mürde 
der Kirche volllommen angemeflen, noch für die Entwidlung der Wiſſenſchaften 
heilſam. Es entipricht feinem Zweck nicht, weil nicht alle Schriften katalogiſirt 
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werden Linsen, die Eintragung von Bufälligleiten, oft von Denunciationen 
abhängt, weil niht Die inrigern Lehren ſelbſt, fondern Bücher und Autoren 
bezeichhnei werden, weil Das Verbot von der Mehrzahl ber gebildeten Katho- 
liten nicht beadtel werben Tarın und, wie Ew. biihöfl. Gnaden befannt if, 
nicht beachtet wird. Es ift Der Würde und dem Geiſie der Kirche nicht ange 
meſſen weil oft gläubige Tatholiihe Verfaſſer, die in befter Abficht geirrt oder 
nur Mikfälliges geiußert Haben, dur Rotirung ihre Namens oft unmittel- 
dar neben ven Brfafiern won Echandiäriften als gefährlich gekennzeichnet und 
zei einer Matel behaftet werden, während Wiſſenſchaft und Kirche ihnen für 
bebeutende Leitungen Dant ſchuldig wären. Das Berfahren ift für den wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Sortihritt nicht heilſam, weil die Furcht durch irgendeinen unwill⸗ 
tarligen Fehltriitt oder Mißgriff, vielleiht gar in Folge der unberufenen 
Dimftfertigleit eines Gegners ſich eine ſolche diffamirende Strafe zuzuziehen, 
ſich wie ein Bleigewicht an die Forfhungen der katholiſchen Gelehrten hängt. 
Wir hegen daher vn Wunſch: e8 möge dem bevorſtehenden allgemeinen Eoncil 
gefallen, den Index librorum prohibitorum aufzuheben. 

„Das find unjere Wünfche, melde uns auszuſprechen unjer Gewiſſen drängt. 
Sie verdienen, dünft uns, gehört zu werben wie diejenigen der andern. Das 
BeHühl der Pflicht Hat und veranlaßt, mit unjerm Ramen bervorzutreten, 
lebhaft erregt durch die Wahrnehmung der weit verbreiteten Abneigung, mit 
der man in katholiſchen Kreifen die oben mitgetheilten Auslafiungen der 
‚Sivilta Eattolica” aufgenonmen, jodann der beilagenswerthen Bedenklichkeit, 
mit der fo manche, die eB nicht jollten, vor freimüthigern Widerfpruch zurüd« 
jchredden. Auch der traurigen Kirchenſpaltung des 16. Jahrhunderts ging ein 
allgemeine® Concilium unmittelbar voraus, ohne auf die Entwidlung der 
Dinge einen günftigen Einfluß auszuüben. Sollen heute die chriſtlichen Bölter 
durd das Goncil für die Kirche wirklich wieder gewonnen werden, jo muß 
einfeitig abiprechenden Behauptungen gegenüber die Lehrende und regierende 
Kirche durch beftimmte und Hare Belenntnifje von dem Zuftande der Geifter 
volllommen unterrichtet, den wahren Bebürfnifien der Zeit entgegenzulommen, 
in den Stand gejett fein, und dazu nad Kräften beizutragen, fühlten aud 
wir uns verpflichtet, die wir al8 treue Söhne der Kirche in der Einheit mit 
ihr und ihrem Mittelpuntte, dem heil. Stuhl zu Rom, und in kindlichem 
Gehorfam gegen Ew. biihöfl. Gnaden mit Gottes Hilfe zu leben und zu ſter⸗ 
ben entichlofien find.” 

Graf Montalembert erklärt ih in einer Zufärift an die Urheber der 
Horeffe mit derfelben volllommen einverftanden: „Ih kann Ihnen nicht jagen, 
wie jehr mid, dieſe herrliche Kundgebung gerührt und gefreut hat: fie ift nad 
Inhalt und Form untadelhaft. Ich würde gern jede Zeile derjelben unter- 
fchrieben haben. Es war mir, als fähe ich einen Lichtſtrahl in dunkler Nacht, 
und als börte ich endlich ein männliches und chriſtliches Wort dur die Des 
elamationen und Schmeideleien durdhllingen, mit denen man uns betäubt. 
Erlauben Sie mir, beizufügen, daß ih mich in etwas gedemüthigt fühle bei 
dem Gedanken, daß Sie Deutihe am Rheine dies Mal die Smitiative bei einer 
Demonfttation ergriffen haben, weldhe zu der früheren Haltung und Thätig- 
Zeit der franzöfiichen Katholitn und zu den Ueberzeugungen jo gut —8 
haben würde, die uns in der erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts die Ehre 
verſchafft haben, an die Spitze der Vertheidiger der religidſen Freiheit auf dem 
Feſtlande zu treten.“ 


1, Juni. (Nordd. Bund). Reichstag: Die Befteurung ber Börſen⸗ 
Schlußſcheine wird mit 128 gegen 73 Stimmen, bie Bierfteuer 
mit 152 gegen 48 abgelehnt. Die Steuervorlagen find bamit defi⸗ 
nitiv gefallen. 
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1. Suni. (Preußen). Es fteht nunmehr feit, daß die Gartelconvention 


mit Rußland nicht erneuert werben wird. 


„ (Breußen). In Folge der Ablehnung ber Gteuervorlagen 
durch ben Reichstag und durch das Zollparlanıent orbnet bie Regie: 
rung bie Einftelung aller „nit abjvlut dringenden“ öffentlichen 
Arbeiten an. 


„ Morbd. Bund). Reichstag: genchmigt ben vom Abg. Wiggers 
im Wege ber SYnitiative eingebrachten Gefegentwurf bie Gleichberech⸗ 
tigung ber Confefjionen betr. in criter und zweiter Lefung nad 
unbedeutenber Debatte mit großer Mehrheit. 

Einziger Artilel: „Alle noch beftehenven, aus der Verſchiedenheit des reli⸗ 
gidjen Belenntniſſes bergeleiteten Beſchränkungen der bürgerlien und ſtaats⸗ 
bürgerlichen Rechte werden hierdurch aufgehoben. Insbeſondere foll die Befä- 
Higung zur Theilnahme an der Gemeinde und Landesvertretung und zur 
Bekleidung dffentlider Aemter vom religidfen Belenntnik unabhängig fein.“ 


„ (Zollverein). Gröffnung bes Zollparlaments durch Präſ. 
Delbrüf (chne daß darum ber Reichstag bes norbb. Bunbes ge: 


ſchloſſen worden wäre): 

„Seit Sie zum letztenmal bier verſammelt waren, iſt die Geſezggebung 
des Zollverein in Medienburg, Lübeck und in einem Theil des GebietS von 
Hamburg in Wirklichkeit getreten. Mit der nahe bevorftehenden Einführung 
diefer Geſetzgebung in andern hamburgiſchen und im einigen preußiſchen Ge⸗ 
bietstheilen wird die Abgrenzung des Zollgebiets für die nächſte Zukunft ihren 
Abſchluß erhalten. Der Verkehr mit dem Preihafengebiet Hamburgs hat 
jede mit den vorhandenen Einrichtungen vereinbare Erleichterung erfahren, 
und wird durch die bereits eingeleitete Bervolllommnung diejer Einrichtungen 
noch weitere Erleichterungen erhalten. Die Maßregeln, welde, gegenüber die» 
fen Erleichterungen, zur Sicherung der gemeinſchaftlichen Zollgrenze im Frei» 
bafengebiet erforderlich find, bilden den Gegenſtand einer Borlage, welche 
Ihrer Berathung unterworfen werden wird. — Dem in der vorjährigen Sei» 
fion von Ihnen wie von den Bereinsregierungen anerfannten Bedürfniß einer 
durchgreifenden NRevifion der Bollgejeggebung fol ein neues Vereinszollgeſetz 
gerecht werden, defien Entwurf Ihnen vorgelegt werden wird. Diefer Entwurf 
will die Zollgefeggebung ſowohl materiell durch Vereinfachung der Zollcontrole 
und Erleichterung des Abfertigungsverfahrens der eingetretenen Entwicklung 
des Verkehrs anpaffen, als auch formell die in verjchiedenen Belegen zerftreu- 
ten Beftimmungen überfihtlih zufammenfaflen. — Der Entwurf eines Ge⸗ 
fegeß über die Befteuerung des Zuckers fol, dem von Ihnen ausgeiprochenen 
Wunſche gemäß, die Zollfäge für den ausländiihen Zuder ohne Rückſicht auf 
defien Beſtimmung zur Wabrilation oder zum Werbraud regeln, und die 
Steuer vom inländiichen Zuder in ein richtiges Verhältniß zu dielen Zollſätzen 
bringen. — Die Revifion de Bereinszolltarif$ wird miederum einen Gegen- 
fand Ihrer Berathungen bilden. So Iebhaft die Vereinsregierungen wünjchen 
durch Zollbefreiungen und Zollermäßigungen den Verkehr zu fördern und den 
Verbrauch zu erleichtern, jo gebieterifch erheiſcht die Nudfiht auf den Staats» 
haushalt die von folden Befreiungen und Ermäßigungen unzertrennliden 
Ausfälle in den Zolleinnahmen durch Erhöhung dieſer Einnahmen bei andern 
Gegenftänden auszugleichen . . .* 


„ (Norbb. Bund). Der Reihstag nimmt troß bes Einſpruchs bes 
heſſiſchen Bundescommiſſärs Hoffmann den Antrag von Golme: 
Laubach auf Einführung bes Braumalzfteuergejebes dom 4. Juni 


wehren 
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I 


“r 


REKEN SAL FAND ON By ya 


Yreuken und der nerddentſche Bund, 97 


1868 in dem großherzoglich heſſiſchen Bundesgebiete ab 1. Detober 
1869 an. 

Der Vertrag mit Baben bez. der militäriſchen Freizügigkeit vom 
25. Mai wirb ohne Debatte genehmigt. 


4. Juni. (Zollverein). Lollparlament: Beftellung des Bureau. Bon 


225 Etimmen wird Simfon mit 215 wiederum zum BPräfidenten 
gewählt (die 6 anwelenden Polen geben leere Zettel ab, bie übrigen 
zeriplittern ih). Zum eriten Bicepräfidenten wirb ber bayrifde 
Minifterpräfident Fürft Hohenlohe mit 168 Stimmen gewählt (Hr. 
dv. Thüngen erhält 32 Stimmen ber fübd. Fraction), zum zweiten 
PVicepräfidenten der Herzog dv. Ujeſt (Hr. v. Neurath von ber ſüdd. 
Sraction erhält 31, Löwe von ber Tortfcrittspartei 22 St.). 
Fürſt Hohenlohe nimmt die Wahl mit dem Beifügen an: 

„Bür die mir dur Ihre Wahl erwiejene Ehre ift meine Dankbarkeit um 
fo größer, als ich im vorigen Jahr nicht Gelegenheit hatte, Beweiſe für meine 
Befähigung zu dem mir Abertragenen Amt zu geben. Wenn Sie mid) dennod 
wiedergewählt haben, jo geben Sie mir damit daB Recht, das Motiv Ihres 
Bertrauens in meiner Thätigkeit außerhalb diefer Verſammlung zu ſuchen. 
(Lebhaftes Bravo.) Demnach gewinnt aber für mi Ihr Botum hohe poli« 
tifche Bedeutung, Und das Bertrauen diefer Berjanmlung wird mir den 
Muth geben, auf dem Wege, den ich für den richtigen halte, unbeirrt fortzu- 
ſchreiten (jehr Tebhafter Beifall), und auszubarren in dem Beſtreben, für die 
Berftändigung, Berjöhnung und Eintracht der deutſchen Stämme mit allen 
meinen Kräften zu wirken.“ 

„ (Sadfen). Allgemeine Landtagswahlen. 

Das Rejultat ergibt: 33 deutſch⸗ſächſiſche (bundesſtaatlich⸗conſtitutionelle) 
Abgeordnete, darunter der Präfident und der Bicepräfident der vorigen zweiten 
Kammer, Haberlorn und Oehmichen; 323 nationalsliberale Abgeordnete, 
5 Mitglieder der „deutichen Kortichrittspartei” (National-Demokraten) Die 
National⸗Demokraten unterjcheiden ſich nicht jehr weſentlich von den Rational» 
Liberalen. Die Betheiligung an den Wahlen war auf dem platten Rande 
ungleich ftärler als in den Städten; dort flimmten durchſchnittlich zwei Drittel, 
hier nur ein Drittel der Wahlbereihtigten. Die Städte fenben 12 deutſch⸗ 
fächfifche, 17 nationalsliberale, 2 national⸗demok. Abgeordnete; das platte 
and jendet 21 deutſch⸗ſächſiſche, 15 nationalsliberale, 8 national⸗demokratiſche 

geordnete. 


„ (Rordd Bund) Der Reichstag nimmt das Wechſelſtempel⸗ 
fteuergefeb auch im britter Leſung an, hält bagegen die Verweigerung 
ber Erhöhung ber Branntweinfteuer neuerbinge aufredht, worauf 
Präfident Delbrück erflärt: ba die Bundesregierungen auf bie 
Meiterberatfung ber Steuergefeße verzichten. Der Etat für 1870 
wirb in britter Beratbung definitiv genehmigt. 

„ (Anhalt). Landtag: 22 Mitglieder bringen einen neuen An: 
trag bez. ber Domanialfrage ein: 

Hiernach foll die Domänenrente des Herzogs von 250,000 Thlrn. auf 
300,000 Thlr. jährlich erhöht, und diefe in der Weife gewährt werben, daß 
Grundfüde mit einem Reinertrag von 200,000 Thlrn. jährlih als Privat- 
eigenthum auszujcheiden, 100,000 Thlr. aber, folange die Regierung beim 
herzoglichen Kaufe verbleibt, als Rente fortzugahlen find, mit den Aufhdren 
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10. Juni. (Nordd. Bunb). Der Bundesrath weiſt die Beſchwerde gegen 


11, 


" Zarifirung don Leinengarn, 


Jrenßen und der nerdäentfhe Band, 


der Regierung tritt an Stelle diefer Rente eine Gapitalabfindung von 
2,000,000 Thlrn. 


Medlenburg ab, ertheilt dagegen bem von Reichstag beſchloſſenen 
Geſetzesentwurf bez. Gleichſtellung ber religiöjen Belenntnijje nad 
lebhafter Debatte feine Zuftimmung (Medlenburg proteitirt); ebenio | 
werben bie Gewerbeorbnung und das Geſetz wegen Beihlagnahme ber 
Arbeits: und Dienftlähne nach ben Beſchlüſſen des Reichstags genehmigt. 
„ (Zollverein). Zollparlament: Vorberathung bes Zollgeſetzes. Das: 
felbe wird unter Ablehnung ſämmtlicher Amenbemenis angenommen. 

Gegenüber der ‚ſüdd. Fraction“ bat fi eine „freie ſudd. Bereinigung“ 
(zur „Mainbrücke“) gebilvet, die bis jet 32 Mitglieder zählt. | 

Die Regierungen legen bem Parlament einen Gefeßesentwurf bez. 
Aenderungen im Solltarif vor, ber von einer befonberen Denkſchrift 
begleitet ift: 

Diejelde ſtammt aus der Feder des ach. Raths Otto Michaelis. 
Zum Unterfhied von der vorjährigen Denkſchrift wird die Einführung 
des Petroleumzolles ausführlih zu rechtfertigen geſucht. Zunächſt berech⸗ 
net die Denkſchrift die Ausfälle, welde Folge der vorgeihlagenen Zoll⸗ 
befreiungen und SBollherabjegungen fein würden, nad den Einfuhren des 
Jahres 1868 wie folgt: 1) Ausfälle bei Artikeln, für melde ſchon der vor⸗ 
jährige Geſetzentwurf Zarifänderungen vorſchlug 409,166 Thlr.; 2) Ausfälle 
durch Herabſetzung der Eijenzölle 164,267 Thlr.; 3) Ermäßigung der Reis⸗ 
zölle von 1 Thlr. auf 15 Sp: 428,604 Thlr.; 4) Beränderungen in ber | 

einenwaaren, Tapiofa und Gacao 35,547 Thlr., 
in Summa Ausfäe 1,037,584 Thlr. Hiebei muß zunädft auffallen, daß in 
der vorjährigen Denfihrift der Ausfall zu Nr. 1 flatt auf 409,166 Thlr. 
nur mit 214,721 Thlr. berechnet worden tft. Syreilich legte man damals der 
Berechnung nicht die Einfuhr pro 1868, fondern die Durchſchnitiseinfuhr der 
Sahre vom 1. Juli 1865 bis 80. Septbr. 1867 zum Grunde. Daß erflärt 
aber noch nicht den Unterſchied von nahezu 200,000 Thlr. und zeigt jedenfalls, 
wie wenig ſicher alle ſolche Anfchläge find. Ferner ift bei Berehmung der 
Ausfälle nirgend vorgejehen, daß die Zollherabfegung eine vermehrte Einfuhr 
der betreffenden Artikel zur Folge haben muß. Und doch führt die Denkichrift 
an einer anderen Stelle jelbft an, daß die Herabiegung des Neißzofles „eine 
von Jahr zu Jahr fleigende Bebeutung für die Mafle des Volks gewinnen 
wird.” Auch bei der Begrlindung der Ermäßigung der Eifenzölle wird eine 
wachſende Diehreinfuhr als wahrſcheinlich Hingeftellt. Zur weiteren Begründung 
des Berlangens der Cinführung des Betroleumzolles wird auf die Zollausfälle 
hingewieſen, welde dur die älteren Handelsverträge feit 1865 entitanden 
find. Das Beldäguivalent dafür wird offenbar wiederum ohne Berädfitigungen 
der Mehreinfuhren auf 6,890,000 Thaler veranichlagt. Ebenjo willkürlich wie 
diefe Bere nung ift in der Denkſchrift eine Gegenüberftellung der auf den 
Kopf der Bevölkerung fallenden Zollverträge. Es werden den Jahren 1862 
bis 64 die unglünftigen Jahre 1865, 1867 und 1868 gegenübergeftellt. In 
legteren ift der Ertrag der Zölle und der Rübenſteuer eiwa 14 Sgr. für den 
Kopf der Bevolkerung oder 1,532,000 für den Zollverein jährlich geringer 
geweien. „Eine Tarifreform*, jo führt Herr Michaelis weiter auß, „welche 
fih darauf beſchränkte, die Zahl ber befteuerten Artikel zu vermindern, ohne 
zugleih Maßnahmen zu treffen, die Ertragsfähigfeit des Reſtes zu erhöhen, 
würde die Gefahr in ſich bergen, daß der reformirte Tarif fih als Reril er⸗ 
wieje, weil namentlich bei den Golonialmaaren die langſame Entwidelung der 
Production einer die Ausfälle bei niedrigen Zollfägen deckenden Gteigerung 
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des Werbrauds Hinderniſſe bereitet.” Ben bemielben Gern Otte Midarlis 
Liegt eine Denkſchrift über Zollreform aus dem Jahre 1858 wor, melde er 
Damals für den volfswirthihaftliden Congreß ausgearbeitet hatte Darin 
heist es gerade entgegengefegt zu der obigen Ausführung: „Jede Zufuhr von 
Paaren, welde zollfrei zugelaflen und durch die zollfreie Zulaffung erft mög- 
Li; wird, erfordert bei der Verarbeitung oder dem Verbrauch bderfelben bie 

br anderer Artilel, die einem Zoll unterworfen find. Außerdem bedingt, 
auch ohne ſoſche nachweisbare Zujammengehörigkeit der Artilel, die Belebung 
des Handels, welche in Folge der Zollbefreiung für den Kandel werthuoller 
GBegenftände eintreten wird, in ihren unmittelbaren und mittelbaren Wirkungen 
eine allgemeine Zunahme der Einfuhren und auch der Bergollungen, wie wir 
ja alljährlich mit ver Lebhaftigkeit des Verkehrs die Zolleinnahmen wachſen 
und abnehmen jehen. . . . In der That, gerade wenn wir in der Streichung 
der Zölle nicht zu engherzig vorgehen, dürfen wir am Wenigfien um den 
Erias in Berlegenheit fein, den die Staaten aus den Abrigen Zöllen, Con⸗ 
fumtionsfieuern und anderen Einnahmequellen in Folge der Reform reichlich 
erhalten werden.” Die Einnahme aus dem Petroleumzolle veranichlagt die 
Denkſchrift auf 898,000 Thlr. (im vorigen Jahre wurde der Ertrag auf nur 
500,000 Thlr. geſchätzt). Die Denkichrift nennt das Petroleum „deßhalb ein 
geeignetes Steuerobject, weil e8 einen Gegenftand allgemeinen Berbrauds 
bildet, ohne zu den Begenfländen des unentbehrlichen Lebensbebarfs zu gehören.“ 


13. Zuni. (Preußen). Neuer Beſuch bes Könige in Hannover. Ders 
felbe ijt dabei von Graf Bismard begleitet. 


14. „ (Zollverein). Zollparlament: Beginn ber Tarifbebatte. Rebe 
Delbrück's über die vorgeſchlagenen Tarifänderungen und namentlich 
für bie Petroleumfteuer. 


15. „ (Anhalt). Landtag: Beginn der Debatte über bie Domanial: 
Auseinanderſetzung: 

Die zweite und dritte Abtheilung erklären ſich aus finanziellen, vollks⸗ 
wirtbichaftlihen und politiiden Gründen gegen den Bermittlungsporidlag 
der Gommilfionsmehrheit, welcher dem herzogl. Haufe mit dem vollen Eigen⸗ 
thumsrecht liegende Gründe bis zur Höhe einer reinen Jahresrente von 
300,000 Thlrn. überweilen will, und aceeptiren dafür den Antrag der 22, 
laut weldem zwar gleichfalls eine Jahreſrente in demſelben Betrag, aber nur 
zu Zweidritteln in Grundflüden und zu einem BDrittheil in Baarem, bewilligt 
werden fol. Die rechtliche Seite der Trage laſſen beide Abtheilungen einft- 
weilen unberährt, weil fie glauben, daß fein Theil Neigung habe die Sade 
zur rechtlichen Entſcheidung zu bringen. Bon ganz bejonderm Gewicht für ihr 
Feſthalten an diefem Standpunkt iſt die Rückſicht auf die fleigenden Anforde 
rungen des norddentſchen Bundes an die Beitragspfliht Anhalts und auf die 
Eventualität der Einverleibung des Landes in Preußen, der gegenüber 
dieſes nicht auf einen großen Theil feiner ſicherften Einkünfte und entwicklungs⸗ 
fähigften Obiecte verzichten Fkünne, weil in Preußen den reifen eine Menge 
von Laften aufgebürdet werden, die zur Zeit in Anhalt vom gefammten 
Staat getragen würden. Die erfte Abtheilung dagegen beharrt aus recht⸗ 
lichen, politiſchen und finanziellen Gründen bei dem Vorſchlag der Commiſ⸗ 
fionsmehrheit, den fie nur in zwei untergeordneten Punkten modificirt hat. 
Nach dem Abänderungsvorſchlage diefer Abtheilung werden die abzutretenden 
Güter gleih im Geſehe nambaft gemacht, und außerdem foll davon eine Bei⸗ 
hilfe zu den Staatsausgaben für die nächften 20 Jahre von 20,000 Thlrn. 
jährlich (Matt 10,000 Thlen.) geleiftet werben. Die Iandesherrliden Commiſ⸗ 
farien geben die Erklärung ab: daß der Herzog den Untrag der 2. und 8. 
Abtheilung als zu einer Ausgleichsbafis völlig ungeeignet befinde, und feine 
Annahme daher einer gänzlichen Ablehnung jedes gütlichen Ausgleichs gleich 
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erachten müſſe, daß er dagegen, um den Anfichten und Wunſchen des Land» 
tag8 entgegen zu kommen, den v. Braunbehren’ihen Vorſchlag (Commiffiong- 
wmebrheit) annehmen und als Regierungsvorlage betrachtet wiſſen wolle. Dem⸗ 
gemäß übergeben die Eommiffarien gleichzeitig ein Verzeichniß derjenigen 
Grundftüde, welche aus volkswirthichaftlichen und fonfligen Rüdfigten von der 
Grundftucksauswahl für den Herzog ausgeſchlofſen bleiben. Nach einer längeren 
Debatte, und nachdem zwei Abg. erflärt haben, angefihts der Erklärung der 
Regierung an dem von ihnen unterzeichneten Balze’ichen Antrag (der 22) 
nicht als an einem Ultimatum fefthalten zu Lönnen, wird die Debatte behufs 
weiterer Berftändigung vertagt. 


16. Juni. (Zollverein). Zolparlament: Der Petroleumgoll wirb mit 


17. 


18. 


19, 


21. 


155 gegen 93 Stimmen abgelehnt. Dagegen werben bie Zollermäßi⸗ 
gungen mit einigen Mobificationen angenommen. | 

Im vorigen Sabre wurde die Petroleumfteuer in der Borberathung mit 190 
gegen 99 und in der Schlußberathung mit 149 gegen 86 Stimmen abgelehnt. 
» (Zollverein). Zolparlament: Debatte über die Zuckerſteuer. 
Die Erhöhung ber Steuer per Ctr. Rüben von 7% auf 8 Ear. 
wird mit 148 gegen 100 Stimmen zugeftanden, bagegen bad In⸗ 
frafttreten bes Geſetzes auf ben Antrag Lasker's vom Inkrafttreten 
bes mobificirten Zolltarifs abhängig gemadt, obgleich Delbrüd er: 
Härt, daß die Regierungen auf den Aufammenhang beider Geſetze 
nit eingehen könnten. 

„ (Breußen). Feierliche Einweihung des neuen SKriegehafens 
an ber Jahde im Beifein bes Königs. Derfelbe erhält den Namen 
Milhelmshafen. 

„ (Anhalt). Der Landtag befchließt in ber Domänenfrage nad) 
fehsftündiger Iebhafter Debatte, bie in ber neuen Negierungsvorlage 
geforderte Summe von 350,000 Thlrn. Sahresreinertrag im Grund: 
befit auf ben Betrag von 330,000 Thlrn. herabzufeken bie Privat: 
güter bes Herzegs von ber Taration nicht auszufchließen. Die Er: 
Märung bes Herzogs wirb gewärtigt. 

»„ (Zollverein). Zollparlament: Die preußiihe Regierung (na⸗ 
mentlih der Yinanzminifter v. d. Heydt) ift bemüht, ein Compromiß 
mit ben Nat.:Liberafen zu Gunften bes Betroleumzolles gegen Zugeftänb- 
niffe bez. ber Eifenzölle zu Stande zu bringen, jebod ohne Erfolg. 
„ (Rorbb. Bund). Der Reichstag genehmigt in zweiter Leſung 
den Etat des Tünftigen Oberbhanbelsgerichtes mit 62,000 Thlrn. 
und nimmt bas von Schulze⸗Delitzſch vorgefchlagene Genoſſenſchafts⸗ 
geſetz an. 

„ (Zollverein). Zollparlament: Schlußberatfung bes Xarifs 
reformgefebes: 

Bismard erklärt: Wenn wir nad finanziellen Gleichgewicht ſtreben, 
müflen wir nad) den geeignetften Gegenfländen ſuchen. Als folder erſcheint 
das Petroleum. Die Zollgefeggebung und die Geſetzgebung liber die indirecten 
Steuern müflen in einander greifen. Wollen Sie Zollermäßigungen, jo brau- 
hen wir Wequivalente. Ich bemerte Namens des PBräafiviums, daß eine Tarife 
änderung ohne Petroleumzoll die Zuftimmung des Präfiviums nit erhal⸗ 
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Der Petroleumzoll wirb trokbem unter Ramensaufruf mit 157 
gegen 111 Stimmen abgelehnt, bie übrigen Beflimmungen bes 
Zarifs bagegen mit 139 gegen 129 Stimmen angenommen. Schluß: 
berathung bes Zuderfteuergefebes: 

Bräl. Delbrüde erllärt, dab die Regierung den Beſchluſſen des Parla⸗ 
nıenis (Erhöhung der Rübenftener) — dagegen nicht dem Antra 
Laster (Abhangigmachung von der Annahme des Zolltarifs). Das Belek 
wird mit 159 gegen 109 Etimmen —S und ſüdd. 3 
angenommen und der Antrag Lasker fallen gelaſſen. 

Die Petition bes deutſchen Handelsſtandes wegen Kinleitung 
einer Münzreform wirb nad bem Eommiffionsantrag auf Herftellung 
eines neuen fireng becimalen Münzſyſtems angenommen. 


21. Zuni. (Anhalt). Der Herzog, unzufrieven über bie Haltung bes 


22. 


” 


Landtags in ber Domanialfrage, brobt, feine Reſidenz nah Bern; 
burg zu verlegen. 


„ (Zollverein). BZollparlament: Schluß besfelben. Schlußrede 
des Range von Preußen: 


Mit nicht minderer Einmüthigteit haben Sie den Bereins-Zollgejegen 
und "dem damit in Berbindung flehenden Gelee über den Schutz der Zoll- 
zenze im Hamburger Breihafengebiete Ihre Genehmigung gegeben. Die von 
gönnen beichlofienen Abänderungen beider Belege haben die Zuſtimmung des 
Bundesrath8 gefunden. Es Hat den verbündeten Regierungen zu lebhafter 
Behriedigung gereicht, ih mit Ihnen ſowohl über die Richtungen, in welchen 
die Bollgefeggebung bes Bereins der Reform bedurfte, als über die Mittel, 
durd) welde diefe Reform zur Ausführung zu bringen ift, durchweg im 
vollen Einverfländniß zu finden. Ich Hoffe, daß das wichtige organiiche 
Geſetz, welches an die Stelle einer dreißig Jahre alten Geſetzgebung zu 
treten beſtimmt iſt, in befriedigender und dauernder Weile die Anforde⸗ 
rungen vermitteln merbe, melde die raſche und vielfeitige Entwidlung bes 
Berlehrs und die finanziellen Intereſſen des Bereins an bie Zollverwaltung 
zu ftellen haben. Die Aenderungen, welche Sie aus Rückſicht auf eine für die 
wirihfepaftlichen Berhäliniffe de Bereins in hohem Grade wichtige Induſtrie 
in tem Gejege über die Beſteuerung des Zuders beſchloſſen haben, entfernen 
fich nicht don den Geſichtspunkten, welche die verbindeten Regierungen bei 
Borlegung des Geſetzes im Auge hatten. Die Beſteuerung des Zuckerver⸗ 
brauchs im Ganzen wird eine Ermäßigung und bie Einnahme des Bereins 
aus diefem Berbraude wird eine Erhöhung erfahren, welche einen Theil der 
in den letzten Jahren durch zahlreiche Zollbefreiungen und Ermäßigungen 
veranlaßten Einnahmeausfälle deren wird. Die Revifion des Bereinszolltarifs 
iſt zu meinem Bedauern nit zum Abſchluſſe gelangt. Ich gebe die Hoffnung 
nit auf, daß die VBerjchiedenheit der Meinungen über die finanziellen Auf- 
gaben des Bereins, melde diefen Abſchluß verhindert haben, mit der Zeit 
ihre Ausgleichung finden werde, und ih entlaſſe Sie, Geebrie Herren, mit dem 
Wunſche und der Zuverſicht, daß aud in diefem Jahre Ihre Vereinigung 
dazu beigetragen habe, das Band zu befeftigen, welcheß die gemeinfamen Ins 
fitutionen um alle deutihen Länder Inipfen.“ 
„» (Rorbb. Bund). Schluß des Reichstags. Thronrede bes Königs 
von Preußen: 
„Sie Reben beim Schluffe einer Seifion voll angeftrengter zhätigteit, 


deren Ergebniffe für die Kortbildung der Bundesverhältnifie und für die Ent 
wicklung der Wohlfahrt Rorddeuticglands jegensreich fein werden. Dur das 
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Möahlocht für ben Reichttag iſt die Bildung der Wollsverireiung des Rorb- 
deuiichen Bundes auf der Grundlage der Berfaflung endgiltig und gleichmäßig 
geregelt. Der Entwurf einer Gewerbeordnung ift von Ihnen mit der eingehen- 
den Sorgfalt berathen worden, welche der Wichtigkeit und Bielfeitigkeit feines 
Inhaltes entſprach. Nachdem der Bundesrat Ihren Beilüffen feine Zuſtim⸗ 
mung ertheilt bat, it durch alljeitigeß Entgegenlommen in den zahlreichen 
Einzelheiten, weile zu Meinungsverjchievenheiten Veranlafjung geben konnten, 
en Werl zu Stande gebradit, welches ber freien Bewegung gewerblicher 
Thätigkeit neue und der gefammten Benölterung deß Bundesgebietes gemein 
fame Bahnen eröffnet. Die Uebereinftimmung der Heereseinrichtung im nord⸗ 
deutfchen Bunde und im Großherzogthum Baden bat den Abſchluß eines 
Vertrages geftattet, welcher durch Kerftellung der militäriichen Freizügigkeit 
zahlreichen Angehörigen des Bundes fo wie des Großherzogthums mweientliche 
Erleichterung in der Erfüllung ihrer Wehrpflicht darbietet. Das Belek über 
die VBeihlagnahme der Arbeits. und Dienftlöbne hat in der von Ihren 
beichlofienen Fafſung die Zuflimmung der verblindeien Regierungen erhalten. 
Das Geſetz über die Gewährung der Rechtshülfe bezeichnet einen entſcheidenden 
Schritt zur Erfüllung einer verfafiungsmäßigen Aufgabe des Bundes, deren 
voliſtändige Loſung durch die Arbeiten zur Herfiellung der gemeinjamen Givil- 
und Strafprogeorbnung und des gemeinfamen Strafgefegbudhes erfirebt wird. 
Die Erhebung der deutichen Wechſelordnung und des deutlichen Handelsgefetz⸗ 
bucheß zu Bundesgejegen und die Errichtung eines oberfien Gerichtshofes für 
Handelsſachen ſichern die einheitliche Fortentwicklung des den Bundeßangehöri« 
en früher fon thatfählih gemeinfamen Handelsſsrechtes. In den Ober» 
Oandelögericte begrüße Ich zugleich eine Erweiterung der Bunbeseinrichtung, 


welche eine neue Burgſchaft dafür gewährt, daß der Rorbdeutfhe Bund die 


gemeinamen Inſtitutionen, deren er zur Erflllung feiner nationalen Aufgaben 
edarf, zu ſchaffen und auszubilden wohl befähigt ifl, wenn daS bundestreue 
Bujammenwirten der Regierungen unter fih und mit der Vollsvertretung 
von gegenfeitigem Bertrauen getragen wird. Der aus Ihrer Initiative her» 
vorgegangene Geſetzentwurf, betreffend die Gleichberechtigung der Confeſſionen 
in bürgerlider und ſtaatsbürgerlicher Beziehung, begegnete den übereinftim- 
menden Ubfichten des Bundesrathes und hat deſſen Zuftimmung gefunden. 
Die Umwandlung der in einzelnen Bunbesftaaten beftehenden Stempelabgabe 
für Wechſel in eine Bundesfteuer vollendet durch Beleitigung der mehrfachen 
Beſteuerung der im Bundesgebiete umlaufenden Wechſel die Einheitlichkeit des 
Verlchrägebietes und fichert eben fo wie das Geſetz über die Portofreiheiten 
dem Bunde eine Steigerung feiner eigenen Einnahme. Beide Gejege bedingen 
aber eine der Erweiterung der Bundeseinnahmen gleihlommende Beſchränkung 
der den Landesfinanzen zu Gebote ſtehenden Mittel und führen deßhalb nicht 
zu einer wirffamen Ermäßigung der Matricularbeiträge. Ueber anderweite 
von den verbündeten Regierungen zur Berminderung der Matricularbeiträge 
vorgeſchlagenen Maßregeln ift zu meinem Bedauern eine Einigung nicht er» 
zielt worden. Es wird daher zunächſt den Tandesvertretungen die Aufgabe zu» 
fallen, die Ausfälle, welche dur Ermäßigungen der Abgaben vom Berfehre 
entftanden find, durch Einſchränkung der Staatsausgabeu oder durch Bewilli⸗ 
gung folder Abgaben zu decken, melde der Geſetzgebung der Einzelflaaten 
unterliegen. Durch die Genehmigung der Bundeshaushaltsetatz und der Er- 
weiterung der Darineanleihe haben Sie dem Bunde die zur Erfüllung feiner 
Aufgabe im nächſten Jahre nöthigen Mittel gefiddert und zugleich der Durch⸗ 
führung des Plane für die Entwidlung der Bundesmarine die finanziele 
Gewährleiftung für die Zukunft gegeben. Bor wenigen Tagen war Ich Zeuge 
der nahezu erreichten Bollendung des erften deutſchen Kriegshafens, eines 
Denkmals, weldes vor Europa die Thatkraft und Einſicht bekundet, mit 
melden deutſcher Fleiß in breizgehnjährigem Kampfe ben Elementen die Erfül- 
lung einer großen nationalen Wufgabe abgerungen hat. In der Iebendigen 
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und werlthätigen Theilnahme, mit welcher bie Webälferung der beutidhen 
Küftengebiete die Entwicklung des er in der Richtung unferer maritimen 
Intereſſen begleitet und befördert, habe Ich mit freudiger Genugthuung den 
Ausdrud des nationalen Bewußtſeins erlannt, weldes mit wachſender Kraft 
alle Theile des gemeinjamen Baterlandes durdöringt und bie Sleime, welche 
wir in der Bunbeßverfefjung gemeinichaftlich gelegt Haben, zur Entwidiung 
bringt. Gern gebe Id Mich daher der Zuverfiht Hin, daß bie verbündeten 
Regierungen in ihrem Streben nad) Belefligung und Bervolllommmnung der 
gemeinfamen Einrichtungen aud ferner die Ermuthigung finden werden, 
welche ihnen bisher die enigegenlommende Förderung ihrer Bemühungen von 
Seiten des NReichstages gewährt bat. Das einmütbige Snjammenwirfen der 
verbündeten Regierungen und der Volksvertretung in der ihnen obliegenden 
gemeinjamen Arbeit an Deutſchlands Wohlfahrt wird mit Gottes Hilfe aud 
ferner wie bisher die Zuverſicht flärken, mit welcher Deutſchland auf die Er» 
haltung und Befeſtigung feines innern wie feine äußeren Friedens rechnet.“ 


23. Juni. (Anhalt). Der Landtag gibt in der Domanialfrage im 


24. 


25. 


Weſentlichen nach und acceptirt Ichlieglich mit 21 gegen 12 Stimmen 
bie wieberbergeftellte Yaflung bes von ber Regierung acceptirten 
Entwurfs ber Commiffionsmehrheit. - 


„ Die Bräfidenten ber beiden (Laffalle'ihen) allgem. beutichen 
Arbeitervereine, Echweiter in Berlin und Mende in Tresden, fühnen 
fih momentan aus, Iöfen beide Vereine auf und orbnen eine Ber: 
fhmelzung beider zu einem Geſammtverein an. Mehrere unterge: 
orbnetere Führer proteftiren indeß ſchon jet dagegen. 


»„ (Rordb. Bund.) Der Bunbesrath lehnt den Reichstagsbe⸗ 
ſchluß wegen Ausdehnung ter Competeuz ber Bunbesgefebgebung 
auf das gefammte bürgerliche Recht ꝛc. ab. 


„ (Braunfgweig) Militärconvention mit Preußen: 


Rah derielben bildet das braunſchweigiſche Militär immerhin einen ge- 
fchlofienen Zruppenlörper, wird nad wie vor von dem braunſchweigiſchen 

Militärdepartement verwaltet, und der Herzog übt nad) wie vor fein Ernen⸗ 
nung8- und Beförderungsrecht aus. Gewiſſen Zugeflänbnifien an ben Bunbes- 
Kriegsheren hat fich der Herzog indeß allerdings nicht entziehen können. Dahin 
gehört eine Beſchränkung feines ErnennungsSredtes, indem er bie Offiziere 
auf den Vorſchlag des commandirenden Generals in Kannover ernennt und 
befördert. Außerdem hat der König von Preußen noch die allerdings wichtige 
Befugniß, preußiſche Offiziere zur Dienflleiftung nad Braunſchweig und braun- 
—— — Offiziere zur Dienſtleiſtung na Preußen zu commandiren, bon 

welcher Befugniß denn au ſofori Gebrauch gemacht wird. 


1. Juli. (Breußen) Graf Bismard zieht fi, mit Urlaub auf un: 


beflimmte Zeit, neuerbings auf fein Gut Varzin zurüd. Der Prä- 
fibent des Bundeskanzleramtes Delbrück wird burd kgl. Erlaß be: 
auftragt, allen Berathungen des preußiſchen Staatsminiſteriums bez. 
Bundesangelegenheiten beizuwohnen. 


„ (Breußen.) Der bepoffebirte Kurfürſt v. Heſſen erläßt von 
Horſchowitz in Böhmen aus eine neue Denkſchrift an alle europäiiden 
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Fürftenböfe unter bem Titel „Proteft und Verwahrung” gegen bie 
preußiihe Beſchlagnahme ber Turfürftlihen Güter. 


8. Juli. (Nordd. Bund.) Bundesrath: Der Ausfhuß erflärt ſich gegen 
ben Antrag Hamburgs auf Errichtung eines oberften Gerihtshofes 
für den norbbeutihen Bund, 


18. „ (Preußen) Die officidfe Preſſe unterwirft das neue öſterr. 
Rothbuch einer Icharfen und vielfach bitteren Kritil, Hr. v. Chile 
(der Stefluertreter des Grafen Bismarck) weist bie Vorwürfe bes 
Grafen Beuft bez. Mißbrauch feiner Dep. v. 1. Mai (Einmiſchung 
in bie franz.belgifhe Eifenbahnangelegenheit zu Gunften Frankreichs) 
energiſch zurüd: 

. ... Wenn die uns durch mande Umflände nahe gelegte Annahme 
begründet wäre, daß der Herr Reichskanzler jeine Kritit gegen unſere angeb- 
lien Mittheilungen an den koͤniglich ſächſiſchen Minifter Freiherrn v. Frieſen 
babe richten wollen, jo würden wir darin die Aufforderung erbliden, auszu⸗ 
ſprechen, daß wir, auch abgeſehen von dem Mangel angreifbarer Spezialfälle, 
die Berechtigung einer ſolchen Kritil ſchon aus allgemeinen national-politifchen 
Gründen abweiſen. Unfere Mittheilungen an deutjche Regierungen entziehen 
fih jeder Eontrole auswärtiger Gabinette, und in noch höherem Grade vermöge 
der Solidarität der norddeutſchen Bundesdiplomatie diejenigen, die wir nad) 
Dresden richten. . . .* 


(Sachſen) weist die Anklage einer Dep. bes öſterr. Rothbuchs: 
„Es fcheine verſucht worden zu fein auf daß Urtheil der kgl. ſächfiſchen 
Regierung im Sinn einer für Defterreih ungünftigen Auffafjung des Hergangs 
Einfluß zu nehmen, und namentlich jcheine man fi) der Depeihe vom 1. Mai 
bedient zu haben, um das Berfahren der k. k. Regierung „im Licht eineß der 
franzoſiſchen Regierung geleifteten und mit ihr abgelarteten Liebesdienſtes“ er- 
ſcheinen zu lafien, wogegen es als die Abficht der Depeſche bezeichnet wird, 
das ſaächſiſche Cabinet nicht „unter dem beirrenden Einfluffe” derartiger In⸗ 
finuationen” zu laffen.” 

energiſch zurüd und erklärt bie (preußiiche) Beeinfluffung für „gänz- 
li unbegrünbet*: 

„Uebrigens folge ich (v. Friefen) nur dem eigenen Beilpiel des Hrn. Reichs⸗ 
kanzlers, wenn auch ich auf feine „Jähhfiihen Erfahrungen“ provocire, indem ich die 
Ueberzeugung ausſpreche, daß er mi wohl niemal3 als cinen Dann bat 
tennen lernen, der jo leicht dem „beirrenden Einfluß” der „Snfinuationen“ 
anderer unterliegt, und daß er mir daher auch Glauben ſchenlen wird, wenn 
ih verfidere, daß die wenigen im vertraulichen Geſpräche mit dem k. 8. Herrn. 
Geſandten in Bezug auf die Depeiche vom 1. Mai d. J. von mir gemachten 
Bemerkungen aus meiner eigenen Lieberzeugung hervorgegangen find, die fidh 
auf eine ziemlich vollftändige Analyfe des Inhalts jenes Aktenſtücks gründete, 
welche mir durch die Löniglich ſächfiſche Geſandtſchaft in Brüffel und London 
ſchon Anfangs Juni d. J. zugegangen war. Ih erfuge Em. Exc. dieſen Erlaß 
dem Hrn. Reichsſskanzler mitzutheilen, und daß dieß geſchehen, ſofort telegraphiſch 
an das Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten nad Dresden zu mel⸗ 
den, da in Folge der Veröffentlihung der Depeſche vom 8. Juli aud die 
Berbffentlichung des gegenwärtigen Erlafjes, wenn auch zu meinem lebhaften 
Bedauern, doch ganz unvermeidlich geworden ift.“ 


Ende Juli. Der Biſchof von Fulda ladet die deutſchen Bifchöfe auf ben 


” „ 
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1. September zu einer Conferenz nad Fulda ein, um fidh über ihre 
vorausfihtlihe Stellung im Eoncil zu verftänbigen. 


Anjang Aug. (Nordd. Bund.) Die Regierung veröffentliht ben Ent: 


3. 


4. 


wurf eines Strafgeſetzbuches für ben norbbeutichen Bund. 

» (Preußen) Die Errichtung und Cinweihung eine® neuen 
Kloiters in Moabit bei Berlin erregt viclfah Mißfallen und gibt 
Beranlaffung zu wieberbolten argen Exceſſen. 

„ (Breußen) unterzieht die Aeußerungen bes öfterr. Reichskanzlers 
v. Beuft über Preußen (in den Sitzungen ber öfterreihiihen Dele⸗ 
gationen v. 23. und 26. Juli) feiner Kritik: 

Dep. an d. preuß. Sejandten in Wien: „...In Betreff des einen 
Punktes, nämlich unferer Stellung zu Süddeutſchland, dürfen wir die Zeitungen 
ala gut unterrichtet Über die Erflärungen des Herrn Reichskanzlers anſehen, 
da derjelbe ihre Angaben gegen Em. Exc. heflätigt und motivirt hat. Ich 
meine die Aeußerung des Kern Weichslanzlers, daB er die Bezichungen 
zwilchen Defterreih und Preußen den Delegationen deßhalb als unbefriedigend 
bezeichnet habe, weil Preußen dur die Schließung der Schuk- und Trutz⸗ 
bündniffe mit den jüddeutihen Staaten den Prager Frieden eher gegen« 
über von Anbeginn alterirt habe; diefe Wirkung der bezeichneten Bündniſſe 
ſei ihrer Zeit von uns nicht beftritten, ja, man konne faft jagen, ſtillſchweigend 
zugegeben worden. ch erſuche Em. Exc. ganz ergebenft, den Herrn Reichs⸗ 
kanzler darauf aufmerkſam machen zu wollen, daß wir bisher niemals Ver⸗ 
anlafiung gehabt haben, diejer feiner Auffafjung zu begegnen, und daß der 
Brager Friede abjolut nichts enthalte, was au nur einen Borwand dazu 
bieten Zönnte, den fouveränen Staaten Siddeutichlands oder uns die volle 
Freiheit, einen jeden Vertrag, welcher beiden Theilen zujagen möchte, einzugeben, 
im Mindeften zu beſchränlen; im Gegentheil, der Prager Friede enthält jogar am 
Schluſſe des Art. 4 die Aufforderung, eine nationale Verbindung der ſüddeutſchen 
Staaten mit Norddeutſchland zum Gegenftande näherer Berftändigung zu 
machen. Irgend welche Beſchränkungen des fonveränen Rechtes, beliebige Ver⸗ 
träge mit einander zu fchließen, hat der Prager {Friede weder für uns, no 
für Die deutichen Südftaaten geihaffen. Die Angabe des Herrn Reichskanzlers, 
daß die Bündnifie mit dem Friedensvertrage in Widerjpruch fländen, als eine 
unbegründete ausdrüdli zu bezeichnen, lag bisher für uns bei dem klaren 
Wortlaute bes Fyriedensvertrages fein Anlaß vor; nachdem aber Graf Beuſt 
keinen Anftand genommen, Ihnen jelbft gegenüber jene Behauptung aufzu- 
fiellen, der Ew. Exc., wie ich vorausſetze, fofort perjönlich entgegengetreten 
find, fo wurde es nothwendig, der Zurlidweifung derfelben eine amtliche Form 
zu geben. ... Berner ſcheint der Hr. NReichälanzler gejagt zu haben: Er 
habe fich flets redlich bemüht, mit dieſem Nachbarſtaate nicht bloß dem Weien 
nad Ürieden und Freundſchaft zu bewahren, fondern auch in ben äußeren 
Bormen innigere Beziehungen herbeizuführen. Dieb ſei jedoch bis jekt, trotz 
aller Bemühungen, nidyt gelungen, da man dieſen jeinen Beitrebungen von 
Eeiten Preußens nicht entgegenkomme. Nah einer anderen Berfion iſt die 
Rage Deſterreichs als die eines Mannes bezeichnet worden, deflen zur Freunde 
ſchaft dargereichte Hand Feine Entgegnung finde. Ich muß befennen, daß dieſe 
Angaben mi mit Erflaunen erfüllt Haben. Obſchon fie in Verbindung mit 
der erſten, nad dem Zugeſtändniſſe des Grafen Beuſt richtigen Angabe von 
allen Berichterftattern reproducirt werden, fo ſcheint es mir doch ganz uns 
mögli, daß der Herr Reichskanzler fi in diefer Weile außgeiprochen haben 
follte, da mir nicht bekannt ift, daß uns von dem Taiferlichen Gabinet auch 
nur die leiſeſte Andeutung, welche auf eine Abfiht uns entgegen zu kommen 
fließen ließe, geichweige denn ein Entgegenlommen wirklich bekundet worben 
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iſt. Wir haben nicht den Beruf, nad Gründen der Zurüdbaltung zu for 
ſchen, welche die Politik Defterreichs unter Leitung des Grafen Beuft Rord- 
deutichland gegenüber beobachtet und welche ſich durch die Thatſache charalterifirt, 
daß Graf Wimpffen ſeit dem Frühjahr 1868 niemals ben Wunſch nach einer 
Unterredung mit dem Grafen Bismard geäußert, alſo auch eine ſolche in 
diejer ganzen Zeit nicht gehabt hat. Es läßt fih nicht annehmen, daß ein 
fo abjoluter Verzicht auf jeden geichäftlicden Berlehr mit dem Leiter unjerer 
auswärtigen Angelegenheiten, während Ew. Exc. Ihrerſeits die Beziehungen 
regelmäßig mit dem Grafen Beuſt unterhielten, nicht auf ausprüdlicher Weis 
jung des Lekteren beruben jollte. Auch aus feinen biplomatiihen Beröffent- 
lichungen erinnere ich mich Feiner für Preußen entgegenfommenden oder aud) 
nur mwohlmwollenden Yeußerung. Sollte der Kanzler Mittheilungen beabfidhtigt 
haben, die uns nicht zugegangen find, oder follte der Ausdrud feines Willens 
uns nicht unverfälfcht erreiht haben, fo denke ih, daß er gern einen Anlaß 
ergreifen würde, um entweder den bisher nicht an uns gelangten Ausdrud 
feines wohlmollenden Entgegenlommens ung nadträglic durh Em. Exc. zu 
übermitteln oder um zu conflatiren, daß die Veröffentlichungen über jeine 
Yeußerungen in den Delegationen unrichtig find. Es würde fi dann heraus» 
ftellen, daß diefe falſchen Angaben einen Theil jener von dem Herrn Reichs⸗ 
kanzler gewiß eben fo wie von uns verurtbeilten Beftrebungen bilden, zwiſchen 
zwei Völkern, die im friedlichen und freundſchaftlichen Verkehr zu leben ziem- 
lich einftimmig wünjchen, Verdächtigung und Mibtrauen hervorzurufen. Ich 
glaube, der Herr Neichälfanzler wird Em. Erc. dankbar fein, die Gelegenheit 
zu einer Ausſprache in diefem Sinne zu finden, und ich erfudge Ew. Exc. da- 
ber ganz ergebenft, ihm diefen Erlaß vorlefen und eine Abſchrift desjelben 
bebändigen zu wollen. Ueber feine Erwiberung ſehe ich ihrem gefälligen Be⸗ 
richte entgegen.“ 

7. — 9. Aug. Social:bemofratiiheAgitation: Bebel und Liebknecht wollen durch 
einen allgemeinen deutſchen ſocial-demokratiſchen Congreß in Eiſenach 
die Arbeiterpartei unabhängig von Schweitzer ꝛc. organiſiren. 

Programm: „Die ſocial⸗demokratiſche Partei Deutſchlands erſtrebt die 
Errichtung des freien Volksſtaats. Jedes Mitglied der ſocial⸗demokratiſchen 
Partei verpflichtet fi, mit ganzer Kraft einzutreten für folgende Brundjäge: 
1) Die heutigen politiiden und focialen Zuftände find im höchſten Grade un- 
gereht und daher mit der größten Energie zu befämpfen. 2) Der Kampf 
für die Befreiung der arbeitenden Klaffen if nit ein Kampf für Klafien- 
privilegien und Vorrechte, fondern für gleiche Rechte und gleiche Pflichten und 
für die Abſchaffung aller Klafienherrichaft. 3) Die ökonomiſche —— — 
des Arbeiters von dem Kapitaliften bildet die Grundlage der Knechtſchaft in 
jeder Yorm, und deßhalb erftrebt die focial-bemofratiihe Partei unter Ab⸗ 
ſchaffung der jetzigen Produktionsweiſe (Lohniyftem) den vollen Urbeitsertrag 
für jeden Arbeiter. 4) Die politiiche Freiheit ift die unentbehrlichfte Borbe- 
dingung zur dkonomiſchen Befreiung der arbeitenden Klafſen. Die fociale 
Frage it mithin untrennbar von der politifchen, ihre Löfung durch dieſe be= 
dingt und nur möglid im demokratiſchen Staat. 5) In Erwägung, daß 
die politifhe und dkonomiſche Befreiung der Urbeiterklafle nur möglich ift, 
wenn diejelbe gemeinfam und einheitlich den Kampf abet, gibt fi die ſocial⸗ 
demokratiſche Partei Deutſchlands eine einheitliche Organiſation, welche es 
aber auch jedem Einzelnen ermöglicht, feinen Einfluß für das Wohl der 
Sefammtdeit geltend zu machen. 6) In Erwägung daB die Befreiung 
der Arbeit weder eine lokale nod nationale, jondern eine fociale Aufgabe 
ift, melde alle Länder, in denen e8 moderne Geſellſchaft gibt, umfabt, be 
trachtet fich die foeial«bemokratifche Partei Deutihlands, ſoweit e8 die Bereins- 
geſetze geftatten, als Zweig der internationalen Arbeiterafiociation, deren 
Beſtrebungen anſchließend. Als die nachſten Forderungen in der Wgitation 
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der focial-demofratiihen Partei find geltend zu machen: 1) Ertheilung des 
allgemeinen, gleichen, directen und geheimen Wahlrehis an alle mündigen 
PRänner vom 20. Lebensjahre an, zur Wahl für das Parlament, die Land- 
tage der Einzelſtaaten, die Provinzial» und Bemeindevertretungen, wie alle 
übrigen Bertretungslörper. 2) Einführung der directen Geſetzgebung (Refe- 
rendum) dur das Boll. 3) Aufhebung aller Borredhte des Standes, des 
Befiges, der Geburt und der Gonfeifion. 4) Errichtung der Bollswehr an 
Stelle der fichenden Heere. 5) Trennung der Kirche vom Staat und Tren⸗ 
nung der Schule von der Kirche. 6) Obligatoriſcher und unentgeltlicher 
Unterricht in Volksſchulen. 7) Unabhängigkeit der Gerichte, Einführung der 
Geſchwornengerichte und Einführung des öffentlichen und mündlichen Gerichts⸗ 
verfahrens. 8) Volle Preßfreibeit, freieftes Verſammlungs⸗ Vereins. und 
Coalitionsrecht, Einführung eines Normalarbeitstags, Berbot der Kinderarbeit. 
9) Abſchaffung aller indirerten Steuern und Einführung einer einzigen directen, 
progreifiven Einlommenfteuer. Die folgenden Sätze betreffen die Organifation 
der Bartei: Jedes Mitglied hat einen monatlichen Beitrag von 1 Groſchen 
für Barteizwede zu entrichten. Die Parteigenofien, weldhe auf das Partei- 
organ abonniren und dieß glaubhaft nachweiſen, find während der Dauer des 
Abonnements ihrer Beitragspfliht enthoben. Die Leitung der Parteigefchäfte 
iR einem Ausihuß von fünf Perjonen übertragen. 

Neben ben Bebelianern find jebody in Eiſenach aud bie Schweitzeria⸗ 
ner erſchienen. Der Congreß wird gefprengt, und beibe Parteien tagen 
barauf in getrennten Rocalitäten. Die Bebelianer zählen 262 Delegirte 
(von angebl. 150,000 Arbeitern), die Echweiberianer 110. Tie 
Bebelianer nehmen, in ruhiger Berathung, das Programm mit ge: 
ringen Mobdificationen an. 

Ein Antrag, als Ziel der ſocial⸗demokratiſchen Partei nit den freien 
Bolksſtaat, jondern geradezu die Republik zu bezeichnen, wird abgelehnt, zu- 
meift aus „Opportunitätsgründen.” Aus den beichloffenen Abänberungen 
des uriprüngliden Programms ift Yolgendes hervorzuheben: Die jekige Pro» 
duktionsweiſe fol durch genoſſenſchaftliche Arbeit erfegt, die directe Geſetzgebung 
dur das Bolt mit Vorſchlags⸗ und Abftimmungsredht verbunden, die Frauen⸗ 
arbeit nicht verboten, aber beſchränkt werden; die beantragte Feſtſetzung eines 
Rormalarbeitstans wird verworfen. Richt alle Steuern außer der Einkommen⸗ 
fteuer follen abgeichafft, vielmehr auch die Erbſchaftsſteuer beibehalten werden. 
Unter die nächſten Yorderungen wird noch die „faatlihe Förderung des Ge» 
noffenſchaftsweſens und die Crtheilung von Staatsunterſtützungen an Genoſſen⸗ 
ſchaften unter demokratiſchen Garantien“ aufgenommen. Die zum Programm 
erhobene „direlte Geſetzgebung durch das Boll“ wendet der Congreß in der 
Weile fofort auf feine Organijation an, daß in Zulunft alle eingreifenderen 
Congreßbeſchlüſſe der nachherigen Urabitimmung aller Mitglieder der Bereine 
unterliegen; ebenjo joll der von den im Umkreiſe des Vororts wohnenden 
Bereinen zu wählende Präfident und Ausſchuß dur Urabfiimmung beftätigt 
werden. Zum Schutz gegen „Unregelmäßigleiten”, namentli in Kaſſeange⸗ 
legenheiten, wird eine befondere Controlcommiſſion eingefekt. Als Parteiorgan 
joll das in Leipzig erſcheinende „Demokratie Wochenblatt” für Rechnung der 
Bartei übernommen und 2mal wöchentlich unter dem Titel „der Vollsſtaat, 
Organ der focialsbemofratijchen Arbeiterpartei" herausgegeben werden. Rad) 
Beendigung der VBerathung des Programms werben noch einige Punkte des⸗ 
jelben einer bejonderen Piscuffion unterzogen und insbefondere das abfolute 
Berbot der Kinderarbeit, ſowie die Nothwendigkeit einer Befeitigung der durch 
die Zuchthausarbeit der freien Arbeit gemadten Goncurrenz ausgeſprochen. 
Zum Borort wird Braunſchweig, zum Sitz der Eontrolcommilfioen Wien 
gewählt; der nächte Congreß fol in Stuttgart fattfinden, 
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31. Aug. — 1. Sept. Fünfzehnter deutſcher Kirchentag in Stuttgart. 


Derſelbe fucht ſowohl den confeflionellen als den Liberalen Proteftanten 
gegenüber eine möglihft verjöhnlige Wichtung einzuhalten und den For⸗ 
derungen der Zeit Rechnung zu tragen, namentlih aud, um dem römijchen 
Eoncil gegenüber die proteſtantiſche Ehriftenheit als ein, wenn aud nidyt hie⸗ 
rarchiſch geeinigteß, doch im Geifte innig verbundeneß Ganzes erſcheinen zu 
laſſen. Die Verhandlungen find öoffentlich. Einſtimmig wird folgende 
Kto 9 gegenüber dem päpftlicden Sendjchreiben an die Proteftanten be⸗ 

offen: 


„0. . Allein der Papft hat fi nicht begnügt, feine Biichöfe zum Concil 
zu berufen, fondern aud bei diejer Beranlaffung an die auf dem Boden 
der gefegneten Reformation flehende Chriftenheit mit einer Anſprache fich 
gewendet. 

„Wäre diefe bei dem warmen Ausdruck der Sehnſucht fliehen geblieben, 
daß die in der Ghriftenheit beftehenden Trennungen in dem einmüthigen Be⸗ 
kenntniß zu dem, welder der Weg, die Wahrheit und daß Leben if, ver- 
Ihwinden möchten, daß alle für das Heil der Seele werthlojen Differenzen 
ihre Trennungskraft in der Ghriftenheit verlieren möchten, wir würden weit 
entfernt fein, einem Mithriften das Recht zu einer ſolchen Aniprade zu be⸗ 
ftreiten, jondern fie als Mahnung betraditen, für deren Veherzigung in uns 
ferer eigenen Mitte Stoff genug fi vorfinde. Allein die Aniprade lautet 
anders. Cie ift auf einen andern Rechtstitel gebaut, und gipfelt in Yuffor- 
derungen, die eine klare und bündige Antwort erheiſchen. 

„Das Recht zu feiner Anſprache entnimmt der Bapft daraus, daß er kraft 
öttliher Einjegung in Stellvertretung unfers Herrn und Heiland das Hirten- 
amt über die gefammte Chriftenheit zu führen habe. Dies ift nun nit bloß 
eine unfern hriftlichen Vorftellungen völlig unverftändliche Redeweiſe, die ſchon 
deßhalb ihres Zwecks verfehlen muß, ſondern aud die freilich nicht erftmalige 
Erhebung eines Anſpruchs, den wir zurüdzumeijen haben. Wenn thatjächlich 
viele Millionen Ehriften an jene göttlidde Einjegung des Papſtthums glauben, 
und dadurch die Vorausfegung feines geſchichtlichen Fortbeftands liefern, fo ift 
diefen, aber nur diefen gegenüber eine Mahnung zuläffiig, welche ihr Recht auf 
eine ſolche göttliche Vollmacht ſtützt. Wendet fi) dagegen eine ſolche Mahnung 
an die evangeliſche Chriſtenheit, jo beanſprucht fie über dieſe einen unzuſtän⸗ 
digen Amtsberuf, beſtreitet die Legitimität unſerer das Papſtihum verwerfen⸗ 
den kirchlichen Exiſtenz, und kennzeichnet dieſe Verwahrung ſelbſt als Ueber⸗ 
tretung einer von Chriſtus ſeiner Gemeinde gegebenen Ordnung. Dem gegen⸗ 
Uber haben wir zu erklären: daß wir nicht trotz, ſondern wegen unſerer Ge⸗ 
bundenheit durch den Willen unſeres Herrn einen kraft goͤttlicher Vollmacht 
zum Haupt der Chriſtenheit erhobenen Papſt nicht anerkennen. Vielmehr be⸗ 
kennen wir nad) wie vor mit Luther in den Schmalkaldiſchen Artikeln (Art. IV): 
daß der Papft nicht fei jure divino oder aus Gottes Wort das Haupt der 
ganzen Ehriftenheit (denn das gehört einem allein zu, der heißt Jeſus Chri⸗ 
ftus), fondern allein Biſchof oder Pfarrherr der Kirchen zu Rom, und der- 
jenigen, fo ſich williglih ... . zu ihm begeben haben. 

„Der Mangel im Grunde, auf welchen der Papft feine Mahnung an ung 
baut, ermweist fih weiter an den Aufforderungen, die er an uns richtet. Sie 
begehren nichts geringeres als unfere einfache Rückkehr zu der im päpftlichen 
Centrum zujammengefhloftenen Einheit der römtich-katholiichen Kirche; fie 
verlangen dieſe Nüdtehr theils als ſchuldigen Gehorjam gegen cine angebliche 
Kirchenordnung Chriſti, theils als das fihere Mittel zur Ausheilung aller 
Schäden, die das römiſche Auge in unferer Mitte wahrnimmt. Dieſer Auffors 
derung gegenüber ift wohl kaum nöthig, auch in diefer Verſammlung die 
Berfiherung abzugeben, daß fie jedweder Ausficht auf Erfüllung entbehrt, dag 
wir von ganzem Herzen und um ewifienswillen feithalten an unferem theu⸗ 
ven durch den Segen der Reformation wiedergeivonnenen evangeliihen Beliz. 
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Bir wiflen von einer burd einen gejeggeberiichen Willen Chriſti eingejekten 
Kirchenverfaffung, am wenigften von einer in Petrus gegründeten und auf bie 
rõomiſchen Biichöfe vererbten Kirchenmonarchie; wir jehen in einer ſolchen Ber 
fafjung keine Bürgichaft der unverfälichten lieberlieferung der riftlichen Heils⸗ 
gũter; wir find der gewifien Zuperfiht, daß die Uebel, an denen aud bie 
eoangelijde Ehriftenheit leidet, lediglich von der reicheren Entfaltung ber durch 

bie Reformation erſchlofſenen chriſtlichen Lebens- und Erkenntnißquellen ihre 
Heilung zu gewärtigen baden; wir find endlich entſchloſſen mit bes Kern 
Hälfe die iheure Ointerlage der Reformation zu vertheidigen und zu bewah⸗ 
ten, und und unfern Kindern zum gewiſſen perfönlicden Heil und ber Menſch⸗ 
heit (auch der —— zur ſichern Bürgichaft, daß das Evangelium nie 
mals wieder unter den folgen Thlirmen hoher Dome begraben werben Tann.“ 


1—6. Sept. onferenz ber beutihen Bilhöfe in Fulda. Die öfter: 
reihifhen Bifchöfe nehmen an berfelben feinen Theil, Der Biſchof 
von Regensburg ift nicht erfchienen. Dieſelben befchließen, einen 
gemeinfamen Hirtenbrief an ihre Diöcefanen zu erlaflen, in bem fie 
— übrigens in zurückhaltend vorſichtiger Sprade — verfihern, 

daß das Eoncil feine neuen Glaubenslehren ausipredhen werde, welche 
in der hl. Schrift oder apoftolischen Weberlieferung nit enthalten feien, und 
nicht Srundfäge aufftellen Lönne, welche den Intereſſen des Chriſtenthums nad» 
theilig und mit den bereistigten Anſprüchen des Staates, der Eivilifation, der 
Wiſſenſchaft, ſowie mit der rechtmäßigen Wreiheit und dem Wohle der Böller 
nicht verträglich feien; daß der Papft nicht unter dem Einfluß einer Partei 
Rebe und das Eoncil nicht als Mittel benügen wolle, um feine Macht über 
Gebühr zu erhöhen und die Berfafjung der Kirche zu ändern, daß die Biſchöfe 
bei ihren Berathungen volle Freiheit haben, daß es beim Eoncil feine Barteien 
gebe, welche mit allen Mitteln der Ueberredung den Eieg durch Gewinnung 
einer Moiorität erlangen wollen: 

„Im Beifte Jeſu Chriſti und feiner Heiligen Kirche, welcher vor allem ein 
Geift der Einheit und Gemeinſchaft ift, find wir deutſchen Bifchdfe auch in die» 
jem Jahr in Fulda, am Grabe des heiligen Bonifacius, zu brüderlicher Be⸗ 
rathung vereinigt geweſen. Der Zweck biefer Berfammlungen iſt nicht etwa 
der: bindende Beſchlüſſe in kirchlichen Angelegenheiten zu faflen, maß nad) den 
Geſetzen der Kirche nur auf eigentlichen und in gehöriger Form abgehaltenen 
Kirchenverſammlungen möglich if, jondern geht lediglich dahin: Durch gegen- 
feitige Beiprehung uns zur befieren Erfüllung unjeres heiligen Amtes tüchtiger 
zu machen, und jene Einigleit und Liebe unter uns zu pflegen, welche die Mut⸗ 
ter und Ernährerin alle Guten if. 

„sn dieſem Jahr war ſelbſtverſtändlich ein Kauptgegenftand unferer Be⸗ 
rathungen die Vorbereitung auf das allgemeine Concil, zu dem unſer heiliger 
Bater Pins IX. alle Biſchofe der Erde berufen hat. Im Hinblid bierauf 
haben wir es für gut und heilfam erachtet, bevor wir ung trennten, ‚gemein« 
Kari ein kurzes Wort an unfere geliebten Didcefanen, Geiſtliche wie Laien, 


„Als die Berufung eines allgemeinen Concils zur Gewißheit geworden war, 
erfüllte auf der einen Seite fromme Erwartung und frohe Hoffnung die Ges 
müther der Gläubigen, und Tauſende richteten mit kindlichem Vertrauen ihre 
Blicke nah Rom. Nicht als ob das Eoncil ein Zaubermittel wäre, um alle 
Mebel und Befahren von ung hinwegzunehmen und mit einemmal das Angeficht 
der Erde zu verändern, fondern weil nad der von Chriſtus in feiner gott⸗ 
lichen Weisheit gegebenen Einrichtung die Vereinigung der Nachfolger der 
Apoſtel um den Nachfolger des HI. Petrus in einer allgemeinen Kirchenver⸗ 
fommlung das vorzüglichfte Mittel ift, um bie befeligende Wahrheit des Chri⸗ 
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ſtenthums in ein helleres Licht zu ſetzen, und fein heilige Beleg wirffamer 
ins Xeben einzuführen. Was der heilige Papft Gregor der Große fo ſchön 
fagt: daß im Laufe der Zeiten die Pforten der göttliden Wahrheit und Weis- 
heit für die Ehriftenheit immer weiter geöffnet werben, daB wird am groß 
artigften durch die allgemeinen Goncilien erfüllt. Davon aber, daß die Lehre 
Chriſti recht erlannt, und fein Gejeg allgemeiner befolgt werde, hängt aller- 
dings, wie das ewige, fo aud das mahre zeitlihe Wohl der Menichheit ab. 
Darum haben von jeher die treuen Kinder der Kirche die allgemeinen Gon- 
cilien mit Troft und Heiliger Hoffnung begrüßt. Dieſe Gefinnung auch an- 
gefichtS des bevorftehenden Eoncil8 in uns felbft zu pflegen und bei andern 
zu verbreiten ift eine heilige Pflicht. Dagegen können wir uns nicht verber- 
gen, daß, auf der andern Seite, jelbft von warmen und treuen Gliedern der 
Kirche Belorgniffe gebegt werden, welche geeignet find, das Bertrauen abzu- 
ſchwächen. Hiezu fommt, daß von den Gegnern der Kirche Beſchuldigungen 
ausgeiprochen werden, weldhe keinen andern Zwed haben, als weithin Argwohn 
und Abneigung gegen das Goncil zu erregen, und felbft das Mißtrauen der 
Regierungen wachzurufen. 

„Sp werden Befürchtungen laut, als ob das Eoncil neue Glaubenslehren, 
welche in der Offenbarung Gottes und der Ueberlieferung der Kirche nicht 
enthalten find, verlündigen, und Grundfäge aufſtellen könne und werde, welche 
den Intereſſen des Chriſtenthums und der Kirche nadıtheilig, mit den berech⸗ 
tigten Ansprüchen des Staats, der Civilifation und der Wiſſenſchaft, ſowie mit 
der rechtmäßigen Freiheit und dem zeitlihen Wohl der Völker nicht verträg- 
lich fein. Man geht nody weiter: man beichuldigt den heiligen Vater, daß 
er, unter dem Einfluß einer Partei, das Concil lediglich als Mittel benügen 
wolle, um die Macht des apoftoliihen Stuhls über Gebühr zu erhöhen, die 
alte und echte Verfaffung der Kirche zu ändern, eine mit der hriftlichen Frei⸗ 
heit unverträgliche geiſtliche Herrſchaft aufzurichten. Man ſcheut ſich nicht, das 
Oberhaupt der Kirche und den Episcopat mit Parteinamen zu belegen, welde 
wir bisher nur im Munde der erflärten Oegner der Kirche zu finden gewohnt 
waren. Demgemäß ſpricht man dann ungejcheut den Verdacht aus: es werde 
den Biſchöfen die volle Freiheit der Berathung nicht gegeben fein, und e8 
werde auch den Biſchöfen felbft an der nothwendigen Erfenntnig und Frei⸗ 
müthigfeit fehlen, um ihre Pflicht auf dem Concil zu erfüllen, und man 
fteilt in Folge davon Jogar die Biltigfeit des Concils und feiner Beſchlüffe 
jelbft in Frage. 

„Worauß diefe und ähnliche Neben au eniiprungen fein mögen — aus 
Iebendigem Glauben, aus treuer Liebe zur Kirche, aus einem unerjäütterlichen 
Vertrauen auf jenen Beiftand, melden Bott feiner Kirche niemals entzieht, 
find fie e8 nit. So haben niemals unfere Väter im Glauben, niemals die 
Heiligen Gottes gedacht; das wideritreitet, geliebte Diöcefanen, ohne Zweifel 
auch eurem innerften Glaubensbewußtſein. Uber wir wollen euh auch aus⸗ 
drucklich ermahnen, durch ſolche Reden euch nicht irre führen und in eurem 
Blauben und Bertrauen erjchüttern zu laflen. Rie und nimmer wird und 
kann ein allgemeineß Goncil ein eneue Lehre ausſprechen, welche in der heiligen 
Schrift oder der apoſtoliſchen Ueberlieferung nicht enthalten if; wie denn über⸗ 
haupt die Kirche, wenn fie in Glaubensſachen einen Ausſpruch thut, nicht neue 
Kehren verfündigt, jondern die alte und urſprüngliche Wahrheit in klareres 
Licht Felt und gegen neue Irrthümer ſchützt. Nie und nimmer wird und 
kann ein allgemeines Goneil Lehren verfündigen, welche mit den Grundſätzen 
der Gerechtigkeit, mit dem Rechte des Staats und feiner Obrigleiten, mit der 
Gefittung und mit den wahren Intereſſen der Wiſſenſchaft, oder mit der recht⸗ 
mäßigen Greiheit und dem Wohle der Völker im Widerſpruche ſtehen. Ueber: 
haupt wird das Concil keine neuen und leine andern Grundjäge aufflellen als 
Diejenigen, welche euch allen durch den Glauben und das Gewiſſen ins Herz 
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geigrieben find, melde die chriſtlichen Bolker durch alle Jahrhunderte Heilig 
gehalten haben, und auf welchen jegt und immer das Wohl der Staaten, die 
Autorität der Obrigfeiten, die Freiheit der Volker beruht, und welche bie 
Borausjegung aller wahren Wiffenjchaft und Gefittung bilden. 

„Und warum können wir dieß mit folder Beſtimmtheit und Zuverſicht 
ausfprehen? Weil wir durd den Glauben gewiß find, dab Jeſus Chriſtu 
bei feiner Kirche bleibt alle Tage bis ans Ende der Welt; daB der Beilige 
Geiſt fie nie verläßt, und fie an alles erinnert und in alle Wahrheit einführt, 
fo daß fie ift und bleibt die Eäule und Grundvefte der Wahrheit, welche auch 
die Pforten der Hölle nicht zu überwältigen vermögen; weil wir endlich glau⸗ 
ben und wiflen, daß, wenn die Radfolger Petri und der Upoflel, der Papft 
und die Bilhöfe, auf einem allgemeinen Goncil rechtmäßig verfammelt, ir 
Saden de8 Glaubens und des Sittengeſetzes Entſcheidungen geben, -fie dur 
Gottes Fürfiht und Beiſtand gegen jeden Irrthum ſicher geftellt find. Wie 
Chriſtus geftern und heut und in Ewigkeit derielbe if, und fein Wort niemals 
vergeht, wenn auch Himmel und Erde vergeben, jo bleibt auch feine Kirche 
aflezeit diefelbe, und die Wahrheit Ehrifti bleibt aflegeit und unmandelbar in 
ihr. Auch nur fürdten, ein allgemeines Goncil könne in feinen Lehrbeſtim⸗ 
mungen gegen die überlieferte Wahrheit fehlen, Tönne die von Gott gegründete 
Berfaffung der Kirche irgendwie in ihrem Weſen umändern, heißt die Kraft 
der der heiligen Kirche gegebenen göttlichen Verheißungen und die Wirkung 
des göttlichen Gnadenbeiftandes verfennen. 

„Auch braudt niemand zu beforgen: das allgemeine Concil werde in Un⸗ 
bedachtſamkeit und Uebercilung Beichlüffe faſſen, welche ohne Noth mit den 
beftehenden Berbältnifien und den Bebürfniffen der Gegenwart fi) in Wider⸗ 
ſpruch fegen, oder e8 werde, nach Weile ſchwärmeriſcher Menichenanichauungen, 
Sitten und Einrichtungen vergangener Zeiten in die Gegenwart verpflanzen 
wollen 


„Und wie kann man auch nur vernänftigerweile fo etwas von einer Ver⸗ 
fammlung der Bilhöfe der ganzen katholiſchen Welt befürchten, welche mit 
den reichften Kebenserfahrungen ausgeftattet, mit den Zuftänden der verſchieden⸗ 
artigften Länder vertraut, mit der VBerantwortlichkeit des heiligften Berufs bes 
laſtet, Hauptjächlich zu dem Zwed vom Oberhaupt der Fire verfammelt wer⸗ 
den, um mit ihm zu berathen, wie am beiten die ewigen Wahrheiten der 
Religion in der Gegenwart zu verwirklichen, und die Wohlthat des Chriſten⸗ 
thums den gegenwärtigen und zulünftigen Geſchlechtern zu erhalten und zu 
übermitteln jei? 

„Unbegründet ift auch und überaus ungeredht der Verdacht: es werde da 
auf dem Concil die Freiheit der Berathung beeinträchtigt jein. Wie wenig 
kennen diejenigen, welche jo denten, die Gefinnungen des Papſtes, die Geſin⸗ 
nungen der Bilhöfe und die Handlungsweiſe der ſtirche! Wir willen es auf 
das beftimmtefte, daB es der-erflärte Wille des heiligen Vaters ift weder der 
Sreiheit, noch der Zeit der Berathungen eine Schranke zu ſetzen, und das liegt 
auch in der Natur der Sade. Denn in einem Concil der Kirche ringen nicht 
verichiedene Parteien mit allen Mitteln der Ueberredung um den Gieg, ſuchen 
nicht einzelne Mitglieder durch bloße Gewinnung einer Mehrheit das Ueber⸗ 
gewicht über die Gegner zu erlangen. Ulle find bei aller Verſchiedenheit ſon⸗ 
fliger Meinungen von vornherein einig in den Principien des Glaubens, und 
fireben nur nach einem Ziel, dem Heil der Seelen und dem Wohl der Chris 
ſtenheit; und Erörterungen finden da nit flatt, um den Gegner zu übers 
winden oder ein Sonderintereffe zu fördern, fondern um die Wahrheit von 
allen Seiten zu beleuchten, und nicht eher zu enticheiden, als biß jede Schwie⸗ 
rigfeit erledigt, jede Dunkelheit aufgehellt iſt; beſonders mo es ſich um die 
ewigen Wahrheiten des Glaubens handelt, wird das Goncil auch nicht das 
mindefte beſchließen, ohne zuvor die Mittel der Wiſſenſchaft und der reiflichſten 
Ueberlegung erſchapft zu Haben, — 
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ſtenthums in ein hellereg Licht zu feken, und fein heiliges Belek wirffamer 
ing Leben einzuführen. Was der heilige Papft Gregor der Große fo ſchön 
fagt: daß im Laufe der Zeiten die Pforten der göttlichen Wahrheit und Weis⸗ 
heit fir die Ehriftenheit immer weiter geöffnet werden, daß wird am groß» 
artigften durch die allgemeinen Goncilien erfüllt. Davon aber, daß die Lehre 
Chrifti recht erfannt, und fein Geſetz allgemeiner befolgt werde, hängt aller- 
dings, wie das ewige, jo auch das mahre zeitliche Wohl der Menichheit ab. 
Darum haben von jeher die treuen Kinder der Kirche die allgemeinen Con⸗ 
cilien mit Troft und Heiliger Hoffnung begrüßt. Dieſe Gefinnung auch an» 
gefichts des bevorftehenden Concils in uns felbft zu pflegen und bei andern 
zu verbreiten ift eine heilige Pflicht. Dagegen können wir uns nicht verber⸗ 
gen, daß, auf der andern Seite, jelbft von warmen und treuen Gliedern der 
Kirche Belorgnifle gehegt werden, welche geeignet find, das Bertrauen abzu⸗ 
ſchwächen. Hiezu fommt, daß von den Gegnern der Kirche Beſchuldigungen 
ausgeſprochen werden, welche feinen andern Zweck haben, als weithin Argwohn 
und Abneigung gegen das Goncil zu erregen, und felbft das Mißtrauen der 
Negierungen wachzurufen. 

„So werden Befürchtungen laut, als ob das Goncil neue Glaubenslehren, 
welche in der Offenbarung Gottes und der leberlieferung der Kirche nicht 
enthalten find, verfündigen, und Grundfäge aufftellen könne und werde, welche 
den Intereſſen des Chriſtenthums und der Kirche nachtheilig, mit den beredh- 
tigten Anſprüchen des Staats, der Eivilifation und der Wiſſenſchaft, jowie mit 
der redhtmäßigen Freiheit und dem zeitlichen Wohl der Völker nicht verträg- 
ich fein. Dan geht nody weiter: man beſchuldigt den heiligen Bater, daß 
er, unter dem Einfluß einer Partei, das Goncil lediglih als Mittel benligen 
wolle, um die Macht des apoftoliihen Stuhls über Gebühr zu erhöhen, die 
alte und echte Verfaſſung der Kirche zu ändern, eine mit der chriftlichen Frei⸗ 
heit unverträgliche geiſtliche Herrſchaft aufzurichten. Man ſcheut fi) nicht, das 
Oberhaupt der Kirche und den Epiäcopat mit Parteinamen zu belegen, weldhe 
wir bisher nur im Munde der erklärten Gegner der Kirche zu finden gewohnt 
waren. Demgemäß ſpricht man dann ungejcheut den Verdacht aus: es werde 
den Biichöfen die volle Freiheit der Berathung nicht gegeben fein, und es 
werde auch den Bilchöfen jelbft an der nothwendigen Erkenntniß und Frei⸗ 
mütbigfeit fehlen, um ihre Pflicht auf dem Goncil zu erfüllen, und man 
ſtellt in Folge davon fogar die Biltigfeit des Concils und feiner Beſchlüſſe 
jelbſt in Frage. 

„Woraus dieſe und ähnliche Reden auch entiprungen fein mögen — aus 
lebendigen Glauben, aus treuer Liebe zur Kirche, auß einem unerſchutterlichen 
Vertrauen auf jenen Beifland, melden Gott feiner Kirche niemals entzieht, 
find fie e8 nit. So Haben niemals unfere Väter im Glauben, niemals die 
Heiligen Gottes gedacht; das —A geliebte Diöcefanen, ohne Zweifel 
auch eurem innerften Glaubensbewußtſein. Uber wir wollen euch aud aus⸗ 
drüdlih ermahnen, durch ſolche Reden euch nit irre führen und in eurem 
Blauben und Vertrauen erjchüttern zu laſſen. Nie und nimmer wird und 
kann ein allgemeines Goncil ein eneue Lehre außfprechen, welche in der heiligen 
Schrift oder der apoſtoliſchen Ueberlieferung nicht enthalten ift; wie denn über- 
haupt die Kirche, wenn fie in Blaubensfachen einen Ausſpruch thut, nicht neue 
Kehren verfündigt, fondern die alte und urſprüngliche Wahrheit in klareres 
Richt Felt und gegen neue Irrthümer ſchützt. Nie und nimmer wird und 
kann ein allgemeines Goneil Lehren verfündigen, welde mit den Brundjägen 
der Gerechtigkeit, mit dem Rechte des Staats und feiner Obrigleiten, mit der 
Gefittung und mit den wahren Intereſſen der Wiſſenſchaft, oder mit der rechte 
mäßigen Freiheit und dem Wohle der Bölfer im Widerjpruche ſtehen. Ueber⸗ 
haupt wird daß Goncil keine neuen und leine andern Grundjäge aufflellen als 
Diejenigen, welche euch allen durch den Blauben und das Gewiflen ins Herz 
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; alle Büter des Chriſtenth geluiyft; 
i heit wi uns das Licht und Das Beier Fe zu Theil. Darum 


Spaltung und Trennung die größten Webel, von denen je die Ehriftenheit 
vie Welt heimgeſucht wurde, entiprungen, und nt umgelepet ale Heilung 
ab. 


der Urmen und Leidenden geſchah, wenn unter Geiftlihen und Laien der 
Slaubensmuth und die Liebe zur Kirche fich gehoben hat, werm auf der gan» 
zen Welt das Reid Gottes mit neuer Friſche wäh und Frucht bringt, wenn 
ſelbſt alle Angriffe auf die Kirche, und alle Leiden, womit fie heimgeſucht wird, 
ihr nur zum Bellen gereichten, jo zweifeln wir nicht daran, daß ſolches haupt 
ſächlich jener innigen Eintracht und Einheit der Geſinnung zu danten if, welche 
durch Gottes Gnade, einige traurige und unbedeutende Störungen abgerechnet, 
in der ganzen Tatholiichen Welt herrſcht. Es ift nicht ein eitles Nühmen, fon» 
dern eine anadenvolle und ofienbare Wahrheit, dab alle Bilchöfe des katholi⸗ 
ſchen Erbfreifes unter einander und mit dem apoftoliiden Stuhl in der voll 
tommenften Einheit verbunden find, und daB in gleicher Weile Clerus und 
Bolt mit ihren Bilchöfen übereinſtimmen; und jo befteht au unter den ver» 
ſchiedenen Ständen der Kirche durchweg herzliche Eintracht, jo fühlen fi) auch 
die Katholiken aller Nationen eins und einig in dem Blauben und in der 
Liebe zur Kirche; die Noth und die Stürme der Zeiten haben diefe Eintracht 
nur erhöht, und namentlich hat das Tiebende Zuſammenwirken afler Rationen 
zum Schutze des hart bebrängten hi. Vaters dieſes Band der Einheit enger 
und enger gefnäpft. Im Geiſte diefer Einheit, als Geſandte Ehrifti, in Chriſti 
Namen und aus Ghrifti Herzen ermahnen, bitten und beſchwören Wir alle, 
vor allem Unſere Mitarbeiter im Prieſterthum und im heiligen Lehramt, daß 
fie, je nad) ihrer Stellung, durch Wort, Schrift und Beifpiel jene volllem- 
mene Eintracht deß Geiftes unter gänzlicher Beſeitigung aller etwaigen, hier 
oder dort vorausgegangenen Streitigleiten pflegen und befördern, und ſich alles 
defien enthalten, was Zwietracht nähren und die menſchlichen Leidenſchaften 
anfachen Tönnte. 

„In Kurzem werden Wir auf längere Zeit Unfere Diöcefen verlaften, und 
Unfere Herzen find tief beivegt, indem Wir auf die großen Gefahren der gegen- 
wärtigen Zeit hinbliden. Wir haben daher beſchloſſen und verordnen hiermit, 
daß eine dreitägige Andacht zum beiligften Herzen Jeſu, anfangend am 8. Des 
zember d. %., in allen Pfarreien Unferer Diöcefen abgehalten werde, in An⸗ 
betragt welder Andacht Wir Uns nähere Anordnung vorbehalten. 

„Die Gnade und der Friede Jeſu Ehrifti, die Sürbitte der HL. Jungfrau 
und aller lieben Heiligen ſei und verbleibe mit euch allen. 

Gegeben zu Fulda, 6. Sept. 1869. Gezeichnet: Paulus, Erzbiſchof von 
Köln; Gregorius, Erzbifhof von München und Sreifing ; Heinrich, Fürftbiichof 
von Breslau; ©. Anton, Biſchof von Mürzburg: Chriſtoph Florentius, 
Biſchof von Fulda; Wild. Emmanuel, Bilhof von Mainz; Eduard Jakob, 
Viſchof von Hildeshein; Ludwig, Biſchof von Leontopolis 1. p., apoſtoliſcher 
Bicar von Sachſen; Conrad, Biſchof von Paderborn; Pankratius, Biſchof von 
Augsburg; Matthias, Biſchof von Trier; Nicolaus, Biſchof von Halikarnafjus, 
apoftoliicher Vicar von Turemburg; Johannes Heinrich, Biſchof von Osnabrück 
und Provicar der nordifchen, deulſchen und däniſchen Miffionen; Franz Leo⸗ 
pold, Biſchof von Eichſtädt; Lothar, Biſchof von Seula 1. p. und Gapitulare 
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„Und was follen um 
den Biſchofen aus Menſchenfurcht an der pflichtmäßigen Freim 
Eoncil gebrechen werde? Eingedenk des Gebots unjers Herrn, die nit 
zu ſchelien, die uns läftern, wollen wir nur ſchlicht und einjeh jagen: die 
Bilchöfe der katholiſchen Kirche werben auf dem allgemeinen Goncil, bei biefem 
wichtigften Geſchäft ihres Amts und Wirkens, der beiligften aller Pflichten, 
der Pflicht der Wahrheit Zeugniß zu geben, nie und nimmer vergeffen ; fie 
werben eingedenk des apoftoliihen Wortes: daß, wer den Menſchen gefallen 
will, nicht Chriſti Diener ift; eingedenk der Rechenſchaft, die fie bald vor dem 
göttlichen Richterſtuhl ablegen mäffen, keine andere Richtſchnur kennen als ihren 
Slauben und ihr Gewiflen. Wir haben es nicht unſer unmwilrbig erachtet, den 
katholiſchen Epijcopat und das allgemeine Goncil gegen diefe traurigen Ver⸗ 
daächtigungen zu vertheidigen, bat ja auch der Weltapoftel um feine apofto- 
liſchen Amtes willen und aus Liebe zur Kirche und den Seelen es nicht ver⸗ 
ſchmäht, fih gegen die unbegründetſten Anklagen zu vertheibigen. Wenn man 
aber gar unter gänzlicher Verläugnung aller Ehrfurcht und Xiebe, welche wir 
der Kirche und ihrem Oberhaupt jhuldig find, die Ubficht des Heiligen Baters, 
den heiligen apoſtoliſchen Stuhl jelbft anſchwärzt und läftert, wenn man ihn, 
den Chriftus zum Hirten aller und zum fyelfen geſetzt Hat, auf dem die ganze 
Kirche ruht, als Partei und als Werkzeug einer Partei darftellt, wenn man 
ihm herrſchſuchtige und ehrgeizige Abfichten ganz nah Weile jener Welt zu⸗ 
Schreibt, die auch einſtens Ehriftus, den Stifter der Kirche, als einen Empörer 
und Aufwiegler des Volks vor Pontius Pilatus anklagte, fo fehlen uns die 
Worte um unjern ganzen Schmerz über foldde Reden und gegen den Geiſt uns 
auszujprechen, aus dem fie entipringen. 
„Nichts ift dem Weſen der katholiſchen Kirche jo fremd und fo entgegen- 
eſetzt als Parteiweſen. Gegen nichts hat der göttliche Seiland, und haben 
Feine Upoftel fi beftimmter ausgeſprochen, als gegen jeglihe Parteiung und 
Spaltung; und gerade um alles derartige außzuſchließen und bie Einheit des 
Geiftes im Bande des Triedens zu bewahren, bat Chriſtus unter allen Apofteln 
einen zum Mittelpunft der Einheit und zum Oberbirten aller gefekt, alle feiner 
väterlichen Yutorität untergeordnet, alle, Bifchöfe, Priefter und Gläubige der 
ganzen Welt, durch ein unauflosliches Band des auf Blauben und Liebe ge» 
gründeten Gehorſams mit ihm verbunden. Wohl umſchließt die Kirche eine 
unermeßliche Mannidfaltigkeit nationaler und menſchlicher Eigenthümlichkeiten. 
Sie begreift die verſchiedenartigſten Genoſſenſchaften, Gorporationen und Ges 
Raltungen des religiöjen Lebens in ſich; fie duldet, ja fie jhüßt die Ver⸗ 
ichiedenheiten theoretiicher und praltiſcher Meinungen; aber nie und nimmer 
duldet und billigt fie Parteien, oder if fie gar ſelbſt Partei; ja für jedes 
katholiſche Herz, folange fein Glaube und feine Liebe durch Leidenichaften nicht 
getrübt worden, ift e8 unmöglich, daß eb in religiöfer und kirchlicher Beziehung 
einem Parteigeift anheimfalle; denn fein Glaube bewegt e8, das eigene Urtheil 
und nod mehr die befonderen Intereſſen und Leidenſchaften in Demuth, Liebe 
und unbegrenztem Bertrauen dem höchſten und unfehlbaren Lehramt unterzu- 
orbnen, das Chriſtus uns zu hören befohlen bat, und von dem fein WBort 
ewig gilt: „Wer euch böret, höret mid." Auf dem bevorfiehenden allgemeinen 
Goncil wird diefes hoͤchſte, unfehlbare Lehramt der Kirche, oder vielmehr, es 
wird Chriftus und fein heiliger Geiſt durch es zu allen reden, und alle, bie 
guten Willens, alle die aus Gott find, werben feine Stimme bören: die Stimme 
der Wahrheit, der Gerechtigkeit, des Friedens Chriſti. Wie Petrus und bie 
Apoftel auf dem erften Goncil zu Jeruſalem nur einer Meinung waren und 
nur eine Sprache führten, jo wird es auch heute der Fall fein, und es wird 
der ganzen Welt offenbar werden, daß, wie in der erften Ghriftengemeinbe, 
fo auch heute noch in der katholiſchen Kirche alle eines Herzens und einer 


Seele find. 
Aus diefer Duelle der Einheit flieht in der Kirche alles Große, Gute und 
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feeunbichofttigen Beziehungen zu dem —** nnt 

von ben Thronen noch durch die Regierungen Ar nur der —* * 
worden if, einer Barbarei ein Ende zu machen, welche dem ganzen civilifirten 
Europa zur Schande gereiht. V. Die Berjammlung gibt der Erwartung 

Raum, ‚daß kein Katholik die offenen und verdeckten Schmähungen feiner Her 
giom mit jeinem Gelde bezahle durch das Halten antilatholiſcher —— — 
VI, Die Berfammlung fordert die chriſtlichen Männer aller Stände auf, fi 
der arbeitenden Klaffen anzunehmen und für das dkonomiſche und fittfige 
Wohl derfelben zu wirken. VII. Die Beneralverjammlung erklärt die Errich⸗ 
"tung confellionslofer Schulen für einen Ungriff auf die Rechte der Kirche und 
aller Gonfeifionen, für einen Angriff auf das natürliche und chriſtliche Met 
der Familie, für einen Angriff auf die freiheit des Gewiſſens. Sie erblidt in 
berfelden den größten Schaden für jegliche, vor Allem für die religidje Erzie- 
bung. Sie erfennt es deßhalb für die Pflicht eines jeden Katholilen, der Ein- 
führung folder Schulen mit allen geſetzlichen Mitteln entgegenzuireten.* 


16. Sept. (Preußen). Die beiben bänifch gefinnten nordſchleswig'ſchen 


17. 


23. 


26. 
29. 


Abgg. Ahleman und Kryger werben von ihren Wahlkreiſen wicber 
mit überwältigenden Moajoritäten in das Nbg.-Haus gewählt. 

„ (Preußen). In Frankfurt erfolgt das erjte Ausweifungsbecret 
gegen einen ber jungen Bürger, welcher ſich durch Erwerbung eines 
fchweiz. Bürgerrechtes der Erfüllung ber allg. Wehrpflicht zu entzie: 
ben geſucht haben. 

» (Breußen) Eröffnung bes Prov.⸗Landtags v. Hannover unb 
ber Communallandtage von Kurheſſen und Naffau, bauptjähli zur 
Ordnung ber Berbältniffe der Lanbescrebitfafien. 


In Hannover find die Eynobalmahlen entfchieben orthobor und 
particulariftiih ausgefallen. 
„ Zweiter Philofopbencongreß in Frankfurt a. M. 
„ (Sadfen). Zufammentritt des Landtags. Die zweite Kammer 
bejeßt ihr Bureau im erften Wahlgang mit den von ber vereinigten 
liberalen Partei vorgefchlagenen Kanbitaten. Mehrere Mitglieber 
proteftiren hierauf gegen die Anerkennung ber Rechtsbeſtändigkeit 
ber aus dem Staateftreih von 1850 bervorgegangenen Verfaflungs: 
zuftänbe, 
„ (Sadfen). Eröffnung bes Landtags. Thronrebe bes Könige: 


. Sachſen fährt fort, von den auswärtigen Regierungen Zeichen der 
Achtung uud des —— zu erhalten. Auch innerhalb des norddeutſchen 
Bundes erfrent es ſich einer geadhteten Stellung. Wein entſchiedenes Beſtreben 
ift von Anfang an dahin gerichtet geweien, den Wusbau des Bundes auf dem 
Grunde jeiner Berfoflung au fördern und zu unterflügen; ich babe auch nicht 
Anſtand genommen, für eine wichtige, in dem Gejammtintereffe des Bundes 
liegende Inſtitution (Dberhandeidgeriät) ſelbſt die Initiative zu ergreifen. 
Aber ich werde zugleich auch, nad wie vor, dahin wirken, daß die Grenze, 
welche die Bundesverfaffung zwiſchen den Rechten des Burfdes u denen der 
Einzelftaaten zieht, aufrecht erhalten und die Linie nicht überjchritten werde, 
jenjeit8 weldher den Einzelſtaaten weder Einfluß noch Anſehen genug 9 übrig 
bleiben wärde, un als lebendige und Trältige Mitgliever des Bundes 
Grfolg wirken und zugleich ihre eigenen Angelegenheiten ihren Bebürfniffen 
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viear der Erzdiöcele Freiburg; Philipp, Bilhof von Ermeland; Johannes 
Nepomucenus, Biſchof von Kulm, vertreten durch Dr. Hafle, Dompropft und 


Generalvicar; Nikolaus, Biſchof von Speyer, vertreten dur Dr. W. Molitor, | 


Domcapitular und geiftl. Rath; Karl Joſeph v. Hefele, erwählter Biſchof v. 
Rottenburg, kraft befonderer Vollmacht. 


— Sept. (Preußen) Das Gonfijtorium ber Provinz Brandenburg 


und ber Oberkirchenrath verweigern bem MProteftantenverein ben 


Gebrauch einer Kirche für feine bevorftehende Generalverfamm: 


lung in Berlin. 
» (Breußen). Die Regierung lehnt die Befhwerbe des Yranl: 
furter Magijtrats gegen bie Ausweilung ber jungen Frankfurter, 


die fih durch Erwerbung eines ſchweizeriſchen Bürgerrechtes ber 


Erfüllung ber allg. Wehrpflicht zu entziehen fuchten, entidhieben ab. 
„n  Generalverjammlung ber kath. Vereine Deutſchlands in Tüflel: 
borf. Diefelbe beſchließt folgende Refolutionen: 

„I. Die zwanzigfte Generalverfammlung der Tatholifcden Vereine Deutich 


lands erachtet e8 als ihre erfte Aufgabe, von Neuem alle deutihen Katholiten 
an die Pflichten zu erinnern, welche fie gegen den hl. Stuhl haben. Angefihts 


der Bedrängniß, in welcher der apoſtoliſche Stuhl fich Außerlich befindet, mahnt 
die Seneralverfammlung an die für jeden Katholiken geltende Pflicht des 
Peterspfennigs; fie empfiehlt aufs Dringendfle die Beiheiligung an dem 
Liebeswerke der Bruderihaft vom HI. Michael; und fie fordert die katholiſchen 
Söhne Deutihlands auf, fh zu fehaaren um den rings von Feinden hart 
bedrohten Stuhl Petri als treue Kämpfer für das Recht der Kirche. II. Vie 
Berfammlung begrüßt mit dem Gefühle der tiefften Ehrfurdt das dkumeniſche 
Goneil, welddes auf den Auf Pius IX. am 8. December d. J. ſich verjammeln 
wird. Wie zu allen Zeiten, wenn die katholiſche Kirche zu einem Goncil zu⸗ 
fammentrat, jo fieht auch heute das katholiſche Bolt diefer großartigen Ber» 
jammlung mit vollem Bertrauen entgegen, feithaltend an dem Glauben, daß 
der heil. Geift die Berathungen leitet, und deßhalb nur ſolche Beilüffe gefakt 
werden, die der Wahrheit über den Irrthum den Sieg verihaffen und den 
Völkern zum Heile gereihen. Die Katholiken Deutſchlands erwarien von ihren 
Fürften und Regierungen, daß fie fih aller Schritte enthalten, welche die 
Freiheit der Berathungen und Beſchlußfaſſungen des bevorftehenden Goncils 
beeinträchtigen Lönnten. III. AngefihtS der unerhörten Ungriffe und Beſchim⸗ 
pfungen, denen die Lehren und Imftitutionen der katholiſchen Kirche, insbefon- 
dere die Klöfter, jegt mehr denn jemals Seitens ihrer Feinde ausgefegt find, 
und gegenüber der Anmaßung, mit welcher die Lettern in der Prefle und in 
Berfammlungen über die Angelegenheiten der katholiſchen Kirche verhandeln 
und beſchließen, erflärt die Seneralverfammlung: daß die Katholilen fo bes 
rechtigt als verpflichtet find, diefes Eindringen in das Gebiet der Kirche mit 
allen ihnen zu Gebote ftehenden geſetzlichen Mitteln zurüdzumweilen. Sie forbert 
deßhalb die Katholiten Deutſchlands auf, Überall von ihren verfafiungsmäßigen 
Rechten Gebrauch zu machen und fowohl in Vereinen und in der Preffe, wie 
dur Theilnahme an den öffentlichen Angelegenheiten, die Sreiheit und Unab⸗ 
ängigfeit der Kirche und ihre Gleichberechtigung mit andern Religionsgefell- 
chaften zu vertheidigen uud jeden Angriff auf diefelbe mit aller Entſchiedenheit 
zu belämpfen. IV. Mit dem tiefften Schmerze fieht die Beneralverfammlung 
auf die graufamen Bertolgungen bin, durch welde Rußland die latholijche 
Kirche in Polen zu vernichten fucht. Inmitten des civilifitten Europa’s, beflen 
Regierungen fo oft Veranlaffung genommen, in fernen Welttheilen dag unter 
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- gemäß ordnen zu Tönen. Ich hoffe mit Zuverſicht, daß dieſe meine Haltung 
nicht ohne Erfolg bleiben wird, da ich mich in diefer Beziehung im voller 
Usbereinftimmung weiß mit ben Wuffaffungen und Abfichten meiner hohen 
Bundekgenofien.® 

1. Det. (Nordd. Bund) Die von ber Regierung ernannte Com: 
miſſion für Prüfung des Entwurfs eines Strafgefeßbudes für den 
norbd. Vund beginnt ihre Verathungen. | 

v» n (Breußen). Die öffentlihen Blätter wellen übereinftimmenb 

wiſſen, daß Die Regierung bamit umgebe, einem Gonfertium ven 
Banliers die Gonceffion ciner Prämienanleibe von 100 Mil. Thlr. 
zu ertbeilen. Die öffentliche Meinung fpricht fich entſchieden dagegen aus. 

„—d: „ (Preußen). Der Provinzial: Landtag „des Herzogthums 

Schleſien, der Graflhaft Gab und bes Markgrafenthums Ober: 

lauſitz“ faßt eine Reihe von Beichlüffen, 

welche verichiedene nicht unmwidhtige Zweige der Verwaltung, wie nament- 

I das Landarmen und Gorrigenden-, das Peuerverfiderungs- und das 

Irrenweſen, die ſtändiſche Darlehenslaſſe und verjchiedene andere Fonds und 

Unftalten aus der flaatlihen Aominiftration und Leitung ausiheiden, und ın 

eine nur der Oberaufficht des Staates unterſtehende, weientlich ſelbſtſtändige | 

provinzialftändifhe Verwaltung übernehmen, ınit deren Organilation unver⸗ 
weilt begonnen werden kann, nachdem über diejelbe zwiſchen dem Brovinziale | 

Landtag und der Regierung bereits volles Einverfländniß erzielt il. An die 

Spige der neben der Provinzialregierung einen coordinirten Standpunlt ein» 

nehmenden neuen Behörde, welche Hier den Ramen „Landesveputation für 

Sälefien" führen wird, tritt ein von den Provinzialftänden auf ſechs Jahre 

gewählter „Zandeshauptmann" — dielelbe. Gharge, welde in Hannover als 

Landesdirector“ eingeführt ift, und wird von den ſchleſiſchen Etänden für biejes 

höchſte Ehrenamt Graf Earl Püdler auf Oberweiftrit, bisher Landrath des 

Kreiſes Schweibnig, gewählt. Da der Landeshauptmann für ESchlefien feine 

Wohnung in Breslau zu nehmen und der laufenden Verwaltung vorzuftehen 

bat, jo ift ihm von den Ständen ein Gehalt von drei Taufend Thalern aus⸗ 

geworfen worden. Außer dem Landeshauptmann befieht die Qandesdeputation 
noch auß fieben, aus den vier Ständen gewählten Mitgliedern, und zwar 
einem aus den „Würften und Herren” (Standeöherren) zwei „Rittern“, zwei 

Vertretern der Stadtgemeinden, endlich zwei Bertretern der Landgemeinden. 

Als Ehrenvorfigender fungirt der Landtagsmarſchall Herzog von Ratibor. 

» (Preußen). Die mit dieſem Tage abgelaufene Cartell⸗Conven⸗ 

tion mit Rußland ift, dem entſchiedenen Wiberwillen ber öffentlichen 

Meinung dagegen entſprechend, wirklich nicht erneuert worben. 

»„ « (Breußen). Der Communal:Landtag von Raffau nimmt Reſo⸗ 
Iutionen an, bie ſich gegen bie von Seite ber Regierung beabfichtigte 
feit ber Einführung confeffioneller Lefebücher, fo wie für Ermäßi⸗ 
gung ber feit der Annerion eingetretenen hohen Gerichtskoſten aus: 


ſprechen. 

3. „ (Breußen). Der Kronprinz geht auf dem Wege nad dem | 

Orient zur Eröffnung bes Suezcanals nah Wien, um bem kaiſerl. 

Hofe einen Beſuch zu machen. Das Verhältniß zwiſchen Berlin und 
Wien fcheint allmälig wieder cin freundlicheres zu werben. 

6. „ (Breußen) Eröffnung bes Landtags. Thronrebe bes Könige: 

„In der bevorfiehenden Seſſion werben Sie zur Veiheiligung an wichtigen 
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milien und der Pädagogik. III. Eine heilſame Berbindumg von Kirche und 
Schule bleibt aber jo lange unmöglich, als die kirchliche Gemeinde mit ihrem 
Rechtsanſpruch auf eine felbfifändige Leitung ihrer Intereffen nicht durchge⸗ 
drungen if. IV. Bürgerlihe Gleichberechtigung der Gtaatögenofien ohne 
Rückſicht auf die verjchiedenen Gonfelfionen if oberfter Grundſatz unjeres 
ſtaatlichen Geſellſchaftslebens, alſo auh Rorm für die Ausgeftaltung des 
Schulweſens. V. Die öffentlide Schule fteht daher allen Eonfeifionen offen. 
Mit ausſchließend confeifionellem Charakter ift fie ein Wideriprud in ih 
ſelbſt. Kirchenſchulen, wo fie noch exiſtiren, können nur als Privatichulen 
gelten. (Rah dem Borfchlage des Referenten: VT, Der Bedankte, die Religion 
aus der öffentlichen Schule auszufchliegen, würde fi nur als Mittel zur 
Rothwehr gegenüber einer culturfeindlichen Entwidelung der Kirchen empfehlen. 
Bielmebr gehört die Religion als eine Bildungsmadt erſter Größe durchaus 
zum Ganzen der Volkserziehung und muß obligatorilcher Unterrichtägegenftand 
der Vollsſchule bleiben. VII. Einem folgen Religionsunterricht Tann aus 
politiihen und päãdagogiſchen Gründen die confeifionelle Beſtimmiheit nicht 
abgeben. Deshalb müfien bei confeſſionell gemiſchter Bevöllerung Schulen mit 
mehrjeitigem Religionsunterricht gefeglich möglich fein. Dagegen nad dem 
ſchlufſe der Verſammlung:) VI u. VII. Ob der Religionsunierricht obligatorifcher 
Unterricätsgegenftand der Volksſchule fein oder der Fürforge der Yamilie und 
Kirche überlaſſen werden foll, darüber ift nah dem Stande des Volksbewußt⸗ 
feins und nad) der geichichtliden Entwidelung der Staaten und Kirchen zu 
entfcheiden. VIII. Der Religionsunterricht der öffentlihen Schule joll das 
Wiſſen und das Verſtändniß von der Religion, ihren Urkunden und ihrer 
Geſchichte vermitteln, Tie Heranbildung der Jugend zu thätiger Mitgliedfchaft 
bei einer bejonderen Religionsgemeiniaft ift Sache des Confirmationsunter⸗ 
richte. IX. In Betreff der Lehrerbildung verwerfen wir jede Urt von theolo- 
giſcher Bereinfeitigung und kirchlicher Dreſſur. Statt folder ſyſtematiſchen 
Serabdrüdung derjelben verlangen wir, daß unjere Vollsſchullehrer religiöß- 
fittlihe Charaktere und durchgebildete Pädagogen feien, welche die volfsthünts 
Iihen Bildungsinterefien der Zeit zu würdigen und an ihrem Theile zu be» 
fördern wiſſen.“ 

II. Beſchluß bez. ver Todesftrafe: „Die von einem Theile der Geiftlich- 
keit in Schriften und Verſammlungen unternommmenen Berfuche, die Beibehal» 
tung der Todesftrafe als einen das Gewiſſen bindenden Slaubensjag und als 
ein der Obrigkeit durch die göttliche Ordnung auferlegtes Geſetg aufzuftellen, 
ericheinen als unberedhtigt. Sie verlegen die auch in dieſem Stück zu behaup- 
tende Freiheit der Lehre und entflammen dem hierarchiſchen Beifte des Staats⸗ 
firdenthbums.* 

111. Bericht und Antrag Schenkel's über die gegenwärtige Lage des 
Bereins, die er in die Begründung von ſechs Theſen zufammenfaßt: Die 
Gegner hätten dafür hinlänglih geſorgt, daß eine ſolche Darftellung der 
Farbe und des Neized nicht ermangeln Tönne. Die religiöfe Trage ſei gegen» 
wärtig die eigentliche Weltfrage, vor allem die deutiche Trage. Man hüte fid, 
fie bei uns ſchon für entichieden zu halten. Gebildete Klafien haben wir ſchon, 
aber ein gebildetes Volk no lange nit. Ultramontanes Kirchenthum und 
proteftantifche Kirchenthümelei hätten es jonft nicht wagen können, einen Kriegs⸗ 
zug wider die ganze Bildungsmacht der Zeit zu unternehmen, und die Frei⸗ 
beit des Glaubens, des Gewiflens, des Cultus, der Wiſſenſchaft, der Preſſe 
x. |. w. unummwunden im Grundfage zu verneinen. Nun trete gar das Concil 
zujammen, nit um neue Lichter für die Welt anzuzünden, fondern um 
brennende außzublafen. Gegenüber manchen Hoffnungen, die man liberalerjeits 
eben deßhalb an das Concil knupft, ſpricht Redner feine Ueberzeugung dahin 
aus: daß auf dem römiſch⸗katholiſchen Gebiet eine rettende That nicht zu er⸗ 
warten jei. Aber auch auf proteftantiihem Boden find die Ausſichten troftlos. 
Die Gemeinde der unbeſcholtenen felbftändigen Männer, welde fi als Pros 
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teftanten bekennen, follte den Schwerpunkt des kirchlichen Lebens bilden; fait 
defien bildet ihn das geiftlihe Amt, wie werigftens die Grundzlige einer Kir⸗ 
chenordnung für die ſechs öftlihen Provinzen Preußens die Sade auffafien. 
Baftor und Patron maden zufammen einen bindenden Vorſchlag bezüglich der 
Oemeindevertretung. Die fo gewählten Bertreter des Laienflandes wählen 
dann wieder Kreis⸗ und Provinzial⸗Synodalmitglieder. Das find Baftoral- 
räthe, keine Kirddengemeinderäthe; eine ſolche Bertretung if eine Scheinvertre⸗ 
tung. Dafür haben auch die zwanzigjährigen Kirchenmachungsverfuche in 
Preußen nur zu den befannten Häglichen Ergebniflen geführt. Und bei diefer 
conftatirten Impotenz des Kirchenregiments wagt man es no, dem Prote⸗ 
Rantenverein, der fich redlich Mühe gibt, die Laienwelt ihrer durch die Kirche 
felbft verſchuldeten Bleichgiltigkeit zu entreißen, mit Bannbullen enigegenzu- 
treten und ihm die Kirchen zu berichließen und feine Mitglieder für un- 
fähig zu erklären, in eine Synode gewählt zu werden! Lebteres bat das 1. 
Eonfiftorium von Aurich wirklich zu verfügen beliebt. Schließlich weift der 
Redner auf die thatlählich errungenen Erfolge des Proteftantenvereins bin. 
Seine Theſen werden ftilljhweigend genehmigt. 

Präſ. Bluntihli: „Am Schluß des diekjährigen Proteflantentageß darf 
i& Ihnen wohl geftehen, daß mir nicht ohne Beſorgniß biehergefommen find. 
Allerdings hatten wir keine Belorgniffe gegenüber der flaatliden Macht, da 
wir auf dem unangreifbaren Boden des Rechts ſtehen; wir hatten auch nicht 
übertriebene Beſorgniß vor den wuchtigen Bannftrahlen des kirchlichen Regi⸗ 
giments, ja wir hatten daraus, daß uns der Oberkirchenrath die Pforten der 
Kirchen verſchloß, fogar einige Hoffnung gefchöpft, daß er uns damit die Her⸗ 
zen der Berliner öffne. Iſt es doch jo weit gelommen, daß der Oberkirchentath 
weniger Rüdfichten auf die deutſchen Proteftanten und ihre Interefien nimmt, 
wie die Berliner Polizei, welche durch äußere Borfihtsmaßregeln die Turn- 
halle zur Kirche ftempelt. (Bor der Turnhalle waren nämlich die befannten 
„Schritt“⸗Tafeln aufgeftellt, damit vorbeifahrende Wagen Schritt fahren.) Die 
Frucht des gegenwärtigen Kirchenregiments ift die mächtige Indifferenz des 
Volkes auf kirchlichem Gebiete, aber ich meine, diefe zahlreide Berjammlung 
wird Zeugniß dafür geben, daß zc.“ 


7. Det. (Preußen). Abg.Haus: Miquel und Lasker beantragen bie 


Ausbehnung der Competenz bed norddeutſchen Bundes auf bas ge 


ſammte bürgerliche Redt: 


Motivirung: „Die Rechtseinheit für den norbbeutihen Bund wird in 
Betreff des gefammten bürgerlichen Rechts als ein dringendes Bedurfniß ge 
fühlt. Der norddeutſche Bund allein ift durch feine Geſetzgebung die Com⸗ 
petenz zu regeln berechtigt und dieß zu thun nicht behindert. Der Reichstag 
bat die Ausdehnung der Gompetenz über das gefammte bürgerliche Recht bes 
reits beichloffen. Die Zuftimmung des Bundesraths ift jedoch bis jekt noch 
nicht erfolgt, während anjcheinend im Zufammenhange hiemit mehrere für die 
Bundesgemeinfamleit fich eignende Ungelegenheiten des bürgerlichen Rechts dem 
preußiſchen Zandtage zur Regelung für das Gebiet Preußens vorgelegt find.“ 

Herrenhaus: der ehemalige Auftigminifter Graf zur Lippe bean: 
tragt, das Bundesoberhanbelsgeriht und das Bundesgeſetz, bie gegen: 
feitige Rechtshilfe ber einzelnen Staaten betreffend, für unzuläflig 
zu erflären ohne die Auftimmung bes preußifchen Landtags, welche 
einzubolen jet. 

Die halbofficiellen Blätter erflären fofort, daß die Regierung dem (parti⸗ 
culariſtiſchen) Antrage nad) allen Richtungen durchaus ferne ftehe. 

„ (Sadjen). U. Kanımer: Die Nat.-Liberalen tragen allein auf 
eine Antwortsabreffe an. Der Antrag wird mit 43 gegen 30 Stim⸗ 


- men abgelehnt. 
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8. Det. (Preußen). Abg.Haus: Ter Finanzminifter legt ben Etat für 
1870 vor und erörtert das Deficit von 5,100,000 Thlrn., für 
befien Dedung, ba fie aus ben finanziellen Veſtänden nit zu ers 
möglichen fei, nur ein Zuſchlag von 25 Prozent zur Einkommen⸗, 
Klaffen:, Mahl: und Schlachtſteuer übrig bleibe. 

Der Minifter des Innern legt ben Entwurf einer neuen Kreis: 
ordnung für bie ſechs öftlihen Provinzen vor: 

In dem Berlangen einer neuen Kreiſsordnung, bemerkt der Minifter dazu, 
iR namentlih ſiets die Nothwendigkeit einer andern Zujammeniegung der 
Kreisverfammlungen und der Einführung des Princips der Selbfiverwaltung 
betont worden. Eo weit dies Verlangen berechtigt und zuläſſig war, ift die 
Regierung beftrebt geweien, ihm nad beiden Eeiten hin Rechnung zu tragen. 
Es iR ſchwer, mit einem folden Geſete allen Barteien zu genügen; erfährt es 
von allen Parteien Angriffe, jo ift dieß ein Zeichen, daß man die richtige 
Mitte getroffen. Nah der Borlage fol der Kreis zerfallen in Guts⸗ und 
Gemeinvebezirte. Un der Spite der Gcmeinde ftehen Schulzen oder Schöffen, 
die von der Gcmeinde gewählt und vom Landrath beftätigt werden. (Bewe⸗ 
gung links.) An der Spige der Gutsbezirke ftehen die Gutsherren. Bas 
Inftitut der Lehnfchulsen hört auf. Guts⸗ und Eemeindebezirke fallen zus 
jammen zu Amtsbezirten, die durchſchnittlich 4000 — 6000 Seelen umfaſſen, 
an deren Spike ein Amtshauptmann ftehen joll, weldder fein Amt unentgeltlich 
verwaltet und vom König ernannt wird. Er übt die Wufficht über die bis⸗ 
herigen Gemeinden aus, manche der bisherigen Befugnifie des Landraths wer» 
den ihm übertragen. An der Spite des Kreiſes ſteht ein Zandrath, der auß 
dem Kreiſe der Outsbefiger oder der Amtshauptleute vom König ernarmt wird. 
Die Bertretung des Kreijes fol fih im Allgemeinen fo bemefien, daß auf 
25,000 Einwohner 25 Abgeordnete oder Mitglieder des Kreistags entfallen, 
die fih bei der Wahl in gleicher Anzahl auf die Gutsbeſitzer mit 1000 Thlr. 
Reinertrag und mehr, auf ven Verband der Randgemeinden und ten Wahl« 
verband der Städte vertheilen. Outäbefiger, die einen Reinertrag von 
6000 Thlr. haben, follen noch eine beiondere Wahlklafſe bilden. Die Auf⸗ 
gabe der Kreisvertretung bleibt diejelbe, wie bisher, nur daß in Bezug auf 
die Bertheilung der Kreisabgaben eine Aenderung eintritt. Zur Verwaltung 
der Angelegenheiten des Kreiſes wird ein aus dem Landrath und 6 Mitglie 
dern beftehender Kreisausſchuß gebildet, der die Beichlüffe der Kreisverſamm⸗ 
lung vorzubereiten und diejenigen Geſchäfte der allgemeinen Landesverwaltung 
auszuführen bet, die ihm Überragen werden. Durch den Kreißausſchuß ſoll 
die Selbftverwaltung, fo weit e8 thunlich ift, angebahnt werben. Ich bin kein 
Gegner derjelben. Wollen wir aber etwas erreichen, jo darf nad feiner Seite 
zu weit gegangen werden; wir müflen Nüdficht nehmen auf den großen Grund⸗ 
befig, und diejer darf wieder nidht an Allem fefthalten, was er bisher beſeſſen. 
Gehen wir darum von allen Eeiten mit Maß zu Werle. 

9—11. „ (Preußen). Schluß bes hannover'ſchen Provinziallandtags 
unb ber Communallandtage ron Kurheſſen und Naflau. | 

Die Angelegenheit der Landescreditkaſſen ift nunmehr mit dem hannover⸗ 
fen Provinziallandtage und mit den Communallandtagen von Kurhefien und 
Rafiau geordnet. In Hannover, wie in Kurheſſen und Raflau, wird bie 
Landescreditanftalt mit dem 1. Januar 1870 fländiiches Inſtitut und gebt in 
die Verwaltung des Landesdirectoriums Über. Die Bedingungen find für die 
Provinz ziemlid Läftig, jo daß der Landtag das Geſetz Ichwerli angenommen 
hätte, wenn e3 nicht dringend nothiwendig geweſen wäre, die von der preuß. 
Regierung außer Thätigleit geſetzte Anftalt wieder nutzbar zu machen, woran 
alle Parteien das gleiche Intereſfſe Hatten. 
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11. Oct. (Preußen). Herrenhaus: Hr. v. Below unb 20 anbere 
feubale Herren tragen auf Einführung bes Tabakmonopols an. 

Motive: „Die Nothivendigleit einer dauernd gefihherten Abwehr eines Deficits 
im Staatshaushalt und die gleichzeitige Möglichkeit, bei den notoriih hoben und 
feften Einnahmen aus einem Tabalsmonopol die drüdendfien directen Staats» 
fteuern, fowie diejenigen Zölle und indirecten Steuern, weldde bei geringen 
Reinerträgen nuglos Handel und Verkehr hemmen, zu ermäßigen, ferner die 
Aufforderung, dem bewährten Fortſchritt in der Beſteuerung des Tabals in 
faft ſämmtlichen europäiſchen Staaten endlich zu folgen.” 

Graf Münfter begründet eine SInterpellation bez. ber beabfichtig- 
ten Prämienanleihe. 

Der Handelsminifter gibt zu, daß Uinterbandlungen über eine ſolche 
von 100 Mill. Thlrn. wirklich ſchweben, aber noch nicht abgeichlofien feien, 
mit der Erklärung, daß es einer Concurrenz der Landesvertretung in dieſer 
Frage nicht bebürfe. Graf zur Lippe: Wird die Eoncefjion ertHeilt, jo wird 
man in Zulunft Geld auf Hypothelen nur zu 10 Procent erhalten Lönnen. 
Graf Münfter: Ich bedauere die Erklärung der Staatsregierung. Wir find 
nicht in der Lage, bei einer Sinterpellation beftimmte Beſchluſſe fallen zu Tön- 
nen; aber ich werde fofort nad dem Schluſſe der Situng einen neuen Antrag 
einbringen des Inhalts: Das Herrenhaus wolle erklären, daß es die von der 
Staatsregierung beabfichtigte Gonceffionirung einer Prämienleihe von 100 Mil- 
lionen nicht für vereinbar mit dem Wohl des Landes hält. 


v„ » (Breußen).. Der Communallandtag von Naffau beſchließt 
gegen ben Widerfpruh des Regierungscommifjärg mit allen gegen 
8 Stinmen: 

„dem König die ehrfurdtsvolle Bitte vorzutragen: 1) daß die unterm 
27. Aug. erlafiene Verordnung über die Bildung und Einrichtung der Kirchen» 
emeinden in dem Bezirke des Eonfifloriums zu Wiesbaden einer in der näch⸗ 
fen Zeit zu berufenven conftituirenden Bezirksſynode zur Beſchlußfafſung vor- 
gelegt und derfelben der Auftrag werde, die ganze Berfaffung der evangelifchen 
Kirche herzuftellen: 2) daß die Mitglieder diefer Synode aus der freien activen 
und paffiven Wahl der volljährigen Glieder der evangeliichen Gemeinden her⸗ 
vorgehen. Ebenjo wird und zwar nur gegen 4 Stimmen, irotzdem daß der 
Reg.-Commifjär fogar die Eompetenz des Eommunallanbtags in diefer Frage 
beftritten hatte, beichlofien: „die königl. Staatsregierung zu erjuden, in dem 
im gegenwärtigen Landtage zur Berathung kommenden Unterrichtögefege jol- 
gende Principien feftzuftchen: 1) die Schule ift von der Kirche getrennt, und 
ihre Angelegenheiten find Sache der Civilgemeinde; 2) nad Lehrplan, Ver⸗ 
waltung und Beauflitigung bildet die Schule einen jelbftändigen Organismus, 
wie er den Bebürfniffen der Zeit und den Fortſchritten der Wiſſenſchaft ent- 
ſpricht; 3) auf den Lehrerfeminarien foll der Unterricht zeitgemäß, theoretiſch 
und praftiih und auf wiſſenſchaftliche Grundſätze bafırt gegeben werben, fo daß 
die Lehrer namentlih in der Mathematik und Raturwifenihaft die Befähigung 
erlangen, diefe Unterrichtsfächer mit Erfolg auch in gehobenen Volksſchulen 
und ländlidden Yortbildungsanftalten lehren zu können.“ Endlich wirb ein» 
ftimmig beidlofien: „an k. Staatregierung das Erſuchen zu richten: 1) die 
Drganifation der communalftändifchen Verwaltung durch Ausführung des von 
dem vorigjährigen Communallandtag berathenen Regulativg nunmehr zum 
Abſchluß zu bringen; 2) unter Zugrundelegung de3 vom vorigjährigen Com⸗ 
munallandtag gefaßten Beichluffes ein Geſetz über die Dotirung des communal- 
ftändifchen Verbands mit einer Geldrente dem gegenwärtig verjammelten Land⸗ 
tage der Monarchie zur verfafjungsmäßigen Beſchlußnahme vorzulegen.“ 


12. „ (Preußen) Abg.Haus: Der Yuftizminifter legt einen Geſetz⸗ 
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entwurf be3. einer nenen Eigenthumsverwerthung und einer Grund⸗ 


buchorbnung vor, mit bem Beifügen: 

die Regierung traue ih den Muth zu, den Gedanken einer weitern Aus⸗ 
dehnung auf den norbbeutichen Bund und felbft jenjeite des Mains zu ver» 
wirflihen. Daß der Zeitpunkt der Realifirung für den norbdeutihen Bund 
nicht ferne liege, beweife die Einführung des Bundes⸗Oberhandelsgerichts. 

Löwe interpellirt die Regierung bez. der Prämienanleibe. 

Der Handelsminifter verlieh feine geftrige Erklärung im Herrenhauſe, 
doch ohne den Schluß, wonad die Regierung fi befugt eradhte, in dieſer 
Frage ohne Goncurtenz der Landesvertretung vorzugehen. Es knupft fi 
daran eine Debatte, in der fih aud das Abg.⸗Haus einem Prämienanlehen 
entichieden abgeneigt zeigt, ohne daß indeß jofort ein beftimmter Antrag geſtellt 
wird, was erft einige Tage fpäter gefchieht. 

Der Eindrud der Debatten im Herren: und im Abg.Hauſe 
über die Prämienanleihe iſt ber einer unzweifelhaften Schlappe bes 
Miniſteriums. 


13. Oct. (Preußen). Die Frankfurter Ausweiſungsangelegenheit wird, 


15. 


ba ber ſchweiz. Bundesrath fi) ber mit Ausweilung Bebrohten nit 
annimmt, unb bie öffentlihe Meinung in ber Echweiz ſich entjchieben 
gegen ben von einigen Gemeinden getriebenen Vürgerrechtsſchacher 
ausſpricht, für erledigt betrachtet: die Vetheiligten fangen an, bie 
Wiederaufnahme in ben preuß. Staatsverband nachzuſuchen und bie 
noch nicht erlebigten Entlaſſungsgeſuche zurückzuziehen. 

„ (Breußen). Ein unlängft von Privatperfonen in Celle auf: 
geftelltes Langenfalza-Denfmal wirb (weil angeblich auf bem Militärs 
fisfus gehörigem Grund und Boden) von einer bazu commanbirten 
Zruppenabtheilung niebergeriffen, obgleich das betr. Amtsgericht ber 
Militärbehörbe infinuirt hatte, die Angelegenheit in statu quo zu 
laſſen unter Androhung einer Etrafe von 100 Thlrn. 


16—17. „  Delegirtenverfammlung ber deutſchen Volkspartei in Brauns 


ſchweig. 

Es find faſt alle Theile Deutſchlands außer Deutſch⸗Oefterreich durch Abgeord⸗ 
nete vertreten. Die Berichte derſelben zeugen von der zunehmenden Kräftigung der 
Bartei; freilich finden fih in manden Gegenden kaum die erften Slemente zu 
einer Parteibildung. Die Verhandlungen betreffen zunächſt cin Organifations- 
Ratut, das nach vielfahen Modificationen endlich folgendermaßen feftgeftellt 
wird: „1) Zu wirffamerer Entfaltung der Parteithätigleit befchliekt die Ver⸗ 
Sammlung die Bründung eines fi über das geſammte Deutihland erftreden- 
den, auf dem in Stuttgart bejchloffenen Programm beruhenden Vereins, wel⸗ 
her den Ramen „Deutiche BollEpartei” führen ſoll. Sämmtlide Mitglieder 
der gegenwärtig beftehenden demokratiſchen (Volls⸗) Vereine werden eingeladen, 
dieſem Gefammtvereine beizutreten. 2) Zur Leitung des Vereins wird ein 
Vorſtand gewählt, defien Funktion bis zur nächften Generalverfjammlung dauern 
fol, und welcher die Stellen des Vorfigenden, Schriftführer und Raflirers 
aus feiner Mitte beſetzt. Neben dem Borftande wird ein von demſelben in 
allen wichtigen Parteiangelegenheiten zu befragender, alljährlich zu erneuernder 
Ausſchuß niedergejegt, worin jede Landſchaft, in welcher die Partei Mitglieder 
zählt, einen Vertreter haben joll. Die Wahl diefer Vertreter wird durch die 
Generalverfammlung oder durch die den betr. Landſchaften angehörigen Partei« 
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mitglieber bewirtt. 4) Die Befragung des Ausſchuſſes durch den Vorſtand 
kann ſowohl durch ſchriftliche Umfrage, als durch Einberufung des Ausfchufies 
zu einer Geſammtſitzung geſchehen. Außerdem iſt der Ausſchuß berechtigt, 
wenn ihm die Geſchaftsführung des Vorſtandes dazu Anlaß zu geben ſcheint, 
auch ohne Berufung durch den letzteren fih zu verfammeln, bei Gefahr im 
Verzuge den Borftand zu fuspendiren und fofort jelbft eine Generalverſamm⸗ 
lung ee werde über die Parteiangelegenheiten in Oberer Snftanz 
entideidet. 5) Der Sitz des Bereins ſoll in Stuttgart fein, der Borftand if 
jedoch ermäditigt, wenn es bie Umflände erheiſchen follten, daS Domicil des 
Bereins an einen anderen Ort zu verlegen. 9) Mindeflens einmal im Jahre 
findet eine Generalverfammlung ftatt, zu welder alle Mitglieder Zutritt ha⸗ 
ben. Die Abftimmung erfolgt, duch Delegirte. Den Abfimmungsmodus 
beftimmt die Geſchäftsordnung.“ 

Eine längere Debatte ruft die Frage der Stellung der Bolfspartei zur 
focialsdemofratiihen Arbeiterpartei hervor. Zur Annahme gelangte ſchließlich 
folgende Erklärung: „Die in Braunſchweig verjanmelten Delegirten der deut⸗ 
{hen Volkspartei begrüßen freudig das Zuſammenwirken in allen praftiichen 
Freiheitsfragen auf focialem und politiihem Gebiete, wie ein ſolches feit der 
Stuttgarter Telegirtenverfammlung zwiichen der deutſchen Volkspartei und 
dem Berband deutfcher Arbeitervereine auf Grund des Nürnberger Programms 
ftattfand, und beauftragen in diefen Sinne ihren Borftand, die inzwiſchen auf 
dem Wrbeitertag zu Eiſenach feitgeftellten Beichlüffe der Erwägung und Ve⸗ 
ſchlußfaſſung der Volkspartei zu unterbreiten, über den Bafeler Grundeigenthum- 
beſchluß Dagegen zur Zeit und fo lange nicht cine Generalverfammlung der 
ſocial⸗demokratiſchen Arbeiterpartei das Gegentheil conftatirt hat, als fiber 
einen rein theoretifchen Meinungsausdrud zur Tageßorbnung zu gehen.” Die 
Verſammlung erörtert jodann die Stellung der DVolfspartei zu den übrigen 
antipreußifchen Parteien. Die Anſichten in dieſer Frage gehen weit ausein⸗ 
ander, doch find alle Redner einig, daß mit einer Partei, die ſich nicht zu den 
freiheitlichen Prinzipien der Vollspartei befenne, eine eigentliche Bundesgenofien- 
ſchaft nit möglich fei. Andererſeits aber wird auch zugegeben, daB vorüber» 
gehende Eoalitionen mit anderen Parteien der von der Volkspartei vertretenen 
Sache dienlic fein Tönnten; große Vorſicht fei hier jedoch geboten. Eine all⸗ 
gemeine Regel aufzuftellen, wird als unmöglich bezeichnet. Die Abgeordneten 
aus Bayern und der Pfalz, Dr. Kronader und U. Kröber, ſprechen ſich bei 
diefer Gelegenheit Namens der Bollspartei in Bayern und der Pfalz aufs 
Entiiedenfte gegen ein Zuſammengehen mit den Ultramontanen bei den 
bevorftehenden Landtagswahlen aus. Schließlich wird folgende motivirte 
Zageborbnung faft einftimmig angenommen: „In Unbetradht, dab die Frage 
der Eoalitionen nur immer eine Frage ad hoc fein Tann, fteflt die Verſamm⸗ 
lung keinen allgemeinen Brundjat auf und überläkt die Enticheivung in jedem 
einzelnen {Falle den betreffenden Gruppen.“ Ber Antrag, das Freidenferconcil 
in Neapel zu beſchicken, wird durch einfache Tagesordnung erledigt. Dagegen 
wird der Borftand beauftragt, mit dem Ausſchuß der Friedens» und Freiheits⸗ 
liga in Bern in Verbindung zu treten. 


16—20. Oct. (Preußen). MAbg-Haus: Vorberatfung ber Kreis: 


orbnungsvorlage. 

Diefelbe ergibt, dab auch die Liberalen Fractionen die Vorlage als eine 
„brauchbare Verhandlungsgrundlage” anerkennen, aber diejelbe doc in weſent⸗ 
lihen Punkten entſchieden modificirt wünſchen. Prof. Gneift tritt in einem 
einläßlichen academiſchen Bortrage ganz für den Ütegierungsentwurf ein, Raster 
antwortet ihm. Schließlich wird die Ueberweijung des ganzen Entwurfs an 
eine Commifiion abgelehnt und auf Laskers Antrag die Gommifjionsberathung 
bloß einzelner Theile auf Beſchluß der (ſchon auf die folgende Woche in Aus⸗ 
fit genommenen) Spezialberathung beichloffen. 
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19. Oct. (Breußen). Im Gegenſatze gegen Hannover find bie Synodal⸗ 


20. 


21. 


25. 


26. 


27. 


29, 


wahlen in Kurhefien überwiegend im Sinne ber Negierung aus: 
gefallen. 

v„ (Breußen). Frhr. v. Werther in Wien wirb zum Oefanbten 
in Paris ernannt. In Wien wirb bie Ernennung als eine ent: 
ſchiedene Eoncefjion an bie äffentlide Meinung in Defterreih ans 
geſehen. 

„» (Breußen) Abg.Haus: Virchow, unterſtützt von ber ganzen 
Bortihrittspartet, bringt ben Antrag ein: 

„Das Haus der Abgeorbneien wolle am Schluffe der Generaldebatte über 
den Staatshaushaltsetat beichließen: in Erwägung, daß eine Ermäßigung der 
Ausgaben des norddeutſchen Bundes durchaus nöthig if, um ohne fleigende 
Belaftung des Bolles eine dauernde Ordnung des preußiſchen Staatshaus- 
haltes herbeizuführen und die Mittel für jene wichtigen Zwecke zu gewinnen, 
weiche nad) dem Zugefländniffe der 1. Staatsregierung jelbft feit Jahren zurück⸗ 
geftellt find, in fernerer Erwägung, daß die Höhe der Ausgaben des nord⸗ 
deutichen Bundes weientli durch den Militäretat beſtimmt wird, in enblicher 
Erwägung, daß die dauernde Erhaltung der Kriegsbereitſchaft in faft allen 
Staaten Europa’s nicht durch die gegenfeitige Eiferſucht der Vöolker, fondern 
nur durd das Verhalten der Eabinette bedingt wird — bie k. Staatsregierung 
aufzufordern, dahin zu wirken, daß die Ausgaben der Militärverwaltung des 
norbdeutichen Bundes entſprechend beichräntt und durch diplomatifche Verhand⸗ 
lungen eine allgemeine Abrüftung herbeigeführt werde.” 

» (Breußen: Lauenburg). Landtag: Die Regierung legt bemjelben 
eine neue Juſtizverfaſſung mit Trennung ber Gewalten nad preuß. 
Mufter vor. 


„ (Preußen) Abg-Haus: Vorberathung über einen Antrag von 
Eberty auf Wusbehnung ber Competenz ber Schwurgerichte auf 
politifche Verbrechen und auf Preßvergehen. 

Juſtizminiſter erflärt fi dagegen, weil „die Landesgeichgebung 
der Bundesgeſetzgebung nicht vorgreifen dürfe”. Die Einwendung macht Tei- 
nerlei Eindrud. Rad Berwerfung der vom Abg. Windthorft beantragten 
motivirten Tagesordnung wird von Eberty’8 Antrag 8 1 angenommen, lau» 
tend: „Die Unterfugung und Entſcheidung in Betreff der dur das Geſetz 
vom 28. April 1853 (Geſetz Sammlung ©. 162) vor den Stantögerichtshof 
verwieſenen Verbrechen erfolgt durch die Schwurgerichtshöfe.“ 
CGPreußen). Der Finanzminiſter v. d. Heydt gibt und erhält 
Angeſichts der bevorſtehenden Generaldebatte über das Budget und 
das Deficit für 1870 ſeine Entlaſſung. 

„ (Preußen). Abg.Haus: Miquel interpellirt Die Regierung bez. 
der Affaire bes Celler Denkmals. Der Kriegsminiſter antwortet 
ausweichend. 

„ (Preußen). Der Präfident ber Seehandlung, v. Camphauſen, 
wird vom König an bie Etelle v. d. Heydt's zum Finanzminijter 
ernannt. 

„ (Preußen) Abg.Haus: Der neue Finanzminifter Campbaufen 
erſucht das Haus, 
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ihm eine voländige Darlegung der Finanzlage, namentli die Feſtſtellung 
der Höhe des Deficits und der Mittel feiner Tedung vorerfi zu erlafien bis 
zur Berathung des Spezialetats. „Eine allgemeine Bemerkung glaube id 
mir ſchon heute geftatten zu dürfen, die Andeutung nämlich, dab es mir als 
ein dringendes Gebot einer richtigen Yinanzpolitit erjcheint, in Bezug auf die 
Tilgung der preußiſchen Staatsichulden dem preußiihen Staat eine größere 
Reihtigleit in der Bewegung zu ermöglichen (jehr gut! links), ihn in den 
Stand zu ſehen, in günftigen Jahren eine größere Summe auf die Tilgung 
jener Schulden zu verwenden, in unglinftigen eine kleinere Summe, verftcht 
fih unter vollfländiger Wahrung der Nechte der Staatögewalt. Denn wie id 
den vorliegenden Etat näher betrachte, und mir jage, daB er zwar mit einem 
Deficit von 5,400,000 Thlrn. abſchließt, dag aber der Etat zur Tilgung 
älterer Staatsihulden die Summe von 8,666,000 Thlrn. beftimmt, und bes 
flimmen mußte, dann bin id) der Anficht, daß immerhin bei uns ein Voran⸗ 
dla ee um welden uns die meilten Staaten Europas beneiden.” (Sehr 
gut! links. 


29. Oct. (Breußen.) Abg.Haus: Schluß der Verathung des Eberty' 


ihen Geſetzesentwurfs bez. Competenz ber Echwurgeridite auch für 
politiihe VBerbreken und Preßvergehen. Lie 6 2 u. ff. werben 
gleihrals angenommen, ber ganze Glefebentwurf mit 169 gegen 
143 Stimmen. | 


2, New (Preußen) Abg.-Haus: Beginn ber Specialdebatte über 


4. 


die Kreisorbnungsvorlage. 


Tie 83 1 und 2 werden nad) der Vorlage, aber fhon 8 3 (welcher von 
der Veränderung beftehender Kreisgrenzen und Bildung neuer Kreiſe handelt) 
nur mit einem (zwiſchen der SFortichrittspartei und den NWationalliberalen 
vereinbarten) Amendement Hennigß angenommen, wonad eine Veränderung 
der beftehenden Sreißgrenzen, die Neubildung und Zujammenlegung von Kreiſen 
dur) das Geſetz (im Entwurf nad Anhörung der Kreisvertretungen und des 
Provinzialslandtages in der Negel dur kgl. Verordnung) erfolgen, die in 
Betracht kommenden Grundjäße der Auseinanderjegung gejetzlich geregelt wer- 
den und Streitigkeiten bei Außeinanderjegungen dem ordentlichen Rechtöwege 
unterliegen ſollen. (Es ergibt fi daraus bereits, daß die liberalen Parteien 
vollfommen die Macht befigen, die Gejetesvorlage ganz nad ihren Wünfchen 
umzugeftalten.) 

„ (Preußen) Cröfinung ber hannover'ſchen Provinzialiynobe. 
Die Wahl des Bureau fällt ftreng kirchlich aus, 

» (Preußen) Die bänifh gefinnten Nordſchleswiger haben für 
ihre Adreſſe am ben König 27,407 Unterfchriften zuianımenge: 
bradt. Der König lehnt es jedoch ab, bie Adreſſe entgegen zu 
nehmen, unb auch ber Minifter weigert fi, bie damit eingetrofiene 
Deputation zu empfangen. 

„» Breußen) Abg:Haus: Der Minifter von Mübler legt bas 
angefünbigte Unterrichtsgejch vor. Dasſelbe wird an eine Epecial: 
commijfion gewieſen. 


Aus den Berathungen der Commiſſion ergibt ſich fofort, daß an eine 
Unnahme des Entwurfs im Sinne des Minifters von Seite des Haufes au 
nicht zu denen ift, 
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Vorberathung des Budgets für 1870: ber yinanzminifter Camps 
haufen Icgt feinen neuen Yinanzplan vor: 


Der zur Staatsjhuldentilgung beſtimmte Betrag unterliege bei der biß« 
herigen Einridhiung einer jährlihd wachſenden Steigerung, welde offenbar 
wirthichaftlich unvoriheilhaft fei. Er wolle daher ein Syſtem vorſchlagen, wo⸗ 
nad bei ncuen Anleihen der Staat nit mehr zur Tilgung mit einem Procent 
verpflichtet werde. Er wolle einen Geſetzentwurf einbringen, wonad hinſichtlich 
des Reſtes der Bierzigmillionenanleihe von etwa 20 Millionen jene Verpflich⸗ 
tung aufgehoben werde. Er werde ferner bei den Berathungen betreifs der 
Emiifton von Schafanwerjungen im Belrag von 13 Mill. beantragen, daß 
die Tilgung mit einem Procent jedenfall in Bezug auf den Zinfenzumad)s 
in Wegfall lomme. Wegen des Etats von 1870 beantragt der yinanzminifter, 
im Wege des freiwilligen Uchereintommens, d. 5. durch Anbieten einer Prämie, 
die gejammte in den alten Zandestheilen beftehende 41, und Aprocentige Staats⸗ 
ſchuld in eine einzige gleihmäßige 44procentige Nentenſchuld umzuwandeln, 
wegen deren Tilgung der Staat feine Berpflihtung zu übernehmen hättte, 
Die Prämie dürfe höchſtens 1 Proc. betragen. Zur Ausführung jeines 
Planes fchlägt der Finanzminiſter die Errichtung einer Centralkaſſe zur Ent» 
Ihädigung Derjenigen, die an der Neuregulirung der Stantsfhuld nicht parti- 
cipiren wollten, unter der Obhut der Berwaltung der Staatsſchulden vor. 
ZwangsSconvertirung bleibe ausgeſchlofſen. Bon den Nejultaten der Finanz⸗ 
operationen werde dem Landtage Rechenſchaft gegeben werden. Die Staats⸗ 
regierung babe die Gewißheit, daB ein anjehnlier Betrag der öffentlichen 
Schuld fi der Convertirung unterwerfen werde. Falls das Haus diefen 
Vorichlägen zuftimme, wodurch 3,422,000 Thaler eripart würden, werde die 
Regierung den 2öprocentigen Steuerzufhlag zurüdziehen. Auch fei die Staats⸗ 
tegierung dann in der Lage, die Etat3pofition für Einnahmen des Staats» 
ſchatzes, welche für Landesinterefien verwendet werden müßten, bedeutend höher 
anzujezen, weil durch Beräußerung von Domänen und Verlauf großer Berg- 
werfsetablifiements erhöhte Einnahmen erzielt würden. Das Deficit werde 
auf diefe Weiſe verſchwinden. Für die Zukunft ſeien vielleicht Steuererhöhungen 
nit abzuweijen, doch würden diejelben auf dem Wege der Steuerreform zu 
erzielen fein. 


4.Ro. (Sachſen.) II Kammer: Tie Yortihrittspartei Bringt wie in 


10. 


Preußen einen Antrag auf Verminderung ber Miilitärlaft refp. auf 
Abrüftung ein. 
»„ (Preußen) Abg.Haus: Der Antrag ber Fortſchrittspartei 
auf Abrüftung (ſ. 21. Oct.) wirb mit 215 gegen 99 Etimmen 
abgelchnt und ebenfo ber Antrag ber Nationalliberalen auf motivirte 
Tagesordnung. 
„  (Breußen.) Herrenhaus: Ter (particularijtiihe) Antrag 
des Grafen Lippe gegen das Bundesoberhandelsgericht gelangt in 
ber Commijfion zur Annahme, dod nur mit 1 Etimme Mehrheit. 
Mordd. Bund.) Auch Mecklenburg-Strelitz läßt ſich fchlichlich 
zu einer Militärconvention mit Preußen auf denſelben Grundlagen 
wie Mecklenburg:Schwerin herbei. 
„ (Saudfen) I. Kanımer: Debatte über den NAbrüjtungs: 
antrag v. 4. ds. Mie.: 

„In Erwägımg, daß die feit dem Jahr 1866 geichafiene ganz unverhältniß⸗ 
mäßig große Militärmacht auf die Dauer nicht forterhalten werden kann, 

v 
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der Bollswirtbiägaft nicht die enpfinblichfien Nachtheile bereitet werben Toller ; 

in in Erwägung, daR ein allgemeines Vertrauen auf dauernde friedliche Zufönde 
unter Beibehaltung der jegigen Militärmadit nit Play greifen Tann; ; in Er- 
wägung endlich, daß, fo lange ſolche Zuftände andauern, nirgend ein rechtes 
Vertrauen und ein beliebter Aufiäwung in Handel, Induſtrie und Berlehr 
Iommen kann und wird, wohl aber der unvermeiblide finanzielle Ruin aller 
Staaten die natürliche Folge ſolch unproductiver Ausgaben fein muß, beiejlichen 
die beiden Kammern des Königreichs: die !. Staatsregierung wolle beim norb- 
deutichen Bundesrathe mit allen gebotenen Mitteln dahin wirken, daß a) ber 
Aufwand für bie Militärverwaltung des norddeutſchen Bundes entiprechend 
abgeändert, b) eine allgemeine Ahrüftung angeftrebt und möglihft bald durch⸗ 
geführt, zu dem Ende aber bei dem Bundespräfibium das Vorgehen auf 
diplomatiihem Weg angeregt werde." Die Rationalliberalen ſtellen dazu das 
Amendement: 1) Nah den Worten „die k. Etantsregierung wolle” die 
Worte einzufügen: „dann, wenn die nothwendige Rudficht auf die Sicherheit 
und Machtſtellung Deuſchland⸗ dieß geftattet” — 2) in Sag a das Wort 
„abgeändert“ zu vertauſchen mit „vermindert“ — und 3) Sat b ‚ganz wegzulafien. 
Die Regierung beftreitet vurch den Miniſter v. Frieſen die Competenz der 
Kammer nicht, da der Antrag nur einen Wunſch zur Kenniniß bringen wolle. 
Was aber deflen Punkt a anbelange, fo jei auf den bis 1871 beflehenden 
eifernen Etat zu verweilen, was bann gejchehe, werde von den Verhältnifien 
abhängen. Und Hinfichtlid, bes Punktes b jei zwar ber beireffende Wu 
gewiß ein allgemeiner, indefien habe die Regierung die renlen Berhältnifie 
zu berüdfihtigen, und nach diefen Berbältnifien — wie fie jegt beftünden — 
jei ein Erfolg des Antrags nicht zu erhoffen, weßhalb aud die Regierung 
einen derartigen Antrag nicht ftellen werde. 

Dei der Abftimmung wirb bas Amenbement mit 53 gegen 21 
Etimmen abgelehnt, der Antrag felber dagegen angenommen unb zwar 


ber erfte Punkt mit 59 gegen 15, ber zweite mit 50 gegen 24 Stimmen. 


12. Nov. (Preußen) Abg.Haus: Der Gefekantrag Eberty bez. Aue: 


13. 


behnung ber Competenz ber Schwurgeridgte auf politiſche Verbrechen 
und Preßvergehen gelangt auch in ber Schlußberathung zur Annahme. 
„ (Braunfhmweig.) Eröffnung bes Landtages durch ben Staats: 
minifter von Campe, ber bemfelben eine Vorlage bez. Verfauf ber 
Staatseiſenbahnen ankündigt, zu bem inbeß bie Zuftimmung Preußens 
erforberlih und dieſe bis jeht noch nicht erfolgt fei. 
(Braunfhmweig) Landtag: Adreſſe an ben Herzog: 

„Sin der toeiteren Entwickelung des norbbeutichen Bundes, welcher den Namen 
des beutfchen Baterlands in allen Zonen des Erdkreiſes gene gemacht bet, 
erbliden wir ein jo hohes Ziel, daB uns die dafür nöthigen 
zu ſchwer fein werben, zumal wir bie ofrung begen, daß ol Drker ih 
vermindern müſſen, fobald der norddentiche Bund aus den unvollendeten Zu⸗ 
fänden feiner Gegenwart fi) zu einem vollbeutihen Bund entwidelt haben 
wird. Um fo freudiger aber nehmen wir die Verfiherung an, daß eine Er⸗ 
höhung der Öffentlichen Steuern trogdem hat vermieden werben Tonnen. Die 
Trage: ob e8 im Intereſſe des Landes rathſam zu halten fei, daB zum Verlauf 
der braunſchweigiſchen Staatseifenbahnen gefchritten werde, hat bie öffentliche 
heinung des Herzogthums im letzten Jahr vorwiegend lebhaft beſchaftigt. 

Wir müßten nicht die gewählten Vertreter des braunſchweigiſchen Volles fein, 
wenn wir die außerordentliche Wichtigfeit ihrer Entſcheidung für die finanzielle 
Zulunft des Herzogthums Braunſchweig auch nur einen Augenblid verkennen, 
und uns nit auf das firengfte verpflichtet halten follten, an diefe Entſcheidung 


. 17. 


18, 
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mi dem ganzen Ernſ unb dem hellen Wiek einer reis objeskinen 
Wardigung heramzutreten, ee ee ee vi fehlen darf, 
außer ber yartisulären Rentöwirtghufttihen und) nad ein 


- 46. Roo. (Preußen) Abg.Haus: Der Finanzminifter bringt den Gefehs 


entwurf be}. Eonfolibation ber Staatsſchuld nad feiner Ankündigung 
vom 4. d.M. und einen Gejehentwurf bez. Aufhebung ber Schlacht: 
und Mahliteuer in einer Reihe von Stäbten ein. 


„ (Preußen) Abg:Haus: Gegenüber bem Antrag von Dunder 
und Eberty bez. Aufhebung der Beſchränkungen ber PBreßfreiheit ers 
Härt ber Miniſter bes Innern, 


„das ‚Berärfuig einer Aenderung der beſtehenden —— ſei 
; indeß Zönne nur ein neues, das ganze Gebiet umfafiendes Geſet 
—— — die Regierung ſei mit defien Yusar Sarbeitung bereits beichäftigt: 
die Borlage föünne vielleicht noch in dieſer Seſſion erfolgen.” Der 
erfucht * den AG zurüdzunehmen, xeip. von der Tageßordnung 
—— welches lettere das Hans auch beſchließt. 


Herrenhaus: Debatte über den Antrag bes gew. Miniſters Graf 
zur Lippe gegen bie Erridtung eines Bundeshandelsgerichts ohne bie 
Zuſtimmung bes preuß. Landtags. 

Graf Sippe begründet jeinen Untrag: Der Bund fei eine Föderation von 
22 Einzelftaaten und fein jelbftändiger Einheitsflaat; in der Bundesverfafjung 
fei wohl von einer Einheit der Milttär-, Poſt⸗ ꝛc. Berwalt lung als zur Com⸗ 
petenz des Bundes gehörig die Rede, aber ber it von der Rechtspflege und der Organi⸗ 
fation der Gerichte; dazu fei bie Genehmigung der Zandesvertretung nöthig, 
fo lange der Bund eine Föderation von Einzelftanten fei. Der er wird 
von den Miniftern der Yufiz und des Kriegs befämpft, von ben Ge⸗ 
finmungsgenofien des Untragftellers nur ſehr ſchwach unterftügt und ſchließlich 
auf den Untrag des Grafen Münfter mit 58 gegen 42 Stimmen abgelehnt. 


„ (Preußen) Das Abg.-Haus erledigt ben erften Theil ber 
Kreisorbnung, ber „von ben Srunblagen ber Kreisverfaſſung“ Handelt: 


Die Beitimmungen über die Reclamationen gegen die Beranlagung der 
—— die Befreiung von den Kreislaſten, ſowie über die Beſteuerung 

bes Dienſteinkommens der Staatabeamten werden im Sinne der Liberalen 
amendirt; bezüglich des letzteren Punktes wird im Gegenſatze mit der Re⸗ 
dierungevoriehe, welche das Dienſteinkommen der Beamten nur in beſchränktem 
Maße —— wollte, beſchlofſen, daſſelbe wie das Einkommen der Geiſt⸗ 
lichen und Kirchendiener ebenſo zu beſteuern, wie bas Einkommen der 
anderen Sreißangebörigen. Der tete Abſchnitt des erſten Titels, welcher die 
Errichtung von Kreisſtatuten betrifft, wird weſentlich verändert. Die Re 
gierungsvorlage beftimmte nämlich, daß folde Statuten, die beftimmt find, 
die Kreißverfaffung zu ergänzen, den beitehenden Gejegen niemals gumwiderlaufen 
dürften. Diele Beſtimmung wird geftrihen und das Gebiet der ſtatutariſchen 
Regelung noch erweitert. 

Anm.: Die weitere Spezialberatbung verzögert fi indeß in Folge dei 
Wechſels im Yinanzminifterrum und durch die dazwiſchen tretenden Finanz⸗ 
fragen bis nad Neujahr, fällt in den weſentlichſten Punkten gegen die Re⸗ 
gierungsvorlage aus und kommt bis zum Schluß der Seifton nit zum Abs 
jhluß, da die Regierung nicht wunſcht, das Odium der Verwerſung unmittelbar 
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Jreuken und ber norbdeutige Yund, 


wenn ber Bollswirtbicgaft nicht die einpfinblichften Nachteile bereitel werben follen ; 
in Erwägung, daß ein allgemeines Vertrauen auf dauernde friebliche Zufisk 
unter Beibehaltung der jegigen Militärmadt nit Plak greifen Tann; in Er 
wägung endlich, baß, fo a ſolche Zuſtände andauern, 
Vertrauen und ein belebter Aufihwung in Handel, Induſtrie und Behr 





Iommen kann und wird, wohl aber der unvermeiblide finanzielle Rain ale | 


Staaten die natürliche % jolch unprobuchiver Ausgaben fein muß, befchliegen 
die beiden Kammern des Konigreichs: die !. Staatsregierung wolle beim nord» 
deutſchen Bundesrathe mit allen gebotenen Mitteln dahin wirlen, daß a) der 
Aufwand für die Militärverwaltung des norbbeutichen Bundes entipredgend 
abgeändert, b) eine allgemeine Abrüftung angeftrebt und moͤglichſt bald durch⸗ 
geführt, zu dem Ende aber bei dem Bundespräſidium das Vorgehen auf 
diplomatiihem Weg angeregt werde." Die Rationalliberalen fielen dazu das 
Umendement: 1) Rad den Worten „die I. Staatsregierung wolle” die 
Worte einzufügen: „dann, wenn bie nothtoendige Rüdfigt auf die Gicherheit 
und Madhtftellung Deutichlands dieß geftattet” — 2) in Sa a das Wort 
„abgeändert“ zu vertaufchen mit „vermindert” — und 3) Sat b ganz wegaulafien. 
Die Regierung beftreitet vurch den Miniſter v. Frieſen die Gompetenz ver 
Kammer nicht, da der Antrag nur einen Wunſch zur Kenntniß bringen wolle 
Was aber deffen Punkt a anbelange, fo fei auf den bis 1871 beftehenden 
eifernen Etat zu verweilen; was dann geichebe, werde von den Berhbältnifien 
abhängen. Und Hinfichtfich bes Punktes b fei zwar der betreffende Wunſch 
gewiß ein allgemeiner, indeflen babe die Megierung die realen Berhältnifie 
zu berüdfiätigen, und nad) diefen Berhältnifien — wie fie jegt belünden — 
fe ein Erfolg des Antrags nicht u erhoffen, weßhalb aud die Regierung 
einen derartigen Antrag nicht ftellen w 

Dei ber Abftimmung wird * Fmenbement mit 53 gegen 21 
Stimmen abgelehnt, der Antrag felber dagegen angenommen unb zwar 


ber erfte Punkt mit 59 gegen 15, ber zweite mit 50 gegen 24 Stimmen. 


12. Nov. (Preußen) Abg.Haus: Der Gefebantrag Eberty bez. Aue: 


13. 


dehnung ber Competenz der Schwurgeridhte auf politiide Verbrechen 
unb Prefvergehen gelangt aud in ber Schlußberathung zur Annahme. 
„ (Braunfhmweig.) Eröffnung bes Landtages durch ben Staats⸗ 
minifter von Campe, ber bemjelben eine Vorlage bez. Verlauf ber 
Staatseiſenbahnen anfündigt, zu dem inbeß bie Zuſtimmung Preußens 
erforberlih und dieſe bis jeßt noch nicht erfolgt fei. 

„ (Braunfäweig.) Landtag: Abreffe an ben Herzog: 


.. In der weiteren Entwidelung des norddeutſchen Bundes, weldier den Namen 
des beutfchen Baterlands in allen Zonen des Erdkreiſes —* gemacht hat. 
erbliden wir ein jo hohes Ziel, daß uns die dafür ubthigen Opfer nimmer 
zu ſchwer fein werben, zumal wir bie HR begen, daß folge 1 ‚Opfer ſich 
vermindern mäflen, fobalb der norddentſche B 3 den um den Zur 
ftänden feiner Gegenwart fi zu einem Golbeutiäen Bund e —— haben 
wird. Um fo freudiger aber nehmen wir die Berfiherung an, daß eine Er- 
böhung der öffentlichen Steuern troßdem hat vermieden werben fönnen. Die 
Trage: ob es im Intereſſe des Landes rathſam zu halten fei, dag zum Verkauf 
der braunfchweigischen Staatseijnbahnen geihritten werde, bat die Bffentliche 
Meinung des Herzogthums im legten Jahr vorwiegend lebhaft beidhäftigt. 
Wir müßten nit die gewählten Bertreter des braunſchweigiſchen Volles fein, 
wenn wir die außerordentliche Wichtigkeit an Entigeidung für bie finanzielle 
Zukunft des Herzogthums Braunſchweig au nur einen Augenblick verfermen, 
und uns nicht auf das ſtrengſte verpflichtet halten follten, an biefe Entfgeibung 
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mit dom ganzen Urn und dem nollen Fleiß einer "ehe feier hart, melge 
Würdigung beranzuixeien, die in einer Augelegenheit nicht fehlen darf, 
her az mestinliren ſtaatawirthſchaftlichen and noch eine natienale Xrag- 


16. Nov. (Preußen.) Abg.:Haus: Der Yinanzminifter bringt ben Geſetz⸗ 


17. 


18. 


entwurf bez. Sonfolidation ber Staatsihuld nach feiner Aukündigung 
vom 4. d.M. und einen Geſthhentwurf bez. Aufhebung ber Schlacht: 
und Mahliteuer in einer Reihe von Stäbten ein. 


„ Breußen) Abg.⸗Haus: Gegenüber dem Antrag von Dunder 
unb Eberty bez. Aufhebung der Beſchränkungen ber Preßfreiheit ers 
Flärt der DMinifter bes Innern, 


„das vBedaruiß einer Aenderung der beſtehenden Preßgeſetzgebung ſei 

‚ indeß könne nur ein neues, das ganze Gebiet umſaſſendes Geſetz 

er und die Regierung ſei mit beffen Ausarbeitung bereits beigäftigt: 

die Borlage fönne vielleicht noch in dieſer Geifton a Der Minifter 

erfucht —2* den Antrag zurückzunehmen, reſp. von der Tageßordnung 
abzuſetzen, welches Ichtere das Haus auch beſchließi. 


Herrenhaus: Debatte über den Antrag bes gew. Minifters Graf 
zur Lippe gegen bie Errichtung eines Bunbeshanbelsgerihts ohne bie 
Zuftimmung des preuß. Landtags. 

Graf Lippe begründet jeinen Untrag: Der Bund ſei eine Föderation von 
22 Einzelftaaten und fein jelbfländiger Einheitsftaat, in der Bundesverfafjung 
fei wohl von einer Einpeit der Milttär-, Poſt⸗ ꝛxc. Verwaltung als zur Com⸗ 
petenz des Bundes gehörig die Rede, aber ber mit von der Neatspfiege und der Organi⸗ 
fation der Gerichte; dazu fei die Senehmigung der Landesvertretung nöthig, 
jo lange der Bund eine Föderation von Einzelftaaten fei. Der Untrag wird 
von den Miniſtern der Juſtiz und des Kriegs befämpft, von ben Ges 
finnungsgenofien des Antragftellerß nur jehr ſchwach umterftügt und ſchließlich 
auf den Antrag des Grafen Münfter mit 58 gegen 42 Stimmen abgelehnt. 


„ (Preußen) Das Abg.Haus erlebigt den erften heil ber 
Kreisorbnung, ber „von ben Grundlagen ber Streisverfaflung” handelt: 


Die Beilimmungen über die Reclamationen gegen die Veranlagung der 
Rreisabgaben, die Befreiung von den Kreislaften, jowie über die Beſteuerung 
des Dienfleinlommens der Staatsbeamten werben im Sinne der Kiberalen 
amendirt; bezüglich des Iekteren Punktes wird im Gegenjage mit ber Re» 
gierumgsvorlage, welche das Dienfteintommen der Beamten nur in beſchränktem 
Maße heranziehen wollte, —— daffelbe wie das Einkommen der Geiſt⸗ 
lichen und Kirchendiener ebenſo zu beſtenern, wie das Einlommen der 
onderen Sfreisangehörigen. Der late Abſchnitt des erften Titels, welcher die 
Errichtung von Kreisftatuten betrifft, wird weſentlich verändert. Die Res 
gierungsvorlage beftimmte nämlich, daß ſolche Statuten, die beſtimmt find, 
die Kreisverfafjung zu ergänzen, den beſtehenden Gejegen niemals zuwiderlaufen 
dürften. Dieje Beſtimmung wird geſtrichen und das Gebiet der fatutarijchen 
Regelung noch erweitert. 

Anm.: Die weitere Spezialberatbung verzögert ſich indeß in Folge bei 
Wechſels im Finanzminiſterium ‚und durch die dazwiſchen tretenden Finanz- 
fragen bis nad Neujahr, fallt in den weſentlichſten Punkten gegen die Res 

terungsvorlage aus und kommt bi8 zum Schluß der Seifton nit zum Abs 

&, da die Regierung nicht wänfet, das Odium der Verwerfung unmittelbar 
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vor den Reumahlen auf das Herrenhaus fallen zu laſſen und e8 borziebt, 
diefe abzuwarten. 


19.Nov. (Breußen.) Abg.Haus: Vorberathung ber Regierungsporlage, 


" 


betr. die Erweiterung, Ummwanblung und Neuerridhtung von Wittwen- 
und Waiſenkaſſen der Elementarlchrer. 


Es handelt fi bei der Debatte über diefen Geſetzentwurf, der bereitS im 
Borjahre beiden Häujern porgelegen hatte, in der Hauptjahe um einen für den 
Nothfall zu gewährenden Staatszujhuß, welchen beide Häufer hatten verwilligen 
wollen, ohne hiefür die Zuftimmung der Regierung zu finten. Auch diesmal 
hatte der Eultusminifter die Vorlage mit dem Bemerken überreicht, daß der 
Staatszufhuß, welcher ſich auf 60,000 Thlr. berechnen würde, mit Rückſicht auf 
die Finanzlage des Staates nicht gewährt werden könne. Techow: Ich kann nicht 
alauben, daß unjere Finanzen jo zerrüttet find, daß nicht mehr 60,000 Thlr. 
für diefen Zwei aufzubringen wären! Wir fordern fein Almoſen. Der 
Finanzminifter bejeitigt daB Defieit, er wird auch die 60,000 Thlr. finden. 
Etroßer bedauert, daß die Regierung eine fo Heine Summe nit flüjfig 
maden könne. Hier jei eine Ehrenpflit, der ſich der Staat nicht entziehen 
fönne Binanzminifter: Für die Sade habe ih die wärmfte Sympathie, 
und wenn der Landtag auch diesmal in der Auffaflung übereinſtimmen follte, 
daß e8 des preußiihen Staate8 würdig jei, den Zuſchuß zu zahlen, und wenn 
dann daB Staatsminiſterium an die Frage herantreten wird, welche Vorſchläge 
dem Könige zu machen find, jo werde ich aus der wirklichen oder vermeintlichen 
Hinanzbedrängniß fein Argument nehmen, um die Gewährung des Staatd« 
zufchufies zu befämpfen. (Alljeitiger Beifall.) Ziegler: Nah den Worten 
des Finanzminiſters fehe ich, daß wir aud) noch mit dem Herzen, nicht mehr 
aber bloß mit den Außerlihen Ohren hören. Ich will die Wahrheit mit 
dürren Worten jagen. Der Minifter des Eultus jagt: ich habe kein Mittel! 
Fa, ih will ihm helfen. Warum bebt er denn nicht die Univerfitätscuratoren 
auf: Das wären 12,000 Thlr. Tragen Sie doch im Lande, was man fid 
unter Oberfirchenrath dent? Das find 25,000 Thle. Tas Domlapitel in 
Brandenburg, 1810 aufgehoben, jet wieder bergeftellt, d. i. 50,000 Thlr. 
Die Kapitel in Naumburg, Zeit zc. find auch gegen die Zeit. So, Kerr 
Minifter, da haben Sie mehr Geld, als Sie brauden! Das nenne ih ver- 
walten! Oder wollen Sie jagen: Alle Preußen find vor dem Gejeke gleich, 
mit Ausnahme der Domlapitulare? Der Minifter kommt mit Generalaften, 
er will discutiren; ich nicht, deß bin ich müde und fatt. Sie wollen discutiren 
Angefichts der Negulative, der Gefangbuchsftreitigleit, des YAustritts aus der 
Kirche? Ich nit. Nein, aufraffen müflen wir uns, in allen Kreiſen ver» 
einigen zu einer Adreſſe an den König mit dem Schlufſe: der Minifter 
v. Mühler muß fort von feinem Poſten! Ich mar der Erfie, der 
früher (1866) rief: An die Grenzen! Das Baterland ift jekt au in Gefahr; 
Feinde lauern ringsum. Sprechen wir; wollen Sie das nicht, jo mag daS 
Land über uns richten! (Stürmiſcher, anhaltender Beifall.) Ich bin ein alter 
Mann, ich möchte nicht ſagen wie Benjamin Gonftant, als er entmuthigt zu- 
fammenbrad: Bott und die Menſchen möchte ich verfluchen, daß ich dazu mit- 
gewirkt habe, ſolche Zufände herbeizuführen! — Bei der Abflimmung wird in 
den Gefegentwurf die Beſtimmung aufgenommen, daß, wenn e8 auf anderem 
Wege nicht gelingt, den Minimalfag der Penfionen der Hinterbliebenen (von 
jährli 50 Thlrn.) zu erreichen, auß der Stantslaffe der erforderliche Zuſchuß 
zu leiften if. 

Herrenhaus: Debatte Über den Antrag v. Below für Ein: 
führung bes Tabalmonopols im Zollverein. Die Commilfion trägt 
auf Annahme des Antrags an. Der Hanbelsminifter ſpricht fid 
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Dagegen aus. Der Antrag wirb inbeß troßbem mit großer Mehrheit 
zum Beſchluß erhoben. 


19. Row. (Medlenburg) Eröffnung bes Landtages. Es werben bem: 


20. 


23. 


24. 


felben ftatt ber bisherigen acht neue Steuern vorgeſchlagen, wogegen 
bie im vorigen Jahre proponirte Einkommenſteuer fallen gelaflen wird. 
- (Breußen). Gemeindewahlen in Cchleswig: Holftein. Tie 
Deutihen fiegen in Flensburg, Apenrade, Hadersleben, felbit in 
Sonberburg auf Aljen (trog aller Drohungen bes bänijc-gefinnten 
Landvolkes). 


Die Wahlen zeigen, daß in Nordſchleswig das ſtadtiſche Element über⸗ 
wiegend deutſch iſt, während allerdings aus den Wahlen zum Landtag und 
zum Reichstag hervorgeht, daß die Ländliche Bevölkerung Nordſchleswigs zum 
bei weiten größten Theil der ihr von Kopenhagen aus gegebenen Parole un- 
bedingt gehorcht. Doch flieht die Sache aud auf den: Zunde fo, daß unter 
den Beſitzern größerer bäuerlicher Grundftüde nicht wenige Deutſche gefunden 
werden, und zwar verhältnigmäßig um jo mehr, je größer die Grundſtücke find. 
„ (Altenburg) Eröfinung bes Landtags. Die Megierung legt 
vemjelben die Entwürfe eines neuen Wahlgefeges unb einer Sreis- 
orbnung bor. 


Durch die Borlage der letern fol namentlich dem rege gewordenen Wunſche 
nach Selbfiverwaltung in umfänglichſter Weile entiprochen werden, indem ber 
Entwurf nicht bloß bezwedt, den beiden Seifen des Herzogthums die Verwal» 
tung in ihren eigenen Angelegenheiten zu übertragen, ſondern auch beflimnite 
bisher den StaatSbehörden übertragene Berwaltungsfuncionen an die Freiß- 
ausfchlüfle zu verweilen. Ter Geſetzentwurf wegen eines neuen Wahlgeſetzes 
fußt im Ganzen auf einer Rüdfehr zu dem Wahlgejege vom Jahr 1851. 
„» (Preußen) Abg.-Haus: Debatte über den Antrag Miquel und 
Lasker, „bie Staatsregierung aufzuforbern, ihren ganzen Einfluß 
geltend zu machen, daß im Wege ber Bundesgefehgebung bie Com: 
petenz bes norbbeutihen Bundes auf das gefammte bürgerliche 
Recht ausgebehnt werbe.” Ä 


Miguel: Sie willen, daß im Herrenhaufe fi Beſtrebungen Tundgegeben 
haben, welche der Entwidelung des Bundes hochſt verderblich find und fofort 
in Medimburg und bei allen particulariftifden Elementen in Deutichland Un» 
Hang gefunden haben. Unfer Antrag foll nun dem Haufe Gelegenheit geben, 
Zeugniß abzulegen für feine deutſche Gefinnung, feine Bereitwilligkeit zu er- 
Hären, zu Gunften eines großen deutihen Nationalftaate einen wichtigen 
Theil feiner Befugniffe aufzugeben, feiner Ueberzeugung Ausbrud zu geben, 
daß, was der preußiſche Particularftaat verliert, er dreifach im deutichen Ges 
meinweſen wiebergewinnt. (Bravo!) Unjere Gegner behaupten, der Bund ſei 
ohne Zuflimmung der Einzelftaaten nicht berechtigt, ſeine Competenz zu er» 
weitern, das heißt mit anderen Worten: feine Competenz darf überhaupt nicht 
eriveitert werden, er wird auf die Stagnation verwielen, und daß ift eine 
Lebensfrage für den Bund wie für Preußen. Denn darf der Bund nicht dor» 
wärt$ jchreiten, fo geht er unter, und mit dem Bunde fällt Preußen. Sonder» 
bar, daß gerade die Herren diefe Anfichten vortragen, welche überhaupt die 
ganze deutihe Entmwidelung befämpfen! Die Trage nah der Einheit des 
bürgerlichen Rechtes ift feine Frage der Eentralifation, der Geſetzgeber wird 
fi nur auf diejenigen Gegenftände beſchränken, die nothwendig nad einem 
Maße gemeſſen werden müflen, und gerade die GOrdße des Stantes und bie 





184 


Jreuhen und der nerbdeutfihe Pund. 
MWanuigtaltigieit der verſchichenen Berhältuife wird i , der 
UAutenomie der Einzellämme zu überlaflenr. Je * Kong wert find, 
bie wir der fübbenticdhen Denöllerung im Bunde anbieten Tönnen, 
um jo eber werben fie gewei ot fein, ſich ums anzukpliehen; denn nit auf vie 
6 ie der Dimelien, fondern auf die Zufimuumg des Bolles müflen 


wir rechnen, und der wahre Husbau des Bundes wird die beſte Brundlage 


- für —— a Süpdentihlands bilden. Man hat darauf hingewieſen, Da 


Anderes ei, als eine Bereinigung mehrerer jonveräner 
Eloaken jur Bertheidigung nad außen. Diejenigen, N jo jpredien, mögen 
allerdings wünichen, daß der Bund in der That iR ndereß fei. Aber e- 
verweile Gie auf den Wortlaut der Verfaſſung: „der Bund“ heikt es, 
geſchloſſen zum Schuge des BundesgebietS und des innerhalb desfelben gültig a 
Rechtes, ſowie zur Pflege der Wohlfahrt des deutichen Boll.” Fragen 


fi, ob mein Antrag die Wohlfahrt des —— Volkes befbrdert; wenn Ä 


nicht, jo ſtimmen Gie gegen meinen Untrag. (Lebhaſfter Beifall. Iints.) 
Juſtizminiſter: Das Net bildet die - —ã des nationalen Lebens 
der Bölker, demgemäß if die Herſtellung der Rechtseinheit ein mit allen 
Kräften zu erfirebendes nationales But. Das gilt auch in Gonverheit von 
dem bürgerlichen Recht, jo weit e8 einen allgemeinen Charakter an ſich trägt. 
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eß ſein muß, für ganz Norddeutſchland, iſt keine Aufgabe, vor welcher ich auch 
nur einen einzigen Schritt zurüdtrete, obwohl id, die großen Säwierigteiten 
nicht verkenne. Ein Wanderer, der einen Waldſtrom paffiren will oder muß, 
wird, wenn er am Ufer anlangt, erft vorfihtig feine Lage zu überſehen juchen, 
die fehtwierigen und bindernden Stellen prüfen; wenn er aber damit Iertig iR, 
fo wird er, wenn er Muth hat, auf feinen Weg mit Muth treten. Rach der 
Bundesverfafiung gehört das Obligationenredht zur Gompetenz des Bundes. 
men nun das Obligationenredit regelt, jo wird es zwar aud) moglich 
fein, eine Reihe allgemeiner Borfchriften darunter zu begreifen, jedenfalls wird 
aber doch Vieles von den Civilrecht übrig bleiben, mas allgemeiner Regelung 
fähig und beblrftig ift. Diele Ueberbleibfel werben der Gompetenz des Bundes 
unterzogen werden Tönnen nad) Maßgabe des Urt. 78 der Bundesverfaflung. 
(Bravo! Linie.) Auch diefer Antrag, falls er an die Regierung gelangen 
würde, wird ber Erwägung ber Regierung unterfiellt werden. In dieſer Rich⸗ 
tung irgend welche weitere Erflärungen abzugeben, muß id mir verfagen, da 
es fih um eine Bundesſache handelt, wie ich benn auch keineswegs den Wunſch 
ausſprechen möchte, daß diejer Antrag an die Begierung gelange. (Bewegung.) 
Windthorft (Meppen): Es iſt ein offenkundiges Geheimniß. daß der Une 
trag nur ein Gontrecoup gegen ben Lippe'ſchen Antrag im Gerrenhaufe if. 
Der Untragfeller Hat deutlich erflärt, es handle fi um eine fog. deutſche 
Demonftration. Ich denke, wir hätten Befleres hier zu thun, als bloße Demon» 
firationen zu machen. (Sehr richtig! reits). Wenn wir nun die Frage durch⸗ 
aus erörtern müflen, wozu dann die Gile, die Competenz des Bundes zu ver⸗ 
mehren? Kat er denn die ihm geftellten Aufgaben ſchon erfüllt? Ich babe ſehr 
wenig davon bis jet gejehen, e8 wäre denn der Drud des Deficits. Lafſen 
wir ihn erſt die in Urt. 4 der Bundesverfaflung enthaltenen Aufgaben vollen- 
den, dann koͤnnen wir fie richtig vermehren, weil wir bei der Ausführung 
diefer Aufgaben gejehen haben werden, wo etwa ein wirkliches Bebürfnik jur 
Ausdehnung der Bundescompetenz vorliegt. Der Antrag will dem Bunde das 
ganze bürgerliche Recht übertragen. Der Begriff desjelben ift aber ein fo all» 
gemeiner, daß, wenn dem Antrage Bolge gegeben wird, für unfere Gompetenz 
abſolut nichts übrig bleibt, als das Deficit zu decken. Was wollen nun die 
Herten bemonftriren? Sie wollen, indem Sie die Bundescompetenz objektiv 
autſprechen, ein Stüd näher zu Ihrem Einheitöfaat fommen, der aber kein 
wirklicher deutſcher Einheisſtaat iſt, ſondern ein Einheitsftaat in Stüd-Deutid- 
land; denn bie Deutſchen, die an die Slaven und Magyaren ausgeliefert find, 
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Isumen gar in und bie en, die die Ratisualen nenn 
fetten —ã en Fe sr werden. ——*** ) in * 
ragendes Mitglied Des — * ſprach dieß deutlich aus und wollte fi 
vor den Schrecken der Tünftigen Sundfluth in eine kaiſerlich deutſche Monarchie 
flüdten. Hierin Tiegen vie Anfäge zu einer Kaiſerpartei. Aber in Deutſch⸗ 
land würde der Weg von Berlin nad Frankfurt verhängnißvoller werben, als 
in Stallen der von Kurin nad Florenz geweien ift, ungeachtet dei Prinzen 
m Reapel. Eis ſolcher Einheitsfaat würde vorausiegen, daß Preußen, 
Sachſen, Medlenburg und alle anderen Bundesflanten zufammengelnetet wer» 
deu. Diefer Berfudy würde die bedenllichſten Folgen haben. Die Gefahren 
von außen ſchlage ich gering an, fo lange unfer alter Molile lebt (Heiterkeit), 
um jo höher die im Innern. Über id Me das Gefüge des preußiſchen 
Staates für jo feſt und wohldegründe, daß das Zerftampfen nicht jo leicht 
werden \oll, und man farm deshalb über ſolche Verſuche aud einigermaßen 
rubig ſein, 1 1 ehr fie auch Verwunderung zu erregen geeignet find. Wenn 
um wirkli GEinheitsftaat ein —— — Biel wäre, I ift es doch 
ern rt. 78 ver Bundesverfafliung micht zu erreichen. Dur die Gedichte 
Vieles Urtitels tft Elar erwielen, daß Preußen und jeine Bundesgenofien über 
eine fetbegrenzie —— des Bundes ſich vereinbart haben. Es iſt ein 
Vundeaſtaot gegrundet. Ein wirklicher Bundeßſtaat? Nein. Am Kopfe ein 
Staaienbund, in ber Mitte ein Std vom Bundesflaat, und am Ende fiebt noch 
en Stüd Pferbefuk vom Einheitsftante heraus. ( Heiterleit.) Das Herrenhaus iſt 
mit der Ausdehnung der Bundescompetenz durchaus nicht einverftanden. Es 
iR Aber das Princip gar nicht abgeftimmt: die einen fanden das nicht oppor» 
tun, dan anderen waren die Nerven zu ſchwach, um dem Gewitter zu wiber- 
Reden, das aus den pommer'ſchen Gefilden Bernufbrauße, (Heiterkeit) Das, 
was die Untragſteller wollen, if zunachſt für den Bund ſelbſt höchft bedenklich. 
Wenn id ein Feind desfelben wäre, würde ich jagen: Nur luſtig weiter! aber 
wenn Sie in diefer Präzipitang weiter geben, dann werben Sie den Bunde 
Ihr os viele und ſehr mächtige Feinde erivedlen, nicht allein in ben einzelnen 
aten, fondern in Preußen “jeron. Diefe Feinde würden aud mit Recht ent 
Keen denn e8 iſt ein großes allgemeines europaiſches Intereſſe, daß ber 
preußilche Staat in feinen Grundzuügen befeitigt und kräftig beftehen bleibt 
Beifall rechts), eine Auflöfung feiner Theile würde uns in Deutichland und 
ropa in ein Chaos werfen. Es iſt aber auch bedenklich für unfere Bundes» 
genoffen, die von Preußen zur Schließung eines Bundes eingeladen find, um 
Staaten und die ihnen nad) Abgabe vieler Rechte noch verbliebenen zu 
Ichligen. Ehe Gefühle es dieſen VBundesgenoſſen nun erwecken muß, wenn 
Sie ihnen nach und nach immer noch ein Stückchen Recht nehmen, mag der 
beurtheilen, dem fein eigenes Beben lieb if. Endlich iſt e8 auch für die erobernde 
Idee Miquel’s bedenklich. Meinen Sie denn, daß andere Staaten Luft haben 
werben, in eine folde Zerftädelungsmafdine zu begeben? Sie werden es 
bleiben Ia ,‚ und Riemand wird e8 ihnen verdenfen, denn die — und 
iR für ebermann und jedes Gemeinweſen die erſte und wichtigſte Pflicht 
Winden Sie dieſe Nufhauung particularikifg T (RUF: Jal) Run dann bin 
in Rolz darauf, dann ein PBartieularift zu fein. 
en Ihrem e alles Gute (Heiterkeit), aber Sie werden 
an mid) denken an an verſchiedenen Shim (jedr wahr! 1 Kat), wenn die Hinder⸗ 
mehren, die jebt {oem vorhanden find. Latet anguis in herbal 
Der Antrag ift bedenklich. Das Dub, was er erfirebt, wird er ſicherlich nicht 
Serbeifäfren. Juſtizminiſter: Meine Yeußerung war nicht fo unentidieben, 
wie man anzunehmen ſcheint. Es ſchien mir kein "haffender Ausdrud, wenn ih 
erflärte, der Antrag jei unannehmbar; ich gebrauchte deßhalb ben milberen: 
die — würde den Antrag in Erwägung ziehen, und habe in vollem 
daß es ihr nicht erwünſcht fein Lönne, wenn ein folder — 
an a gelange. Die Gründe daflr glaubte ich verſchweigen zu Türmen, weil fie 


136 


Jreuken und der nerddeuifhe Dund. 


bier Zedermann bekannt find. Es empfiehlt fi) nicht, daß die Landesvertre⸗ 
tungen der einzelnen Staaten in diefer Weiſe fi einmilden in die Bundes⸗ 
gefehgebung. Mit demfelben Rechte, wie Sie, fann daß Herrenhaus und 
jelbft die Landesvertretung des kleinſten Staates jolde Anträge an die Negic- 
rung richten. v. Mallindrodt: Nah den Motiven der Antragficler iſt 
die Mediatifirung aller Kronen im Qunte, die preußiiche nicht ausgenommen, 
unzweifelhaft, und jede beichmorene Berfaffung, auch die preußiſche, kann jcden 
Augenblid dem feine Competenz zu erweitern befunten Bunde, der dann wahr 
lich kein ewiger Bund ift, zum Opfer fallen. Ter Antrag Hat jeinen Uriprung 
in dem politiſchen Magen; nachdem man die Feinde annecirt hat, will man 
auch die Freunde annectiren, natürlich nicht durch Maffengewalt, jondern durch 
Aderläffe, die von Zeit zu Zeit und nur im Interefie der Sefundheit den 
Qundesgenoffen applizirt werden, biß ihnen die Lebenskraft geſchwunden ıft. 
Man tröftet fi damit, daß die Einheit zur Freiheit führt. Aber vorläufig 
hängt die Freiheit noch an den Epitzen der Bayonette des preußiſchen Militär- 
ftaates, und bis man fie herunter nähme, könnte man doch Schaden nehmen. 
Graf Bismard Hat einmal gneiagt: ein KHobenzoller Tann Teinem Bundes 
genofien cin Haar frümmen. Bei diefem Sprud Tann man fi einfimeilen 
beruhigen. Braun: Die einzelnen Vertretungen jollen mit den Urganen des 
Bundes nicht Eriegführen, fondern cooperiren. Richt das Provinzial», Das 
Stadtrecht ift zu befämpfen, fondern das Territorialrecht, das wir der Klein⸗ 
ftaaterei verdanken. Tie ift auszurotten und gebt den Meg des Unterganges 
nad dem Willen der Vorſehung fo unzweifelhaft, daß Leine menſchliche Kraft 
den Einheitsfiaat aufzuhalten vermag. Herr Windthorft warnt vor dem Wege 
nad Frankfurt, aber weder in diefem Haufe noch im Reichstage ift je der 
Wunſch geäußert worden, nach Frankfurt zu reifen. (Heiterfeit.) Die Kraft des 
Bundes, an der gezweifelt worden ift, wird bewiefen und erhärtet durch den 
Militärvertrag mit Baden und durch die Adoptirung wichtiger Bundesgeſctze 
Seitens der jüüddeutichen Staaten. Wenn die deutihen Brüder in Oeſterrcich 
jegt den Slaven und Magyaren ausgeliefert find, wenn dort der Sprud gilt, 
daß der Deutiche bezahlt und der Ungar regiert, wer ift daran Schuld: Graf 
Bismard oder Graf Beuft? Lasker: Wir ſprechen e8 deutlih aus, daß 
Seder, der unſerem Antrage zuftimmt, damit zugleich erklärt, daß er bereit 
jet, Namens feiner Wähler auf gewiſſe preußiiche Rechte zu verzichten unter 
der Borausfegung, daß diefe Rechte voll und unverkürzt auf den Bund über- 
tragen werden. Dan hält uns entgegen, die Sache hätte nicht eine jo große 
Eile, um unjern Antrag zu rechtfertigen; mit der Annahme desfelben if doch 
aber nicht ausgeiproden, daß der Bund nun fofort an eine neue Godification 
des Givilrchts achen folle; was wir wollen, ift nur, daß man uns nicht 
mehr im NReichötage bei jedem Gefetentwurfe mit den Einwande kommen 
dürfe, der Entwurf überjchreite die Wundesconpetenz, weil er ein Etüd Civil» 
recht enthalte. Mit Necht crklärte der Abg. Windthorft, daß in unjerem An» 
trage gleichzeitig ein Stück deutſcher Frage enthalten jei, nur bedauere ich, 
daß er fi) gegen die Gefahr, die der Antrag gegen Dentſchland heraufbe⸗ 
ſchwoͤren jollte, nur durch den General Moltke geſchützt wähnt. Ich hoffe, daß 
wir immer über eine folde Fülle von Kräften zu verfügen haben werben, 
daß wir nie in die Lage kommen, unſer Schickſal auf zwei Augen geftellt zu 
fehen. Aber weßhalb muß denn die Entwidelung Teutichlands durchaus eine 
Triegerifche fein? Gerade die Kräftigung des Bundes wird uns einen friedlichen 
Ausbau unferer deutſchen Einbeitsgedanten am Sicherſten gewährleiften. Ten 
Verluft der ſüddeutſchen Sympathien fürchte ich auf diefem Wege am aller« 
wenigften; die Männer, die dort unjere Beitrebungen befämpfen, thun es nicht 
etwa deßhalb, weil fie Über die größere oder geringere Competenz des Bundes 
mit uns uneinig find, fondern weil fie überhaupt von ihrer Autonomie nichts 
hergeben wollen. Gegen die Erweiterung ber Vundescompetenz hält man uns 
endlich die Gefahr einer freiheitswibrigen Strömung im Bunde vor Augen. 
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Auch diefer Grund ift für uns nicht maßgebend, denn wenn wir die Einheit 
anſtreben, fo find wir bereit, auch alle damit etwa verbundenen Befahren zu 
übernehmen. Andererjeits find wir aber der Ueberzeugung, daß cine ehrliche, 
nroßartige deutfhe Politik nur auf freiheitliden Mege möglich ift. Einen 
Beweis für die Rüdwirlung der Bundespolitit auf unjere Verhältniſſe jehen 
Sie bereits in der Veränderung der Männer, die auf jener Seite (nad) rechts) 
de8 Hauſes fiten, und auch wir felbft nehmen diefe Ehre für uns in Anſpruch, 
auch mir find andere geworden. Dice Bewegung vom Bunde auf die Einzel⸗ 
Nanten wird aber immer weiter gehen; der Mann von Barzin hat Recht: 
die Bahnen unferer deutfhen Politik find fo tief geſchnitten, daß nichts den 
Lauf derjelben zu ändern vermag, und jo meine ih, fein: Macht der Erde 
wird ım Etande fein, cine rüdläufige Bewegung im Bunde herbeizuführen. 
Mit guten Gewiſſen glauben wir deßhalb Diejenigen zurüdweijen zu türfen, 
die in der Stärkung des Bundes eine Gefahr jehen für die deutiche Freiheit. 
(Beifall.) 

In namentlicher Abſtimmung ſtimmen die Conſervativen (mit 
Ausnahme derjenigen, bie Reichstagsabgeordnete find), die Polen, 
die Katholiken und einige Schleswig-Holſteiner, ferner Dr. Jacoby 
und Dr. Weiß gegen, die Freiconſervativen, Nationalliberalen und 
bie Fortſchrittöpartei für den Antrag, welcher mit 218 gegen 
116 Erimmen angenommen wirb. 


24 Nov. Schlußberathung des Geſetzentwurfs über bie Unterftügung ber 


” 


25 
⸗ — 


Lehrerwittwen-Kaſſen. 


Derſelbe wird gemäß den Beſchlüſſen der Vorberathung angenommen, nach⸗ 
dem der Cultusminiſter erklärt hat: daß nad der Erklärung des Finanz» 
miniſters bei der Borberathbung, und nah Annahme des Geſetzes nach den 
vorjährigen Beſchlüſſen, das Staatsminiſterium auf Antrag des Eultuss und 
des Finanzminiſters beichloffen habe, die Sanction des Geſetzentwurfs dem 
König vorzuſchlagen, unter Vorausſetzung der Zuftimmung des Herrenhaufes. 


In Bezug auf ben Antrag Vonin's 

wegen gejegliher Regelung der Stellvertreterloften für Abgeordnete, welche 
Staatsbeamte find, ertlärt der Minifter des Innern: die Staatsregierung ſei 
bereit, auf eine gejetliche Regelung einzugehen. Borläufig feien die Staats⸗ 
kaſſen angewieſen, Stellvertretungäfoften zu zahlen. Der Antrag wird hierauf 
zurückgezogen. 


„» (Eadfen) U. Kammer: Der May'ſche Abrüftungsantrag wird 
auch in ber Schlußberathung, nad einem erbitterten, leidenſchaftlich 
erregten Kampfe, mit 55 gegen 14 Etimmen angenommen. 


» (Breußen). Beginn ber Debatten ber hannov. Provinzialfynobe 
über den Ausichußantrag zur Begründung ausgebehnteiter Selbſtän⸗ 
bigleit ber Intberiichen Landeskirche (DBerichterjtatter Brüel): 

Aus den Anträgen des Ausſchuſſes erfieht man, daß die einfluß- 
reifen Führer der Synode deren Hauptaufgabe in der Löfung diefer Frage 
erfennen. Der Ausichuß will ein Kirchengeſetz, wonach die gefammte, bisher 
noch vom Eultusminifterium in Berlin geübte Zuftändigfeit zur Ausübung 
der Kirchengewalt auf das hannover'ſche Landesconſiſtorium übergehe, das 
künftig niit dem Landesherrn, wo defien Beſchlußfafſung nöthig, unmittelbar 
verhandle. Das Recht des Königs, die Mitglieder des Landesconfiftoriums 
und der Provinzialconfifterien zu ernennen, ſoll dadurch bedingt jein, Daß jenes 
im Verein mit dem Synodalausſchuß die Ernennung für unbedentlih nad 
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Recht und Interefſe der Kirche erflärt. Ebenſo joll das Lanbesconfiftorium 
über die vom König zu befegenden Stellen in der Landesiynode gehört werben 
und bei Entfcheibungen über Lehre und Eultus das Zuſtimmungsrecht haben. 
Borläufig ausgenommen bleiben die Beldangelegenheiten der Kirche, indeß 
wird auch deren Unterftellung unter daß Landesconfiflorium gewünſcht und bie 
fernere abgefonderte Verwaltung des Kloſterfonds, als geiflliden Gutes, er- 
wartet. In der Begründung beißt es, daß neue kirchengeſetzliche Borfehriften 
erforderlich feien, um der Kirche Hannovers eine Regierung zu fihern, die, 
frei von politiiden Tendenzen, voll Treue gegen den Glauben dieſer Kirche 
nur demjenigen nachtrachte, was zu ihrem Wachsthume diene. Der gegen» 
wärtige Zuftand, wonach das Eultusminifterium als Staatsbehörbe die oberfie 
kirchliche Inſtanz bilde, fer kirchlich incorrect und mit irgend welder Selb 
ftändigfeit der Kirche ſchlechthin unvereinbar, dieſes Minifterium beftche aus 
Bliedern der unirten Kirche mit mehr oder minder unioniſtiſcher Neigung. 
Offen mühe die Landesſynode Verwahrung gegen die Meinung einlegen, als 
habe die Kirche Hannovers fi der unirten Landeskirche Preußens einfügen 
zu laſſen; die Gefahr einer Untergrabung durch die Union fei drobend, und 

ihr babe man deßhalb bejondere Schugbämme entgegenzujegen. 


26. Nov. (Preußen). Der Präfident des norbbeutichen Bundeskanzler⸗ 


28. 


30, 


amts, Delbrüd, wirb nunmehr zum wirkliden Staatsminijter ohne 
Vortefeuille unter Belafjung in feiner bisherigen Stellung ernannt. 


» (Sadfen) Die IL Kammer lehnt ben Antrag Wigarb auf 
Einberufung des Landtags nah dem Wahlgeſetz von 1848 mit 40 
gegen 36 Stimmen ab. 

» (Sähwarzburg:Rubolftabt). Fürft Albert T. Ihm folgt 
fein Sohn Fürft Georg Albert, geb. ben 23. Nov. 1838. Ders 
ſelbe hat als preußifher Major ben Feldzug von 1866 mitgemacht. 


» (Medlenburg:Strelik). Der „Officiele Anzeiger für 
Sefebgebung im Fürſtenthum Ratzeburg“ veröffentlicht die „Verfaf: 
fung für das Fürſtenthum Ratzeburg“, dd. 6. Nov. 1869. Das 
Fürftentbum, „ein integrirender Theil bes Großherzogihums“, erhält 
eine Vertretung von 21 Mitgliedern: 3 Gutsherren, 3 Baltoren, 
3 Hausbefiger aus Schönberg, 3 Domanialpädter und 9 Bauern. 
Der Vorſitzende ber Landvogtei zu Schönberg ift Präfibent ber 
Vertretung. 


(P reußen). In ber Stadt Hannover fallen die Gemeinde⸗ 
wahlen ganz in welfiſchem Sinne aus, fo baf bie Preußiſch⸗Geſinn⸗ 
ten, bie nad 1866 bie große Mehrheit bildeten, auf eine Heine 
Minderheit zufammengeihmolzen finb. 


(Preußen). Abg.-Haus: YBubgetbebatte. Bei Geltgenbeit bes 
Stats für das ultusminifterium werben bie kirchlichen Berbältniffe 
Hannovers, namentlih auch mit Nüdfiht auf bie eben tagenbe han⸗ 
nover'ſche Synode fehr einläßlich erörtert. 

Debatte: v. Bennigjen: Iſt es nicht möglich, zu verhindern, daß ſich 
Mächte dort bilden, die dem Staate feindlih find? Der Eultusminifier bat 
über drei Jahre geläumt. Hat er feine Kenninik von den Borgängen, oder 
ift er in einer gewiſſen Seelenverwandtſchaft geneigt, dieſe Beſtrebungen zu 
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unterlügen, dadurch, daß er fie volllommen gewähren läßt? (Gebr richtig! 
Unfs.) Diefes if die Auffaffung, die man in Sannover gehabt Hat. Und 
tiefe Auffaſſung Hat dahin geführt, daß jene altlutheriſche Partei mit jedem 
Monat an Uebermuth gewachſen if, und daß bie entgegengefegte Partei ſich 
ger nicht rühren und gar nicht auflommen kann. Dieſe Haltung ber Regie 
rung hat es dahın gebracht, daß alte Gegner fi in der Weile geſtärkt haben, 
daß die Bereinigung der kirchlichen und politiihen Begenfäge fo ſtark gewor- 
den if, daß in Hamnover wirklich eine Gefahr für den Staat heranzuwachſen 
droßt. (Oo! reits.) 

Bei der Abftimmung werben bie Anträge auf Aufhebung ber Pro: 
vinzialconfijtorien in Hannover und Uebertragung ber Schulverwaltung 
in Hannover von ben Confiftorien auf die nicht kirchlichen Verwal⸗ 
tungsbehörben vom Haufe angenommen. 


30. Nob. (Preußen). Die hannov. Provinzialſynode ertbeilt ben Aus: 


Ihußanträgen bez. Selbftänbigkeit der luther. Landeskirche mit allen 
gegen 22 Etimmen ihre Zuftimmung. 

Ein Theil der Minderheit ift zwar mit den einzelnen Beſtimmungen der 
Anträge gleichfalls weſentlich einverfianden, nur war ihnen die Form derfelben 
zu anſpruchsvoll. Rückſichtlich der Form bat nun Brüel ſoweit nachgegeben, 
daß er die Faſſung als Gejekentwurf fallen laſſen und ten Inhalt zum Ge⸗ 
genfland einer Adreſſe an den König machen will, mit der Erklärung, daß 
die Synode im Voraus zuftimme, wenn der Monarch dem Inhalt der Bor- 
lage Geſetzeskraft verleihen wolle. In folder Form wird das Ganze der 
Synode zur zweiten und legten Wbftimmung vorgelegt werden. 


1. Dec. (Preußen). Großer Strike ber Bergarbeiter in den Walden⸗ 


n 


burger Gruben. Den Forderungen ber Arbeiter feßen bie Arbeit: 
geber biejenige des Austritts aus ben Gewerksgenoſſenſchaften ents 
gegen. 

„ (Sadjen). Die I. Kammer nimmt ben von ber Regierung 
vorgelegten unb von ber Commiſſion mehrfah in liberalem Einne 
umgeftalteten Preßgeſetzentwurf mit allen gegen 1 Stimme an. 

„ (Anhalt). Eröffnung bes Landtags durch den Staatsminifter 
v. Lariſch. Derfelbe kündigt ein Deficit von 116,500 Thlrn. für 
1870 und demgemäß eine Erhöhung der Ergänzungsfteuereinheiten 
von 18 auf 24 „unter allen Umſtänden“ als nothwendig an. 


— Dee. (Schwarzburg:Rudolftabt). Landtag: Conflict mit ber 


Regierung; ein Etatögefeb für die Finanzperiode 1870—72 kommt 
nit zu Stande; die Regierung löſt ben Landtag auf. 


Schon der Staatshaushalt der vorigen Winanzperiode ſchloß mit einem 
Deficit von 52,519 fl. ab. Namentlich in Folge der bedeutenden Ausfälle in 
den Erträgen der herrſchaftlichen Waldungen und der Berpfliäätungen des 
Landes gegen den norddeutichen Bund ift jegt ein Deficit von 200,000 fl. vor⸗ 
handen. Die Regierung beantragte daher bei dem Landtage Erhöhung der 
directen Steuern und der Gerichtsſporteln. Der Landtag lehnte diefe Anträge 
ab, zeigte ih dagegen geneigt, die Aufnahme einer dem Betrage des Deficits 
gleihlommenden Anleihe zu geftatten. Die Regierung aber ift der Anficht. 
daß eine ſolche Anleihe den wirthſchaftlichen und politiigden Ruin des Landes 
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herbeiführen würde, zumal ba in der nächſten Finanzperiode 1873/75 wieber 
ein Teficit fi) ergeben werde, wenn nicht die ordentlichen Einnahmen erhöht 
würden. Die Regierung bat daher den Landtag aufgelöft und Reuwahlen 
angeordnet. Bis zu einer Vereinbarung mit dem neuen Xandtage bleibt ver- 
fofungsmäßig das Etatsgejch für 1867,69 maßgebend. Die Regierung filtirt, 
wie aus einer Miniſterialbekanntmachung hervorgeht, alle nicht rechtlich gebo⸗ 
tenen Ausgaben, damit nicht ein neues Deficit eintrete. Es werben weder 
Gehaltserhöhungen noch Zulagen bewilligt, alle nicht dringend gebotenen 
Unterftügungen, Reorganilationen und neuen Einrichtungen fallen weg, bie 
Bewilligung von Darlehen aus der Landescreditlafle ſelbſt in Kleinen Beträ- 
gen ift eingeftellt. 


4. Dec. (Breußen) Abg.Haus: Yubget, Etat bes Cultusminifteriumg. 


" 


Der Finanzminiſter erklärt; 

fein Engagement in Bezug auf Mehrausgaben eingehen zu Lönnen, bevor 
fi überjehen laſſe, ob die vorgeſchlagene Gonfolidation vom Landtag ange 
nonmen werde Wenn das Abgeordnetenhaus auf die unterbreiteien Bor» 
Ichläge eingeht, dann hofit der Yinanzminifter für diefe Zwecke erheblich grö- 
Gere Summen zur Verwendung zu bringen, als im Etat vorgeſehen find. 

Budget, Etat des Auswärtigen: Die Averfiongl-Entiäbigung an 
ben Norbbundb für bie Beforgung ſpeciell preußiſcher Angelegenheiten 
im Betrage von 30,000 Thlrn, wird ungeadhtet des Widerſpruchs 
des Finanzminiſters geftrichen, unb werben bie Legationen Hamburg, 
Didenburg und Weimar als künftig wegfallend bezeichnet. Ein gleicher 
Antrag bezüglid ber Legation in Dresden wird abgelehnt. 


„ (Preußen). Die bannov. Landesſynode beflätigt in zweiter 
Berathung ihre Beſchlüſſe zu Brüel's Urantrag bez. Eicherung ber 
Unabhängigkeit der luth. Landeskirche. 


Profeffor Wiefinger bemüht fi vergeblich, die Berjammlung zu be» 
ſlimmen, die Forderung der Inamovibiliät für die Mitglieder de8 Landes- 
confiftoriums, fowie der zunorigen Anhörung diefer Behörde bei allen Ernen- 
nungen von Gonfiftorialbeamten Seitens des Landesherrn aufzugeben, die 
Majorität bleibt bei ihrem früheren Votum. Brüel ermahnt, auf der ein- 
mal eingenommenen Pofition nad den jüngft in Abgeordnetenhauſe Taut 
gewordenen Anfichten jet erſt reiht zu bebarren, und au Lichtenberg if 
gegen jedes weitere Nachgeben. Auch der Präfident des Kandescon- 
jiftoriums verweift auf die Verhandlungen des Abgeorbnetenhaufes, um 
zunächſt zu leugnen, daß diefelben einen Druck auf die Berathungen der Sy⸗ 
node ausüben könnten, und dann zu erflären, daß jelbft die conjervative Partei, 
nad den Heußerungen eineß ihrer Redner zu ſchließen, gar Fein Verſtändniß 
für kirchliche Fragen habe. 

„(Waldeck). Schluß bes Landtags, 

nachdem die feit Jahren objchwebende Abrechnung zwiihen Sand und Do⸗ 
manium ihren Abſchluß gefunden hat, und zwar in der Weile, daß erſteres 
dem leßteren noch faft 50,000 Thlr. herauszuzahlen bat, welchem Betrag indeß 
eine Gegenforderung gegenüber ſteht. Der Fuürſt gleicht beides durch folgen- 
de8 Schreiben auß: 

„Diejenigen Beträge, welche zur Deckung des in den erften Jahren meiner 
Regierung eingetretenen Deficit8 in der Domanialverwaltung aus der Landes 
kaſſe zugeſchoſſen find, belaufen ſich nach der Berechnung meiner Domänen- 
kammer im Ganzen auf höchſtens 27,000 Thlr. BDiefe Summe würde ich 
in Gemäßheit meines Zugeftändniffes vom 20. Yan. 1865 der Landeskaſſe zu 
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vergüten . Da es aber zu meiner Renninik gelommen iR, dab bie 
Stände jenes Deficit höher veranichlagen, und ich nicht Willens bin, über 
mein dem Lande gemachte Zugeſtändniß weitere Srörterungen eintreten zu 
laſſen, fo habe ich bejchlofien, den von mir zu erflattenden Betrag über das 
von mir als richtig gehaltene Maß hinaus feftzufehen, und zwar zu einer 
ſolchen Höhe, daß dadurd daS von den Ständen anerlannte Guthaben des 
Domaniums aus den Übrehnungen von den Jahren 1849—64 einſchließlich 
ausgeglidhen wird. In Folge deſſen erfläre ich, der Landeskaſſe das Deficit 
in der Höhe von 49,801 Thlrn. 25 Sgr., melde Summe dem anerlannten 
Betrag de3 Guthaben: des Domaniums gleichlommt, vergliten zu wollen.“ 


5. Dec. (Preußen). Tie hannov. Provinzialiynode verwirft die An 


träge der Osnabrücker Vezirksſpynode auf Herbeiführung ber Union, 
indem fie einen Antrag auf einfache Tagesordnung gegen 15 tim: 
men ablehnt, bagegen die von dem Ausſchuß vorgeſchlagene, jcbes 
Unionsbeftreben ſchroff abweiſende motivirte Tagesordnung annimmt. 
Paſtor Lehmann bezeichnet die diegmaligen Wahlen als den Nothſchrei 
des Boltes, vor der Union geſchüht zu werden, und Oberconſtorialrath Uhl⸗ 
born erflärt, die Proteftantenvereine arbeiteten, wie ihm noch jüngft eine 
hervorragende Perfönlichkeit der römijchen Kirche in der Provinz Hannover 
verfidert, nur zum Bortheile Rom’s, indem fie die lutheriſche Kirche zerflör- 
ten, deren feites Bekenntniß das befte Bollwerk gegen Roms Uebergriffe ei. 


„ Rorbd. Bund) Eröffnung der Seſſion des Bundesraths. 
Borlegung eines mit Baden abgefchloffenen Jurisdictionsvertrages. 
Auch mit den übrigen ſüdd. Etaaten wirb über den Abſchluß ähn⸗ 
licher Verträge unterbanbelt. 

„ (Sadjen). I Kammer. Graf Hohenthal beantragt: 


„Die I. Sammer wolle im Berein mit der II. Kammer bei der Staais⸗ 
regierung beantragen, e8 möge diefelbe im Bundesrathe dahin wirken, daß 
diejenigen Beflimmungen, welche fi in dem Entwurfe eines Strafgejeßbuchs 
für den norddeutſchen Bund auf das gemeine Polizeiftrafreht beziehen und 
fomit nad) Maßgabe des Art. 4 der Bundesverfafiung der Bundesgejeßgebung 
nicht unterliegen, im Geſetze jelbft keine Aufnahme finden.” Zur Begründung 
des Antrags beflagt er ſich zunächſt über die Beftrebungen der unitariſchen 
Bartet des Reichstag. Sie gedenke, die Selbftändigkeit der Einzelftaaten 
unter Beihilfe des Art. 78 der Bundedverfafiung zu untergraben. Nach die» 
ſem jeien Berfafiungsänderungen mit zwei Dritteln der Stimmen im Bundes⸗ 
rathe leicht zu erzielen, allein der Bund fei nicht bereihtigt, feine Gompetenz 
zu erweitern. Gr beftehe in Yolge von Berträgen, und nur ein neuer Ver⸗ 
trag könne unter Zuflimmung aller Theile daran etwas ändern. Das Auf 
treten der unitarifchen Partei in beiden Häufern des preußiihen Landtags jei 
befannt, und ihr gegenüber gelte e8, einer Beſchränkung der ſächfiſchen Selb» 
ſtändigkeit entgegenzutreten. Sachſens Stellung zu Preußen wolle er nicht 
alteriren, und er würde fi es nicht vergeben, wenn er durch feinen Antrag 
das beftehende Verhältnig compromittiren würde, doch mit den Anftchten der 
unitariihen Partei gelange man aus dem Bundesftaate in den Ginheitsftaat. 
Sein Antrag, den er einftimmig angenommen wunſche, ftehe auf feftem 
Boden, er babe ihn zum Heile Sachſens und zum Heile der Zufunft Deutich 
lands eingebradit. 


7. Dec. (Preußen) Abg.-Haus: Budget, Etat der Seehanblung. 


Die Commiſſion beantragt, eine Beſchränkung des Rapitalconto auf 11 Mil. 
Thlr. zu fordern, die erübrigten Mittel auf den künftigen Etat zu bringen 
und von 1871 an nicht eine feſte Rente, jondern den vollen Jahreserirag in 
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den Etat zu ſetzen. Der Finanzminiſter erflärt fi dagegen. Der Untrag 
wird trotzdem mit 176 gegen 143 Stimmen angenommen. 

Das Hans befälieht, daß bie Einnahme aus ben Elbzöllen vom 
Sabre 1871 an nicht mehr auf ben Etaatshaushaltsetat gebracht 
werben ſolle. 


8. Dec. (Breußen). Eröffnung ber Turbefliihen Provinzialiynobe. 


10. 


13. 


Die Wahl des Bureau erfolgt entihieben im Sinne ber Re 
gierung. 


„» (Sadfen). Differenzen zwijden ber I. uw. II. Kammer. Die 
D. Kammer bat fi für Aufhebung tes Patronatsrechtee unb für 
BVerbeflerung des Wahlgeſetzes für bie Synode erflärt; die I. Kam: 
mer beides abgelehnt —, bie II. Kammer befchliekt, auf ihrem Be: 
ſchluſſe zu beharren. 

»„ (Breußen). Das Abg.Haus nimmt ben Antrag Miquel⸗ 
Laster auf Ausdehnung ber Competenz bes norddeutſchen Vundes 
auf das geſanmmte bürgerliche Recht auch in zweiter Leſung mit 
großer Mehrheit an. 


„ (Preußen). Die hannov. Provinzialſynode genehmigt in drit⸗ 


ter Leſung die Adreſſe und Denkſchrift an den König bez. Sicherung 
ber Selbſtändigkeit der hannod. Landeskirche gegen bie Union mit 
43 gegen 25—28 Stimmen. 


Raff und mehrere andere Mitglicber motiviren ihr Bolum dagegen ba- 
mit, daß es der Stellung der Synode nicht entipredde, um die Genech- 
migung eines Theils deflen zu bitten, was fie ganz als nothwendig bes 
trachte. Reuburg gibt dann für fih und die anderen Mitglieder der Mi- 
norität die Erklärung zu Protokoll, daß fie die in der Adreſſe erwähnte felb- 
Rändige Berwaltung des Klofterfonds ebenfalls wünfdhten, aber nicht mit der 
BVBerbindung des Antrages mit den übrigen Defiderien einverflanden feien. 
Dieſe Erklärung foll mit der Adreſſe nah Berlin geſandt werben. 


„ (Breußen). Die bannov. Landesſynode wirb durch ben ale 
Commiſſãr fungirenden Oberpräfidenten Grafen Stolberg geſchloſſen. 

Der Antrag des Gultusminifters an den König wegen Schluſſes der 
Synode ift vom 1. Dezember datirt, nachdem Tags zuvor die Verſammlung 
ihren entichiedenen Willen bekundet hatte, den Brüel'ſchen Uranirag anzuneh- 
men und alle vermitielnden Anträge zurüdzumeilen. Der Schluß ift alfo die 
Antwort der Regierung auf die in diefem Antrag geftellten Forderungen. Der 
Sberpräfident hält feine Rede, fondern verlieft nur den minifteriellen Erlaß, 
läßt durch den Oberconfiftorialrath Uhlhorn das Schlußgebet ſprechen und 
erklärt hierauf die erfte hannover'ſche Synode für geſchloſſen. Der am 11. 
d. M. gewählte Synodalausfhuß conftituirt fi und documentirt feine dem 
jegigen Kirchenregiment feindliche Befinnung fofort dadurch, daß er den Urs 
beber des nad ihm benannten Urantrages, den geb. Regierungsrath a. D. 
Brüel, zu feinem Vorſitzenden erwählt. . 


„ (Shwarzburg:Rubolftabt). Die Majorität des aufgelöjten 
Landtags veröffentlicht eine Erwiederung auf das fürftlihe Mini— 
fterialrefeript (|. Anf. Nov.) an ihre Wähler, in welder fie „bie 
Beweggründe ihrer Abftimmung offen und rüdhaltlos barlegt”. 
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In diefer Erwiderung wird zunääR ein Bild der Binanzlage des Staats 
entworfen, wie fie fi in den Iekten Jahren gefaltet hat. Die Finanzperiode 
1867 —69 jchloß mit einem cit ab von 52,219 fl. Dies Deficit hatte 
ſich jedoch im Laufe der Finanzperiode noch bedeutend erhöht. Um nun eine 
annähernde Ausgleichung herbeizuführen, hatte der Landtag die Wiedererhebung 
der jeit 1859 fiftirten Klaſſen- und Einkommenſtener, die Exrbebung einer Ge . 
werbefteuer, einer Brundfteuer von feuerfreiem Eigenthum und eine Erhöhung 
der Gerichtsiporteln bewilligt. In Folge deſſen waren im Jahre 1868 gegen 
84,000 fl. Steuern und Abgaben mehr gezahlt worden, als in den Jahren 
1853—1859, und 124,000 fl. mehr als in den Jahren 1860-1866. XTrog 
diefer erhöhten Steuern, trogbem daß aus den früheren Wirtbichaftsüber- 
fhüffen ein Kaflenbeftand von mehr als 500,000 fl. bei Beginn der Yinanz- 
periode 1867—1869 dageweſen und von der Regierung eine Anleihe von 
262,000 fl. realifirt worden war, zeigten ſich doch diefe reihen Mittel bis auf 
70,000 fl. eriöpft, als der Landtag im September d. 3. zujammentrat, und 
war Dur Ausführung von Bauten und Einriätungen in den 
fürfliden Shlöjjern, durd den Aufwand für die Unterbringung der 
Sarnijon, durch Koften der Bermeflung des Landes, durch Ausfall der Ein- 
nahmen in den Forſten. Außerdem wies der der Landichaft vorgelegte Etat 
für die Finanzperiode 1870—1872 ein Deficit von 224,000 fl. nad, zur Ers 
gänzung des Wirthichaftstapitals verlangte die Regierung die Bewilligung einer 
Anleihe von 175,000 fl. Ber Landtag ventilirte nun zunächſt die Frage: 
bat das Staatsweien Ausfiht auf Beſtand, wenn die Bewohner die mögliäfte 
Beihilfe Leiten? Dieſe Frage mußte mit „Nein” beantwortet werden, da ber 
Wohlſtand des Landes nur ein jehr geringer fei. Die überwiegende Zahl der 
Einwohner bat faum fo viel, daß fie jpärlich Leben kann, ein Einlommen von 
mebr als 1000 Thlr. wird nur von 400 Einwohnern verfteuert. Der Staat 
fei bereitS an der Außerfien Grenze billiger Forderung angelangt; wenn er 
aber feine Forderungen auf das Maß fleigere, welches nad) den in Ausſicht 
genommenen Erhöhungen feftgefegt werben follte, jo würde diefe Grenze weit 
Aberſchritien. Rad gewifienbafter Prüfung der Berhältnifie habe die Landtags⸗ 
majorität jedoch die Ueberzeugung gewonnen, daß die Regierung nad) Ablauf 
der nädhften Finanzperiode ihre Anforderungen nod mehr fleigern müfle, wenn 
fie das Stantsweien aufrecht erhalten will, denn e8 würden fich die ordentlichen 
Ausgaben des Fürftentfums von Jahr zu Jahr fleigern, 1) weil die Staats⸗ 
ſchulden fucceffive getilgt werden müfien, 2) weil nad Bewilligung der Anleihe 
von 175,000 fl. die Berzinfung der Staatsihuld von 29,200 fl. auf 
86,800 fl. jahrlich fleigt, 8) weil die Leiftungen für das Militär in ber 

de 1873—75 um 38,000 fl. mehr betragen als in der von 1870 
—72, 4) weil die Matrieularbeiträge in fortwährender Steigerung begriffen 
feten, 5) weil für den nothwenbigen Bau von Eifenbahnen eine, wenn auch 
nur vorübergehende Subvention unerläßlich fei. Die Erhöhungen der Ein- 
nahme und Abminderung der Yusgaben lägen aber größteniheils im Bereiche 
geringer Beiden icteit 

„Diele gungen erwedten in der Majorität des Landtageßt die 
Ueberzgeugung, daR eine Erhaltung der Selbfändigkeit des 
Staatswejens unmdglih und vergeblich ſei. Dieje Ueberzeugung 
werde um fo feter, wenn man erwäge, daß erſt jeit 1867 die Klaffen- und 
Eintommenfleuer wieder und zwar in verigärfter Weile zur Einführung ge⸗ 
kommen, daß 1868 die Gewerbeſteuer und die Beſteuerung des ſteuerfreien 
Srunbbefigeß und dann der bedeutende Sportelzuſchlag hinzugekommen ſei, 
daß fi 1872 die neu regulirte Grund⸗ und Gebäudefteuer der Brundbefiker 
faft verdoppeln werde, dat die Bemeindelaflen von 1872 an bie Landesver⸗ 
meßungs- und Srunbfleuerregulirungskoften zu reftituiren haben, daß überbieß 
einzelne Gemeinden mit Geparationg- und Uferbaufoften überbürbet ſeien. 
Dazu Tomme die allgemeine Stodung im Kandel und Verkehr. WIS bie 
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Maiorität des Landtags alles dies erwogen, kam fie zu dem Beſchluß. die 
verlangte Steuer- und Sportelerhöhung abzulehnen, der Regierung aber durch 
Bermilligung einer Anleihe die Mittel zur Yortführung des Staat3haushaltes 
auf die nächſten drei Jahre und ſomit zu dent Verſuche zu gewähren, die 
Selbftändigfeit des Staatsweſens aufrecht zu erhalten.” 

Terner erklärt die Tarlegung die Behauptung der Regierungsbelannt- 
madhung, als Hätten die Wortführer der Majorität andere Abgeordnete bes 
flimmt, fih im Boraus durch Namensunterfchrift zur Abſtimmung gegen die 
Negierung zu verpflichten, und al3 ſei ihnen die freie Discufiion der Vorlage 
von born herein vereitelt worden, als Umwahrheiten. 

Im weitern hebt es: „Sowohl die fürftlihe StaatEregierung, als die 
ihren Standpunkt vertretende Preſſe legt großes Gewicht darauf, dab die 
direeten Steuern und die Serichtsiporteln im hicfigen Lande, jelbft wenn der 
Zufglag angenommen worden wäre, nody nit die Höhe der Steuern und 
Eporteln mehrerer benachbarten thüringiichen Staaten zur zahlen haben würde. 
Man führt dieſen Beweis damit, daß man fagt: im Großherzogtihum Sadıtens 
Meimar, im Herzogthum Sadjen-Meiningen entfafle an Stlaftens und Cine 
fommenfteuer auf den Kopf der Bevölkerung 2 fl. 37% kr., 2 fl. 20 fr. u. ſ. w., 
während fih im Fürſtenthum nur 1 fl. 39 fr. auf den Kopf repartire. Es 
muß aber auf den erften Blick einleudhten, daß der Schluß: mithin zahlt der 
einzelne Steuerpflichtige im Weimariſchen und Meiningen'ſchen mehr, als im 
Nudolftädtiichen, total falſch iſt. Ebenſo falſch ift er rüdjichtlih der Grund» 
fteuer und der Sporteln. Die PBergleihungsmomente find ſelbſtverſtändlich 
nicht die Geſammtſumme der erhobenen Steuern und die Zahl der Steuer—⸗ 
zahler, fondern die Geſammtſumme der Steuern und das Geſammteinkommen, 
oder das Einkommen jedes einzelnen, die Größe und die Güte des fleuerbaren 
Grundbeſitzes u. |. w. Es ift hier nantentlid hervorzuheben, daß im fürs 
—8 der fünfte Theil der Grundfläche aus fteuerfreiem Domanialgut 

eſteht. 

„Wir find überzeugt, daß wir nach unſern individuellen und localen Ver⸗ 
hältniffen unjern höchſt befteuerten und belafteten thüringiſchen Nachbarn ganz 
ebenbürtig zur Seite fichen und fie noch theilweije libertreffen würden, wenn 
wir, außer der Gewerbſteuer, die unjeres Wiflens in den meiften thüringijchen 
Staaten nicht befteht, von 1000 Thlr. Einkommen jährlih 33 Thlr. abgeben, 
wenn wir an Gerichtsſporteln in einem Nechisftreite Über einen WMWerthbetrag 
von 2500 fl. für die Ausfertigung auf die Klage, für die Abfaffung eines 
15 Zeilen langen ˖ Protokolles, für ein darauf ertheiltes Contumacial⸗Erkenni⸗ 
niß von % Bogen und für einige Randbeſchlüſſe 44 fl. zahlen müßten. So 
wäre aber der gejeglihe Sat der Einkommenſteuer, jo hoch nad einer uns 
vorliegenden Sportelrechnung der Sportelbeirag, wenn die Erhöhung bewilligt 
worden wäre. 

„Wenn mir nun die Dedung des Deficits durch eine Anleihe in Borfchlag 
brachten, jo thaten wir dies, da leider alle andern Dedungsmittel mangelten. 
Die finanzielle Sage des Landes ift eben eine äußerfi trau: 
rige Sie wäre fiher nit fo traurig, wenn mit dem zur Verfügung flehen- 
den Vermögen feit Jahren ander3 gemwirtbichaftet worden wäre; wenn beiſpiels⸗ 
weile die Heinen Domänen der Oberberrichaft vereinzelt und veräußert und 
dadurd ein vermögender und fteuerbarer Vauernſtand geſchaffen, wenn der 
Erlös und die beträdgtlichen Summen, welde auf Domänenbauten verwendet 
worden, und welde in einzelnen Fällen fo groß find, daß der Pachtvertrag 
kaum die Baukoften verzinit, fei es aud) für das fürftliche Fideicommißgut, 
jedoch unter Wahrung des Nutungsrechtes des Staates, wirthſchaftlich ange 
legt worden wären; wenn man die unterherrſchaftlichen Forſte, deren jchlechter 
Zuftand jedem Sachkenner auffällt, mehr nach forftmänniichen, als nach waid⸗ 
männijdhen Grundfägen bewirthichaftet hätte; wenn man den unwirthichaftlichen 
Betrieb unproductiver Fabrikanlagen zeitig eingeftellt, wenn man ftatt auf un» 
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ja Vermehrung der Beamten, auf eine Verminderung derſelben bedacht ge» 
en wäre, fo daß ber nusgabeetat — abgejehen von den bedeutenden pn 
fonsbeträgen — nicht mit 28,000 fl. Wartegeldern zu belaften geweſen wäre. 
Daß eine Anleihe Ichwerlich ohne Berpfänbung des Domanialvermögens werde 
realifirt werden können, war uns ebenſo befannt, als daß - Domanialver⸗ 
mögen ſideicommiſſariſches Eigenthum des furſtiihen Saufes if. Anderes zur 
ellung tauglides Orundvermögen befigt aber das Band feit dem 
Jahre 1854 nicht mehr, und da der in der nächſten Winanzperiode zu madenhe 
Verſuch der Erhaltung der Gelbfländigfeit des Landes auch im 
fürftlihen Hauſes lag, jo war bie demſelben geftellte Zumuthung feine *8* 
lige und ungerechte. Dieß war ſie um ſo weniger, als die durch das Grund⸗ 
geſetz vom Jahre 1854 ausgeſprochene Erklärung ſämmtlicher Domänen und 
Forfte zum Eigenthume des fürſtlichen Hauſes und der darin ausgeſprochene 
Berzicht des Landes auf ein fehr bedeutendes Grundpermögen ohne vor aus- 
gegangene gründlihe Unterfuhung der rechtlichen Qualität 
deifelben erfolgt if. Es mögen diefen Stantsact, den hier zu 
berühren wir uns nidt verfagen konnten, diejenigen verant- 
worten, welde denfelben veranlaft und an demjelben mit» 
gewirkt haben.” 


14. Dee. (Altenburg) Der Landtag nimmt bas neue Mahlgefeh fat 


15. 


einftimmig an. 


„ (Preußen) Wbg-Haus: Das von ber Regierung eingebrachte 
Conſolidationsgeſetz ber Staatsſchuld wird mit 242 gegen 128 
Etimmen angenommen. 


„ (Breu Ben). Adg..Haus: Bericht ber Petitionscommiſſion über 
bie zahlreich eingegangenen Petitionen um Aufhebung ber Klöfter in 
Breußen. 


Statiftil: Der nei bringt nid nicht bloß die Kloſtertabelle des Bonifaciuße 
talenders vom geiſtlichen Rath Müller, jondern auch eine ſolche aus dem 
Eultusminifierium. Nach der Müller'ichen Tabelle find in Preußen 14 Je⸗ 
fuitentföfter oder Elöfterlige Anſtalten mit 123 Prieflern und 10 Rovizen 
oder Laien (im Bistfum Breslau 2 mit 10 Mitgliedern, in der Erzdideeſe 
Bofen-Gnefen 1 mit 11 Mitgliedern, in der Erzdidceſe Köln 5 mit 86 Mit- 
gliedern, in der Dibceſe Trier 2 mit 36 Mitgliedern, in der Dibcefe Münfter 
2 mit 17 Mitgliedern, in der Diöcefe Paderborn 1 mit 10 Mitgliedern und 
in Hohenzollern 1 mit 15 Mitgliedern), nad der Muhlerſchen find 14 Je⸗ 
huitenflafionen mit 122 Mitgliedern und 29 Novizen und Saienbrübern vor⸗ 


eriät bes Referenten Gneiſt: Derielbe berichtet über bie Ber 
bandlungen und Beihlüffe der Commiſſion im Weientlihen: „Das Argument 
der Staatsregierung geht dahin: Klöfter im geieglichen Sinne des Wor⸗ 
tes find feit dem Erlaß der Verfafiungsurfunde gar nicht entſtanden; geiſtliche 
Bereinigungen zu wohlthätigen Zwecken aber, melde kein Gorporationsreht 
beanipruihen, find nicht zu verbieten, jondern einfach als unter daß durch den 
Art. 80 der —28 garantirte freie Bereind- und Berfammlungsredt 
fallend anzufehen. In Bezug auf diefen Standpunkt fagt der Bericht: Die 
allgemeine Garantie des VBereinsrechts auf Jeſuiten, Franziskaner, Domini⸗ 
Ioner und andere über den ganzen Erdball ausgebreitete geiftliche Orden zu 
beziehen, enthalte injofern eine petitio principli, als es ſich vorher frage, ob 
— —— bloße „Derbinbungen von Preußen“ feien, und ob ihre 
nit beionderen preußifchen Strafgeſetzen zuwiderliefen. Sodann aber 

De fi der Standpunkt auch gar nicht rechtfertigen, daß die eeimigen Orden 
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und Geſellſchafiten den in unſerer Geſetzgebung enthaltenen Berboten dadurqh 
enthoben würben, daß fie — unter Verzicht auf die Gorporationsredhte als 
Klöfer — die von den Drbensbrübern und Schweflern geleiteten Anſtalten 
als Waifenhäufer, Erziehungsanftalten oder andere Stiftungen incorporiren ober 
eoncefjiontren lafier. Als enticheidende Erwägungen fämen folgende Punkte 
in Betracht: 1) daß die Vereine und Gongregationen der Regulargeiftlichkeit 
nicht Vereine von Privatperfonen, jondern eidlich verpflichtete Mitglieder orga⸗ 
nifirter Körperfchaften feien, welche fih über das univerjale Gebiet der katho⸗ 
liſchen Kirche erftreden und ihre Obern im Yuslande haben, deren Anweijun- 
gen zu befolgen fie fi eidlich verpflichten; 2) daB der verfaffungsmäßige 
Zweck des Zeiuitenordens und anderer Denominationen die Belämpfung der 
evangeliichen Kirche und des evangeliſchen Glaubens ſei, und da die geiftlichen 
Geſellſchaften eine Einwirkung auf das äußere Leben erftrebten, welche die 
Geſetzgebung aller Zeiten gendtbigt habe, verbietende oder beihräntende Maß⸗ 
regeln zu treffen; 3) daß dengemäß die geiftlichen Geſellſchaften nit auf dem 
Boden der grundfägli erlaubten, jondern der grundjäglid unterjagten Ber- 
bindungen fländen und biefen Verbotsgeſetzen nur enthoben wärden, foweit jie 
als anerlannte incorporirte Klöfter nad) der geſetzlichen Ordnung, AlIgemeines 
Landrecht 11. 11. 8 939 ff. beftünden; 4) daß diefe Grundlage als (f) umterjagte 
Vereine nad) dem Edict vom 20. October 1798 noch zur Zeit der Publication 
der Berfafjungsurfunde beitanden habe, und daß derjelbe Brundjag der Haupt- 
ſache nad auch in daß geltende Strafgeſetzbuch 8 98 übergegangen ſei, in 
welden „die Theilnahme an einer Verbindung, deren Daſein, Berfafiung 
oder Zwed vor der Staatsregierung geheim gehalten werben fol, oder in 
welcher gegen unbelannte Obern Gehorfam, oder gegen befannte Obern unbe 
dingter Gehorſam verſprochen wird“, verboten werde; 5) dab endlich die von 
der Staatsregierung ausgeſprochene Magime dem Refultat nad zu einer vdl⸗ 
lig ungebundenen ſchrankenloſen Wirkſamkeit und Ausbreitung der geiftlichen 
Orden im preußifhen Staate führen würde, während doc die Geſetzgebung 
aller europäiſchen Staaten gewiſſe Beſchränkungen der religidien Erden für 
nothivendig erachtet habe und in paritätiichen Staate Preußen dieſe Beſchrän⸗ 
fungen von jeher eine beſondere Bedeutung gehabt hätten. Aus dieſen Grün- 
den ftellt die Gommiffion mit großer Mehrheit den Antrag: Die l. Staats 
regierung aufzufordern, die beſchränkenden Beitimmungen der preußiſchen 
Landesgeſetzgebung tiber die geiftlihen Geſellſchaften, insbejondere des Edikts 
vom 80. October 1819 und der nod zu Recht beſtehenden Vorſchriften des 
allgemeinen Landrechts, fowie der Zwilchengefeßgebung in den weitlichen Landes⸗ 
theifen zur Ausführung gu bringen und aud eine Umgebung dieſer Beſchrän⸗ 
tungen in Form don Gonceffionen und SIncorporationen für Waiſenhäuſer, 
Erziehungs» und Unterritsanftalten, Krankenhäuſer und andere Stiftungen 
nicht zugulaflen, insbejondere 1) Conceſſionen und Gorporationsrechte für An⸗ 
ftalten der Urt nit an Perſonen zu ertbeilen, welche geiftlihen Geſellſchaften 
zugehbren, 2) im Wege des Aufſichtsrechts eine active Betheiligung von Mit- 
gliedern geiſtlicher Gefellichaften an der Leitung und Berwaltung derartiger 
Anftalten nicht zu geflatten. 


15. Dec (Sachſen.) IL Kammer: Sachße greift bie Errichtung eines 


16. 


Dberbanbelsgerichtes für ben norbbeutihen Bunb an unb namentlich, 
daß gerade Sachſen es gewejen fei, das barauf angetragen habe. 
Der Juſtizminiſter weist bie Vorwürfe ziemlich gereizt zurüd. 

»  Breußen) Abg.Haus: In Folge der Annahme bes Eon: 
folibationsgefeges bringt ber Finanzminifter, ohne die Zuftimmung 
bes Herrenhaufes abzumarten, einen Nadıtragscrebit für 1870 ein, 
hauptſächlich zu Univerfitätss und Seminarzwecken. 
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. Der. Greußen). Abg.⸗Abg.: Budget, Diepoſitions fonde Debatte 
über die Verwendung der Einkünfte aus den mit Beſchlag belegten 
Geldern der Depoffebirten: 


S äreiben des Staatominiſteriums an den Präſ. des Haujes 
der Ubgg. v. 10. Dee d. J.: In net lung bes Gau Ser 

neien vom 6. v. I. if die Anfrage an die Ginnißregierung gericheet werben, 
ob nad ihrer Auslegung ber Deiehe über bie 
des Königs Georg —* des ehemaligen Kurfürkten von Act eine Rebuungs- 
Iegung über die mit Beichlag belegten Gelder en den Banbiag Raitzufinden 
Habe, oder ob die Giaaißregierung von einer ſolchen Rehnungsiegung befreit 
zu ſein glaube Mit Bezug ‚hierauf beehren wir uns, bie g Erflärung 
dahin abzugeben, daß über diejenigen von der Veſchlagnahme Gelder, 
welche in ®emäßheit des Stantsbausbaltäeiets aus der Gtaatslafle zu jablen 
find, die Rechnungslegung durch den Nachweis der VBerausgabung an bie 
empfangsberedhtigten Etellen zu bewirlen fein wird. Eine derartige Bahlung 
iR indeflen duch d den Gtanishaußbaltseiat mur infofern vorgefehen, als unter 
kein Apanagen der dem ehemaligen Kurfürſten von durch die Hofe 





eiais dem rfien baar gezahlt werden follten. Dieſe ER find nad 
Eintritt der Beihlagnahme an die mit der Verwaltung beauftragte Behdrde 
abzuliefern, worüber dem Landtage in der allgemeinen Rechnung über den 
Sinnispauspalt der Nachweis geführt werden wird. lieber die Verwendung 
der in ale genommenen Gelber, ſowohl des Königs Georg, als des che» 
maligen Kurfürſten von Heſſen, glaubt bagegen die Giaatsregierung zur 
Recänungsiegung an den Landtag nicht verpflichtet zu fein, indem die Ein- 
nahmen und Ausgaben nicht für Rechnung * taaigtaſſe ſondern der depoſſe⸗ 
dirten Furſten erfol Was insbeiondere die Ausgaben betrifft, fo würde 
die Verwendung der Derjenigen Summen, welde der politichen Ueberwachung der 
gegen Preußen gerichteten Umtriebe gewidmet find, ſich ihrer Beichaffenheit 
nad der Berdffentliguing entziehen. Die Staatsregierung glaubte aber die 
allgemeine Mittheilung maden zu follen, daß fig der von ihr bei den Ver⸗ 
bandlungen über die Beſchlagnahmegeſetze geäußerten Erwartung gemäß ſolche 
Ausgaben, welche vermdge ihrer Beſtimmung zur unmittelbaren oder mittel. 
baren Abwehr feindlicher Unternehmungen in die Kategorien der 88 2 de 

Berorbnung vom 2. März 1868 und des Geſetzes vom 15. Februar 1889 
fallen, in den new erworbenen Landestheilen zahlreich genug ergeben haben, 
um «8 nicht zur Anſammlung von ——— aus den Revenüen der jequeftrirten 
Bermd gendmaffen fommen zu laſſen. Ener Hochwohlgeboren erjuchen wir ganz 
ergeben, den Inhalt dieſeß unferes Eäreibens gefällig zur Kenntniß bes 
ner * Abgeordneien zu bringen.” (Golgn die Namen jämmtlicher 
Debatte: Lasler erinnert daran, daß in Bezug auf die Einkünfte aus 
den mit Beichlag belegten Geldern der Depofiedirten früher von Graf Bis⸗ 
mard die Zuflderung gegeben worden ſei, dem Landiage Rechenſchaft abzu- 
legen. Jetzt Ichne das Minifterium dieß ab. Ihm fei es recht, daß der Land⸗ 
tag mit diefen Ausgaben verſchont bleibe, aber befier wäre es, wenn er liber« 
zeugt würde, wenn aud nur moraliſch, daß die Gelder nur zu den Zwecken 
der Abwehr gegen die Umtriebe der Depofledirten verwendet wurden und 
mist zu anderen Zweden der Verwaltung. Windthorft (Meppen): Ich 
glaube, daß der Abg. Laster fi ein Verdienſt um das Land erwirbt, indem 
er daß anregt. Nach der Erflärung der Regierung kann das Seid in der 
That zu allem möglicden Zweden verwendet werden. Das ſcheint mir ganz 
egorbitant. Graf Beihnſy⸗Huc: Ach meines Theils bepauere eB lebhaft, 
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daß die Sache zur Sprache gekommen if. Mir fcheint e8 doch ganz Mar, det 
es nicht Sache der Regierung fein kann, für die Depofledirten eine Sparbüdk 
anzulegen. Wir hatten einen Antrag geftellt, das Geld au für andere Be: 
waltungszwede zu gewähren und dann Rechenſchaft zu legen. Sie haben bu: 
abgelehnt, und ich kann nur fagen: „tu l’as voulu George Dandin.- 
Laster: Wir haben in dem Gele Har ausgeiprocden, zu welchen Zweder 
das Geld vermeidet werden Toll, und der Minifterpräfident hat die Rechnungs⸗ 
legung zugelagt. Hagen (Görlik) beantragt, da die Regierungscommißere 
nicht geneigt fchienen, die Ehre der Verwaltung zu reiten, die Sache fallen zr 
laften, 6i8 der Minifter des Innern anmejend ſei. Laster: Es befindet ra 
ein Miniſter unter den Negierungscommifjären, und jene Antwort war uns 
zugegangen vom Gefammtminifterium. v. Hoverbeck will nur daran er 
innern, daß die Tortichrittspartei bei der Berathung diefer Angelegenheit ihre 
ſtafſandraſtimme erhoben bat, um davor zu warnen, der Regierung fo grotre 
Fonds zur Dispofition zu ftellen. Dr. Birdom: Es ift auffallend, daß, jet 
die Fonds mit Beichlag belegt find, Alles von der Welfenlegion und den an⸗ 
deren limtrieben der Depoffedirten ſtill geworden if. Um fo mehr hätte tie 
Regierung die Verpflichtung, zu jagen, welche Thatſachen fie veranlafien, die 
Beſchlagnahme und die geheime Verwendung der Gelder fortzuführen. Der 
Minifter der Iandw. Ungelegenheiten: Da ich perſonlich provozirt bin, io 
will id nur bemerken, daß der Beſchluß vom Staatsminifterium gefaßt und 
fein einziger Minifter in der Vage ift, etwas Anderes zu erllärn Der Dis 
pofitionsfonds wird bewilligt. 


Der Etat für 1870 wird in zweiter Berathung zu Ende ge: 
bracht und befinitiv genehmigt. 

Die Nachtragscrebite für 1870 werben, fo weit fie Univerfitätss 
und Seminarbebürfnifje befriedigen jollen, genehmigt, Dagegen cin 
vom Sriegeminifter geforberter Nachtragserebit von Thlr. 150,000 
abgelehnt. 


18. Dec. (Preußen). Das Herrenhaus genehmigt das Confolibationd: 


gefeb für bie Staatsſchuld faſt einflimmig. 

„ (Breußen). König Georg v. Hannover läßt ber Welfenlegion 
in Frankreich anzeigen, baß bie Bezüge berfelben mit bem 15. April 
1870 aufhören würben. 


„—?20. De. (Medlenburg). Landtag: Die vorgefälagenen neuen 


20, 


21. 


Eteuern werben theild angenommen, theils abgelehnt. 

„  (Breußen). Das Herrenhaus lehnt ben Beſchluß bes Ab- 
georbnetenhaujes bez. Ausdehnung ber Competenz ber Schiwurgeridhte 
auch auf politifche Verbrechen und Preßvergehen (Antrag Eberty) 
feinerfeits ab. 

„ Breußen). Das Herrenhaus genehmigt ben Etat für 1870 
einftimmig nah ben Beſchlüſſen bes Abg.Hauſes, alfo mit ben 
Abftrihen namentlih im Etat des Auswärtigen und bes Eultus. 


„  (Breußen). Die Stabtverorbneten von Berlin beſchließen bie 
Unentgeltlicykeit der Volksſchule innerhalb ihrer Competenz und bie 
Stabtverorbneten einiger anderer Städte, 3. B. Gladbach, thun | 
dasſelbe. 
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— Tec (Coburg⸗-Gotha). Frage ciner kirchlichen Union beider 


Herzogthümer. Es ergibt fih, daß Gotha gegen Coburg für eine 
folge ift, während umgekehrt Coburg gegen Gotha für bie politifche 
Union fi ausgefproden bat. 

„ Die Oeneralverfammlung des allgemeinen deutſchen Arbeiter: 
vereins in Halle beftätigt ben Beſchluß des Vorſtandes in Leipzig, 
durch welden Dr. v. Echweiter als Präfident und Mitglied entſetzt 
und durch Mende erfebt wird. 

Die verſchiedenen Fraktionen der focialiftiiden Arbeiterpartei find am 

Schluſſe des Jahres mehr als je unter ſich zerfallen und befänpfen fi 
bitterer als je mit allen Mitteln, Schweiger und Mende, Bebel und Lieb⸗ 
Inedht u. |. w. 
"»  (Breußen) Schulze⸗Delitzſch ruft gegen das Verlangen ber 
Arbeitgeber in der Waldenburger Etrife:-Angelegenheit als gegen 
einen Kingriff in tie berechtigte Freiheit der Arbeiter auf. Andere 
erfeunen barin lediglich ein Recht ber Arbeitgeber, zu dem fie ihrer 
ſeits gleichfalls befugt feien. 


2 Bie füddeulfchen Staaten. 


4. San. (Bayern). Bei ber Zollparlamentswahl in Kiffingen unters 


liegt ber Reg.-Präſident v. Unterfranten, Graf Zurburg, gegen ben 
ultramontanen Canbidaten Freiherrn v. Zu-Rhein Eohu mit 5770 
gegen 6361 Etimmen. 


6. „ (Württemberg). Lanbesverfammlung ber Bolkspartei in 


8. 


Stuttgart. 


Den erſten Gegenftand der Berbandlungen bildet die Irganifation der 


Bartei und die Einführuug des Syftems fremilliger aber regelmäßiger Bei- 
träge. Dann beridten Karl Mayer und Weith über die Berhandlungen des 
legten Landtags in der deutſchen Trage, über die Bildung des parlamen- 
tariſchen Clubs der Bollspartei und das Verhalten der der Partei feither 
angebörigen Abgeordneten, wobei der Nichibeitritt der Abgeordneten Becher, 


Erath, Pfafflin, Ummermäller erwähnt und der Wustritt der Abgeordneten 


Nußle, Oeſterlen, Heß und Nägele angezeigt wird. Aus den Berichten ergibt 
fih, dab die verjchiedene Abftimmung über die Worefle zu einer Differenz in 
der Partei keinen Anlaß gegeben hat, wohl aber diejenige Über das Sick'ſche 
Amendemmt von den Berträgen. Die Unvereinbarleit der Abſtimmung für 
das Iektere mit dem Parteiprogramm wird insbefondere von Freſe hervor⸗ 
gehoben. Leber die Kammerverbandlungen in den inneren Fragen, jo wie 
über die hieher bezüglichen Borlagen der Regierung erftattet der Abg. Riet- 
hammer Bericht. In diefen Yragen, namentlih in der der Abidyaffung der 
Rebenslänglichleit des Ortsvorſteheramts, beauftragt die Verſammlung das 
Zandescomits mit Vorbereitung einer gründlichen und umfaflenden Agitation, 
zu deren Ausführung gegen Oftern eine weitere Landegverfammlung veran- 
ftaltet wird. Zum Schluſſe werden die Wahlzettel abgegeben zur Neuwahl 
des Landescomitö’s, das dem Anwachſen der Partei entiprechend aus 64, 
ftatt wie bisher auß 36 Mitgliedern zujammenzujegen beichlofien wird. 


„ Baden) Der Bürgermeilter Stromeyer in Konftanz erhält 
von ter erzbilhöfl. Curie in freiburg bie britte Verwarnung mit 
beutliher Srcommunicationsandrohung. 


n ‚(Bayern). Die Armee wirb in zwei Armeecorps von je zwei 
Divifionen getheilt, und ben Gen. vd. d. Tarın und Hartmann bie 





Die füddeutfen Stesten. 151 


Commandos berjelben übertragen, Prinz Luitpold zum Generals 
infpeftor ber Armee ernannt. 


14. Ian. (Baden). Der Bürgermeifter Stromeyer in Konftanz wird 
von ber erzbifhöfl. Curie in Freiburg mit ber fog. Tleinen Excom⸗ 
munication belegt: 


Erzbiſchdſſiches Et. Stephanß⸗Stadipfarramt in Konſtanz beauftragen 
wir, nachſtehende Entſcheidung dem Katholiten Herrn Etzomeger u verfünden. 
Wie wir demfelben dur unlern Erlaß vom 26. Ropember v. 5 eröffneten, 
it er ſchon ſeit einer e von Yahren öffentlich den Unorbnungen und Aus⸗ 
fprücen feiner Kirchenbehoͤrde entgegengetreten. Er bat insbeſondere dazu mit» 
gewirkt, daß katholiſche Stiftungen und Schulen der katholiſchen 
Berwaltung und Berwendung entzogen wurden, fi überhaupt den Rechten 
und Intereſſen der Katholiken gegenäber nicht jo verhalten, wie es bie 
Pflicht eines Katholiken erheiſcht. Wir Haben diefen Katholiken deßhalb auf 
feine Pflichten als Angehöriger der katholiſchen Kirche unferer oberhirtlichen 
Pflicht gemäß aufmerkſam gemadt. Yu unjerm größten Schmerze hat der- 
felbe die Ermahnung der kirchlichen Autorität nicht beachtet, ja ex ift fogar, 
trog wiederholter Erinnerung an feine Pflichten gegen diefelbe und die Kirche, 
bei der Erklärung behartt, er ſtehe in dieſer religidfen Angelegenheit nicht 
mit der Birchenbehörbe in Gefäftsverbindung, er nehme von ihr keine Mit⸗ 
teilung entgegen, gehorche alfo ihren Anorbnungen nit. Da der Katholik 
Mar Stromeyer hiernach beharrlich fi) weigert, die Kirche zu hören und die 
kirchliche Autorität nit anerkennen will, die ihm als Katholik obliegenden 
Pflichten alſo beharrlich verlegt und fi fo felbft von den entſprechenden 
Rechten ausgeſchloſſen hat, jo fließen wir andurch denſelben von den firch- 
lichen Bemeinjdaftsrehten und dem Empfang der heiligen Sakramenie in fo 
Iange aus, bis er in fih gehen und feine kirchlichen Pflichten erfüllen wird. 
Wir ſehen dem Bericht über den Vollzug bes Erlaſſes entgegen. (gez.) 
+ Lothar Kübel.” 

Gleichzeitig mit dem Ercommunicationsbeihluß wird dem Bürgermeifter 
vom Pfarramt St. Stephan u Konſtanz angezeigt: „In Folge hiervon 
können Sie gemäß 8 2 Abſ. 2 ©. 14 der Berwaltungsinftruftion nicht mehr 
Mitglied der tathotiicen Stiftungscommiffien ein, weßhalb wir Bier in Hins 
kunft an Herrn Gemeinderath Bögelin, als dienſtälteſtes katholiſches Mitglied 
des Gemeinderaths, die Einladungen zu unſeren Stiftungscommiffiond Sisn 
gen ergeben laſſen werden. Derſelbe wird auch den zweiten Schlüſſel zur 
Depofitenfife in Berwahrung erhalten.” 


Sofort, tritt eine zahlreich bejudte Bürgerverfammlung zufammen und 
bei einftimmig folgende Erklärung: „Was wir kaum möglich hielten, 
iſt geſchehen. Ueber unferen Blrgermeifter Stromeper wurde bie gcommuni« 
cation ausgeiproden. Wir bedauern es tief, daß es moͤglich war, in einer 
Zeit, in welder geifliger Fortſchritt und feinere humanere Bildung immer 
mehr zur Geltung kommen, fig noch foldyer Mittel zu bedienen, die ſchon ab⸗ 
gerolite Jahrhundert gerichtet haben, fi} derſelben zu bedienen, um das 
—** eines Manneßs zu verdächtigen, der im Verein mit andern gleich⸗ 
Minen zum Wohl und zum Aufblüben unjerer Lieben Stadt 

—* Moglichſtes thut. Doch das Tann nur ſchwache und fanatifirte Menſchen 
beirren; und um zu zeigen, daß es auf uns keinen andern Eindruck als den 
der Enträfltung macht, daß eine Kirchenregierung fich ſolcher dunklen Mittel 
noch bedienen Tann, um is gegen den Fortſchriti anzuftenmen, um vielleicht 
da und dort Zwietracht in Familien und Freundeskreiſe zu fireuen, wollen 
wir das dffentli erflären. Unfer Heim u zu einem blühenden Ort geworben, 
und aus einem Zuſtand ſchlafrigen Sichgehenlafſens if ein reges Träftiges 
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Lehen und Beben, eine gefunde Nübrigkeit hervorgewachſen. Was der Etadt 
gehörte, was ihr Rath feit alten Zeiten verwaltete und in Zeiten der Schwẽ⸗ 
dung verlor, iſt wieder in die Hände Derer zurüdgegeben, denen es gebört 
und die e8 mit tiefgreifender fit, mit Liebe und mit Uufopferung für's 
allgemeine Wohl pflegen. Aus dem Zuftande der Bildungsanftalten des Bol. 
tes, welger mehr und mehr ſchien fih dahin zu richten, die Epaltung con 
feſſioneller Unterſchiede Iproffer auszubilden, ift ein Zuſtand ter Schule ge 
worden und wird fich weiter noch blühender. bilden, der die chriftliche Liebe 
und Duldung über menfchliche Nebenabfichten flellt, der eine tüchtige Bildung 
in allen heilen des Willens und Sönnens fern von aller Störung durd 
eonfelftonelle Hebereien als das Wichtigſte anerkennt, was wir unfern Kindern, 
der Zukunft unferer Gemeinde geben können. Wir wollen keine Spaltungen, 
wir wollen Frieden haben, wir wollen Tein Zurüdgehben in dunkle Seiten 
roher, fanatifirter, ungerechter Jahrhunderte, wir wollen den Fortſchritt. Wir 
haben diefelbe Abſicht, dasfelbe Streben bewegt uns, dem unſer verdienter 
Burgermeiſter fo thatkräftigen Ausdruck gab. Wir fprechen öffentlich unſern 
warmen Dank für fein unbeirrtes, jeder Einſchüchterung unzugängliches Bor- 
gehen aus, Wir ftehen zu ihm, wir haben die Verbefierungen und Veftrebungen, 
welche ihm den Tadel der kirchlichen Behörde zugezogen, mitberathen und mit- 
gelebt und mitgefühlt, und keine Schredmittel ſolcher Art lönnen uns ängftigen 
und uns abhalten, die Bahn des Foriſchritis und der freien Leſtimmung zur 
Durdführung des als gut Erlannten zu geben.“ 

Die vom Pfarramt in Konftanz aus der Baßregel der Eurie gezogene 
Eonjequenz, daß der Bürgermeifter nun nicht mehr Mitglied der Latholifchen 
Etiftungscommilfion fein könne, wird vom Minifterium ohne Verzug für ge 
fegwidrig erklärt und der Bürgermeiſter angewieien, den zweiten Schlüflel zur 
ae zu behalten und nötigenfalls das Schloß der Kifte abändern 
zu laſſen. 

Die Sade macht bei den ſtädtiſchen Gollegien überall in Baden, da fie ın 
ganz ähnlicher Lage find, wie diejenige von SKonflanz, gewaltige Aufſehen, 
und eine Reihe derjelben richtet unter dem Borgange des Gemeinderaths 
und Bürgerausfcufles von Mannheim Zufimmungsadrefin an den Ex—⸗ 
communicirten. 


15. San. (Württemberg) In einer Verfammlung ber Zollparlaments⸗ 


abgeorbneten wirb ein Antrag auf Niederlegung ber Mandate und 
auf Appel an das mwürtt. Volt abgelehnt. 


„ (Bayern) Der von der Regierung ausgearbeitete erfte Entwurf 

zur limgeftaltung ber Reichsrathskammer wird zurüdgenemmen, un 
vom Minifterium des Innern umgearbeitet und bald gänzlich fallen 
gelaflen zu werben. 


Der Wortlaut oder eine authentiſche Analyſe des Entwurfs iR nicht be 
Yannt getvorden. In einem nord. Blatte wurde dagegen eine Analyje mit 
eiheilt, der wenigſtens weder officiell noch officids widerſprochen worden if. 
emgemäß follte nad) jenem erflen Entwurf die Umgeftaltung ter Sammer 
durch ſechs verſchiedene Bejegentwärfe bewerkſtelligt werden, von welden die 
erfien drei die bereits beftebenden Kategorien der erblichen Reihsrathsmärde 
ihres eclufiven Charakters zu entkleiden beitimmt waren, ber vierte die gleich⸗ 
falls bereits beftehende Kategorie der vom König zu ernennenden Pairs behan⸗ 
delte, und der fünfte eine neue Kategorie einführen wollte, während der ſechste 
mehr veglementärer Natur war. 
er erſte dieſer Bejegentwürfe habe fich mit der Abänderung des (Ve⸗ 
grifis des) Fideicommiſſes beihäftigt, und verfügt, daß das Recht, Fideicoinmiſſe 
zu gründen, nicht mehr ausſchließlich dem Adel zufchen follte, ſondern daß 
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Samiltenfideicommiffe, kraft welcher ein Grundvermogen zum unveräußerlichen 
und untheilbaren Gut erflärt wird, fortan zum Vortheil einer jeden Familie, 
und von einem jeden, welcher über das feinige frei zu verfügen befugt ift, 
follen errichtet werden lönnen. Dieſe Ubänderung der Berfafiungsurfunde ift 
damit motivirt, daß die Beſchränkung des Rechts Fideicommiſſe zu gründen 
auf den Adel weber mit den materiellen Berhältniffen, noch mit den Anfichten 
der Gegenwart über die Bleihheit vor dem Geſetz im Einklang ſtehe. 

Der zweite Gejeßentwurf bejeitigt das ausſchließliche Vorrecht der Primo 
genitur-Fideicommifte, indem er die Berleihung der erblichen Reichſrathswürde 
an im Geſammibeſitz befindliche Familien zuläßt, und beſagt, daß die erbliche 
Reihsrathsmärde einer Familie verliehen werden Lönne, wenn ein Brundbefiß, 
von weldem ein Steuerfimplum von 300 fl. zu entrichten ift, in Folge fidet- 
commiſſe riſcher Tiepofitionen, Wamilienverträge, Herkommens oder lehenrecht⸗ 
licher Verhaͤltniſſe in der Art als unveräußerliches Familiengut beficht, daß 
es unter Vorzug des Mannsflammes vor der weiblichen Nachkommenſchaft 
vererbt und vom Mannsftammte gleichzeitig und gemeinſam beſeſſen wird. In 
dieſem Fall hätten die im Bemeinbefige befindlichen voljährigen Bantiliengenofien 
unter fi) denjenigen zu wählen, welder auf feine Lebenßzeit die Vertretung 
der Familie im Reihsrath ausübt, falls dieß nicht ſchon durch fideicommiſſariſche 
Berordnung, Bertrag oder Herkommen beſtimmt iſt. Einigen fih die Mits 
befiger bei der Wahl nicht, jo würde der an Jahren Weltefle als ihr Ber» 
treter betrachtet. die jo gewordenen Reichſsräthe wären zu den erblichen zu 
zählen. (Die Zahl von Bütern der bezeichneten Art ift zumal in den frän⸗ 
Hilden Provinzen nit unbedeutend; ja es iſt eigentlich der größere Theil 
des Kamiliengrundbefiges in Vahern in Folge jener Bellimmungen in der 
Reidysrathslammer unvertreten geblieben.) 

Der dritte dem gleiden Zweck dienende Gefekentwurf räumt den Häuptern 
der ehemals reichsſtändiſchen Familien, fowie den übrigen erblichen Reichs⸗ 
räthen die ihnen biäher verfagte Befugniß ein, fih dur ein Mitglied ihrer 
Bamilie vertreten zu laflen, daS die den Forderungen des Urt. 7 des Wahl» 
geiegeß vom 4. Juni 1848 für den Abgeordneten entiprechenden Eigenichaften 
befigt. Die einmal ertheilte Bevollmächtigung kann nicht verändert werden, 
bevor die Eigungen des Landtags geihlofien oder vertagt werden, doch flünde 
es dem Vollmachtgeber jederzeit frei, ſtatt des Bevollmächtigten jelbft zu er- 
fcheinen. Die fo aufgeftellten Vertreter nähmen aber in den Ausſchüſſen oder 
fonfigen dur Wahl beſetzten Thätigkeiten nit an und für fih die Eielle 
der Bollmadigeber — und umgelehrt — ein. Ferner verlangt der Entwurf, 
daß die erblicden Neichsräthe entweder in Perſon oder durch einen Bevoll⸗ 
mäödtigten in den Kammern zu ericheinen haben. (Dieſes Bejek gewinnt durch 
den Umftand praktiſchen Werth, dab mehrere Stanveßherren regelmäßig und 
gleichzeitig in verſchiedenen erften Kammern zu fungiren haben, wodurd noth⸗ 
wendig in einer der Kammern die betreffende Familie nicht vertreten ift.) 

Der vierte Selegentwurf erhöht die Verhältnißzahl der Lebenslänglichen 
zu den erblichen Reichsräthen von Y auf 4. Werner enthält er Veſtimmungen, 
welche den lebenslänglichen Reichsräthen das Recht wahren, unter Beibehaltung 
ihres Rangs und Titels auf ihren Sig in der Kammer zu verzichten, zugleich 
aber aud anordnen, daß, wenn ein lebenslänglicher Reihsrath, ohne gejeklic 
gehindert zu fein oder Urlaub verlangt zu haben, während zweier Sitzungs⸗ 
perioden in ter Kammer nicht erjcheint, fein Sitz als erledigt zu betradhten ei. 

Der fünfte Gefegentwurf übertrifft an Wichtigkeit und Tragweite alle feine 
Borgänger. Derſelbe beſtimmt nämlich, daß, außer den bisherigen Kategorien, 
fortan in der Kammer der Reichsräthe dreikig gewählte Mitglieder Sit und 
Etimme haben follen, und zwar a) je ein Vertreter der drei Univerfitäten, 
des Polytechnilums und der Alademie (die Profefioren der genannten Bildungs» 
anftalten wählen unter fi ihre Vertreter), b) acht Vertreter des Handels und 
der Induftrie (und zwar wählen die Gewerbe» und Handelskammern der acht 
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Regierungsbegirte je einen Vertreter), Bertreier des großen Grunbbe 
—— 800 Ginmohner eines Ki And. acin und — dab; 


Kreis entrichtet der 

toßen Stadte (zur Zahl eines Vertreters find in einem jeden Kreife diejenigen 
Einwohner der unmittelbaren Städte des Kreiſes acdiv und paffiv wahl- 
tavig, die an erg und —— — zur Zeit ber Wahl 


* auswärts wohnhaft find, —* edoch die Bon er emmaligen Hin 
nd Zurldreife vergütet. Der Entwu ntwurf zahlt dann IN Fälle auf, welche von 


fü 
Be Der Entwurf beiagt ferner, daß, wer bereit als 5 eblicer oder 
lebenslängli ernannter Reichsrath der erfien Kammer angehöre, in feiner 
der obengenannten Slategorien mehr wahlberechtigt jei. Wäre eine und dieſelbe 
Perfon ſowohl in der Kaffe der Gutsbeſitzer als in jener der Gtabtbewohner, 
oder wäre fie in verfchiedenen Kreiſen —— ſo habe dieſelbe zu er⸗ 
Hären, welches der mehreren Wahlrechte fie ausüben wolle. Diejenigen, welche 
zuf ſolche Weiſe an der Wahl nicht theilnehmen Eönnen, find bei der Zahl 
ber Höcftbefteuerten außer Anſatz zu lafien. Die Wahl müffe unter Leitung 
eines vom König beflimmten Wahlcommiflärs vorgenommen werden; ein Aus 
ſchuß von fieben Mitgliedern, weldden der Commiſſär jelbR zu berufen hat, 
fteht ihm bei der Feſtſtellung des Wahlergebnifſes zur Seite. Die Wahl jelbft ge- 
ſchehe durch perjönliche Uebergabe oder Schriftliche Einfenbung des eigenhändig 
unterzeichneten Wahlzetiels. Zur gültigen Wahl jet die Ablimmung von 
drei Biertheilen der Wahlberechtigten nothwenbig. Abſolute Stimmenmehrheit 
entſcheide. Sei diefe nicht erreicht, jo werde engere Wahl vorgenommen. Die 
Wahl könne ohne Angabe von Gründen abgelehnt werben, und jeder Danäplie 
fönne zu jeder Zeit die Reichsrathswürde mieberlegen. Neuwahlen feien bei 
Erledigung einer Reichsrathäftelle innerhalb vier Wochen anzuordnen. Durd 
Auflöfung der Rammer der Abgeordneten erlöfche don ſelbſt aud die Ber- 
tretungsbefugniß ber gewählten Beichsrätbe, und in diefem Gall babe eine 
Neuwahl ftattzufinden. 
Der letzte (ſechste) Geſetzentwurf endlich benennt die Fälle, welche bei Berechnung 

ber Mehrheit, deren Gegenwart zur Beſchlußfähigleit der Kammer der Heichs- 
räthe erforderlich ift, nicht in Rechnung gezogen werben bürfen. 


18. San. (Heſſen). IL Kammer: Die Regierung wirb wegen ber Vers 


25. 


ordnung bed Königs von Preußen vom 22, Dec. 1864 bez. Be 
freiung der Offiziere von Communallaften interpellirt. Die Antwort 
geht dahin, ber heſſiſche Bevollmächtigte verhanble eben barüber im 
Bunbesrathe. 


» (Bayern). IL Kammer: Die Regierung zicht ihre (im Aus: 
ſchuß der Kammer weſentlich umgeftaltete) Vorlage bez. Errichtung 
eines oberften Verwaltungsgerichtshofes zurüd, um eine neue Vorlage 
zu machen, welde eine neue Organifation ber Beriwaltungsrechtspflege 
überhaupt bezwede. 


„. (Bayern). Lu.IL Kammer: Die Geſetzgebungsausſchũſſe beider 
einigen ſich bez. ihrer Differenzen über ben Eivilprozeßorbnung®: 
Entwurf bis auf die Stellung ber Staatsanwaltichaft. 
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28. Jan. (Baden). Die Regierung leitet gegen ben Bisthumeverweſer 


Kübel wegen ber von ihm über ben Bürgermeifter von Konftanz ver: 
hãngten Ercommunication Unterfuhung ein, inbem fie barin einen 
Mißbrauch feiner Gewalt erkennt, da Stromeyer wegen feines öffent: 
lichen Berbaltene ale Beamter, nicht wegen feines privaten Wans 
bei ale Katholik gemaßregelt worben ſei. 

„ (Baden) In Mannheim wirb die Frage ber confejfionslofen 
Gemeindeſchule zur Entſcheidung gebracht und durch Abſtimmung ber 
verſchiedenen Confeſſionsverwandten zu Gunſten derſelben entſchieden. 


»„ (Bayern). D. Kammer: Der Ausſchuß lehnt mit den 


Stimmen derjenigen ſeiner Mitglieder, die der Rechten und der 
Mittelpartei angehoͤren, alle Anträge auf Reviſion des beſtehenden 
Wahlgeſetzes und alle Petitionen auf Einführung des allgemeinen, 
directen unb geheimen Stimmrechtes ab. Die Mitglieder ber Fori⸗ 
fchrittspartei (Brater, Fiſcher und Gelbert) bleiben in ber Minderheit. 


„ (Württemberg). Die Denunziationsangelegenheit gegen ben 


Biſchof von Rottenburg entbreunt aufs neue 

durch eine angeblich „actenmäßige” Tarftelung in den „hiſt. polit. Blättern“, 
Die aber von der anderen Seite für in vielen Punkten geradezu gefäljcht und 
überhaupt tendentidß gefärbt erflärt wird. Der abgejegte Regens Dr. Maſt 
hat fi nad Rom begeben, wo er von der Curie zuvorlommend aufgenommen 
und verwendet wurde. 


1. Fehr. (Württemberg). Die neue Gerichtöverfaflung, ber neue 


3. 


@ivil: und der neue Etrafprozeß treten mit biefem Tage ins Leben, 


„ (Baben). Die Regierung erläßt eine neue Verorbnung über 
bie weltlihe Feier ber Sonn: und Feiertage, melde bieje Feier 
weſentlich einſchränkt. Der Bisthumsverweier Kübel erläßt einen 
Hirtenbrief, in dem er betont, daß jebt bie religiöje Feier von ben 
Gläubigen nur um jo energifcher zu begeben fei, nicht ohne ben 
Seitenhieb, daß der Staat ben Materialismus begünftige und bie 
Armen benadtheilige. 

„» (Württemberg). Nachdem eine Mahnung bes ypäpftlicden 
Nuntius in Münden vom 25. Auguft 1868 an ben greifen Biſchof 
von Rottenburg, auf bie Gründung eines „ächten“ Scminars im 
Sinne bes Tribentinums bedacht zu fein, und fo lange das nicht 
ber Fall fei, wenigftens bie niederen Gonvicte in Ehingen unb 
Rottweil im Sinne ber römifhen Curie zu reformiren und ven 
Director bes höheren Convicts in Tübingen, E. Rudgaber, durch 
eine geeignetere Perſönlichkeit zu erjeten, chne Erfolg geblieben, 
befieblt nunmehr der Papſt jelbit durch ein förmliches Breve bem 
Biſchof, ben Konvictsdirector Ruckgaber fofort zu entfernen und tabelt 
ihn beftig wegen ber Entfernung des (Denunzianten) Maſt als 
Regens bes biſchöfl. Seminars in Rottenburg: 
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I. Schreiben des papſtlichen NRuntius: „... Klry 
will ih anführen, was zur ſtenniniß des heiligen Stuhls gebradgt wor» 
den ift, befonders von felbft in Würde ſtehenden Perfonen, welche zwar 
zur Didcefe nicht gehören, gleichwohl aber eine vollflommene Kenntniß 
der Rottenburger Angelegenheiten befigen. Ich thue dieß mit größten Ber- 
gnügen, nicht nur damit Deine hochw. Herrlichleit erlenne, dur welche Er- 
wägung der h. Bater einzig geleitet war, als er den Entihluß Fable, Dir 
einen Coadjutor an die Seite zu geben (in emittendo consilio adsignendi 
Tibi Coadjutorem), fondern aud damit ich den Gegenftand bezeichne, auf 
meiden NH Leine Hirtenforgfalt zur größten Freude Sr. Heiligkeit richten 
oͤnnte. 

„Was nun beſonders hervorzuheben iſt, bezieht ih zunächſt auf den Zuſtand 
des Didcefanclerus und die gegenwärtige Erziehung ber geiftlihen Jugend. 
Niemand wird zwar anzweifeln, daß die weit größere Zahl der Prieſter jener 
Didcefe fittlih unbeicholten, der Kirche anhängend, dem Gebet und der Froͤmmig⸗ 
feit ergeben fei, und daß es nicht wenige Seeljorger gibt, welche feine Mübe 
Icheuen, um das Seelenheil ihrer Gemeinden zu fördern. Uber vom ganzen 
Clerus der Diöcefe kann dieſes Urtheil nicht gefällt werden. In einigen 
Gegenden beſonders Oberſchwabens werten die Priefter vom Bolfe nidt 
hoch geihägt, und aus der Gewohnheit des Wirthshausbeſuchs, mit Hintan- 
jegung aller Echeu, entſtanden chon wahre Wergerniffe, wie allgemein erzählt wird. 

„Es ift nun aber zu beſorgen, daß ſolche Uebelftände zunehmen, wenn nicht 
ein Heilmittel angewendet wird in Betreff der Erziehung und Bildung der 
geiftlihen Jugend. Ach rede nicht von den nievern Convicten in Ehingen 
und Rottweil, in welchen die Jünglinge in den philologiichen und andern 
Tisciplinen wohl fortſchreiten, jedoch im Religionsunterricht und in der Liebe 
zur chriſtlichen Tugend nicht in gleihem Schritt ausgebildet werben, und dieß 
befonder& durch die Schuld einiger Lehrer, welche theils ben hriftlichen Glaubens» 
wahrheiten die Zuftimmung verfagen, theil8 mehr zum Xergerniß als zum 
Vorbild find. Ich meine vor allem das höhere Convict in Tübingen, 
in welchem eigentlich die clericale Erziehung eingeprägt wird, und die Herzen 
der Jünglinge zum geiftlichen Leben vorbereitet werden. Es iſt zwar befannt, 
daß mehrere außerordentliche Fromme Uebungen vorgeiärieben find, allein eben 
dort wird den Nünglingen eine folde und fo große Freiheit gelafien, und 
werden ſolche Mißbräuche geduldet, daß es ohne befonvere göttlihe Gnaden⸗ 
hilfe gleichſam unmdglich ericheint, die wahre Frömmigkeit zu pflegen, und 
jene Tugenden zu erwerben, welche die Zierde einer geiftlihen Verſammlung 
durchaus bilden müfjen. Es wird nämlich den Zöglingen geftattel mit andern, 
proteftantifchen, Schülern aufs freiefte zu verkehren, mit benfelben die öffent- 
lien Wirthshäuſer der Stadt zu beiuchen, daſelbſt manchmal bis zur zehnten, 
ja elften Stunde der Naht zu bleiben, dfjentliche Concerte und andere weltliche 
Unterbaltungen zu beſuchen, oder zum Theil im Eonvict ſelbſt zu veranflalten; 
alles was fie wollen zu lejen ohne irgend eine Auswahl der Bücher; der Lectüre 
von Zeitungen beftändig obzuliegen (assidue incumbere) und die Partei der 
fogenannten Kiberalen in kirchlichen und politifhen Angelegenheiten zu ergreifen. 
Ich weiß nicht, ob e3 mit der Wahrheit durchaus übereinftimmt, was eine 
ſonſt ganz glaubwürdige Perſon erzählte, daß nämlich Tübinger Gonvictoren, 
nad dorgängiger Erlaubniß des Directors, durch Gefang beim Gottesbienft 
der Proteftanten mitgewirkt haben. Und da nun die Rede auf den Director 
fommt, Tann ih nit umhin, einiges fpeciell zu jagen von dem how. Hrn. 
Emil Rudgaber, einem fonft mit Talent und Liebe zur katholiſchen Sache be 
gabten Mann. Seine praftiihe und theoretiiche Erziehungsmeihode kann 
durchaus in Teiner Weiſe gebilligt und gebultet werben. Veſtrebt die Herzen 
der Zöglinge zu gewinnen, gewöhnt gegen die fogenannte moderne Civiliſation 
Nabfiht zu Üben, eingenommen von Borurtheilen gegen den, wie er fi 
einbilbet, übertriebenen frommen Eifer, geftattet er den Zöglingen alles, fiebt 
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in nichts eine Gefahr und willfährt den jugendlichen Wünfchen, ſich fügend 
auf den Grundſat, daß ein feſter Eharalter dann beſonders fi} erprobe, wenn 
er in voller Tyreiheit ſich ſelbſt überlaflen wird. Diefen Laxismus oder prak⸗ 
tiichen Liberalismus bekräftigt er theoretiih in feinen Borlefungen über 
Baftoraltheologie, wo er die Yünglinge abjchredit von jenen frommen Schutz⸗ 
mitteln, weldge von ihm Yusichreitungen des frommen Eifers genannt werden, 
fo daß jeine Borlefungen wie dazu gemacht erſcheinen, um laue, eigenfinnige, 
dem eigenen Geift und Gutdünfen mehr als billig folgende Geiſtliche heran⸗ 
zubilden. Darin liegt e8, daB er gegen jene Repetenten eine feindfelige Ge⸗ 
finnnng hegt (animum infensum alit), welche diefem Larismus nicht zuftim- 
men, und daß er den einen und ben andern ſchon abzutreten gezwungen hat. 

„Endlich entfichen noch andere und nicht unbedeutendere Gefahren für bie 
Convictoren im philoſophiſchen Curs, da faſt alle Profefjoren dieler Tyacultät 
an der Univerfität Tübingen Proteftanten find. Zudem wird den Zöglingen 
geftattet, daß fie nad) Belieben auch Borlefungen von Profefioren hören, von 
welchen belannt ift, daß fie offene Feinde des chrifllichen Glaubens und jeder 
Religion find. 

„Das nun find die Hauptpunfte, andere von geringerer Bedeutung nicht 
zu erwähnen, welche an den heil. Vater theild unmittelbar, theil8 mittelbar 
durch diefe apoftolifche Runtiatur über den Zufland der Rottenburger Tiöcefe 
berichtet wurden (qua ad ‚Sanctissimum Patrem, sive immediate sive 
mediate, perhanc Apostolicam Nuntiaturam quoad statum Rottenburgensis 
Diocesis delata sunt.) Es bedachte nun aber Se. Heiligkeit, Dir ſchon 
im Sabre 1857 in apoftoliichen Schreiben an Teine hochwürdigſte Herrlichkeit, 

emäß der Aufgabe feines Amts und der pflihtmäßigen Sorge für die ganze 
fire Deiner Herrlichkeit nicht wenige Rathſchläge und auch Vorſchriften 
gegeben zu haben, welche fi auf die oben berührten Begenftände bezogen. 
Da Se. Haligkeit nun ſah, daß jene Nachtheile nicht nur in feiner Weile 
gehoben worden find, fondern ſogar noch größere Gefahren drohen, da Se. 
Heiligfeit au wohl wahrnahm, wie groß und ſchwer die Schwierigkeiten find, 
welche Deine hochw. Herrlichkeit umgeben, und gegen welche fie zu kämpfen 
hat; da weiter Sr. Heiligkeit nicht unbefannt ift, daß andererſeits die beften 
Elemente in Deiner Dideeſe felbft noch nicht fehlen, wo der Beift der katholiſchen 
Einheit wie in den übrigen Theilen Deutichlands allgemein im gläubigen Volt 
neubelebt erſcheint — fo hielt Se. Heiligkeit dafür, dag die Kräfte Deiner 
hochw. Herrlichkeit, welche fon hochbeiahrt und durch körperliche Schwächen 
entfräftet ift (Amplitudinis Tue Reverendissime estate jam gravis et 
corporis infirmitatibus debilitate), zu jenem vieljeitigen Wert beſonders 
der Reform der geifti en Zugenderziehung nicht ganz ausreichen, und daß 
es deßwegen die befte Maßregel fei (optimum esse consilium ponendi ad 
latus), Deiner Serrlicgkeit einen tüchtigen Geiftlicden an die Seite zu ftellen, 
welcher Di) unterflüge (qui Te adjuvet) und mit Dir wirkte zur Beifeitigung 
der a ateden und zur Reform aller genannten Punkte nad dem Geifte 
der Kirche. 
Ich kann nicht glauben, daß Deine Herrlichkeit in diefer Anordnung (diepo- 
sitio) deß heil. Vaters etwas anderes ſehen könnte als ein Zeichen der väter» 
lichen Sorgfalt, welde er Dir und Deiner Didcefe widerfahren läßt. Und 
e8 wäre auch diefer Entſchluß wegen Ernennung eines Coadjutors Deiner 
Herrlichkeit ſogleich mitgetheilt worden nad Eintreffen der Antwort von Seiten 
der Staatsregierung, welche noch erwartet wird. 

„Bevor id) diefes mein Schreiben ſchließe, kann ich es nicht über mich bringen, 
daß ich als Mitbruder im Epiflopat und als, wenn auch unmürdiger, Ver⸗ 
treter des apoftolifchen Stuhls, es unterlafle den Frommen Eifer Deiner Herr» 
Ticgleit anzuregen, wenigſtens einigeß gegen die herrſchenden Mißbräuche ver 
Didcefe ohne Berzug zu thun. Hier muß in erſter Reihe die Reformation 
des Tübinger Convicis genannt werden, welche kaum flatifinden Tann, wenn 
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nicht der gegenwärtige Rector Rudgaber eingelaben wird, um ein anderes 
Amt anzubalten (nisi ad aliud implorandum munus invitetur), Auch weiß 
Deine hochw. Herrlichkeit wohl, wie ſehr der HL Bater gewünſcht Kat, dak, 
fo lang ein edhteß Seminar nad dem Sinne des Tribentinums nicht errichtet 
fein wird, diefem Mangel einigermaßen abgeholfen werde burd die Unordnung, 
daß die geiftlihen Jünglinge durch einen längern Zeitraum (efwa zwei Jahre) 
im Rottenburger Seminar verweilen. Die beften Berichte Tiefen über den 
Seminarregens ein. Wenn glei nämlich beriätet wurde, daß Dr. Maft 
mandmal vielleicht etwas ungelegen vorgehe und die Schwächen ber Perſonen 
nicht genug ſchone, jo ſtimmen doch alle darüber überein, daß jene Defecte von 
geringer Bedeutung find, wenn e8 fi um die jo wichtige Sade der Bildung 
des Glerus handelt. Uebrigens wird durch die wichtigſten Zeugniſſe berichtet, 
daß derjelbe (Maſt) durch —— — und Religiofität fi auszeichne, die 
Kunft Gleriter heranzubilden vollkommen verftehe, mit unerihrodenem Eifer 
die Gewohnheiten des weltlichen Lebens an den jungen Geiflliden corrigirt 
abe, und in feiner Stellung faft zwanzig Jahre hindurch der katholiſchen 

ache viel nütze. Es ift in der That zu bedauern, daß die Zeit zu kurz if, 
in welcher die geiftlihen Jünglinge in dem genannten Seminar unter der 
Leitung jenes treffliden Mannes (optimi viri) bleiben. 

„Ich halte es daher für gewiß, hochgeehrter und hochwürdigſter Herr, daß 
es dem heil. Vater ganz lieb und angenehm fein wird, wenn Du in dem aus⸗ 
einandergejegten Sinn irgend eine Berbefferung wie immer einführen Tannfl. 
Indem ih dieß mit Vertrauen von der Frommigkeit Deiner hochwürdigſten 
Herrlichkeit erwarte, u. ſ. f.“ 

II. Breve des Papſtes: „Deine drei Briefe vom 4. Sept. 9. und 
24. Oct. deß verflofienen Jahres haben wir erhalten. In denfelben ſuchſt Du 
Di, ehrwürdiger Bruder, uns gegenüber zu rechtfertigen in Betreff der Ver⸗ 
waltung Deiner Dideefe und der Bildung des Glerus. Uber aus den glaub« 
würbigfen Zeugniffen haben wir, wahrlid zum nicht geringen Schmerz unferer 
Geele, erfahren, daß noch vieles vermikt wird, was durchaus erforderlich ift 
zur rechten Verwaltung jener Deiner Tidcefe, und zur Erziehung, Bildung 
und Disciplin des Eleruß, und was Leine ganze biföflide Eorge und Wach⸗ 
ſamleit im höcften Grad anfpreden muß. Tu erinnerfi Di, ehrwürdiger 
Bruder! wie nahdrüdli wir durch unjer Breve vom 22. und 30. Auni 1857 
Dir wieder und wieder eingefärft haben (Tibi inculcavimus), daß Du mit 
ganzer Kraft unaufhörlih Dir angelegen fein laſſeſt, eine forgfältige Berwal- 
tung jener Didcefe zu führen, für eine beilfame Bildung des Glerus Eorge 
zu tragen, und defien Disciplin im guten Stand zu erhalten. Wir wollen 
auch vertrauen, daß Du die mancherlei und ernſten Mahnungen (varia ac 
seria monita) keineswegs vergefien haſt, welche wir Dir in unfern bereits 
erwähnten zwei Briefen und in wiederholten Inſtructionen geben ließen: daß 
Du für das Heil der Deiner Hut anvertrauten Heerde auf das umfidhtigfte 
borforgeft, und alle Pflichten eines guten Hirten auf daß gewiſſenhafteſte erfülleſt. 
Nun aber mußten wir zur größten Betrübniß unjerer Seele erfahren (summa 
animi nostri molestis agnoscere debuimus), daß in den geiftlidden Con⸗ 
victen jener Deiner Didceje ein größerer Eifer völlig vermißt wird in allen 
jenen Punkten, welche die Uebung und Pflege der Religion und Frommigleit 
betreffen, und daß im Tübinger Conviet viele Uchelftände in der Lebensweiſe 
der Zoglinge, wie fie Elerilern durchaus nicht geziemen, überhand genommen 
auben, wovon jelbft öffentliche Blätter ſprechen. Ueberdieß hat der gegenwärtige 

orfteber in demjelben Tübinger Eonvict, der Briefter Emil Rudgaber, nicht nur 
keine Gorge um daß geiftlihe Leben der Züglinge, fondern er ſcheut ſich aud 
nicht, theilweiſe irrige, theilweife gar nicht genaue Lehren vorzutragen. Wie 
ſehr dieß der reiten Bildug von Glerifern widerftreitet und ſchadet, und welch 
großes Verderben es den Elerikern jelbft und welchen Schaden e8 der Religion 
bereitet, verfennt gewiß Niemand, oder kann es nicht verfennen. Da wir aber 
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in keiner Weiſe zulafien Eönnen, daß chen der Priefter Emil Mudgaber das 
Amt eines Vorſtehers und Lehrers in demielben Tübinger Convict Länger 
fortführe, deßwegen Iegen wir Dir auf, und anbefehlen Dir (injungimus et 
mandamus Tibi), daß Du, joweit e8 auf Did anlommt, ihn fofort von 

en Wemtern entfernft (ut statim amoveas) und an feine Gtelle einen an- 
deren geiftlihen Mann jegeft, weldher, in Religion, Frommigkeit, Tugend be» 
währt und mit der heiljamen Lehre wohl verfehen, die Zöglinge des Tübinger 
Gonvicts zum geifllicden Leben und zur geiflliden Disciplin forgfältig heran⸗ 
bilden, und ihnen die edjte Lehre (germana doctriua) der katholiſchen Kirche 
mit Fleiß beibringen ol. 

„Run Tünmen wir aber Dir nicht verbehlen, daß wir mit großem Erſtaunen 
erfüllt wurden, als uns die von Dir geiroffene in der That unüberlegte Maß⸗ 
regel (improvidum sane consilium) befannt wurde, daß Du aus dem Rotten- 
burger Seminar den geliebten Sohn, Priefler Maft, verſtößeſt (ejiciendi), 
weicher, durch Religion und Unbeſcholtenheit bewährt, in demfelben Seminar 
das Amt des Bectors fleikig verwaltete, und im Ruhme fland, daß er die 
Behre und die Rechte der katholiſchen Kirche und dieſes Heil. Etuhls ent⸗ 
ſchloſſen wahre und vertheibige und die Zöglinge recht bilde (qui catholice 
ecclesiw et hujus sanct®e Sedis doctrinam ac jura strenue tueri ao 
propugnare et alumnos recte instituere gloriabatur)., Auch haft Du 
nicht Bedenken getragen, ehrw. Bruder, die Ehre desjelben Priefters ſtark zu 
verlegen (neque dubitasti ejusdem Presbyteri honorem vehementer laadere) 

ihn befonders bei Deinem Glerus zu verrufen (diffamare), Bir willen 
wohl, daß dieß von Dir gegen dieſen Priefter geſchehen iſt, weil Du falſchlich 
den Verdacht hegteft, daß derſelbe etwas über Dich an uns hinterbracht babe 
(eundem aliquid de Te ad nos detulisse), obwohl er felbft dieß niemals 
gethan hat. Deßwegen unterlaffe nicht ein ſolches Unrecht (injuriam), wie 
Du es dem Priefler Maſt zugefügt haſt, in angemefiener Art wieder gutzu- 
maden und für jeinen Namen und guten Ruf zu forgen. Hier können wir 
nicht umhin, Die, nach der Pflicht unjeres oberften apoftoliichen Amts, wiederum 
durch diefen Brief in dem Herrn zu mahnen, aufzumuntern und aufe 
zurufen, daß Du alle Pflichten Deines fo getwichtigen biſchöflichen Amtes, 
worüber Du einft vor dem Furſten der Hirten ein firengftes Gericht zu bes 
Reben haben wirft, eifrig, fromm und gewifienhaft erfülleft, daß Du befonders 
unjere beiden erwähnten Briefe an Dich ſtets vor Augen babeft, und alles 
das, was Dir in ihnen bezeichnet wurde, aufs genauefte ausführeft (accura- 
tissime exequaris), und Di) bemuheſt, das Heil und Wohl jener Deiner 
Didcehe zu fördern. Wir tragen uns Fünftighin mit der Hoffnung, daß Du 
mit Hilfe der göttlichen Gnade diefen unjern wiederholten Mahnungen und 
blungen (monitis et mandatis) eifrig nachlommen wolle. Und in 
dieſer Hoffnung ertheilen wir Dir x. x.“ 


6. Febr. (Bayern) Biſchof Heinrich von Paſſan bekänpft in einem 
Hirienbriefe bie „Angriffe, welche filh neuerer Zeit gegen das noch 
beftehenbe Recht, gegen die beftehenden Gefeße und gegen bie bes 
ſtehende Obrigkeit richten." 

„Unſere Heilige Religion bat von ihrem Unfang an die Wichtigkeit und 
Nothwendigkeit der weltlihen Gefeggebung und der weltliden Obrigfeit als 
eine unentbehrliche Schranke und Schutzwehr gegen Sünde und Verbrechen 
gebilligt, anerlannt und geheiligt. zlih unvereinbar mit den Pflichten 
eines wahren Chriften if daher die in unferer Zeit leider fo oft zu 2 
tretende unveranthosriliche und ſtrafwurdige Sandfungsiweife, die weltliche Ob⸗ 
rigkeit und die weltlichen Geſetze zu verhöhnen, zu veripotten, Tächerli oder 
verhaßt zu machen, zu ſchmähen, zu Täftern, oder denfelben in boßhafter, hinter⸗ 
liſtiger oder gewaltthätiger, ungeſetzlicher Welle entgegenzutreten. Niemals, 
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Geliebteſte in Jeſu Chriſto! laſſet euch, aus was immer für einem Grunde, 
oder von wen immer, zu einer derartigen unerlaubten und ungejeglicden 
Handlungsweiſe verleiten oder verführen.“ 

41. Febr. (Bayern). I. Kammer: Der Militärausfhuß beſchließt Bei. 
der Militärftrafprogch-Vorlage ber Negierung mit 5 gegen 4 Etim: 
men bie Ueberweiſung gemeiner Verbrechen und Vergehen von Miliär-: 
perfonen an bie Civilſtrafgerichte. Der Kriegsminifter erflärt bas 
Zuftandelommen bes Militärjtrafgefeges für unmöglid, falle bie 
Kammer einen ähnlichen Plenarbeſchluß fallen ſollte. 


"»  » (Baden) Die Nonnen bes ohne Bewilligung des Etaars 
errichteten und baber von ber Negierung aufgehobenen Kloſters auf 
dem Lindenberg bei Freiburg werben polizeilich ausgewiefen. Wie 
Frijt zur Räumung des Klojterd war am Abend vorher abgelaufen, 
und hatten fih bie Schweitern getveigert, es freiwillig zu verlaffen. 


12. — 13. Febr. (Bayern). U. Kammer: Debatte über bie Einführung 
bes allgemeinen geheimen birecten Wahlrechts. Dasſelbe wirb mit 
92 gegen 48 Etimmen abgelehnt. 


15.—17. Febr. (Bayern). II. Kammer: Generalbebatte über das Edul: 
gejeb. Referent des Ausſchuſſes: Abg. Gelbert. 
Die Regierung macht eine Vorlage bez. Einführung des metriſchen 
Maßes und Gewichtes und verlangt einen Erebit von 4,765,000 fl. 
für Einführung neuer Hinterlabungsgewehre (nah dem Werder’ 
ſchen Syſteme). 


16. „ (Bayern). Ein halbamtlicher Artikel der A. A. Z. beſtreitet, 
bag „bie Beitrcbung Vayerns wegen Erzielung eines Bündniſſes 
ber ſüddeutſchen Etaaten noch Feine formelle Öeitalt angenommen 
babe“ und fügt bei: 

„Was bis zum Herbſt 1867 fowohl zur Erzielung einer Bereinigung der 
fübdeutfchen Staaten unter fi, als ihrer nationalen Verbindung mit dem 
norbdeutichen Bunde gefchehen, davon gibt die Nede des Fürſten ar 
vom 8. October jenes Jahres fo weit Aufihluß, als dieß zuläfflg ik. Was 
jeitvem geſchah, darüber wird zur gehdrigen Zeit die nöthige Aufllärung nicht 
unterbleiben. Aber das muß ſchon jetzt bemerkt werden, daß ſowohl hinficht⸗ 
lich der Form, in welcher der im Urt, 2 der Nikolsburger Präliminarien 
vorgeſehene Verein der Staaten ſUdlich des Mains zu geſtalten wäre, als auch 
hinfichtlich der Art, in welcher dieſer Verein feine nationale Verbindung mit 
dem norbdeutichen Bund zu fuchen hätte, den Beftrebungen des Fürſten Hohen⸗ 
lohe längft im Detail ausgearbeitete artikulirte Verfaffungsentwürfe zu Grunde 
liegen, und diefe Beftrebungen daher eine „formelle Geftalt" aud in diejer 
Hinficht allerdings angenommen haben,” 


418.—23. Gebr. (Bayern). II Kammer: Epecialberathung bes Edul: 
gefebentwurfs. Derſelbe wird mit manden Mobificationen jchließlich 
ale Ganzes mit 114 gegen 26 Stimmen angenommen. 


18. Febr. 18. März, (Mürttemberg) DVerfammlung ber erften 
württ. Landesiynobe, 
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26. Sehr. (Bayern). Die II. Kammer nimmt ben nenen Givilprozeß 


28. 


Anf 


10. 


mit 113 gegen 13 Stimmen an. . 


„ (Württemberg). Lantesverfanmlung ber beutichen Partei 
in Geislingen. 

.Dieſelbe iR von ca. 2000 Theilnehmern aus allen Theilen des Bandes 
beſucht und beſchließt einfiimmig eine Rejolution in 3 Punkten als Pro» 
gramm der Partei: I. bez. der nationalen Frage: „Die Landesverfamm« 
lung der deutſchen Partei erklärt im Anſchluß an ihre früheren Kundgebungen 
und in lebereinftimmung mit der großen Mehrheit des deutſchen Volles: 
Der Eintritt der ſüddeutſchen Staaten in den norbdeutichen Bund if der 
naturgemäße Weg zur Berwirklihung der lang erjehnten Einheit des 
Baterlandes. In den freien Willen Süddeutſchlands ift es gelegt, dieſen 
Weg zu betreten; für die Regierungen if es dringende Pflicht, Berhandlungen 
hierüber zu eröffnen. Seine europäiide Macht hat ein Recht, gegen die forte 
jchreitende Ginigung Deutihlands Einſprache zu erheben. Drohungen des 
Auslands dürfen die Ration nicht aufhalten in der Arbeit für vieles 
hödjite Br berechtigte Ziel.” IT und IL enthalten die Forderungen liberaler 

ormen. 


März. (Baden). Die päpftlihe Curie verwirft bez. ber Erzbiſchofs⸗ 

wahl die Anficht der Kapitelsmehrheit, welche fi im Sinne ber Re: 
gierung für Ergänzung der Candidatenliſte ausgeſprochen hatte, indem 
fie fih auf das päpftlide Breve vom 6. Juli 1868 beruft, wel⸗ 
ches dem Kapitel eine Ergänzung unterfagte. 


»„ (Helfen). Die I. Kammer nimmt bas Genoſſenſchaftsgeſetz 
des norbd. Bundes einftimmig für das ganze Großherzogtum an. 


„» (Bayern). Im der Pfalz entwidelt ſich eine lebhafte Agitation 
für Aufhebung ber getrennten confeffionellen und Einführung von 
Sommunaljhulen. Der Bifhof von Speyer erläßt bagegen einen 
Befonderen Hirtenbrief ohne viel Erfolg. 


» (Bayern). Reichsrath: Der zum Eorreferenten über ben Schul⸗ 
geſetzentwurf bezeichnete Dberconfiftorial:Präfident v. Harleß ver: 
öffentlicht „Vorbenierkungen” zu feinem Gorreferat, in denen er fi 
von jeinem kirchlichen Standpunkte aus bereits entidhieben gegen ben 
"Entwurf ausipridt. 


» (Bayern). Die II. Kammer beſchließt die Aufhebung ber 
Schuldhaft und der Brobtare. 


„» (Bayern und Württemberg). Zuſammenkunft ber Minifter 
Fürſt Hobenlobe und Frhr. v. Varnbüler in Nördlingen. 


„ (Württemberg). In Folge des päpftlichen Brene's vom 
4, Gebr. bittet der Director des höhern kath. Convicts in Tübingen, 
E. Rudgaber, felbft um Enthebung von feiner Etelle und wirb 
vom Biſchof von Rottenburg auf eine Pfarrei verſetzt. 

11 
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Nudlgaber vertheidigt fi durch eine Schrift: „Die Diöcehe Rottenburg unb 
ihre Ankläger“: Die Schrift beleuchtet das Zreiben der Partei in Württen- 
berg, von welder die Denunciation gegen den Bilchof von Rottenburg au% 
ging, und diefer Partei innerhalb der katholiſchen Kirche überhaupt. Der 
Verfaſſer deckt diefe Umtriebe fhonungslos auf, und bezeichnet als den Haupt» 
denuncianten in Württemberg den eben deßhalb vom Biſchof von Rottenburg 
abgelegten frühern Regens des Priefierfeminars in Rottenburg Dr. Maſt, ver 
fi) jet in Rom befindet, wo man, wie der Berfafler im Borwort jagt, feinen 
Klagen gegen ihn (Rudgaber) endgültigen Glauben geſchenkt hat. Er (Mail) 
treibe dieſes heimtückiſche Geſchäft ſchon viele Jahre, und gehöre zu denen, 
welchen es überhaupt nicht Lieb geweien, daß die wärttembergiihe Regierung 
fi durch die Convention vom 8. April 1857 mit dem römiiden Stuhl ver 
ſtandigte, und daß der Eonflict zwilchen der Regierung und der katholiſchen 
Kirche nit zum offenen feinnfeligen Ausbruch kam wie in Baden. Als indeß 
die Gonvention von der zweiten Kammer verimorfen worden, und Das Geis; 
vom 30. Januar 1262 betreffend die Regelung des Verhältniſſes der Stants- 
gewalt zur katholiſchen Kirche an defien Stelle getreten, da jei es wiederum Maſt 
geweſen der den gegen daß Geſetz von der Eurie erhobenen Proteft benüzie, 
um nunmehr einen Conflict herbeizuführen. Dennoch fei e8 der verfähnlichen 
Haltung der Regierung wie des Biſchofs und feines Ordinariats gelungen, einen 
modus vivendi zu finden, bei weichem ſich beide Theile wohl befanden und bi3 
auf die heutige Stunde wohl befänden. Allein das behagte diejer Partei nicht; 
fie rechnete ſchon diefe Rachgiebigkeit dem Biſchof zum Verbrechen an, und, 
wie ee ion früher, von 1859 an, denjelben über die Art der Ausführung 
der Gonvention beipionirt und denunctirt hatte, jo geſchah es nun hinſichtlich 
der Ausführung des Geſetzes. 1859 hatte Maft beim Nuntius in München 
eine Denunciation angebradt, 1860 beim Garbinal Reiſach und diefen ſelbſt 
nad Rottenburg zu kommen veranlaßt, wo er aber den Stand der Dinge 
nit jo ſchlimm fand als Maft ihn geichildert Hatte Im Frühjahr 1866 
wurde Brofefior Dr. v. Kuhn, das Haupt der Tübinger Lehranſtalt, jegt lebens⸗ 
längliches Mitglied der Standesherren, mie e8 fcheine, direct in Rom denunciirt. 
Im Frühling 1868 endlich erfolgte die von Dr. Maft felbft öffentlich zuge: 
ftandene Denunciation des Tübinger Convicts bei der Runciatur in Münden. Auch 
nah Mainz fol ein Anhänger Mafts in diefer Sade gefandt worden jein. 
Der Verfafler, der dieſes alles und noch verichievenes andere aufzählt, bemüht 
fih nun im einzelnen nachzuweiſen, daß alle Denunciationspunfte unbegründet, 
und die Zuftände in der Diöcefe Rottenburg ganz anders feien als Maft fie 
geſchildert habe. 


10—17. März. (Heſſen.) IL Kammer: Debatte über den Militäretat: 


Es handelt fi) dabei vorwiegend um bie Trage, welche auf dem vorigen 
Landtag bereit8 verneinend entfchieden worden war: ob die Militärconvention 
mit Preußen ode verpflichte, die preußiichen Bagenläte einzuführen? Im 
Finanzausſchuſſe der Kammer waren darüber wiederum verſchiedene Anfichten 
zu Tage getreten. Die Mehrheit will im allgemeinen — unter Ridhtent- 
Scheidung der Principienfrage — die preußiichen Gagen beiwilligen, und nur 
bei den ſpeciell beiliichen Einrichtungen Abſtriche machen; die Minderheit da- 
gegen votirt für die heſſiſchen Sagen unter Zuſatz des preußiſchen Servis. 
Minifterpräfident v. Dalmwigf hebt bei Beginn der Debatte hervor, daß die 
großh. Regierung die Convention in der Bagenfrage für bindend erachte. Die 
Bertragstreue fei zu halten, Wiberftand gegen den mächtigen Mitcontrahenten 
beventlih. v. Biege leben conftatirt dagegen, daß zur Zeit des Abfchluffes 
der Militärconvention fi weder Regierung noch Stände aller der Folgen be- 
wußt gewejen, die heute gefordert werden, und Zweifel daher unvermeidlich 
wären. In ſolchen Zweifelfällen fei aber wohl die Kammer am meiſten dazu 
berufen, bie Intereſſen des Sande zu vertreten, und das Intereſſe dei Landes 
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jet, mögfiöft zu fparen, um dem droßenden Defictt zu begegnen. Diele Brlinde 
führten ihn zu dem Eniſchluß, gegen die Benilligung der preußiſchen Sagen 
zu ſtimmen, aber noch mehr das Gerechtigkeitsgefühl, indem er es für un- 
gerecht halte, den Angehörigen des Militärftandes eine fo bedeutend größere 
Einnahme zu gewähren, als den in gleichem Alter und Range ſtehenden Civil⸗ 
bedienfietn. Dumont beftreitet, daB die Convention zur Bermilligung der 
preußiſchen Satze verpflichte, indem mit der beabfichtigten Einheit des nord⸗ 
Deutichen Heeres die Mebereinftimmung der Sagen und Löhne gar nicht zu⸗ 
jammenhänge. In Seflen jeien glüdlicherweile die Lebensverhältniffe billiger, 
als im andern Gchiet des Nordbundes, und es finde weder ein Avancement 
dur die ganze norddeutſche Armee ftatt, noch ſei es geftattet, die heſſiſche 
Divifion auberhalb der Grenzen Hefiens zu verlegen. Man möge nur bes 
denen, daB durd) die Militärpenfions- Ausgaben dem Land ſchon eine unge 
heure Laſt erwüchſe; diejelben würden nad den Berhältnik Preußens auf die 
Ginwohnerzahl Heffens berechnet 180,000 fl. beiragen, in Wirkligleit beliefen 
fih dielelben aber auf 300,000 fi., und er glaube beftimmt, daß nicht blos 
dienftliche, jondern and politifche Gründe bei den maſſenhaften Penfionirungen 
der letten Zeit mitgewirkt hätten, da wohl mander Offizier dageweſen wäre, der 
fi der veränderten Sachlage aus politiſcher Ueberzeugung nicht babe fügen 
wollen. Preußen werte nicht das Odium auf ſich laden, die jüddeutichen Be⸗ 
völferungen bei der jetzigen politiſchen Lage durch unerſchwingliche Anforderungen 
aufzureizen. Er appellire an die Ehrenhaftigkeit des heifiichen Offigiercorps ſelbſt, 
DaB es fich gegen die leberbürbung des Landes erklären und ſelbſt auf die 
hoben Sagen verzichten möge, damit nicht alle Eulturzwede den Militäraus- 
gaben zum Opfer fielen. Fink gibt zu bedenken, daß der Erhöhung der 
Gagen auch eine Erhöhung der übrigen Beloldungen folgen müfle. Zentgraf 
auf der anderen Seite fieht in dem abgeſchloſſenen Vertrag die Verpflichtung 
zur Einführung der preußiſchen Anjähe, trotz der Heſſen gebliebenen jelbftän- 
digen Berwaltung. v. Bagern beftreitet, dat man einem Swangenon Seiten 
Preußens ausgelegt fei, und wenn man die Gagenerhöhung ablehne, fo werde 
die Regierung noch einmal Unterhandlungen anknüpfen; aber Riemand werde 
Heſſen der Wideripenftigkeit bejchuldigen. Selbft die badifche Kammer, die doch 
jo imnig mit Preußen verbunden fein wolle, habe ausgeiprochen, daß es den 
Berhältnifien in Suddeutſchland nicht entipredhend fei, die norddeutſchen Gagen 
einzuführen. Hauptmann dv. Herger madıt darauf aufmerkſam, daß Baden 
nicht im norbdeutichen Bund und fein Militär nicht ein Theil eines preußiſchen 
Armee⸗Corps ji. Dernburg hält die vorliegende Frage für eine politiiche, 
da e8 im Intereſſe der Einheit des norbveutichen Heeres fei, die preußiſchen 
Sagen einzuführen. Kraft mahnt zum Rachgeben, da fein Richter da je, 
der den Streit entſcheiden fünne, ebenjo Mey, damit ein Conflict mit dem 
norbdeutichen Bunde vermieden werde, und e8 nicht außfehe, als wolle Hefien 
eine Spaltung aufrecht erhalten. Zudem werde Heflen doc in der Kürze in 
den norbdeutihen Bund eintreten. Minifter v. Dalwigk gibt Mep zu 
beventen, daß der von ihm gewünſchte Eintritt in den norbbeutichen Bund dem 
Lande an Matricularumlagen 730,000 fl. mehr als bisher Toften werde, und 
wolle man aud die Koften für die ſpecifiſch beififchen Einrichtungen abziehen, 
fo würden immer noch 600,000 fl. Mehrausgaben verbleiben. Goldmann 
verweift auf die Verwendung preußiſcher Offiziere in der heſſiſchen Divifion, 
welche die preußiſchen Gagenſätze beziehen, und findet Ion darin einen Grund 
für Bewilligung der Anforderungen. Außerdem fei die Kammer dur An⸗ 
nahme der Convention verpflichſet. Wernher fürdtet im Falle der Ab⸗ 
Iehnung Beihlagnahme der Bierfteuer, Branntweinfteuer zc. in Oberheſſen 
und behauptet zu willen, daß Repreifivmaßregeln ſchon dor der Thüre ftünden. 
Hallwaqhs bittet. Diejenigen, welde für den Eintritt in den norddeutſchen 
Bund geftimmt haben, conjequent zu bleiben und fi nicht durch eine Partei, 
welche die Pläne Preußens durchkreuzen möchte, beirren zu laſſen. Wußerbem 
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bitte er, zubebenten, ob der Moment dazu angethan fei, das mächtige Preußen, 
welches im Talle eines Krieges unfer einziger Schuß fei, zu regen. v. Ga⸗ 
gern erwidert darauf, indem er zu bebenten gibt, ob es denn Preußen mohl 
anftehe, feinen Bundesgenofien um Lappalien willen, die zur Einheit nichts 
beitragen, zu bebrüden. Die einzige ihm denkbare Folge fei die Kündigung 
der Militärconvention. Dernburg fieht au hier Kräfte thätig, welche es 
auf einen Gonflict mit Preußen abgefeben habın. dv. Gagern glaubt, die 
Aeußerung auf fi beziehen zu müſſen und erklärt fie für eine Berläumbung. 
Auf die Verfiderung Dernburgs, daß er fein Mitglied der Kammer gemeint 
babe, nimmt auch er jeine Erflärung zurück. Nach diefen Kleinen Zwiſchen⸗ 
{piel wird nach weiteren längeren Bemerkungen die Bewilligung der preußiſchen 
Gagenſätze mit ſchwacher Majorität (23 gegen 22 Stimmen) abgelehnt. 

Uber die Kammer reformirt fpäter diefen Beſchluß wieder. Nah beden⸗ 
tenden Abftrichen, welde an dem Budget vorgenommen worden, flellt fid 
daffelbe auf 3,054,560 fl. Die norbdeutihen Säge, pro Mann 225 Thlr., 
zu Grunde gelegt, würde das Budget 3,066,918 fi. beziffern. Ta nun für 
das oberheifiihe Gontigent unter allen Umſtänden 225 Thlr. pro Mann in 
die norddeutſche Kriegskafle, aus welcher dafjelbe bejoldet wird, da Heffen nur 
die Verwaltung hat, zu bezahlen find, fo fielen die Abgg. Wernherr und 

ofmann den Antrag: „Als jährliche Ausgabe für Militärzwede in der 

eriode 18%, die Summe von 8,066,918 fl. 45 Ir. zu vermwilligen, welde 

umme ber dur die Militärconvention bedungenen Contingentszahl ver 
Sriedensftärke von 7789 Mann, multiplieirt mit der Averfionalfumme von 
225 Thlen. per Mann entipricht, jedoch unter der Beſchränkung, daß die Des 
willigungen, veip. Abftriche, der Kammer zu den Spezial-Etats der Militär- 
Ausgaben, foweit dieſelben ſpeziell heſſiſche Einrichtungen betreffen, wicht 
überfääritten werben dürfen.” And als ob die Kammer vor den Conſequenzen 
ihres früheren Beſchluſſes zurüdichrede, erhebt fie dDiefen Antrag mit 25 
geoen 22 Stimmen zum Beſchluß. Eine ausprüdlide Erwähnung ver 

agenerhöhung enthält der Beichluß nicht, doch wird von ſämmtlichen 
Mebnern der Mehrheit die Erklärung abgegeben, daß mit der Annahme 
des Antrags die Bewilligung der preußilden Sagen für diefe Finanzperiode 
ertheilt fein folle. Das Kriegßminifterium (Dornjeiff) ſpricht feine Zuftimmung 
hiezu auß; e8 wolle im Intereſſe des Landes, um diefem einen ſchweren Con- 
flict zu erfparen und die Diviflon von dem feitherigen proviſoriſchen Zuſtande 
zu befreien, mit der geringeren Summe auszulommen unternehmen. Die 
Minderheit (Dumont, v. Gagern, ind, Ebinger, George) hatte in erfler 
Linie Ablehnung des Antrags Wernher⸗Hofmann beantragt. Eventuell fucht 
fie nun die Kammer zu einen erneuten Proteft gegen die aus der Convention 
abgeleitete Rechtsverbinvlichkeit der Sagenerböhung und zu einer ausdrücklichen 
Erllärung au veranlafien, daß die gewährte Bauſchſumme nicht zur Bagen- 
erhoͤhung beftimmt fei, fondern nur den Zwei babe, mit Rüdfiht auf die 
Neuheit der Berhältnifle dem Minifterium eine größere Greibeit der Bewegung 
zu ermöglien. In beiden Beziehungen erfolgt indeflen Ablehnung der 
geftellten Anträge mit 25 gegen 22 Stimmen, während ber weitere Antrag 
der Minderheit: die Regierung zu erfucdhen, fi mit der kgl. preußifchen Re 
gierung bebufs einer Berfländigung liber die verjchievdene Auslegung der 
Art. 5 und 14 der Konvention mit Rückficht auf die fHändiichen Verhandlungen 
ins Benehmen zu ſetzen und nad Maßgabe des Reſultats weitere Borlage zu 
maden, mit 26 gegen 21 Stimmen angenommen wird. Im Verhältniß zur 
urjprünglicheu Regierungsforderung enthält die Berwilligung der Bauſchſumme 
einen Abſtrich von 218,519 fl. 22 fr. per Jahr. Die Differenz zwiſchen den 
Anträgen der ee und der Minderheit war nad) dem Schlußergebniß der 
Detailberathung auf 80,179 fl. herabgelunfen. 


11. März. (Bayern). Die IL Kammer nimmt ben Gefeßentwurf über 
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bie Brivatrechtsperhältniffe ber Genoſſenſchaften, ſowie ben über 
Actiengeſellſchaften einftimmig, ben Gefebesentwurf über bie privat: 
rechtliche Stellung von Vereinen gegen 14 Stimmen in ber Faſſung 
bes Ausihufles (der im Genoſſenſchaftsgeſetze dasjenige bes nord⸗ 
beutfchen Bundes feinem Antrage zu Grunde gelegt hatte) an. 


12. März (Bayern). Der Reichsrath nimmt nah fünftägiger Bera- 


16. 


17. 


19. 


20. 


22. 


23. 


thung das Gemeinbegeieb an, nicht ohne wejentlihe Abweichungen 
von ben Beſchlüſſen ber II. Kammer. 

Der- Referent, Frhr. v. Thüngen, hatte noch weiter gehende Abänderungen 
don den Beichlüffen der II. Kammer beantragt, die ein Gemiſch an Begun⸗ 
ſtigung der Intereſſen der Großgrundbefitzer (Ablöfung der Umlagenfreiheit 
der Standesherren und Uebergewicht der Stimmen der Höchfibefleuerten) und 
derjenigen des Proletariats (Aufhebung jeder Bürgeraufnabhnegebühr) dar» 
flellten. Jene waren im Ausſchuß menigftens theilweife angenommen, diefe 
abgelehnt worden und ebenjo jetzt vom Reichſsrathe. Die Berathung des Hau⸗ 
ſes war eine vielfach jehr verworrene und unklare, jo daß fich die Beſchlüſſe 
theilmeife geradezu widerſprachen und in einer jpäteren Sigung wieder hatten 
zurädgenommen werden mäfien. 

”» (Bayern). Der Reicherath flimmt bez. des Civilprozeſſes allen 
Beſchlüſſen der II. Kammer, auch denjenigen, über welde bisher 
noch Differenzen obwalteten, bei, nur um das Zuſtandekommen bes 
Geſetzes nit zu gefährden. 

» (Baden). Der Bisthumsverwefer Kübel reiht beim Mann⸗ 
heimer Oberhofgericht eine Beſchwerde gegen feine Verſetzung in 
Anflagezuftandb wegen ber Stromeyer'ſchen Ercommunicationsange: 
legenheit ein. 

„ (Heilen). Die I. Kammer bejäließt, auf ben Antrag ihres 
Ausſchuſſes zu dem Beichluffe vom 17. d. M. bez. Militäretat ben 
Zuſatz, bie Bewilligung des Milttärbudgets (und bie Annahme ber 
höheren preußifhen Gagenfäte) von ber Annahme ber (bebeutenb 
niebrigeren) preußifchen PBenfionsjäge abhängig zu machen. 

„ (Bayern). Die U. Kammer nimmt das Wehrgeldgeſetz, das 
auch Lie Geiſtlichen treffen fol, mit 85 gegen 40 Stimmen ar. 

» (Bayern). Die DI. Kammer flimmt in einigen Punkten ben 
Aenderungen bed Reichsraths im Gemeinbegeleßentwurfe bei, lehnt 
dagegen anbere ab. Bezüglich bes von ber Regierung verlangten 
unbebingten Beflätigungsrechtes ber Bürgermeifter und rechtskundigen 
Magiftratsrätbe wird ein DVermittlungsantrag angenommen, wonach 
bie Beflätigung von ber Regierung nur unter Angabe der Gründe 
verfagt werben barf. 

» (Bayern) I. Kammer: Die Regierung macht bie angefün- 
bigte Vorlage bez. Einführung eines oberften Verwaltunggsgerichts⸗ 
bofes, reſp. neue ÖOrganifation ber gefammten VBerwaltungsredhts- 
pflege. | 

„ (Bürttemberg). Die Ergänzungswahlen zum Zollparlament 
fallen entfchieben antipreußiih aus. Hölder unterliegt in Ulm. 
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Auf. April. (Württemberg). Prinz Wilpelm, ber Fünftige Thron: 
folger, wirb behufs feiner militärijhen Ausbildung einem preußiſchen 
Garderegiment zugetheilt. 

— „ GBaden). Die demokratiſch⸗großdeutſche unb bie ultramontane 
Partei geben fi die Hand, um durch eine allgemeine Agitation die 
Einführung bes allgemeinen birecten und geheimen Stimmrechts und 
zu biefem Ende bin bie Auflöfung bes gegenwärtigen unb bie Ein- 
berufung eines außerorbentlichen Landtags zu verlangen. Die demo⸗ 
kratiſch⸗großdeutſche Partei beichließt in einer VBerjammlung zu Achern, 
bie Parteiorganifation weiter zu verfolgen. 


3. „ (Bayern). Die IL Kammer nimmt das Maß: unb Gewichts: 
geſetz einftimmig an unb befchließt, dem SKriegeminifter für bie Eins 
führung neuer Hinterlabungsgewehre ftatt ber geforberten 4,765,00U 
nur 1,100,000 fl. zu bemwilligen. Der Antrag Voölk's und ber 
Fortjchrittspartei, vorerft nur 770,000 fl. zu bewilligen unb fi 
mit Preußen ins Benchmen zu feten, ehe man eine volljtändige 
Neubewaffnung des bayeriichen Heeres einführe, bleibt in ber 
Minderheit. 

4. „ MRiebereröfinung der am 31. Juli 1867 vertagten QZunbes: 
liquibationscommiflion in Münden. 


9, „ (Bayern). ircularbepefhe des Fürſten Hohenlohe an bie 
Geſandten bei den verfhiebenen europäiihen Mächten bez. des 
Concils: 

„Es läßt fih gegenwärtig mit Beſtimmtheit annehmen, daß das von 
Seiner Heiligleit dem Papfte Pius IX. außgeichriebene allgemeine Gon- 
alium, wenn nit undorbergejehene Ereigniffe dazwiſchentreten, wirklich im 
Dezember ftattfinden wird. Ohne Zweifel wird daflelbe von einer jehr 
großen Anzahl von Biſchöfen aus allen Welttheilen beiuht und zahl« 
reicher werden, als irgend ein früheres, und wird alſo aud in der öffent 
lien Deinung der katholiihen Welt die hohe Bedeutung und das Anſehen, 
welches einem dcumenischen Concilium zukommt, entichieden für ſich und jeine 
Beſchlüſſe in Unfpruch nehmen. Daß das Concilium fi mit reinen Blau- 
bensfragen, mit Begenftänden der reinen Theologie beſchäftigen werde, ift nit 
zu vermuiben, denn derariige Fragen, welche eine conciliariihe Erledigung 
erheifchen, liegen gegenwärtig nicht vor. Die einzige dogmatiihe Materie, 
welche man, wie ich aus ficherer Quelle erfahre, in Rom durd das Concilium 
entſchieden ſehen möchte, und für weldhe gegenwärtig die Jeſuiten in Italien. 
wie in Deutichland und anderwärts agitiren, if die Frage von der linfehl- 
barkeit des Papftes. Dieſe aber reicht weit über das rein religiöfe Gebiet 
hinaus und ift bocdhpolitiicher Natur, da hiermit auch die Gewalt der Päpfte 
über alle Fürften und Volker (auch die getrennten) in weltlichen Dingen ent 
ſchieden und zum Glaubensjag erhoben mwäre Iſt nun fchon diefe höchſt 
wichtige und folgenreiche Trage ganz geeignet, die Aufmerfiamfeit aller Re 
gierungen, welche katholiſche Unterthanen haben, auf das Concil zu Ienten, io 
muß ihr Intereſſe, richtiger ihre Beſorgniß, ſich noch fleigern, wenn ſie die 
bereit3 im Gange befindlichen Vorarbeiten und die Öliederung der für Diele 
in Rom gebildeten Ausihüffe ins Auge fallen. Unter dieſen Ausſchüſſen ift 
nämlid einer, welcher ſich bloß mit den ſtaatskirchlichen Materien zu befafien 
Bat. Es ift alfo ohne Zweifel die beſtimmte Wbficht des römilhen Hofes, 
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durch das Concilium wenigfiens einige Beſchluſſe über fir lich·politiſche Ma- 
terien oder Fragen gemiſchter Ratur feſtſtellen zu laflen. Hierzu lommt, daß 
die von den römijchen Sejuiten berausgegebene Zeitjchrift, die nr catto⸗ 
lica“, welcher Pius IX. in einem eigenen Breve die Bedeutung eines officiöjen 
Drgans der Eurie zugeſprochen hat, es erſt Fürzlih als eine Gem Concilium 
zugedachte Aufgabe bezeichnet bat, die Verdammungs⸗Urtheile des päpftlichen 
Splabus vom 8. December 1864 in pofitive Beichlüfle oder conciliariiche 
Derrete zu verwandeln. Da diefe Artikel des Syllabus gegen mehrere wid» 
tige Axiome des Staatslebens, wie es fi bei allen Eulturvölfern geftaltet 
bat, gerichtet find, jo entſteht für die Regierungen die ernſte Frage: ob und in 
welcher Form fie theils bie ihnen untergebenen Bilchöfe, theils |päter das 
Goncil jelbft hinzuweiſen hätten anf die bedenklichen Folgen, weldye eine ſolche 
berechnete und principielle Zerrätiung der bisherigen Beziehungen von Staat 
und Kirche herbeiführen müßte. Es entfleht ferner die Frage: ob es nicht 
zwedmäßig erſcheine, daB die Regierungen gemeinſchaftlich, etwa durch ihre in 
Rom befindlichen Vertreter, eine Verwahrung oder Proteftation gegen foldhe 
Beichlüffe einlegten, welche einfeitig, ohne Zuziehung der Vertreter der Staats» 
gemalt, ohne jede vorhergehende Mittbeilung, über ſtaatskirchliche ragen oder 
Segenfände gemijchter Natur von dem Goncilium gefaßt werden möchten. Es 
cheint mir unumgänglich nöthig, daß die betheiligten Regierungen gegen- 
feitiges Einverftändniß über diefe ernfte Angelegenheit zu erzielen verſuchen. 
Ich habe bisher gewartet, ob nicht von einer oder der anderen Seite eine An⸗ 
regung ausgehen werde; nachdem dies aber nicht gefehehen und die Zeit drängt, 
ſehe ih mid veranlaßt, Em... . zu beauftragen, vorftehende Angelegenheit 
bei der Regierung, bei weldder Sie beglaubigt find, zur Sprache zu bringen, 
um über deren Oefinnungen und Anfichten bezüglich diefer wichtigen Sache 
Erfundigung einzuziehen. Em... . wollen dabei der Erwägung vorgedadhter 
Regierung die Frage unterfellen: ob nicht eine gemeinfame, wenn aud nicht 
collective Maßnahme der europäiihen Staaten und eine mehr oder minder 
identiiche yorm zu ergreifen wäre, um den romiſchen Hof über die dem Concil 
gegenüber von ihnen einzunehmende Haltung im Voraus nidt im Ungewiffen 
zu laflen, und ob nit etwa eine Conferenz von Bertretern jämmtlicher bes 
theiligter Regierungen als das geeignetfte Mittel erachtet werden Tünnte, jene 
gemeinfame Haltung einer eingehenden Berathung zu unterziehen.” 

Die Anregung Bayerns findet bei den übrigen NRegierungen 
Europa’s keinen Anklang. Die beiden in biefer Angelegenheit zu: 
nãchſt maßgebenden Mächte, Frankreich und Defterreih, lehnen ben 
Vorſchlag gerabezu ab, indem fie pofitive Schritte vorerjt nicht für 
angezeigt erachten und es vorziehen, zuzumwarten. 


9. April. IL Kammer: Der Ausfhuß für die Militärftrafgerichtsorbnung 


10. 


14. 


läßt feinen früheren Beſchluß, die Aburtheilung ber gemeinen Ber: 
brechen x. aller Militärs in gewöhnlichen Zeiten durch bie Civil⸗ 
gerichte zu verlangen, mit 5 gegen 4 Stimmen wieber fallen. 

„ (Bayern). Der Reichsrath ftimmt ſchließlich dem Gemeinde: 
gefeß nah den Beſchlüſſen ber II. Kammer bei, jo baß Geſammt⸗ 
beſchluß erzielt ift. 

» (Bayern). Die I. Kammer gibt dem Reichsrath bez. ber 
noch beftehenden Differenz bez. bes Armengefeßes ihrerjeits nad, fo 
daß auch barüber Geſammtbeſchluß beftebt. 

„ (Bayern). Die IL Kammer lehnt auch ben neuen Geſetzes⸗ 
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entwurf bez. Verwaltungsgerichtsbarkeit mit 68 gegen 65 Gtim: 
men ab. 
18. Apr. (Württemberg). Neue Lanbesverfammlung ber Volkspartei 


in Stuttgart. 

Dieſelbe if von ca. 400 Berfonen, Mitgliedern der Bollsvereine und 
Delegirien aus allen Theilen des Landes, befudt. Die Tagesordnung be 
ſchränkt fi) auf die inneren ragen und wird von der Berfammlung beinahe 
einftimmig eine „Erklärung der deutichen Volkspartei in Württemberg“ nad 
Untrag des Landescomite’s gutgebeiken, in der es heißt: „Auf der Freiheit 
der Einzelnſtaaten beruht die einzige Hoffnung und Möglichkert der Wieder⸗ 
berfiellung des mehr als je zerrifienen Baterlandes. In der Freiheit der 
Einzelnflaaten Liegt die ſtärkſte Gewähr genen äußere Bergewaltigung. Durch 
fie verftärkt fi der Widerftand gegen die falſche Einheit, die im Ramen ber 
Große und Ehre Deutſchlands verlangt, zu Bunften der Macht und Gewalt 
eineß Herrſchergeſchlechts ausnebeutet wird. Heute noch ohne gemeinjame 
Macht und Mittel von den Regierungen die ſchopferiſche That gefammtdeut» 
ſcher Einigung oder aud nur die Herftellung eins SuUdbundes zu erzwin⸗ 

en, welcher, geftügt auf Barlament und Bollsheer, den Anfang und 

rundftein eine neuen Deutichlands bilden joll, fordern wir die Genoſſen 
der deutichen Bollspartei zu raftlofer Treibeitsarbeit in den Einzelnflaaten 
auf; gemeinfam im Glauben, gemeinfam im Wollen, daß nur aus der Frei⸗ 
heit die Einheit erſteht.“ 

» Gadeny). Cine Verfammlung ber (national = liberalen) 
Dffenburger Partei in Pforzheim fpridt fi gleihfalle für Ein: 
führung bes allgemeinen und geheimen Stimmrechte ‘aus. 

19—23. „ (Bayern). Reichérath: Debatte über das Schulgeſetz. 
Referent: Biſchof Dinkel von Augsburg, Gorreferent: Oberconfijto: 
rial⸗Präſident v. Harleß. Die Anträge bes Ausſchuſſes fichen in 
ben welentlihften Punkten in fchroffem Gegenjab gegen bie Be: 
[hlüffe der IL Kammer. Das Gefeß mit ben fucceflive beichloffe: 
nenen Mobificationen wird fchließlih al® Ganzes mit allen gegen 
9 Stimmen angenommen unb geht jo an bie IL. Sammer zurüd. 


20. „ (Bayern). Die II. Kammer lehnt den Antrag, bie Giufüh- 
rung bes neuen Civilprozeſſes auf unbeftimmte Zeit zu vertagen, 
ab, ebenfo benjenigen, bie Einführung für bie Pfalz zu fiftiren 
und nimmt das Einführungsgefeg (für ben 1. Juli 1870) mit 
allen gegen 25 Stimmen an. | 

22. „ (Bayern). Neußerungen bee Bifhofs Eeneftrcy von Negens: 
burg Tei einem Beſuche in Echwanborf gelegentlih bed Empfangs 

. ber bertigen Tal. Beamten. 

Nah der „Baflauer Ztg.* jagt der Biſchof wörtlich: „Wir Ultramontane, 
wir Reactionäre, wie man uns nennt, können nicht nachgeben. Die Gegen» 
ſätze können nur durch Krieg und Revolution außgeglicden werden. Friebliche 
Ausgleichung ift nicht mehr möglich; wenn man fi) die Köpfe blutig geftcken 
hat, wird man wieder zu Gott zurüdichren. Wer macht die weltlichen Ge- 
ſetze? Wir beobachten fie nur, teil die Gewalt hinter uns ficht, Die uns 
zwingt. Die wahren Gelee kommen nur von Gott, ſelbſt die Fürſten find 
von Gottes Gnaden, und wenn fie biejes nit mehr fein wollen, jo bin ich 
der Erſte, der die Throne umſtürzt.“ Darauf erklären katholiſche Wlätter 
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die Angabe für eine grobe Entſtellung, da der Biſchof fi gar nicht fo babe 
audjprechen können. Die Ungelegenheit macht gewaltiges Aufſehen. Auf der 
einen Seite wird behauptet, die Staatsanwaltihaft habe die Weifung erhalten, 
gegen den Biſchof ihre Pflicht zu thun, von der andern, fie babe leinerlei 
Urjache gefunden, fih mit dem handgreifliden Bären bloßzuftellen. Darauf 
nun erllärt der erſte Staatsanwalt am Bezirksgericht Regensburg als „amt- 
liche Berichtigung”: „Ich kam ein oder zwei Tage nad der Unweienheit des 
Biſchofs von Regensburg ſelbſt nad) Schwandorf, wo mir von mehreren 
Berfonen, an deren Glaubwürdigkeit ſchon ihrer Stellung nad nit im Ent⸗ 
fernteften zu zweifeln ift, ganz übereinſtimmend erzählt wurde, daß der Bilchof 
von Regensburg ihnen gegenüber bei Gelegenheit einer Yufwartung unter 
Anderm geäußert habe: „dem traurigen Zuftande der Kirche könne nur durch 
Krieg oder Revolution abgeholfen werden, die Kirche anertenne keine weltlichen 
Geſetze, und befolge fie nur, weil die Gewalt hinter ihr flände, und weil man 
fie außerdem paden würde, die Kirche kenne nur göttliche Gefete und wenn 
der König aufhöre, von „Sotteß Gnaden” zu fein, jo wäre er (der Bilchof) 
der Erfte, der den Thron umſtürzen würde." Wäre diefe Aeußerung ftatt in 
den Mauern des Pforrhofes „öffentlih“ gemacht worden, jo würde id) jofort 
die Einleitung einer ftrafrechtlichen Unterfugung nad Art. 118 des St. G. B. 
pfliätgemäß veranlaßt haben, ohne daß es einer hoͤhern Weilung, die bisher 
nicht erfolgte, bevürft hätte.” Gegen diefe amtliche Berichtigung erflärt nun 
hinwieder der Bilchof an feine Diöcefanen: „Durch diefe „Amtliche Berich- 
tigung” werden mir in Säten, die fihtlih aus dem Zujammenbange der 
Unterredung geriffen find, und melde augenfceinlich auf Unwahrheit und Ent» 
ftellung beruhen, Behauptungen in den Mund gelegt, die, wie fie vorliegen, 
theils Außerft unverftändig, theil8 offenbare Irrlehren find. Ich berühre mit 
feiner Silbe weiter die erfleren; aber offenbare Irrlehren find folgende: 
1) daß „die Kirche keine weltlichen Geſetze anerlenne* ; 2) daß „die Kirche die 
weltlichen Geſetze nur befolge, weil die Bewalt Hinter ihr fände, und weil 
man fie außerdem paden würde”; 3) daß „die Kirche nur göttliche Geſetze 
kenne“. Indem dur die „Amtliche Berichtigung” diefe Säte als meine 
wirklichen Yeußerungen bingeftellt werben, bin ich in der Deffentlichkeit amtlich 
dreier Behauptungen bezichtiget, welche gegen die heilige Schrift und gegen die 
allbelannte katholiſche Glaubens⸗ und Sittenlehre verfloßen , mweldhe von der 
katholiſchen Kirche mehrfach verworfen find, und melde ich felbft in mehreren 
Dirtenbriefen verworfen und befämpft habe. Der letzte Sat aber, der mir in 
den Mund gelegten Yeußerung läßt zudem, im Zufammenhalte mit den an« 
deren, eine Deutung zu, welche meine Treue gegen Se. Maj. den König zu 
verbächtigen geeignet ift, dem ich fie als Katholik und Biſchof doppelt ſchulde. 
Dieſe Bezichtigungen alle find jo arg und fo unglaublich, fie flehen fo ſehr 
im Widerſpruche mit meinen allbekannien dffentlihfen Lehren und amtlichen 
Thun, daß eben deßhalb ſchon gewiß fein treuer und verftändiger Katholik, 
am allerwenigften in meiner Diöcefe, durch fie irre wird. Dennoch darf id 
nicht ſchweigen. Es ift meine Amtschre als Bilchof, meine Treue gegen die 
Kirche und den Landesfürften durch jene ftaatSanmwaltliche Beröffentlihung bes 
troffen. Eine Bertheidigung gegen ſolche Bezichtigungen Tann Niemand er- 
warten, aber einen Öffentlichen Proteft jchulde ich meinem Umte Ich prote⸗ 
fire alfo feierlich vor Bott.” Die Angelegenheit findet aber damit noch kei⸗ 
neswegs ihre Erledigung. Gegen einen Artikel des „Straub. Tagblatts” fieht 
fi der Etantfanwalt Kleinert in Regensburg veranlakt zu klagen, worauf 
der Redacteur dur Beſchluß des nieberbayeriichen Appellgerichts wegen Ver⸗ 
nehens der Amtöchrenheleidigung vor das Schwurgericht in Straubing ver» 
wiejen wird, Ber Prozeß leumt em 22. Zuli zur Verhandlung. Es find 
dazu 8 Zeugen geladen, welde am 22. April dem Bilhof in Schwandorf 
ihre Aufwartung gemacht und feine Anſprache gehört hatten, wie es fcheint 
alle damals Anweſenden, nit Ausnahme des Pfarrers von Schwandorf, defien 
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Borladung als Entlaftungszeuge auf Begehren des Ungellagten wieder hatte 
zurüdgenommen werben müflen. Auf die Ausfagen diefer Zeugen concentrirt 
fih das Sinterefie des ganzen Prozeſſes. Bon den 8 Zeugen mın ſprechen fi 
5 entichieden dahin aus, daß der Biſchof fi in dem zuerft angegebenen Sinne 
und mit den zuerft angegebenen Ausdrüden geäußert habe, während die dra 
übrigen auch nicht das Gegentheil behaupten, jondern lediglich erflären, es ic: 
möglich, daß diefe Ausdrüde gebraudt worden jeien, aber fie lönnten fıd 
derfelben nicht mehr erinnern. 


22. April. (Baden) Das Oberhofgeridt in Mannheim erflärt tie 


Anklage gegen den Bisthumsverweſer Kübel in der Stromeyer’jchen 
Ercommunicationsangelegenbeit für unftatthaft. 

Die Anklage ging dahın, dur die von ihm unterzeichneten Exrlafie vom 
10. und 24. Dez. v. J. dem Bürgermeifter Stromeyer in Gonflanz die kirch⸗ 
lie Ercommunication angedroht und dur Erlaß vom 14. Januar d. J. 
ausgeſprochen zu haben, und zwar, um denjelben in feiner amtliden Eigen» 
idaft zu Amishandlungen (in Bezug auf die Schulangelegenheiten) im ver- 
meintlihen Intereſſe der katholiſchen Kirche zu nöthigen, oder wider feinen 
Willen von diefem Intereſſe nachtheiligen Antshandlungen innerhalb des cr- 
wähnten Wirkungsfreifes, bez. von fernerer diesfälliger amtlider Thätigkeit 
abzuhalten. Las Urtheil iſt im Weſentlichen folgendermaßen motivirt: 
Das Vergehen de Mißbrauchs der geiftlihen Amtsgewalt ift nach badischen 
Strafreht dem Berbrechen der öffentlichen Ocwaltthätigfeit gleich zu achten, io 
daß Zwecke, weldhe durch Gewalt oder Trohung mit Gewalt zu erreichen ge⸗ 
jucht werden, wegen des gleihen Einflufies auf die Willensbeftimmung ebenio 
ſtrafbar find, wenn fie dur Androhung und Vollzug kirchlicher Strafen cr- 
reicht werden follen. Tas Verbrechen der Gewaltthätigleit wird aber dadurd 
begangen, daß obrigkeitlihe Perjonen zu der Erlafiung oder Zurücknahme 
einer Verfilgung oder Anordnung, oder zu einer anderen Amtshandlung ge⸗ 
nöthigt oder wider ihren Willen davon abzuhalten gejucht werden; demzufoige 
wird der Thatbeitand dieſes Vergehens darin dharacterifirt, daB hierbei die 
Obrigkeit nicht al& executive, jondern al8 anordnende Behörde den Etants- 
bürgern gegenübertritt, und daß diefelbe zu einer pofitiven Amtshandlung 
gendtdigt, oder daß der Exiſtenz einer VBorjchrift in den Weg getreten wird; 
biernad gehört zum Thatbeftand diejes, wie des Vergehen des Amtsmik- 
braudes, daß dafjelbe gerichtet fei gegen die Amtshandlung einer obrigfeit- 
lien Berfon, welche im Bereiche des betreffenden Gegenftanvdes den Staats 
bürgern gegenüber eine dieje zur Nachachtung verpflichtende Anordnung zu 
treffen oder bindende Vorſchrift zu erlaſſen befugt if. (Folgt nun eine Zu- 
jammenftellung des hiftoriichen Hergangs der Ercommunication.) Hieraus 
ergebe fih: daß das Benehmen Stromeyers in der Schul- und Stiftungsfade 
jwar den erften Anlaß zum Einichreiten des Biſchofs gegeben, letzterer ſich 
hierbei jedoch zuerft auf eine Ermahnung beſchränkt und eine Kirchenftrafe nicht 
angedroht habe; die weiteren Erlaſſe (wiederholte Ermahnungen und Bezeich⸗ 
nung der kirchlichen Folgen feine tirchenfeindlichen Benehmens) berühren die 
öffentliche Stellung Stromeyer's nicht, fondern gelten lediglich dem Katholilen 
Stromeyer, insbejondere deſſen bebarrlicher Weigerung, die Kirche zu Hören. 
In der Hinweilung be die Ercommunication endlich außiprechenden Grlafies 
vom 14. Yanuar darauf, daß Stromeyer dabei mitgewirkt babe, katholiſche 
Stiftungen und Schulen der katholiſchen Verwendung zu entziehen, fei die 
Thatjache, welche den Biſchof zuerft zum Ginjchreiten veranlabt Habe, angege 
ben, nit aber der Grund der Greommunication; als folder jei vielmehr 
wiederholt Stromeyer's beharrliche Weigerung und die hierin liegende Ber- 
legung der katholiſchen Pflichten bezeichnet. Hiefür jei der Ausgang des Ber: 
fahrens gegen Profefior Brühe (dev erllärte, daß er fi) der kirchlichen Auto⸗ 
ritat in kirchlichen Dingen füge, worauf die Gurie von Weiterem gegen ibn 
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abſtand) Beleg. Dem Burgermeiſter Stromeyer fiche weder für ſeine Per⸗ 
jon noch Ramens der von ihm präſidirten Collegien zu, über die Frage der 
Boltsihule, oder die Verwaltung der Stiftungen eine entfgeidende Verfiigung 
zu treffen, diejelbe gehöre vielmehr in erflier Beziehung den betheiligten Schul« 
gemeinden, in zweiter den Staat!» und Kirchenbehörden, bez. den Berichten. 
Etromeyer habe daher weder zu einer Amtshandlung gendthigt, noch von 
einer joldyen abgehalten werden können. Somit erfcheine die Beſchwerde der 
beiden Angeklagten gegen das Berweifungserfenntnik wegen des fehlenden 
ri als unbegrändet und erfolge aus diefen Gründen das freiſprechende 
enntniß. 


23. April. (Bayern). IL Kanımer: Debatte über das Miilitärjtrafgefeb: 


IS 
—* 


26. 


buch, bie Militärſtrafgerichtsordnung und das Einführungsgeſetz. 

Die Debatte betrifft hauptſächlich den Art. 4 der Strafgerichtsordnung. 
Antrag der Ausſchüſſe beider Kammern: Die Ojffſiziere und Soldaten 
der activen Armee auch bez. der gemeinen Verbrechen, Vergehen und lieber» 
tretungen der Militärftrafgerichtsbarkeit zu unterftellen und nur die Erjag- 
mannſchaften, Referviften und Landwehrangehörigen den bürgerlichen Berichten 
zu unterftellen bis zu dem Augenblid, wo jie mit Eintritt der Mobilifirung 
zur Dienftleiftung präfent fein. Antrag Bolk will diefe letztere Beſtim⸗ 
mung aud auf die active Armee ausdehnen. 

Bei der Abftimmung wird ber Antrag Vöolk abgelehnt, für ben 
Ausſchußantrag werden aber die nöthigen zwei Drittel Stimmen nicht 
erreicht, ſohin ijt auch er abgelehnt, und zwar ftimmen 87 für und 47 
gegen den Ausihußantrag, der ganze Geſetzentwurf aber wird mit 
126 gegen 34 Etimmen angenommen. Gleiche Annahme finden 
das Militärjtrafgefeßbuh mit 87 gegen 46 Etimmen und das Ein: 
fuhrungsgefeg mit 132 gegen 1 Stimme. 

„ (Heften) Die IL Kammer bewilligt in Uebereinjtimmung mit 
bem Beſchluſſe der II. Kammer vom 17. März den Militäretat als 
Pauſchalſumme, doch ohne bie am 19. März von jener noch Beis 


- gefügte Bedingung bez. Penſionsgeſetz. 


„ (Bayern). Die U. Kammer gibt bez. der Militärftrafprozch- 
erdnung nah und concedirt mit ber erforberliden Zmeibrittelmehr: 
heit die Uebermweifung aud) ber gemeinen Verbrechen ꝛc. ber Offiziere 
und Eoldaten ber activen Armee an bie Militärgerichte, fo daß 
auch über bie neue Militärftrafrechtspflege Gejammtbefchluß beider 
Kammern erzielt ift. 

Für Annahme des Gejebesentwurfs, das Petitionsrecht bes 
Landtags betr., ergeben jih nur 84 gegen 48 Etimmen, fomit 
nicht die eriorberlihe Zweidrittelmehrheit. Derjelbe ift aljo ab: 
gelchnt. 

Der Reichsrath lehnt die Freigebung ber Abvocatur mit allen 
gegen 1 Etimme ab, 

„ Tie in Münden verfammelte Bundesliquidationscommiſſion bes 
ſchließt zunächſt dic Feſtſtellung des gemeinfanıen Feltungsmatcrials. 
» (Bayern). II Sammer: Debatte über das Schulgeſetz nad 
ben Beſchlüſſen bes Reichsraths. Der Antrag Jörgs, bie ganze 
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Angelegenheit zu vertagen, wirb abgelehnt umb befchlofien, bei 27 
von 63 Differenzpunften zwijchen beiven Kammern auf ben früheren 
Beſchlüſſen zu bebarren. 

Unter denjenigen Puntten, in weldden die II. Sammer nadgıbt, find die 
Art. 3 und 97 (Religionsunterriht und Zuſammenſetzung der ſchulcom⸗ 
miſſion), wodurch die Kammer die letzten Differenzen zwiſchen ihr und der 
Staatsregierung beſeitigt, ſo daß wenigſtens zwiſchen dieſen beiden Factoren 
der Geſetzgebung volle Uebereinſtimmung erzielt iſt. 

Der Reichsrath befchließt auf den Antrag ihres geiſtlichen Refe⸗ 
ten — obne au nur in eine nochmalige artitelweile Berathung, 
wie es die Verfaſſung und bie Gelhäftsorbnung verlangt, einzu: 
gehen — in Baufh und Bogen, daß er bezüglid aller noch vor: 
bandenen Differenzpunfte zwifchen ihn unb ber IL Sammer, wie 
zwiſchen ihm und der Staatsregierung auf feinen früheren Beſchlüſſen 
beharre. Das Schulgeſetz iſt bamit abgelehnt und gefallen. 


28. Apr. (Bayern). Schluß ber Ecflion beider Kammern des Landtags. 


29. 


„ (Bayern). Landtagsabſchied des Königs: 

„+. Nachdem der Gefekentwurf, die Dedung der an die Krone Preußen 
zu leiftenden SKriegstoften-Entihäbigung betreffend, die Zuſtimmung der beiden 
Kammern erhalten hat, haben Wir denjelben als Gele ſanctioniri. Bei Zus 
flimmung zu dieſem Geſehe haben die Kammern nachſtehende Wünſche durch 
Geſammtbeſchluß außgeiprodden: 1) die Staatsregierung wolle für den all 
der Anlebensaufbringung auf dem Wege eineß S5prozentigen Steueranlehens 
diejenigen Gemeinden mit der Anlage verichonen, welche nad dem Gutachten 
der einjhlägigen Kreißregierungen durch die Kriegsereigniſſe beſonders gelitten 
haben; 2) diejelbe wolle dem bayeriichen Bolfe den gebotenen Fortſchritt in 
der Entwidelung der inneren ſtaatlichen Einrichtungen, namentlich die Reform 
der SKeeresverfaflung, eine geſetzliche Regelung des Schulweſens auf freifinni- 
ger Grundlage, jowie die Sicherung voller Bewiflensfreiheit gewähren und bie 
ungejäumte Vorlage der Entwürfe zu den ſocialen Belegen anordnen. In 
Anſehung des Wunijches zu Ziff, 1 war gu weiteren Einleitungen fein Anlaß 
gegeben, da zu einem Steueranlehen nicht geiähritten, fondern der zur Dedung 
der Kriegskoften-Entihädigung nothwendige Bedarf durch andere im Geſetze 
bon 4. September 1866 vorgejehene Finanzoperationen beſchafft worden if. 
Dem unter Ziff. 2 ausgeiprodenen Wunſche haben Wir inzwiſchen durch 
Vorlage der bezüglicden Geſetzeniwürfe und duch fonflige Anordnungen ent- 
ſprochen. Bon den erfteren hat die Mehrzahl die Zuſtimmung der beiden 
Kammern des Landtages und Unfere Sanction erhalten. Nur Unſer Beſtre⸗ 
ben, dem Wunfche der beiden Kammern entſprechend, das Schulweien auf frei 
finniger Grundlage gejeglich zu regeln und damit die Entwidlung Linferes 
Boltes durch Erhöhung und Sicherung feiner Bildung zu befördern, iſt zu 
Uinferem Bebauern von einem glücklichen Erfolge nicht begleitet geweſen. 
.... Indem Wir Unſeren Lieben und Getreuen dieſen Abſchied ertheilen, 
bliden Wir mit Befriedigung auf die Ergebniffe der nunmehr zu Ende ge 
langten Sigungsperiode. Folgenſchwere, tiefwirkende Ereigniffe find über Unſer 
geliebtes Land hingegangen, feitdem Wir mit Unferer Entſchliegung vom 
10. Mai 1866 die Landesvertretung zum Beginne der jet zum Abſchluſſe 
gediehenen Sigungsperiode berufen haben. Die Landesvertretung bat Uns 
mit opferwilliger Hingebung beigeftanden, die folgen, welche ſich daraus ent- 
widelt haben, zu tragen, und bie Seftaltungen, welche daraus hervorgegangen 
find, in der für unjer Königreich gebeihliäften Weife zu ordnen. Unferer 
landesväterlihen Abſicht, die innere Entwidlung des Sönigreiches nach allen 


Die füddentfigen Btanten. 173 


Richtungen zu fördern, ift die Landesvertretung mit Bereitwilligkeit entgegen- 
nelommen, und eine Reihe wichtiger, eingreifender und mwoblibätiger Geſetze 
find unter ihrer verfafjungsmäßigen Mitwirtung zu Stande gebradt worden. 
Die aufopfernde Thätigleit der Gejehgebungsausichüfle beider Kammern ver» 
dient hiebei Unfere befondere Anerkennung. Wenn auch Einzelneß, deſſen Ab⸗ 
ſchluß Wir in Iandesväterlicder Gärjorge für das Wohl Unſeres Landes zu 
wünjchen veranlaßt waren, nicht zu einer befriedigenden Löfung zu gelangen 
vermochte, jo find doch die Aufgaben, welche der gegenwärtig zu Ende gehende 
Landtag wirklich erledigt hat, jo umfaflender und beveutender Natur, wie fie 

- vor ihm noch kaum ein Landtag zu löſen berufen war. Wir jehen darum 
auch mit zuverfitlicher Hoffnung der Neugeftaltnng und Beflerung der inne» 
ren Verhältniſſe entgegen, welche fi aus den zu Stande gelommenen Geſetzen, 
insbeſondere aus den Socialgelegen und aus der Civilprozeßordnung, in Bälde 
ergeben wird. Gerne erfennen wir dasjenige an, waß die Landesvertretung 
zur Erhaltung der Drbnung und des Gleichgewichtes im Staatthaushalte 
beigetragen, und was fie gethan bat, um Unſeren Bemühungen, ſämmilichen 
Provinzen Unſeres Königreichs die zu ihrem Aufblühen erforderliche Vermeh⸗ 
rung wichtiger Verkehrsadern zu verjchaffen, den Erfolg zu ſichern. Wir bes 
grüßen mit Freude die Örundlagen, welche unter treuer Beihilfe der Landes⸗ 
vertretung für die befiere Organifation linferes Heeres, für die Erhöhung jei« 
ner Behrfähigkeit und für die gefegliche Regelung ter Militärftrafreihtspflege 
gavonnen worden find. In demjenigen, was unter Mitwirkung der Landes⸗ 
veriretung erreicht worden ift, jehen Wir eine erneute und erhöhte Bürgichaft 
für die Wohlfahrt Unjeres Königreiches, für die Erhaltung feiner Selbftän- 
digkeit und für die Erfüllung feines deutichen Berufes. * 


1. Mai. (Baden). Achtzig angefehene Männer ber katholiſchen Partet 
erlafien einen Aufruf „an das badifhe Volk“, worin fie bie Tes 
gehren ber Partei neuerbings formuliren, ben Minijterium Solly 
ein enifchiedenes Mißtrauensvotum entgegenfeßen unb „als einziges 
Mittel, um gefunde politiiche Zuftände wieder zu fchaffen”, bie 
Auflöſung des jebigen und die Einberufumg eines außerorbentlidhen 
Landtags auf Grundlage des birecten und geheimen Wahlverfahrens 
verlangen: 


„Die Mehrzahl unferer Kammerabgeordnieten, welche noch auf dem vers 
fiofienen Landtag die Politit des Minifteriums Mathy⸗Jolly in allen Theilen 
unterflügte, hat auf einmal ohne befondere Außere Veranlafjung fi zu dem 
Gefländniß genöthigt gejehen, daß die Haltung des großherzoglihen Staats⸗ 
minifleriums das Bolt nicht befriedige . .. Seit dem Jahre 1860 ift unfer 
Land mit confeffionellem Kader erfüllt. Religiöfe ragen werden alljeitig in 
den Bordergrund gezogen, weil man wohl weiß, daß es ein leichtes ift, durch 
Erregung confefjioneller Leidenschaft die dem Volk unliebfanen politifchen Ziele 
zu verbeden und um fo ficherer zu erreihen. Die Folge davon war, weil 
jeder Drud einen Gegendruck hervorbringt, das Entſtehen der katholiſchen 
Boltspartei, welche troß aller bei den Zollparlamentswahlen entwidelten bureau⸗ 
kratiſchen Beeinfluffung zum erfienmal dem In⸗ und Auslande beivieß, daß 
Bismark nicht Unrecht hatte, wenn er behauptete: „Die indirecten Wahlen 
find eine Fälſchung der Stimme der Nation!“ Es .iſt feitvem nicht beſſer ge- 
worden!... Anſtatt der Kirche ihre Selbfländigfeit zu gewähren und damit 
den Frieden zu fidhern, womit die Geſehe vom Jahr 1860 motivirt wurden, 
dienen dieje lekteren dazu, die Kirche zu Inechten und fie der Bureaufratie zu 
Füßen zu legen. Die Schulfrage wurde zum Nachtheil der Freiheit der 
Eltern entihieden — eine religidfe Erziehung im Anſchluß an ihre Kirche iR, 
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dem Prinzip der perlönlichen Gewiffensfreiheit zum Hohn, den badiſchen Pür 
gern gefehlih unmöglich gemadt. Anftatt der Kirche freie Lebensluft zu ge 
ftatten und gleiches Necht für alle zu fchaffen, verweigert man ihr durch 
Ausnahmsgejeie den Schug, den jeder Privatmann beanſpruchen kann. Die 
Kirche ift unfrei in Bezug auf die Verwaltung ihres Vermögens, in der 
Beſetzung ihrer Pfarreien, in der Belegung des erzbiihöfliden Stuhls! Die 
Geiſtlichen follen keine Staatsbeamten mehr jein, gleihwohl verlangt der 
Staat, der doch keine religiöfen Spnterefien mehr kennt, von ihnen eine beſon⸗ 
dere Staatsprüfung. Die Thatſache der jüngften Tage, dak man unſern 
hochw. Bistyumsverwejer wegen treuer Pflichterfüllung feiner Kirdye gegenüber 
zum Verbrecher am Staat maden wollte, bewies aufs deutlichfte, welche Ge⸗ 
finnungen gegen die Kirche und welche Unkenntniß katholiſcher Grundſätze und 
unferer ftrafrechtlihen Borjchriften in dem Staatsminifterium vorherrſchen 
Solchen Verhältnifien gegenüber muß Abhilfe geichehen. Wir ſprechen mit 
den Worten unſeres hochw. Bilchofs deßhhalb aus: „Wir halten Die abjolute 
Trennung des Staat von der Kirche keineswegs für den normalen und für 
die menſchliche Geſellſchaft zuträglichften Zuſtand, können aber, wenn der 
Etaat immer mehr feiner Pflichten und Berbindlichleiten gegen die Kirche ſich 
entledigt, nur darın eine Remedur finden, daß das Prinzip der Freiheit und 
Selbſtändigkeit der Kirche nach allen Seiten hin conjequent durchgeführt wird“. 
Darum verlangen wir: 1) vollftändige Trennung der Kirche vom Staat! 
Keine Begünftigung für die Kirche außer der Anwendung der allgemeinen 
Grundjäge des Rechts und der Freiheit, aber noch weniger Ausnahms geſetze, 
die jede freie Thätigleit unmöglihd machen. 2) Wir verlangen die vollftändige 
Treiheit der Kirche ihre Angelegenheiten jelbftändig zu ordnen — jelbftändige 
Verwaltung ihres Vermögens, felbftändige freie Bejegung der kirchlichen 
Aemter. 3) Wir verlangen für die Bürger des Landes das unbeichränfte 
Met von der allgemeinen Bereinsfreiheit, wie für die politischen auch für die 
religiöjen Vereine freien Gebrauch zu maden. 4) Wir verlangen entichiedene, 
redbli durchgeführte Schulfreiheit. Damit beftreiten wir nicht der Staats- 
regierung das Recht, den öffentlichen Unterricht zu beauffihtigen, aber wir 
verlangen für die Bürger die Freiheit, welde ihnen das jetzige EC chulgeiet 
raubt — die religiöje Erziehung ihrer Kinder in Verbindung mit ihrer Kirche 
bewirken zu dürfen. Cine „Staatderzichung“ können wir nie zugeftchen, denn 
wie der „moderne Staat” ſich geftaltet, ift eine foldye Ret3 eine Parteierziehung. 
Mit diefen Beſchwerden geben die beflagenswerthen ſtaatlichen Berhältnine 
Hand in Hand. Und hier find es ebenjomohl die materiellen Interefien 
als die freiheitlichen, melde das Bild des einft verherrlichten Muſter⸗ 
ftaats von der dunlelften Kehrfeite zeigen. Indem wir an der Geflaltung 
eineß großen föderaliftifch geeinigten Deutihlands mit Einfluß Lefterreichs 
feithalten, und überzeugt find, daß der norbbeutihe Bund zur Berarmung 
des Bolts führt und deſſen Freiheit verlümmert, beichränten wir uns bier 
auf die inneren badiſchen Zuftände Was ift auS der Steuerkraft unjeres 
Landes geworden? Mie kann fie fortbeftehen, wenn Handel und Gewerbe 
ftoden, wenn unergiebige Ernten den Ertrag des Bodens ſchmälern, wenn das 
Grundeigentum im Werthe herabfintt? Und gleichwohl wurden die difent- 
lichen Kasten gefteigert, beim Militär dur Vermehrung der Mannſchaft und 
dur Erhöhung der Dienftzeit, bei den Grundfteuern dur Zuſchläge auf Die 
beftehenden und dur Einführung neuer drüdender Abgaben. Die Bolitik 
von „Blut und Eiſen“ kennt im Menſchen nur ein Object für den WMilitaris- 
mus und in feiner Thätigfeit nur eine Quelle für die Steuerfhraube. Ber» 
minderung des ſtehenden Heer8, Herabſetzung der Dienftzeit, Einſchränkung im 
Staatshaushalt und Uebergang zu einem geredhteren Steuerſyſtem find die 
einzigen Wege zur Entfernung der betreffenden Uebel. Auch die freiheitlichen 
Anftitutionen. werden uns täglich mehr verfümmert und vorenthalten. Nire 
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gends haben ſich die Phraſen derjenigen weniger bewährt, welche durch bie 
zur Freiheit” zu gelangen vorgeben; nirgends hat der „Opfermuth“ 
ſolche — ** Renctionszuftände geſchaffen, und ſtatt des freien, ſelbſtverwal⸗ 
tenden Vürgerthums die Allmacht einer durch ein total veraltetes Staats⸗ 
dienergeſetz beſonders gehegten Bureaukratie jo jehr ausgeprägt wie in Baden! 
In Baden herrſcht das Syſtem des Stillſtandes, und eine anmaßende Clique 
ſucht die Gebrechen, an denen der Staat leidet, zu vertuſchen. Nur in Bezug 
auf dieſe Geſellſchaft find die höhniſchen Worte des norddeutſchen Staatſmannes 
anwendbar, daß der Süden Deutſchlands um ein Menſchenalter in der Geiftes- 
eultur gegen Preußen zurüdftebe... Insbejondere tbut noth: 1) Er 
mäßigung des Staatsaufwands durch weile Sparſamkeit, durch Berminderung 
der merihwinglihen Militärlaften, dur Vereinfachung der Berwaltung und 
Durch Abänderung des Staatsdienergeſetzes; 2) Selbfiverwaltung des Bolis 
an Stelle ver biäherigen bureaukratiſchen Bevormundung; 3) Beleitigung ber 
großen Ausſchüſſe in den Gemeinden und Einführung allgemeiner directer 
Wahlen für die Gemeindebeamten; 4) Revifion des Vereins⸗ und Preßgeſetzes 
im freiheitliden Sinn, ingbeiondere Berweifung aller Preßprozefie vor die 
Schwurgerichte; 5) Aufhebung der Standrechtsartilel 6314 u. ff. des Straf⸗ 
geſetzbuches. Die katholiſche Volkspartei erfenmt als daB einzige Mittel 
gefunde politifche Zuftände wieder zu Ichaffen: Auflöjung der jetzigen Ständes 
verfammlung und Einberufung eines außerordentlichen Landtags zur Schaff- 
ung eines neuen Wahlgeſetzes auf Grundlage des directen geheimen Wahlver- 
fahrens. Die katholiſche Bollspartei Ipricht ferner aus, daß hauptſächlich das 
Minifterium Jolly die Berantwortlicgkeit Für die Tyortdauer und Steigerung 
der aufgeführten Mißſtände und Berrängnifie trägt, und hält fi deshalb zu 
der Erklärung verpfliäte: daß daffelbe das Bertrauen des badiihen Volks 
nicht befigt. Die Erfüllung diefer Forderungen ift das einzige Mittel, 
das durch Leidenſchaften und Unverftand bis ins Herz erkrankte engere Bater- 
Iand vom Berberben zu reiten.” 


3. Mai. (Württemberg). Der greife Biſchof von Rottenburg + 


7. 


zu allgemeinem Bedauern in Folge der ihm wiederfahrenen Krän⸗ 
kungen und Anfechtungen. 


„ (Baben) Dem Aufruf und Programm der katholiſchen Partei 
vom 1. db. M. folgt der Aufruf ber demokratiſch⸗großdeutſchen Volles 
partei oder, mie fie fich jelber nennt, der „Wahlreformliga“ nebit 
bem Entwurfe einer Abreffe an den Großherzog. 


Der Aufruf iſt von 23 angefehenen Männern unterzeichnet, an 
der Spike ſtehen die Großdeutſchen Graf Berlichingen und der gewe⸗ 
fene Minifter v. Edelsheim und neben ihnen die Demofraten v. Teber, 
Venedey c. Die Actenftüde lauten: 

I. „Mitbürger! Die Lage des Landes ift eine ſolche geworben, daß 
alle Varteien die Unhaltbarkeit derſelben einfehen. Reben einer Militärlaft, 
die für die andern Zwecke des Staats feine genügenden Mittel übrig läßt, 
ſteht eine Höhe der Steuern, bie auf die Dauer nicht ertragen werben Tann, 
Liegt es auch nieht in unjern Kräften, beftinmend in die Geftaltung der deut⸗ 
ſchen Berhältnifie einzugreifen, und dadurd einen Zuftand zu bejeitigen, der 
mit den Anſprüchen des Volles auf Einheit und Freiheit heute nod im 
Widerſpruch fteht, jo find wir um fo dringender aufgefordert, unjer Streben 
auf den freiheitliden Ausbau unferer inneren Staatseinrichtungen zu Ienten, 
um dadurch neue unter allen Umftänden ausdauernde Garantien für die bür« 
gerlihe Freiheit und gegen Ueberbürdung zu gewinnen. Die Politik des jeit 
den Greigniffen des Jahres 1866 an der Spike der Geſchäfte ſtehenden Rini. 
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Reriums ift auf Ziele gerichtet, die den Anichauungen und dem Gharalier ur- 
ſeres Volks entichieden miberftreben, deren Erreichung überdieß unter de 
gegebenen Berhbältniffen unthunlid war, und unter den Einwirlungen der zur 
Zeit maßgebenden Eabinetspolitit auf unbeflimmte Zeit unthunlidy fein wird. 
Wohl erfennt und jhätt Badens Bolf die unzerreikbaren Bande, welde ı& 
an die andern Stänmte des deutichen Volkes knüpfen. Rur im Beren mit 
ihnen lönnen und wollen wir unjere Zukunft geftalten, aber wir wollen dich 
als freie Blieder einer großen Nation, nit als willenIoje Werl⸗ 
zeuge eines herrichenden Führers. Xrog alledem wurde der angeblich bevor- 
ftehende Anſchluß unſeres Landes und der übrigen füddentihen Staaten an 
den norddeutihen Bund benützt, um die politische Reformarbeit des Jahres 
1860 zu unterbredien, die Steuerkraft des Landes zu überbürden, und die 
Militärlaſt auf eine Höhe zu ſchrauben, welde ſelbſt in den bedrohlichſten 
Umfländen einer Steigerung kaum mehr fähig iſt. Daß dieſe Politik gehand- 
habt und bis heute fortgejegt werden konnte, ja, daß man ſelbſt füch in der 
Rage befand, deren große Anforderungen nur als einen Beginn der Opfer zu 
bezeichnen, die an das Volk zu beanipruden feier, daran ift in erfler Linie 
die Haltung unferer Bollsvertretung ſchuld — eine Haltung, deren Unridtig- 
feit neuerdings ſelbſt von den Führern der Majorität der zweiten Sammer in 
bervorftechender Weiſe anerkannt worden it! Im conftitutionellen Staat rich⸗ 
tet fi die Politit des Minifteriums nach der in den Kammern repräjentirten 
Stimme de8 Volkes. Allein die im Jahre 1818 erlaffene, jetzt veraltete 
Wahlordnung ermöglicht unter den jetigen Berhältnifien keineswegs einen 
vollftändigen und getreuen Ausdrud der Vollsmeinung. In öffentlihen und 
darum der Einwirkung einer übermächtigen Bureaufratie zugängliden Wahlen 
werden die Wahlmänner gewählt, und dieſe ſelbſt gar häufig Einflüffen preis- 
gegeben, welche weniger in dem Intereſſe des Landes und Bolfes, als in ört- 
lien und in perfönligen Rückſichten ihren Uriprung haben. Eine freie un» 
abhängige Volksvertretung ift durch eine allgemeine directe und geheime Wahl 
bedingt. Verlangen wir daher die Wahlreform! Die Fortentwid- 
lung unſeres Berfafiungslebens ift von ihr abhängig. Bon diefer Ueber⸗ 
jeugung ausgehend, ift am 11. v. M. eine Anzahl patriotiicher Männer aus 
verichiedenen Theilen des Landes in Achern zufammengetreten; fie bat zum 
Zweck der Durführung der Wahlreform die Erlaffung einer Adreſſe an Se 
k. Hoheit den Großherzog, jowie die Bildung einer das ganze Land umfai- 
ſenden Wahlreform-Liga beichloflen, und mit dem weiteren Vollzug einen 
gleichzeitig gewählten proviſoriſchen Gentralausihuß beauftragt. Derſelbe legt 
die heute von ihm beichlofiene Adreſſe biermit vor. Mitbürger! Bereinict 
euch überall in größeren und Lleineren Kreiſen zur eifrigen Mitwirlung bei 
diefem Vorgehen. Wahrlich, es ift Zeit, daB Badens Boll feine Meinung 
ausſpreche und vor aller Welt feinen Entihluß kund gebe, der in Wahrheit 
nichts anderes will, als deutſch und frei fein.“ 

II. Adreſſe: „Durchlauchtigſter Großherzog! Onädigfter Fürſt und Herr! 
Angefihts der ſchweren, von allen Seiten als unhaltbar betrachteten Lage des 
Bandes wenden wir uns in ebrerbietigem Bertrauen an Em. k. H., um frei» 
müthig auszufprechen, was dent Baterlande noth thut. Die Haltung des gegen⸗ 
wärtigen Minifteriums entbehrt der Zuftimmung des Landes. Die Unterftügung, 
welche die zweite Kammer in den legten Jahren der Regierung lieh, kann nicht 
als die Zuflimmung des Landes angefchen werden, denn diefe Kammer war 
nicht der wahre Ausdrud der Stimmung des Volkes. Urfade hievon ift die 
dermalige Wahlgejeßgebung, welche nicht geftattet, daß die öffentliche Meinung 
zur Geltung gelangt. In einer Sammer, gewählt von Wahlmännern im 
Ergänzungswahlen, die fi) auf vier zweijährige Perioden vertheilen, wird nicht 
der Gedanke der Gegenwart, fondern der von vorüibergegangenen Beitabfchnitten, 
und felbft dieſer mur abgejhwächt, zur Erſcheinung gebracht — ein ſchwerer 
Mifftand in diefer wechlelvollen Zeit, noch ſchwerer durch bie raſchen tief eine 
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greifenden Veränderungen, welche fih in derſelben vollgogen Haben, und zu 
welchen, als durchaus neuen Zuftänden, von neuen Standpunften aus Stellung 
zu nehmen if. Zieht man noch in Betracht, daR die Freiheit der Wahlen 
beengt, ja gefährdet if durch die Deffentlichkeit der Stimmgcbung, jo liegt der 
zwijchen der Bertretung und den Bertretenen berrichende bedenkliche Zwieipalt 
in feinen Urſachen offen zu Tag. Auch wir wollen mit Ew. I. &., daß bie 
Ginigleit erhalten werde, welche allein far! macht, daß das Öffentliche Recht 
des Landes durch fie feine Weihe erhalte, und alle Theile des Ganzen zu dem 
Einklang vereine, in welchem die geſetzliche Freiheit ihre fegenbringende Kraft 
bevähren kann. Dieſe Einigkeit aber fordert einen ungetrübten Ausdruck der 
öffentlichen Meinung, einen freien Austauſch derjelben zwijchen Fürſt und Boll. 
Ihn hemmen, heißt Uebel erzeugen und ins Innere zurückdrängen, welche die 
Grundlagen des Staats bedrohen. Burddrungen von dem Bewußtſein dieſer 
Uebelftände und der daraus entjipringenden Gefahren, geleitet von dem patrio- 
tijchen Streben nad) Abhilfe, vertrauend auf die bewährte conflitutionelle Ges 
finnung Ew. 1. H., geben wir der Nothwendigkeit einer Abänderung ˖ unjerer 
Wahlgeieggebung Ausdrud, und fielen zu deren Verwirklichung die ehr⸗ 
erbietige Bitte: Em. 1. H. wolle in verfaflungsmäßiger Weile die jekigen 
Kammern auflöfen und die ſofortige Wahl eines neuen Landtags anordnen, 
um demjelben ein Berfaffungsgejeb, berubend auf den Prineipien des allge 
meinen und directen Wahlrechts und geheimer Stimmgebung, vorzulegen." 


9. Mai. (Baden). Zur Unterſtützung ihrer forderungen an bie Re⸗ 


11. 


13. 


gierung ordnet die Fatholiiche Partei eine allgemeine Agitation und 
bie Abhaltung einer Reihe großer Volksverſammlungen an. Die 
erite findet in Bruchſal flatt, andere folgen in Freiburg, Engen x. 
„ (Helien). Die IL Kammer nimmt bas Militärpenfionsgefeh 
(nad) ben wejentlih niedrigeren preuß. Normen) mit 31 gegen 
6 Stimmen an. 

»„ (Baben). Der von ultramontaner und bemofratifcher Eeite 
eingeleiteten Agitation gegen ben Landtag jeben 131 angejchene 
Männer aus Mannheim als Bertrauensvotum für bie Regierung 
und die Landtagsmajorität eine „Erklärung“ entgegen, ber alsbald 
ähnliche aus Karlsruhe, Heidelberg ꝛc. folgen. 

Die Erklärung der Mannheimer wendet fi zunähft gegen die „ultra- 
montane Partei, welche nun auch als politiide Partei aufzutreten ſich gend« 
thigt erklärt.“ „Wie darf dieje Partei es wagen, über unjer Staatsichen ab» 
zuurtheilen, fie, Die zum ganzen gegenwärtigen Staat3» und Eulturleben in einem 
unverjöhnlien Gegenſatze febt, fie, weldye die edelſten Grundſätze, Ervungen⸗ 
ſchaften und Zielpuntte der modernen Eultur, wie e3 in der Enchelica geſche⸗ 
ben ift, als verwerflich bezeichnet ? Wie darf fie wagen, von „Berböhnung 
des Princips der perjönlichen Gewiſſensfreiheit“ in cimen Lande zu reden, wo 
Gleichſtellung aller teligiöfen Belenntniffe nicht allein gejeglich feftgeftellt, fon» 
dern aud) thatſächlich durchgeführt iſt? Wie kann fie die Stimme für poli» 
tifche Freiheit erheben, während fie jonft überall, joweit fie die Macht in Hän- 
den hatte, in freiheitfeindliden Sinne gewirkt Hat? Wir weiſen daS als die 
Kundgebung einer culture und freiheitfeindlihen Partei zurüd..." Zum 
zweiten: „Es ſei nicht wahr, das die Lage des Landes eine unhaltbare iſt 
(mie die Wahlreformliga jagt). Ueberall herrſche Ordnung, Ruhe; Gewerbe, 
Handel,. Landbau, Imduftrie gehen ihren Gang; freifinnige Inſtitutionen, wie 
faum anderwo; an der Rechtſprechung, an der Berwaltung nehmen die Bür⸗ 
ger Theil. Vereins⸗ und Verſammlungsrecht im weiteſten Umfang ; liberale 
Behandlung der Preſſe. Gänzlih grundlos ift, Daß „die Politik unjeres 
Minifteriums auf Ziele gerichtet ſei, welche den Auſchauungen und dem Cha⸗ 
rakter unferes Volles widerfireben.” „Unier Bolt will eine „nationale und 
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freiinnige Politik. ine ſolche befolgt unfere Regierung...” „Unfjer Boll 
fordert aber auch unabweißbar die Errichtung bes dbeutichen, auf Einheit un 
Treibeit gegründeten Bunvesftaates. Gerade biejeß Ziel aber hat ſich unſere 
Regierung geiegt, alle ihre Beitrebungen find darauf gerichtet. Erreichen un) 
behaupten aber läßt e8 fi nur, wenn bie Ration in ber Lage iſt, dem Xu: 
lande gegenüber dafür mit ihrer ganzen Kraft einzutreten. Die Biltung 
eines Nationalheers ift darum die Aufgabe, welde unter den gegenmwärtiuen 
politifchen Verbältnifien die nächſte und unerläßlichfte if. Die Opfer datür 
find groß; aber fie nicht bringen wollen, hieke das Ziel und Die Ehre der 
Nation preisgeben... Nach allem diefem müflen wir der von den Ultramon⸗ 
tanen und der fogenannten Wahlreformliga gemeinfam geftellten Forderung: 
„die Kammern aufzulöfen und zur Schaffung eines neuen Wahlgefees auf 
Grundlage des directen und geheimen WBahlverfahrens fofort einen außeror⸗ 
dentlihen Landtag zu berufen“, entgegentreten. Wir leugnen die Dringlichkeit 
diejer Forderung, angefichtS des beinahe innerhalb derſelben Friſt, welche die 
Auflöfung und Neuberufung der Kammern erheifcht, ſtattfindenden regel- und 
geiegmäßigen Zujammentritts der Abgeoroneten, wo überdieß dem Volke bei 
den bevorftehennen Wahlen Gelegenheit gegeben ift, jeinen Willen im Zlarer 
und unzweideutiger Weile zu erkennen zu geben. Was aber die Wahlreform 
ſelbſt betrifft, jo jehen wir von der Beurtheilung der Zweckmäßigkeit derjelben, 
jowie von der Trage, ob fie unter den eben vorliegenden Berbältniffen in der 
That einen reineren Ausdruck des Volkswillens ermögliche, hier ganz ab. Wir 
fordern lediglih, daß deren Beurtheilung dem in Bälde orbnungsmäkig zu- 
famntentretenden nächften Landtag vorbehalten bleibe... .” 


Mai. (Bayern). Allgemeine Wahlen zum Landtag: bie patriotijche 


Rartei erringt mit 79 gegen 75 Stimmen das Uebergewidt. 

Die proteftantifche Bevölkerung und die Städte, auch die mit ganz ober 
doch überwiegend katholiſcher Bevöllerung, voran die Hauptſtadt München, 
wählen durchjchnittlich Liberal, das katholiſche Landvolk dagegen faft ausnahms- 


. 108 patriotiih. Nach den Provinzen ift das Reſultat folgendes: 


Patrioten Liberale 
19 7 


Oberbayern 

Niederbayern 19 — 
Oberpfalz 14 2 
Schwaben und Neuburg 13 6 
Kheinpfalz — 20 
Oberfranken 3 14 
Mittelfranken — 18 
Unterfranken 11 8 


79 75 

Die liberale Mittelpartei, die in der vorigen Kammer die große Majo⸗ 

rität ausgemacht hatte, ift dabei auf 20 Mitglieder zuſammengeſchwunden. 
„ (Baden). Große Lanbesverfammlung ber Xiberalen in Offen: 
burg. Gegenüber der ultramontanen und demokratiſchen Agitation 
gegen bie Regierung und ben Landtag verftänbigen fih bie eine 
Zeit lang getrennten Fractionen (der ſog. Dffenburger und ber 
Regierung) wieder unb beſchließen einmüthig eine Refolution, welche 
ber Negierung bie entſchiedene Unterflüßung aller Liberalen zufagt, 
wofern fie beren Programm treu bleibe, und eine Adreſſe an ben 
Großherzog: 

„Durchlauchtigſter Großherzog ꝛc. Die leidenſchaftlichen Angriffe, mit 
denen eine unternehmende und über bedeutende Hilfsmittel gebietende Partei 
in neuefter Zeit die höchjften Güter unferes inneren StaatSlebens bebroht und 
ſich nicht ſcheut, ihre felbftfüchtigen Wunſche als Kundgebung der Ueherzeugung 
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des gelammmten badiſchen Volles vor den Thron unferes erhabenen Laudes-⸗ 
fürften zu tragen, macht es auch uns zur Pflicht, unfern Veberzeugungen vor 
Em. k. Hob. einen offenen Ausdrud zu verleiher Hiezu fühlen wir uns um 
jo mehr gedrängt, als mit dem Angriffe auf den Ausbau eines freiheitlichen 
Staat3lebena fich gleichzeitig das Streben verbindet, die Maſſe des Volks irre 
zu machen in jeinen Pflichten und Leitungen für die Einheit und Sicherheit 
unjere3 gemeinjamen beutjchen Baterlandes. Em. k. Hoheit haben in dem 
gejegneten Jahre 1860 immitten der begeifterien Kundgebungen Ihres. Volfes 
dem Baterlande eine neue Zeit gerechter und freifinniger Fortſchritte auf allen 
großen Gebieten des Staates verheißen und jenen erhabenen Worten ift in- 
zwiſchen, in ftetigem Fortgange, wenn auch in ſchwerem Ringen mit wider⸗ 
ftrebenden Berhältnifien, die Verwirklichung gefolgt. Das badiſche Bolt, in 
feiner überwiegenden Mehrheit, kennt und liebt jene hohen Bitter, welde ihm 
durch die Weisheit eines hodhfinnigen Yürften, durch erleuchtete Staatsmänner 
und eine vaterlandsliebende Bollsvertretung in Jahren zujammenftimmender 
Thätigfeit verliehen worden find. Die Förderung, melde die Zuſtände unferes 
Zandes in allen Kreijen geiftiger und materieller Interefien, vor Allem durch 
die belebende Berufung des Volkes jelbft zur Mitbejorgung der Öffentlichen 
Angelegenheiten empfing, hat die Bürger Badens mit der tiefften Ueberzeu⸗ 
gung bejeelt, daß nur in der kraftvollen und ununterbrocdenen Durchführung 
der begonnenen Reformen das Heil des Staate8 und das Gedeihen aller ſei⸗ 
ner Ölieder begründet jein könne Diejes Gefühl bat felbft unjere Gegner, 
die ultramontanen Feinde jeder freibeitlihen Beitrebung, durchdrungen. Sie 
jucdden in ihren neuejten Sundgebungen das Bolf irre zu leiten, indem fie in 
ihr Programm eine Reihe von Forderungen freifinniger Fortſchritte aufneh- 
men. Das Beitreben, die minder mit diefen Dingen vertrauten Volkstheile 
zu täujchen, muß und wird mißlingen, wenn die Geſetzgebung des Landes in 
bewährter, verfajjungsmäßiger Weije, ohne Aufihub, aber in umfichtiger Ber 
rüdjihtigung der Verhältniſſe, diejenigen Yortichritte vollzieht, welche für das 
difentlihe Wohl des Landes heute als eripriehlih und dringend bezeichnet 
werden müſſen. kit bejonderer Xebhaftigkeit wird der Ruf nah Einführung 
des allgemeinen Stimmrechte mit directem und geheimem Wahlverfahren er- 
hoben und zugleid verlangt, daß dieje tiefeingreifende Veränderung der Ver» 
faffung unter Auflöjung der gegenwärtigen Kammern einem außerordentlichen 
Zandtage vorgelegt werden möge. Auch wir find der Meinung, daß einzelne 
Gebiete unjerer Verfaffung, die fi, unter den früher beſtandenen inzwiſchen 
geänderten Zuftänden, lange Zeit al3 cine Quelle des Gedeihens für das Land 
bewährt haben, einer zeitgemäßen Berbejierung unterzogen werden jollten. 
Hiezu rechnen wir eine Yortentwidlung der Wahlordnung im Sinne der Bes 
gründung des politiicden Wahlrechte8 auf der Grundlage des Staatsbürger- 
rechtes und einer Begünftigung der Unabhängigkeit der Wahlen durch in» 
führung eine8 geheimen Stimmverfahrens. Ebenſo erachten wir e8 als ein 
zeitgemäßes Bebürfniß, daß durch eine verbefierte Einrichtung der gegenwärti⸗ 
gen Wahlart, in Berbindung mit einer erheblichen Abkürzung der Dauer der 
Abgeordneten- Mandate, dem unvermittelten Ausdrude der Bollsüberzeugung 
in der Bollsvertretung jede thunlidde Yörderung zu Theil werde. So jehr 
wir aber die bejchleunigte Erreihung diejer Verbefierung, zur Bejeitigung der 
im Volke von Uebelwollenden verbreiteten Irrthümer, auch unferfeit3 münjchen, 
fo glauben wir doch nicht, daß Gründe vorliegen, dieſe Ziele in ungewöhn« 
licher Weiſe unter Berlafjung der geordneten Bahnen zu erftreben. Wir 
wünjden um ſo mehr, daB dieje Aufgaben der Thätigkeit des nächſt zuſammen⸗ 
tretenden ordentlichen Landtages vorbehalten werben, als wir die Ueberzeugung 
hegen, dab die erwähnten Verfaffungsreformen nicht einzeln für ſich vollzogen 
werden können, fondern daß mit ihnen zugleid) die wichtigen Tragen einer 
Umbildung des Veltandes der Erften Kammer nad den Intereſſenkreiſen der 
Gegenwart, die Berleihung des Rechtes der Initiative an die Voltsvertretung 
12 
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und die Abkürzung der beftehenden Bubgetperiode einer forgfältigen Prüfung 
unterzogen werben mäüffen. Bas unabläfiige Bemühen der Gegner Des m 
dernen Staates, auch in unjerm Lande den gehäfiigen Zwieſpalt der Gonfefjionen 
aufs Reue zuerregen und insbeiondere das verbienftuolle Streben um Hebung 
der ftaatlihen Anftalten der Bollsbildung als einen verderblichen Angriff aur 
die religidfen Ueberzeugungen des Volkes zu verbäcdhtigen, muß uns, nach den 
feit 1860 gemadhten Erfahrungen, zu der Ueberzeugung führen, daß ein Sieg 
über dieſe Veſtrebungen nur von der unverzögerten und abſchließenden Bollen- 
dung der im Wege der Geſetzgebung begonnenen Ausicheidung flaatlidder und 
kirchlicher Befugniffe erwartet werben könne. Königlihe Hoheit! Wir Ale 
fühlen den ſchweren Ernfl der Zeit, in welcher Baden des Eegens einer flaat- 
lien Berbindung mit dem unter Preußens Führung im norddeutichen Bunde 
geeinigten Theile der deutichen Nation entbehrt, und dermod alle unter dem 
Drude der berrichenden Weltlage gefleigerten Pflichten trägt, weldye unter lei⸗ 
nen Umfländen dem deutiſchen Baterlande verſagt werden dürfen. Denn aud 
unter ungünftigen Berhältniffen wird das badilhe Bolt nimmernehr den 
Berlodungen einer Partei folgen, welche nit etwa den natürliden Wunſch 
hegt, die Laſten des Landes für das Heerweſen auf das Maß des durchaus 
Nothwendigen zu vermindern, fondern es vielmehr als patriotiſche Pflicht an- 
preift, die Sache des Baterlandes, inmitten der ernſten Gefahren der Gegen⸗ 
wart, der Wehrlojinkeit zu tiberliefern. Wir werden vertrauenspofl und un- 
erigütterlich der Yührung Em. k. Hoheit folgen auf jenen Wegen der Pflicht 
und Ehre, welche uns mit Sicherheit zur erjehnten Einheit des nationalen 
deutſchen Staates hinüberführen. Möge Em. k. Hoh. wie im Jahre 1860, 
fo auch jegt dem edeln und guten Geiſte Ihres getreuen Volkes vertrauen und 
alle patriotiichen Kräfte zu freudigen Zuſammenwirken in erneuter rüftiger 
Thätigleit aufrufen auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens, welche der 
BVerbeflerung noch bedürfen — dieſer erhabene Ruf wird, wie immer, einen 
gewaltigen Wiederhall im Lande finden und die Beſtimmung Baden, in 
furdtlojer Treue zur großen Sache des einheitlidhen deutſchen Staates zu 
er wird im Herzen Ihres Volles eine mächtige und dauernde Stärkung 
empfangen.” 


25. Mai. (Baben). Abſchluß eines militäriihen Freizügigleitsvertrages 


26. 


mit dem norbd. Bunde. 


„ (Hefien). U. Kammer: Debatte über den Antrag ber Abgg. 
Goldmann u. Fink, bie Heranziefung ber Militärperfonen zu ben 
Communalauflagen betr. 


Der Untrag hat dic im Bundesgeſetzblatt des nordd. Bundes beröffent- 
lite Verordnung zum Gegenftand, welche die Militärperfonen von der Heran⸗ 
ziehung zu Communalabgaben befreit, und if dahin formulirt: die grob. 
Regierung zu erjuden 1) mit aller Entichiedenheit auf Zurücknahme der frag- 
lien Verordnung hinzuwirken; 2) die Behörden anzumweiien, der Verordnung 
vorerft keine Folge zu geben; 3) von diefer Meinung an die Behörden dem 
großh. Kriegsminifterium zur Bedeutung der Offiziere ꝛc. Kenntnig zu geben. 
Bei der Berathung zeigt ſich keine Meinungsverjchiedenheit darüber, daß das 
Bundespräjidium weder nach der YBundesverfafjung, noch nad der heſſiſchen 
Militärconvention zum Erlaß der gedachten Verordnung competent geivejen 
je. Es wird nur von Seiten der Abgg. Dernburg und Hoffmann darauf 
bingewiefen, daß man fi darauf zu beicgränten habe, alles aufzubieten, um 
die Zurüdnahme der Verordnung zu erwirten, während die weitergehenden 
Anträge des Ausſchuſſes einen unzuläffigen Act der Auflehnung und Selbſt⸗ 
hülfe gegen die Bundesgewalt enthielten. Fur die Anträge des Ausfchuffes 
jprechen die Abgg. Goldmann, Fink, Kraft, Dumont, Curtmann und Wernher. 
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Bei der Abſtimmumg werden der Untrag sub 1 mit allen Stimmen, die 
Unträge sub 2 und 3 gegen eine Minderheit von nur 10 Stimme an- 
genommen. 


29. Mai. (Bayern). Eircularbepeihe bes Fürften Hohenlohe über has 


” 


Ergebnif der Landtagswahlen: 


Die Depeihe geht von der irrthümlichen Anfiht aus, daß fi in der 
neuen Kammer 77 Glericale und 77 Xiberale (fatt 79 gegen 75) gegenüber- 
Reben würden und fährt dann fort: „Der Regierung konnte dieſes Refultat 
nicht unerwartet fein; es ift eine befannte Erfahrung im politischen Kleben, 
daß in erregten Zeiten und wenn fi die Beſtrebungen der Barteien in leiden» 
ſchaftlicher Weiſe gefteigert haben, ſtets die Ertreme von einem gewiſſen äußer⸗ 
lichen Erfolg begleitet find, und diejenigen Parteien, weldde mit Ruhe und 
Beionnenheit vorangehen wollen, für eine Zeit lang in dem Mahllampfe in 
Der Minderheit bleiben. Bei der großen Rührigleit, insbeiondere der clericalen 
Richtung, bei den bedeutenden Mitteln zur Agitation, über welche fie verfügt, 
wäre fogar ein Sieg diejer Partei keineswegs unmöglich geweſen und war jo- 
gar von verſchiedenen Seiten erwartet worden. Um jo mehr kann die Regie 
rung fi) damit zufrieden erflären, daß «8, ohngeachtet aller Anftrengungen, 
ihren Gegnern nicht gelungen ift, die Majorität in der Kammer zu erlangen, 
und auch ſelbſt daS gegenwärtige Rejultat nur dadurch erreicht werden konnte, 
daß die antiliberale Richtung, um deren Sieg es fih im Schooße dieler Partei 
handelte, mittelft der vorgeichobenen Sorge für die Selbfländigfeit der Krone 
und des Landes und mittelft der wohlbenüstten Abneigung der Mehrheit des 
Bolles gegen eine Unterwerfung unter preußiſche Cherhoheit maskirt wurde. 
Die ausgeiprochene Anſchauung der überwiegenden Mehrheit der Bevölkerung 
aber, nicht in den norddeutſchen Bund eintreten zu wollen, fann die Regierung 
nur als — wenn auch von den gegneriſchen Führern nicht beabfichtigte — 
Zuflimmung zu der von ihr bisher verfolgten Politik anjehen, denn gerade 
dieſer Grundjag mar es, der die äußere Politik Bayerns bisher leitete, und 
welchen zu verlafien das Minijterium weder Anlaß noch Neigung gehabt 
hätte. . . Ueberdieß hat fi gezeigt, daß jedenfalls in den Städten und in 
einem großen Theile des Landes die clericale Richtung überhaupt feinen 
Boden bat. Unter diefen Umftänden ift dem gegenwärtigen Minifterium jein 
Berbalten ar vorgezeihnet. Dasjelbe hat feine Beranlaffung, fo lange 
Seine Majeſtät der König ihm fein allechöchftes Vertrauen bewahrt, die Ges 
ſchäfte niederzulegen, und noch viel weniger, eine andere als die bisherige 
Bolitit im Innern ſowohl als nad außen einzujchlagen. Was insbefondere 
die Geſetzgebung in inneren Angelegenheiten betrifft, jo ift allerdings bei der 
dorausfichtlich ſchwankenden Majorität zur Zeit ein weitere& Vorgehen in den 
Reformbeftrebungen nicht wohl thunlich; es ift dieß aber auch keineswegs 
nöthig. Denn e8 wird nur zum Beſten des ande dienen, wenn bie vielen 
umfangreichen neuen Gelee allmälig ſich in dem focialen Leben einzubürgern 
Zeit haben, wenn eine Pauſe in der bisherigen Fruchtbarkeit der Legislation 
eintritt, wenn man eine Conſolidirung der bisherigen Erfolge erwartet, ehe 
man mit Neuerungen vorangebt. Daß aber die bisherigen Errungenſchaften 
wieder aufgehoben würden und eine den Beſtrebungen der lebten Sabre ent» 
gegenarbeitende Strömung in der Geſetzgebung Pla greifen könnte, dazu 
reicht die Macht der clericalen Bartei nit aus; ganz abgejehen davon, daß 
fih jet ſchon Anzeichen finden, es werde fi) alöbald innerhalb diefer 77 
clericalen ®ewählten eine Scheidung vollziehen, indem hierunter eine große 
Anzahl wohldentender, ruhiger und patriotiſcher Männer zu zählen ift, welche 
ee geneigt fein werden, die Zwede der extremen Barteiführer mitzu- 

oigen. . . ” 


„ (Baden). Antwort des Großherzogs auf bie Adreſſe ber 
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liberalen Lanbesverfammlung in Offenburg durch Schreiben an ben | 
Minifter Jolly: 


„Mit aufrichtiger Befriedigung empfing ich heute die Moreffe, welche die aus 
allen Theilen des Landes in Offenburg verfammelten Männer am 23. Mai 
beilofien haben. Indem ich Ihnen diejelbe zur Mittheilung an das Staat: 
minifterium überfende, beauftrage ich Sie den LUinterzeichnern der Adrefie aus⸗ 
zuiprechen, wie dankbar ich die hingebende, thatfräftige Unterflügung Ichäse, 
welde fie, mit Hintanſehung jeder andern Rüdficht, für die ungeſchwächte 
Yortführung der freifinnigen und nationalen Politit meiner Regierung ver- 
heißen. Ich füge darauf das Vertrauen: es werde, mit der Kraft, welche bie 
Eintracht verleiht, gelingen, mein Volk zu dem Ziele zu führen, das ich mir 
als höchſte Regentenaufgabe geftellt babe: ein freies Staatälchen im Innern, 
ruhend auf der fihern Grundlage geiftiger Bildung und filtlichereligiöien 
Ernftes, und muthige, entichloffene Theilnahme an der nationalen Wiedergeburt 
Deutſchlands.“ 


Dagegen befiehlt ver Großherzog, ben Adreſſen der uliramontanen 
und ber bemofratifh-großbeutihen Partei um Auflöfung bes Land⸗ 
tags nad dem Antrag bes Minijteriums keine Folge zu geben. 


Es find aus 123 Gemeinden ſolche Adrefien eingelaufen. Die minifterielle 
Beweisführung gegen diefelben beruft fi auf die an „Einflimmigleit gren- 
zende Zuftimmung beider Kammern zu der politischen Richtung der Regierung,” 
und verfichert, daß die „Treiheit der Kirchen in kirchlichen Angelegenheiten“ 
volftändig gewahrt fei. Zu einer Auflöfung der Kammern fehle es an jedem 
eonftitutionellen Grund. Es müßte, jo meint der Minifter, zur Auflötung 
aller Staatsordnung führen, wenn mit Außerachtlaſſung der verfafjungSmätignen 
Formen, in welden allein in den Beichlüfien der Kammern, beziehungsmeite 
in den Wahlen zu ten Sammern, der politiihe Wille der Viehrbeit zum 
Ausdrud gelangt, die Willensmeinung einer größeren oder geringeren Zahl 
Einzelner als maßgebend betrachtet würde, die ohne Mandat, außer Zuſam⸗ 
menhang mit der Regierung, ohne im Beſitz des zu politiichen Entihlüfien 
und Handlungen nothwendigen Material$ zu jein, unter dem Gindrud 
momentaner Stimmungen beftimmte politifhe Acte für wünſchenswerth over 
nothivendig erllären. Im Uebrigen wird die fofortige Berufung eines neuen 
Landtags als einer thatjächlichen Bedeutung entbehrend bezeichnet. Tie Aus- 
arbeitung des Budgets fei bereit3 in Angriff genommen, und ebenſo zahl 
reihe Geſetzentwürfe jo weit vorbereitet, dag der Landtag Anfangs September 
zufammentreten könne. Ein fofort auszufchreibender neuer Landtag könnte mit 
NRüdfiht auf die für die Wahlen erforderliche Zeit nit vor Anfang Auguft 
zuſammenkommen; e8 würden alfo höchſtens vier Wochen gewonnen, „wogegen 
zum großen Nachtheil für die mit den Kammern zu erledigenden Geſchäfte 
die jet begonnenen Vorarbeiten für die Borlagen unterbrochen werten müßten.“ 
Unter dielen Vorlagen befinde fih aud ein Geſetzentwurf über Erweiterung 
des Wahlrechts zur zweiten Sammer, über welchen in außerordentlicher Seſſion. 
abgejondert von den Übrigen Vorlagen zu verhandeln, cin genügenter Grund 
nicht vorliege. Aus allen diefen Gründen wird denn gefolgert, dab das Ber 
langen der „Latholiihen Volkspartei“ feine Berüdfichtigung verdiene. 


40. Juni. (Baden). Beginn ber Ngitation für die beporjtchenben 
Landtagswahlen. Bisthumsverweier Kübel forbert die katholiſchen 
Geiſtlichen auf, ſich baran lebhaft zu betheiligen, indem er fic an 
ihre Beilüffe v. 19. Dec. 1867 erinnert. 
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14. Zuni. (Helfen). IH. Kammer: Der Abg. Hofimann interpellirt bie 


28. 


Regierung neuerbings wegen ber mit bem Biſchof von Mainz abge: 
Ichloffenen Convention, 

da wiederholt behauptet werde, biefelbe fei von der Regierung in einer 
anderen als der im Jahre 1860 der I. Kammer vorgelegten Taflung von der 
Regierung acceplirt worden, nämlich in einer durch Bemerkungen des Papſtes 
v. 2. 1856 veran veranlaßten. 

Der Minifterpräfident v. Dalwigk antwortet, bie Uebereinkunft 
ſei nach der Faſſung von 1854 angenommen und den Ständen 
(i. J. 1860) vorgelegt worden, ſpätere Verhandlungen ſeien erfolg⸗ 
los geblieben; bie Uebereinkunft ſei bis 1866 in Wirkſamkeit ge: 
weſen und dann aufgehoben worden. 


„GHeſſen). Eine Petition an ben Großherzog für Eintritt in 
ben norbd. Bund wird von bemfelben nicht angenommen, 


» (Hefjen) Die IL Kammer befchließt die Annahme bes norbb. 
Bunbesgefeßes bez. metrijches Maß und Gewicht auch für den füb- 
lihen Theil des Landes, 
„ (Bürttemberg). Der Profeflor ber Kirchengeſchichte an ber 
Univerfität Tübingen, Dr. Hefele, wirb vom Domcapitel von Rotten⸗ 
burg einftimmig zum Biſchof der Diöcefe gewählt. Die öffentliche 
Meinung ſchenkt der Wahl ungetheilten Beifall. Die römiſche Curie 
Tann gegen biejelbe nichts einmwenben, obwohl fie nicht in ihrem 
Sinne ift. 
„ (Baden). Ein Erlaß bes Minifteriums des Innern 
wiederholt feine vom Gapitels-Bilariat beftrittene alleinige Zuſtändigkeit 
über die Trage, ob der extommunicirte Bürgermeifter Stromeyer nit mehr 
geieglihes Mitglied der katholiſchen Stiftungscommilfionen fein dürfe. Auch 
wird der Rechner der kirchlichen Stiftungen in Konſtanz dafür verantwortlich 
gemadt, ferner feine Zahlung zu leiften, wenn nicht das Zahlungsderret vom 
Bürgermeifter Stromeyer mitunterzeichnet und dadurch der Nachweis von 
deſſen Mitwirkung bei dem bezüglichen Beichluffe der Stiftungscommiffion 
erbracht erjcheine. 
„ (Heffen). DO. Kammer: Der Abg. Hoffinann erflärt die Ant: 
wort des Minijterpräj. v. 14. Juni bez. Mainzer Convention für 
ungenügend und trägt auf Vorlegung fämmtlidher Actenftüde an, 
indem es aus einem Briefe des Biſchofs SKetteler von 1866 und aus den 
beftimmten Behauptungen eine am Mainzer Seminar angeftellten Profeſſors 
Brud in feinem mit biſchofl. Approbation erſchienenen Buche „die oberrbein. 
Kirdjenprovinz“ als im hödften Grade wahrſcheinlich hervorgehe daß die Auf⸗ 


hebung der Convention i. J. 1866 nur eine ſcheinbare geweſen ſei, daß fie 
vielmehr virtuell nad wie vor fortdaure, 


Der Antrag wird an eine Commiſſion gewieſen. 
„ (Bayern). Fürft Hohenlohe, von ben europ. Mächten in 
feiner Anregung zu einer Berftänbigung bez. bes bevorfichenben 
Concils nicht unterftüßt, wendet ſich nunmehr, indeß mit nicht viel 
größerem Erfolge, an die anderen fübd. Regierungen und an Preußen 
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und fordert fie zugleich auf, fi von ten theol, und jurift. Facultãten 
ihrer Lanbesuniverfitäten Gutachten über folgende Fragen abgeben 
zu lafien: 

„1) Weldhe Ubänderungen werben in den bisherigen praktiſchen und theor- 
tiigen Grundſatzen über die Beziehungen der Fire zum Etaat eintreim 
müflen, wenn die Lehren des Syliabus und die Unfehlbarkeit des Papſtes auj 
den nädften Concil zum Dogma erhoben werden? 2) Werden fi bie 
Kirchenrechtslehrer für verpflicgiet erachten, die Lehre ven der göttlich angı- 
ordneten Herrihaft des Papſtes über die Monarden, als zur Slaubenslichre 
gehdrig, für die Gewiſſen aller Chriſten als bindend zu erklären? 3) Merten, 
ſich die Kirchenrechtslehrer für verpflichtet erachten die perſönlichen und realm 
SImmunitäten des Clerus als juris divini, daher zur Glaubenslehre gehörig 
und für die Gewiflen aller Chriſten bindend, zu erflären? 4) Gibt es 
Kriterien, nad welchen zu beurtbeilen ift ob die Anipradden des Papſtes ex 
cathedra dogmatiſche Kraft haben, und daher für die Gewiſſen aller Chriften 
bindend find, oder nicht, und welches find diefe Kriterien? 5) Welchen Einfluß 
werden Ausiprücde des Concils, wie fie in den vorhergehenden Punkten angc- 
deutet find, auf den Bollsunterricht haben ?* 


Die betr. Regierungen geben auch auf bie lehtere Anregung nicht 
ein, Dagegen richtet ber Fürſt bie Aufforderung jeinerfeits an bic 
theol. und jurift. Facultäten ber Univerfitäten Münden und Würz- 
burg. Die Gutachten, bie fich theilweije in Mehrheits⸗ und Minber: 
beitsgutachten Tpalten, werden fpäter auch wirklich erftattet und ver: 
öffentlicht. 





1. Juli. (Baben). Der evangeliihe Prebigerverein erklärt fi nad 


eingehender Beratbung für bie Einführung ber obligatorijchen 
Givilehe. 

„ (Helfen). Die I. Kanımer beichließt ben fortwährend Iceren 
Berfprehungen ber Regierung gegenüber mit allen gegen 8 Etim: 
men, daß es 

„dringendes Bebürfniß fei, die wiederholt gegebenen Zuſicherungen einer 

zeitgemäßen Aenderung der Verfaſſung der evangel. Kirche endlich zur Erfül- 
lung zu bringen.“ 
„ Die in Münden verjanmelte Bunbesliquibations -Commiifien 
einigt fig über bie künftige Behandlung bes gemeinfhaftlidh bleiben: 
ben Materials in den Feitungen Ulm, Raftatt, Landbau und Mainz 
und ftellt die Vereinbarung in einer allfeitig unterzeihneten Ueber⸗ 
einkunft feit. (Die Urkunden barüber werben am 14. Nuguft aus: 
getaucht und ebenjo nunmehr auch biejenigen über ben Bertraa 
vom 30. Oct. 1868 „die Erridtung einer Yeltungscommijjien 
betreffend.“) 

I. Vertrag die Errichtung einer Feſtungscommiſſion be— 
treffend v. 10. Oct. 1868. Se. Maj. der König v. Bayern, Ce. Maj. 
der König von Württemberg und Se. k. Hoheit der Großherzog von Baden 
haben beſchloſſen über Einjegung einer gemeinſamen Feſtungscommiſſion in 


Verhandlung zu treten, und haben zu biefem Vehufe mit Vollmacht verfchen: 
Se. Mai. der König von Bayern: Se. Durchl. den bayeriſchen Staatsutinifter 
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des Tal Haufe und des Aeußern ürfien von a rn 
Se. Exc. den bayeriihen Kriegsminifter Frhrn. v. Pranckh; Se. 
König von Württemberg: Se. Exec. den Chef des k. —— * — 
departements, Frehrn. d. Wagner, den k. wurtiembergiſchen wirklichen Staats⸗ 
rath v. Scheurlen, den Oberſten und Generalſtabschef v. Suckow; Se. k. Hoh. 
der Großherzog von Baden: Se. Exe. den badiſchen Kriegsminiſter, General⸗ 
Itentenont v. Beyer, Se. Exc. den groß. bad. Gel. und bevofim. Min. am 
Hofe zu Münden, Gch. Rath v. Mohl, welche nach vorgängiger Mittheilung 
der gegenfeitig in Ordnung befundenen Vollmachten, vorbehaltlih der Ratifi⸗ 
eation über folgende Artilel übereingelonmen find: Art. 1. Bayern, Württens 
berg und Baden beftellen eine ftändige fychtungscommiifion m.t jährlich wedjiel- 
dem Sit in Münden, Stuttgart und Karlsruhe. Ten Rorfit; führt vorläufig 
Bayern zunähft auf 3 Jahre. Urt. 2. Die Commiſſion beſteht aus Bertretern 
der genannten drei Staaten. Jeder Stant kann nıchrere Mitglieder zu derjelben 
abordnen, doch kann für jeden einzefnen Staat nur je ein Botum abgegeben 
werden. Der Commiſſion wird von den drei Regierungen das erforderliche techniſche 
und adminifirative Hiülfsperjonal gemeinfam zugewieſen. Art. 3. Die Eoms 
miſſion hat die Aufgabe, die Berwaltung des gemeinſamen Feftungsmaterials 
der vormaligen Bundesfeſtungen Ulm, Raftait und Landau, die Feſtungs⸗ 
werte und Feſtungsgebäude daſelbſt, Aberhaupt die Vertheidigungsfähigkeit der 
genannten Feſtungen nad den allgemeinen militärischen und techniſchen An⸗ 
forderungen, da8 firategifche Verhältniß derjelben zu einander, ſowie zu den 
übrigen deutichen Feſtungen und Defenfivanlagen, dann die Anlage neuer 
Feſtungen zu überwachen. Außerdem fällt in den Kreis ihrer Erwägung der 
Bau und die Unterhaltung, dann die Vorforge für die milittäriche Venützung 
ſtrategiſch wichtiger Eiſenbahnen und Straßen. Art. 4. Die Regierungen 
werden die Commiſſion über alle die Stärke der Defenfivanlagen verändernden 
Anordnungen, ſowie über die Frage der Erhaltung oder Beſeitigung vorhan⸗ 
dener, wie über die Anlage neuer Befeſtigungen, dann über die Erbauung 
neuer Eiſenbahnen und militäriſch wichtiger Straßen vorher Hören. Art. 5. 
Die Eommilfion infpieirt periodifch obengenannte Feſtungen und die gemein» 
famen jonftigen Defenfivanlagen und erflattet den Regierungen Bericht über 
das Ergebniß ihrer Inipection. Die Commiſſion ift berechtigt und verpflichtet 
im ganzen Umfang ihres Wirkungskreiſes den Regierungen Vorſchläge zu 
maden, wie fie ſich andererjeitS über ihr zugehende Vorlagen der Regierungen 
guichtli zu äußern bat. Wrt. 6. Die Commiſſion iſt in ihrem Wirkungs⸗ 
freie gegenüber den Regierungen berathende und vorſchlagende Behörde. Bei 
Diergirenben Anſichten ift jedes Botum den Negierungen zur Vorlage zu 
bringen. Einftiimmige und Mehrheitsvota der Commiſſion werden von den 
Regierungen berückſichtigt werden; im Falle dieß nicht thunlich, wird die den 
Bollzug ablehnende Regierung ben übrigen Wenierungen ihre Gründe mit« 
teilen. Ueber Angelegenheiten ihrer innern Geſchäftsführung entjcheidet die 
Eommiffion durch Mehrheitsbeſchlüſſe. Art. 7. Die drei Regierungen erkennen 
die NRothwendigkeit des Zuſammenhangs des Defenſivſyſtemns bon Nord⸗ und 
Suddeutjchland an, und verpflichten ſich die Principien für die Wahrung 
dieſes Zuſammenhangs, ſowie für die Verwaltung des bisherigen geſammten 
Bunbesfeitungsmaterials, in der demnächſt einzuberufenden Siguidationg« 
commilfion dein entiprechend zu regeln. Art. 8. Die mit der Krone Preußen 
neichlofjenen Allianzverträge werden durch die Bildung und Wirkſamkeit dieſer 
Sommilfion nicht berührt, und im Falle des Kriegs wird die Thätigleit der 
Commiſſion juspendirt. Art. 9. Tie gegenwärtige Uebereinkunft kann feitens 
eine3 jeden ber contrahirenden Staaten gelündet werden, bleibt jedoch nad 
erfolgter Kündigung no ein Jahr in Kraft. Art. 10. Someit erforderlich 
behalten fi die contrahirenden Theile die Cinholung der ftändiiden Zuftim- 
mung dor. Deſſen zur Urkunde baben die obengenannten Bevollmächtigten 
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biete Bereinbarung in dreifacher Ausfertigung gezeichnet und ihre Siegel bei- 
ge “ 

I. Nord-ſüddeutſche Bereinbarung über das beweglide 
Geftungseigenthum v. 6. Juli 1869. „Vereinbarung zwiſchen dem norddeni⸗ 
Ichen Bunde, Bayern, Württemberg, Baden und Heflen, die zukünftige Behandlung 
des gemeinichaftlichen beweglichen Eigenthums in den vormaligen Bundesfeftungen 
Mainz, Ulm, Raftatt und Landau betreffend, dd. Münden, 6. Juli 169. 
1. Eine Theilung des gemeinfamen Materials der vormaligen Bundesfeftungen 
Mainz, Ulm, Raftatt und Landau wird zur Zeit nicht beichloflen. Bielmelr 
ſoll dasfelbe, wie bisher, im gemeinichaftlien Eigentbum ſämmtlicher in der 
gegenwärtigen Conferenz vertretener Staaten verbleiben und als ſolches im 
Sintereffe des allgemeinen deutſchen Vertheidigungs-Syftems verwaltet, erhalten 
und ergänzt werden. 2. Das gemeinfame Material der Feſtungen Ulm, 
Naftatt und Landau wird von den betreffenden Territorial»Regierungen, das⸗ 
jenige in Mainz dur den norddeutſchen Bund verwaltet. 3. Die conira- 
hirenden Staaten verpflichten ſich, das vorbezeichnete Material na Menge 
und Beichaffenheit, ſowie es durch die beſonderen Schätzungscommiſſionen in 
den Jahren 1866 und 1867 feſtgeſtellt wurde, zu erhalten und den in Frie⸗ 
denszeiten entſtehenden Abgang zweckentſprechend zu ergänzen. Die Koſten 
dieſer Unterhaltung und Ergänzung übernehmen diejenigen Staaten, welchen 
die Verwaltung übertragen iſt. 4. In Conſequenz der Gemeinſamleit des 
beweglichen Feſtungsmaterials in den Feſtungen Mainz, Ulm, Raſtatt und 
Landau, und um ſich gegenfeitig von dem Zuſtande dieſes Materials, von 
defien Verwaltung und von feiner Sicherſtellung für den Zweck der Bertheidis 
gung zu überzeugen, werben die in der Gonferenz vertretenen-Staaten in jeder 
der genannten vier Feſtungen alljährlih, und zwar in der Regel im Monate 
September, cine Inſpicirung vornehmen laſſen. 5. Dieje Inſpicirungen wer: 
den durch eine beiondere Inſpicirungscommiſſion bewirkt, welde zuſammen⸗ 
nejegt wird: a) für die Feſtungen Ulm, Raftatt und Landau aus: 1) einem 
Commiſſarius der ſuddeutſchen Feftungscommiffion, 2) dem preußiſchen Militär: 
bevollmädtigten am jeweiligen Site der ſüddeutſchen Feſtungscommiſſion, 
8) einem jpeciell von dem norbveutichen Bunde beauftragten höheren Offizier, 
4) in jeder Feſtung aus einem General oder Stabsoffizier als Bevollmäch⸗ 
tigten der Territorials-Regierung, welcher die Verwaltung des bezüglücen 
Teltungsmaterials übertragen ift, zur Leitung der Inſpicirung in loco; 
b) für die Feftung Mainz aus: 1) einem höheren preußiſchen Artillerieoffizier. 
2) einem höheren preußifchen Ingenieuroffizier, 3) einem Bevollmächtigten ver 
drei füddeutichen Regierungen, über deſſen Commandirung dieje Ieteren beſon⸗ 
dere Vereinbarungen treffen werden, 4) einem Commiſſarius der füddeutichen 
Feltungscommiffion. So meit die unter a, 4 gegebene Beltimmung mit Rüd⸗ 
fiht auf die militärifchen Rangverhältniſſe es geftattet, werden au diejer gegen⸗ 
jeitigen Gontrole und Inſpicirung diefelben Perjönlichkeiten defignirt, jo das 
aljo im Ganzen zu beitimmen wären: ein bayerijher, ein württembergiſcher, 
ein badiſcher General oder Stabsoffizier, ein preußiſcher höherer Artillerie 
offizier, ein preußifcher höherer Ingenieuroffizier, ein Commiſſarius der jüd- 
deutichen Feftungscommilfton, ein preußiſcher Militärbevollmädtigter, Summa 
fieben. 6. Die Inſp'cirung erfiredt fih auf: 1). Kenntniß der allgemeinen 
Bermaltungsergebnifie feit der vorjährigen Inſpicirung; biefür Seitens der 
Teftungsbehörden Rapport an die Inſpicirungscommiſſion über Beſtandesände⸗ 
rungen durch Berbraud, Verkauf oder fonftigen Abgang, beziehungsmeile 
dur Erſat oder Neuanſchaffungen, fo wie iiber die in Bezug auf das gemein 
jame Material vorgenommenen Arbeiten; hierbei allgemeine vergleichende Rady 
weilung de Sollftandes, des wirklichen Beitandes und der hieraus fich ergeben- 
den Mehr» oder Mindervorräthe der wichtigeren Ausrüftungsgegenftände; 
2) Einfiht und Prüfung der Inventare an Ort und Stelle: Detailnachweilung; 
3) Vergleich der Inventare mit dem wirklichen Beſtande na Menge und 
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Beſchaffenheit; 4) Prüfung der Art der Berwahrung und Gicherftellung ter 
Bettände für den Zwed der Bertheidigung. 7. Der großherzoglich heſſiſchen 
Regierung fieht zur Wahrung ihres aus dem Miteigenthum fließenden Eon» 
trolrechte8 die Befugniß zu, einen Commiflarius zu den Inſpicirungen beizu⸗ 
ordnen. 8. Nach vollendeter Inſpicirung in den Feſtungen treten die fämmts» 
fichen unter 5 genannten Offiziere zu einer Berathung der aus der Gemein» 
jamkeit de8 Eigenthums fich ergebenden militärifchen Angelegenheiten zujammen. 
Die Inſpicirungscommiſſion ertheilt über die Verwaltung und Sicerftellung 
des geniinfamen Materials fpcciell fir die einzelnen Feſtungen Decharge und 
tbeilt die commifjariih vereinbarten Wünſche und Anträge der betreffenden 
Regierung mit, welche von ihrer Verfügung den übrigen Regierungen Kennt⸗ 
niß gibt. Tie allgemeinen Berabredungen über die zukünftige Behandlung des 
gemeinſchaftlichen Teftungsmatcrials werden den betreffenden Regierungen zur 
weiteren Beranlafjung übergeben und die im Bcrjahre ftattgehabte Ausfüh- 
rung conftatirt. 9. Damit der an dem jeweiligen Site der ſüddeutſchen 
Teltungscommilfion commandirte preußifhe Militärbevollmächtigte, welcher den 
jährlichen Control⸗Inſpicirungen des gemeinsamen Feſtungsmaterials der 
jüddeutſchen Feſtungen als ſtändiger Commiſſarius beizuwohnen beſtimmt iſt, 
zu dieſem Auftrage ſich fortdauernd vorbereitet erhalten kann, wird demſelben 
von den Ergebniſſen der Verhandlungen der ſüddeutſchen Feſtungscommiſſion, 
welche das gemeiniame bewegliche Eigenthum betreffen, Mittheilung gemadıt 
werden. In allen fällen, in welchen es fih um weientliche Aenderungen der 
Subftanz de3 gemeinjamen Feſtungsmaterials handelt, io wie bei fonftigen 
wiätigeren ragen über dasjelbe, wird der preußiſche Militärbevollmädhtigte 
vorher gehört und kann er zu diefem Zwecke zu den Beratungen der jüd« 
deutichen Feflungscommiifion beigrzonen werden. 10. Bei denjenigen Tragen, 
welche ſich auf die Wahrung des Zufammenhanges des Defenſivfyſtems 
zwiihen Rord- und Süddeutſchland bezichen, und in ſolchen Angelegenheiten, 
melde von weſentlichem Cinflufle auf das geſammtdeutſche Bertheidigungsiyftem 
find, werden die ſüddeutſchen Regierungen vor Erledigung folder Gegenftände 
die Anfichten des norddeutichen Bundes, und zwar der Beſchleunigung halber 
in der Regel unter Vermittlung der Militärbevollmädtigten hören. In fo 
weit die ſüddeutſchen Regierungen den etwa hierauf Seitens des norddeutichen 
Bundes gemahten Porjchlägen eine Folge zu geben nit in der Lage ſein 
jollten, werden fie die Gründe Hiefür dem norbdentichen Bunde mitteilen. 
Analoges Verfahren findet durch den norddeutſchen Vund gegenüber ven füd- 
deutihen Regierungen ſtatt.“ Zufatprotofoll vom gleihen Tage: „Die gegen- 
wärtige Bereinbarung kann Seitens einer jeden der contrabirenden Regierungen 
nelündigt werden, bleibt jedoch nad) erfolgter Kündigung noch ein Jahr giltig. 
Alsdann treten die Rechtsverhältniffe jedes betheiligten Miteigentblimers, wie 
ſolche vor Abſchluß diefer Vereinbarung beftanten, wieder in Kraft.“ 


Ein officiöfer Artilel der X. A. 3. v. 28. Aug. „aus Bayern“ 
ſetzt das Ergebniß folgendermaßen ins Licht: 


„Nach den Ereigniſſen des Jahres 1866 mußte es als eine Hauptaufgabe 
der Politik der ſuddeutſchen Staaten erſcheinen, die Frage zu regeln, wie fie 
im Fall eines europäiſchen Kriegs ſich zu ſchützen hätten. Anfänglich ſchien 
von Bayern daS bequcmfte Mittel fi jeder Gefahr zu entziehen gewählt 
werden zu wollen; e8 wurde von ihm die Politik einer abjoluten Iſolirung, 
des reinen Zurückziehens auf ſich jelbft, des Ausnützens feiner vollen Souveränetät 
und der Sicherung der letstern etwa dur ſolche Reutralitätserllärungen 
proclamirt, wie fie Belgien und die Schweiz geniehen. Aber abgejehen davon, 
daß das Petreten dieſes Mens Bayerns nationalem Beruf nicht entiproden 
hätte, jo war aud) dieſem Verzicht auf jede Action im Kriegsfall durch die 
mit Preußen geichlojienen Allianzverträge bereit präjubicirt. Sonach mußte 
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man eine andere Wahl treffen, und da boten ſich zuvöorderſt zwei Wege dar: ' 
entweder fi vollfländig unter die preußiſche Oberboheit zu flellen, wie dick 
die Staaten des norddeutſchen Bundes gethan, oder aber, mit den andern 
jüddeufchen Staaten verbunden, durch erhöhte militäriiche Anftrengung den 
Verſuch zu unternehmen, ſich felbft zu vertheidigen. Während aber das erſtere 
mit dem Willen der Mehrheit des jüddeutichen Bolts offenbar im MWiderftreit 
geweſen wäre, traten dem letztern Verſuch die eigenthümlichen Berhältnife 
Heſſens, die Mikftimmung, welcher ein ſolches Behtreben in Baden hätte begeg- 
nen müſſen, und vor allem die Erwägung hindernd entgegen, daß ſelbſt mit 
Aufbietung aller Kräfte die vereinigten ſüddeutſchen Staaten bei den groß⸗ 
artigen Dimenfionen der heutigen Sriegführung ihren Zweck wohl kaum 
erreichen könnten. Hieraus ergibt fi), daß auch für die Frage der Verteidigung 
Süpddeutfchlands eine andere Löſung nidht vorlag als diejenige, welche Yürkt | 
Hohenlohe in feiner Rede vor der Abgeorbnetenfammer am 8. Oct. 1867 | 
als die Richtung feiner Politit Überhaupt bezeichnete, und welche, indem fie 
zugleih dem Inhalt der Nikolsburger Präliminarien entipridt, allein eine 
rechtliche Grundlage für fi) hat: Bereinigung der fübdeutihen Staaten, um 
hierauf diefe Bereinigung in nationale Berbindung mit dem norbbeutihen 
Bunde zu fegen, denn nur hiedurch wird einerfeit3 daß nationale Intereſſe ge 
wahrt und doch die wohlberechtigte Selbſtändigkeit der fündeutichen Staaten 
nicht verlegt. — Bon dieſer Erwägung ausgehend, wurde, wie befannt, im 
Jahr 1867 in Stuttgart eine Konferenz der ſüddeutſchen Minifter des Aus 
wärtigen und de3 Kriegsdepartements gehalten, und dabei die innere Stärkung 
der Armeen und die Einführung gleihmäßiger Einrichtungen für dieſelben 
beſchloſſen. Dich war der erfte Schritt, dent bereits im December desſelben 
Jahrs eine zweite Conferenz der Kriegsminifter in Münden folgte, bei welcher 
die Frage wegen der immobiliaren Beftandtheile der Feſtungen ſchon ins 
Auge gefaßt wurde. Nachdem dann zu Anfang 1868 die Damals verfammelten 
Landtage und der erftmalige Zufammentritt des Zollparlaments einige Ber- 
zögerung veranlaßt hatten, begann im Septenber desſelben Jahrs die dritte 
Conferenz, und in diefer wurde am 10. Oct. ein Bertrag Aber Errichtung 
einer Feſtungscommiſſion zu Stande gebracht. Der mejentlide Inhalt dieie: 
Vertrags läßt fi dahin zujammenfaffen, daß „Bayern, Württemberg und 
Baden eine ftändige Fefſtungscommiſſion beftellen, teren Sit; jährlich zwiſchen 
Munchen, Stuttgart und Karlsruhe wechſelte. Wir heben dieſe Beſtimmung 
ausdrücklich hervor, weil fie charalteriſtiſch iſt für die gegenwärtige Politit 
Bayerns, die nicht, wie ehedem, ein ſüddeutſches Protectorat anftrebt, Tondern 
in echt föderativem Geifte die volle Gleichberechtigung der deutſchen Südftaaten 
anerkennt. Aufgabe der Gommiffion ift e8 die Verwaltung des gemeinjamen 
Feſtungsmaterials von Ulm, Raftatt und Landau, die Feſtungswerke und 
Teitungsgebäude dafelbft, überhaupt die Bertheidigungsfähigleit der genannten 
Veftungen nad) den allgemeinen militäriichen und techniſchen Anforderungen, 
das ſtrategiſche Verhältniß derfelben zu einander ſowie zu den übrigen deutſchen 
Veltungen und Defenfivanlagen, dann die Anlage neuer Feſtungen zu über: 
wachen, außerdem den Bau und die Unterhaltung, dann die Borforge für 
militärifche Benutzung ftrategifch wichtiger Eifenbahnen und Straßen in Er: 
wägung zu’nehmen. In Folge defien werben die genannten drei Regierungen 
über alle Anorbmungen, welde die Stärke der Defenfivanlagen verändern, jo- 
wie Über ragen der Erhaltung oder Befeitigung vorhandener wie über 
die Anlage neuer Befefligungen, dann über die Erbauung neuer Eifenbahnen 
und militäriſch wichtiger Straßen die Commiflion vorher hören. — Nachdem 
in folder Weije eine Gemeinſamkeit der jüddeutichen Staaten erreicht war. 
und nachdem die contrahirenden Wegierungen anerkannt hatten, daB eine 
definitive Regelung des Defenſivſyſtems Süddeutſchlands nur im Zufammen- 
hang mit jenem von Norddeuiſchland erzielt werden könne, erſchien es thunlid 
und geboten daranzugehen, die nationale Verbindung, die Wahrung ves cı- 
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wähnten Zufammenhangs mit Iekterm zu ſuchen, und e8 wurbe vereinbart, 
hiefür im Verlaufe der Liquidbationsverhandlungen über das vormalig gemein- 
ſame bewegliche Bundeseigentbum Sorge zu tragen. Dice Obforge wurde 
denn auch durch die am 6. Juli d. J. in der Liquidationscommilfion gefaßten 
Beſchlüſſe erzielt; vorerſt dur den Beſchluß: daB das Feſtungsmaterial des 
frühern deutiden Bundes nicht getheilt oder verlauft, jondern im Intereſſe 
des allgemeinen deutſchen Vertheidigungsſyſtems verwaltet, erhalten und ers 
gängzt werden jolle, und dann durch die weitere Anordnung: daß in foldhen 
Angelegenheiten, welche von weſentlichem Einfluß auf das gefammtdeutiche 
Bertheidigungsigftem find, die füddeutſchen Regierungen die Anſichten des 
norddeutihen Bundes, und zwar in der Regel unter Bermittelung der 
Milttärbevollmäcdtigten (nämlich entweder der ſüddeutſchen in Berlin oder der 
preußiichen bei den ſüddeutſchen Höfen) hören, und, injoweit fie darauf einzu⸗ 
gehen nicht in der Lage wären, die Gründe hiefür mitiheilen. Das gleiche 
Berfahren wird der norbdeutihe Bund gegenüber Süddeutſchland beobadıten. 
— Aus dieſer Darſtellung dürfte fi der Unterſchied, zugleich aber auch der 
Zujammenhang von jelbft ergeben, der beſteht zwiſchen der Lebereinkunft, 
welche die ſüddeutſchen Staaten unter fi, und jener Vereinbarung, die fic ge» 
meinfam jodann mit dem norddeulihen Bund und Heſſen getroffen haben. 
Es handelt ſich zuerfi um einen Bertrag, dur welden Bayern, Württem- 
berg und Baden fih eine Feſtungscommiſſion gaben, und dann um von den 
Regierungen ratificirte Beſchlüſſe der Liquidationsconferenz, welche das Ver⸗ 
hältniß regeln, das zwiſchen dem Defenſivſyſtem diefer Staaten und Nord» 
deutihlands fortan beftehen jol. In dem Bertrag der Südftaaten unter fidh 
it die von ihnen zu erritende Fchungscommiifion cine füdbeutjche, natürlich 
nicht noch bejonder8 genannt; in den Beichlüfien der Liquidationsconferenz 
aber mußte an einzelnen Stellen, des Gegenſatzes halber, die den Südſtaaten 
für fih cigenthiimlie Inſtitution als folde auch bezeichnet werden. Das 
Ergebniß wird nur von den äußerfien extremen Partcien getadelt werden 
tönnen, von jenen Parteien, denen entweder der preußiiche Einheitsſtaat oder 
denen die volllommene nationale Zerfahrenheit Ziel ihrer Wünſche if. Wir 
unſererſeils erbliden in den oben commentirten Berträgen einen bebeutfamen 
Schritt zur nationalen Einigung unter vollfter Wahrung der Souveränetät 
der Einzelftanten.” 


Die particulariftiich gefinnten ſüdd. Blätter find jedoch hiemit 
keineswegs ganz einverfianden. Eines berfelben äußert fih dar⸗ 
über alio: 


„Daß in diefer Vereinbarung Preußen den Löwenantheil gezogen hat, 
iR einleuchtend. Man fieht vorweg nit ein, warum Preußen in der Com⸗ 
milfion doppelt vertreten ift, einmal für fih und das andere Mal als „nords 
Deuticher Bund”, deſſen militärischer Repräjentant es if. Dadurch iſt, wenn 
auch der in Artikel 5 Ziffer 4 aufgeführte Bevollmächtigte der Territoriale 
regierung „zur Leitung der Inſpicirung in loco* den übrigen Commiſſären 
gleichberechtigt ſein jollte, Preußen in jedem einzelnen alle den ſüddeutſchen 
Regierungen gegenüber Stimmengleichheit eingeräumt, was nach Lage der 
Berhältnifje virtuell nichts Anderes als daS Lebergewicht bedeutet. Die in 
Artilel 10 getroffene Anordnung öffnet Preußen die Thüre zur weitgehendften 
Einmiſchung in die mililäriihen Angelegenheiten der einzelnen ſüddeutſchen 
Staaten.” Werner: „Die Vereinbarung regelt eine jener „nationalen? Bezie⸗ 
hungen, über melde die NikolSburger PBräliminarien und der Prager Friedens» 
vertrag die Vereinbarung dem norbbeutihen Bunde und den ihrerfeits zu 
einem Bunde zu vereinigenden ſüddeutſchen Regierungen vorbehalten haben. 
Ein ſuddeutſcher Bund ift aber bisher nicht gebildet worden; die Vereinbarung 
ſteht aljo mit dem Prager Bertrag nicht in Einklang. Die ift die eine ber 
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denkliche Seite derſelben. Die zweite befteht darin, daß, während bie Ber 
theibigungsfähigleit Süddeutſchland's ohme öfterreihiihe Handreichung eine 
fehr problematiſche ift, durch diejes cinfeitige Abkommen der vereinzelten ſöd⸗ 
deuiſchen Staaten mit Preußen die Kluft zwiſchen Süddeutſchland und Lritcr- 
rei), welde der Prager Friedensvertirag geriflen, noch vertieft und bern 
Ueberbrüdung bei dem belannten, durch die neuelten Vorgänge wieder in ſo 
greller Beleuchtung zur Anſchauung gebradgten Verhältniß Preußen's zu Oeſterreich 
faſt zur Unmöglichkeit gemacht wird.“ Aber auch in Preußen ſprechen ſich die Mili⸗ 
tärs ſehr wenig befriedigt über die Vereinbarung aus. So meinen z. B. die 
preuß. „militär. Blätter“: „Unſerer Anſicht nach iſt dieſe Uebereinkunft als 
erſter Schritt auf der Bahn nationaler Vertheidigungseinrichtungen nicht all;u 
Hoch anzuichlagen. Sie trägt den Stempel des Eompromifles an der Etime 
und zeugt keineswegs von voller Hingebung Sübdeutihlands an die gemein: 
ſame Sade des Vaterlandes. Zunächſt mußte Preußen offenbar, um überhaupt 
etwas zu Stande zu bringen, Mainz auf gleiche Linie mit den übrigen jü. 
deutjichen Feſtungen ftcllen. Wird es dafür auch in der ſüddeutſchen Feſtungs⸗ 
commiljion vertreten fein? Die norddeutſch⸗preußiſchen Bevollmädytigten bei den 
jährlichen Feltungsinipieirungen können höchſtens als treibendes Agens noch 
eine ähnliche Bedeutung haben, wie fie fie in der alten Bunbesfeftungscommilnca 
hatten. Dann ift nicht das ganze füddeutiche TFeitungsweien den Inſpicirungen 
unterworfen, fondern nur die früheren Bundesfeſtungen; Germersheim und 
Ingolſtadt bleiben ausgeſchloſſen; dieſe jollen aljo einer ſpecifiſch⸗bayerijchen 
Vertheidigung dienen. Endlich find die Koſten der Inftandhaltung der vier 
conventionellen Feſtungen (Mainz, Landau, Raftatt und Ulm) dem Territorial⸗ 
ftaate überlafien. . . . Die Uebereinkunft hat ihre ſchwachen Seiten und iſt 
weit davon entfernt, eine energiiche Action zur gemeinjamen Bertheidigung 
zwijchen Nord und Süd einzuleiten. Höchſtens dient fie dazu, die gemeinjamen 
militärifhen Angelegenheiten wieder einigermaßen in Fluß zu bringen un 
vor gänzlidher Erftarrung zu ſchützen. Die Miſſion der gegenjeitigen Wilttär: 
Bevollmächtigten befonmt einigen Halt und für friegeriiche Zeiten ift doch 
wenigſtens ein Organ da, da3 den nationalen Standpunkt bet der Dejenhve 
wie bei der Offenfive zu vertreten die Beſtimmung bat.” Andere Blätter be 
ftätigen e3, daß man in Preußen und vom militär. Standpunft aus, tep 
auch der preuß. Siriegsminifter den Ergebnijien der langen Berathungen der 
Bundesliquidationscommijltion feine große Bedeutung beilege, wollen aber 
aus verläffigen Quellen wiſſen, daß Graf Bismard ganz anderer Anficht ja 
und daß diefer die „politiihe” Bedeutung der in Münden abgefchlofienen 
Uebereintunft nicht unterjchäge, wie auch die bayerijge Regierung der Anidt 
zu fein ſcheine, daß ſehr weientlihe Beſtimmungen vereinbart wurden. 


6. Juli. (Hejjen). I. Kammer: Debatte über den Antrag der Com: 


mijfion bez. Mainzer Convention: 

Der Ausſchuß beridtet bloß mündlih, dat Minifterpräfivent v. Tal 
wigk die in dem Antrage des Abg. Hoffmann erwähnten Aftenftüfe dem Aus: 
ſchuſſe, deſſen Situng u. A. aud der Präſident der zweiten Kammer Dr. Bun 
beimohnte, vorgelegt und über den Inhalt derjelben umfaſſende Mittheilung 
gemacht Habe. Der Ausſchuß, aus Mitalicdern der verjchiedenen Parteien der 
Sammer beitehend, habe hieraus einſtimmig die llcherjeugung gewonnen, des 
über die animadversiones des Papſtes zu der Conveniion vom 23. Aus. 1854 
zwar von der Regierung mit dem Biſchof verhandelt worden, dat dieſe Bere 
handblungen jedoch nicht zum Abjchluffe gekommen feien. Indem hiernach der 
Ausſchuß es als erwielen betrachte, dab zur Zeit der Vorlegnng der Cons 
vention vom 23. Aug. 1854 an die Stände i. J. 1860 eine andermeite Con⸗ 
vention nicht vereinbart geweſen ſei, beantrage er einſtimmig: den Antrag de 
Abg. Hofmann als durch die Ergebniſſe der Ausſchußſitzung erledigt zu er 
Hären. Eine Diehrheit des Ausſchuſſes beantragt ferner: die großh. Regierung 
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um balbigfte Borlegung eines die rechtliche Stellung der Kirchen und kirchlichen 
Bereine im Staat oronenden Gefegentwurfs dringend zu erjuchen. Miniſter⸗ 
präfident v. Dalwigk läßt hierauf unter Verwahrung gegen ein Recht der 
Kammer, nit zum Abſchluß gelangte Verhandlungen vorgelegt zu verlangen, 
aus dem inhalt de am 2U. September 1866 von der großherzoglichen Res 
gierung an den Biſchof von Mainz gerichteten Schreibens auf den Wunſch 
de8 Abgeordneten Hoffmann verjchiedene Stellen verlefen, aus denen hervor⸗ 
geht, daß die großherzogliche Regierung fich bezüglich einzelner animadversiones 
des Bapftes zur Rachgiebigkeit bereit gezeigt, bezüglich anderer aber fi ablehnend 
verhalten hatte, jo daß ein Abichluß der Berhandlungen, beziehungsweije das 
Zuftandeflommen einer neuen Convention, aus diefem Schreiben nicht zu fol⸗ 
gern if. Auf die Behauptung, daß die Convention von 1854 virtuell noch 
heute fortvauernd in Kraft beftehe, erwidert dv. Dalwigk: daß die Eonvention 
in Wahrheit aufgehoben ſei, und daß an ihre Stelle lediglich die Beſtimmugen 
der Berfafiungsurlunde, der früheren Gejege und Berorbnnngen getreten fcien. 
Die Abgg. Hoffmann, Meg und Dernburg erllären fi) durch diefe Mit» 
theilungen des Minifters für in feiner Weiſe befriedigt, beftehen auf Boriegung 
der Alten an die Kammer, und richten wegen des Abfchluffes der Convention 
und der hieraus für das Großherzogthum erwachſenen Yolgen eine Reihe von 
Angriffen gegen den Miniftr. Kraft tritt für die Anträge des Ausichufles 
ein und betont namentlih die Nothwendigkeit einer vom Minifterpräfidenten 
im Laufe der Discuffion auch zugejagten Gefegesvorlage zur Regelung des 
Berhältniffes zwiſchen Kirche und Staat. Dumont hält für diefe Geſetzes⸗ 
vorlage den gegenwärtigen Zeitpunft, bei der vorhandenen Erregung aller 
confejfionellen Leidenſchaften, nicht geeignet; Met und feine Parteigenofien er- 
warten von einer gejeglihen Regelung der Angelegenheit unter dem gegen» 
wärtigen Minifterium nicht, während Hallwachs fie als den einzig mög⸗ 
lichen Weg bezeichnet, um aus den religidfen Wirren des Großherzogthums 
heraus zu fommen. Die Debatte nimmt vielfadh einen höchſt erregten Verlauf, 
und die Abgeordneten Bade und v. Biegeleben finden fi) veranlagt, die 
Ungriffe gegen die katholiſche Kirche und ihre Einrichtungen als unberedtigt 
zurüdzumeilen. Bei der Abflimmung wird der Hoffmannidhe Antrag mit 
28 gegen 13 Stimmen abgelehnt, der Antrag des Ausfchufles auf Borlegung 
eines Sirchengefege8 per majora angenommen. 


13. Juli. (Baden). Die ultranıontane und die national-liberale Partei 
erlaffen ihre Wahlaufrufe für die Landtagswahlen: 

1. Wahlaufruf der kath. Partei: „Was wir wollen, haben wir in 
unferm Aufruf vom 1. Mai d. J. ausgeſprochen. Wir wollen Selbftvers 
mwaltung des Vollkes an Stelle der feitherigen bureaukratiſchen Bevormundung. 
Wir wollen Aufhebung der Ausnahmpftrafgejete. Wir wollen Abſchaffung 
der großen Ausſchüſſe in den Gemeinden, directe und geheime Wahlen für 
die Gemeindebeamten, Bezirksräthe, Kreis- und Landtagsabgeordneten. Wir 
wollen Berminderung des Beamten» und Soldatenheered. Wir wollen, daß unjere 
Eöhne nicht fo lange Zeit Soldaten fein und von un unterftügt werden müffen, 
ftatt daß fie uns in der Arbeit helfen. Wir wollen nicht, daß unſere Soldaten 
bei einem Krieg außer Lands ziehen, wenn unſer Land ſchutzlos bleibt. Wir 
mollen, daß der Staat3aufwand nicht ftetS durch die Verpreußung und durch 
die Staatsbevormundung und Gentralifation gefteigert werde. Im Sabre 
1845 beirug der Staatäaufwand 9 Mill., im Jahre 1861 10 Mill., aber 
unter dem Minifterium Jolly im Jahre 1869 über 14 Mill. Gulden. Im 
Sabre 1845 betrug der Militäraufmand nicht ganz 2 Millionen, im Jahre 
1861 2,600,000 im Sabre 1869 unter dem Minifterium Jolly 4,870,000 fl., 
Wir wollen vie Herflellung des Rechts und der Freiheit für Ale — feine 
Parteiherrſchaft. Wir wollen deßhalb auch für die Kirche keine Begünſtigung. 
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Wir verlangen aber, dab die allgemeinen Grundjäge des Nechts und der Frei⸗ 
heit au auf die Stirhe angewendet werden. Wir wollen Pejeitigung der 
ftaatlihen Bcoormundung der Kirdye und der religiöjen lleberzeugung. rt 
wollen unter den gegebenen Verhältniſſen Trennung der Kirche vom Stect 
Mir verlangen Neligionsfreiheit für Alle, deßhalb vollſtändige Freiheit der 
Kirche, die Kirchenämter zu beſehhen, das confeifionelle Vermögen zu verwalten, 
von der allgemeinen Vereinsfreiheit Gebraud zu machen. Wir wollen ftatı 
der theuren Staatsſchulen die freiheit, uniere Kinder nad unjerer lieber 
zeugung zu erzichen — Unterrichtsfreiheit. Wir wollen, daß der Schul» und 
Kirchenſtreit nicht durdy Gewalt, jondern durch Herftellung des Rechts gelö:: 
werde.” 

2. Wahlauf ruf der Lid. Bartei: In erfier Reihe wird barin ber 
„deutihe" und „nationale” Standpunkt betont. „Unfertig und ſchwankend 
find die gegenwärtigen Zuftände im Süden Deutihlands. Kein Machtgebot 
des Auslandes darf und kaun ung auf die Dauer verbieten, dem Staate bei- 
zutreten, den die Kraft und die Tapferkeit des preußiſchen Bolfes als die 
Grundlage der Wicvergeburt Teutihlands fiegreih Aaufgerichtet hat. Tas 
Aufblühen diefes Staate® und feine mädtige Stellung unter den Böltern 
Europas wird auch dem badiſchen Heimathlande Echut und freudiges Ge⸗ 
deihen fihern. Mit Zuperficht dürfen wir der Zufunft entgegengehen, weil 
wir untrennbar verbunden fein werden mit den auffleigenden Geidhiden Deutſch⸗ 
lands. Allein in dem Ernſt diejer Tage darf uns die Wärme patriotijcer 
Gefühle noch keineswegs genügen. Es bedarf einer verftändnigvollen Würdi- 
gung der gegenwärtigen Lage und der Pereitwilligleit zur pflichtgetreuen, 
ausdauernden That. Das deutſche Bolf, in feinem ſtets bewährten Sinne für 
ein friedliches Zuſammeuleben mit anderen Nationen, bat es nicht verjchuldet, 
wenn die Beſorgniß vor ciner gewaltiamen Umigeftaltung der ftaatlidhen Ber- 
hältnifje gleich einer drüdenden Laſt fih über die Völker gelagert bat. ber 
es wäre jchlaffe Sorglofigfeit oder verädhtliche Unterordnung unter einen fremden 
Willen, wenn nicht auch wir jede Fürſorge treffen wollten, daß in den Tagen 
der Gefahr aud das badiſche Volt, als cin wohlgeübter und gerüfteter Mir⸗ 
fämpfer, zur Fahne des deutſchen Baterlandes fichen könne.“ 


Ende Juli. (Bayern). Lie Bewegung für Errichtung von Communal: 


ſchulen, in ber ‘Pfalz fiegreih, fängt an, auch nad) Franken binüber 
zu greifen. 


Anf. Aug. (Bayern) Der Sehr. Kaver v. Hafenbräbl unternimmt c#, 


20. 


24. 


26. 


in Niederbayern patriotiſche Bauernvereine zu gründen. 


„ (Bayern). Die liberale Partei in. ber Pfalz, die bisher zwar 
mit ber Yortichrittspartei gegangen, aber bez. ber deutſchen Frage 
eine Eonberjtclung eingenommen und ſich daher nidyt mit ihr ver: 
ſchmolzen Hatte (darum bie bisherige „Vereinigte Linke“ der I. Kam: 
mer) beſchließt, fid) mit ber Fortſchrittspartei gänzlich zu vereinigen. 
» Baden) Allg. Landtagswahlen: Tas Rejultat ift, daß 
bie bisherige Majorität biejelbe bleibt. Weder tie katholiſche noch 
bie demofratiihe Bartei erringen nennenewerthe Erfolge. 

„Die ſüddeutſche Feſtungscommiſſion conftituirt fi” nad) dem Fer: 


trage v. 10. Det, 1868 zu Münden. Vayern führt darin zunädjit 
ben Vorſitz. 
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— Aug. (Bayern) Der Erzbiſchof von Bamberg macht einen Verſuch, 


feinem Clerus den Befuh von Wirthshäuſern zc. gänzlich zu unters 
fagen und bie angehenden Elerifer durch Unterzeichnung eines dieß⸗ 
fälligen Reverſes dafür zu verpflichten, ftößt aber babei auf einen 
fehr entſchiedenen Wiberftand. 


7. Eept. (Baden). Die Regierung greiit fchließlih in ber Ercom⸗ 


12, 


municationsangelegenheit bes Bürgermeiſtere Stromeyer in Konflanz 
ſehr energiſch durch. 

Seit der Ercommunication des Bürgermeiſters Stromeyer durch die erz⸗ 
biſchofliche Curie weigerten ſich die katholiſchen Geiſtlichen, denſelben als Mil 
glied des Stiftungsrathes anzuerkennen und zu den Sigungen beizuziehen. 
Run beauftragt aber das Minifterium des Innern das Bezirksamt: „um 
einem abjoluien Stillſtehen der Geſchäfte der Stiiungsverwaltung, wodurch 
nicht allein das Stiftungsvermögen, jondern auch Rechte Dritter Schaden er⸗ 
leiden lonnten, vorzubeugen und den gejetzlichen Zuſtand auf fraglichem Gebiet 
zu fihern, beziehungsweiſe wieder herzufiellen”, die Borftände der Stiftungs- 
commijfionen zu einer alßbaldigen Anberaumung einer Sigung der Gollegien 
aufzufordern, wozu jämmtliche Mitglieder einſchließlich Bürgermeiſter Stro- 
meyer einzuladen fein. Das Bezirtsamt hatte unterm 4. entſprechende Auf⸗ 
forderung an die drei Pfarreien erlafien, unter der Androhung, daß, wenn 
der ordnungsgemäße Zuftand nicht jofort wieder bergeftcllt werde, die Re 
gierung ihrerjeitß die erforderliden Maßregeln zu dieſem Zwede ergreifen 
würde. Da bie verlangte Sitzung bis zum 7. d. M. nidt anberaumt war, 
bat nunmehr in Folge Ermädtigung des Minifteriums der Umtsvorftand 
als Iandesherrliher Gommifjär den proviforischen Borfit der katholiſchen drei 
Etiftungscommilfionen übernommen und wird denjelben mit allen Rechten und 
Befugnifien des Borfigenden jo lange führen, bis die derzeitigen Vorſtände 
dem Gelee nadlommen zu wollen erllären. Die Stiftungsfiften der drei 
Pfarreien wurden noch am 7. d. M. in den Piarchöfen erhoben und im Amt⸗ 
haus niedergelegt; eine Sitzung unter Zuzug des Burgermeiſters Stromeyer, 
wozu die bisherigen geiſtlichen Borftände Einladung erhalten, if anberaumt; 
das Pofanıt iſt argewielen, die Einläufe der Stiftungscommilfionen an das 
Bezirksamt abzuliefern, die Rechner und Stiftungsactuare find von der Con⸗ 
Rituirung deß neuen Vorſitzes durch den Iandesherrlichen Commiſſär benach⸗ 
richtigt und haben fi künftighin des direkten Verkehrs mit den geiflichen 
Borfländen bei Bermeidung eigener Haftbarkeit zu enthalten. 

»„ (Bayern). Die Volkspartei in Bayern Hält in Nürnberg eine 
Landesverſammlung ab. 

Diejelbe ift nicht ſehr zahlreich befucht, indem ſich nur ca. 100 Bartels 
genofien eingefunden- haben, doch waren es voriges Jahr in Forchheim nur 
erft 40 geweien. Die Berfammlung erflärt fi wiederholt und aufs nad» 
drädlichfte für das allgemeine direete und geheime Wahlrecht und beichliekt, 
den Beidylüffen des Eiſenacher demokratiſchen Arbeiter-Gongrefieß fich bezüglich 
Art. 1-9 anzuſchließen, nit aber Art. 10 (Staatscrevit für Productid- 
genofſenſchaften der Arbeiter), melde Trage offen bleiben ſolle und auf die 
nächfte Landesverſammlung zu verlegen fei. 

"» (Baben). Eröffnung des Landtags, Thronrebe bes Groß⸗ 
herzogs: 

Dieſelbe ſagt zunächſt von den nationalen Angelegenheiten und dem Heer« 
weien: „In der nationalen Neugeſtaltung Deutihlands, welde die Geſundheit 
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und das Bebeiben der deutlichen Einzelſtaaten bedingt, iR feit Ihrer Testen 
Tagung ein entfcheidender Schritt nicht geſchehen. Ich freue mich aber der 
nahen Beziehungen, welche zwiichen meinem Sande und dem norbdeutichen 
Bunde beftehen, und gerne conftatire ih, daß aus dem wadjienden nationalen 
Bewußtiein eine immer weitere und ſtärkere Gemeinjamleit unter allen beut- 
chen Staaten fih entwidelt. Dur Berträge, welche Ihnen zur Kenniniß⸗ 
nahme und, foweit nöthig, zur Zuftimmung vorgelegt werden, ift die Fort⸗ 
dauer des gemeinſchaftlichen Eigenthums an dem Material der ehemaligen 


. Bundesfeftungen Mainz, Ulm, Raftatt und Landau unter allen beiheiligten 


Staaten feftgeftellt; neben einer Seftungscommilfion ift eine mit dem nord 
deutihen Bunde gemeinjame Inſpicirungscommiſſion eingerichtet, und es iſt Bor- 
forge getroffen worden, daß der Zuſammenhang des Bertheidigungsfgftems 
von Nord» und Süddeutſchland, deſſen Nothwendigkeit alljeitig anerfannt ift, 
praltiih gewahrt werde. In ber zweimaligen Berfammlung de8 Bundes- 
rates und des Parlamentes des Zollverein bat die Zufammengehörigfeit 
aller deutihen Staaten, wenn auch zunädft nur auf beſchränktem Gebiet, in 
erfreulicher Weile fich bethätigt. Wir dürfen gute Hoffnungen hegen von der 
weiteren Entwidlung und Srfiartung diejes fo fegensreihen Bundes. Die im 
Zollverein organifirte Gemeinfamtleit des wirthichaftlicden Lebens Deutichlands 
macht ſich auch außerhalb desielben geltend. Die Maf- und Gewichtsord⸗ 
nung des norddeutſchen Bundes, Über deren weſentlich unveränderte Annahme 
Ahnen eine Bejehesvorlage gemacht werden wird, und welcher auch die Rbrigen 
juddeutſchen Staaten ſich anſchließen, wird auf diefem Wege Beltung in ganz 
Deutiäland erlangen. Die dur den Zollverein abgeſchloſſenen Handels⸗ 
und Schifffahrtsperträge, die im Anſchluß an den norddeutſchen Bund verein» 
barten Poſt⸗ und Telegraphenverträge ftellen für wichtige Gebiete de Verlehrs⸗ 
lebens die hier fo nothwendige Gemeinſamkeit ber. Mit Hilfe der von Ihnen 
gewährten Mittel, war meine Regierung, unterftügt durd) das Entgegenlommen 
und die Bereitwilligfeit der Bevölkerung, im Stande, die mit Ihnen verein» 
barte Wehrverfafiung in Webereinftimmung mit der des norddeutſchen Bundes 
ins Leben einzuführen. Stark im Wollen und Können vermögen meine braven 
Truppen in die Reihen der verbündeten nordd. Armee zur Bertheibigung des ge- 
meinfamen Baterlandes mit Gleichberechtigung einzutreten. Unſere Heeres 
einrichtungen machten c8 möglich, mit dem norbdeutichen Bunde einen Ihrer 
Zuftimmung zu unterbreitenden Vertrag über militärifche Freizügigkeit abzu⸗ 
ſchließen, welcher die Ableiftung der Wehrpflicht Für die Einzelnen erleichtern 
wird, und durch weldden die Einheit der deutichen Wehrkraft zu einem er- 
freuliden Ausdrud gelangt. ch Hoffe und vertraue, die neu organifirte 
MWehrfraft meines Volles wird nicht zu ernfter Verwendung gerufen werden. 
Sie werden aber darum nicht den nationalen Werth und die Unentbehrlichkeit 
derjelben verfennen. Meine Regierung wird Ihnen zur Erhaltung des in 
patriotiſchem Geiſte Begonnenen die Verlängerung des Contingentgeſetzes zu- 
nächſt auf zwei weilere Jahre vorſchlagen und die Bewilligung des thunlichſt 
verminderten Aufwandes beantragen, ohne welchen mein Armeecorps nicht auf 
der mit Unftrengung erreichten Stufe Friegerifcher Tüchtigleit erhalten werden 
kann.“ — Die Thronrede geht fodann zu den inneren Ungelegenbeiten über. 
Sie erwähnt die vorjährige 50jährige Verfaffungsfeier, vorzulegende Berfaffungs- 
änderungen, ferner eine Geſetzesvorlage Über das Anklageverfahren bezüglid 
de8 in der vorigen Seifion vereinbarten Miniſterverantwortlichkeits⸗Geſetzes 
und eine Geſetzesvorlage, wodurch die Aburtheifungen aller politifchen Ber- 
brechen an die Echwurgerichte übertragen werben. Fernere Geſetzesvorſchläge 
werden die obligatorische Eivilehe und bürgerliche Standesbeamtung, einen 
Nachtrag zu dem Unterrichtägeiege, die Vereinfachung des Organismus der 
Gemeindebehörden und die Erweiterung der Autonomie der Gemeinden, die Land» 
ftraßen, die Eifenbahnen und Wafferbauten, eine Geſetzesvorlage wegen Grün⸗ 
dung einer Notenbank, ein dem norbbeutichen nachgebildetes Geſetz Aber die 
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Erwerbs- und Wirthſchafts⸗Genoſſenſchaften betreffen. Die Thronrede fchliekt : 
„Richt ohne Sorgen jah ich in der letzten Budgetperiode die Bedürfniſſe des 
Staatshaushaltes anwachſen. Die gefteigerten Laften find aber von der Bes 


. völlerung — id erkenne es aufridhtig dankbar an — mit bewährter Hingebung 


für das öffentliche Wohl, und ich darf jagen, auch ohne Gefahr fr das wirth⸗ 
ſchaftliche Gedeihen des Landes gelragen worden. Die dkonomiſchen Verhält- 
nifle find in Folge durchſchnittlich guter Erträgnifie zweier Jahre und durch 
den ausdauernden Fleiß der Bevöllerung wieder im Aufblüben begriffen. 
Reine Regierung iR bemüht, den Staatsaufwand jo weit zu beichränten, als 
e3 mit den Aufgaben des Stanteß irgend verträglich if. Das Stantsbudget 
iſt in diefem Sinne entworfen und wird ihnen zugleid vorfchlagen, die 
Meinaccife und das Weinohmgeld auf die früheren, niedrigeren Ubgabejäge 
zurüdzuführen. Bertrauen wir auf die friedlihe Erreihung unferer Ziele; 
mit ihr wird am ſicherſten Erleichterung in den Anftrengungen eintreten, die 
jet noch unvermeidlich find.“ 


. Eyt. (Württemberg). Perfaffungsfeft zur eier bes fünfzig: 


jährigen Beſtehens der Lanbesverfaflung. 

Der König ladet auf dieſen Tag jämmtlicde Abgeordnete zur kgl. Hof. 
tafel ein. Der Redacteur des „Beobachters”, der fi in Folge eines Preß⸗ 
prozefie3 auf der Feſtung befindet, erhält zu dieſem Behufe einen dreitägigen 
Urlaub. Die Abgeordneten der Bollspartei Ichnen deßhalb die Einladung 
ab, weil fie eine Amneftie erwartet hätten, und die großdeutichen Abgeordneten 
thun es ebenfalls, ohne indeß der erwarteten Amneftie ausdrücklich zu erwähnen. 


„ (Baden). H. Kammer: Der ultramentane Abg. Lindau jtellt 


nody vor ber Abreßbebatte feinen Antrag: 


a) die Staatsregierung aufzufordern, jofort dem Landtag einen Geſetzent⸗ 
wurf über Einführung des allgemeinen directen Wahlrehts mit gehrimer 
Stimmabgabe vorzulegen, und h) die Sammer möge beſchließen, fofort nad 
Duräberathung diefes Geſetzentwurfes an den Großherzog die Bitte um Aufs 
löjung des Landtags und Einberufung eines andern auf Ornnd des neuen 
Wahlverfahrens gewählten zu richten. 

Die Motion wird, nachdem fie von der Gegenjeite einer ſcharfen 
Kritik untertoorfen worden ijt, an bie Commiſſion verwiejen. 

Die Regierung ihrerjeits beginnt, der Kammer eine Reihe ber 
wichtigſten Vorlagen zu machen, welde die Eeifion zu einer ber er: 
folgreihften des Landtags zu machen geeignet find. 


» (Bayern). IL Kammer: Prüfung der Wahlen. Bei ber Ab: 
ftimmung über die Giltigkeit der Mahlen in Schweinfurt flimmen 
2 Abg. der patriotifhen Partei, die Tragmeite ber etwas jubtilen 
Abjtimmung nit richtig erfennend, mit der liberalen ‘Partei, wo⸗ 
durch jene Wahlen als beanftandet erflärt werben und bie patriot. 
Bartei 4 Etimmen verliert. 


»„ (Bayern). II Kammer: Mahl eines Präfidenten ber Sammer: 
Ta in Folge ber Mahlbeanftandungen die Stärke ber patriotifchen 
und bie der vereinigten liberalen Parteien gleihmäßig 71 beträgt, 
fo ergibt fid) feine Majorität; die vereinigten liberalen Parteien 
vereinigen ihre Etimmen auf Prof. Ebel ven ber früheren Miittel⸗ 
partei, die Pairioten auf den Minift.:Nath Dr. Weis. 
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1. Oct. (Baben). IL Kammer: Abrebebatte. 


Der Adreßentwurf iR in Betreff der deutjchen Frage nur eine zufim- 


mende Umſchreibung der patriotiſchen Worte der Thronrede und erflärt mi 


diefer „die nationale Einigung der füddeutichen Staaten mit dem norddeutjche“ 


Bunde als eine Grundbedingung für die Sicherheit diefer Staaten, für tx 
Geſundheit und Wohlfahrt der ganzen deutſchen Ration, und für die frie= 
liche Entwidlung von Europa.” Am Schluſſe des betreffenden Abſatzes jast 


die Mdreffe: „Der Mangel einer ganz Deutihland umfaflenden Organiſatica 


flellt fi) aber bereits für die ſüddeutſchen Staaten ſehr empfindlih und auf 
die Dauer unleidlih heraus, jeitdem uns die Alternative öfter ent 








daß wir entweder der Vortheile und Borzüge der geſetzgeberiſchen Reform 


in dem norddeutſchen Bunde entbehren und damit auf die Fortbildung eines 
gemeinfamen deutjchen Rechts und auf den Zufammenhang des wirthicaft- 
lichen Lebens verzichten oder die norbdeutichen Sejeße unverändert annchma 
müffen, ohne bei deren Bearbeitung mitwirlen zu dürfen.” — 


Debatte: Staatsminifter Jolly veripridt, „daß die Regierung mi 


Geftigleit auf dem bisher eingefchlagenen Wege mweitergehen uud die nationcie 


Neugeftaltung Deutſchlands befördern werde. Die Einigung des geſammten 
Deutſchlands ſei nicht nur wünjdenswerth, fondern auch nothwendig, cinmal 
jur gemeinfamen innern Entwidlung Deutichlands und zur Befriedigung der 
gleichheitlichen deutſchen Intereſſen, ſodann um das Gedeihen der innern Eni⸗ 
wicklung in Baden zu fichern, und endlich zur Erhaltung bes europäiicen 
Friedens. Seit den fetten zwei Jahren jet allerdings zur Erreihung Dieies 
Zicles ein enticheidender Schritt nicht geſchehen, aber esß fei doch allentbaiben 
im Bolt die Ueberzeugung von der Nothwendigkeit der nationalen Einigung 
Deutſchlands gewachſen, und fei e8 nunmehr die Aufgabe der Regierungen, 
in Gemeinſchaft mit den geſetzlichen Vertretern des Volles, den nationaler 
Sinn zu weden, damit derjelbe im entſcheidenden Moment zur Geltung Tomme 
und, wenn die Zeit zum Handeln heranlomme, mit aller Energie gehandelt 


werden Fönne, und das Biel nit noch einmal verfehlt werde." — Graf 


v. Berlidingen iſt gegen die Worefie: Er freue fi, dak in den letzten 


zwei Jahren nicht viel zum Anſchluß Badens an den norbdeutichen Bund ge | 


ſchehen fei, denn er wünjche diejen Anſchluß nidt. Es wäre vielmehr Eeitens 
der Staat3regierung auf Bildung eines Südbundes der fühbeutichen Staaten 
hinzuwirken geweſen, welcher das Bindeglied zwiſchen Deflerreih und Breuken 
genitbet hätte, denn es könne ein dauernder Friede nicht beftehen, werm wir 

efterreih als Yeind im Rüden hätten. Er erblide in dem Nordbund nur 
eine Berpreußung der anderen Staaten, Preußen allein ſei jouperän, die an⸗ 
deren nur Bafallen, und für eine Hegemonie Preußens Tönne er nie fimmen, 
dagegen ſtimme er von Kerzen für ein großes einige Deutihland. Auch be 
ftehe in Baden eine große Abneigung gegen den Eintritt in den norbbeutjchen 
Bund und er proteflire gegen einen olen. Lege die Regierung einen dahin 
gehenden Vertrag vor, jo erkläre er dieſes Vorgehen der Regierung für einen 
Staatsftreih, da er die nad dem gegenwärtigen Wahlſyſtem zufammengefegten 
Kammern nit als wirlliche Vertretung des größten Theile des badilchen 


Volks betrachten könne. Solle über eine etwaige derartige Borlage abgeftimmt 
werben, fo verlange er entweder andere Rammern, oder Bollgabfimmung; 


werde dann der Eintritt in den Nordbund verlangt, fo flimme er lieber für 
volfftändige Annexion, als für ein ſolches Verhältniß, wie es der Zeit im 
norddeutſchen Bunde beftehe. — Staatsrath Weigel betont dem Borredner 
gegenüber da8 Recht Baden, in den norddeutſchen Bund einzutreten, und 
ſchließt: „Diefes unfer Recht will die Regierung realificen, und fie möge «3 
in dem ihr geeignet fcheinenden Zeitpunkte Bun.” Minifter des Aeußern 
v. Freydorf: „Es ift Angefichts wiederholter Kundgebungen wohl überflüffig, 
die Verſicherung zu wiederholen, daß wir fortan beftrebt fein werden, die na» 
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tionale Einigung des Südens mit dem Norden Deutſchlandßs zu verwirklichen. 
Bir werdens erreichen. Wir haben in unferen Tagen gejeben, daß Italien 
eine Rraffere Einigung fertig gebradgt hat, als die, welche wir anſtreben, einen 
Einheit, nicht nur einen Bundesflant. Italien hat dies Ziel erreicht, unter 
Währung eines Königs, der urſprunglich nur über 44 Mill. Einwohner herrichte ; 
es bat dies Ziel erreicht, obgleich es fich für feine Beſtrebungen nur auf das 
Met der Rationalität berufen konnte. Deutſchland ſteht an Macht und an 
nachhaltiger Kraft des Volkes nicht hinter Italien zuruck. Während Italien 
1000 Jahre rüdwärts niemals ein Einheits- oder aud nur ein Bundesflaat 
war, kann fih Deutichland auf eine Beichichte von 1000 Jahren berufen, in 
denen e8 ein deutſches Reid, dann einen Bundesſtaat bildete. Während Italien, 
um zu feiner Einheit zu gelangen, den Züricher Vertrag verlegen mußte, Reben 
unferen Beſtrebungen keine Verträge entgegen, vielmehr die neueften Berträge 
von Rilolsburg und Prag zur Eeite, welche ausbrüidlih von einer neuen 
Geſtaltung des ganzen Deutihlands, mit Ausſchluß Oeſterreichs, ſprechen und 
die nationale Einigung des Südens mit dem Norden Deutſchlands ausdrücklich 
in Ausfiht nehmen. Ihre Adreſſe hat auf einen Mifftend aufmerffam ge- 
macht, der, wenn er fi) empfindlicher zeigt, nit nur uns, die wir ja ſtets 
zu weiter gehendem Entgegentommen bereit find, fondern auch die andern ſüd⸗ 
deutſchen Staaten zu neuen Verfländigungen mit dem Rorden nöthigen wird. 
Eine der begründetften älteften, dringendſten Forderungen des deutichen Volkes 
if diejenige eines gemeinſchaftlichen Rechts, einer einheitlichen Gejeggebung für 
ganz Deutichland. Die Forderung, erfimals vor Jahren in diefem Haufe 
geftellt, Lehrte in den 30er und 40er Jahren fo dringend wieder, daß ſelbſt 
der Bundestag Hand anlegen und vermittelfi ſchwerfälliger Commiſſionsbe⸗ 
rathungen, deren Ergebniß wieder von der Zuftimmung von 35 Regierungen 
und no mehr Kammern abhing, einige gemeinjchaftliche Geſetze fchaffen mußte. 
Dies Gefegebungswert fchreitet in den neu geſchaffenen, geieggeberiihen Or⸗ 
ganen des norddeutihen Bundes raſcher und energiiher voran. Die füd- 
deutiden Staaten haben die Wahl, entweder ihre 8 Millionen Deutſche von 
der Wohlthat eines einheitlichen Rechts auszuſchließen, oder aber die Geſehe, 
fowie fie aus dem norbbeutichen Bundesrath und Parlament hervorgegangen, 
ihren Ständen zur Zuflimmung vorzulegen. Das ift eine jehr ſcheinbare 
Wahrung der Souveränetät, und man wird wohl über furz oder lang zu der 
Ueberzeugung kommen, daß es eine angemefienere, jouveränen Staaten wür⸗ 
digere Stellung if, dieſe Befee im erweiterten Bundesrat und Parlament 
zu berathen, ihre Intereſſen und Anfichten rechtzeitig geltend machen zu Tön- 
nen, ftatt diefe Geſetze, jo wie fie Rorddeutſchland beichloffen hat, mit nur 
jgeindarer Wahrung des eigenen Geſetngebungsrechts, pinzunehmen, Man 
will einen Südbund gründen. Mit wen fol id darüber ins Benehmen treten, 
nachdem jowohl Fürft Hohenlohe, der leitende Minifter in Bayern, wie der 
württembergiihe Staatsminifler Frhr. v. Varnbüler vor ihren Ständen und 
mit jehr guter Begründung ſich genen den Südbund ausgeiprochen, diefen für 
eine Unmöglichkeit erlärt haben? Wenn Hr. Graf Berlichingen, ftatt ſich nur 
im Wllgemeinen an die noch nebelbafte dee eines Südbundeß zu halten, 
einmal an Ausarbeitung eines Status ginge, würde er auch fogleih auf bie 
Unausführbarfeit des Projects ftoßen. Es hat auch noch Riemand ein irgend 
reifbareß Projert eines Sudbundes geliefert ınit Ausnahme des „Stuttgarter 
bachters“, der hierüber interpellirt, erwiederte: Sein Recept fer ſehr einfach 
und wohlfeil, e8 Tofle nur einige Kronen. Graf v. Berlidingen will feinen 
ESüdbund zu einem Bindeglied zwiſchen Defterreich und dem norbeutichen Bund 
maden. Alle Bolititer, welche nach Herflellung eines einheitliden mächtigen 
Deutihlands firebten, erfannten vor Allem das Bedürfniß, den flörenden und 
chadlichen Dualismus zu entfernen. Dieß ift 1866 durch endgiltiges Aus⸗ 
Oeſterreichs aus Deutjhland zum Keile beider Theile geihehen. 

Bir werden nicht die Hand bieten zur Wiedereinführung des Dualismus in 
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Deutiäland. Dagegen ftand feit 1848 auf dem Programm aller derj 
Batrioten, melde die deutſche Frage durch ein Ausſcheiden Oeſlerreicht 
dur Einigung der Übrigen deutichen Etaaten unter Preußens Führung 
woßten, ein inniges Yreunvichafte- und Bundesverhäliniß mit O 
Dieß wird um fo eher zu Etande fommen, wenn die füddeutfche Frage 
der Welt geihafft il. Schon heute aber wird jeder gute Deutfche jedes 
hen einer freundidaftlicden Annäherung zwiſchen D:efterreih und dem 
deutiden Bunde mit Freude begrüßen. Wenn wir einmal entſchloſſen fi 
den norddeutſchen Bund einzutreten, und den Zeitpunkt für geeignet 5 
it ber Weg, den wir zu geben haben, durch Art. 79 der norddeutichen & 
acte genau vorgezeichnet. Inzwiſchen haben wir niemals den Eintritt 2 
in den norddeutſchen Bund als die einzige Fornel der Löſung der natiom 
Trage hingeſtellt, fondern flets im Ullgemeinen von einer nationalen Bed 
dung de3 Südens mit dem Norden Teutihlands geiproden. Ein Tıön 
nad) jener Richtung bat nicht fRattgefunden, fo oft auch die Zeitungen hie 
reden. Graf dv. Berlijingen glaubt, daß die Greigniffe von 1866 der ( 
miſchung des Auslandes in die deutichen Angelegenheiten die Wege nid 
hätten. Ich babe nidhts von einer folden Einmilhung wahrgenommen, | 
glaube, dag Deutiland 50 Jahre rüdwärts nidht in fo guter Berichh 
war, ſolche Einmiſchung abzuwehren, als chen feit 1866. Zwei gelegenti 
norddeutſche Roten ſprechen fih mit hinreichender Klarheit gegen jede fra 
Einmifhung in die inneren Angelegenheiten Deutſchlands aus. Graf v. % 
lichingen will, wenn es fi einmal um Eintritt in den norddeutſchen Bı 
handeln jollte, das Großherzogthum Lieber vollends von Preußen anne 
ſehen. Ich denke, es ift Sache des Großherzog, feiner Zeit zu beftimm 
welchen Theil feiner Souveränetätsrechte er der Verwirklichung der national 
Einigung Deutſchlands zum Opfer zu bringen für nöthig und für gut fin 
Meiter werden wir um feinen Schritt gehen und etwaigen weiter gehen 
Verſuchen politifher Parteien mit aller Entſchiedenheit entanegentreten.“ 
Ueber das Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche entipinnt ſich eine 4 
lebhafte Erörterung zwiſchen dem Bisthumsverweſer Kübel und dem Miniſt 
präfidenten. Biſchof Kübel bezieht fi auf denjenigen Theil der Thronte 
weicher von dem Berhältnig der Kirche zum Staate Ipricht, und zur Abgr 
zung der beiderjeitigen Gebiete einen Geſezentwurf über Einführung der ı 
ligatorijchen Givilehe und einen foldden über das Stiftungsmweien anfündı 
Nach der allerh. Proclamation vom 7. April 1860 fei der Kirche ihre vi 
Selbſtändigkeit gugefigert, und er freue fi) darüber und unterflüge die ! 
grenzung der Gebiete, aber es follten ſeitens der Regierung drei Bactoren n 
berüdiichtigt werden, nämlich die Ratur der Sache, daB Recht der Kirche u 
die eingelebten Eitten und Gebräuche. Im Hinblid auf diefe mäffe von 
Negierung dem jelbftändigen Verwalter der Kirche geftattet merden, bei di 
Abgrenzung mitzuwirken, was bisher nicht gejchehen fei, 3. B. in Stiftun: 
und Schulſachen. Gegen die Einführung der obligatorifen Eivilehe mi 
er fi) auch erklären, denn e8 fei dieſelbe nicht nothwendig und werde viel’ 
Anſtoß zu Mißhelligkeiten geben. Minifterpräfident Jolly: „Der Hr. % 
thumsverwejer legt dem Staate wie der Kirche gleichmäßig das Recht der 9 
tonomie bei, und behandelt demgemäß beide als in rechtlicher Beziehung € 
ander vollkommen gleichgeftelt. Das ift aber ein abjoluter Irrthum, ge 
den und gegen deſſen fehr weit reichende Eonfequenzen id), jo lange ich die EI 
haben werde, an der Spitze der Geichäfte zu ftehen, mich fiets auf das mu 
drüdlichfte erheben werde. Der Staat ift im Beſitz der Souveränetät, welde n 
ihrem Begriff die oberfte rechtliche Gewalt if, die von niemanden abhän 
und welcher unbedingt alles, was im Staat eriftirt, alfo auch die Kirche ı 
äußere Anſtalt, unterworfen ift. Der Kirche dagegen ift nur für ihre Sphi 
die Autonomie unter der Souveränetät des Staats zugeftanden. Die Sı 
veränetät if} ihrem Weſen nad) eine rechtlich nicht beichränfte Gewalt, dagı; 





Bie fühbentfigen Ataaten. 199 


iR die Autonomie Ihrem Begriff nach durch die über ihr ſtehende Gouperänetät 
beichräntt. Es Tann aljo davon die Rede nicht fein, daß Staat und Kirche 
einander rechtlich gleichgeftellt ſeien, und ich muß deßhalb auch gleich der erften 
praftiihen Folgerung widerſprechen, welde der Hr. Bisthumsverweſer aus 
feinem unrichtigen Borderfag abgeleitet hat. Ich Tann nicht zugeben, daß die 
Beziehungen zwiſchen Staat und Kirche in jedem einzelnen Ball nur mit Zus 
fimmung der Kirche beſtimmt werden können. Ich babe ſtets den Grundſatz 
befolgt, in allen Fragen, welche die Kirche berühren, derfelben Gelegenheit zu 
geben, ihre Anihauung und ihre Wünfche darzulegen, und ich habe es mir 
immer zur Pflicht gemacht, und werde e8 aud fortan thun, ihren Wünjchen 
jede thunliche Nüdfiht zu fchenten, ſoweit die Geſetze und die Interefien des 
Stants es geftatten. Es ift aber unmöglid, die freie Entjchließung des Staats 
in allen Fällen, in welchen kirchliche Intereſſen berührt werden, von der Zus 
fliimmung der Kirche abhängig zu machen. Es würde dieß zu öffentlichen Zus 
Händen führen, wie fie nur in mehr oder minder unklaren Borftellungen Ein- 
zelnen vorjchweben, in der That und Wirklichkeit aber nie vorhanden waren, 
ſelbſt nicht während des Mittelalters. Tamals war allerdings das Verhältniß 
zwifchen Staat und Kirche ein anderes als jet, namentlich hatte die lettere vielfach 
in äußern Dingen eine Öewalt, bie ihr jegt nicht mehr zulommt. Ter Grund 
davon liegt weientlih darin, daß es damals noch gar feinen Staat in unjerm 
Sinne gab. Das ganze öffentliche Leben beivegte ſich in zwei großen Kreiſen, 
in den verjchiedenen weltlichen Herrſchaften, die darnach rangen, Staaten zu 
werden, es aber noch nicht waren, und in ber Kirche, die als ftarker, fertiger 
Drganismus dafland. Da war es ganz natürlih und mwohlthätig, daß die 
Kirche auch manche Verhältniſſe des Rechts oronete, weil der Staat noch nicht 
da war. Ich kann hier gleich ein im Augenblick für uns ganz praktiſches 
Beifpiel anführen. Die Ehegefehgebung ging im Mittelalter von der Kirche 
aus, und niemand wird beftreiten, daß e8 ein Verdienſt derjelben war, dieſes 
ungemein wichtige menſchliche Verhältniß auch rechtlich geordnet zu haben. 
Die Sachlage hat fi aber längft geändert. Ter Staat hat längft die un- 
gemein feine und ſchwierige privatrechtliche Materie des Eherechts, die Bor» 
ausiegungen, die rechtlichen Wirkungen, die Gültigkeit oder Ungültigkeit, die 
Wiederauflöjung der Che weit genauer und zwedmäßiger beflimmt, als es 
früher die Kirche vermochte Das rein kirchliche Eherecht iſt ſchon deßhalb 
in unfern Staaten nicht mehr anwendbar, meil in denfelben Angehörige ver» 
fchiedener Kirchen wohnen, weldde die Ehe verſchieden behandeln. Der Hr. Bis⸗ 
thumsverwejer meint: bei der Schule jei die Kirche zu kurz geflommen; man 
tönne hier nicht von einer Örenzregulicung zwiſchen Staat und Kirche ſpre⸗ 
den, jondern_der Staat babe alles an fi) genommen und die Kirche von ber 
Schule ganz ausgejchloffen. Ich Halte es für meine Pflicht, diefen Sägen im 
Ramen der Regierung auf da3 entichiedenfte zu widerſprechen. Es ift that» 
ſächlich nicht richtig, daß der Staat die Kirche von der Schule ausgeſchloſſen 
hat. Die Kirche Hat ſich ſelbſt von der Schule ausgeſchloſſen. In dem Geſetz 
it ausdrücklich gejagt, daß in jeder Gemeinde der Pfarrer Iraft Gejeges Mit⸗ 
glied des Ortsſchulraths jei; das Beleg hat alfo die Pfarrer nicht ausge⸗ 
ſchloſſen; ausgeſchloſſen wurden fie durch das Verbot der Curie in Yreiburg, 
welche ihnen den von dem Geſetz gewollten Eintritt unterfagte. Ich habe nicht zu 
prüfen, ob diek im Intereſſe der Kirche richtig gehandelt war, ich nehme aber 
feinen Unftand, offen zu befennen, daß ich im Intereſſe der Schule‘ den Nicht- 
eintritt der Geiftlihen beflage. Ich hätte gewünſcht, fie hätten in der Stellung, 
welche ihnen daS Gefek anweist, mit aller Hingebung für die religidfe Auf⸗ 
gabe der Schule gewirkt. Bon einem Ausſchluß durch den Staat kann feine 
Rede fein, und wenn die Kirche den jekigen Zuftand beflagt, fo bat fie fi 
denjelben lediglich zuzuſchreiben. Und fie Tann denjelben jeden Tag ändern; 
fobald die Eurie das Verbot zurücknimmt, ſobald fie fi) dem Geſetz fügt, fteht 
dem Eintritt der Pfarrer in den Ortsſchulrath, in welchen fie durch das Geſetz 
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find, kein Hinderniß im Meg.“ Weitere Ausführungen des Minifters 


8 
daß ber Kirche im meiteften limfang die Theilnahme an dieſer Berwaltung 
gefichert ſei. Shlieklie tommt Hr. Jolly auf eine gegen das Minifterium als ſolches 
gerichtete Aeußerung des Brafen Berlidingen zurüd, indem er erflärt: „Was 
die uns offen gelafiene Wahl geilen einem Syſtem⸗ und Perfonemwediiel 
betrifft, jo kann ih dem Hrn. Grafen verficdern, daß, jo lange ih und meine 
HH. Gollegen die Geſchafte der Regierung zu leiten haben, ein Syſtemwechſcl 
ganz gewiß nicht eintreten wird. Sobald wir aber die lleberzeugung getwinnen, 
daß das von uns vertretene politiſche Syftem nicht mehr mit der Zuſtimmung 
des Landes durchzuführen ift, oder daß feine Durchführung dem Lande zum 
Schaden gereidhen würde, dann werden wir auß freier Entilickung zurüd- 
treten.” Der Handelsminifter v. Duſch fügt noch ausdrücklich bei: er legt 
im Namen des geſammten Staatsminifteriums gegen die Bemerkungen des 
Grafen Berliingen Verwahrung ein, und das ganze Staatsminifterium er- 
Häre fi für folidariich verbunden; e8 werde nur zuſammen fliehen oder fallaı. 


Auf. Det. Die nah dem am 10. Det. 1863 abgefchloffenen und am 


3. 


12. Auguft 1869 ratifizirt ausgewechſelten Vertrage zu beſtellende 
Geitungscommiflion infpicirt nunmehr bie vier vormaligen Qunbce- 
feftungen Mainz, Ulm, Raftatt und Landau, zunähft Mainz, dann 
Landau, hierauf Raftatt und ſchließlich Ulm bezüglich bes Zuſtandes 
bes gemeinfamen Deaterials, beffen Berwaltung und Sicherſtellung 
für den Zwed ber Bertheibigung. 


„» (Bayern). I. Kammer: Da bei wieberholten Wahlgängen 
für das Präfidium der Kammer immer 71 gegen 71 Stimmen 
fichen, fucht Fürjt Hohenlohe zwiſchen beiden Parteien zu vermit 
teln, um wenigſtens eine vorläufige Mahl zu ermöglichen und bie 
Auflöjung der Kammer wo möglid zu vermeiben. 


Seine Vorſchläge gehen von der Thatſache aus, daß fi der Konflikt zwi⸗ 
ſchen den beiden Kammerfractionen hauptſächlich bephalb fo zugeipigt Hatte, 
weil einerfeitß die patriotiſche Partei beim vollen Kammerbeftand allerdings 
eine Mehrheit von etliden Stimmen befefien, und wenn nicht die Beanflan- 
bung ter Schweinfurter Wahlen in Mitte getreten wäre, die Veſegung des 
Directoriums volftändig in Händen gehabt hätte, daR aber andrerfeitß die 
vereinigten liberalen Fractionen nicht nur factifch und momentan die gleiche 
Stärle bejäßen, fondern hHofften, bei einer Neuwahl in Schweinfurt zu fiegen 
und dadurch ihrerjeit# die Mehrheit zu erringen. Unter diefen Umfländen 
ſchien der richtigfte Weg, um zu einer Verfländigung zu gelangen, der: die 

Wahl eines Directoriums zu ermöglichen, ohne hiebei ber Ipäteren Mehrheit 
zu präjudicren. Da die Seihäftsorbnung ein proviſoriſches Directorium 
nicht kennt, ſondern daſſelbe für die ganze Dauer der Kammer zu wählen if, 
fo geht der Vorſchlag dahin: zwar diefe Wahl in der vorgelchriebenen eilt 
auch jetzt vorzunehmen, dabei aber im Wege gegenfeitiger Verabredung den 
newählten Mitgliedern die Pflicht aufzulegen, fofort zurüdzutreten, ſobald na 
Gonftituirung der Kammer die Wahlreclamationen definitiv beſchieden und im 
Tall der Eafjation der einen oder andern die betreffende Nachwahl erfolgt fein 
würde Bu biefem Ende hin möge vorerft das Loos für Weis ober für 
Edel entjcheiden, oder man ınöge fi auf eine dritte Perſoͤnlichkeit comprom- 
mißweije verftändigen. 


Die patriotiihe Partei weigert fich, auf den Vorſchlag einzugehen 
und erllärt: fie glaube barauf beftehen zu müſſen, das ganze Direc: 
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torium (Bureau) der Kammer allein zu bilden und an Minifterials 
rath Dr. Weis feftzuhalten, bagegen follten bei Befekung ber Aus⸗ 
ſchüſſe der liberalen Partei Eonceflionen gemacht werben. 


5. Od. (Baben). I. Kammer: Adreßdebatte. 


Adreßentwurf (von Lamey): „... Wir haben die Worie vernommen, 
welche zur Begrüßung des zur Löjung wichtiger Aufgaben berufenen Landtags 
vom Throne geſprochen wurden. Es find Worte der Hoffnung für die gebeihliche 
freiheitlihe Entwidlung der Bollsmohlfahrt in unjerm theuern Heimathlande. 
Dieſe Hoffnung gilt vor allem dem Gelingen der nationalen Einigung Deutſch⸗ 
lands. Mar e8 bis jeht nicht möglich, fie in entjcheidender Teile zu fördern, 
jo wädst doch die Erfenntniß ihrer Nothmendigleit in tem Kerzen ber dent⸗ 
ſchen Nation in dem Moß, als vor der Klarheit der Einſicht in die gefahr- 
drohenden Mängel eincs Cigenlebens der Heineren Staaten die Trübungen 
mehr und mehr verichwinden, welche diefeß höchſte Endziel der nationalen 
Beſtrebungen da und dort verſchleierten und noch umſchatten. Die zweite 
Rammer Ihrer getreuen Stände ſteht feſt in der Meberzeugung, daß die Neu⸗ 
geftaltung Deutihlands nur durch die Vereinigung der Staaten des Eilden3 
mit dem großen Nordbunde erfolgen kann. Mit vollem Vertrauen auf die 
bewährten deutichen Befinnungen und die Weisheit Eurer 2. Hobeit erwarten 
wir und das badilche Volf mit uns den Zeitpunft, in dem es möglich fein 
wird, daß dieſe hofinungsreihe Einigung fi vollzieht. In diefer Geſinnung 
fönnen wir uns der Pflege naber Beziehungen mit dem norbdeutichen Bunde 
nur lebhaft erfreuen. j 

„Richt minder begrüßen wir e3, daß durch den Vertrag des norbbeutichen 
Bundes mit den Südftaaten über das bewegliche Eigenthum der vormaligen 
Bundesfeftungen das Bedürfniß eines allgemeinen deutichen Vertheidigungs⸗ 
ſyſtems und dadurd die Gemeinſamkeit der deutſchen MWehrkraft zum Schutze 
Deutihlands gegen äußere Feinde anerlannt if. Seitdem der deutſche Zoll⸗ 
verein durch organifche Einrichtungen umgeftaltet wurde, hat das Zollparla» 
ment in zweimaliger Verſammlung getagt. Das deutſche Bolt ift den Bera- 
thungen diefer alle deutſchen Staaten umfaſſenden, aber in ihrer Aufgabe 
eng begrenzten Vertretung mit großer Theilnahme gefolgt; fie legt Zeugniß 
dafür ab, daß die weitere Entwidlung und Erſtarkung diefer Inftitution ihm 
ein ernfles Anliegen ift. Inzwiſchen wird die Herftellung gemeinfamer Normen 
für das Berlehrslehen in Deutihland gern unſere Anerkennung und Zuftims 
mung finden. 

„Die bewährten Heereseinrihtungen des nordbbeutichen Bundes find auch 
für unfere Truppen zur Geltung gelommen. Mit Stolz hörm wir das 
Zeugniß ausipredhen, daB Eure k. Hoheit den Söhnen unferes Landes erteilt, 
weiche für den Schutz des Vaterlandes die Waffen tragen. Es wird unfer 
ernſtes Beftreben fein, die erhöhte Triegeriiche Tuchtigkeit des badiſchen Heer⸗ 
Iörpers, innerhalb der Rüdfichten, welche die Schonung ter perjönlichen und 
finanziellen Sträfte des Landes fordern, filher zu ftellen. In dem Vertrag 
über militäriſche Freizügigkeit ſehen wir mit Befriedigung die Rechte, welche 
ein deutſches Staatsbärgerihum gewährt, mindeſtens auf dem Gebiete der 
Wehrpflicht anerkannt. Die Vorlage zur Ordnung der Militärfirafrechtspflege 
wird, wie wir hoffen, einen verfafiungsmäßigen Abſchluß dieſer Angelegenheit 
ermögli 


glichen. 

„Das badiſche Volk hat mit Eurer k. Hoh. im verfloſſenen Jahr, unge⸗ 
achtet des Drucks der Zeit, aufrichtig den Tag gefeiert, welcher ihm vor 
50 Jahren die Verfaſſung verlieh, deren reiche Segnungen es dankbar aner⸗ 
kennt. Dem Herzen des Volks ein theures Kleinod, wird fie auch künftighin 
die Fulle ihrer Früchte ausſtreuen, je weniger fie ſich der durch den Foriſchritt 
der Zeit bedingten Weiterbildung ihrer Grundgedanken verſchließt, und je ins 
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niger und Träftiger daß Weſen und der Geift verfefiungsmäßigen Lebens fe 
wohl die Regierung als das Bolt durchdringen. — Den uns verheikene 
wichtigen Geſetzvorlagen, weldhe die Verfaſſung betreffen, werben wir, ebenii 
wie denen, welche beflimmt find, das Gemeindeleben zu erfriſchen und bi 
Pflichten der Gemeinden im Armemveien auf zeitgemäße Weile zu geftaltn 
und denjenigen, welche die Regelung des Öffentlichen Unterrichts vervollſandigen 
die reiflichfte Prüfung zuwenden. — Mit Dank erfennen wir e$ an, daß durd 
weitere Vorlagen, den Wünſchen der zweiten Kammer Ihrer geireuen Ständ 
entiprechend, die Wirkſamkeit der Schwurgerichte auf alle politiiden Vergeher 
ausgedehnt, und die Folgerungen aus ter kirchlichen Geſetzgebung des Yahr! 
1860 cinem Abſchluß näher gebradyt werben follen, welcher nicht bloß im 
Net und in der Pflicht des Staats Tiegt, jondern auch bei richtigem Ber. 
ſtändniß den Intereſſen der Kirchen ſelbſt und ihrer Freiheit entſpricht. — 
Mit gewohnter Fürſorge wendet Ew. k. Hoheit den wirthſchaftlichen Zufänden 
Ihres Landes die verdiente Aufmerfjamfeit zu. Die VBervollfländigung dei 
Straßen- und Eifenbahnnetes, durch die Mittel des Staats und ten Unter 
nchmungsgeift der Privaten erfirebt, die Befriedigung eines Handelsbedüri- 
niſſes durch ein Bankgeſetz, eine fördernde Geſetzgebung für die in befruchten⸗ 
der Weile im Land aufflrebenden Wirthiafts- und Erwerbögenofienichaften 
find, ebenjo wie die gejelihe Regelung der Waflerbenügung und der Schutz 
für die Productionen der Fiſchzucht, Gegenſtände der widhtigften Bedeutung 
für die Öffentliche Wohlfahrt, welche, wenn richtig gelöft, dem Lande reiche 
Früchte tragen werden. — Die Anforderungen, welche der Staatshaushalt 
in der ablaufenden Budgetperiode machte, haben Ihre getreuen Stände geni- 
tHigt, zu namhafter Erhöhung der Steuerlaft einzumilligen, um jene Ordnung 
der Stantsfinanzen zu erhalten, melde unfer Land fletS ausgezeichnet hat. 
Die Berölferung hat dieje ihr aufgelegten Opfer mit patriotifcher Hingebung 
gebradt. Mit Freude hören wir, daß die finanziellen Ergebnifie der beiden 
letzten Budgetjahre gänftig find, und nad dem Dafürbalten der Regierung 
Em. k. Hoheit ermöglichen, die Steuerlaft, da wo fie am drüdendften erfunden 
wird, zu ermäßigen. ine jorgfältige Prüfung des Staatshaushalts, thun- 
lichſte Sparſamkeit und Beſchränkung auf die Bebürfniffe, deren Behriedigung 
für die Wohlfahrt, den Schuß und die Ehre des Staats fidh als undermeid⸗ 
li erweift, wird aber immer noch in befonderem Grade die Pflicht der Bolt: 
vertretung bleiben, um die nicht bloß durch das Staatsbudget, jondern aud 
durch die fonftige Gejeggebung des Landes gefteigerten Laften auf das min- 
defte Maß zurüdführen zu können. Wir vertrauen darauf, daß wir bei 
dieſem Beltreben einem gleichen Bemüben Seitens der Regierung Ew. Igl. 
Hoheit begegnen. 

„Mit dem Schute des Himmels hoffen wir auf die Erreichung jenes 
Ziels, welches die Arbeiten, die Sorgen, die Opfer des deutichen Volls ieit 
lange erftreben, ein geeinigtes, flark und frei erblühendes Deutſchland. Lie 
Vollziehung der nationalen Einigung kann den Frieden nicht fören. Wie fe 
ein unveräußerliches Recht des deutjchen Volkes if, fo bedroht fie niemanden 
und ſchädigt niemanden. Nur Gewalttbat könnte fie zum Borwand eines 
Angriffs nehmen, den wir nit beforgen, den aber auch das dentiche Voll 
nicht fürdtet. Möge Bott Ew. k. Hoheit vergönnen, den Tag herbeizuführen, 
welcher das badiſche Volk als freies und treue Glied des einigen Dentid- 
lands begrüßt!*® 

An der Debatte meflen fi die Kräfte beider Parteien, und biefelbe wird 
in heftiger, aber ernfthafter und im ganzen würdiger Weile, ohne daß ber 
Präfident zu einer Unterbrechung veranlagt worben wäre, durch wobei 
die zahlreich beſetzte Gallerie beiden Theilen der Kammer Beifall ſpendet. Tie 
heftigſten Angriffe gegen die Regierung erfolgen durch die Mitglieder der 
katholiſchen Vollspartei, welche gleich bei Beginn der Sitzung den Entwurf 
einer Begenadreffe in dem Kaufe vertheilen läßt. Diefelbe ſpricht ſich für Er 
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richtung eines Sübbundes, die Yuflöfung der Kammern und die Entlaffung 
der Miniſter aus. Es Heißt darin u. a.: 

„Solange daher nicht ein auf der Grundlage des allgemeinen Stimmrechts 
mit directem und geheimem Berfahren beruhendes Wahlgeſetz eine weſenilich 
neue und wahre Bollsvcertretung gefchaffen hat, müfen wir allen, auch den 
font wichtigſten Borlagen mit dem freimütbigen Bekenntniß entgegentreten: 
dag wir von denjelben weſentliche Erfolge für die Wohlfahrt des Landes nicht 
erwarten, daß vielmehr eine künftige Bollsvertretung genöthigt fein müßte, 
wejentliche Grundlagen jegt zu ſchaffender Gejege geradezu wieder zu befeitigen. 
Dies gilt insbeſondere von der beabfichtigten Abgrenzung des kirchlichen und 
Raatlichen Gebiets. Eine Vollendung jold großen Werkes läßt ih nur er⸗ 
reichen durch aufrichtige und vollftändige Ausführung derjenigen Grundſätze, 
welche in der allerhödften Proflamation Ew. k. Hoheit vom 7. April 1860 
ausgeſprochen find, und deren Nichtbefolgung von Seiten der Regierung den 
Frieden des Landes aufs tieffte geſtört und den völkerrechtlich garantirten Be» 
ftand der katholiſchen Kirche, welcher mit demjenigen des badiſchen Staats ges 
ſchichtlich unzertrennbar verbunden ift, bereits ſchwer geichädigt hat und noch 
ſchwerer zu fchädigen droht. Ew. k. Hoh. getreues Bolt athmet ſchwer unter 
dem Drud auferordentlicher Laſten und Opfer für ein Ziel, welches das Bolt 
nicht will! Die Geſchäfte des Landes werben geleitet von einer Regierung, 
welche das Bertrauen des Volks nicht befigt!“ 

Nach der Verlefung und Begründung des Mehrheitsentwurfs durch den 
Berihterftatter Lamey ſpricht zunächſt Minifterpräfident v. Jolly der Com⸗ 
million feinen Dank für die echt patriotifche Haltung der Adreſſe aus. Ueber⸗ 
gehend auf die für die nationale Sache zu dringenden Opfer, erflärt er, daß 
die Kräfte des Volks geichont werden follen, und daß das nationale Streben 
feinen Etillftand im Innern verurjachen werde. Ten Entwurf der ultramon« 
tanen Gegenadreſſe berührend, hofft er, daß die katholiſchen Volksvertreter 
feine revolutionären Gedanken hegen; allein, wenn man einmal feine fubjective 
Ueberzeugung über die Berfafiung ftelle, jo fomme man auf eine ſchiefe Ebene, 
die immer weiter abwärts führe Kirsner juchte nachzuweiſen, daß der Ein- 
tritt in den Nordbund das einzig realifichare Einigungsprojec fei. Hierauf 
verliest der erfte Redner der ultramontanen Oppofition, Baumftard, die er- 
wähnte Gegenadreſſe. Der Redner verfpricht fich zwar feine Annahme diejer Ge⸗ 
genadrefie, allein er meint, fie würde auch nicht unbeachtet bleiben vor dent 
Thron und würde Wiederhall finden bei Millionen von Süddeutihen. Die 
Politik der Regierung fei eine ſtaatsrechtlich unerlaubte, denn fie führe zum 
Einheitsftaat; fie fei aber auch eine unkluge, denn Baden ſei in der Meinung 
des Auslandes eine preußische Provinz, und im Innern wolle der Landmann 
lieber gleih ganz preußiſch als norbbündferiich fein; fie jet aber aud eine 
erfolglofe, denn Oeſterreich werde die Eüdftanten nicht aufgeben, fo lange e8 
eine Armee habe. Sie preußiſche Monarchie habe eigenthümliche Traditionen, 
fie wolle erobern und molle in Mitteleuropa einen Militär» und Kaſernenſiaat 
bilden, nicht aber ein heiliges Reich deutſcher Nation. Erfolglos ſei diele 
Politit aber auch in Berlin, denn es feien Noten gewechſelt worden, worin 
Baden mit dem Anerbieten feines Eintritts geradezu abgemwiefen worden fei. 
Lie deutſche Politit der Regierung babe damit Tinsco gemacht. Der Süd- 
bund fei um meniger zu baben als um drei Kronen, wie der Stuttgarter 
„Beobachter” meine: er Tofte nur drei Minifterportefeuilies. Ber dem Süd⸗ 
bund wolle man auch nicht ftehen bleiben, er fei nur Mittel zum Zweck. 
Diefer legtere fei das einige Deutſchland. Indem er hierauf auf die inneren 
Zuftände übergeht, berührt er vor allem das Verhältniß zur Kirche. Das 
Minifterium haſſe die Tatholifhe Kirche als culturfeinnliche Macht, es gebe 
aber feinen zweierlei Katholicismus, und wo fein Bilchof fei, da jei feine 
Kirche. Bon dem Richterſtande Badens wille man im Auslande, wenn ein 
politischer Prozek in Baden verhandelt werde, bei der Zuſammenſetzung der 
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Nichtercollegien das Urtheil ſchon im Voraus. Jolly erflärt, da er nit 
nur nicht die Kirche, fondern nit einmal die Tendenz in derfelben haſſe, die 
er befämpfen müfle; diefe Tendenz jet die einer Kaſte, welche danach ringe, 
ihren Willen zum Dogma zu erflären. Kiefer fchildert die Entwidlung und 
Beſtimmung des preußiichen Staates, der fih aus den traurigften Berhält- 
niffen deutſchen Elends dur die Rührigkeit feiner Bewohner und die Tüchtig⸗ 
Teit feiner Herrſcher zur nationalen Selbfländigleit emporgerungen habe. Ter 
norddeutſche Bundesftaat fei kein Einheitsflaat und werde auch nicht dazu 
führen, aber das particulariftiide Fürſtenthum müfle ſich beugen vor ber 
Macht der nationalen dee. Die franzöfiiche Politit habe den Sündbund ein» 
geſchwärzt, und die Feindſchaft der Ultramontanen gegen den Nordbund rühre 
von dem Hab gegen den Proteflantismus und gegen die Souveränetät des 
Staats ber; dieſe wolle die katholiſche Kirche nicht, weil fie fi ſelbſt ala 
fouverän betrachte. Das deutſche Volk aber werde wie das englilche den Weg 
zum echten Conſtitutionalismus finden nicht im Barticularismus, ſondern da⸗ 
durch, daß es eine Nation werde. Auch freifinnig könne jene Partei nicht fein, 
denn dem Machtgebot des Priefters, vor dem ſich alles demüthigen müſſe, jei 
alles freie Streben verhaßt. Darum will er, obwohl Anhänger der direcien 
Wahlen, das jegige Wahlſyſtem nicht zum Plaiſir der Ultramontanen ab» 
geändert haben. Die jegige ernſte Gefeßesarbeit laſſe derartige Erperimente 
nicht zu. Die deutſche dee ſei im Wachſen begriffen, allein jene Partei fuche 
durch die Aufregung der nievrigften Triebe im Volke daſſelbe von allen 
Opfern zurüdzubalten. Sollte ſchließlich eine franzöſiſche oder öſterreichiſche 
Intrigue Deutſchlands Einigung hintertreiben wollen, jo würde das deutſche 
Volt wie 1813 fi erheben, und Badens Söhne würden in den Reihen ber 
deutſchen Krieger zu Fechten wifien. Lindau ſucht den Borwurf des natio- 
nalen Berraths, welchen man feiner Partei macht, zu widerlegen, beichuldigt 
im Gegentheil Preußen, im Jahr 1866 dur das Bündnik mit dem Ausland 
Deutſchland gefprengt zu haben. Dem Südbund ſtellen fi Leine ernſtlichen 
Schwierigkeiten entgegen, wenn man ihn nur wolle Auf die Frage von Staat 
und Kirche Übergehend, meint er: der Staat ſei nicht die Summe des Rechts, 
der Bürger gehöre nicht dem Staat, jondern der Staat dem Bürger. Die ka⸗ 
tholiſche Kirche befinde fih im Vertheidigungszuſtand; wenn fie der Staat nit 
ertragen könne, fo fei er nicht in Ordnung. Der Minifter des Auswärtigen, 
vd. Frey dorf, wendet fich gegen Baumflard, und erflärt: daß bon der preu⸗ 
ßiſchen Regierung feine Gewaltthat zu fürchten jet, indem diefelbe im Gegen- 
theil den Süpftaaten überlaſſe, fi nad freiem Ermellen für den Nordbund 
zu erflären. Einem etwaigen Drängen, preußiſch zu werben, trete die Regie 
rung entichieden entgegen. Deutſchland werde in Preußen aufgehen, ſei eine 
unnüte, abgebraudte Phrafe, und an den von Baumflard erwähnten Roten 
abmeifenden Inhalts jei kein wahres Wort. Die nationale Politik Badens 
fei aber auch nicht ohne Erfolge, das beweilen die dem Haufe vorgelegten 
Verträge mit dem Nordbund; andererjeit3 ſei au das ein Erfolg, daß dieſe 
Politik ein Hinderniß gegen antinationale Beſtrebungen darbiete. Bilfing 
gibt dem Minifterium den Rath, abzulaffen von feiner nationalen Bolitil, 
und erft den Streit zu ſchlichten, welcher zwiſchen Kirche und Staat beftebe. 
Eckhard ift froh, daß Holy und nit Billing im Minifterium figt. Die 
von Bifling erwähnten VBerfolgungen der Preſſe ſeien verſchwindend gegen das, 
was die früher am Ruder geweſene ultramontane Partei gethan habe, und 
wenn man ein endgiltiges Urtheil über die badifhen KHauptparteien haben 
wolle, fo müffe man ein Bischen auf ihre Vergangenheit zurückgehen. Hieran 
reiht Redner eine lange Aufzählung der ultramontanen Berfündigungen an 
der Einheit und Freiheit, und jchließt mit der Hoffnung, daß der Tag bald 
komme, wo Baden als ein freies und gefundes Glied in den norbbeutichen 
Bund eintritt. Mühlhäußer, der einzige Vertreter der NRational-Gonfer- 
vativen, flimmt in der Haupffrage mit der Mehrheit des Hauſes überein, 
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wünjcht aber directe Wahl, und keine Trennung der Kirche vom Staat, ſon⸗ 
dern friedliche Außeinanderfegung, indem nur dadurd der Friede wiederher⸗ 
geftellt werden könne. Roß hirt, der kuühlſte Streiter im clericalen Lager, 
fpricht gegen den Einheitsftaat, von dem die Heinern nur Vaſallen jeien, fowie 
gegen die Militärlaf, weldhe Preußen braude Defterreih aber nicht, wenn 
es mit den Südſtaaten in Verbindung ſei. Er wünſcht im Innern. directes 
Wahlrecht; das Volt brauche keine Zwmifhenmänner mehr, auch die Wahlbezirke 
möüßten ander werden. Bom Stiftungsweien ſprechend, fürchtet er, daß bei 
der Grenzberichtigung der Pfahl tief ins Fleiſch der Kirche gedrlidt werde; er 
warnt vor der salus publica, fie fei nad) Goethe der Herren eigener Geiſt. 
Zum Schluß kommt ein Vorwurf über den Inconftitutionalismus des Staats» 
minifters, den diejer fofort energiſch zurückweiſt. Hufſchmidt wendet fi 
gegen den Vorwurf der Gewaltthat, weile das neue Deutihland geichaffen 
habe, und gegen die fogenannte Berpreußung; er billige nicht alles, was in 
Preußen geſchehe, und das fogenannte firamme Regiment fage nicht Jeder⸗ 
mann zu. Die Abneigung gegen den Sübbund wachſe, Defterreich fei im 
Augenblit fein Staat, fondern beflehe nur aus Reichshälften. Yür das directe 
Wahlrecht jei er auf im Princip, bei ſolchen unfertigen Zuftänden balte er 
e8 aber für ein gewagtes Experiment. Der Minifter der Juſtiz, Obkircher, 
tritt hierauf gegen den Borwurf auf, welden Baumftard dem badiſchen Rich⸗ 
terftand gemacht hatte, und erklärt diefen Borwurf für grund» und bodenlos, 
worauf der ultramontane Redner erwidert, daß er nur eine Aeußerung des 
Auslandes referirt habe. Obbkircher entgegnet, er hätte von ihm als Nichter 
erwartet, daß er derartiges nicht öffentlich ausjage. Wchnlihes muß Baum⸗ 
ftard von v. Freydorf hören, welcher ihm ſehr erregt erklärt, ſolche grundlofe 
Berleumbungen hätte er mit Indignation zurüdweilen follen. Den Schluß 
der ultramontanen Redner bildet der katholiſche Dekan Lender, welder 
vorzugsweiſe die kirchliche Frage behandelt, und ſich befonder3 gegen den 
Minifter Yolly als einen Hafer der Latholiichen Kirche wendet, Joll y er- 
hebt fich Außerft aufgeregt gegen den Vorwurf des Hafles gegen die Kirche; 
diefer fjei vollſtändig grundloß, und er erfenne bier das „Steiniget ihn“, er 
laſſe fih dadurch aber nicht einſchüchtern, fondern werde nicht aufhören, die 
Tendenz innerhalb der Kirche zu befämpfen, welche den Willen des Briefters 
zum Dogma erhebe. 

Bei der Abftimmung wird ber Gegenentwurf der Ultramontanen 
mit allen gegen bie Stimmen der 4 Unterzeichner abgelehnt und 


ber Commiſſionsentwurf mit allen gegen 6 Stimmen angenommen, 


6. Oct. (Bayern). DI. Kammer: Da bei 7 fuccefliven Wahlgängen 


11. 


für das Präfidium der Kammer immer 71 gegen 71 Stimmen 
fteben, bleibt der Regierung nichts anbercs übrig, ala bie Kammer 
aufzuldien und Neuwahlen anzuorbnen. 


„ Schlußfitzung und Auflöfung ber Qundesliquibationscommiflion. 


”» (Baden). Die I. Kammer genehmigt ben militärifchen Frei⸗ 
zügigfeitsvertrag mit dem norbbeutihen Bund gegen 3 Stimmen, 
bie I. Kammer einftimmig. 

Gommiffionsberiät der IT. Kammer: „... Biel höher aber als 
die materielle Seite ſchlägt Ihre Commiſſion die . politiide Bereutung des 
Uebereinfommens an. Wir erinnern an unfere Worefle, wo über den Vertrag 
gelangt ift, daß das deutide Stantsblirgerecht auf dem Gebiet der Wehrpflicht 
anerkannt wird und haben diefem zutreffenden Wort nur noch beizufügen, 
daß die Vereinbarung ebenjo, wie fie äußerlich unter den Soldaten augenfällig 
die Kameradjſchaft darftellt, fie au, worauf wir große Gewicht legen, inner 
lich den Sinn und das Gefühl der nationalen Zujammengehdrigteit heben 
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und mebren wird. Ihre Commiſſion begrüßt den Bertrag, welcher wenigfiens 
für die Ableiſtung der Wehrpflicht die Mainlinie bejeitigt und in Bezug hie 
rauf die — adens und des Rorbbunds in ein einziges verwandelt, als 
einen willlonnmenen ortichritt der nationalen Beſtrebung. Möge, und daS 
ift der ernftliche und einftimmige Wunſch Ihrer Commiſſion, die Bereinbarung 
über die militäriſche Freizügigkeit der verheikende Vorläufer und Berkündiger 
des erwarteten nahen Gejammteintrittß in den großen Norbbund fein. Wir 
empfehlen Ihnen, und zwar eben jo gerne als dringend: Ihre Zufimmung 
zu dem Vertrag zu ertheilen”. 


12. Dct. (Bayern). Biſchof Heinrih von Paflau erklärt fih gegen bas 


Gebahren und bie „Anmaßungen“ ber fog. fath. Vereine. 

Der Biſchof von Pafau, der ſchon im vorigen Jahr an das erzbiichöflicge 
Ordinariat Münden-Freifing ein Schreiben ergehen ließ, in welchem er mit 
der vollſten Enjdievenheit gegen eine von den Geiſtlichen beſchloſſene Organi- 
fation des fatholifden Elerus proteftirte, Iprit nunmehr in einer Zufchrift 
on das Gentralcomit& der katholiſchen Bereine Deutihlands, datırt vom 
12. October 1869, wieder in derjelben unummundenen Weile jeinen Willen 
und jeine Anſchauung über die Betheiligung der ihm unterſtehenden Geiſtlichen 
an den verfchiedenen Vereinen aus. Den äußern Anlaß zu diefem lebten 
Scärififtüd gab die Anfrage des Domcapitulars Siegler, ob er die auf ihn 
gefallene Wahl in daß neuconftituirte Gentralcomits der katholiſchen Bereine 
Deutſchlands annehmen dürfe Diefe wurde dem Domcapitular von feinem 
Biſchof verweigert, weil lejterer dem obenbezeichnelen Vereine nur die Eigen⸗ 
ſchaften eines Privatvereins beilegen könne, und er ſich auch nicht im Stande 
fühle, in feiner Dibcefe einen von dem Gentralcomite, unter wa3 immer für 
einem Titel, zu wel immer für einen Zwed aufgeftellten Bevollmädtigten 
anzuerkennen, oder ihm irgend melde Befugniſſe in kirchlichen Fragen einzu- 
räumen. Denn einzig der Bilchof übe in feiner Didcefe das lirchliche Richter- 
amt und der Berein, welcher fich jelbft Machtvolllommenheiten beilege, Tönne 
auf kirchlichem Gebiete nur Schaden und Verderben bringen. — Nachdem ber 
Biſchof jo in der entichiedenften Sprache feine biſchöflichen Rechte gewahrt und 
ihre Verlegung als äußert gefährlich für das mahre Heil der Diöcele ber 
zeichnet hat, kommt er auf die katholiſchen Vereine ſelbſt zu reden, und 
jagt darüber in dem Schreiben: „Was die Beichlüffe der alljährlichen General. 
verjammlungen katholischer Vereine Deutihlands betrifft, fo ftellen ſie ja viel⸗ 
fa nur die Anfihten — man kann nidt einmal jagen die Ueberzeugungen 
— eines Heinen Bruchtheiles der katholiſchen Bevöllerung Deutihlands dar; 
fie geben hervor aus einem ſehr gemijchten Bublitum und zwar unter der 
Stimmung momentaner Aufregungen, wie dies bei den obwaltenden Berhält« 
nifien, unter den Eindrüden einer improvifirten Zufammenkunft in Mafien 
wohl auch nicht anders möglich if. Was würde auß Kirche und Staat in 
den gegenwärtigen gefährlichen Zeitverhältnifien werden, wenn derartige, das 
Leben der Kirche und des Staates fo tief berührende Beichlüffe einer impro⸗ 
pifirten, durch den Zufall zufammengemwürfelten, in feiner Weife hierzu legi⸗ 
timirten und aus gar vielen Rückſichten durchaus nicht competenten Verſamm⸗ 
lung auf irgend eine Weiſe zum Bollzug gebracht werden lönnten oder woll⸗ 
ten?“ Im weiteren Verlauf fommt der Bilchof auf die fogenannten Caſino's 
alfo zu jpreden: „In Folge von Anregungen und Beſchlüſſen auf dem Ge 
biete Fatholiicher Vereine und Berfanmlungen wurde Ende des Jahres 1863 
und mit Beginn des Jahres 1369 in der Dideeje Paſſau (und überall in 
Bayern) unter der ländlichen Bevölferung cine jchr große Anzahl von ſoge⸗ 
nannten Caſino's ohne das geringjte Willen, ohne alle Genehmigung und 
Gutheißung des Biſchofs, ja mit größter Verſchwiegenheit vor dem- 
jelben gegründet, welche aber bald in jo ſchmählicher Weife ausarteten, daß 
fie aufgeldft werben mußten Bei der diesjährigen Tatholifchen Generalver⸗ 
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jammlung in Düffelborf wurde ber ganz zeitgemäße und dem wahren kirch⸗ 
lichen Iniereſſe entiprecgende, von Brentano geftellte Antrag, der füpbeutjchen 
Preſſe eine größere Mäkigung und würdigere Haltung zu empfehlen — wo⸗ 
für ſich früher Schon obergirtlihe Stimmen erhoben hatten — in einer fo 
wegwerfenden Weile behandelt und in einer fo kränkenden Urt zurückgewieſen, 
daß man fich fragen muß, ob diejenigen, weldde die Stimmenmehrheit in dieſer 
Frage für fi hatten, der chriſtlichen Grundſätze fi noch bewußt jeien, deren 
Beachtung für einen Ehriften im Kampfe mit einem jeden Gegner heilige 
Chriſtenpflicht ift! — Um jedoch diefer Abftimmung noch eine unzweifel hafte 
Befieglung aufzubräden, wurde von der Generalverfammlung als Referent 
eine Perjönlid;leit (Bucher, Befiger der „Donauzeitung”) beftellt, welche der 
olleräußerfien Richtung in Bezug auf die obenerwähnte Prekfrage angehört. 
Unter diefen Berhältnifien ift e8 daher auch jo weit gefommen, daß ein gros 
Ber Theil der fogen. Tatholifchen Preſſe, welder, vorzugsweife von hohen Gon⸗ 
nern reich bezahlt, gewiſſen Partei⸗Intereſſen dient, fich über jede Ticchliche 
Autorität hinwegſetzt, welde fi) nicht dem aufgeitellten Parteiprogramme 
unterwirft. Wie tief ein Theil diejer fogenannten Latholijhen Preife 
gejunfen if, beweift eine erft in neuefter Zeit auf dem Gebiete diejer Preſſe 
eingetretene Thatſache, welche als ein Ereigniß bezeichnet werden muß und 
einer zukünftigen Erörterung und Beipredhung für jekt vorbehalten wird. Es 
it eine befannte Thatjache, welche Freche Berhöhnungen, Verſpotungen und 
Berleumdungen ſich gewiſſe derartige Parteiblätter iroß ihres katholiſchen 
Auspängeichilvdes gegen den Biſchof von Paffau feit längerer Zeit erlaubt 

ben und erlauben. (Es find hier die Angriffe des Vollsboten“, des 
„Baterlandes" und der „DonausBeitung” gemeint.) Aber nicht fo belannt 
iR e8, welche wahrhaft ſchreckliche Drohungen ſchriftlich an den Biſchof 
gelangt find, mit der Aufforderung, ſich der bezeichneten Partei gänzlich zu 
unterwerfen, und zwar unter Sundgebung gewiſſer Zeihen, wie man 
fie für diefen Zwed ihm befannt gegeben und feftgeftellt hat. Für jett genüge 
diefe Andeutung; aber unter gewiffen Umſtänden wird die Zeit kommen, in 
welcher ohne Rüdfiht auf Perfonen und Berhältniffe die nothiwendigen Ent- 
hüfungen bezüglich derartiger grauenvoller Borgänge gemacht werden müſſen. 
Dies nennt man heuizutage katholiſche Agitation, katholifche Bewegung! Arme 
beweinenswerthe fatholiiche Kirche Deutichlands und Bayerns! Die wahnfinnige 
Barteiwuth Deiner vermeintlihen Gönner wird nicht ruhen, biß fie der katho⸗ 
lichen Kirche Dentihlands und Bayerns das traurigfte Schickſal bereitet 
haben wird.” 

16. Och. (Bayern). Der Rebacteur ber „biftorijch=politiichen Blätter“, 
Sörg, offenbar die hervorragendſte Perſönlichkeit der patriotiichen 
Bartei in ber Abg.Kammer ſpricht fi) über die Tendenz der Partei 
in jenen Blättern folgendermaßen aus: 

„daß es fi) gegenwärtig nicht mehr um einen Streit politiiher Parteien 
über theoretiiche Syſteme, fondern um einen Berreiungstampf jocialer Klaflen 
gegen die maßlofe Herrfudgt einer andern focialen Klaffe handle. Nur dieſe 
Klaſſe befige und vertrete eine Doctrin. Die bayeriſch⸗patriotiſche Wartet Bes 
fie und vertrete dagegen feine Doctrin, ja fie würde fehr in Berlegenheit 
fommen, wenn fie ein in die ſtaatsrechtlichen Einzelheiten eingehendes Pro» 
gramm aufftellen folltee Sie wiſſe nur jehr genau, was fie nicht wolle, und 
das jei gewiß ein bemerkenswerther Umftand. Die patriotiide Partei ſei 
eigentlich die Reaction gegen den falſchen Weg, welchen jeit 1847 der baye⸗ 
riſche Staatswagen eingeihlagen babe. Die Gegner der Batrioten fühlten 
ganz richtig, daß die Oppofition der Patrioten weit zurüd reiche. Seit dem 
Jahr 1847 babe eine Fremdländerei der Perfonen und Doctrinen ſich einge 
ſchlichen, welche dem bayerifhen Bolt in der Seele verhaßt fei. Als Trägerin 
diefer Tendenzen erſcheine eine ſociale Klafie, welcher der Kosmopolitisinus 
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im Blute Liege, nämlich die Bourgeoifie, melde ihr ſtärkſteß Gontingent aus 
der Beamtenſchaft ziehe. Der Kampf der Parteien in Bayern erfcheine daher 
als Neaction gegen die maßloje Herrichaft der Bourgeoifie, oder des modernen 
Gebildes, welches aus der Auflöfung der alten bürgerlihen Gorzorationen in 
Bayern wie überall entftanden fei. Die alten hiſtoriſchen Stände hätten lange 
geſchlafen. Wollten fie nicht gänzlich erbrüdt werden, jo fei ihr Erwachen 
dringend an der Zeit, und ihre Auferftehung fei endlich erfolgt, hauptſächlich 
in den bayerifchen Bauernvereinen, welche lediglich Vereinigungen der alten 
hiſtoriſchen Stände, nämlich des kleinen Grunbbefites, des befeftigten großen 
Grunddefiges und des Glerus unter Hinzutritt einiger Nefte des ehentaligen 
bürgerlihen Mittelftandes feien, zum Schuß ihrer eigenen Interefien und zur 
Bertheidigung der geſchichtlichen Traditionen des Bandes.” 


20. Oct. (Bayern). Ein Egl. Nefcript feht die neuen Abgeordneten: 


21. 


wahlen auf ben 25. November an und verorbnet eine ziemlid 
eingreifende Veränderung der Wahlbezirke zu Gunſten ber liberalen 
Partei. 

(Baden). Die IL Kammer genehmigt bie Feſtungsverträge 
ber ſüddeutſchen Staaten vom 10. Det. 1868 und vom 6. Juli 


1869 (ji. unt. 6. Juli): 

Der Commiſſionsbe richt bedauert die vielfachen Abſchwächungen, ent 
ſcheidend für fle mar aber, daß Art. 10 als Ziel der deutichen Feſtungsdefen⸗ 
five den Zuſammenhang zwiſchen Si» und Rorddeutihland und ein geſammt⸗ 
deutfches Vertheidigungsſyſtem bezeichnet. Inden die Commiſſion ı Berigt- 
erftatter Abg. Buſch) aljo zu dem Wunſche gelangt, das Gute, welches der 
Vertrag bietet, zu erhalten und das weniger Gute wo möglich zu verbefiern, 
ftellt fie den Antrag: 1) Die vorliegende Vereinbarung vom 6. Yuli d. J. 
zu genehmigen und 2) zu Protokoll den Wunjch zu erklären: die großherz. 
Regierung möge beftrebt jein, nicht den völlig unentwidlungsfähigen fübdeut- 
fen Sondervertrag vom 10. Oct. 1868, fondern die zwijcdhen dem norbbeut- 
Ihen Bunde und den Süpdftaaten abgeichlofiene Bereindarung vom 6. Juli 
d. J. in Bezug auf die Competenz und Mittel und Wege, weldhe den Bollzug 
fidern, thunlichſt zu ergänzen. 

In der Debatte gibt dee Minifter des Aeußern, v. Freydorf, 
einen Ueberblid über die langwierigen und unerquidlihen Berhaudlungen, 
denen die Verträge und die Yorm, in der fie ſich präjentiren, ihr Dafein ver» 
danken. „Die (badifche) Regierung, bemerkt der Minifter dabei, hat ihre Ub- 
fiäten nur unvollftändig erreicht, und ich lege diefes Geſtändniß um jo offener 
und lieber ab, als es vielleicht in Württemberg dazu dient, die Verträge cher 
aud den dortigen Kammern annehmbar zu machen, Verträge, von denen ich 
eben doch glaube, daß fie aud in ihrer jeigen Geſtalt der Entwidlung der 
militärifhen Einrichtungen Deutſchlands, namentlich der fübdeutichen Staaten 
förderlich fein, dab fie die Vertheidigungsfähigleit Deutihlands erhöhen wer⸗ 
den, und die ich als ein neues Pfand eines einheitlihen Zuſammenwirkens 
aller deutichen Staaten im ſtriegsfalle betradgte‘. Der Minifter erwähnt, daß 
die fraglichen Vereinbarungen der Initiative Bayerns zu danken, welches mit 
Audficyt auf die veränderten Verhältniſſe Landau's eine Aubeinanderſehung in 
Betreff des gemeinſamen Feſtungseigenthums wünſchte; gleichzeitig mit der 
Abſicht der Verufung der Liquidationscommifjiton ward der Gedanke der Er⸗ 
richtung einer ſüddeutſchen Militär« und Feſtungscommiſſion angeregt. Baden 
wünjchte eine joldye exit aus den Verhandlungen der Liquidationscommiſſion 
felhft hervorgehen zu fehen. Noch vor dein Zujamntentritt diefer vereinbarte 
ober Bayern und Württemberg den Entwurf einer ſfüddeutſchen Commiſſion, 
und es wurde fo der Verſuch gemacht, die Verhandlungen über bie Ginjegung 
einer ſüddeutſchen Militärcommiffion und die wirkliche Gonftituirung vieſer 
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Gonmmiffion der Berfammlung ver Siquidationsceommiffion vorhergehen zu 
lofien. Bas bayeriid-wärttembergiiche Statut ſetzte eine rein fuddeutſche 
Milttärcommiffion mit ausgedehnten Befugniflen, nah dem Borbilde der 
Bundes. Militärcommiffion ein. Dem norddeutihen Bunde waren keinerlei 
Befugniſſe eingeräumt, von Deutſchland war nur in der Beitimmung die Rede, 
dag die Commiffion das jühdeutiche Bertheidigungsigftem an fidh, wie im 
Zuſammenhange deſſelben mit jenem des ganzen Deutihlands wahren und 
überwachen follte. Baden ging auf diefe Vorſchläge nicht ein, und im Ber 
laufe der in Folge diefer Weigerung fortgeiponnenn Berhandlungen der 
füddeutfchen Staaten kam dann ein PBertragsentwurf unter diefen über eine 
füdbdeutiche Yeltungscommiffion zu Stande, wobei Baden durdjiegte, daß ein 
Antrag auf Liquidation und XTheilung des Feſtungsmaterials oder des 
Werthes defielben nicht weiter zu ftellen, ferner die Ueberlafiung der Ver⸗ 
waltung des Materials in Ulm, Raftatt und Landau nicht an die ſuddeutſche 
Feſtungscommiſſion, jondern an die einzelnen Zerritorialftaaten zu beantragen 
beichloffen wurde, wogegen Baden auf weitere Verfolgung jeines Antrags auf 
Einfegung einer unter dem Borfige Preußens aus ſämmilichen deutichen 
Staaten zu bildenden Commiſſion verzichtete, jedoch wenigſtens durchſetzte, daß 
in der Liquidationscommiflion eine mittelbare Betheiligung des norbdeutichen 
Bundes an dem füddeutſchen Feſtungsweſen vereinbart werden folltee Die 
Urt diefer Betheiligung des Nordens, wie fie ſchließlich durch die deutſch⸗ 
nationale Haltung Badens, Bayern und Württemberg abgerungen wurde, ent- 
fpricht, wie der Minifter v. Freydorf ausdrücklich erklärt, allerdings nicht den 
uriprünglichen Intentionen der badiſchen Regierung, gleichwohl tröſtet fich Diefe 
für das Minder des in nıtionaler Beziehung von ihr Erreichten mit der 
moraliſchen Wirkung, weldhe das wirklid Errungene haben werde. Der 
Minifter faßt das in den Verträgen Erreichte alfo zufammen: „Es ift 1) die 
Gemeinjfamteit des Materials der vormaligen Bundesfeſtungen unter den 
deutichen Staaten als ein Ausgangspunft für gemeinſchaftliche militäriiche 
Einrichtungen gewahrt, eine Liquidation und Theilung diejes Materials ab⸗ 
gewendet. 2) Es iſt nicht etwa das bisher ‚gemeinichaftlihe Material in 
Mainz dem norddeutſchen Bunde, in den Feſtungen Landau, Ulm und Raftatt 
der Gefammtheit der ſüddeutſchen Staaten zugeidieden, ſondern es bleibt das 
beiderfeitige Material in der Gemeinſchaft aller deutichen Staaten. 3) Auch 
die Berwaltung des gemeinſchaftlichen Materials ift nicht etwa der ſüddeut⸗ 
fen Yellungscommiffion; fondern demjenigen Staate überlafien, in deſſen 
Gebiet die betreffende Feſtung liegt. 4) Es ift der Zuſammenhang des nord» 
und fildbeutichen Vertheidigungsſyſtems und die alljeitige Berüdfichtigung die: 
ſes Zufammenhangs bleibend gewahrt. 5) Es ift eine beichräntte Betheiligung 
des norddeutihen Bundes an der jüddeutihhen Weltungscommiflion, eine volle 
Betheiligung aller deutſchen Staaten an der Infpieirungscommifiion erreicht, 
deren Wirkſamkeit fih gleichmäßig auf Mainz und auf die drei jüddeutichen 
Geftungen erſtreckt.“ Der Minifter findet fih jedoch genöthigt, die Regierung 
ausprüdiih zu entſchuldigen dafür, daß fie den militäriſch⸗particulariſtiſchen 
Reigungen der Nachbarſtaaten, von ihrem nationalen Standpunkte abweichend, 
weit genug nachgegeben babe, und jchliekt mit den Worten: „Der Vertrag 
vom 6. Juli d. J. (betreff. die Inſpicirungscommiſſion) ift jo eben in red» 
lichem Bollzuge begriffen; wir miüfjen die Gegenleiftung, den Bertrag vom 
10. Oct. v. 3. (über die ſuddeutſche Feſtungscommiſſion) eben fo ehrlich hal⸗ 
ten. Auch diefer Bertrag hält fih nicht ganz, dieffeit3 der Mainlinie, legt 
wenigfiens fleine Yußftege über den Main. Und abgejehen davon ift aud 
eine miljtäriiche Gemeinschaft mit den füddeutichen Staaten anzuftreben und 
beforge ich feine Nachtheile von derjelben. Es wird aud) in der jübdeutichen 
Betungscommiffion der nationale Geift feine Ueberlegenheit über den particu- 
lariſtiſchen und es werden die anerlannt tüdhtigen und bewährten militärijchen 
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Einrichtungen des norbbeutichen Bundes ihre Weberlegenheit über ehva noch 
davon abweichende jüddeutiche naturgemäß geltend machen.“ 


22, Oct (Bayern). Erlaß bes Miniſters des Innern v. Hörmann 
bez. bie Veränderung in ber Wahlkreiseintheilung für bie neuen 


Landtagswahlen und die Etellung der Negierung zu ben Parteien: 

„Die tal. Stantdregierung erblidt in der angeordneten Reumwahl der Kam⸗ 
mer der Abgeordneten allerdings feine Appellation an das Volk; hiezu hat 
fie feinen Anlaß, da fie befanntlih die Auflöfung der Ietiten Kammer nıd: 
freiwillig, nicht wegen einer in anderer Weile nicht lösbaren Verwicklung mi: 
derjelben, fondern nothgedrungen und bloß deßhalb, weil die Kammer der 
Abgeordneten fig nicht zu conftituiren vermedhte, verfügt bat. Bon dieſem 
Standpunfte aus hatte fie daher auch feinen Anlaß, die Wahlbezirke zu äns- 
dern, Die Erwägungen, welche die Etaatöregierung zu diefem Schritte veren- 
laßten, lagen in der aus den Ürgebniffen der letzten Landtansmwahlen geivon- 
nenen Ueberzeugung, daß dieſelben die im Slönigreiche herrſchende politiſche 
Stimmung nidht mit voller Richtigkeit wieberjpiegelten, im Gegentheile 
der einen politiiden Partei mehr Site in der Abgeordnetenkammer zugefalien 
waren, al& ihr nach der ji damals in den Abftimmungen der Wahlmänner 
im gejammten Königreiche, fowie in einzelnen ſtreiſen ausdrückenden Bolksftimme 
und insbeſondere auch nad den Anſchauungen der zu einem jelbftändigen 
politifden Urtheile gelangten intelligenten Klafjen gebührt hätte. Es iſt 
eine der Grundbedingungen des conftitutionellen Lebens, daß die Volksvertre⸗ 
tung die verjchiedenen politiſchen Anſchauungen des Bolles im richtigen Ber- 
hältnifje repräfentire, und es mußte darum die Tönigl. Staatsregierung es 
für ihre Pflicht erachten, der Herſtellung diefes richtigen Verhältniſſes, ſoweit 
es an ihr lag, die Bahn zu eben. Sie konnte dieſes, indem fie von dem 
ihr unzweifelhaft auftehenden Rechte, die Wahlbezirke zu ändern, Gebraud 
madte; fie durfte ſolches auch deßhalb nicht unterlafien, weil fie die frühere 
Gintheilung der Wahlbezirke erft für die Wahl vom 20. Maid. 3. feſtge'ett 
hatte. War fie damals wider eigene Abſicht theilmeife zu einer Künftlichen 
Eintheilung der Wahlbezirke gelommen, jo war e8 ihre Aufgabe, die damals 
eingetretene Mangelhaftigkeit zu bejeitigen, nicht fie mit übel angebradter 
Conſequenz feitzuhalten. Bon diefer Verpflichtung konnte fie auch der Gedanle 
nicht befreien, daß bei der jett beichloffenen neuen Eintheilung möglichermeiie 
die fogen. patriotiſche Partei einige Site in der Kammer der Abgeord⸗ 
neten verlieren und daher die neue Eintheilung als ein Act der Feindieligkeit 
gegen diefe Partei aufgefaßt werden könne. Die k. Staatsregierung ift ſich 
wohl bewußt, daß ſich unter der fogenannten patriotiigen Partei eine Menge 
Männer befinden, melde von unzweifelhafter Treue und Anbänglichfeit an 
Se. Maj. den König und das königliche Haus bejeelt, gleichzeitig Anhänger 
einer gefunden conjtitutionelen Entwidlung und einer durch Borurtheile 
unbeirrten Fortbildung der inneren VBerhältnifie, gleihwohl aber durch Miß⸗ 
verftändnifle und entftellende Darlegungen dazu gebracht worden find, gegen 
die Staatöregierung, welde in dem Sinne auf derfelben Grundlage hanbelt, 
als Fe, gleich ihnen, redlich bemüht ift, die Selbftändigleit des Königreiches zu 
wahren, ohne Bayerns Beruf in Deutichland außer Acht zu laflen, in eine 
offene gegnerifhe Stellung zu gerathen. Wenn ſolchen Männern durd die 
neue Bezirk3eintheilung der Zutritt in die Kammer der Abgeorbneten erjchwert 
werden würde, jo könnte die königl. Staatsregierung folddes nur bedauern, ba 
dieje Kräfte bei näherer ſelbſtiger Kenntnißnahme von den politiſchen Ereig⸗ 
nifjen und Borlommniffen in Bälde von manden vorgefaßten Anſchauungen 
zurüdtommen und das Streben der königl. Staatsregierung, für des Landes 
Wohl nad jeder Richtung wirkſam zu fein, entichieden, wenn auch vielleicht 
mit zeitweifer Verſchiedenheit der Auffafjung über Mäthlicleit und Dringlid- 
keit der hiezu erforderlichen Mittel, unterftügen würden. Xeider find aber bie 
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oben bezeichneten Elemente in der fogenannten patriotiihen Partei zur Zeit 
nicht die herrichenden und führenden, ſondern die beherrſchten und geführten. 
Die Herrigaft befindet fi noch in der Hand der Ertreme, welde, wie die 
Aeußerungen der Führer und der don ihnen gehegten Prefle ungweibeutig 
darthun, von ganz anderen Tendenzen erfüllt find. Dit deren vorgegebenem 
Batriotismus ficht daB Beſtreben, bei jeder Gelegenheit daS Anichen Des 
Thrones, die Geltung der Staatsregierung und ihrer Organe, die Achtung 
vor dem Gelee — diefe Grundlage jedes geordneten Stantslebens — zu 
untergraben, im grellften, aber vollftändig charakieriſtiſchen Widerſpruch. In 
der Abneigung der k. Staatsregierung, ultra⸗kirchlichen Beftrebungen nachzu⸗ 
geben, deren Realifirung den inneren Frieden im Lande vernichten und den 
verfaflungsmäßigen Nechten der Krone und de Staates zu nahe treten müßte, 
juden und finden diefe Extreme den Borwand, im Bolle die Anſchauung zu 
verbreiten, daß die f. Staatsregierung die Religion mißachte und verfolge und 
die Angriffe, welche zum Leidweſen der Staatöregierung in den Zagblättern 
anderer Parteien gegen kirchliche Inftitutionen erhoben werden, jelbft hervor⸗ 
rufe. Um fih einen möglichft großen Anhang zu verichaffen, ſchmeicheln dies 
jelben der Unwiſſenheit, dem Borurtdeile und dem Wigennuge und erklären 
ohne Auswahl den Krieg allen denjenigen bedeutjamen und für des Landes 
Entwidlung förderlichen Gejegen, welde im letten Tecennium unter der aller» 
hödhften Sanction Sr. Majeftät des Königs und unter Mitwirkung der beiden 
Kammern ded Landtages zu Stande gelonımen find. Sie veripredden, an deren 
Stelle Beſſeres zu ſehen, unbelümmert darum, ob fie nad den Bedürfniſſen 
des Landes und gegenüber den Erfahrungen der Wiſſenſchaft und Praxis ihr 
Beripredhen zu Halten im Stande find. Die k. Staatsregierung erkennt e8 als 
ihre durch die Rüdficht auf das Landeswohl gebotene Schuldigkeit, diefen Extre⸗ 
men mit ihrer eigenthümlichen Mifyung von ultra⸗kirchlichen und dema- 
gogiihen Tendenzen nit allen gejeglichen Mitteln entgegenzutreten, und fie 
kann e8 nur als ein Glüd für daB Land anjehen, wenn die von ihr verfügte 
Anderung der Wahlbezirfe dazu beitragen jollte, das politiſche Uebergewicht 
diejer Extreme und der von ihr beberrichten Kreije fernzuhalten. Sie kann e8 
daher aud nur mit Freude und Genugthuung begrüßen, wenn in Folge der 
Neuwahlen die liberalen Parteien die Majorität in der Kammer der Abge⸗ 
ordneten wieder gewinnen jollten. Steht fie auch nicht mit allen Forderungen 
derjelben im Einklange, wird fie insbejondere den Standpunkt, welden fie in 
Wahrung der Eelbftändigleit Bayern’3 jederzeit treu feftgehalten hat, aud 
fünftig mit Kraft einnehmen und durdjführen, jo muß fie es doch als ihre 
dringendite und nädjftliegende Aufgabe erachten, im Vereine mit den Liberalen 
Parteien der Herrſchaft der früher geichilderten Ertreme vorzubeugen. Schlimm 
ftünde es wahrlid um Bayern, wenn lediglich die Alternative beftünde, ent⸗ 
weder deſſen Selbftändigkeit gefährdet oder defien gedeihliche innere Entwidlung 
geſtört und an deren Stelle die Verwirklichung ultrakirchlich-demagogiſcher 
Tendenzen geſetzt zu ſehen. Someit ift es glücklicherweiſe noch nicht gekommen, 
und die Hrifis, welde, in Tolge des Parteigetriches und insbeſondere der 
agitatoriſchen Thätigfeit einer dem deutſchen Geiſte von jeher feindlich gegen 
überftehenden Auffafjung, über Bayern hereingebroden ift, wird mit Gottes 
Hilfe überwunden werden, wenn die Staatöregierung und ihre Organe, wenn 
die einfichtspollen Beſtandtheile des Boltes ihre Schuldigkeit thun.“ 

29. Sch. (Baden). I. Kammer: Beratung ber von der Regierung 
vorgeſchlagenen Berfaffungsperänderungen und der ven ber Commiſſion 
beantragten Modificativnen: 

Art. I. 8 36 der Berfaffung wird aufgehoben und durd folgende Be⸗ 
Rimmung erjeht: „Ale übrigen Staatsbürger, welche das 25. Lebensjahr 
zurüdgelegt und in dem Wahlbezirk ihren Wohnfit haben, find — vorbehalt- 
lich der bejonderen gejeglihen Ausnahmen — bei der Wahl der Wahlmänner 
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immfähig und wählbar.“ Art. TI. 8 37 wird dahin abgeändert: „Sum 
eorbneten kann ohne Rüdjigt auf Wohnort ernannt werden, jeder Staats 
bürger, welcher das 30. Lebensjahr vollendet hat und die Wählbarkeit zum 
Mahlmann befigt." Art. III. Im 8 40 wird eingeidaltet: „Wenn ein durd 
Wahl ernannte Mitglied einer Kammer ein beſoldetes StaatSamt annimmt, 
oder im Staatsdienft in ein Amt eintritt, mit welchem ein höherer Rang ober 
ein höherer Gehalt verbunden ift, jo verliert es Gig und Stimme in ker 
Sammer, und kann feine Stelle in derjelben nur durch neue Wahl wieder er 
langen.“ Art. IV. In 8 45 der Berfafjung werben die Worte: „Die zweite 
Kammer wählt für die Präfidentenftelle drei Gandidaten, wovon der Groß 
berzog für die Dauer der Berfammlung einen beftätigt” dur folgende Be 
fimmung erſetzt: „Die zweite Kammer wählt ſelbſt ihren Präfidenten* 
Art. V. 8 65 erhält folgenden Zuſatz: „Das Recht, Gefeke vorzuſchlagen 
fteht dem Großherzog fowie jeder Kammer zu.” Art. VI. Die 88 70, 71, 
72, 73 der Berfaffung werden aufgehoben und dur folgende Beſtimmung 
erjeßt: „Die Annahme eine Gejegentwurfs ſowie die Ablehnung eines landes⸗ 
herrlichen Geſetzvorſchlags Tönnen in jeder Kammer, fofern nidt eine Vor⸗ 
berathung in einem bejonderen Ausſchuß flattgefunden bat, nur auf Brund 
einer zweimaligen durch eine Zwiſchenzeit von mindeſtens drei Tagen getrenn- 
ten Berathung und Abſtimmung erfolgen. Ein von der einen Kammer on 
die andere gebradhter Geſetzentwurf oder Vorſchlag irgend einer Art kann, wenn 
er nicht Finanzgegenſtände betrifft, mit Verbeſſerungsvorſchlägen an die andere 
Rammer zurüdgegeben werden.” (Die Gommilflon beantragt hier folgende 
Aenderung: „Die Annahme eines Gefegentiwurfs, fowie die Ablehnung eines 
landesherrlichen Geſetzvorſchlags Fönnen in jeder Kammer fowohl nad ge 
ſchehener Vorberathung in einem befondern Ausſchuß, als auch ohne folde 
erfolgen, lehtereß aber nur auf Grund einer zweimaligen 2c.”) Art. VII. In 
8 74 lautet der zweite Abſatz künftig: „Die Stimmenzahl und das Berfahren 
bei den von den Kammern vorzunehmenden Wahlen wird neben der in 8 51 
der Verfaffungsurkfunde enthaltenen Vorſchrift dur die Geſchäftsordnungen 
geregelt." (Hier beantragt die Gommilfion ftatt „neben“ zu fegen „unbeichabet.”) 
Art. VOII. 8 76 der Berfaffung wird duch folgende Beſtimmung erfekt: 
„Die Minifter und Mitglieder des Staatsminiſteriums und großh. Commiſſarien 
haben jeberzeit bei Öfientlicher und geheimer Sigung der Kammern und aller 
Ausſchüfſe Zutritt und müſſen bei allen Discuffionen gehört werden, wenn fie 
es verlangen.” (Statt defien beantragt die Commiſſion folgende Faſſung: „Zie 
Minifter zc. haben jederzeit bei öffentlicher und geheimer Sigung der Kammern 
Zutritt und müffen 20.” mit folgendem Zufag: „Wenn eine Borberathung in 
einem befonderen Ausſchuß flattfinvet, jo treten zur vorläufigen Erörterung 
der Entwürfe die Iandesherrlicden Commiſſarien mit den ftändiichen Ausichüfien 
zufammen, fo oft e8 ꝛ⁊c.“ 


Die eingehendfte Berathung wirb ber Wahlreform gewibmet. 
Bon bdemokratiiher (Feder) und ultramontaner Seite (Lindau, 
Baumftard, Roßhirt) wird auf Einführung bes vollftänbigen allg. 
und birecten Wahlrechts gebrungen. Dasfelbe wird jebodh gegen 
etwa 12 Stimmen abgelehnt und von ber Mehrheit zwar das allge: 
meine unb geheime Wahlredyt aboptirt, aber ber inbirecte Wahl: 
modus feftgebalten. 


— Det. (Heſſen). Nachdem der König von Preußen im Eommer bie 


heſſiſche Divifion inſpicirt hatte, trifft der preußiiche Generalabjutant 
v. Treskow in Darmftabt ein, worauf wieber eine Reihe von Penfios 
nirungen im Militär ftattfinden. 
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2. Rov. GGaben). Die ID. Kammer nimmt bie Ausdehnung ber 


4, 


13. 


ſchwurgerichtlichen Competenz aud auf polit. und Prefvergeben an. 
» (Bayern). Der bisherige Sefanbte in Rom, Dr. v. Sigmunb, 
wird abberufen unb nad bem Haag verſetzt und in Rom burd ben 
Strafen von Taufflirchen, bisher in St. Petersburg, erſetzt. 

» (Baben). Die I. Kammer nimmt bie Berfaffungsänberungen, 


einjhlieglih ber Wahlreform, nah ben Beſchlüſſen ber II. Kammer 
einftimmig an. 


16.—17. Rov. (Baden). Die IL Kammer nimmt bie Einführung ber 


24. 


25. 


26, 


obligatoriſchen Eivilche und ber bürgerliden Etanbesbeamtung mit 
allen gegen 6 Etimmen (5 ultramontane und 1 yroteft.) an. 


» (Bayern). Die von ber Regierung einberufene Gymnaſial⸗ 
reform⸗Commiſſion erflärt fi einftimmig für Aufhebung ber con: 
feflionellen Trennung des Geſchichtsunterrichts. 


» (Bayern). Allgemeine Landtagswahlen. Trotz ber veränber: 
ten Wahlkreiseintbeilung erringen bie Batrioten doch wieder bas 
Uebergewiht und zwar noch eine Stimme mehr ale bei ben letz⸗ 
ten Wahlen, 80 gegen 74. Die Mittelpartei ſchwindet noch mehr 
zuſammen. 


Reiultat nach den Provinzen: 








Batrioten Liberale 

Oberbayern 19 7 
Niederbayern 18 1 
Oberpfalz 16 — 
Schwaben und Neuburg 18 6 
Kheinpfalz — 20 
Oberfranken 4 13 
Mittelfranken — 18 
Unterfranten 10 9 

80 74 


„ (Payern). Das Minifterium bietet in Folge bes Ausgangs 
ter Landtagswahlen dem Könige feine Entlafjung an. 


3. Tec. (Baden) Die IL Kammer nimmt bas Genoſſenſchaftsgeſetz 


und das Geſetz über das Verfahren bei Minifteranklagen (nad ber 
Faſſung ber L Kammer) an. 


„ (Helfen). Die II. Kammer bebarrt gegenüber ber I. Kammer, 
bie fih von ben brei Beichlüffen der IL. Kammer v. 26. Mai bez. 
Befreiung der Offiziere von ben Communalauflagen durch bas 
Präſidium des nordd. Bundes nur bem erften angefchloffen, den 
zweiten unb britten bagegen abgelehnt hatte, mit entichiebener Mehr⸗ 
heit auch auf biefen nad dem Antrage bes Ausſchuſſes. 


Die groß. Regierungscommijfär erflärt ſich gegen den Ausſchuß⸗ 
antrag, da bei der gegenwärtigen Sachlage die ganze Angelegenheit bis zum 
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Buftandelsmmen eines Bundesgeſetzes am Beiten beruhen bleibe. Volhard: 
Wer, wie er, den Orundjag huldige, daß verfaffungswidrige Berordrrungen 
nicht zu befolgen ſeien, müfle für den Ausihußantrag ſtimmen. Gurtmann: 
Man müße ohne NRüdfiht auf die Folgen auf dem Recht befichen. Dern⸗ 
burg: Das Recht jei im Fragefalle zweifelhaft; er wolle feinen Gonflift mit 
der Bundesgewalt und flimme darum gegen den Ausſchußantrag. Gold⸗ 
mann: Auch einem etwaigen Reichsgeſetz über die vorliegende Frage müßten 
wir ums nicht unterwerfen, da die Competenz des Neichitags auf die Com⸗ 
munalfteuer ſich nicht erftrede. Es fei endlich an der Zeit, mit dem jächſiſchen 
Zandtage zu jagen: „Bis hierher und nicht weiter.” Kraft: der norddeutide 
Bund fei fein Einheitsftaat, fondern ein Bundesftaat, deſſen Competenz in dem 
Bundesvertrage feine Grenze finde. Edinger: Dernburg babe überjehen, Daß 
der Reichſtag Selber die Legalität der Verordnung beftritten babe. 


4, Dec. (Baden). Die I. Kammer ftimmt der Einführung der obliga: 


ot 


toriihen Eivilehe und ber bürgerl. Standesbeamtung auch ihrer: 
feits bei. 

„ (Bayern). Die Generalſynode der Pfalz niumt ben neuen 
Katechismus mit 49 gegen 13 Stimmen an, weburd biefer Streit 
beſeitigt wird. 

„ (Bayern) Der König nimmt bie Entlaſſung der Miniſter 
des Innern und bes Qultus, v. Hörmann unb dv. Greſſer an, ver: 
weigert dagegen biejenige ber übrigen Diinifter. Tie Wicderbeſetzung 
ber erlebigten Miniſterien bildet einige Schwierigkeit, vorerjt wird 
nur für proviſoriſche Vertretung geforgt. 


‚—14. Tec (Baden) I. Kammer: Berathung des neuen Ge: 


meindegefeßed. Die Vorlage ber Regierung erleibet cingreifenbe 
Deränderungen, namentlid wird bas Beſtätigungsrecht ber Regierung 
für die Wahl der WBürgermeifter und das Dreiklaſſenſyſtem für bie 
Mahl der Gemeinberäthe bejeitigt und das Geſetz ſchließlich trotzdem 
mit allen gegen 1 Etimme angenommen (von ber I. Kammer indeß 
Ipäter abgelehnt, reip. mobificirt). 
„ (Bayern). Tie beiden erlebigten Minifterien werben befinitiv 
wieber bejeßt, da8 des Innern durch den DMinifterialrath v. Braun, 
bas tes Cultus und Unterridhts durch ben Miniſter v. Lutz, der es 
zu feinem bisherigen, der Juſtiz, mit übernimmt. Die patriotijde 
Partei ijt damit keineswegs befriedigt. 
„ (Württemberg). Der neue Biſchof von Rottenburg, Dr. von 
Hefele, leijtet im geh. Rathe ben Eid in die Hänbe bes Könige. 
Nah der Beeidigung wendet fih der König an den Biſchof mit den 
Worten: „Ich komme Ihnen im vollitien Vertrauen entgegen und rechne auf 
Ihren Beiftand, um unter dem Schute der Vorſehung den Frieden aufredt 
zu erhalten zwiſchen den Eonfeifionen, zwiſchen Kirche und Staat, zum dauern 
den Glüde Württembergs." Auf dieſe Anrede ermwiderte der Bijchof, nad- 
dem er betont, daß er nur ungern feinen Poften als akademiſcher Lehrer mit 
jeinem neuen dornenvollen und verantwortungsreihen Berufe vertaujcht und 
leteren nur im Hinblick auf die eigenthümlichen Berhältnifie der Diöcefe, die 
einftimmige Wahl und den Beifall, den diefelbe bei Elerus, Volt und Fürit 
gefunden, übernommen Habe, Folgendes: Ich fühle mich nicht blos durch den 
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feterlichen, eben geleifteten Eid verpflichtet, fondern zugleich auch durch innere 
Neigung gedrungen, nah Kräften den Frieden zu wahren im Innern der 
Diöceje. und den Frieden zwilchen Staat und fire. Dabei lebe id der freu» 
digen Ueberzeugung, daß bei den hochherzigen Gefinnungen Euer kgl. Majeſtät 
und den erleuditeten Prinzipien Ihrer Regierung die Erhaltung dieſes Frie⸗ 
dens nicht allzujchwer jein werde. Sollten aber fchwere Zeiten kommen und 
drohende Wolfen fi zufammenziehen, jo werde ich mich mit meinen Bitten 
und Sorgen vertrauendvoll an das landesväterlihe Herz Eurer Majeſtät 
wenden. Genehmigen endlich Hödhftdiejelben, daß idy mit den Ausdrud der 
tiefften Ehrfurcht und gewilienhaften Gehorfams zugleich auch die Verſicherung 
treuer Anhänglichkeit vor Euer kgl. Majeftät niederlege.“ 

21. Dec. (Baden) Die II Kammer nimmt das Militärbubget ohne 
wejentlihe Abftrihe und bie Verlängerung bes Contingentgelches 


auf 2 weitere Jahre mit allen genen bie 5 ultramont. Etimmen an. 

24. „ (Bayern) Eine kgl. Verordnung ſpricht die Auflöjung ber 
bisherigen Landwehr, gegen bie fo vicle Klagen beitanden, aus. 

—  „ (Württemberg). In Folge einiger Neuwahlen zählt nunmehr 
Die vereinigte Linke (Volfepartei und großdeutſche Demokraten) 
46 Etimmen d. 5. genau bie Hälfte ber zweiten Kammer unb fait 
zwei Drittel aller birect gewählten Abgeordneten, wenn von ben 
verfajlungsmäßig in der Kammer fißenben (ſog. privilegirten) Ber: 
tretern bes Adels oder ber Ritterſchaft und der Geiſtlichkeit abge: 
fchen wirb. 


IT. 
Ocfterreihifch= Ungerifge Monardie. 


4. San. (Defterreig). Der clericale „Bollsfreund” wirb wegen 


Mittheilung eines päpftl. Schreibens an ben wegen Preßvergeben 
verurtbeilten Redacteur bes „Tyroler Volksblattes“ mit Beſchlag 
belegt. 

„ (Ungarn: Croatien). Für das Commando in ber croatiſchen 
Landwehr wird die croatiſche Sprache zugeſtanden. 


„ (Ungarn). Tas Heveſer Comitat wird nun ſchon zum dritten 
Male unter einen k. Commiſſär geſtellt. 

„ (Defterreih). Reichsrath, Abg.-Haus: Die Regierung legt 
Geſetzesentwürfe bez. bie Erwerbefteuer und bie Einführung einer 
Berfonal:Einkommenfteuer vor. 


Damit liegen nun die angelündigten vier Geſetzeßentwürfe über Grund» 
Steuer, Gebäudeſteuer, Erwerböfleuer und Perfonal-Einfommenfteuer vor, alio 
der ganze Plan des Finanzminifters Breftel zur Reform der direrten Eteuern 
in Deſterreich. 

„ Minifter Graf Taaffe beantwortet eine Snterpellation wegen 
Dalmatien bahin, 

daß Dalmatien als Entſchädigung für abgetretene Länder und zwar in 
gleiher Stellung wie die übrigen Königreiche und Länder an Defterreich ger 
lonımen fei. Die Beſtimmung des ungarifchecroatifchen Ausgleichs, daß Tals 
matien zum croatiihen Territorium gehöre, enthalte lediglich einen Anſpruch 
Eroatiend und feine nur aufgenommen worden zu fein, um Groatien die 
Zufiherung zu geben, daß Ungarn bei der Gellendmadhung diefer Anſprüche 
ihm feine Verwendung werde angedeihen lafien. Tie Verbindung Dalmatiens 
mit Eisleithanien habe in der Februar⸗ wie in der Decemberverfaflung ihre 
verfafiungsmäßige Beflegelung erhalten und für den all, daß von anderer 
Seite Verſuche gemadt werben follten, die croatiſchen Anſprüche der Verwirlk⸗ 
lichung näher zu bringen, möge die Berfiherung genügen, daß das Minie 
fterium die Incorporirung Dalmatiens nicht als eine Angelegenheit betrachte, 
welche zur endgiltigen Regelung nur des Einvernehmens Dalmatiens bedürfe. 
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5. Jan. (Ungarn). Agitation für die bevorſtehenden Landtagswahlen. 
Bedeutſame Wahlrede des Dlinifterpräf. Grafen Anbrafiy als ans 
bibat in ©. A. Ujhely: 


Richt wolle er errungene Erfolge vor der zahlreich verfammelten Wahlerſchaft 
aufzählen, er befenne vielmehr, daß er fühle, es fei noch fehr wenig geſchehen. 
Doc führe der Redner die Worte eines Führers der Oppoſition an, welcher 
erflärte: daB vor drei Jahren, wo er fih um einen Sig im ungariſchen 
Reichstag beworben, Ungarn unter dem Drud der Eroberung und Rechtsver⸗ 
wirfung als öfterreihiiche Provinz abjolut regiert worden, jetzt dagegen feine 
Berfaflung und fein veranwortliches Minifterium, Steuerber iliigung, felbftän- 
dige Jurisdicion, freie Prefle, neues Leben in Handel und Induſtrie befitze. 
Eogar die DOppofition erkenne diefe erfreulihen Reſultate an. Freilich gebe 
e8 Gegner der Regierung, weldhe die Bortheile ohne die Vaſten erreicht 
wiffen wollten. Allein ein Gleichniß werde die Sachlage erläutern. Zehn 
Sperlinge figen auf dem Dache. Es ſchießt jemand zwei derjelben herunter, 
die übrigen acht bleiben aber nicht fiten, fondern fliegen davon. Nicht 
die an der Spike der Regierung Stehenden, führt der Redner fort, haben die 
günflige Lage geichaffen, ſondern das Syſtem hat es geihan, nad) melden 
regiert wird. Wie ift diefes in Zukunft zu erhalten? Die Sicherung des par» 
lamentarifhen Syſtems hängt nicht bloß vom Fürften und denjenigen ab, 
welche zeitweilig an der Regierung ftehen, ſondern auch von der Oppofition. 
Das parlamentarische Spftem if nur dann gefichert, wenn die Oppofition ein 
Programm hat welches fie, wenn fie zur Regierung gelangt, auch Durchführen 
fann. Was will die jekige Oppofition? Was fie will, das weiß niemand, und 
das ift unzweifelhaft ein großer Uebelſtand für eine Bartel, welche bei den 
Wahlen mit allen Kräften die Mehrheit für fi zu erlangen ſucht; wir wiſſen 
aber ungefähr was fie nicht will: fie will nicht die Delegation, fie will nicht 
da8 gemeinfame Minifterium. Kann nad foldem Programm regiert werben } 
Die DOppofition will, indem fie die Delegation zu befeitigen firebt, die unga- 
riſche Berfoffung — ich ſiehe nicht an es auszuſprechen — ihrer flärkiten 
Sarantie berauben. Die Delegation ift die natürlicäfte Art der Berührung 
zwiſchen zwei Staaten desjelben Fürſten, welche gemeinfame Imterefien haben, 
eine gemeinfame Gejekgebung aber nicht haben können. Die Delegation iſt 
eine internationale Sommilfion, welde auf paritätiiher Grundlage über die 
gemeinfamen Angelegenheiten — und nur über diefe — verfügt. Als ſolche 
gewährt fie der Nation viel mehr Garantie als die Berührung in Wege der 
Diplomatie oder der Minifterien zu bieten im Stande wäre; da fie feine Ge⸗ 
fee bieten Tann, jo kann fie nicht zu einem Parlamente werben, fondern fie 
behält den Charakter der internationalen Berührung, wie dieß die Erfahrung 
ſchon bewielen bat. Ich Halte die Delegation für eine Inftitution, 
welde berufen ift in Zukunft au andern Ländern als Vorbild 
zu dienen. Ich würde fie meinerfeitS auch mit jeden andern Lande, weldes 
mit uns jet oder in Zukunft gemeinjame defenfive und Handelßinterefien hätte, 
unter der Bedingung gleicher LZaften und gleiher Rechte einzugehen bereit 
fein. Wenn jemand jagt: „Die Beringungen der Inftitution find für uns 
nicht günftig,” fo erwiedere ih ihm: Wir zahlen gegenwärtig zu den gemein⸗ 
famen Koften 30 Procent und genießen jo viel Rechte wie diejenigen welche 
70 Brocent zahlen. Wenn daher die Feinde Ungarns die Delegationsinftitution 
angreifen würden, jo fönnte ih dieß begreifen; wenn aber die ungariſche 
Oppoſition fie bejeitigen will, jo muß ich entweder glauben, es jei ihr nicht 
ernst damit, oder die Oppofition ftele fih auf ein Niveau, auf weldhem die 
Ureinwohner Amerika's fanden als fie zuerſt mit den weißen fremden in 
Berührung kamen, und das Gold, deſſen Werth fie nicht fannten, zum Taujche 
für die Spiegel braditen, in denen fie ſich jehen Tonnten. Webrigens ift e8 das 
charalteriftiſche Moment in der Sache, daß die Smftitution der Delegationen 


218 


Gekerreigelingern. 


gleich unpopulär ift bei den Wiener Eentraliften, bei den Yöberalifien, bei der 
ungarifchen O:ppofition. Die zweite Inſtitution welche die Oyrpofition befeitigm 
will, {ft daB gemeinfame Minifterium. Die Cppofition felbft gibt zu daß die 
geſammte Monardie Sr. Moajeftät nur cine auswärtige Vertretung haben 
Ionn. Es Tann an einem und demſelben Hofe nicht ein öoſterreichiſcher und cin 
ungariſcher Gefandter wirken, denn entweder müßten beide biefelben Inſtruc⸗ 
tionen haben, und dann ift einer von beiden Üüberfläffig, oder fie Hätten ver 
fegiedene Inftructionen, und dann würden fie einander paralyfirn. Schweden 
und Norwegen, wo der Dualiemus aufs fchärffte ausgedrückt if, haben nur 
eine auswärtige Vertretung, und eß kann dieß auch nidjt anderS fein, meil 
nach conftitutionellen Begriffen, jo ift e8 aud in England, ver Geſandte nidı 
das Land, fondern den Tyürften vertritt, deſſen Aufgabe es ift, das Land vor 
dem Auslande zu perjonificiren. Wenn nun aber die auswärtige Vertretung 
gemeinjam ift, jo muß auch der Minifter des Auswärtigen gemeinjam jein. 
Da der gemeinjame Minifter des Aeußern nicht den beiden Reihsvertretungen 
verantwortlid fein fanıı von denen dic eine in Peſth, die andere in Wien taat, 
melde zufammengenommen aus vier Häujern beftehen, Ungarn aber ein Cen⸗ 
tralparlament nit will: jo müßte man entweder auf die Veraniwortlichkeit 
verzichten, oder e8 werden daß gemeinfame Minifterium und die reichstäglichen 
Sommilfionen der Delegationen notbwendig, welchen das Minifterium verant⸗ 
wortli jein muß. Ziele beiden Punkte des Programms unferer Cppofitien 
find daher entichieden nicht gut, ihre befte Eigenſchaft if, dag fie unmögl:id 
find. — Die zweite Frage ift die: ob die Oppofition, wenn fie trot alledem bei 
den Wahlen die Majorität erhielte, auf Grund diefes Programms regierungs⸗ 
fähig würde? Nach Jahrhundert alten Eonflicten und Wirren ift e8 gelungen 
eine Vereinigung zu Stande zu bringen, welche der gegenfeitigen Beziehung 
der Staaten als beiderſeits anerfannte Grundlage dient, zugleich aber die 
Stellung des gemeinfamen Fürften gegenüber beiden Theilen ſichert, indem fie 
den Meg bezeichnet, auf welchem der Kaiſer von Defterreih forthin mit tem 
König von Ungarn nit mehr in MWiberftreit gerathen kamm. Könnte nun 
wohl der gemeinfame Herrſcher zur Grundlage des Regierungsiyftems em 
Programm annehmen, welches alle dieſe Feſtſtellungen bedroht oder umftärjt, 
aber nicht au zugleih fähig ift Garantie dafür zu bieten, daß eine neue 
Berfaflung zu Stande fommen wird? Ich frage: was würde Ungarn jagen, 
wenn jenfeits der Leitha dur Wahlen eine ſolche Bartei die Majorität er- 
langte, welche im Einklang mit der Anficht der ungarischen Oppofition, daß der 
gegenwärtige Ausgleich nicht gut fei, an deſſen Stelle die Durdführung eines 
andern Syftems, beijpielsweile der Februarverfaſſung oder einer ähnlichen 
Conception, als Programm aufftelt, und wenn dann Se. Mai. als Sailer 
von Oefterreich aus diefer Partei. feine Regierung bilden würde? Würde dann 
nicht jederınann in diefen Lande jagen, daß dieſes Vorgehen des Kaiſers ven 
Defterreich die Verfafiung der Länder des Königs von Ungarn bevrohe? Mas 
aber in der einen Richtung gilt, dag gilt auch in der andern; das fordert die 
Parität. Die Hauptbedingung parlamentarifcher Negierungsform if daher 
hier wie jenjeit8 der Leitha die gegenfeitige Aufrechterhaltung der auf dem 
Wege der Vereinbarung angenommenen Geſetze. Heißt «8 jet: „Weife dem 
gütlichen Ausgleih zurüd, und führe den Prozeß — weiter!" jo iſt das cm 
Rath, welchen Advecaten zu geben pflegen, die eine Beſchäftigung haben; aber 
ih glaube, daß ihn die Nation, welde nicht nad dem Prozeß, fondern nad 
ihrem Beſitz verlangt hat, niyt annehmen wird. Man fagt: wir hätten vie 
Unabhängigkeit des Landes aufgegeben. Die Regierung bat bon der Unab⸗ 
hängigfeit Ungarns nichts aufgeopfert, und ifl hiezu auch nie aufgefordert 
worden ; aber eines Lat fie fi et vor Augen gehalten, und bas if, daß 
Se. Maj. neben der ungariiden Krone auch jeine anderen Königreiche und 
Länder befigen Tönne. Ohne dieſe Rüdfiht wäre natürlich nie jenes gegenfeitige 
Vertrauen zu Stande gelommen, welches ſchon jest zu fo vielen großen Reiul- 
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taten geführt Hat. Daß aber die Regierung an diefem Geſichtspunkt feithalte, 
das forderte von ihr die aus der pragmatiſchen Sanction Miekende Pflicht, 
forderte — wenn auch diefe nie egiftirt hätte — vor allem Ungarns eigenes 
Intereſſe. Man fagt: wir hätten die gemeinfamen Angelegenheiten erfunden, 
und hiedurch die Einihmelzung Ungarns vorbereitet. Ungarn hat gemeinjame 
Angelegenheiten mit ter Gefamminonardhie flet3 gehabt. Der Unterſchied ift 
nur der, daR über diejelben vor 1867 andere ohne und gegen uns verfilgtet, 
während wir jegt im Bereine mit denjenigen verfügen, die e8 gleichfalls bes 
trifft. Auch die Berlaftung von 1848 bat die gemeinſamen Angelegenheiten 
anerkanm und die Ueberwachung derjelben dem Miniſter am allerh. Hoflager 
übertragen. Das find die Worte des Geſetzes, aber es hat verſäumt dafür zu 
jorgen, daß er feiner Stimme auch Gewicht verichaffen könne; man hätte den 
Miniſter am allerh. Hoflager entiveder mit den Rechte des Veto befleiden 
müjjen, und dann ftand uns das Edidjal Polens bevor, oder er hätte die 
gemeinjamen Angelegenheiten des Landes ohne Veto vertreten, und dann wäre 
das Rejultat zweifellos die vollftändige Unterordnung Ungarns geweſen. Ticie 
Züde des 1248er Gejetes hat der Geſetzartikel 12 vom Jahr 1867 ausges 
füllt, indem er die Delegation errichtete. — Es wird weiter behauptet: wir hätten 
die ungariſche Armec aufgegeben. Hierauf crroiedere ih: daB wir die unga« 
tische Armee nicht aufgeben konnten, ſchon deßhalb nicht, weil fie nicht criftirt 
bat. Es haben ungariiche Infanterice und Gavallerieregiimenter eriftirt, dieſe 
eriftiren auch jetit, ja fie find durch Artillerie und andere techniſche Corps, 
welche bisher nicht eriflirten, vermehrt worden. Die 1867er Geſetzgebung hat 
eine gemeinjame Arnıce und neben derfelben cine nationale ungariſche Honved» 
armee errichtet, und hierin jehr recht gethun. Tenn während dic beiden großen 
Nachbarſtaaten Armern von 1,400,000 und 1,200,00) Mann bejiten, hätte 
die Trennung der gemeinjamen Armee in zwei bejondere Armeen fo viel bes 
deutet al3 die gejammte Monarchie und mit ihr Ungarn der größten Gefahr 
auszufegen. Staaten, welche an Geld und Wehrkraft jo ſtark oder ftärker find 
al3 die Nachbarſtaaten, organifirten ihre Militärkraft, und folche welche 
ſchwächer find als jene, die fie umgeben, vereinigen ſich miteinander zu dem 
Zwed daß ihre genieinfamen Wehrkräfte außreihen, und organifiren fie fo, 
wie fie jein müften, un dem Zwed zu entjprechen. In der jüngften Zeit ift 
dieß zwiſchen vielen, auch der Dynaftie nad abgejonderten Staaten geichehen; 
bei uns geſchah es ſchon Längft, weil dieß eine der Haupturfadhen der Ents 
ftehung der pragmatiſchen Sanction war. Daraus aber, daß eine Nation mit 
einer andern gemeinfam ihre Wehrkraft organifirt, folgt nicht, daß fie ihre 
ſtaatsrechtliche Eriftenz aufgebe, wohl aber kann daraus, dat fie dieß, obmohl 
fie ſchwächer ift al3 andere mächtige Nachbarftanten, aus Rüdfichten der Eifer 
jucht zu thun unterläßt, leicht folgen, daß fie nicht nur ihre Staatlichkeit, ſon⸗ 
dern aud den Staat jelbft verliert. — Noch gibt es eine Anklage, aus der ein 
heil der Oppofition fi ein Banner gemacht, und dieſe lautet: 1848 jet 
sticht wiederhergeftellt, 1543 müſſe wiederhergeftellt werden. Dieſe Anklage ift 
noch leerer als die übrigen. Im Jahr 1843 find in jehr vielen Staaten 
Europa’s neue Verfaſſungen entftanden; ich weil; feinen einzigen, wo diejelben 
noch heut auch nur in ihren Hauptzügen beftünden. Ungarn ift der einzige 
Staat, wo jeder weſentliche Punkt der 1848er Verfaſſung wiederhergeftellt if. 
ns abgeändert wurde, das hat die Nation abgeändert, weil e8 Gonflicte 
hervorrief. In einen gewiſſen Sinn jedoch gebe ih zu, daß 1848 nicht wieder« 
bergeftellt ift. Ja wohl! 1848 ift nicht wiederhergeftellt ,; denn Siebenbürgern ges 
bietet derzeit nicht Jancu, jondern das verfaftungsinäßig gebrauchte Geick, 
welches die Union endgültig durchführte. 1848 ift nicht wiederhergeftellt, denn 
Grontien iſt nicht ein großes feindlihe8 Lager mehr, jondern das treue und 
befriedigte Bruderland Ungarns. 1848 ift nicht wiederhergejtellt, denn Fiume 
halten nicht aufftändige croatiſche Schaaren befegt, ſondern es ift mit freier 
Zuftimmung Croatiens als gejondertes Gebiet der ungarifchen Krone erklärt 
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worben. 1848 ift nicht wieberbergefellt, denn die Rationalitäten-Frage, welde 
man damals mit Snütteln und Genen entzwei zu hauen begann, bat das 
Geſetz auf der Brundlage der Billigkeit und Brüderlichkeit gelsſt. 1848 ik 
nicht wiederbergeftellt, denn die Deputation unferes Reichstags pilgert nich 
mehr zum Neichärath, um von dort abgewwiefen zu werben, jondern Delegatio⸗ 
nen entſcheiden auf gemeinfam angenommener Grundlage über bie gemen- 
famen Angelegenheiten. 1848 ift nicht wiederbergeftellt, denn die zu errichtende 
Honvedarmee wird nicht mehr in die Lage kommen gegen bie Armee zu 
tämpfen, fondern wird, wenn es fein muß, mit diefer im Verein Ungarn und 
die Monarchie gegen eventuelle Angriffe fhügen. 1848 iſt nicht wiederbergeftellt, 
denn die unmögliche Stellung des bevollmädtigten Palatins, welcher ein Hod- 
berziger Prinz zum Opfer gefallen, hat aufgehört, und an ihrer Gtatt fudi 
das Tönigliche Paar alljährlich jene Freude, welche glüdliden Fürſten ber 
Anblick ihrer glüdlihen Völker gewährt. Wunſchen wohl diejenigen, welche das 
unveränderte 1848 zu ihrem Loſungsworte maden, von all dem das Gegen- 
theil? Ich glaube das nicht, und kann es nicht glauben. ... Die Regierung, 
ale Ihr geweſener Abgeordneter, ich jelbft, habe nur das einzige 
Berdienft, daß ic) als Rath der Krone nie anders als jo geiprocdhden: NHerr! 
Bertraue der ungariien Nation! Wenn fie einmal einen Ausgleich eingeht, 
fo hält fie ihn aud, wie fie mit Zähigleit ihre avitiſchen Rechte gefordert. 
Ich bin überzeugt, daß die Wähler der Ration diefen Glauben beftärken werden. 


17. Jan. (Defterreid: Tri). Auch im Dorfe Servola wird eine 


18. 


19. 


20. 


ſlavoniſche Gitalnica gegründet und bamit ber letzte Ring an ben 
ſlaviſchen Gürtel geknüpft, ber die Stadt einfchlicht. 

„ (Ungarn). Die Oppofition hält in Peſth eine Landesverſamm⸗ 
lung ab, bie indeß behufs der Verftänbigung für bie Landtagswahlen 
nur eine fcheinbare, Feine wirkliche Berftändigung zwiſchen ber Linfen 
unb der äußeriten Linken zu Stande Bringt. 

» (Ungarn). Cänmmtlide Mitglieder des neugewählten Municipal: 
rathbes von Fiume find Unioniften d. 5. für Anfhluß an Ungarn. 


„ (Defterreid). Reichsrath, Abg.Haus: Grocholski und Genoffen 
interpelliven bez. ber galizifhen Landtags⸗Reſolution: 


Die Interpellation beginnt damit, daß fie den vollen Wortlaut der be 

kannten Nefolution als einen „in der Sikung vom 24. September v. 3. auf 
Grund des 8 19 der Landesgeießgebung geftellten Antrag” bezeichnet, und 
fährt dann fort: „Da dieler am 8. Oltober v. 3. an die hohe Regierung 
geleitete Antrag gewiſſe Aenderungen allgemein geltender Geſetze bezwedit, wozu 
nach der bevorſtehenden Berfaflung die Zuftimmung des Neichsratheß erforder- 
lich ift, fo erlauben fi die Unterzeichneten die Anfrage: warn die hohe Re 
gierung gedente, diefen Antrag des galiziſchen Landtanes zur verfaffungsmäki- 
gen Behandlung vorzulegen?” Die Interpellation iR von fämmtlidden gali- 
ziihen Abgeordneten unterjchrieben. Der Präfident erflärt, er werde diejelbe 
an das Miniflerium leiten. 
„ (Defterreih). Das Wiener Oberlandbesgeriht verwirft bie 
Berufung des Biſchofs Rudigier von Linz (wegen feines Hirten: 
briefes vom 7.—12. Sept. 1868) und beftätigt ben Verweijunge: 
beihluß des Pandgerichts in Linz wegen Verbrechens ber Störung 
ber öffentlihen Ruhe durch denſelben. 


„Der Urt. XIV des Eoncorbats, der die Bifhdfe von der ſtaatlichen Juris⸗ 
diction ezimirte, wird in den Erwägungen des Oberlandesgerichts überein» 
ſtimmend mit der Öffentlichen Meinung für dahingefallen betrachtet. 
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22. an. (Defterreid). Reichsraih, Abg.-Haus: Minifter Giskra bes 


23. 


25. 


26. 


antwortet die Sinterpellation bes Abg. Grocholski, wegen Vorlage 
bes Beſchluſſes bes galiziihen Landtags im Reichsrath, dahin: daß 
bie Regierung nit in ber Lage fei, bie zu thun, weil fie nad 
ber Berfaflung cine Verpflichtung hiezu nicht anzuerfennen vermöge, 
und anbrerjeit8 nad ber Gefchäftsorbnung nur felbfländige Anträge 
durch Reichsrathsmitglieder oder Regierungsvorlagen eingebracht wer: 
ben fönnen. 


ODeſterre ich). Die Regierung ernennt auf einmal 20 neue 
lebenglängliche Mitglicber des Herrenhauſes. 

Der nächſte Zweck dabei ift, dem Beleg über Einführung der Geſchwornen⸗ 
gerichte für Preßvergeben, das vom Abg.-Haus angenommen wurde, aud im 
Herrenhauſe die Zuftimmung zu fihern. Durch Dielen jo wie die früheren 
Pairsſchübe ift das Herrenhaus aus einer Adelskammer überwiegend eine 
notable Regierungslammer geworden und ihre Widerſtandskraft gegen die Res 
gierung unzweifelhaft im Innerften gebrochen. 

„ Teer Kaiſer nimmt das Erebitiv des von ber probiforiihen Ne: 
gierung beglaubigten jpanifhen Geſandten entgegen. Legitimiftijche 
Bedenken haben kein Gewicht mehr. 

„ (Defterreid). Reichsrath, Abg.-Haus: Der nah dem Aus⸗ 
gleih mit Ungarn und ber Annahme ber Decemberverfaflung gebildete 
große alle Liberalen Fractionen zur Unterftübung bes Bürgermints 
fteriums umfafjende Klub tritt bereits wieder in bas Stadium ber 
Zerjegung: Rechbauer bildet einen neuen „Klub ber Linken.“ 

„ (Sefterreid). Reichsrath, Abg.-Haus: Der Abg. Ziemiallowei 
und Genoſſen ftellen den Antrag, die Negierung aufzufordern, bie 
vom galiziihen Lanbtage gefaßte NRefolution ben Reichsérathe zur 
verfafjungsmäßigen Behandlung vorzulegen. 

ODeſterreich). Reichsrath, Abg.-Haus: Der confeffionelle Aus: 
ſchluß beichließt, den von feinem Subcomite ihm vorgelegten Entwurf 
für Ginführung der obligatorifhen Eivilehe zur Grundlage feiner 
Berathungen anzunehmen. 

Minifter Herbft erfärt fich gegen die in Entwurf angenommene Trennbars 
keit der Ehe und daR er daher gegenüber dem Inſtilut der obligatorifchen 
Civilehe erſt dann Stellung nehmen könne, wenn die frage der Trennbarleit 
oder Untrennbarteit vorher entſchieden fei. Uebrigens werde durch die Einführung 
der obligatorischen Eivilehe nichts weientlich Neues geichaffen, indem auch gegen- 
wärtig die geiftlihen und weltlichen ChefchliegungSorgane im Namen des Staates 
fungiren und daher au ſchon durch die jeht geltende Ehegeſetzgebung aner⸗ 
kannt ei, daß der Staat die Ehe als Givilact gelten laffe und bloß die Ein» 
fegnung derjelben als kirchliche Function betrachte. Das Princip der Civilehe 
Tönne demnad von der Regierung ſchon nad dem gegenwärtigen Stande 
der Geſetzgebung nicht belämpft werben. In Betreff der im Gejegentwurfe 
für den Eheſchließungsact und für die Führung der Eheregifter vorgeſchlagenen 
Drgane ſpricht er fih dahin aus, daß allerdings die Bezirfärichter als geeignete 
Drgane betrachtet werden fünnen, daß jedoch der Zuwachs einer jo beträdhte 
Lihen neuen Geihäftslaft für diefelben bedenklich ericheinen und zu Schwierig« 
feiten führen dürfte. Schließlich bemerkt der Minifter, daß feiner Meinung 
nah das Sub-Eomits ſich von dem ceonfeiftonellen Standpunkte nicht volllom« 
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men emancipirt habe, indem es die in Oeſterreich nur für einige Gonfeliionen 
zuläffige Ehetrennung aud auf die katholiſche Gonfeifion ausdehnen will und 
hiedurch ſich die confeſſionellen Anſchauungen der erfteren angeeignet, jedoch die 
Ehetrennung wieder wejentlich erjchwert habe, und ſomit durd) jeine Borihläse 
weder die Proteftanten und SHraeliten befriedigen, noch den Katholiten ein wil« 
kommenes Geſchenk bringen werde. Minifter Hasner ſpricht ſich gleiten: 
gegen die Trennbarkeit der Ehe aus, die dem Volksbewußtſein nicht entipre& 
und meint überdick noch, daß ſelbſt in der obligatoriſhhen Eivilehe ein Zwanz 
gelegen fei, der den Liberalen Anjchauungen nidt ganz entiprede. 


» (Defterreid). Minifter Giskra erhält bag Großfreuz bir 
italienifhen Krone als Vertreter des öjterr. Liberalismus. 


„ (Defterreid). Reichsrath, Abg.-Haus: Juſtizminiſter Herbſt 
beantwortet eine Interpellation bez. der fortbauernten Yunction ber 
geijtlihen Ehegerichte dahin: 

„Es haben im ganzen Gebiete der im Neichsrathe vertretenen Rönigreide 
und Länder nur jene Gerichte ausſchließlich die Gerichtsbarkeit in Eheſachen 
auszuüben, welche durch die ftaatlichen Gelee als competent bezeichnet werden. 
Die Regierung hat dieje einzig zuläffige Auffaſſung aud den biſchöflichen Or⸗ 
dinariaten gegenüber zur Geltung gebradt. Das verfaflungsmägige Redt 
jeder Kirche, ihre inneren Angelegenheiten jelbit zu ordnen, fann dadurch gel- 
tend gemacht werden, das die Geiſtlichen für den Gewiſſensbereich nur pro foro 
interno geltende Verfügungen treffen dürfen. Es ift der Regierung nicht be» 
kannt geworden, daß don irgend einer Seite verſucht worden wäre, ſich eine 
ftantlihe Gerichtsbarkeit anzumaßen. Wohl ift e8 vorgelommen, daB einiae 
Ordinariate troß der weſentlich veränderten Aufgabe fi) doch derjelben Formen 
und deffelben Verfahrens bedienten, mwie zur Zeit ihrer ungejchmälerten Ehe⸗ 
gerichtöbarkeit, indem fie in die tyormulare bloß die Worte: „Für den Ge: 
wiffensbereih” einichalteten. Die Kenntniß des Chegelches ıft theil3 durdh die 
amtlichen Publikationen, theils durch die Preife foweit verbreitet worden, daS 
fih kaum Leute finden werden, welde fih in Chefaden un die Ordinariate 
wenden, wenn fie nicht einem Drange ihres Gewiſſens folgen zu müſſen glauben. 
Solche Perjonen aber daran zu hindern, hat die Regierung lein Necht, ohne 
einen uncrlaubten Gewiſſenszwang auszuüben. Wenn aber der Fall einträte, 
daß von Seite eines Ordinariat3 die dein Staate zuftehende Jurisdiction prä= 
tendirt, oder die Srreführung der Bevölferung angeſtrebt würde, jo würde vie 
Regierung nicht ſäumen, ſolchen ftaatSgefährlichen Beftrebungen entgegenzu⸗ 
treten und, injoweit die Handhabung der beſtehenden Geſetze nit ausreichen 
follte, die entiprechenden Gejettesvorlagen einzuhringen.“ 


» (Defterreid). Reihsrath: Das Herrenhaus ertheilt dem vem 
Abg.Haus Tängft angenommenen Sefekentwurfe bez. Einführung der 
Geſchwornengerichte für Preßvergehen nunmehr jeine Zujtimmung. 

Tas Abg.-Haus beſchließt nad ciner im Namen ter Regierung 
gemachten Erklärung Giskra's, daß der Antrag der Polen vem It. 
d. M. cinem Ausihufle zur Werichterftattung zugewieſen werten 
könne, faft einftimmig, ibn dem Verfaſſungsausſchuß zu übermeiten, 
ber zuerjt barüber berathen möge, auf welde Art die Nejelntien 
des galiziihen Landtags an Das Haus gebradyt werben könne. 

as Haus ift offenbar nicht befonders geneigt, bald an das Meritoritwe 
der Sade zu gelangen, während die polnische Fraction ihrerjeit3 von der oͤñent⸗ 
lihen Meinung Galiziens gedrängt wird, vorwärts zu gehen, mehr als tır 
lieb tft und als ſie fobald durchzuſehen hoffen kann, jo daß fie in einer eigens 


Geſterreih Angern. 223 


thumlich ſchiefen Stellung erſcheint. Dan muß ſich hiebei erinnern, daß ſchon 
im Herbſt 1867, als die Decemberverfafſung berathen wurde, in Galizien eine 
Heine, aber energiihe Bartei eriftirte, die gegen den Eintritt der polniichen 
Abgeordneten in den Reichsrath agitirte. Die Mehrheit entihied damals im 
entgegengejegten Sinne, weil fie fih der Hoffnung bingab — und die Anweſen⸗ 
heit de3 Grafen Potozki im Minifterium beftärkte diejelbe in ihrer Hoffnung 
— durch Anſchluß an die Regierung jpäter gewifle Conceſſionen in Bezug auf 
die Autonomie Galiziens zu erhalten. Die galizifche Kaiſerreiſe follte eine 
Art Belohnung für die correcten Gefinnungen fein und Gelegenheit geben, die 
betreffenden Wünfche vor den Thron zu bringen, die nun freilich derart und 
in ſolcher Dienge vorgebradt wurden, daß darob die Reife der Majeftäten 
aufgegeben ward. Noch einmal fiegte im Herbft die gemäßigte Partei, dießmal 
jedoch nur, um aus Rüdjicht für das Kaiferhaus die Turchbringung des Wehr⸗ 
geſetzes und aus Rüdfiht für Ungarn die Delegationen möglih zu madıen. 
Jett aber, jo jagen die galiziihen Blätter einftimmig, fei e8 mit der Politik 
des Zumartens zu Ende, die Deputirten mögen jehen, daß die Forderungen 
des Landes berüdfichtigt werden; und fo haben diejelben nun hinter fich die 
öffentlide Meinung des Landes, welche vorwärts drängt, und vor fi den 
Reichsrath, der höchſt unmillig an die polniſche Frage herantritt. Erreichen 
fie nichts, jo wird fie die Bolleftimme in Salizien zurüdberufen und zum Aus⸗ 
tritt aus dem Neichärath zwingen, jo ſehr aud cinige Abgeordnete dagegen 
jein mögen; diejer letzteren Eventualität möchte der Reichsrath und das Mini⸗ 
Rerium doch auch gern vorbeugen, da die Sache unangenehme Kolgen haben 
lönnte; andererfeit8 aber zieht die Behandlung der polniſchen Trage aud die 
der czechiſchen nad fi, und damit die Frage der Berfafjungsrevifion. Auch 
die polnischen Abgeordneten würden den Reichsrath nicht gern verlaffen; fie 
haben als die einzige in fi einige Wraetion desſelben eine bedeutende Rolle 
geipielt und in vielen Fragen den Ausſchlag gegeben, und doch Fönnten fie 
wieder dem Drängen ihrer Landsleute auf die Länge nicht widerſtehen, da fie 
fi gegenüber ihrem Landtag nicht jo unabhängig fühlen, wie 3. B. die Ab⸗ 
geordneten Riederöfterreich8, die den Antrag ihres Landtags auf Einführung 
direrter Wahlen zum Reichsrath bis dahin ruhig haben ſchlafen Laifen. 

— Ian. (Defterreih). Während es bisher nur vereinzelt vorkam, 
daß ein katholiſcher Pfarrer ſich weigerte, eine Noth-Civilehe, wie 
fie bas Glejeß geftattet, in bie Kirchenregiſter einzutragen, hat in dem 
Generaloicariat Torarlberg und in der Diöcefe Linz der gefammte 
Elerus eine Collectiv-Eingabe unterzeichnet, 

welche in erfter Reihe um die Zurüdnahme der betreffenden Verfügung, weil 
das Gewiflen des Seelſorgers vergewaltigend, nur „erfucht,” daran aber die 
„mit allem Ernft und aller Entichiedenheit" abgegebene beftimmte Erklärung 
ſchließt: der Glerus werde „fi nie und nimmermehr einer unkirchlichen Mas 
tritelführung unterziehen.” Die Regierung ertheilt auf die Eingabe feine Ant⸗ 
wort, jcheint dagegen ziemlich einverflanden damit, die Trage der Einführung 
der obligatoriichen Eivilehe im confeſſionellen Ausſchuß zu verichleppen, wozu 
diefer durch die Vermiſchung diefer Frage mit derjenigen der Trennbarkeit der 
Ehe Anlaß gegeben hat. 

— „ Tie officiöfen Blätter und Correfpondenten (das Preßbureau bes 
Reichskanzlers) erklären fi) neuerdings mit großem Eifer gegen die 
Zuläffigfeit des Eintritts einer ober aller ſüdd. Staaten in ben 
norbbeutihen Bund, 

„da befanntlich die nationale Bereinigung derfelben mit dem norbdeutichen 
Bund dur Art. 4 des Prager Friedens von einer vorhergehenden Vereini⸗ 
gung der ſudd. Staaten (dem Südbunde) abhängig gemadt fei.“ 
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1. Febr. Theilung der Geſtüte zwiſchen ben beiden Reichshälften. Tie 
ſelbe erfolgt rein geographiſch und demgemäß entſchieden zum Vor— 
theile Ungarns und zum Nachtheile Oeſterreichs; jenem wird ein 
Werth von ca. 16, dieſem nur von 5 Mill. Gulden zugeſchieden. 


”» « (Ungarn: Croatien). Der ungariſch⸗-croatiſche Minifter Bedekovic 
überninmt in Befth die Geſchäfte des croatiihen Hofkanzlers. 


— „ (DÖefterreid). An der Wiener Börje herrſcht ein wahres Epe: 
culationsfieber in Wetienunternehmungen aller Art. Nur ber flcinere 
Theil berjelben faßt ſolide Echöpfungen ind Auge und entipridt 
einem wirklichen Mebürfniffe, während es bei ber Mehrzahl fait 
augenjheinlih nur auf Gründerprämien und Verwaltungsraths-Tan— 
tiemen abgejeben iit. 


3.» (Ungarn). Israelitiſcher Kongreß: Zwei Trittel der orthoberen 
Mitglieder desjelben verlafjen während ber Generalbebatte über bas 
Gemeinde: Organijationsitatut tobenb und lärmend den Eaal. 


„ » Defterreid). Reichsrath: Das Abg.Haus nimmt ben Gejch- 
entwurf über bie Organijation des Neichsgerichts an. 

4. „ (Defterreid). Reichsrath, Abg.-Haus: Ter Verfaſſungsausſchuß 
beichließt bez. ber galiziſchen Landtagsrejolution 

mit allen gegen die Stiimme Ziemialkowski's, daß nad den gegemwärtigen 
Geſethhen die Regierung nicht verpflichtet jei, Unträge der Kandtage dem Haufe 
zur verfafjungsmäßigen Behandlung mitzutheilen. 

Minifter Giskra erflärt, daß die Regierung unter diefer Bedingung die 
Refolution dem Ausſchuſſe vorzulegen bereit fei, wenn dieſer fie ſchriftlich dazu 
auffordere. Der Ausſchuß beichließt darauf hin, vom Abg.Haus die Erlaub- 
niß einzuholen, über die galiziiche NRejolution in merito Bericht zu erflatten 
und Anträge zu ftellen. 

Die Minifter Giskra und Breftel nehmen an den Debatten des Ausſchuſſes 
lebhaften Antheil, namentlih gegen die von den Polen behauptete Pflicht 
der Regierung, alle Anträge der Zandtage ohne weitere an den Reichsrath 
zu leiten. Breftel macht den Gefichtspunft geltend, daß — von Der bisher 
unangefochtenen Praris ganz abgejcehen — die Statuirung einer Pflicht des 
Neichsraths, fi mit jedem Antrag eine Landtags zu beſchäftigen, die Stel» 
lung der Landtage vollitändig verrüden würde; Giskra betont, neben der 
beiläufigen Bemerkung, daß fonft die Zandtage es fein würden, welche die 
Agenden des Reichsraths beftimmten, vor allen Lingen, daB jeder Landtags- 
beihluß erft der Zuftimmung der Krone bebürfe, und daß die Krone dieles 
ihre Zuſtimmungsrecht in den in Rede ftehenden Fällen dadurch libe, daß die 
Regierung frei beurtheile, ob der eine oder der andere Landtagsbeſchlußß dem 
Reichsrath mitzutheilen fei, oder nicht. 

7. Schr. (Ungarn). Rumänen: und Eerben:Conjerenz in Temeswar. 
Diefelbe ijt von ctwa 150 Rumänen und Serben, unter welcen 
auch Miiletics, beſucht. 

Auf Antrag Alexander Mocſonyi's werden folgende Punkte als Programm 
für die Nationalitäten angenommen: Solidarität der nichtmagyariſchen Ratio 
nalitäten; ein Nationalitätengefeg auf Grundlage des Minoritäts-Claborats; 
Union mit Siebenbürgen auf Grundlage der Deelaration Macellariu's und 
Genoſſen; Belänpfung des 12. Gefehartitels vom Jahr 1867; Regelung ber 
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croatiſchen Frage im Sinne der Richtunioniſten; Munieipien auf bemofratifder 
Grundlage. Nationalitäten Abgeorbnete bilden im NReihstag eine befondere 
Partei und einen befondern Club. Schließlich wird eine Reſolution gegen 
magyarenfeindlie Inſinuationen gefaßt. 


10. Febr. (DO efterre ih). Die nieberöfterreichifihen Reichsrathsabgeordneten 


13. 


16. 


19. 


20. 


treten zu einer Beſprechung zuſammen, um nunmehr auch dem Be⸗ 
ſchluſſe des niederöſterr. Landtags betr. bie Einführung directer 
Reichsrathswahlen Rechnung zu tragen. 

Miniſter Berger, der ebenfalls erſchienen iſt, gibt indeſſen ſo befriedigende 

Erklärungen ab, daß die Verſammlung beihlicht, vorläufig fein Preſſions⸗ 
mittel zu benägen und die mitiative der Regierung abzuwarten. Wie 
Dr. Berger erklärt, bat die Regierung die auf die Reichsrathswahlen 
bezüglichen Borlagen theils ſchon vollendet, theils der Bollendung nahe 
gebradt. Die eine diefer Borlagen begieht fh auf die Bermehru 
Zahl der Reichsrath8-Abgeorbneten, die andere betrifft die Einführung * 
tativer directer Reichsrathswahlen. Diele Iektere Vorlage ſei ſo zu verſtehen, 
daß es dem Ermeſſen der einzelnen Länder überlaſſen bliebe, direct oder durch 
den Landtag zu wählen. 
„ (Defterreid). Die amtliche Zeitung bringt die Mitteilung, 
daß die von ben Lanbtagen in Dalmatien, Böhmen, Salzburg, 
Kärnthen, Vorarlberg, Steiermark, Goͤrz, Iſtrien und der Bukowina 
beſchloſſenen Geſetze über bie Schulaufſicht bie kaiſerliche Sanction 
erhalten haben, ſowie eine Verordnung, in welcher das Cultusmini⸗ 
fterium für die übrigen Gebiete, alfo für Nieder: und Ober: 
öfterreih, Krain, Mähren, Sclefien, Tyrol unb Trieft, jene Schul: 
aufſicht propiforifch regelt und zwar im Sinne ber abgelchnten 
Borlage. 

Die janctionirten Gefege find diejenigen, welche der Geiſtlichkeit bie bon ber 
Regierung verlangte Stellung einräumten; die Belege dagegen, welche den 
Seiſtlichen im Ortsſchulrathe feine Stimme gewährten, fowie die in anderer 

ng rabical enden Geſetze des Tyroler und des Srainer Landtags 
wurden nicht beftäti 
. (Deferreich, Reichsrath: Das Abgeordnetenhaus meift bie 
galiziiche Refolution nunmehr dem Verfaffungsausfhuß zu meris 
torifher Behandlung zu. 
„. (Ungarn). Die vorläufige Entſcheidung erfter Inſtanz im 
Prozeſſe Karageorgiewic wegen Theilnahme an ber Ermorbung bes 
Fürſten Michael von Serbien geht dahin: 

der Gerichtshof erkennt daS vorhandene Material als rechtlich genügend an, 
um die in Borunterfuchung geweienen Fürft Karageorgiewic, Trifkovitſch, Rand» 
Eovitich wegen des Verbrechens der Theilnahme an der Ermordung des Für⸗ 
ften von "Serbien in Anklageſtand su verfegen. Sämmtliche Angellagte melden 
Berufung an. 

„ (Defterreid). Der Yuftizminifter richtet an bie Länderchefs 
einen Erlaß gegen bie geiftlichen Chegerichte, 

in dem er diejelben auffordert, die Ordinariate anzumeifen, fi Ausübung 
ihrer ihnen nur für ben Gewiſſensbereich zuſtehenden Berfligungsgewalt jede 
Form zu vermeiden, als ob ihnen noch immer eine Gerichtsbarleit in Ehe⸗ 
jachen zuftände und zwar unter Strafandrohung,. 


„ (Defterreig). Reichsrath, Abg.Haus: Der Bubgetausihuß 
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beſchließt, die Regierung aufzufordern, in Fällen verfafſungsfeind⸗ 
licher Agitationen oder geſetzwidriger Renitenz von Mitgliedern des 
Clerus mit Verminderung, Sparung ober Entziehung ber aus Re 
ligionsfonbs oder aus Staatszufhüflen fließenden Berfonaleinkünften 
vorzugehen, und ferner, bie ehemöglichfte Auflöfung bes mit ben 
PP. Jeſuiten bez. ber Beforgung bes theologiſchen Unterrichts an 
ber Univerfität Innsbruck beftehenden Verhältnifjes anzuftreben. Ter 
Unterritsminifter erflärt fi mit beiden Forderungen einverftan: 
ben, bez. ber erfteren namentlih in Betreff bes Biſchofs Rubigier 
von Linz. 


23. Febr. (Ungarn). Schluß bes iſraelitiſchen Congrefjes in Peſth durch 


26. 


u 


den Gultusminijter Baron Eötvds. Die vom Congrefle beſchloſſenen 
Entwürfe einer emeinde-Organifation fowie eines Schulftatuts 
(welches Rabbiner:Seminare einführt) jollen dem nächſten ungarijchen 
Reichstage zur Verhandlung überwiejen werben. Von ber orthodren 
Minorität find in ber Schlußfigung nur noch 26 Mitglieder an: 
weſend. 

GDeſterreich). Der clericale Landesausſchuß von Tyrol und 
ebenſo ber liberale Landesausſchuß von beröfterreih Ichnen bie 
Mitwirtung bez. bes octropirten Echulauffichtsgefebce ab. 

„ (Defterreid). Das Minifterium legt bie beabfidhtigte Reform 
ber Wahl des Reichsraths wieder zurüd. 

(Ungarn). Fortgang der Wahlagitation. Koloffale Wahl: 
prügeleien. 


1. März. (Oeſterreich). Die Biſchöfe conferiren in Wien unter bem 


2. 


7. 


Vorſitze bed Cardinals Rauſcher über bie frage, ob fi bie Kirche 
an ben neuen Volksſchul-Aufſichtsbehörden betheiligen ſolle ober nicht. 
Es ift feine Einigung zu erzielen und wird beichloffen, bie Ent: 
ſcheidung bem Ermeſſen ber verſchiedenen Orbinariate zu überlafjen. 
„» &Defterreid). Reichsrath, Abg.- Haus: Die Regierung legt 
bemifelben den Entwurf eines Volks ſchulgeſetzes vor. 

Dasjelbe enthält nad) den Bellimmungen der Dezemberverfaffung nur die 
allgemeinen Grundzüge für die Organifation der Volksſchule, deren weitere 
Ausführung den einzelnen Kronländern zufteht. 

(Ungarn). Der Kaiſer und bie Kaiferin treten den Beſuch 
Groatiens an. Der Hofitaat ber Kaijerin ift jetzt völlig ungariſch. 
(Ungarn). Eine GConferenz ber fiebenbürgifgen Rumänen 
beichließt, an ben Wahlen für ben Peſther Landtag fi nicht zu 
betheiligen, 


8—11. „ (Defterreidh). Reichsrath, Abg.Haus: Berathung bes 


Budgets für 1869. 
Die Debatte ift nicht befonders interefiant, weil die eigentlich politi 
Bewilligungen dem Geichäftsfreife der Delegationen enbeiunfenen nd — 
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irefienden Summen in das Budget der beiden Reichthälften einfach und unab- 
änderlich eingeftellt werden. Rur das Budget des Cult⸗ und Unterrichts⸗ 
minifteriums gibt zu einigen beftigen Zwiſchendebatten Anlaß. Gegen den 
eftigen Widerfiand des Tyrolers P. Greuter wird der Antrag des Ausſchuſ⸗ 
jes, das Einkommen des Biſchofs von Linz, das aus dem Religionsfond und 
aus Stantögätern ca. 45,000 G. beträgt, auf die normalmäßige Dotation 
von immerhin reichlih 12,000 ©. herabzuſegen, mit größter Majorität an- 
genommen. 


10, März. (Ungarn). Beginn ber allgemeinen Landtagswahlen. 


14. 


„ Das Namensfeft des Königs von Italien gibt zu einem telegra- 
graphifhen Austaufch ber wärmften Freundſchaftsbezeugungen zwiſchen 
ben beiten Souveränen Anlaß. Bei bem seite im Hotel ber ita- 
lieniſchen Geſandtſchaft erfcheinen zum erften Mal jeit 1859 unb 
auf bejonderen Befehl des Kaifers ſämmtliche in Wien anweſende 
Erzberzoge, jowie bie Miniſter. 


15—16. „ (Defterreid). Reichsrath, Abg.:Haus: Debatte über bas 


Landwehrgeſetz. 

Der Antrag Skene's, über daſſelbe ohne weiteres zur Tagesordnung über⸗ 
zugeben, wird nach mehrſtündiger Debatte einſtimmig verworfen, ebenſo aber 
auch der Antrag der ſlaviſchen TFöderaliften, diejelbe nad Kronländern zu or» 
ganifiren, mit 81 gegen 59 Stimmen und dagegen die Regierungsvorlage nad) 
den Anträgen des Ausſchuſſes mit 75 gegen 61 Stimmen angenommen. 
Demnad ift die Landwehr der öfterreihiihen Reichshälfte feine nationale 
Miliz wie in der ungariſchen, fondern lediglich eine zweite Reſerve. Diefelbe 
bildet einen Theil der bewaffneten Macht und ift im Kriege zur Unterflügung 
des ſtehenden Heeres und zur inneren Bertheidigung, im Frieden ausnahms⸗ 
weile auch zur Aufrechthaltung der inneren Sicherheit und Ordnung berufen. 
Ihre Einberufung und Mobilmadung erfolgt in allen Fällen nur auf Befehl 
des Kaiſers und unter Gegenzeichnung des verantwortlichen Landesvertheidi⸗ 
gungSminifters. Eine Berwendung der Landiwehr außerhalb des Geſammt⸗ 
umfangs der im Reichsrath vertretenen Ränder (alſo auch eine Verwendung in 
Ungarn) bedarf eines bejondern Reichsſsrathsbeſchluſſes; nur wenn Gefahr im 
Berzug und der Reichsrath nicht verfammelt ift, kann diefelbe unter Beob⸗ 
achtung der Beſtimmungen de8 betreffenden Staatsgrundgejege von der Re 
gierung einfeitig verfügt werden. Die Landwehr, aus 79 Bataillonen und 
aus je 1 oder 2 Escadronen für jeden Ergänzungsbezirt eines Cavallerie⸗ 
regiment3 beftehend, die mit länderweiſe fortlaufenden Nummern nad dem 
Zand und nah dem Hauptort ihres Ergänzungsbereiches benannt und den 
Bataillonen und Escadronen der Linie möglichft gleih formirt werden — 
Tyrol und Vorarlberg behalten daneben ihre bisherige Landesvertheidigung 
— ergänzt fih dur die Einreihung der Reſervemänner nad vollendeter 
Liniendienftpfliht und der mehr als 30 Jahr alten zur Erjagreferde Bor- 
gemerften, durch die unmittelbare Eintheilung Wehrpflichtiger, welche in der 
Linie nicht verwendet worden, und durch jolde freiwillige, welche ihrer Stel- 
lungspflicht Genüge geleiftet, nicht landwehrpflichtig, aber noch dienfttauglich 
find; die Dienſtpflicht der erſten und dritten Kategorie dauert zwei Jahre, der 
zweiten Stategorie zwölf Jahre. Die General» und Militärcommandanten find 
zugleich Landwehrcommandanten für die Landwehrkörper ihreß Bereichs. Offiziere 
und Mannichaft find Ihon im Frieden im Stand und in der Evidenz zu 
führen, und es beiteht zu dieſem Zweck im Hauptorte jedes Bataillonsbezirkes 
ein Etamm von einem Hauptmann, vier Feldwebeln, vier Landwehrmännern 
und einem Büchſenmacher. Die Landwehrinfanterie Hält — immer nad) ber 
Ernte — alle zei Jahre 14tägige Bataillonsübungen mit Betheiligung an 
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den größeren Uebungen der Linie, ſonſt 14tägige Compagnie⸗Uebungen; die 
Gavallerie, weil nur aus gevienten Leuten beftehend, hält feine Uebungrn. 
Die Zandiwehroffiziere, ben ffizieren der Linie in allem und jedem gleid- 
geftellt, werden zunächſt den Offizieren des Benfionsftandes, den mit Beibehal- 
tung des Militärcharakters quittirten Offizieren oder geeigneten Landwehr⸗ 
Unteroffizieren entnommen; fpäter ergänzen fie ſich durch den Uebertritt von 
Linienoffizieren, durch bie Zutheilung von Reerve-Dffizieren und durch ſtufen⸗ 
weile Beförderung innerhalb der Landwehr nad den für die Linie beſtehenden 
Grundfägen. Gommandofprade und Fahne find genau wie in der Linie, 
ebenfo die Ehargenabzeichen, die Ausrüftung und die Bewaffnung; Farbe und 
Form der Bekleidung flellt das Minifterium im Berorbnungsmwege feſt. Of 
falere und Mannihhaft haben nur während ihrer Dienſtleiſtung Anſpruch auf 

Gebühren, die dann aber den Gebühren der Linie vollfländig entipredhen; die 
im Dienfl invalid Gewordenen und die Wittwen und Wailen Sefallner ge 
nießen ebenfalls. alle Begüinfligungen der Linie. Die Koften der Landwehr 
werben im Frieden in das Budget des Landesvertheidigungsminifteriums, im 
Krieg in das Budget des Reihsfriegsminifteriums eingeftellt. Auherhalb dei 
activen Dienftes ſtehen Offiziere und Mannſchaft ſowohl in ihren bürgerlichen 
Berhältnifien, als in Strafe und Polizeiangelegenheiten nur unter den Civil. 
ga erihten und Behörden. Die Landwehr gehört im Uebrigen ganz in den 

irkungskreis des Landesvertheidigungsminifters, und nad) defien Anhörung 
ernennt der Kaiſer für die rein militäriichen Verfügungen einen General zum 
Landwehr-Dbercommandanten. 


17. März (Ungarn). Eine minifterielle Verordnung ernennt ben pro: 


19. 


viſoriſchen Sadjengrafen Moriz Conrad, ber am 8. Yebruar 1868 
an bie Stelle bes noch von ber ſächſiſchen Nationsuniverfität ernann- 
ten und von der Peſther Regierung abberufenen NRationsgraien 
Schmidt gejeßt worden war, befinitiv zum Haupt bes Sachſen⸗ 
lanbes, 

Die Sachſen eraditen, daß damit ihrer Municipalverfafiung das Todekß⸗ 

urtheil gefproden jei. Mit der Ernenung bes Nationsgrafen durch ben Mir 
nifter ift der Nationguniverfität jede Einwirkung’ auf die Erecutive genommen; 
die Geſchäftsordnung derfelben unterliegt der minifteriellen Genehmigung, 
ebenfo die Geftattung der Deffentlicgkeit der Sikungen; der ungarilde Spra- 
chenzwang wird über alle ſächfſiſchen Repräjentationen erfiredit alle Beamten 
follen neu gewählt werden, aber fie werden dbe& Bildungsnachweifeß entbunden, 
natürlid um ben Gomitatsadel hineinzujgmuggeln, denn die Legislative wird 
porausfichtlih das Recht der Beamten-Ernennung dem Minifterium geben; 
die im Sachſenland wohnenden Rumänen werden durch einen hoben Steuer- 
cenfus von den Wahlen zu den Repräjentationen und Municipien ausgeſchloſ⸗ 
fen, wobur fie gegen die allein wahlfähigen Sachſen erbittert und diele 
augenfeinlig zum Schlachtopfer für einen künftigen Racenlampf geweiht 
würden. 
„Beſuch bes Kaifers in Trieſt. Der König von Stalien läßt ihn 
durch einen befonbern Abgeorbneten, den General bella Rocca mit 
einem eigenhänbigen Schreiben begrüßen. Der Kailer fchidt feiner: 
feit8 den General Möring nah Florenz, um fi für bie Freund⸗ 
lichfeit zu bebanten. Die öffentlichen Blätter ſprechen fofort von 
einer Allianz zwiſchen Defterreih und Stalien; von beiden Seiten 
wirb jedoch verficdert, ba bavon Feine Rebe fei. 


„ (Defterreih). Reichsrath. Das Abg.Haus lehnt das von 
ber Regierung vorgelegte Landſturmgeſetz mit 76 gegen 50 St. ab. 


Veſterreiqh· Angarn. 229 


24. März (Ungarn). Wahlkampf in Peſth: Die Deakiſten erliegen 
in der Stabt wenigftens halb — ber Minifter Gorove fällt durch 
— im Gomitat ganz. 

27. „ Mit Rüdfiht auf die Stellung bes verantwortlichen Kriege: 
winifters enthebt ber Kaijer den Erzherzog Albrecht von ber Stelle 
eines Armeeobercommanbanten unb ernennt ihm zum Generalin⸗ 
fpector ber Armee. 

” „ Die Generalconfulate in Belgrad, Bukareſt unb Kairo werben 
zu diplomatiſchen Agentien erhoben. 
”» nr UUngarn). Refultat ber nunmehr bis auf einige Nachwahlen 
vollendeten Landlagswahlen: 
Die Deakpartei iſt noch einmal fiegreich geblieben mit 60 ober mit Zus 
rechnung der croatijhen Deputirten mit 90 Etimmen, aber die Oppofition 
Bat immerhin circa 50 Stimmen gewonnen und zählt ſtatt circa 120 jest 
circa 170 Stimmen. Bedenfli für die Deakpartei ericheint es namentlich, 
Daß ihre Majorität in den eigentlich magyhariſchen Gomitaten nur mehr 5 bis 
10 Stimmen beträgt und daß fie ihr ſtarkes Ueberwiegen nur den nicht⸗ 


magyariſchen Nationalitäten in Siebenbürgen und dem noͤrdlichen Ungern ſo⸗ 
wie Eroatien verdankt. 


4. April, Depeſche des Reichskanzlers an bie Vertreter Defterreihs in 
Münden und Stuttgart über das Verhältniß ber öfterr. Politik 
zur beutichen, fpeciell zu ber Frage eines Eübbundes, 

Die Depeiche entHält keinerlei neue Gefihtspuntte, Defterreih Hat nichts 
gegen einen Sübbund einzuwenden, „wünjht ihn vielleicht”, will aber ſelbſt 
ven Schein vermeiden, zu demſelben Unftoß zu geben. 

13. „ Der Kaifer verleiht dem König von Stalien das Großkreuz bes 
Stephans-Orbens, dem Kronprinzen das goldene Vließ. 

„—20. „ (Deferreid). Reichsrath, Abg.-Haus: Berathung bes 
Selehesentwurfs bez. Reform ber Grundſteuer. Derſelbe wird 
ſchließlich ohne weſentliche Aenderungen nad ber Borlage bes 
Finanzminiſters angenommen. 

16. „ (Defterreid). Reichsrath, Abg.⸗-Haus: Die Regierung bringt 
einen Gejeßesentwurf zur Regelung bes Eherechts ber Diſſidenten 
ein, wodurch ber Einführung der allg. Civilehe neuerbings ausges 
wichen wird. 

17. „u ODeſterreich). Der bisher nur proviforifche Deinifterpräfibent 
Graf Taaffe wird mit Zuftimmung ſämmilicher Minifter definitiv 
als folder ernannt. 

19. „ ODeſterreich). Reichsrath, Abg⸗Haus: Der Verfaſſungsausſchuß 
beſchließt bez. der galiziſchen Reſolutionen, 

nach dem Grundſatze alle diejenigen, aber auch nur diejenigen Goneeffionen 
zu machen, welche weder die beſtehende Verfaſſung noch den Einheits gedanken 


alteriren, den Uebergang der Gemeindegeſetzgebung an den Landtag, die Aus⸗ 
ſcheidung einer Duste aus dem Reichsfonds zur freien Verfügung des Landtags, 
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namentlich aber den wichtigſten Theil (Punkt 8) der Forderung der PBolm, 
die verantwertlicde Landesregierung und den Lanbesminifter im Rathe ie 
Krone (und zwar diefen Punkt mit allen gegen die Stimmen der Polen) abzu⸗ 


lehnen, und bloß in der Ueberweilung der Handelsfammer-Gefekgebung auf | 


GEntipregung der Forderungen Galiziens anzutragen. 


Gleichzeitig hat das Subcomit& bes Ausſchuſſes bez. der ihm von 


biefem überwielenen Trage einer Wahlreform bes Reichsraths feine 
Beratbungen zu Ende geführt und beſchließt, dem Plenum des Aus: 
ſchuſſes den Antrag vorzulegen : die Zahl der Mitglieder bes Abge: 


orbnetenhaufes auf das Doppelte (von 203 auf 406) zu vermehren 


und bie dadurch zuwachſenden neuen Abgeorbneten, aber auch nur 
bieje, aus birecten Wahlen hervorgehen zu lafjen. 


20. April. (Ofterreidh: rief). Die Neuwahlen des Stabtratbe find in 


21. 


ber Stabt ausſchließlich im Sinne der italienifch:gefinnten Progrefio: 
Partei, im Territorium bagegen ausſchließlich ſloveniſch ausgefallen. 
Der neue Stabtrath tritt zufammen: von 54 Mitgliedern gehören 
48 ber Partei der Stalianiffimi, 6 den Siovenen an. Bon ben 6 
flovenifhen Wahlen werben 5 fofort für ungültig erflärt. 


„ (Defterreid). Der Biihof Rubigier von Linz weigert fid, 
ber Vorlabung bes weltlichen Gerichts Folge zu leiften unter Be: 
ziebung theils auf das Goncorbat theil® auf eine fpezielle Weiſung 
bes Papftes. 

„ (Defterreidh). Reichsrath, Abg-Haus: Wahl in bie Dele- 
gation. Die Polen wählen mit. 


„—24. „ Oeſterreich). Reichſsrath, Abg.Haus: Debatte über 


22. 


das Volksſchulgeſetz. 

Die Anträge auf Zurückweiſung desſelben an den Ausſchuß und auf Ueber⸗ 
gang zur Tagesordnung werden nad) einer glänzenden Rebe des Unterrichts⸗ 
minifter8 mit großer Mehrheit abgelehnt. Bei Beginn der Sperialdebatte des 
Volksſchulgeſetzes erklären die Polen, SIovenen und Tyroler unter Wahrung 
des verfaffungsmäßigen Stanbpunktes, fi der Abftimmung zu enthalten. 
Der Präjident erklärt, injofern das Geſetz verfafjungsmäßig zu Stande gebradit 
werde, die Verwahrung nicht anzunehmen. Die Polen, Glericalen, Slovenen 
und Tyroler verlaffen die Sigung. Kurze Unterbredung. Specialvebatte. 

Schließlich wird das Geſetz mit unmefentliden Mobificationen 
mit 111 gegen 4 Stimmen angenommen. 

„ODeſterreich: Böhme). Der Kaiſer beſtätigt bie vom Land⸗ 
tag beſchloſſene Trennung des Polytechnikums in Prag in eine 
beutfche und eine czechiſche Abtheilung. 

» (Ungarn). Die Regierung hebt das Klaufenburger Guber: 
nium in Siebenbürgen ganz auf. In Eiebenbürgen beſteht aljo 
fortan, im Gegenſatze gegen Eroatien, Feine Hoflanzlei, Tein Land: 
tag, fein Gubernium mehr; basjelbe ijt Ungarn gänzlich einverleibt. 
„ (Ungarn). Eröffnung bes neugewählten Landtags. Thronrede 
bes Kaiſers. 
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Die vom Juſtizminiſter Horvath verfaßte Thronrede IR ſehr — 
Die bezeichnendſten Stellen, welche die Aufgabe des Landtags zuſammenfaſſen, 
lauten: „Für das Schickſal der Nation bilden die günftigen ſtaatsrechtlichen 
Berhältniffe nur eine und zwar an fi unzulänglide Gewähr: die haupiſäch⸗ 
liche und entſcheidende Barantie, ohne welche auch das günftigfte ſtaatsrecht⸗ 
liche Berhältnig feine bleibenden Grfolge bieten kann, liegt in der inneren 
Entwidlungstraft der Ration ſelbſt. Die Entwidlung diefer Lebenskraft hängt 
von den Reformen im Innern ab. Dieß iſt das Bebiet, welches Ihnen die 
Spnterefien des Landes zugewielen haben. Ihr Beruf if ed: die geſammte 
Kraft der Nation rafch und entidhieden auf das große Werk der inneren Um⸗ 
geftaltung hinzulenken; die durch die Ereigniffe verurjachten Verſäumniſſe nad» 
zuholen; mit jenen Traditionen der Vergangenheit, welche dem zeitgemäßen 
Tortfäritt im Mege flehen, zu brechen, die Einricätungen des Nandes dem 
Geifte der Zeit und den Bedürfnifien der neuen Zuftände entiprechend umzu⸗ 
geftalten; in jeder Richtung das moraliſche und materielle Gewicht der Nation 
zu erhöhen, damit fie die Stellung, welde fie auf den neugeordneten ſtaats⸗ 
rechtlichen Grundlagen in der Reihe der Staaten eingenommen, als einer ber 
Hüter und Factoren der weſtlichen Eultur würdig auszufüllen vermöge. (Hier 
folgt die ausführliche Aufzählung der nöthigen Reforinen). . . . Sie ſtehen 
allen Schwierigkeiten einer wichtigen Uebergangsperiove gegenüber. Aufzugeben 
von den Traditionen der Vergangenheit alle8 was unhaltbar geworden, und 
gleichzeitig die den neuen Ideen entiprechenden Inftitutionen zu ſchaffen: dieſe 
Doppelte und untrennbare Aufgabe iſt es, mit der Sie zu kämpfen haben. 
Diefe Läuterung der Berhältniffe erheiicht viele Mühe und Zeit, und die 
Schwierigkeiten der Ausführung werden nit nur durch das übermäßige Feſt⸗ 
halten an den Erinnerungen der Bergangenheit, welches auch das nicht mehr 
Rebensfähige vertheidigt und hiedurch die neuen Schöpfungen hemmt, jondern 
andererjeitö auch durch die Ueberſtürzung vermehrt, welche mit den Umſtänden 
nicht rechnen will, und das Feld auf dem gebaut werden follte, leicht mit 
Trümmern überdedt und unzugänglid macht.“ 


Dberbaus: Der Präfident betont in ber Cröffnungsfigung bie 


Reform des Oberhaufes und fpricht bie Hoffnung aus, basjelbe 
werbe auch bieje Reform unterfüßen. 


28. April. (Defterreih: Böhme). Die Regierung hebt bie am 


29. 


10. Oct. 1868 über Prag und bie Umgegend verhängten Aus- 
nahmsmaßregeln wieder auf. Diefelben haben irgend melde Einncs: 
änberung ber czechiſchen Partei nicht erzielt. Die czechiſchen Journale 
[lagen fogleich wieder den alten Ton an. 


„ (Defterreih). Reichsrath, Abg.:Haus: Der Verfaſſungs⸗ 
ausſchuß befchließt im weſentlichen nad ben Anträgen feines Sub: 
comite, dem Haufe den Antrag zu unterbreiten, die Regierung zur 
Borlegung eines Geſetzesentwurfs aufzufordern, mwoburd bie Mit⸗ 
glieder des Abgeorbnetenhaufes wo möglich um bas “Doppelte ver- 
mehrt werben follen, bie frage birecter Wahlen und Kürzung ber 
Wahlperioden aber ber Regierung zur Würbigung zu empfehlen. 

„n Differenzen mit Preußen wegen Veröffentlihung einer aufs 
gefangenen Depeſche Bismarcks von 1866 bez. Annerionenkburd 
ben Bericht des öſterreichiſchen Generalſtabs über ben Krieg jenes 
Jahres (1. Preußen). 
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1. Mai. Depeſche bes Reichskanzlers Strafen Beuſt an ben Bertretr 
Defterreihs am Berliner Hofe bez. ber franz.belgifhen Eifenbahn- 


age: 
fres . In Betreff der Aufrechthaltung der belgiſchen Neutralität find wir 
(eiäfotis "nicht der Meinung, daß fie bedroht H Niemand hegt für das 
rincip biefer Neutralität eine größere Achtung als wir, und wir wüniden 
lebhaft, daß fie unter allen Umftänden gewahrt werde. Indeſſen if die Bor- 
— wohl geſtattet, daß die Proclamirung dieſes Princips nicht immer ju 
deſſen Bertheidigung ausreichen wird. Belgien erachtet es für nothwendig, vor⸗ 
fichtshalber eine ziemlich betraͤchtliche Armee zu erhalten, obgleich, ſtreng ge 
nommien, ein neutraler Staat diefer Bürgichaft entbehren könnte. Innerhalb 
diefer Gedankenordnung verharrend, ſchiene e8 mir von Ruten, fi für elle 
Falle des Wohlwollens eines Nachbarſtaats zu verfidern, der vermöge jeiner 
Macht wie jeiner geographiſchen Lage der —— Feind ober die treucſte 
Stüge der belgiſchen Nation und ihrer Neutralität werden kann. Schon be⸗ 
Reben zwiſchen Frankreih und Belgien in Anſehung der Sprade, der Eitten, 
des —— und der Induſtrie ſo viele Bande, do e8 ganz natürlich wäre, 
wenn legteres (Belgien) in erfterem (Frankreich) eine Stüge fuchte, ohne deh- 
halb feiner davon ganz verjäjiebenen und unabhängigen politiſchen Eriftenz 
das geringfle zu vergeben.“ 

Die gefammte europäifhe Preſſe ift barüber einig, bie zum 
minbeftens zweibeutige Haltung bes öfterr. Reichskanzlers in dieſer 
Frage einer ſcharfen Kritik zu unterwerfen. 

1. Mai. (Ungarn), Die IL Kammer conftituirt fih. Die Deakpartei 
behauptet ihr bisherige® Uebergewicht unb wählt mit 246 gegen 
143 Stimmen Somſich zum Präfibenten. 


4. „ ODeſterreich). Reichraih, Abg-Haus: nimmt für bie. bied: 
feitige Reichshälfte ober Cisleithanien bie Bezeichnung ale Kailer: 
thum Defterreih an; 

da die Monarehie. officiel als Öfterr.-ungar. Monargie erſcheine und 
Ungarn feinerfeits officiell nur einen König und nit einen Kaiſer kenne, fo 
Eönne füglid) ein Zweifel nicht beſtehen, daß, wie bie ——8— Hälfte das König- 
rei Ungarn, fo wie weRlihe das Kaiſerthum Oeſterreich bilde, 

5... (Defterr eich). Nachdem ber Bifhof von Linz ſich wieberholt 
geweigert, ber Vorladung bes weltlihen Gerichtes Folge zu Teiften, 
wird derſelbe polizeilih vor basjelbe gebreqht, nachdem er folgenden 
Proteſt unterzeichnet hat: 


Ich erkläre bie mit Bezug auf meine bereits abgegebenen früheren 
Protefte, daß ih die Eompetenz des ET. k. Landesgerichtes in Sachen meines 
Hirtenbriefs (welcher Die Civilehe als unfittlide Handlung erflärt, und daher 
rein lirchlicher Ratur ift) um fo weniger aneriennen kann, al& der Urtifel XIV 
des noch vor Gott und meinen Gewiſſen beftehenden Concordats feſtſetzt, vor 
welchem Berichte Biſchofe fih zu verantworten haben. Id Tann fohin vor dem 
k. L Landesgericht nicht nur dief en, fondern aud einer pupſtlichen An⸗ 
ordnung willen freiwillig nicht erſcheinen, werde aber der phyſiſchen Gewalt 
weichen, proteftire dagegen und mache diejenigen, welche die Anwendung der⸗ 
felben angeordnet, fowie jene welche gekommen find, um dieſelbe auszuführen, 
für die Folgen verantwortlich.“ 


T » Oeſterreich). Reichsrath, Abg.Haus: erledigt bie fhon fo 
lange ſchwebende Trage ber Nachtragsconvention zum englifden 
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Handelsvertrage ſchließlich nach ben Anträgen bes Ausſchuſſes durch 
Compromiß, indem England im Weſentlichen biejelben Vortheile 
eingeräumt werben, wie bem deutſchen Zollverein, 

Der Sinanzminifter erflärt, dak mit der inalifirung diefer Angelegenheit 
die letzte bindende Verpflichtung erlöfche, welche betreffß der Führung ber 
Handels⸗ und Zollpolitit als ein Ueberkommniß der Bergangenheit auf die 
gegenwärtige Regierung übergegangen ſei und daß diefe Regierung von nun 
freie Sand habe, in Zoll» und Handelsſachen in voller Uebereinftimmung 
mit den Wünſchen und Anſchauungen der Reichsvertretung vorzugehen (d. h. 
mehr im Sinne eined gemäßigten Schutzzollſyſtems als, wie ber frühere 
a ter MWüllerstorf anftrebte, in demjenigen des vollen Freihandels⸗ 
princips). 


Mai. (eſterreich: Tyrol). Eine Katholikenverſammlung in Schlan⸗ 


ders wird wegen aufreizender Reben vom lanbesfürftlihen Commiſſär 
für gefchloffen erklärt, worauf dieſer von fanatifirten Bauern miß⸗ 
handelt wirb, 


„ODeſterreich). Reichsrath: Das Herrenhaus nimmt das Volks⸗ 
ſchulgeſez unverändert nad den Beichlüffen bes Abg.-Haufes an. 


„ (Defterreih). Reichsrath, Abg.:Haus: Das Haus ift mit 
bem Präfidenten darüber einveritanden, daß Angelihts bes nahen 
Sälufjes der Seſſion bie galizifhe Refolution, die Frage ber Wahl: 
reform des Reichsraths, die Ermwerbfteuerreform, bie Frage der Ein: 
führung ber obligatorifhen Eivilehe ꝛc. 2c. nicht mehr zur Verhand⸗ 
lung kommen lönnen. 


„ (Defterreid). Reichsrath, Abg.- Haus: Erklärung bes Abg. 
Graf Potodi Namens ſämmtlicher Abgeordneten ber polnifhen Sraction: 


„Bei der Feſtſtellung der letzten Tagesordnung wurde Seitens des Präfl- 
diums eine Erflärung abgegeben, die ung ganz unvorbereitet getroffen bat. 
Gine Reihe von Begenftänden, unter welchen aud die Beſchlüſſe des galizischen 
Landtages enthalten find, werden zur Berathung nicht mehr kommen. Der 
Herr Präfident Hat nämlich erflärt, er Tönne es der Würde des Haufes nicht 
entjprechend halten, in dem allerlegten Augenblide gewichtige Fragen in Be 
rathung zu ziehen und unter dem Drude der Ietten Stunden über fie zu 
entjheiden. In unjerer fpeciellen Frage müflen wir dieſe Ueberzeugung um 
fo mehr theilen, als ſchon früher unfererjeit3 und namentli von meinem 
Eollegen Ritter v. Grocholski derſelbe Gedanke in feinen urgirenden Inter⸗ 
pellationen ausgeſprochen worden if. Damals, meine Herren, war es eine 
Warnung, die jedoch unbeachtet geblieben tft, jeht ift es zu dem eigentlichen 
Ausdrude der Situation heraufgewachſen; es ift die eigentliche Antwort, die 
dem galizifhen Landtage Seitens des Neichsrathes gegeben wird; es ift end⸗ 
lich das Schlußwort, welches wir Delegirte diefes Landes demſelben übers 
bringen follen. Gegenüber aljo dem Landtage eines großen Kronlandes, welches, 
auf dem verfaffungsmäßigen Boden verbleibend, in der Ausübung der ihm zu» 
flehenden Rechte die Bebürfnifie des Landes und feine Wunſche redlich und 
ofien dem Reichstag unterbreitet hat, gegenüber einer Frage, die vom Beginn 
der Seifion die öffentlihe Meinung beichäftigte, und endlich nad allen laut 
außgeiprochenen Berfiherungen, daB gerechte Forderungen ihre Befriedigung 
finden werben, fobald die neue Verfafſung als gemeinjchaftlider Boden und 
Ausgangspunkt angenommen werben wird, fleilt fi nunmehr heraus, daß 
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in einer nahezu 6 Monate dauernden Seffion des hoben Reichtrathes feme 
Zeit. vorhanden war, um die Beichlüffe des galizifchen Lanbtageß einer Ber 
rathung zu unterziehen. Theilt man, wie wir es thun, die Ueberzeugung, 
daß e8 für das Wohl Aller, ſowie im Intereſſe der Monardjie unfere erfe 
und, ich möchte jagen, die wichtigfte Aufgabe ift, mit Bermeidung eines jeden 
neuen Umſturzes auf dem Wege der freien Discujfion zu einer billigen, ge 
reiten Verjöhnung aller Intereſſen Defterreichs zn gelangen; bat man ven 
Slauben, wie wir diefen Glauben haben, daß die politifche freiheit einerfeits, 
andererfcit8 aber da8 von allen Ländern gemeinihaftlih und tief gefühlte do 
dürfniß der Erhaltung des Reiches genügende Kräfte find, um alle Edyiwierig- 
feiten, wie groß fie immer jein mögen, zu Idjen, jo wird man mit einem 
ernjlien Borwurfe Yenen begegnen müfien, welche die Veranwortlichkeit für die 
heutige Situation zu tragen haben, enen, die bei diefem erfien gemachten 
Berjude, auf dem legalen, offenen, redlihen Wege zu einer Berftändigung zu 
fommen, diefe Wendung den Vorgängen gegeben haben. Wir wollen gerne 
zugeben, und wir erkennen e8, es find Biele in diefem hohen Haufe, die ein 
verföhnendes Vorgehen als wlnfchenswerth erachten. Das aber war midt 
genügend, und die Thatſache bleibt jo, wie ich fie geichilvert habe. Die Folgen 
der eingeſchlagenen Politik find Leicht zu erjehen. Der ſyſtematiſchen I ppofition 
gegen die neuen Zuftände wird dadurch eine neue Kraft gegeben. Den Br 
ftrebungen aber, auf der friedlichen Bahn der Entwidlung nad und nad zur 
Regelung der Berhältniffe zu kommen, werden nicht nur große Schwicrigkeiten 
in den Weg gelegt, ſondern es wird ihnen gewiffermaßen der Boden entzogen. 
Ein ſolches Refultat können wir nur tief beflagen, und Sie werden verftehen 
und es jogar als gerecht anjehen, daß in dem Wugenblide, wo alle uniere 
entgegengefegten Bemühungen fih als erfolglos bewieſen, wir die Pflicht 
haben, vor Yhnen, vor der öffentlihen Meinung, fowie dor unferem eigenm 
Sande zu erklären, daß bie Berantwortlichkeit für die jest gefchaffene Situation 
keineswegs uns treffen kann.“ 


„ (Deiterreid: Tyrol). Bei den Ergänzungswahlen für bie 
Gommunalvertretung von Innsbruck erliegen bie Feudal-Clerikalen 
vollitändig, jo daß fie auch nicht einen einzigen ihrer Candidaten durch 
zubringen vermögen unb in ber Communalvertretung neben 31 fi: 
beralen fortan nur noh 5 @lericale ſitzen. 
„ (Defterreid). Reichsrath: Schlußſitzung beiber Käufer. 
„ (Defterreid). Schluß der Reichsrathsſeſſion. Thronrede bes 
Kaiſers: 

„Als Sie, Meinem Rufe folgend, vor zwei Jahren ſich verſammelten, lag 
das Reich von Erſchütterungen danieder, die es kurz zuvor mit ſchwerer Wucht 


getroffen hatten. Ihrer erprobten Einficht, Gerechtigkeit und patriotiſchen Hin⸗ 


gebung empfahl Ich damals die Geſchicke des Reiches, und Ich darf es heute 
Mir zur Befriedigung, Ahnen zur Anerkennung ausſprechen, daß Sie den von 
Mir in Sie gejekten Hoffnungen im vollften Umfange gerecht geworden find. 
Eine neue Ordnung der Dinge galt e8 zu gründen. Die verfaffungsmäßigen 
Rechte der im Reichsſsrathe vertretenen Königreihe und Länder follten auf ge 
ſetzlicher Grundlage neuerlich georbnet, die politiſchen Rechte der Staatsbürger 
arundgejeglich feftgeftellt, das Verhältni jener Königreiche und Länder zu Weinen 
Rändern der ungarifhen Krone in bindender Vereinbarung geregelt und, bei 
aller verfaffungsmäßigen Selbftändigkeit der beiden Ländercomplexe, die Machi⸗ 
ftelung der Gejammt-Monardie gefräftigt werden. Sie haben mit redlichem 
Eifer, mit aufopfernder Selbftverleugnung beigetragen, dieſes große Wert zu 
vollbringen. Eine Berfaffung, ausgeftattet mit allen conftitutionellen Burg⸗ 
IHaften und dadurch weiterer Entwidlung fähig, einige die im Reichsrathe 





Veſterreich⸗· Angarn. 235 


vertretenen Rönigreihe und Länder, denen fie in Verbindung mit den Landes⸗ 
orbmungen weiten Spielraum für autonome Selbfiverwaltung gewährt. Die 
Staatsgrundgeſetze fihern den Staatsbürgern ein reiches Maß politiicher und 
bürgerlicher Freiheit. Zwiſchen den im Reichsrathe vertretenen Königreichen 
und Ländern und den Ländern Meiner ungariichen Krone getroffene Berein- 
barungen und darauf gegründete gefegliche Feftftellungen haben die gemeinfanten 
Beziehungen und Angelegenheiten der beiden Ländergruppen geordnet. Die 
in beiden Reihshälften nad übereinftimmenden Grundſätzen vollendete, die all» 
gemeine Wehrpflicht verwirklichende Wehrverfaſſung hat nit nur das Band 
der Einheit un die Monarchie fefter geſchlungen, fondern aud) ihre Macht» 
flellung gehoben. Dies und die freundichaftlichen Beziehungen zu den anderen 
Mächten verbürgen die Erhaltung und dauernde Sicherung des Friedens, defien 
da3 Reich zu feiner inneren Wohlfahrt unabweislich bedarf. Große Anfordes 
rungen erwuchſen dur die Beihide und durch die Sage der Monardie an 
die Steuerfraft der Völker. Nur mit deren Außerfter Anipannung ift e8 den 
vereinten Bemühungen der Reichsvertretung und Meiner Regierung gelungen, 
in jene Wege einzulenfen, auf welchen fi) eine geſunde Beftaltung der Staat» 
finanzen erhoffen läßt. Die Beſchränkung des Staatshaushalts in allen Zweigen 
auf da3 ftrengfte Maß des Bebürfnifjes, die angehahnte durchgreifende Reform 
des gejammten Syſtem der direkten Steuern in Verbindung mit dem wirth⸗ 
Tchaftlihen Aufſchwunge, welchen die durch freie Snftitutionen entfefielte Kapitals» 
und Arbeitskraft auf allen Gebieten der Production entwidelt, eröffnen die 
Ausfiht in eine Zulunft, welche bei einer billigeren Bertheilung der Steuerlaft 
die empfindliden Opfer wird verjchmerzen lajien, die zu ihrer Begründung 
gebracht werden mußten. Reich aber ift die Eaat, die Sie, geehrte Herren, 
in der abgelaufenen Scifion für jene Zukunft auf allen Gebieten der Gefet;- 
gebung ausgeftreut haben. In Ausführung der StaatSgrundgefete geht das 
neue Inftitut des Reichögerichtes Schon demnächſt feiner Verwirklichung entgegen. 
Damit wird eine bet Competenzconflicten und in ftreitigen Fällen de8 öffent- 
lichen Rechtes bisher beftandene empfindliche Lücke ausgefüllt, für nicht privat» 
rechtliche Anfprüde der einzelnen SKönigreihe und Länder ein Gerichtöftand 
geſchaffen und den einzelnen Etantsbürgern die Möglichkeit geboten, die ihnen 
durch die Berfaffung gewährleifteten politiichen Rechte nöthigenfalls ſelbſt durch 
den Ausiprud eines oberften ricterlihen Tribunal zu wahren. Zahlreiche 
Sufizgefege haben mit der Berwirklihung weitgehender Reformen im Sinne 
der Berfafiungsgejege begonnen. Die Schwurgeridhte treten demnädft für 
Preßſachen in Thätigkeit, und obgleih die Vollendung eines neuen Straf« 
geiegbuches bei den fo vielen wichtigen Arbeiten, welche in der abgelaufenen 
Seſſion Ihre Kräfte in Anſpruch nahmen, no nicht möglih war, wurden 
doch die von der Humanität und don der Wiffenfchaft dringend gebotenen Re⸗ 
formen in der Strafgejeggebung eingeführt. Die grundgejetlich ausgejprochene 
Unabhängigkeit der Richter wurde durch ein diefem Grundfaße conformes Geſetz 
über die Disciplinarbehandlung fichergeftellt, und es wird diejes Geſet in Vers 
bindung mit der vollftändig durchgeführten Trennung der Rechtspflege von 
der Verwaltung daS Anfehen der Gerichte erhöhen und das Vertrauen in die 
Unbefangenheit ihrer Sprüche Träftigen. Die Militärgerichtsbarfeit wurde 
auf Straffadhen beſchränkt, und ihr auch Hiebei, unter Beachtung der unab⸗ 
weislichen Anforderungen der militärifchen Diaciplin, die engfte Grenze gezogen. 
Die neue Advokatenordnung eröffnet dem Talente und dem Wiſſen die freiefte 
Bahn. Dur die vor Kurzem in Wirkſamkeit getretene Eoncurdordnung wird 
den Bedürfnifien der Geſchäftswelt in längſt erjehnter Weiſe entſprochen. Die 
Schuldhaft als Crecutionsmitttel wurde bejeitigt, und dur die Aufhebung 
der Wuchergejege die Bewegung de Kapital und die besjelben bebürftige 
Production von veralteten Schranken befreit. Die Gründung neuer Fidei⸗ 
commiſſe wurbe unter die Obhut der geſehgebenden Gewalt geitellt, die reis 
theilbarkeit von Grund und Boden wejentlich erleichtert. Das Lehenband 
wird allgemein der Ablöfung zugeführt; die Erbfolge in Bauerngütern wird 
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bald überall jene des emeinen bürgerlichen ein. Cine große Feihe 
anderer Geſetze erledigte age der mannigfahften % rt auf dem Gebiete ber 

Juſtiz und der Berwal des Handels und der Finanz an. Die Berwaltung 


und Diener haben Sie gethan, was bei den heutigen Beengten Hinanzzufländen 
des Etaates gejhehen konnte. . ... Das Bejeg Über die Gewerbegerichte wird 
aud bei uns eine Inſtitution ſchaffen, die fi) in anderen Ländern bewährt, 
es bezeichnet zugleich einen erfreulichen Anfang der Legislation im Andere 
der arbeitenden Klaffen der Bevölkerung. Sie haben auch den höheren, ba 
fittliden und geifligen Interefien_ der von Ihnen vertretenen Bevölkerung Jr 
Sorge zugewendet. Die in den Staatsgrundgeſetzen ausgefprochene g Be 
rehtigung der Angehörigen aller anerlannten Eonfeifionen im Stonte erhult 
durch das Gefeg Über die interconfejfionellen Berhältnifie concreten Ausdrud 
Mit Beachtung der Grenzen der kirchlichen und weltlichen Gewalt wurde das 
bürgerlihe Eherecht wieder bergeftellt und erweitert. Das Berhältniß ver 
Säule zur Kirche wurde, ohne den mohlthätigen Einfluß der letzteren zu 
Ihmälern, in einer den wichtigen Aufgaben des Bollsunterrichts zujagenten 
Weife geordnet. Ich bege die Erwartung, daß diefe gefetlichen Anorbnunge 
fih als dauernde Grundlage eines friedlichen, einflängigen Waltens des Staates 
und ber Kirche bewähren werben. Zugleich ſpreche ih die zuverſichtliche Hoff: 
nung aus, daß die verjüngte Volksſchule melde — das ſoeben von Mir 
fanctionirte Schulgeſetz auf die der ‚heutigen B ildung mio Höhe ge 
hoben werden fol, dem Baterlande jene Fülle von Willen und Können bieten 
wird, weldhe nad) dem Zeugniffe der Geſchichte die ſicherſte Grundlage der Macht 
und des Wohlftandes der Staaten und Bölfer bildet. Wenn Sie, geehrte 
Herren, nun am Schluſſe einer zweijährigen SigungSperiode ben weiten Kreis 
Ihrer angeftzengten Thätigleit noch einmal im Geiſte überjchauen, dann wird 
Sie das Bewußtſein treu und redlich geübter Pflicgt erfüllen, und Ihnen neue 
Kraft zu den großen Aufgaben verleihen, die Ihrer noch harren und zu der 
Löjung Ich Sie wieder berufen werde, Ich wünſche aber und Hoffe, daß dam 
auch Diejenigen, die fih heute dem gemeinjamen Werle und ber gemeinjamen 
Urbeit noch entziehen, fi) mit Ihnen an beiden betheiligen. Deiterreih | 

die große Heimath fein, die alle feine verſchiedenen Bölfer, in welcher Zunge Pr 
auch ſprechen, mit gleicher Gerechtigkeit, mit gleihem Wohlwollen, mit gleidyer 
Pflege ihrer Intereifen und ihrer Eigenthümlichkeiten zu umfangen berufen 
if. Die Verfaſſung iR der Boden, auf welddem Die Biel zu erreichen if. 
und auf demfelben wird die Verfländigung unter den Bölfern, defien bin Ich 
gewiß, erfolgen, weil fie erfolgen muß, weil nur Oeſterreich es ift, das allen 
feinen Böltern Schutz, Freiheit und Bewahrung ihrer Selbſtändigkeit und 
Eigenart bietet.“ 


15. Mai. Defterreih Iehnt bie Anregung Bayerns „ob nicht zum Schuhe 


ber modernen Staatsprincipien vorbeugende Maßregeln, wie 3. B. 
Abmahnungen an bie Biſchöfe ber einzelnen Länder ober Protefta: 
tionen in Rom, ins Auge zu faflen feien, und ob es nit für an 
gezeigt gehalten werde, ein Einverftänbniß über derartige, wenn nicht 
collective, doch möglihft ibentifhe Schritte durch gemeinſame Be: 
rathungen, vielleicht felbit durch eine Conferenz von Bertretern ſämmt⸗ 
licher betbeiligten Regierungen herbeizuführen,” ſeinerſeits, gleich 
Frankreich, ab: 


Steht es nun aber als allgemeine Regel feſt, daß den anerkannten 
Religionsgejellichaften in ihren inneren Lebensäußerungen, To on diefe nicht 
mit dem ftaatlihen Standpunkt collidiren, die vollfte freiheit gelafien werden 
mäffe, fo hat die faif. und königl. Regierung in der Sachlage, ‚wie fie fih 
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bis heute darftellt, Feine genligenden Motive des Rechts oder der Opportunität 
zu erbliden vermocht, um ſchon jegt dem an fi) fo beachtenswerthen Vorſchlag 
der 1. bayer. Regierung Golge zu geben. — Ueber den Berlauf des Goncils 
Lnnen nämlich dermalen nur Bermuthungen, mehr oder weniger wahrſchein⸗ 
ſcheinliche, aufgeftellt werden. Richt einmal Über da8 Programm der Be⸗ 
rathungsgegenflände des Goncil8 find andere officielle Aufſchlüſſe als die über- 
fichtliden Andeutungen der päpftlichen Einberufungsbulle vorhanden. Das 
Gebiet der wirklid rein dogmatiiden Fragen wird ohnehin niemand dem 
allgemeinen Kirchenrath ftreitig machen wollen. Was aber die ſtaatskirchlichen 
Angelegenheiten, ſowie diejenigen Materien betrifft, welche mit der Eonfeifion 
zugleich das bürgerliche Recht berühren, jo läßt fidh heute ſchwerlich ſchon ein 
Urtheil darüber gewinnen, ob die Gefahr vorhanden fei, daß die in dieſem 
Bereich feither hevorgeiretenen Gegenfäge durch die Verhandlungen und Bes 
ſchlüſſe des Concils noch gefhärft und zu größerer Gefährlichkeit für die Ruhe 
der Stanten gefteigert werden könnten. Wir können das Vorhandenſein einer 

. ſolchen Gefahr weder beflätigen noch in Abrede ftellen. Doch dürfte im allge 
meinen kaum boraußfegen fein, daß die Bifchöfe der Tatholifchen Welt, die der 
großen Mehrzahl nad in Rändern mit volllommen jäcularifirter Geſetzgebung 
leben und wirken müffen, nicht eine genaue Kenntniß der praktiſchen Noth⸗ 
wendigkeiten unſeres Zeitalter nah Rom mitbringen follten. Und wenn bie 
Erwartung beredtigt ift, daß es dem Zweck der Erhaltung des Friedens 
zwilden Staat und Kirche an Wortführern unter den Prälaten des Concils 
nicht fehlen werde, jo liegt e8 nicht im Intereſſe der Regierungen, diefe Stimmen 
als von Staatswegen patronifirt erjheinen zu lafien, und daburd in ihrer 
Autorität zu beeinträdtigen. Es läßt fi ferner dermalen noch nicht erfennen, 
wie die päpftlihe Eurie, welche in der jetigen Weltlage die Präcedentien frü- 
herer Jahrhunderie in Bezug auf die Theilnahme der weltlichen Yürften an 
den Concilien nicht wird erneuern lönnen noch wollen, gegenüber den Regie 
rungen binfichtlich derjenigen Berhandlungsgegenftände fi zu verhalten geventt, 
in welchen die Beſchlüſſe des Concils nit ohne flaatlide Anerkennung zur 
Ausführung gelangen könnten. Rad unjerer Auffafjung find aber die Regie 
rungen volllommen in der Lage, die in diefer Richtung etwa erforderlich wer» 
denden Schritte des Kirchenregiments abzuwarten. — Würde demnädft daB 
verjammelte Eoncil ſich wirklich anſchicken, in die Redhtsiphäre der Staatsge⸗ 
walt überzugreifen, oder würden fi beftimmte Indicien für eine derartige 
Abſicht in authentiicher Weije herausftellen, dann wäre auch nach der Anficht 
der kaiſ. und fönigl. Regierung der Fall fiher nicht auszufchließen, daß neben 
den abwehrenden und abmahnenden Schritten der einzelnen Staaten auch ge 
meinfame Berathungen der Sabinette zum Zweck übereinfiimmender Wahrung 
der StaatShoheitsrechte fi als nöthig oder nüßlich erweiſen köͤnnten. Dagegen 
vermögen wir nicht dafür zu flimmen, daß der bloßen Bräjumtion möglicher 
Eingriffe in dieſe Rechte die Thatſache einer diplomatiſchen Conferenz entgegen- 
geftellt und dadurch — abgejehen von der erhöhten Schwierigkeit auf jo un« 
ficherem Grunde zu feſten Einverfländnifien zu gelangen — vielleicht der Schein 
einer beabſichtigten Gontrole und Beſchränkung der Freiheit der katholiſchen 
Kirche hervorgerufen und die Spannung der Gemüther ohne Roth vermehrt 
werben Idrmte. . . .* 


16, Mai. (Defterreid: Tyrol). Der Path, Zweigverein in Schlanders 
wird von ber Statthalterei für aufgelöst erklärt. 
17. „ (Defterreid: Krain). Großer ſloveniſcher Tabor in Wiſchmarje. 


20, „ —3. Juni. (Ungarn). Landtag: Adreßdebatte des Unterhaufes. 
Es Tiegen demfelben vier verſchiedene Entwürfe vor. Derjenige 
ber Deakpartei wird fhließlih mit 255 gegen 142 St. angenommen, 
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23. Mai. (Krain). Deutihe Turner werben auf einem Ausfluge von 


24. 


29. 


OrherreigNngern. 





Laibach aus von jlcveniihen Bauern ohne alle Beranlaffung über: 
fallen und mißhanbelt. 

„ Auf den F. M.L. Grafen Creneville erfolgt in Livorno, wo ſich 
berjelbe ohne Rüdfiht auf die Erinnerungen von 1849 öffentliih 
zeigt, ein Attentat, durch welches derjelbe verwundet, ber ihn be 
gleitende oſterr. Conſul Inghirami getödtet wird. Der Thäter ent: 
fomnıt und bie von ber ital, Regierung angebobene Unterfuchunz 
führt zu feinem Reſultat. 

» (Defterreid: Galizien). Kine WMinifterialverorbnung erhebt 
bie polniſche Sprache, ftatt der beutfchen wie bisher, zur Amtsjprade 
ber Behörden. 

Im allgemeinen haben ſämmiliche galizifche Behörden, welche unter ben 
Minifterien des Innern, des Handels, der Finanzen, der öffentlihen Sicherheit 
und des Aderbaues ftehen, ſowie die Gerichte und der Landesihulrath im 
internen Tienft und Verkehr ſich Lediglich der polniſchen Sprache zu bedienen 
Nur find bei den öffentlichen Kaſſen diejenigen Ucten, weldje zur Gontrole over 
zur Zufammenftellung periodiſcher Nachweiſe dienen, deutſch zu führen, deurid 
bleibt auch die innere Verwaltung und Manipulation des Poſt⸗ und Telegrapben 
weſens, ſowie der unmittelbar unter dem Minifterium ftehenden ftaatlidyen In⸗ 
duſtrie⸗Etabliſſements; die Gerichte endlich haben „nah Thunlichkeit,” wo tie 
Ausfertigung in einer anderen als der polniſchen Sprade erfolgte, auch Brr- 
trag und Berathung in derjelben Sprade zu halten. Für die Verwaltunzs⸗, 
Unterrichts⸗ und Sicherheitäbehörden, ſowie für die Gerichte tritt die Verord⸗ 
nung mit dem 1. Oct. d. J. in Wirkſamkeit, für die übrigen Acmter und 
Ipeziel für die Steuerbehörden ift fie binnen drei Jahren durchzuführen. Für 
den Verkehr der galiziihen Behörden mit den Militärbehörden — aud ın 
Galizien felbft —, mit den Eentralftellen und mit allen nichtgaliziſchen Be 
hörden wird aud in Zukunft die deutſche Sprache die Amtsſprache bieiben. 
„ Ein GErlaß des Miniſteriums des Junern glaubt necdhma:s, 
und zwar mit ausbrüdlider Berufung auf dießfällige wieberbelte 
Entſcheidungen des oberiten Gerichtshofs, den Länderhefs in Gr: 
innerung bringen zu ſollen, baß bad den von einem weltlicen Ge 
richt verurtheilten Geiſtlichen nad Art. 14 bes Concordts rüdfidırliä 
ber ihnen anzumeilenden Straforte eingeräumte Vorrecht nach Inbalt 
des Etaatsgrundgejeßes über bie allgemeinen Rechte ter Staatsbürger 
als erlofchen zu erachten fei, und daß ſich die Länderchefs mithin 
fortan jeder Einflußnahme auf die nunmehr lediglich den Gerichten 
zuftehende DBerfügung über ben Haftort zu enthalten haben. 


4. Juni. (Ungarn). Landtag: Die Regierung legt dem Unterbauie 


8. 


11. 


einen Geſetzentwurf betr. Regelung ber Gerichte eriter Inſtanz ver. 


„ (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus wählt in die Delegatien 
ausſchließlich Deakiſten, nachdem ber Deakklub beſchloſſen, Feine Opre— 
fitionsmitglieber zuzulaſſen. 

„Gaeſterreich: Böhmen). An ber Nähe des Polizeigebändes 
von Prag erplobirt eine mit Eijen und Blei gefüllte Petarde, ohne 
jeboh großen Schaden zu erzielen. Der Urheber, ein czechiſcher 
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Arbeiter, wirb ergriffen und es wirb bei bemjelben außer Borräthen 
von Pulver, Blei ꝛc. auch eine geheime Druckerei vorgefunden. 


2. Juni. (Defterreih). Das Linzer Landesgericht bejchließt bie An: 


1. 
4. 


Flage gegen den Bifhof Rudigier von Linz wegen Verbrechens 
öffentliher Ruheſtörung. 

„ (Defterreid) Das Reihsgeriht conftituirt fid. 

„« (üngarn). Eröffnung des Katholifen-Congrefies in Peſth 
buch ben Primas Simor. Das von ihm ausgenrbeitete und vom 
Eultminijter Eöteös bejtätigte Wahlftatut hat dem Elerus von vorne 
berein das entichiebene Uebergewicht vollftänbig gefichert. 


2. Juli. Depeſche des Reichskanzlers Graf Beuft an ben öſterreichiſchen 


Btihafter in Rom, in welder ber Standpunkt ber Regierung 
ber römifden Curie und bem öfterreihhiichen Epijcopat gegenüber 
neuerdings einläßlih dargelegt wirb: 

„Während der erften Zeit Ihres Aufenthalts in Rom waren Sie mehrere 
Male in der Lage eine verjöhnlichere Stimmung der Curie gegenüber der 
fail. und gl. Negierung conftatiren zu können. Mehrere Anzeichen geftatte 
ten Em. Excellenz die Annahme, daß der heil. Vater, ebenfo mie jeine erften 
Näthe, die Lage der öſterreichiſch ungariſchen Monarchie und die Urjachen jener 
beflagenswerthen Differenzen, welde im Laufe des Jahres 1868 entftanden 
waren, gerechter zu beurtheilen anfingen. Mit aufrichtiger Genugthuung 
haben wir diefe Symptome zur Kenntniß genommen, und uns bemüht, durch 
uniere Haltung die Entwidlung jener Strömung, die Em. Excellenz ung fig» 
nalifirten, zu fördern. Nach ihren letzten Berichten jedoch ift eine Art Stils 
ftand in der fortfchreitenden Verbeſſerung unſerer Beziehungen zum HI. Stuhl 
eingetreten. Ein Borlommniß der jüngften Zeit — der Linzer Zwiſchenfall 
— hat vor Allem dazu beigetragen, die alte Empfindlichleit wieder zu erre⸗ 
gen, und neues Miktrauen gegen die Abfichten der Tail. und Igl. Regierung 
wacdhzurufen. Ich habe Em. Excellenz bereit3 die nöthigen Informationen 
übermittelt, um Sie in die Lage zu verjegen, den oben citirten fpeciellen Fall 
auf den richtigen Thatbeftand zurüdführen zu können. Ich halte es aber nicht 
für überflüffig, bei diefer Gelegenheit weiter zurüdzugreifen, und hier von 
einem allgemeinen Gefihtspunft die Urſachen unjerer Schwierigkeiten mit dem 
heil. Stuhl zu prüfen. Diefe Unterfuhung wird uns vielleicht das Mittel 
finden laflen, wenn auch nit zu einer Verftändigung, doch wenigſtens dahin 
zu gelangen, daß wir einige der Hinderniffe, die fi der Herftellung eines bes 
friedigenden Standes der Verhältniffe entgegenjegen auf dieje Weife befeitigen. 

„Bor allem ſcheint e8 mir unerläßlich, einen Rüdblid auf die Vergangen⸗ 
heit zu werfen, wenn wir uns ander8 über die Thatſachen, die fi in der 
Gegenwart ereignet haben, genaue Rechenſchaft geben tollen. 

„Sin der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts trat in allen civilifir« 
ten Staaten das fihtbare Beitreben hervor, die weltliche Gewalt von ihrer 
Abhängigkeit von der kirchlichen Macht zu befreien. Auch Oeſterreich konnte 
fi der Einwirkung dieſer ebenjo ftarfen, als ausgebreiteten Bewegung nicht 
entziehen. Daraus entftand das allgemein unter dem Namen des Joſephi⸗ 
nismus belannte Syſtem. Diefe Bezeichnung ift jedoch in den Augen der 
Geſchichte nicht vollftändig gerehtfertigt, da Kaifer Yofeph, um aufridtig zu 
fein, diefes Syſtem nicht ſchuf, wern er au unbedingt der energiſchſte Ver⸗ 
treter defielben war, und es vielleicht in einer die beabfichtigten Grenzen weit 
überfchreitenden Weife zur Anwendung bradte. Die Wahrheit legt uns die 
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Pflicht auf, anzuerkennen, daß dieſer von den beiten Intentionen beieelte ie 
nach fih nur den von der erhabenen Raiferin Therefia, und felbfi von der 
Bater derjelben, Karl VI., in die Regierung eingeführten Grundfäten cm 
formirte, wenn er fie auch nad) größerem Maßſtab inder Prari zur Anwendunz 
bradte. Dem flürmifchen Aufſchwung des Regime’s Joſephs II. folgte, wie 
dieß häufig bei Bewegungen, die nit Maß zu halten willen, zu geſchehen 
pflegt, eine Art von Reaction. Unter den Railern Leopold II. und Franz 1. 
wurden die Geſetze ihrer Vorgänger in der Praris weſentlich gemildert, m 
diefe Monarchen beftrebten fih, auf diefe Weiſe deſſere Beziehungen zur Kirche 
berzuftellen, ohne im Ganzen daß Princip der ftaatlihen Aufficht über ie 
tirhlihen Angelegenheiten erjhüttern zu laſſen. Diejes Princip entipred 
aber auch in der That zu vollkommen der autofratiichen und bureaufratiichen 
Bafis, auf welcher die Regierung ber Öfterreihiichen Känder damals beruhte, 
als daß man e8 hätte wagen dürfen, diefen Grundflein aus dem Gebände 
heraußjureißen. Man konnte jedoch nit in Abrede ftellen, daß ſich die öfter 
reichiſche Befeßgebung jener Epoche in einem grellen Widerfpruch mit gewiñen 
Dogmen der katholiſchen Kirche befand. Die hieraus refultirenden Schwierig⸗ 
leiten wurden immer läftiger und empfindlier in der Praxis, nachdem in 
Folge des Eölner Eonflitts die katholiſche Foce in ganz Deutichland einen 
neuen Aufſchwung genommen hatte. Bor allem war es der Staatskanzler 
Für Metternich, welcher in den letzten Jahren der Regierung Franz I. um 
während der ganzen Negierung Ferdinand 1. Iaut erklärte: die Dinge kom 
ten länger nicht fo bleiben, und man müffe fidh beftreben, mit der katholiſchen 
Kirhe auf dem Gebiete der Principien Frieden zu fließen. Der Fürft 
machte zahlreiche Berfude, die ihm zur Seite flehenden StaatSmänner für 
feine Ideen zu gewinnen, und fie dahin zu beftimmen, daß fie zu eimem bili- 
gen Ausgleih mit Rom ihre Einwilligung gäben, aber feine Bemühungn 
ſcheiterten immer an einer Oppofition, welche zu jener Zeit jelbft unter getirien 
kirchlichen Würdenträgern, die im Geiſte jenes Syſtems der ſtaatlichen Ober- 
auffiht erzogen worden waren, die mädhtigfte Stüße fand. 

„Dieje wichtige Frage blieb fomit in der Schwebe, biß die Bewegung des 
Jahrs 1848 ausbrad. Bon dem Moment an, in weldem man in alle 
Sphären de3 Öffentlichen Lebens das Princip der Freiheit der Bewegung ein- 
führen wollte, wurde e8 unmöglich, die katholiſche Kirche allein am Bängel- 
bande behalten zu wollen. Mit der Einjegung eineß wie immer geftalteten 
eonftitutionellen Regiments mußte das Syſtem der flaatliden Allmacht ber 
Kirche gegenüber von ſelbſt fallen. Diefe Thatſache und die in der Lage der 
Dinge eingetretene Veränderung wurden von den damals am Staatsruder 
ftehenden Männern nicht verfannt. Als das von dem fogen. conftituirenden 
Kremfierer Reichstag verjudhte Werk geicheitert war, enthielt die ſodann erlaf- 
fene octropirte Verfaffung vom 4. März 1849 im Begenfag zu allen bis zu 
jener Zeit überlommenen Traditionen die ausdrüdliche Anerfennung des Prin- 
cips der fyreiheit der Tatholiichen Kirche. Es if} demnach eine unbeftreitbare 
hiſtoriſche Thatſache, daß die Katholifen in Defterreih dem conftitutionelln 
Princip allein e8 danken, dag fie von den beunruhigenden Schranfen befreit 
wurden, welche der oft in fehr ausgebehntem Maß gelibte Einfluß des Staats 
auf kirchliche Angelegenheiten ihren UWeberzeugungen zog. Man hätte fi an 
diefen Umftand in Rom erinnern follen, als man in einer Allocution, deren 
Wirkung wir heute noch bedauern, unfere Berfaffung zum Gegenftand einer jo 
beißenden (acrimonieuse) Verurtheilung machte. 

„Es war eine ſchwierige, der edelften Geifter würdige Aufgabe, die in der 
Verfaffung des Jahrs 1849 nievergelegten Keime zur Entwidlung zu bringen. 
Um diefen Zwed zu erreichen, mußte man zwijchen zwei Wegen wählen. Man 
hatte die Möglichkeit: 

1) entweber die beftehenden Geſetze und Berorbnungen, die fi der neum 
Ordnung der Dinge nicht anpafien liegen, auf bemfelben Wege zu befeitigen, 
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auf wei at: entftanden waren, d. ti. durch einfache Uusäbung der legis⸗ 
t; o 

Bar mit den hl. Stuhl ein fürmliches Uebereinkommen, beifpielsweije ein 
Concordat abzuſchließen, welches den beabfichtigten Reformen den Gharalter 
eines — verbindlichen Acts geben ſollte. 

Es Reht außer Zweifel, daß die erftere Art des Vorgehens nicht nur 
einfacher, jondern auch den conftitutionellen Principien entfprechender geweſen 
wäre. Denn in der That jchließen diefe, bei aller Aneriennung der Bffentlichen 
Theilung der Gewalten zwiſchen dem Monarchen und den Bertretungslörpern 
der Nation, jede Einflugnahme einer fremden Gewalt auf Angelegenheiten, 
welche in da8 Gebiet der innern Geſetggebung fallen, vbllig aus. Dieß iſt 
auch der Grund, aus welchem in fait allen Fallen, in welchen zwiſchen Rom 
und eonftitutionell regierten Staaten Eoncordate abgeichlofien wurden, das ge 
troffene Uebereinkommen mittelft jpecieller Berorbnungen, die von der in voller 
Dradtjälle und Unabhängigkeit handelnden gejeßgebenven Gewalt erlafien wur⸗ 

‚in Wirkſamkeit trat. Oft wurben jene Verordnungen, wie die „organi⸗ 
—* Artikel“ in Frankreich, in einem ganz andern Geiſt abgefaßt, als jener 
war, der bei den Arrangements obgewaltet hatte, Die nun durch die erwähn- 
ten Berorbnungen zur Ausführung gebradit werden follten, und mit denen 
fie nur mittelft einer einigermaßen gegwungenen Auslegung in Einklang ge- 
bradt werden konnten. Im Anfang jchien man in Defterreih die Wahrheit 
der von mir fo eben ausgeſprochenen Anſchauungen anzuertennen. Man ord⸗ 
nete zuerſt durch Verordnungen, von denen einige noch gegenwärtig in Kraft 
fliehen, die neuen Beziehungen, die zwiſchen Staat und Kirche bergeftellt 
werden follten; in demjelben Berhältnig jedoch, als man fid) von ber bee 
nad conftitutionellen Formen zu regieren entfernte vollzog fi auch ein Wech⸗ 
jel der Anfhauungen, und man flug andere Wege cin. 

„Es ift pofitiv, daß ſelbſt in jener Zeit, in welchem Migr. Raufcher, der 
Damals nur Biſchoſ von Lavant war, mit jener Miffion betraut wurde, welche 
zur Anbahnung des Concordats führte, die Tail. Negierung noch nicht. daran 
dachte, eine Transaction von einer ſolchen Bebeutung abzuſchließen. In jenem 
Zeitpunkt beabfihtigte die Regierung nichts mehr, als mit dem heil. Stuhl 
in Betreff der Ehegeſetzgebung zu einer Berfländigung zu gelangen. Nur 
allmählih und nad Maßgabe der darauffolgenden langwierigen Verhandlun⸗ 
gen gelangte man zur Zujammenftelung jenes ausgedehnten Stoffes, welcher 
den Gegenftand des Concordats bildete. 

„Es ift nicht unjere Abſicht, uns hier in eine eingehende Kritik jenes Akts 
einzulafien. Wie jedes menſchliche Werk trägt es den Stempel der Zeit, in 
der es entftand. Im Jahre 1855 war Defterreich ein ſtraff centralifirter, von 
einer abfoluten Macht regierter Staat. Ein einziger Wille machte dafelbft 
das Geſetz, und er war keiner andern Controle unterworfen als jener, melde 
die momentanen Einflüffe der Lage ausübten. Wan darf fi nicht wundern, 
wenn das Oberhaupt der katholiſchen Chriſtenheit in feinen Berhandlungen 
mit einer derart conftituirten Regierung jeinen Getreuen in Defterreich nicht 
nur eine Stellung zu jchaffen juchte, weldhe fie vor einer beläftigenden Bevor⸗ 
mundung der Bureaufratie ficherte, jondern ſich auch beftrebte, für die Kirche 
alle jene Privilegien zu erlangen, welche ihr nad) den Beſchlüſſen des Triden- 
tiner Eoncils innerhalb jenes gleichfalls auf dem Princip des Privilegiums 
begründeten Feudalſtaats gebührten, die aber im modernen Staat jeit mehr 
als einem Yahrhundert die Berechtigung des Beſtehens eingebüht haben. Wie 
ich ſchon oben bemerkte, muß man fi immer, um zur richtigen Beurtheilung 
der Entfiehung und Tragweite des Concordatis zu gelangen, die in folge der 
1848er Ereigniffe herrichenden centraliftiichen Ideen vergegenwärtigen — Be⸗ 
firebungen, die heute noch zahlreiche Anhänger zählen, und die zu jener Zeit, 
in der Hoffnung, die Gentralifation durch eine verftärkte Goncentrirung kirch⸗ 
licher Macht zu uerflärten, fi zu einer Theilung herbeiließen, melde, weit 
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entfernt fie zu kraftigen, fie vielmehr ſchwächen mußte So laſſen fi bie 
damals von der Curie errungenen Erfolge erflären. In der That willig: 
der heil. Stuhl in einige Eonceffionen an die weltlide Macht, die bes Wer- 
thes nicht entbehren, den man aber au in Rom in außgiebiger Weile gel⸗ 
tend zu maden wußte. In die Zahl derjelben gehört auch das Recht der 
Ernennung zur Mehrzahl der boden kirchlichen Würden. Aber sieben dieſen 
Beitimmungen enthält das Goncsrdat eine Reihe anderer, welche dem Epiſcopat 
und dem Clerus überhaupt eine Ausnahmöftellung fihern und diejelben den 
Staatsgeſetzen entziehen. Man muß ſchließlich feithalten, daß das Concorde: 
in feiner Ganzheit nichts weniger als in jenem Geift abgefaßt war, welcher 
die Verfaſſung des Jahre 1849 dictirt ‚hatte, daß es dagegen weit mehr ber: 
Gedanken einer herrſchenden Religion, einer Art von Staatsreligion, entiprcd,. 
die im Widerfprude zu allen modernen Ideen von conftitutioneller reihe: 
fteht. Dieſe Mängel der dur das Goncordat gejhaffenen Lage traten nmoch 
I&härfer bald hierauf bei der Publication des Ehegejeges hervor. Dieſes ent- 
hielt Beitimmungen, deren praftiihe Anwendung oft harte und vexaloriiche 
Wirkungen bervortreten ließ. Auch ſah man von dieſem YAugenblid an, mie 
der Schlechte Eindruck, den der Abſchluß des Concordats überhaupt auf die 
öfterreihiiche Bevölkerung geübt hatte, immer mehr und mehr bedeutend zu- 
nahm. Jener Act — weit entfernt als eine unparteiiſche Berwirllihung des 
im Jahr 1849 inauguririen Brundjages der freien Kirche im freien Staat 
betrachtet werden zu können — wurde nur zum ausidließlichen Bortheil einer 
der beiden Parteien und unter Bebingungen abgeichlofien, die mit dem Beſtand 
einer gewiſſen Negierungsform in Oeſterreich aufs innigfte verfnüpft waren. 
Darin lag der Hauptfehler und die Schwäde eines Werles, Beſtand 
ſelbſt ſchon in jenem Augenblicke bedroht ſein mußte, in welchem die Lage, m 
deren Erwägung es geichaffen worden war, eine Aenderung erfuhr. Dieie 
Wahrheit machte ſich auch bei der Wiederherftellung bes conftitutionellen Regime’: 
in Oeſterreich ſofort geltend. Schon in den Jahren 1862 und 1863 ſehen 
wir in Rom einen öſterreichiſchen Unterhändler mit der Aufgabe betraut, 
weſentliche Aenderungen des Concordats zu erreichen. Unglückjeligerweiſe blie⸗ 
ben die an jene Unterhandlungen geknüpften Hoffnungen illuſorijch, trotzdem 
daß man fie fiderlih im Geiſte vollitändigfter Mäkigung angebahnt Hatte. 
„Diejer Zuftand der Dinge fchleppte fih jo mühlam bis zu den Ereig⸗ 
nifien des Jahrs 1866 fort, welche die Frage der Beziehungkn des Staats 
zur Kirche in eine neue Phaſe treten ließen. In den Augen eines jeden wah⸗ 
ren Patrioten war es klar, daß der Beſtand des Staats nur durch eine 
vollitändige Regeneration defielben mittelft der ausgedehnteſten conftitutionellen 
wreiheiten gefidert werben konnte. Die Begünftigung der freien Entwidlurz 
aller lebendigen Kräfte der Nation wurde demgemäß der leitende Gedanke der 
Regierung. Dan muß e8 bedauern, daß ber öfterreichiihe Epiſcopat und die 
von ihm an den bl. Stuhl geſandten Berichte nicht jener unmiderftehlich trei⸗ 
benden Kraft Rechnung trugen, weldhe ben in Ocfterreich entftandenen Umichlag 
bewirkte. Diejes Ueberſehen Lie aud in Rom mehr als eine irrige Auflai« 
jung entjtchen. Hätten die Organe der Kirche begriffen, daß Angefichts einer 
totalen Syftemänderung — der Frucht einer gebieteriiden Rotbiwendigleit — 
es fich nicht mehr darum handeln konnte, frudtloje Verſuche zur Rettung 
hinfällig gewordener Privilegien zu machen, ſondern daß es vielmehr ihre 
Aufgabe jein mußte, der neuen Ordnung der Dinge fo weit als nur mög- 
li cine Wendung zum Bortheil der Kirche zu geben — wie dieß 3. B. der 
belgiſche Clerus wohl begriffen, als er die Berfaffung des Jahrs 1831 accep- 
tirte — fie hätten dann ficherlidh den projectirien Reformen nicht jenen hals⸗ 
ftarrigen Widerftand entgegengejett, der ihnen den Borwurf einbradgte, Gegner 
der conftitutionellen Organijation der Monarchie zu fein. Dieſer Bormwurf 
ift eß, ber heute die Stellung des Glerus jo ſchwierig macht, und der, zum 
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großen Bedauern der k. und k. Regierung, oft an ſich unwichtige und bloß 
einfache Detailfragen betreffende Meinungsverfchiedenheiten verbittert. 

„Dad Vorausgeſchickte erflärt es auch theilweiſe, wie es kam, daß die 
Intervention des hi. Stuhles bedauerlicherweife mehr als einmal den Conflict 
veriärfen Ionnte, anflatt ihn zu mildern. Wir wollen übrigens bier Rie- 
manden anlagen. Unſer einziger Zweck ift, unparteilh bie Lage zu prüfen 
und die Sonde in die Wunde zu führen, um, wenn irgend möglich, ein 
Mittel zu ihrer Heilung zu finden. Wir fuchen vor Allem zu verjöhnen und 
würden uns glücklich ſchäten, wenn es uns gelänge, zwiſchen beiden Theilen, 
net ſchon nicht befriedigende, jo doch wenigſtens erträgfidhe Beziehungen her» 
zuftellen. 

„Wie wir ſchon oben bemerkten, war die Aufrechthaltung des Concordats, 
in jenem Einne, in weldem es im Jahre 1855 abgeichlofien worden war, 
für die f. und k. Regierung die abjolutefte Unmöglichleit geworden. Es ift 
nußloS, gegen eine jo unwiderlegliche Thatſache die lanvläufigen Argumente 
bervorzuholen, nad) melden man bald den zweiſeitig bindenden Gharalter 
jener Bereinbarung anführte, bald von den mit der Leitung der Staats 
geihäfte betrauten Berjönlichkeiten einzelne für alles, was geſchehen war, ver» 
antwortlih madte. Bon dem Augenblid an, in weldem dur Wiederher⸗ 
ftellung der Verfaſſung in Ungarn jenes ganze Land, ohne fi in Oppofition 
zu feinem Epifcopat zu fellen, ſich weigerte, die Giltigkeit des Concordats an⸗ 
zuerfennen, war es auch unmöglich geworden, den entgegengelekten Sak in der 
Weithälfte des Reichs, in welder die Agitation gegen das Goncorbat in weit 
größerm Umfang herrſchte, aufreditzuerhalten. Selbft ein auß den ausge⸗ 
prägteften Führern der jogen. clericalen oder reactionären Partei zufammen- 
geſetztes Diinifterium wäre ebenjowenig, wie die heute thatſächlich am Staats⸗ 
ruder flehenden Männer im Stande geweien, in diefer Richtung die Lage der 
Dinge zu ändern. 

„So ſchmerzlich es and für den römischen Hof jein möge, diefe Worte 
Die zu möflen, jo können wir ihm doch nicht folgende Wahrheiten ver- 

eblen: 

„Die weſentlichſten Beſtimmungen de8 Concordats find in Oeſterreich 
unausführbar geworden, die privilegirte Stellung, welde dieſer Act dem 
Glerus einräumte, kann ihm nicht länger verbleiben, und würde ihm in Zus 
funft nur ſchaden; ſchließlich ift es illuſoriſch, zu hoffen, daß dieſe Sachs 
lage nur vorübergehend jei und dur einen Minifterwechjel modificirt wer⸗ 
den Tönnte. 

„Der k. und k. Regierung fällt es nicht im entfernteften bei, mit der Kirche 
Streit zu Juden; fie wünſcht im Gegentheil nichts jehnliher als eine Ver⸗ 
fländigung. Sie hat inmitten der Schwierigkeiten, mit denen fie zu kämpfen 
bat, ihre Ruhe und Unparteilichleit auch nicht einen Augenblid verläugnet. 
Sie hat allen Parteien Rathichläge der Klugheit und Mäßigung gegeben, 
und ftet3 darauf geachtet, fi die Möglichkeit, befiere Beziehungen zur Eurie 
in Zukunft Herzuftellen, vorzubehalten. 

„Ten Beweis für das Vorerwähnte mag man in der zweifachen Thatſache 
finden, daß die k. und k. Negierung fi) jorgfältigft enthielt, über die Rechts⸗ 
beftändigfeit des Concordat3 in feiner Grenze fi) auszufpreden, und daß fie 
gerade in jenen Tragen, welde in Rom die größte Aufregung verurfaditen, 
d. i. in den betrefſs der Ehe und Schule zur Durdführung gebradten Res 
formen, eine große Zurüdhaltung bewies. Wenn man zugibt, daß die Ver—⸗ 
hältnifte, jowie Grundjäge, Deren Annahme diefe herbeigeführt hatten, e8 der 
Regierung nicht neftatteten, jih auf den ausſchließlichen Standpunkt des katho⸗ 
lichen Staat3 zu ſtellen, und daß fie im Gegentheil verpflichtet war, ihre 
gejegeberifche Thätigkeit mit dem Grundſat der Gleichheit der Eulte vor dem 
Belet; in Einklang zu bringen, fo muß man den kaiſerlichen Cabinet die 
Gerechtigkeit widerfahren lafſen, anzuerkennen, daß es nad Kräften bemüht 
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war, die katholiſchen Intereſſen zu ſchonen. Was die Ehegeſetze betrifft, ſo if 
jedem bekannt, daß eine ſehr einflußreiche Fraction unſerer Repräfentati:- 
körper fi zu Gunſten der Einführung der obligatoriſchen Civilehe ausjprech 
Selbſt viele, die jener Partei angehören, die am meiſten von katholijchen 
Feen durchdrungen ifl, waren der Anficht, daß mit dieſer Inſtitution das 
einzige Mittel geboten jet, die Schwierigleiten zu Idfen, und Conflicte mit ber 
Kirche zu vermeiden. Nichtsdeſtoweniger ſprachen fi} Autoritäten, denen bie 
Regierung Rechnung tragen zu müſſen glaubte, in entgegengelektem Sıme 
dahin aus, daß der NRotheivilehe der Vorzug zu geben je. Richt weil die 
Regierung diefe Anficht tHeilie, bat fie fih für das in tem eben erwähnten 
Geiſt gefaßte Geſet erklärt; fie war jedod, nad allen, was geſchehen war, 
um fo peinlicher überraſcht, als fie jah, wie der Epijcopat in Hirtenbriefen 
und mit andern KRundgebungen einen Kampf begann, der bebauerlicherieile 
Ergebnifle, wie den Vorfall mit den Biſchof von Linz im Gefolge haben 
mußte. Was das Sculgejeg betrifft, jo muß vor Allem bemerkt werden, 
daß die neuen gefeglichen Beftimmungen die Entftehung und den Beſtand nor 
Säulen mit confefjionelem Charakter geflatten. Der tatholiiche Glerus kann. 
in demjelben Maße wie die Laienwelt, von dieſen Beitimmungen Gebraud 
machen, und aus denjelben für den katholiſchen Glauben koſtbare Bortheile 
ziehen. Wirft man einen Blid auf die unter ähnlichen Umftänden in Frank⸗ 
reich, Belgien und den Rheinprovinzen erzielten Refultate, zieht man überdiek 
noch die reichen Hilfsmittel, über welche der Epifcopat in Oeſterreich verfügt, 
in Betracht, jo muß man flaunen, daß er ſich nicht fofort und mit Lebhaftig⸗ 
keit aller jener Erleichterungen bemächtigte, die ihın in diefer Richtung geboten 
worden waren. Sie würden fiherlid der Kirche die Möglichkeit bieten, ſich 
einen derartigen Einfluß zu fichern, der fie für den mit der Aufhebung ihrer 
privilegirten Stellung erlittenen Verluſt reichlich entſchädigen würde. Wollte 
man jedoch felbft diefe und ähnliche Vortheile nicht in Rechnung ziehen, jo 
bleibt es nichtsdeſtoweniger unbeftreitbar, daß die neue Unterrichtsgeſeggebung 
durchaus nicht in einem der katholiſchen Kirche ſyſtematiſch feinpjeligen Geiſt 
abgefaßt if. Es ift richtig, daß dieſelbe fchärfer den Antheil feftftellt, den 
der Staat an der Aufficht Über die Schule zu nehmen bat, und daß fie die 
directe Einfluhnahme des Glerus auf feinen eigentlichen Reſſort, den Religions 
unterricht, einſchränkt; e8 hängt aber nur vom Clerus ab, fi durd eine ge 
ſchickte Haltung einen weientlihen Einfluß namentlich auf die Volksichulen zu 

. Man bat den letztern keineswegs, wie oft mit Unrecht behauptet wird, 
ihren confeſſionellen Charakter vollftändig genommen; man bat nur ihre fort- 
ſchreitende Entwidlung und Berbeflerung fichergeftellt, indem man gleichzeitig 
den Bebingungen einer gefunden Moral jorgfältigfte Rechnung trug. 

„Wir glauben mit ftrenger Unparteilichleit das Bild deſſen, was bisher 
bier geihah, entworfen zu haben. Es bleibt uns nur nod eine Trage zu 
unterſuchen übrig: 

„Iſt eine Berftändigung zwiſchen der gegenwärtigen k. u. k. Negierung 
und dem beil, Stuhle möglich, infolange beide auf jo verſchiedenen Stand- 
punkten ftehen und in fo wichtigen principiellen ragen außeinandergehen? 
Wir zögern nicht, diefe Frage bejahend zu beantworten, bemerfen jedoch, daß 
dieß allerdings nur dann möglich fei, wenn zunädft eine Bedingung erfüllt 
wird. Man muß fi vor Allem in Rom entidliehen, Oeſterreich nicht als 
ein Land zu betrachten, das ausſchließlich dazu beftimmt fei, den Anſchauungen 
des heil. Stuhles zu Willen zu fein; man muß in der Folge die Öflerreichiich- 
ungariſche Monarchie mit den modernen conftitutionellen Staaten in eine Tinie 
ftellen, und deıngemäß von der k. und k. Regierung nicht verlangen, daß fie 
% Zumuthungen füge, die man an Länder wie Frankreich und Belgien zu 

ellen nicht denken würde, weil man im Boraus wüßte, daß derartige An⸗ 
Iprüde dort nur eine Zurüdweifung erfahren und den heil. Stuhl zwedlos 
comprommittiren würden. Was im andern Ländern geſchehen fonnte, obne. 
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deßhalb einen Bruch mit Rom herbeizuführen, muß aud in Oeſterreich mög» 
lich fein. Dies ift die erfie Grundregel, von welder Regierung wie Boll nidt 
abzumeichen feſt entichloffen find. Ach verhehle mir nicht, daß wohl noch 
einige Zeit verftreichen wird, bevor man in Rom dieſe Wahrheit foweit aner- 
feunt, um aus ihr irgendwelden Rupen ziehen zu lönnen Wan wird es 
vielleicht dort vorziehen, noch zu zaudern, fi; auf dem Terrain gewifier for« 
meller Redtspunlte zu bewegen und gegen daß, was man den Brud einge 
gangener Berbindlichkeiten nennt, zu proteflicen. Man kamn ohne Zweifel auf 
Diefe Weile den Kampf verlängern und der 1. und k. Regierung manche 
Berlegenheiten bereiten; man wird aber in noch weit höherm Grade hiedurch 
die Intereſſen der katholiſchen Kirche in der oͤſterreichiſch⸗ ungariſchen Monardie 
ſchadigen. Schließlich wird man fi) doc den bittern Xehren der Erfahrung 
fügen und zu jenem Ausgangspunkt zurüdfehren müflen, den ich weiter oben 
al3 den einzigen, vernünftigerweife annehmbaren bezeichnet habe. 

„Würde es demgemäß nicht vorzuziehen fein, ſchor von jekt an einen 
energiſchen Entſchluß zu faflen und fo die k. und k. Regierung in die Rage zu 
verfegen, der Kirche jenen vollen Genuß der Rechte und Freiheiten einzuräumen, 
deren fie bedarf, um ihre göttliche Miffion zu erfüllen und die ihr fodann 
niemand fireitig machen würde? Die Berfaflung vom Dezember 1367, gegen 
welche der heil. Stuhl fo laut feine Stimme erhoben hat, enthält alle jene 
Beftimmungen, die im Jahre 1849 in Rom mit wahrer Freude aufgenom« 
men, und die von allen öfterreigiihen Katholiken als ein Hirtenbrief, der fie 
aus dem Joch des Joſephinismus erlöfte, begrüßt wurden. Die drei großen 
Boftulate der Tatholifchen Kirche: 

1) die Freiheit des Verkehrs der Biichdfe mit dem hl. Stuhl; 

2) die freiheit des Verkehrs der Bilchöfe mit ihren Diöcefanen in Glau⸗ 
bensjachen, und ſchließlich 

3) der Schug und die Erhaltung der Kirchengüter: 

fie find in der dfterreihifch-ungarifchen Monardie gegenwärtig gewährt und 
mit verfaſſungsmäßigen Bürgichaften umgeben. 
- „Wenn diefer in unjere Berfafiung gelegte Reim bis jegt noch keine fo 
glüdlichen rückte trug, als man zu erwarten berechtigt war, fo liegt die 
Schuld hievon ausjhließlich in dem bedauerliden Einfluß jener Voreingenom⸗ 
menbeit, welde auf einem falſchen Weg verharren madt, wenn man fid 
unglüdfeligermeife auf demfelben verrannt hat, anftatt einen andern und bei» 
feren Ausweg zu ſuchen. Die Schwierigkeiten, auf welche das Goncorbat ſtieß, 
beweijen keineswegs, daß die Freiheit der katholiſchen Kirche in unjerm Lande 
nicht gedeihen Tünne. Möge man fih nur — ich wiederhole e8 — nicht dar» 
über täufchen, und es wohl anerkennen, daß wir von einer wahren fyreiheit 
des Handelns, und nicht von der Aufrechthaltung von Doctrinen zu ſprechen 
beabfidhtigen, die mit der Entwidlung des Staats unvereindbarlid find, und 
deren Werth in Zufunft jelbft in den Augen des römilchen Hof nur ein 
problematiſcher ſein kann. Würden die Bemühungen der katholifhen Kirche 
fih in diefer Richtung bewegen, fo würde die Regierung ſich beeilen, ihren 
Bünfchen entgegenzufommen; fie würde es als ihre heilige Pflicht erachten, 
die Kirche in der Erfüllung ihrer Aufgabe zu unterftügen, und alle Hinder⸗ 
niffe und Borurtheile, die ihre Action hemmen, zu befeitigen. Bei der gegen« 
wärtigen Lage der Dinge dagegen ift die Regierung im Gegentbeil in ihren 
beten Intentionen lahm gelegt, und fie muß Zufchauerin eines Kampfes 
bleiben, der, möge fein Ende wie immer beichaffen jein, in keinem alle heil- 
ſame Folgen haben Tann. 

„Eine Uenderung in der Haltung des dflerreidjiichen Epiſcopats wäre der 
erſte wünfchenswerthe Schritt zur Berbefferung der Lage. Wir glauben uns 
nicht zu täufchen, wenn wir annehmen, daß die Biichöfe jelb in mehr als 
einer Beziehung in der Würdigung der VBerhältniffe verjchiedener Meinung 
find, Wir ſehen unter ihnen einige, die ihren Sympathien nach zur politiichen 
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Oppefktion gehbren, und ſich oft im ihrer officiellen Stellung zu Schritien 

inzeigen laſſen, welche wir in ihrem eigenen Intereſſe abträglich erachten 
Andere wieder, in ihrer Ueberzengung exaltirt, führen durch ihre Webertru- 
bungen viele Nachtheile herbei, ohne daß man deßhalb die Aufrichtigkeit ihrer 
Ueberzeugung oder die Loyalität ihrer Abſichten in Zweifel ziehen Tornte. 
Mit diefen beiden Fractionen des Epiſcopats wird es ohne Zweifel jchricr:: 
fein, zu einer Berfländigung zu gelangen. Dagegen haben wir bereiste 
Gründe zur Annahme, daß der größte Theil der Biſchöſe nunmehr bereits 
begreift, daß mit dem Beharren auf dem Weg eined unverföhnlichen Wider⸗ 
ftandes man zu keinem guten NReultat gelangen könne. Wenn die Halturg 
diejer PBrälaten noch nicht offen eine ähnliche Ueberzeugung erfennen läßt, ’> 
liegt der Grund hievon zunächſt in ihrem gewiß jehr bereiitigten Wunſche. 
jene Meinungsverichiedenheiten nicht zu entichleiern, und meiter Tarin, daß ke 
fürdten desapouirt zu werden. Wir glauben uns nit zu täufchen, wenn 
wir behaupten, daß mehrere Biſchöfe ſich glücklich ſchätzen würden, könnten fie 
fi mit Ehren von einer täglih unhaltbarer werdenden Etellung zurückziehen 
Einige unter ihnen — es find dieß die hervorragendſten — find viel zu Icht 
aufgellärt, um nicht die Nothwendigfeit zu begreifen, zur rechten Zeit jene 
geeigneten Maßnahmen zu treffen, die der Kirche in Defterreich den Frieden 
wieder geben, und die unberedhenbaren folgen, welche die yortdauer des jegigen 
Eonflicts nach fich ziehen müßte, befeitigen würden. 

„Will man in Rom die Augen nicht vor der Wirklichkeit verichließen, wei⸗ 
gert man ſich dort nicht, die Situation im wahren Lichte zu betrachten, jo wird 
man fi vor allem dahin enticheiden müflen, der gemäßigten Yraction des 
öfterreichifchen Epifcopates in wirkſamer Weife eine Unterflügung zu bieten. 
Den beil. Stuhl dahın zu bringen, daß er diefe Ideen und diefe Ueberzeugung 
fih eigen madt, muß die Hauptaufgabe jede guten Batrioten bilden, dem 
die Berhältniffe e8 möglich machen, feine Stimme mit Ausfiht auf einigen 
Erfolg in Rom zu erheben. Diek ift au das Ziel, auf welches Ew. Excellenz 
mit allen Mitteln hinwirten wollen, und indem ich, wie ich foeben gethan, ein 
genaues Bild der Situation und der Urfadhen, aus denen fie hervorgegangen 
und der Mittel zu ihrer Beleitigung entwerfe, boffe ich einige nützliche Data 
an die Hand gegeben zu haben. 

„Wollen Sie bei Sr. Em. dem Hrn. Earbinal-Staatsjecretär die bier ent⸗ 
widelten Anſichten zur Geltung bringen, und laflen Sie fein Mittel unver: 
ſucht, um dem beil, Bater und feinen erften Nätben jene Geſichtspunkte, die 
in ber vorliegenden Depeche enthalten find, zugänglich zu machen.“ 

9.—6. Juli. (Defterreih: Böhmen). Die Czechen feiern bemonftrativ 
ben Geburtstag von Huf. 

6. Suli. (Ungarn). Landtag, Unterhaus: Schluß ber Verhandlungen 
über bie Yuftizreform und Annahme bes erften ber von ber Re: 
gierung vorgelegten Geſetzentwürfe darüber mit 203 gegen 156 Et. 

8. „ Der Reichskanzler Graf Beuft fieht ſich veranlaßt, in einer Der. 
nad Dresden feine Dep. vom 1. Mai bez. ber belgifch:franzöfiichen 
Differenz, indem er felber eingefteht, daß fie vielfah „im Licht eines 
ber franzöſiſchen Regierung geleifteten und mit ihr abgefarteten Liebes: 
dienſtes erjchienen jei”, zu rechtfertigen, nicht ohne Seitenhiebe auf 
(preußifhe) „Inſinuationen“ zu Gunſten einer jolden Auffaſſung: 

‚oe. Nichts kann falſcher fein, als die Unterftellung, daß wir auf Be 
trieb Frankreichs einen Drud auf die belgiſche Regierung hätten ausüben 


wollen... . Durch eine volllommen unbefangene, vertrauliche und mehr per- 
ſönliche Mitteilung meiner Anfichten an einen beigiſchen Staatsmann glaubte 
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id) den Imterefien unferer Friedenspolitit nügen zu Tönnen. Meine jehr 
entſchiedene Meinung nämlih war, daß die belgiſche Regierung nicht wohl 
daran thun würde, ihren Streit mit Frankreich über materielle Intereſſen zu 
jehr auf das politifhe Feld zu übertragen, und in Anſprüchen, die fih auf 
die Entwidlung der Communicationsanftalten beziehen, eine um jeden Preis 
zu vermeidende Gefahr für ihre Selbfländigkeit zu erbliden. Nicht zum erften- 
male bei dieſem Anlaß hielt ih dafür, daß ein ſchwächerer Staat gegenüber 
dem mächtigen Nachbar gerade dann in die entichiedenfte Abhängigleit und 
Unfreiheit gerathe, wenn er jeine abftracte Gleichberechtigung in einer die na⸗ 
türliche Entwidlung der Berfehräzuftände hemmenden Richtung geltend mache. 
Er gewährt Hierdurch der ſtärkeren Macht einen geradezu erbrüdenden Vortheil. 
Weiß er fi dagegen mit Anforderungen, die den vorhandenen Berfehrsbedürf- 
niften entgegenlommen, zurechtzufinden, jo wird er um jo mehr die Fähigkeit 
freier Selbitbeflimmung fi bewahren, wenn e3 auf Vertheidigung feiner po» 
litiſchen Exiftenz und Unabhängigkeit ankommt. Ta id diefe Worte nad) 
Dresden richte, wird es mir erlaubt fein zu befennen, daß meine jächltichen 
Erfahrungen in diefen Punkt vieleiht nit ohne Einfluß auf meine Bes 
trachtungsweiſe geblieben find. Warum hätte ich nicht das Beiſpiel anführen 
follen, daß alle Condeicendenzen in Sachen de3 Zollvereins Sadjen und fo 
viele andere Zollvereinsftaaten nicht abgehalten haben, im Jahre 1866 ſich 
gegen Breußen zu enticheiden? Dan muß jehr eingenommen jein, wenn man 
glauben will: ich habe dieſes Beijpiel angeführt, um der belgiſchen Regierung, 
dereg Verhältniß zu Frankreich demjenigen der deutſchen Staaten zu Preußen 
fo wenig ähnlid if, den Abſchluß einer Zollunion mit Frankreich anzurathen. 
Noch ſchlimmer irrt man, wenn man wähnt, die Unabhängigkeit und Neu» 
tralität Belgiens habe von uns geopfert werben mollen. Wir willen nicht, ob je 
die Compenfationsfragen auftaudgen werden, melde die unvermeidliche Folge 
eine Abiorption Belgiens dur) Frankreich fein würden, aber ſicherlich werben 
nicht wi. die Verwegenheit haben, den Anftoß zu Combinationen zu geben, mit 
welchen vie äußerite Gefährdung der Interefien unferer Monardie wie des 
europäißchen Friedens verbunden fein würde. . . .* 

„ BZujammentritt ber beiden Delegationen in Wien. Die Re: 
gierung legt benjelben ein Rothbuch und das Budget für bie ge: 
meinfamen Angelegenheiten für 1870 vor. 

Nach diefer Borlage erfordert da Minifterium des Aeußern 4,102,496 fi., 
um 80,944 fl. weniger als im laufenden Jahr. Das Kriegäminifterium ver» 
langt für das Heer im Ordinarium 74,986,000 fl., um 5,208,308 fl. mehr 
als für 1869; im außerordentlichen Erforverniffe4,761,000 fl. gegen 4,739,681 fl. 
des Jahrs 1869. Für die Marine ift das Orbinarium mit 7,400,852 fl. (um 
60,280 fl. geringer), das Ertraorbinarium mit 8,793,000 fl. (um 2,503,972 fi. 
höher) veranidhlagt. Der Geſammtbetrag für Heer und Marine fteht alfo 
mit 90,940,852 fl. um 7,673,819 fl. höher als für 1869. Das Finanz⸗ 
miniſterium braudt für 1870 die Summe von 1,750,360 fl. — ein Mehr 
von 50,265 fl. Der oberfte Rechnungshof beziffert ſein Budget mit 104,095 fl., 
ebenfalls höher um 2145 fl. Die Gefammtiumme der gemeinfamen Aus» 
gaben des Jahrs 1870 beträgt aljo 96,897,803 fl. Zur Bedeckung find zu⸗ 
nächſt die Zollgefälls⸗Ueberſchüfſe, weldde im Vergleiche mit dem Jahr 1869 
um 3,017,000 fl. höher veranschlagt find, mit 10,944,000 fl. beftimmt, wo⸗ 
nach durch Beiträge zu bebeden erübrigen 85,953,803 fl. Hievon entfallen 
auf die im Reichsrathe vertretenen Sönigreihe und Länder 70 Procent oder 
60,167,662 fl., auf die Länder der ungariiden Krone 30 Procent oder 
25,786,141 fl. Ein Vergleich der beiden Jahre 1869 und 1870 zeigt, daß 
das zu bevedende Budget für das Jahr 1870 mit 4,627,985 fl. höher be- 
ziffert erjcheint. — Das gemeinfame Kriegsminifierium wird übrigens 
in die Nothwendigkeit verjegt fein, von ven Delegationen, neben der Bewilli⸗ 
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der Geldmitttel die Erhaltung deß 8 im Jahr 1870, auch noch 
Sie Bededung des —R are ua im Jahr 186% 
und die Gewährung eines Nadtragscrevits für die VBerwaltungsperiope 1369 
in Anſpruch zu nehmen, beiten Höhe fi auf 3,790,000 ff. beziffern därfte. 


12. Juli. (Defterreih). Biſchof Rubigier von Linz wirb vom Schwur—- 


13. 


14. 


21. 


23. 


26. 


27. 


gerichte in Ling regen feines am 12, Cept. 1868 confiscirten 
Hirtenbriefes des verſuchten Verbrechens der Etörung ber öffentlichen 
Ruhe einftunmig für ſchuldig erflärt und vom Gerichte zum Kerker 
von I2 "Tagen und zum Erſatz ber Straffoften verurtbeilt. 

Der Biſchof ift nicht erſchienen und hat fein fernbleiben durch feinen 
eigenen kirchlichen Standpunkt und dadurch entihulbigt, daß ihm das Er— 
feinen bei den Berhandlungen von feinen kirchlichen Oberen unterjagt 
worden fei. 

» (Defterreih). Der Kaijer begnabigt den verurtheilten Biſchof 
Nudigier von Linz, ohne erſt ein Geſuch besjelben abzuwarten. 


„ (Ungarn). Der ferbifche Kirchencongreß fcheitert [don in jeiner 
zweiten Sitzung gelegentlih der Frage der Dotation ber Geiftlichkeit 
Gegenfeitige Beſchuldigungen unb beleibigende Angriffe auf bem vor: 
fitenden Patriarchen, ber, da alles durcheinander wogt unb tobt, 
bie Sitzung aufhebt. 36 Abgg. ber Rechten und bes Gentrums, 
barunter 4 Biſchöfe, legen ihr Mandat nieder, woburd ber Congreß 
beihlußunfähig wird und von felbft aufhört. 


„ (Defterreih). Im Folge ciner anonymen Anzeige bringt 
eine Gerichtscommiſſion unter geiftlicher Affiftenz in das Carmelite⸗ 
rinnen:Klofter in Krakau 

und findet dafelhft eine Nonne Namens Barbara Ubryk, melde feit 21 
Jahren in einer finftern cloakenahnlichen Zelle eingefperrt war. Diefelbe fieht fchr 
verwildert aus, ift faft nadt und überdieß halb wahnſinnig. Biſchof Galeci 
erſcheint als päpftl. Delegat im Klofter, üÜberhäuft im erfien Moment Xebtilfin 
und Ronnen mit den beftigften Borwärfen und fragt fie, ob fie rauen oder 
Burien fein. Der Biſchof dankt dem Unterfuhungsrichter für fein tactvolles 
und energifches Benehmen und juspendirt den Klofterbeichtvater. In Krakau 
erregt die Entdeckung allgemeine Empörung und heftige Leivenichaft gegen 
diefes Klofter und die Kloſter überhaupt, die militärisch gegen Excefie geſchützi 
werden müflen. Großes Auflehen in ganz Suropa und vielfache Bemühungen, 
den Borfall aufs färkfte gegen die Klöfter auszubeuten. 
„  Defterreih. Delegation: Debatte bes Finanzausfchuffes derſelben 
über bie auswärtigen Angelegenheiten und Nuslaffungen bes Neiche: 
kanzlere, beſonders auch über das Verhältniß zu Preußen. 


„Ungariſche Delegation: Debatte des Finanzausſchuſſes über bie 
auswärtigen Angelegenheiten und meitere Nuslafjungen bes Reichs: 
kanzlers Veuſt darüber. 


„ (Defterreid: Tyrol). An die Stelle bes verſtorbenen cleri⸗ 
calen Haßlwanters wirb ber liberale Grebner zum Lanbeshaupt: 
mann von Tyrol ernannt. 0 
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5. Ang. Ungarifhe Delegation: Debatte über bie auswärtigen Angelegens 


7. 


10. 


beiten und neue Auslaſſungen bes Reichskanzlers. 


»„ (Defterreid). Die Minifterien des Eultus, des Innern und 
ber Juſtiz erlaflen in Folge ber Vorfälle in Kralau (21. Juli) 
gemeinfam eine Berorbnung betr. bie auf Anorbnung ihrer geiftlichen 
Oberen in Haft befinbligen Weltgeiftlihen und Regularen: 

„Der Grundfag, welcher in der Verordnung des Minifters für Cultus und 
Unterriht vom 7. Juni 1869, betreffend den Bollzug biſchöflicher Erfenntniffe, 
weile auf Einſchließung eines Priefters in eine geiftlihe Korrectionsanftalt 
lauten, ausgeſprochen ift, findet auf ſämmtliche Regularen beiderlei Geſchlechtes 
Anwendung, jo daß feine einer renularen Communität angehörige Perjon, 
welche aus was immer für ciner Urſache auf Anordnung der betreffenden 
Dberen in Haft gehalten ift, wider ihren Willen darin zurildgehalten werden 
kann. Da jedoch aud gegenüber jenen Perfonen des Weltprichters und Orbens- 
Randes, welche ſich der über fie von ihren Obern verhängten Haft freiwillig 
unterziehen, die Rückſichten der Menſchlichkeit und Gejundheitspflege nicht außer 
At gelafien werden dürfen, find dem Minifter für Eultus und Unterricht 
Berzeichniffe der in freiwilliger Haft thatfächlih fi befindenden Weltpriefter 
und Regularen mit Angabe des Ramens, der Zeit, feit wann die Haft dauert, 
der Zeit, auf wie lange fie verhängt wurde, der Beſchaffenheit des Haftlofales 
in Beziehung auf Größe, Licht, Luft und Einridtung, dann der Verpflegung 
ungefäumt vorzulegen und tünftig bei neu eintretenden Fällen fofort zu er» 
gänzen. Sollten die Biſchofe es nicht übernehmen, ſolche Verzeichniſſe beztiglich 
des Säkular⸗ und Regular » Elerus ihrer Diöcefe anzulegen und mit aus⸗ 
zeihenden Garantien für die Bollftändigfeit derfelben und die Richtigkeit aller 
darın enthaltenen Angaben den Länderchefs zu Ubermachen, To haben die Bezirks⸗ 
hauptmänner die erwähnten Berzeichnifie, fofern fie die Weltpriefter betreffen, 
jelbft anzufertigen, hinfichtlich der Negularen aber fie von den Borfländen der 
einzelnen Gonvente und Eongregationen unmittelbar abzufordern, eingehend 
zu prüfen und zu verifiziren und ehethunlichſt vorzulegen. Diefe Verordnung 
iR jedem in einem religiöfen Orden oder eine ſolche Gongregation neu ein⸗ 
tretenden Mitgliede vor Ablegung der Gelübde mitzutheilen und der Nachweis 
hierüber in jedem einzelnen alle dem Landeschef vorzulegen.” 


„ (Defterrei: Dalmatien). ine Minifterialverorbnung orbnet 
bie Vorarbeiten für bie Etilung der Landwehr in ben Bezirken 
Gattaro und Raguſa, wie in ſämmilichen übrigen Kronländern, an. 
„ Delterreihifhe Delegation: Debatte über die auswärtigen An: 
gelegenheiten und nochmalige Auslaffungen bes Reichskanzlers. 


„ (Defterreidh: Oberdſterreich). Didceſanverſammlung ber kath. 
Vereine Oberöfterreihs, an ber ſich Bifchof Rudigier, eine Anzahl 
Mitglieder der hohen Ariftofratie und ca. 200 Prieſter der Diöcefe 
betheiligen. Flammende Rebe des Biſchofs gegen bie confelfionellen 
Geſetze vom Mai und Dec. 1868. 


„ (Sefterreid: Böhmen). In Folge der Ausichreibung ber Neu: 
wahlen in den Landtag (an die Etelle der fog. Veclaranten) erläßt 
ber Statthaltereileiter, F. M.L. Koller, ein Umlaufjchreiben an bie 
Bezirkshauptmannſchaften, 

worin er, im Rückblick auf die beflagenswerthe Thätigkeit einer verblen⸗ 
deten PBartei-Agitation, die Beſorgniß ausipricht, daß in manchen Wahlbe⸗ 
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zielen ein Theil der Wähler von dem Wahlrechte nicht den dem Beifte der 
Berfaflung entiprechenden Gebrauch machen, fondern gegentheilig eıne Schein⸗ 
wahl vornehmen, und feine Stimme auf einen Fandidaten vereinigen werde, 
von welchen: es im vorhinein feflfiehe, daß er an den Brundfägen der be 
kannten Declaration der im vorigen Jahre dem Landtag fern gebliebene: 
Abgeordneten fefthalte, und demnach von dem Mandate nicht den in te 
Zandesorprnung vorgejehbenen Gebrauch maden, jondern fi den Zandiag fern 
halten werde. Der Etatthaltereileiter weist demnad die Bezirksbehörden an: 
„öffentlih oder im Privatverkehr, aber ftetS offen und unummwunden und axi 
eine der Regierung und der Behörden würdige MWeife* dahın zu fireben, das 
die wahlberedhtigte Bevölkerung nur Männer in den Landtage wähle. welde 
die Wahlbezirfe wirklich zu vertreten entichloffen find, nicht aber ſolche, welche 
ihre Aufgabe darin ſuchen, ihre Committenten um deren Vertretung im Land⸗ 
tage zu bringen. Die amtlide „Prager Ztg.“ gibt dazu folgenden Com⸗ 
mentar: „Die Regierung möchte Männer gewählt jehen, welche das, was ſie 
als ihr Recht erjtreben, dur‘) Compromiffe auf legalem Weg und in den le 
galen Bertretungslörpern zu erreichen fuchen, mögen fie in ihren politiiden 
Anfihten jonft welcher Richtung immer Huldigen. Nicht um bie Unterdrückung 
eine® Stammes, nicht um die Gontumacirung der böhmiſchen Nation, ſondern 
um die Verftändigung, um die offene, ehrliche, allfeitige Verftändigung hanple 
es fi ihr.“ 

Dagegen definirt ſelbſt das Organ der Jung⸗Czechen die Narodny Lizty 
die ftaatsrechtliche Grundlage der Ezechen fehr beftimmt folgendermaßen: „Wir 
verftehen unter den gegenwärtigen Grundlagen bes Reich das ungarische Geſetz über 
die gemeinjamen Angelegenheiten, jedoch nicht die Decemberverfaflung; das heist 
die gegenwärtigen Grundlagen ftügen fi auf die Einrichtung der Telegationen 
als den Angelpunkt der beiden Reichshälften. Dieſe Einrihtung der Erle 
gationen erfennen auch wir Czechen an; es ift und nie eingefallen, ihre Ber» 
ftörung zu verlangen, jo fange der ungariſche Staat fih daran hält. Ridt 
um eine Zerflörung der Delegationen und eine Sudpenfion der ungarischen 
Berfaffung, fondern um eine andere Einrichtung Eisleithaniend als die gegen: 
wärtige handelt e8 fi.” — Ueber die Orundlagen eines anzuflrebenden „Aus 
gleihs* mit Böhmen äußern fi die „N. L.“ aljo: „Wir haber uns ſtets 
die Sache jo vorgeftellt, daß eine zweifache Verhandlung unternommen wer: 
den muß: die eine mit der Krone über die ſtaatsrechtliche Stellung der Krone 
Böhmen im Reiche (recte in Eisleithanien), und dann auf diefer Grundlage 
mit den deutſchen Bertrauensmännern über die Durchführung und Sicher⸗ 
ftellung einer vollkommenen nationalen Gleichberechtigung zwijchen beiden Ra- 
tionalitäten in unjeren Ländern.“ 


12. Aug. Die öfterr. Delegation ftreiht im Budget für 1870 die beiden 


in Anfab gebradgten Donau-Kriegsbampfer und ebenjo ben in Anfah 
gebrachten Zuſchuß zur Verwaltung ber Militärgrenze von 1,100,000 fl. 
um in bie ganze Frage ber Militärgrenze bez. ihrer Ueberführung 
in bie Givilverwaltung und bez. ihrer Einverleibung in eine ber beiden 
Neichshälften Klarheit zu bringen. Der Reichskanzler erklärt, daß 
über bie Frage Verhandlungen zwiſchen ben brei Minifterien bereits 
ſchweben. 

Bis jetzt gehört die Militärgrenze zu feiner ber beiden Reichshälften, ſon⸗ 
dern ſteht direct und in allen Beziehungen unter dem Reichskriegsminiſterium. 
Dieſelbe wurde unter Maria Therefia aus dem allgemeinen Reichſsverband auf 
geſchieden und behufs Bildung eines politifchen, militäriſchen und ſanitätiſchen 
Grenzsordons mit ciner ganz eigenthumlichen Militärverfaffung ausgeflatid. 
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Daß dieſes Inſtitut fih in feiner gegenwärtigen Geftalt längft überlebt Hat, 
gilt als ausgemadt. Die Türkengefahr, wegen weldder die Grenze in längſt 
vericholfenen Zeiten eingerichtet worben, ift verſchwunden. Tie Halfte der Lande 
marke, welche bewacht werden Soll, berührt heute nicht mehr einmal feıbftändig 
ottomanifhes Gebiet, jondern civilifirtere Bafallenftaaten, jener Theil aber, wel⸗ 
cher Bosnien und der Herzogewina gegenliberliegt, hat von türkiſchen Einfällen 
ebenjowenig zu bejorgen, wie die langgedehnte dalmatinifche Landgrenze, die 
eines |peciellen militäriihen Schutes enibehrt. Tie läftige Peſt⸗Contumaz ift 
glücklich bejeitigt und der ganze „Örenzdienfi” im eigentliden Sinne des 
Wortes reduzirt jih auf die Functionen einer Zollwache, die mit einem ge- 
ringeren Aufwande von Mitteln ebenjo gut verjehen werden kann. Die Ber- 
theibiger der Militärgrenze haben auch längft ihre Argumente nicht mehr auf 
die Rothwendigkeit eines Schuges gegen die türkiſchen Nachbarn bafırt, fondern 
auf die militärijche Keiftungsfähigfeit diefer Soldaten⸗Colonien, die vierzehn 
KRegimenter, im Bedarfsfalle gegen 60,000 Dann fielen und doch das Budget 
wenig belaften. Indeß wurden aud Diele Bertheidigungsgrlnde gerade von 
Fachmannern ernftlih angefochten. Dieſelben wollten die faktiſche Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Grenze im großen Kriege lange nicht ſo hoch angeſchlagen wiſſen, 
wie die Berechnung auf dem Papiere fie verzeichnet. Thatſache iſt, daß im 
letzten Kriege nur zwei Regimenter an den Kämpfen in Italien ſelbſt theil⸗ 
nahmen und die übrigen Orenzer, welche mobil gemacht wurden, nur zu 
Barnifonsdienften an der adriatiihen Küfte verwendet wurden; ebenjo bekannt 
iſt e8, daß man während des franzöfifchsitalienifchen Krieges von betheiligter 
Eeite ganz eigenthümliche Urtheile über die Schlayfertigkeit diefer Landwehren 
zu hören befam. Dagegen lieferte die Deilitärgrenze bisher das Material 
für die Zwecke der Reaction; in volkswirthſchaftlicher Beziehung ift das Land 
hinter der Leiftungsfähigkeit feiner Hilfsquellen bedeutend zurüdgeblieben. So 
eniſteht nun die Frage, wem die Militärgrenze zufalle, wenn man die Regi⸗ 
menter auflöſt und eine Civilverwaltung einführt. Die Magyaren verlangen 
fie für Ungarn, und das läßt ſich kaum leugnen, daß ſie geographiſch, ethno⸗ 
graphiſch und hiſtoriſch zur öſtlichen Reichshälfte gehört. Allein Oeſterreich iſt 
nicht geneigt, das Gebiet ohne weiteres fahren zu laſſen, da es den Rechtstitel 
Ungarns nicht ohne weiteres anzuerklennen vermag und namentlich vorausſieht, 
daß der Mititärgrenze nur zu bald auch Dalmatien folgen Tönnte, auf der 
e8 zu verzichten keineswegs geneigt ift; jedenfalls aber verlangt es für die 
Militärgrenze von Ungarn eine Entſchädigung, in erfter Linie bez. der jähr⸗ 
lien Quote für die gemeinjanen Angelegenheiten, eventuell auch bez. des 
jährlichen Veitrags zu den Intereſſen der Staatsſchuld. 


12.- 20. Aug. Oeſterreichiſche Delegation: Schluß-Berathungen über das 
ordentliche und außerordentliche Militärbudget. 


Der Reichskanzler beſtreitet in einer Depeſche nach Berlin in 
Erwiederung auf diejenige des preuß. Unterſtaatsſecretärs v. Thile 
v. 4. d. M. (ſ. Preußen) dieſem das Recht, ihn über Aeußerungen 
in den Delegationen, die ihm die Zeitungen in den Mund legen, 
zur Rede zu ſtellen und fügt bei: 

„Iſt es jedoch der Wunſch der k. preuß. Reg., über die Frage, ob und in 
welcher Weiſe in den letztverflofſenen Jahren von hieſiger ſowohl als von 
Seite der k. preuß. Regierung ein von der anderen Seite vielleicht verlanntes 
Entgegenlommen flattgefunden habe, einen Schriftenwechjel zu eröffnen, fo 
werden wir dazu gerne die Hand bieten.“ 

«» » Ter Minifterrathd bringt zwiſchen ben Regierungen ber beiben 
Reichshälften, im Kinverftändniffe mit ben Führern beider Dele— 


15. 
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gationen, eine vorläufige Vereinbarung über bie Militärgrenze zu 
Etande. Diefelbe fol nicht auf einmal, fonbern nur nad unb mad 
aufgelöft, und die daraus rejultirende Beitragspfliht an bie gemein: 
famen Ausgaben zwiſchen beiden Regierungen geregelt werben. 


26. Aug. Ungariſche Telcgation: Berathungen über das orbent: 
liche und außerordentliche Milttärbubget. 


Beide Delegationen hatten diefes Jahr dem Militärbudget und ber Frage, 
ob und wie weit fi dasjelbe ermäßigen lafle, ganz beionvere Aufmerfjamle 
gewidmet. Der Kriegsminifter hatte für 1870 für Herr und Marine zujam- 
men die Summe von 90,940,000 fl. verlangt, gegen die für 1869 bewilligte. 
aber wieder nicht eingehaltene Summe von 83,267,000 fl. Bon obiger 
Eunme entfallen 79,747,000 fl. für das Heer (gegen 74,517,000 von 1869 
und 71,919,000 von 1868). Der Reſt von 11,193,000 fl. für die Marine, 


gegen 8,750,000 von 1869. In biefer Ziffer von 90,940,000 fl. iR Die vor- | 


neichlagene Gagenerhöhung ſämmtlicher Offiziere im Beirag von 3,300,000: 1 

mit inbegriffen, andererſeits aber die Ziffer der eigenen Einnahmen der Kriegs» 
verwaltung im Betrag von 3,214,000 fl. weggelaflen. Ber Löwenantheil an 
der Debatte über das Kriegäbudget fiel diefes Jahr unftreitig der öfterreichijchen 
Delegation zu. Die einzelnen Poften des Budgeis wurden in derjelben jo ein⸗ 
gehend und mit fo viel Fachkenntniß beſprochen, die Anfäke derart durch⸗ 
gejiebt, daß die ungarifhe Delegation, die das Budget faſt vierzehn Zage 





fpäter in Verhandlung nahm, nichts beſſeres thun konnte, als die von der 


andern Delegation feftgeftellten Anfäge nahezu anzunehmen. Borerfi hatte 
die ungariſche Delegation eine Art parlamentariicden Strike's aufgeführt, in- 
dem fie nicht Früher an die Prüfung desßs Budgets ging, als bis die Frage 
der Militärgrenze einer Köfung zugeführt war. Nachdem aber die kaiſerlichen 
Handigreiben in Sachen der Militärgrenze erflofien waren, erledigte diefelbe 
raſch das Budget, wobei fie fi, wie auch in früheren Jahren, ſtets freigebiger 
gegen das Kriegsminifterium zeigte, als die Telegation ber weſtlichen Reichs⸗ 
hälfte. In dieſer hatte fi der Finanzausſchuß in eine Mehrheit und in 
eine Minderheit gejpalten. Jene wollte da Budget um 5,882,000 fl., dide 
par um 8 Millionen rebuciren. Maßgebend für den Ausſchuß war das 
Expoſé, welches Finanzminiſter Breſtel Über den Stand des cisleithaniichen 
Haushalts abgegeben hatte. Es war darin für 1870 ein unbedecktes Deficit 
von 4 Mill. als wahrſcheinlich angegeben worden, welches durd) den Abſtrich 
der Mehrheit eingebracht werben follte. Die Minderheit mit Rechbauer an 
der Spige konnte ſich mit diefer Anſchauung nit befreunden, ba es für bier 
jelbe außer dem eingeftandenen Deficit von 4 Mill. no ein zweites Deficit 
von mehr al8 20 Mil. gibt, das zwar fiir 1870 aus gemeinichaftlichen 
Nctivreften und durch Verkäufe von Staatseigenthum gebedt iſt, aber für 
1871 um fo mehr in Betracht gezogen werden muß, al3 beide oben genannte 
Duellen dann verfiegt fein werden. Der Hinweis aber auf die bevorfichende 
Steuerreform wurde für unftatthaft erklärt, da eine Reform, die 20 Mil. 
Mehrerträgniß liefern fol, kurz gelagt, nur eine Steuererhöhung zu fiscaliſchen 
Zweden jet. Nah Anſicht der Minderheit mußte ſchon jest an Eriparungen 
im Haushalt der Armee gedacht werben, unbeſchadet natürlich der Kriegs⸗ 
tüchtigkeit derſelben. Rechnet man, hoch gegriffen, die Netto⸗Einnahmen der 
weſtlichen Reichſshälfte zu 275 Millionen, fo brauchen Civilverwaltung und 
Staatsſchuld Hievon 235 Millionen, jo daß für die gemeinfamen Ausgaben 
bloß 40 Millionen übrig bleiben, während die Onote für das Kriegsbudgei 
ſchon allein 54 Millionen betragen wurde. Die Mehrheit der Commilfion 
konnte mit ihren Anträgen nicht durchdringen, zumal benfelben jedes Syſtem 
fehlte, aber aud der Minderheit gelang es nur theilweiſe. Wenn fi das 
Armeebudget im großen derart eintheilt, daß 50 Mil, für die Erhaltung ber 
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Soldaten und 33 MIA. für die Leitung und Berwaltung des Heerß außge- 
geben werben, jo koͤnne e8 feinem Zweifel unterliegen, daß letterer Poſien 
einer Reduction fähig und bedärftig if. Es wurde auch in den Delegationen 
wiederholt hingewielen, daß in der Armee noch immer eine Über den Bedarf 
große Anzahl von hohen Kommandanten eriftirt (Militär- und General⸗Com⸗ 
manbdanten, Sinfpectorate), daß diefe, fomie auch das Kriegsminifterium felbft mit 
einer übermäßigen Anzahl von Offizieren zur Bejorgung der Dienftaefchäfte 
dotirt find, und daß der Geichäftsgang trogdem, und gerade weil zwiſchen 
Minifterium und Begiment eine Reihe von Zwiſchenſtellen eingejchoben, im 
hochſten Grade fchleppend ift. Beide Delegationen konnten fi der Erkenntniß 
nicht verſchließen, daß die materielle Lage der Offiziere einer Verbeſſerung bes 
dürftig jet. Der Antrag des Kriegsminifteriums betreffend die Bagenerhöhung 
jämmtlider Offiziere, wurde jedoch nur bis einfchließlih zum Major ange» 
nommen. Die Sagenerhöhung der höhern Offiziere wurde von beiden Dele⸗ 
gationen abgelehnt. Bon einer Erhöhung der Löhnungen der Mannſchaft 
war kaum ernftlid die Nede, obgleich diefelben ebenfalls außer allem Berhälte 
niß zu den gegenwärtigen Lebensbedürfnifien fichen. Bon ſpecieller Wichtig» 
feit war für die Delegationen, befonder3 vom Standpunkt des Gonftitutionalis- 
mu3, die Frage der vom KriegSminifter verlangten Nachtragscredite. Der Kriegs⸗ 
minifter hatte da8 Budget von 1868 überſchritten, und um 2,700,000 fl. mehr 
ausgegeben, als votirt war, ebenjo konnte er mit der für 1869 angewiejenen 
Summe das Auslangen nicht finden. Um die Mehrausgabe für 1868 zu 
deden, hatte er den in feinen Händen befindlihen Stellvertretungsfonds anges 
griffen, und verlangte nun die Indemnität hiefür, rejp. den Erfah der Summe 
zu Ounften des Fonds. Es ift begreiflih, daR in den Delegationen harte Worte 
über diefe Gebahrung fielen. Tie Art und Weile, wie der Kriegsminifter 
dorgegangen war, ift nad conflitutionellen Begriffen ganz und gar unftatt- 
Baft, das Budget pro 1868 war überdieß ein Paufchalbudget geweien, jo daß 
die Differenz in einem Titel den Sriegsminifter Lätte anfpornen jollen, die 
felbe dur Erjparnifie in andern Titeln und Virements von dorther zu decken. 
Auch für daS Budget von 1869 Hatte der Friegsminifter ein ausgebehntes 
Virementsrecht erhalten, und dennoch nirgends Eriparnifie erzielt, die Dele⸗ 
gation hingegen mit der Forderung eines Nachtragscredits von 3,790,000 fi. 
überrafät. Für die von vielen Seiten angefeindeten Delegationen war die 
Sade um fo peinlider, als die zweijährigen Mehrausgaben gerade daS vers 
ſchlangen, was die Delegirten bei Prüfung der zwei Budgets abgeichlagen 
und worauf fie ſtets als ein greifbares NRefultat ihrer Thätigleit hingewieſen 
hatten. In beiden Jahren waren e8 außer einer namhaften Grhöhung der 

HI der penfionirten Offiziere — verurſacht 1868 durch tie erft damals in 
den definitiven Penfionsftand getretenen verwundeten Offiziere aus den Feld⸗ 
zügen 1866, im Jahre 1869 aber hauptfächlih durch die Uebernahme der 
ehemals Taiferlichen, 1848 in die Honvedarmee übergetretenen Offiziere auf 
dem gemeinſchaftlichen Penfionsftand — vorzüglih die abnormen Preiſe der 
Lebensmittel, welche nach der Motivirung des Kriegsminifters die Mehraus- 
gaben erklären jollten. Die Ertbeilung der Indemnität für 1868 wurde 
trogdem nur bis zur Vorlage der Schlußrechnung aufgefhoben, was eine 
Formſache ift, für 1869 aber der Nachtragscredit im Betrag von 3,790,000 fi. 
berilligt. Das Ganze begleitete eine jehr beſcheidene Aufforderung: der 
Kriegsminifter möge lünftighin bei der Gebahrung mit den bemilligten Gel⸗ 
dern die Bofltionen des Finanzgeſetzes bei ftrenger Verantwortung einhalten, 
was denn aud) der Bertreter des ſtriegsminiſteriums in der ungariſchen Deles 
gation hoch und Heilig veriprad. Beide Delegationen ſprachen den Wunſch 
aus: das Friegsminifterium möge den Stellvertretungs- und andere Kleinere 
in feinen Händen befindliche Fonds in die Verwaltung des Yinanzminifteriums 
übergeben. Diefer Wunſch ift, bei dem Umftand, daß dergleichen Fonds auch 
Hinftighin, wie dießmal, das Kriegsminifierium zu Mehrausgaben verleiten 
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tönnten, fo berechtigt, daß Parlamente denſelben als Beſchlußß ausgeipreder 
hätten. Die Delegationen mußten die Empfindlichkeit des PriegSmir:ker: 
ſchonen, da fie die Berantmwortlichkeit für eine eventuelle Minifterfrifis miemc: 
auf fi nehmen können. Im Marinchudget waren die beantragten Poſitione 
mit geringen Abſtrichen genehmigt worden, nur für die 6 Panzertciife die 
nach dem bereits den vorjährigen Delegationen vorgelegt geivefenen Tylotienm!c: 
neu erbaut werden follten, hatte die öfterreihifhe Delegation für Diefes Ach 
bloß 1 Million ftatt der verlangten 2,760,000 fl. bemilligen wollen, eine Zıfr, 
die von Admiral Tegetthoff als zu gering befämpft, auf Antrag ber unga 
riſchen Delegation au auf 1,600,000 fl. erhöht wurde. Das Kriegsbudget 
wurde, nachdem man die differirenden Anläge ausgegliden Hatte, fdyliez:is 
feftgeftellt in 75,664,357 fl. für die Landarmee (Ordinarium 71,845,*57, 
Ertraord. 3,818,500) und 9,833,265 für die Marine (Ordinarium 7,373,312, 
Ertraord. 2,459,953), zufammen daher in 85,497,622 fl. für daS gejammte 
Kriegsweſen. Bergleiht man dieſe Ziffer mit der urjprüngliden Tyorberurg 


des Kriegsminifters von 90,940,000 fl., jo fieht man, daß es den Delegatim 


nen gelungen war, einen Abſtrich von nahe 5% Millionen zu erzielen. 


17. Aug. (Deiterreih: Galizien). Das Landesgericht beichliegt eine 


19. 


20. 


Unterfugung gegen bie Oberin des Garnicliterinnen-Klojters in 
Krakau wegen ter Behandlung der Barbara Ubryk, welder Beſchluß 
vom Dberlandesgericht beftätigt wird. 


„ (Defterteid: Trieft). Die’ bisherige (ſlaviſche) Zerritorialmili; 
wird zur großen Befriedigung ber italieniihen “Partei in ber Stadt 
bon ber Regierung aufgelöft. Ä 


„ Der Kaiſer verfügt durch Handſchreiben an ben Reichskriegs 
minijter die Auflöjung ber beiden Warasbiner, jo wie der 11. und 
12. Comp. des Szluiner Regimente8 und ber Comniunitäten Zenga 
und Siſſek, und bie Ueberführung in die betreffende (db. 5. wodl 
croatiſche) Civilverwaltung, unter Borbehalt der verfafjungsmägigen 
Erletigung durch die Regierungen beider Reichshälften. 


„ (Defterreid). Erlaß des Miniſteriums des Innern an bie 
Länderhefs über die Verminderung der Zahl ber Yeiertage: 

„Das Staatögrundgeleg vom 27. December 1867 über die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger, gewährleiftet einerjeits in Artikel XV. jeder gejeglih 
anerfannten Kirche und Religionsgejelliaft, das Recht zur felbjtändigen Ordnung 
und Verwaltung ihrer inneren Angelegenheiten; andererjeit8 ſpricht es in 
Artilel XIV. den Grundfat aus, daß Niemand zu einer kirchlichen Handlung 
ode zur Theilnahme an einer kirchlichen ererlicgfeit gezwungen werden kann. 
Nun muß zwar die Tyeitftelung der kirchlichen Feſttage zu den inneren Ange⸗ 
heiten der: einzelnen Kirchen und Religionsgejellihaften gezählt werden, melde 
der ftaatlichen Einwirkung entrüdt find; allein diefe autonome Gebahrung ber 
Kirchen und Religionsgejellichaften ift für das bürgerliche Leben nicht bindend, 
da die Heiligung dieſer kirchlichen Welttage zu denjenigen Handlungen gebärt, 
zu welden Niemand gezwungen oder mit anderen Morten von den Organen 
der Regierung angehalten werden kann. Es liegt daher gänzli in dem Cr» 
meſſen der cinzelnen jelbftändigen Perſonen, ob fie die Feſttage ihrer Kirde 
oder Religionsgelellichaft begehen wollen oder nit, und es find dieſelben nur 
hinſichtlich der Öffentlihen Arbeit an Sonntagen und anderer den Haupte 
gottesdienft flörenden, in der Nähe des Gotteshauſes vorfommenden Hants 
lungen dur Art. 13 des Gejehes vom 25. Mai 1868 über die intercon 
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feifionellen Berhältnifie der Siaatsblirger beſchränkt. Bei dieſem Stande der 
Geſetzgebung ift der Regierung, fo fehr fie vom volkswirthſchaftlichen Geſichts⸗ 
puntie aus wunſchen muß, dag die in Übermäßiger Zahl beftehenden Feiertage 
im eigenen Intereſſe der Bevölkerung möglichſt beichräntt werden, eine directe 
imperative Einwirtung auf Berminderung und beziehungsweile Abjchaffung 
der Teiertage nicht geftatiel, und es muß vorzüglid der durch Belehrung 
möglidft zu fördernden GCinfiht der Bevölkerung überlafien werden, den 
Kalle der Arbeit ſchätzen zu lernen und ſich überflüffiger Feierlage zu ent- 
ten.® 


6. Aug. (DOefterreidh: Böhmen). Bon 89 Bezirken bes Landes ver: 


8. 


t 


0. 


mweigern bob nur 3 bie Wahlen ber Lehrer in bie neuen Bezirke: 
ſchulräthe troß ber heftigen Agitation ber Utra⸗Czechen, auch jelbit 
in biejer Frage ber Regierung gegenüberzutreten. 

„ (Ungarn). Der oberfte Gerichtshof beftätigt den Beſchluß 
eriter Inſtanz, den yürjten Alex. Karageorgiewic wegen Betheiligung 
an ber Ermordung des Fürſten Michael von Serbien in Anklage: 
zuftand zu feßen, beſchließt dagegen, ihn gegen Caution auf freien 
Fuß zu ftellen. 

„ Erite gemeinihaftlide Sitzung der beiden Tielegationen Echufs 
Abftimmung vermittelt Durchzählung über diejenigen Differenz: 
punkte, über weldye cine Einigung zwiſchen ben getrennten Dele: 
gationen nit möglih war. Die Anträge der öſterr. Delegation 
bleiben in ber Minderheit. 

Zum Borfigenden wird dur das Loos der Präfident der ungarijchen 
Delegation, Graf Majlath, beftimint. Die zwei unerledigt gebliebenen ragen 
beziehen fi auf die Einftellung der Einfommenfteuer des Lloyd und auf die 
Bewilligung von 400,000 fl. für Donau⸗Kriegsdampfboote. In beiden Punk⸗ 
ten wird die öfterr. Delegation „überftinmt”, indem die Ungarn compact 
auftreten, die Öfterr. Delegation dagegen von den Bolen, den Tyrolern und 
einigen Herrenhausmitgliedern im Stiche gelaffen wird. Die Frage bez. des 
Lloyd wird mit 64 gegen 34, diejenige der Donau-Monitord mit 59 gegen 
31 Stimmen im Sinne der Ungarn entſchieden. 


3—5. Sept. Dritter allgemeiner öfterreichifch = ungarifcher Lehrertag 


in Graz. 

Durch denjelben wird neuerdings conftatirt, daB da8 Verlangen nad vol⸗ 
liger Emancipation der Schule von der Kirche ein allgemeines ift. Die guten 
Eigenſchaften des Hasner’ihen Vollsichulgejeges werden anerkannt, aber man 
verichweigt auch nicht, daB daffelbe no nicht allen berechtigten Forderungen 
entſpreche. Sehr entihieden wird die bisherige „Katehismusleierei” verur⸗ 
theilt; Aufgabe der Lehrer jei e8, durch die Heranbildung der Jugend zu 
wahrer Sittlichleit und Humanität ſowohl dem confefiionellen als dem natio» 
nalen Hader entgegenzuarbeiten. Daß den Lehrern auch in materieller Bes 
jiehung eine würdigere Stellung verſchafft werden mühe, wird bejonders her⸗ 
vorgehoben. Der Mehnerdienft müfje ganz aufhören; der Organiften- und 
Chordienſt Lönne gegen bejondere Belohnung beibehalten werden. Tür die 
Unterlehrer fei der Minimalgehalt auf 400 und für die Oberlehrer auf 600 fi. 
feftzujeßen.. Die Beſtimmung des Volksſchulgeſehes, daß nad örtlichen Ver⸗ 
hältniffen auch unter 800 fl. herabgegangen werden dürfe, wird für unzu⸗ 
läfig erflärt. Wenn der Kriegsminifter ſteis darauf poche, daß er jo und fo 
viele Millionen für die Armee brauche, jo möge aud einmal der Unterrichts⸗ 
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miniſter energiſch auftreten, da die Erforderniffe für die Schulen mindeſen 
eben jo nothwendig jeien, als die Kafernen. Director Lederer aus Beil 
ſchließt fich diefer Erklärung an, indem er hinzufügt: es fei ſehr zu bevanem, 
daß es in Ungarn nod) viele Gemeinden gebe, die ihren Schweinehirten viel 
befier honoriren als ihren Lehrer. Aus Ungarn und Groatien find über 
250 Lehrer anweſend, und in ihrem Namen gibt Er. Stauffer die Beriide 
rung: „Wo e8 gilt, die Freiheit der Schule und die freiheit der Lehrer ja 
vertheidigen, da werden Sie uns lingarn ftet3 an Ihrer Seite finden.‘ 
Der dritte öſterreichiſche Lehrertag zählt 1200 Theilnehmer; der vierte fol 
erft 1871 ftattfinden, da im nädhften Jahre der allgemeine deutſche Lehrertag 
in Wien zufammentritt. 

4. Sept. (Oeſterreich: Böhmen) -Die Hußfeier in Prag unb an 
anderen Orten gejtaltet fi) mehr antideutſch als anticlerical. 

9, (Defterreih). Allmählige Eröffnung ber Landtage. Die haupt: 
fählihjte Verlage der Regierung beſteht in Volksſchulgeſetzentwürfen 
auf Grundlage bes von beiden Häufern des Neicherath8 angencm- 
menen Bolksfhulgefege und der darin vorgezeichneten allgemeinen 
Brundzüge. — Der Minifter des Innern richtet ein Nunbjchreiben 
an bie Etatthalter, in welchem er biejelben auffordert, dahin zu 

wirken, baß bie Landtage ſich über bie Frage ber birecten Reihe 
tagswahlen äußern. 

Aus dem Schreiben gebt unverkennbar der Wunfch hervor, daß es deu 
Intentionen des Minifters entipräde, wenn die Tandtage die directe Wahl 
befürworten würden; doch liegt ihm weniger an dem allgemeinen Princip, als 
daran, daß die dießbezüglichen Aeußerungen der Landtage in genau prägifit- 
ten Formulirungen ergeben. Der Minifter weiſt im Eingange darauf bin, 
iwie die Fragen der directen Wahlen in das Abgeortnetenhaus und der Ber: 
mehrung der Abgeordneten nicht bloß im Reichsrath jelbft und in einigen Land⸗ 
tagen, jondern namentlich auch in der Prefie angeregt und lebhaft beiprocden 
worden feien, wie aber die Regierung bereit8 im BerfaffungSausfchufie des 
Abgeordnetenhaufes bei der bezüglichen Verhandlung mit Rüdfiht darauf, dab 
die von dem Subcomite de3 Ausſchuſſes in diejer Richtung geftellten Anträge 
mehr oder weniger die Rechte der Landtage berührten, fi dahin ausgeſprochen 
habe, e8 ſei wünſchenswerth, hierüber zunächſt die Meinungen der Zandtage 
zu hören. Gr wiederholt jodann diefen Wunih und fährt fort: „Bei der 
Erörterung der einjchlägigen iyragen ift e8 aber darum zu thun, daß fie nidt 
durh Schlagwörter oder allgemeine Sätze erledigt werden, jondern dab fie im 
Einzelnen erwogen und die Details derjelben in ihrer Tragweite bei den be 
treffenden Beſchlüſſen im Auge behalten werden. Diefe ragen laffen ſich im 
Nachſtehenden formuliren: 1) It die Einführung direeter (unmittelbarer) 
Wahlen der Neichsrathsabgeorbneten im Intereſſe der Verfaſſung gelegen ! 
2) Im bejahenden ‚alle, fol an die Stelle der Entjendung der verfafjung- 
mäßigen Zahl von Landtagsmitgliedern in das Abgeordnetenhaus des Reichs⸗ 
rathes die directe Wahl von Abgeorbneten durch die Bevölkerung treten? 
3) Sollen dieje directen Wahlen durch die Benölferung überhaupt oder nad 
den einzelnen Gebieten, Städten und Körperſchaften Plat greifen? 4) Wird 
die Vermehrung der Mitglieder des Abgenrbnetenhaufes des Reichſsrathes über 
die dermal verfaffungsmäßige Zahl von 203 als notwendig oder doch als 
zweckmäßig und wünſchenswerth erfannt? 5) Im bejahenden alle, ſoll die 
Zahl der Reihsrathsabgeordneten. verdoppelt, um die Hälfte oder in welchem 
Maße fonft vermehrt merden? 6) In welcher Weife joll, wenn man fi nicht 
für directe Wahlen ausjpriht, der Zuwaächs an Abgeordneten in den Reiche. 
rath aufgebracht werden ? Aus der Mitte des Landtages überhaupt oder mit | 
Feſthaltung der Gruppenwahl? Wie fol im legteren Falle die Uustheilung 
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geſchehen, namenilich außer dem Falle der Verdoppelung, in jenen Gruppen, 
aus deren Landtagsmitgliedern nur Ein Abgeordneter oder ſonſt eine ungerade 
Zahl in den Reichſsrath zu wählen if? 7) Welche Functionsdauer iſt für 
die Mitglieder des Haufes der Abgeorbrieien des Reichsrathes feſtzuſehen? Ich 
beehre mid, Euer ıc. angelegentlihft zu erfuchen, jobald diefer Begenftand 
auf den Antrag einzelner Abgeorbneten, oder dur den Landesausſchuß zu 
einer geſchäftlichen Behandlung gelangt, die ich wiederholt als fehr wünfdens- 
werth bezeiche, ſei es durch Antheilnabme an Somileberathungen, dahin zu 
wirten, daß die in obigen Fragen erwähnten Geſichtspunkte im Auge behalten 
werden und mit Hinblid auf diefelben die weitere Erledigung des Gegen- 
ftandes erfolge.“ 


0. Sept. (Defterreih: Dalmatin). 5—600 bewaffnete Zupaner ers 
iheinen am Sie bed Gemeindeamtes der Zupa und erklären, fi 
ber Ausbehnung bed neuen Landwehrgeſetzes auch auf bie Zuppa 
nicht fügen zu wollen. 


1. „ EDeſterre ich: Dalmatien). Die in attaro verfammelten Vor: 
fteher aller Gemeinden der Zupa bevorworten bie von ber Statt: 
Balterei geforderte Frift von 5 Monaten für Einführung ber 
Landwehr. 


12. „ (Defterreid: Böhme), Das czechiſche Wahlcomité in Prag 
für bie bevorftehenden Landtagswahlen (an die Etelle ber og. De: 
claranten, beren Mandate vom Landtag für erlofchen erklärt worden 
waren) richtet ein Mahlmanifeft an das „Volt von Böhmen“: 

Dos Shriftftüd iſt ſehr bombaftiih abgefaßt. Im Eingang wird der 
Standpunkt der Declaranten des vorigen Landtags fulgendermaßen bezeichnet: 
„Als am 20. October 1860 Se. Maj. unfer gegenmwärtiger König das Diplom 
als unabänderliches Staatsgrundgejeg berausgab und den einheitlichen ſtaats⸗ 
rechtlichen Aufbau feiner Monarchie unternahm, erkannte er feierlich für feine 
Regentenpflicht, das gegenfeitige Verhältniß feiner Königreide und Länder, 
ihre hiſtoriſchen Hechte und Erinnerungen, fowie die Rechtsanſchauungen und 
Rechtsanſprüche der Böller zu achten, indem er gleichzeitig gelobte, fortan nur 
im Einverftändniffe mit feinen Völkern auf Grund vollftändiger Gleichberech⸗ 
tigung und mit Hilfe ihrer geſetzlich conftituirten Vertretungen zu berricen. 
Auch du, Voll von Böhmen, entfendeteft damals Männer deines Bertrauens 
in den Landtag, weldhe, obwohl fie gleih Anfangs Proteft einlegten gegen 
die neu octroyirte Wahlordnung, die nach ihrer Anficht in gleicher Weile die 
nationale Gleichberechtigung wie die überkommenen, auf den allerhöchſten Akt 
vom 8. April 1848 baſirten Berfaffungsverhältuiffe ſchädigte, dennod mit 
wahrer Selbfiverleugnung ihre Bereitwilligleit erklärten, im Einvernehmen 
mit den anderen Böllern zur gedeihlichen Durdführung einer einheitlichen 
Organijation des Reichs beizutragen, wofern diefelbe nur nicht die ſtaatsrecht⸗ 
liche Selbftändigkeit und hiftoriiche Autonomie der in demſelben vereinigten 
KRönigreihe und Länder einſchränken würde. Als jedoch eine folde Organi» 
fation nicht gelang und von anderen Seiten angeftrehbt wurde, die böhmifche 
Nationalität im eigenen Vaterland und im ganzen Reich einer unbegründeten 
Hegemonie des deutfchen Elements unterzuordnen, nachdem ſich die vieljährigen 
Bemühungen, eine Verbefferung der Wahlordnung durchzuſetzen, als fruchtios 
eriiefen, nachdem die Männer deine Vertrauens beforgen mußten, die Krone 
Bohmens, gewiß nicht minder glorreich und widtig, als die Krone Ungarns, 
tönnte endlich der ererbten Selbftänbigkeit, und zwar in einer bisher nicht das 
geweſenen Iegislatoriihen und ſtaatsrechtlichen Centralijation des ſich nenbil« 
denden cisleithanifhen Staats, verluftig werden, da gaben fie ihrer Ucher- 
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jeugung im Brote vom 13. April 1867 und weiter in der BDeclaratim 
vom 22. Auguſt 1868 Ausdruck. Deine Abgeordneten waren bemüht, durd, 
diefe Erklärung das Staatsreiht der Krone Böhmens, die Autonomie tes 
glorreichen Königreichs Böhmen und die Gleichberechtigung ihrer Rationalität 
nad Kräften zu wahren; zu wiederholten Malen erboten fie fidh, dießfalls zu 
unterhandeln, denn fie waren ſteis bedacht, die Madt und Integrität des 
Neichs zu erhalten, und hielten die Berftändigung mit ihren deutſchen Lan) 
leuten auf Grund wahrer Gleichberechtigung ftets für ihre vornehmfte Pflich: 
freilich, daS Recht, daß der Krone Böhmen als hiſtoriſch⸗politiſcher Individua⸗ 
lität zulommt, das ebenſowohl natürliche als pofitive Recht anf feine Eigen 
exiftenz und eigene Legislative, haben fie niemals hintangegeben. Als ihnen 
endlich auch diefe koſtbaren Güter bedroht erjchienen, da verzichteten fie Ticker 
auf die Theilnahme an der Vertretung des Neiches jowohl, alS des Landes 
Böhmen, fo lange diefe auf den gegenwärtigen Grundlagen und auf der 
jegigen Competenz beruhen werde; denn die Abgeordneten böhmiicher Ratio 
nalität hielten dafür, daß in diejen beiden, insbefondere mit Rückficht auf die 
ererbte VBerfafjung, auf die vorangegangenen Willenserflärungen be3 Herrſchers 
und die allerhödften Verſprechungen des Monarchen, das Staaisrecdht, bir 
Autonomie und die bohmiſche Nationalität beeinträchtigt werben.” Im Yol- 
genden wird alsdann behauptet: Se. Maj. der Kaiſer oder, wie das Maniirf 
bebarrlih fagt, „unfer gegenwärtiger König”, babe zwar die Wbficht, die 
bohmiſchen Rechtsanſprüche zu achten, aber eine im Hinblick auf die Endreiul- 
tate ihrer Beſtrebungen durchaus undſterreichiſche, jedoch durch Unterflügung 
feiler Zournale mädtige und ihre finanziellen Einflüſſe zu Zwecken der natio- 
nalen Hegemonie rückſichtslos ausnütende Partei habe fi der öffentlichen 
Meinung in der Reſidenz bemädhtigt, fer bemüht, enticheivenden Einfluß auf 
die Schickſale des böhmischen Volkes zu nehmen, und beftrebe fi, das König⸗ 
reih Böhmen in ein nie dageweſenes Gebilde einzufügen, weldheß nad) der 
Uebergeugung der boͤhmiſchen Abgeordneten mittelft der unabwendbar mad; 
fenden Macht der Berhältniffe endlich nit nur die böhmiſche Rationalmät 
und die Autonomie des Landes, ſondern auch die Souveränetät des Herrſchers 
ernftlich gefährden könnte. Ob und inwiefern es ben jegigen Räthen der Krone 
gelungen, fi dem Einfluſſe folder Tendenzen zu entziehen, darliber werde 
feinerzeit die unparteiiſche Geſchichte enticheiden. Mittlerweile jei aus den Organen 
der gegenwärtigen nidytungarifchen Minifter zu erjeben, daß dieſe glauben oder 
wenigfiens behaupten, das böhmiſche Bolt in feiner Mehrheit verdamme die 
bisherige Handlungsweiſe feiner Bertreter und Bertrauensmänne. Durch 
diefen Zwieſpalt zwiſchen der geiemmien Vertretung des ganzen böhmiicdhen 
Voltls und den gegenwärtigen Räthen der Krone für die nichtungariſchen Län⸗ 
der fei offenbar au im Gemüthe Gr. Maj. des Königs der Zweifel rege 
geworden, ob die Abgeordneten böhmiſcher Rationalität in ihrem Protefle und 
in ihrer Declaration der politifchen Lebergeugung ihrer ganzen Ration ge 
treuen Ausbrud gegeben. Daher fordern die HH. Palazky, Rieger, Slad⸗ 
kowsky und Gonjorten das „Boll von Böhmen“ auf, daß an den beiden 
Wahltagen (22. und 24. Sept.) Jeder vor feinem König, vor jeinem Volle, 
vor der ganzen Monardie, ja vor der gefammten gebildeten Welt feine poli- 
tiſche Ueberzeugung, feinen Willen ausſpreche. „Boll von Böhmen, wenn du 
dir getrauft, mit reinem Gewiſſen alfo zu handeln, gehe bin und verleugne 
deine Abgeordneten. Wer aber die Handlungsweife feiner Bertrauensmänner 
billigt, der laffe ſich weder durch Ueberredung noch dur Gewinn und Furcht 
verleiten, im enticheidenden Augenblick feine Ueberzeugung zu verleugnen, der 
gehe und ſpreche diefelbe vor der Wahlurne aus, als ganzer Dann, als ehr⸗ 
licher Bürger, als treuer Böhme.“ 
15—16. Sept. (Defterreid: Steiermark). Katholikentag in Graz. 

Es haben fid zu demfelben wohl an 2000 Berfonen eingefunden, indeß 

beſtehen diefelben zu einem Drittheil aus Geiſtiichen und der We, außer 
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einer Anzahl feubal gefinnter Mbeliger, faſt ausichliehfich aus Landleuten, die 
von ihren Pfarrern herbeigeführt worden find. Die Redner, die ausſchließ⸗ 
{ich dem Glerus und dem Übel angehören, betonen in mannigfaltigier Weile, 
Daß nur da8 conjervative Princip Defterreich glücklich maden Tönne, en 
ein Sieg des Liberalismus die Zerflörung des Etaatsverbandes zur folge 
haben müßte; wenn die berrichenden Zuftände fortdauerten, jo würden die 
Deutichen SKronländer Defterreichs ſchließlich eine Werte der deutichen Republik, 
die flaviichen eine Beute Nußlands, der Thron kame zu Fall, die Dynaftie 
würde verjagt. Ganz befonders wird daranf gebrungen, alles aufzubieten, 
um in den politiichen Bertretungslörpern die Mehrheit zu erlangen und zu 
diefem Zwede den möglichften Einfluß auf die Wahlen anzuftreben. „Wenn 
wir in dieſem Sinne handeln — meint ein Redner — dann machen wir 
Katholiten uns in zwei Jahren eine Berfafjung nad unjerem Sinne.“ 


-. 16—22. Sept. Der Reichelanzler Beuft geht nah Etuttgart, Baden⸗ 


17. 


18. 


27. 


29. 


Baden und bis Duchy, wo der ruſſiſche Staatokanzler Fürſt 
Gortſchakoff weilt. Die öffentliche Meinung knüpft daran ſofort 
die Combination einer durchgreifenden Aenderung in ben auswärtigen 
Beziehungen Dejterreiche, die fih nur in jehr befhränften Maße 
bejtätigt. 
„ (DSefterreid: Tyrol). Prozeß gegen P. Greuter wegen einer 
in einer katholiſchen Verſammlung am 27. Sept. 1868 in Hippach 
im Ober:Zillerthal gehaltenen Rebe. Der Staatsanwalt trägt auf 
7 Monate ſchweren Kerkers, mit je einem Faſttag in ber Mode 
ftatt der Eifen, an. Der Gerichtshof Tpridt den Angeklagten frei. 
Die Anklage lautet auf das Verbrechen der Wajeftätsbeleivigung und der 
Störung der dffentliden Ruhe. Greuter hatte in der Einleitung zu einem 
auf den Kaifer ausgebradhten Toaft das Zuſtandekommen der in letter Zeit 
erjchienenen „bellagenswerthen” Geſetze beiprechend, die Behauptung aufgeftellt, 
ver Raiier habe dieje Geſetze nicht freiwillig unterjchrieben, die „Räthe der 
Krone“ hätten ihn vielmehr unter Androhung der Revolution dazu gezwun⸗ 
gen, fie zu unterzeichnen. Der Kaiſer habe feine Schuld daran, fondern das 
Boll, das jolche Vertreter gewählt habe. Dafielbe müffe daher Sorge tragen, 
daß in Zukunft feine ſolchen Räthe mehr gewählt würden. 
„ (DOefterreid: Tyrol), Verſammlung ber deutſchen Naturfor: 
fer in Innsbruck. 


„ (Defterreig: Dalmatien. Die Vevölferung beſchließt cine 
Velition an den Kaijer mit brei Begehren, vor allem gegen Aus: 
behnung bes neuen Lanbwehrgejehes auch auf Dalmatien, 

„ (Defterreid: Böhmen). Schluß der Ergänzungsmwahlen in ben 
Landtag an bie Stelle der fog. Declaranten, beren Mandate für 
erloſchen cerflärt worden waren. - 

Sämmtliche Wahlen find — mit Ausnahme eines einzigen ſprachlich ge- 
miſchten Bezirkes — überall wieder auf die vom czechiſchen Wahlcomite em» 
pfohlenen Unterzeichner der Declaration gegen die Giltigfeit des Landtags 
nad dem beſtehenden Wahlgeſetze und gegen die Giltigkeit der Reichsſsverfaſſung 
oder auf entſchiedene Geſinnungsgenoſſen derjelben gefallen, felbft in der Alt⸗ 
ftadt Prag, wo troß des ſtarken und einflußreihen deutſchen Elements in der⸗ 
jelben die Mehrheit der czechiſchen Candidaten jogar von 32 auf 161 Stim- 
men geftiegen iſt. In den gemilchten Bezirken bildeten die Deutichen Überall 
nur eine größere oder geringere Minderheit, in den rein czechiſchen Bezirker 
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betrug die Dkinderheit ſogar meiſt nur 20—30, ober flieg doch —— auf 
40 bis 70 Stimmen, je nad) der Zahl der im Bezirke domictlirten Beamten 
und Benfioniften. 

— Set. Graf Trautmannsborff Eehrt auf feinen Botihafterpoften nad 
Rom ee 

üglich der Informationen, welche er zu feiner Inſtruction in Wien er⸗ 

PUR wollen die Blätter wiflen, Graf Beuft babe in jeinen Unterredungen 
mit dem Botſchafter wiederholt betont, er halte eine aufrichtige Berjöhnung, 
teip. Berfländigung mit der päpftlichen Eurie für „höchſt wünfchenswerth“, 
und die f. k. Regierung müſſe hiezu freudigft die Hand bieten, ſobald fie fd 
die Ueberzeugung verichafft haben werde, daß Rom mit vollendeten Thatſachen 
zu rechnen verſtehe. Beſonders aber möge Graf Trautmannsdorff der römi- 
ſchen Regierung gegenüber hervorheben, daß das cisleithaniſche Miniſterium 
die Aufhebung des Concordates aus eigener Initiative nicht anftreben, aber 
einem dießbezitglichen Beſchluſſe der NReichsvertretung, der unter den obwalten- 
den Derätnifen, ein höchſt wahrſcheinlicher fei, ſich keineswegs wiberjegen 
konne und werde 

— „(O efterreid: Böhmen). Die Ausichhreitungen ber czechiſchen 
Preffe überfteigen nachgerade alles Maß, da fie fih vollkommen 
ftraffrei fühlt. Die von ber Regierung gegen fie angehobenen 
Preßprozeffe werben von ben czedhiihen Geſchwornen ohne eine ein: 
zige Ausnahme mit Freiſprechungen beantwortet und zwar unter 
turbulenter Heiterkeit bes anweſenden czechiſchen Auditoriums. 


3. Oct. (Defterreih). Die Regierung entzieht dem Biſchof Rubigier 
von Linz bie ihm bisher gewährten Zuſchüſſe aus Staatsfonds und 
feßt ihn auf jeinen geleblihen Gehalt von immerhin reichlich 
12,000 fl. herab. 

6—9. „ Beluh des Kronprinzen von Preußen in Wien, auf feiner 
Reife zur Eröffnung des Suezcanald. Die Kaijerin kommt von 
Dfen nah Wien, um ihn zu begrüßen. 

7. „ (Defterreid: Dalmatien). 45 Mann Militär ziehen ohne 
Dffenfive nah dem Fort Dragali, um bie dortige kleine Beſatzung 
zu verftärken; fie werben angegriffen und ber Gommanbant ber 
Ahtheilung ermordet. Der Bruh mit ber Regierung ift bamit 
eingetreten. 

9. „ (Ungarn). SKatholitencongreß in Peſth: Berathung eines defi⸗ 
nitiven Wahlſtatuts. Da das vom Primas Simor erlaflene und vom 
Eultusminifter beftätigte proviſoriſche Wahlftatut ben clerical Gefinn: 
ten die Majorität zum Voraus gefichert bat, unterliegen bie Libe⸗ 
ralen in jeber Abftimmung. 

„» „ODeſterreich: Dalmatien), Die Regierung verhängt ben Aus: 
nabmezuftand über Dalmatien unb trifft Maßregeln, bie bortigen 
fehr geringen Streitkräfte angemefjen zu verſtärken. 

— „ODSDeſterreich). In ben Blättern taucht zuerft die bee eincs 
föberaliftiigen Minifteriums Taaffe, Berger und Potozli, unter 
ber Aegide des Reichskanzlers, auf. 
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15. Oct. (Deſterre ich: Dalmalien). Die Inſurgenten umzingeln das 


18. 


28. 


30. 


Fort Dragali oder Dragagl und das Blockhaus Cerkvice; die Be⸗ 
ſatzungen halten feſt. 

ODeſterre ich: Dalmatien). Beginn ber Operationen im Großen 
gegen bie Infurgenten unter ber Leitung bes Etattbaltere ZMR. 
Wagner. Eine vollftändige Schiffsescadre und 18 Nataillone find 
dahin beorbert, aber noch nicht ganz vollitänbig eingetroffen. 


»„ (Defterreih: Dalmatien). Die Inſurgenten überfallen bas 
Hort Stanjevi und bedrohen die Stabt Budua. 


» (Ungarn). Baron Wenkheim erhält als Minifter des Innern 
feine Entlafjung und wirb durch Rainer erjekt. 


»„ (Defterreid: Dalmatin). Gen. Auersperg wirb zum Com: 
manbdanten ber Militärftreitfräfte im Bezirke Cattaro ernannt, und 
bemfclben die gejammte vollziebende Gewalt im Xereiche ber polis 
tiſchen und polizeilihen Verwaltung zur felbitändigen Ausübung 
übertragen, fo daß alle Organe ber öffentlihen Verwaltung ihm 
untergeorbnet find, und er in ben genannten Zweigen ber Verwal⸗ 
tung die Befugniſſe des Landeschers zu üben hat. Die Verorbnung 
wird als eine Art Mißtrauenspotum gegen den Etatthalter FML. 
Magner betrachtet. 

„ (Defterreid: Dalmatin). Die Entſetzung bed Forts Dragali 
ift mißlungen und bamit bie ganze am 18. db. M. unternommene 
Dperation gegen bie Inſurgenten. Die Truppen ziehen ſich wieder 
zurüd., 

„ Der Kailer trifft in Begleitung bes Reichékanzlers auf jeiner 
Reife zur Eröffnung bes Suezkanals zuerft zu einem Beſuche bes 
Sultans in Konftantinopel ein. 

„GODeſterreich: Dalmatin). Ter Reichskanzler fließt in Kons 
ftantinopel eine Convention mit ber Türkei ab, behufs gemeinjamer 
Dperationen gegen bie Snfurgenten in Dalmatien. Zweideutige 
Haltung Montenegro’s; bie offiziellen Blätter erklären indeß, daß 
Die Regierung Urſache habe, mit ber perſönlichen Haltung bee Fürften 
zufrieden zu fein. 


5. Nov. Abflug eines Vertrags mit der Türkei über bie Bebingungen 


des Erwerbs von Grundeigenthum in derſelben durch Angehörige 
bes Kaiſerſtaats. 

„ (Defterreih: Dalmatien), Die Zupa unterwirft ſich dem 
Commandanten der Streitkräfte der Regierung wieder. 

„ (Ungarn). Landtag, Unterhaus: nimmt. ige) ‚auch bas 


zweite der ihm von ber Regierung borgelegien., iggeiehe (über 
Verſetzung und Penfionirugg ;der. ichter) can: und veſchließt Ab: 
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ſchaffrug ber Prügelſtrafe. Der Beſchluß ſcheitert indeß zumochſt 
am Widerſpruche des Oberhauſes. 

Irany trägt auf Verkündigung voller Religionsfreiheit an. Der 
Cultusminiſter Eotvðe ſtellt eine dießfällige Vorlage der Regierung 
in Ausſicht. 


9. Nov. (Ungarn). Landtag, Unterhaus: Schluß bes Debatte über bie 


Banffrage. Frage bes oberften Rechnungshofes. 


„ (Defterreid). Schluß ber lebten noch verjammelten Land⸗ 
tage. Reſultate derſelben: 


Niederoſterreichiſcher Landtag: Neichſsrathzwahl-Reformfrage: 
Dr. Granitſch und Gen. tragen auf directe NReichsratbswahlen an. iefe 
Frage wird an einen Ausſchuß gewiejen, in defien Namen Kopp als Bertdi- 
erflatter folgende Anträge vorlegt: „I. Die Einführung direter Wahlen 
der Neichöraths- Abgeordneten ift entichtenen im Intereſſe der Berfafiung ge 
legen, ja fie ift eine Bebingung der Erhaltung und Fortentwicklung derielben; 
2. an die Stelle der Entjenbung der verfaffungsmäßigen Zahl von Landtags- 
mitgliedern in daß Abgeordnetenhaus des Reichsrathes, foll die directe Wahl 
von Abgeordneten durch die Pepdlkerung treten; 3. die directen Wahlen haben 
durch die Bevölkerung überhaupt ftattzufinden; 4. wenn directe Wahlen aus 
der Benölferung überhaupt augenblidiih nicht burdführbar fein follten, To 
wären die directen Wahlen nad) den vier Haupigruppen des Sroßgrundbefiges, 
der Handelskammern, der Städte und der Landgemeinden mit Bejeitigung der 
Unterabtheilungen unter Bildung arrondirter Wahlfreife in den beiden legten 
Gruppen einzuführen; 5. die Zahl der Reichsſsraths⸗Abgeordneten iſt zu Der» 
doppeln; 6. bei nwiefer Berboppelung iſt Teinetfalls die Stimmenzahl des 
Großgrundbefiges zu erhöhen; 7. die Vermehrung der Abgeorbndenzahl if 
ohne Einführung directer Wahlen eine ungenügende und ſchwer durchſührbare 
Reformmaßregel; 8. jollte eine foldde Vermehrung dennoch durchgeführt wer- 
ven, jo müßte mindeſtens die Wahl der die bisherige Zahl der Abgeordneten 
überfleigenden Mitglieder auß dem ganzen Landtage ohne Rüdfiht auf Gruppen 
erfolgen; 9. ein Reichſswahlgeſetz ift zu erlafien, durch welches jeder Staats⸗ 
bürger der im Reichsrathe vertretmen Königreiche und Länder, welcher die 
Bedingungen der Wahlfähigkeit in fid) vereinigt, als in allen Wahlbezirken 
für den Neichsratb wahlfähig erflärt wird, und durch welches ferner die ein» 
zeinen Wahlbezirke flantsgrundgeieglich Feflgejegt werden; 10. für die Mit⸗ 
glieder des Hauſes der Abgeordneten des Reichsrathes ift eine dreijährige 
Bunctionsdauer feftzufegen.“ Die Debatte darüber erregt beſonderes Intereſſe, 
da man annimmt, daß die Anträge und Beſchlüſſe im Welentlichen mit den 
Antentionen bes Minifterd des Innern übereinflimmten, der an den Ausſchuß⸗ 
verhandlungen theilgenommen hat und die beften Stüßen feiner Politik im 
niederöfterreihifchen Landtage hat. Der Antragftellee Dr. Sranitich beleuch⸗ 
tet zunächſt in ſcharfen Zünen die Mängel der beftehenden Reichſsrathsverfaffung. 
„Der Reichsrath hat ein Recht zu leben, er ift die rechtlich conſtituirte Ber» 
tretungsförperigaft, ex ift die legale Meprälentang, mindeftens eines großen 
und ſchwerwiegenden Böllerbruchtheiles in der Böllerfamilie Oeſterreichs; er 
hat daher ein formaleß und ein materielles Recht zum Leben, und dieſes wird 
ihm alljährli) von dem einen oder anderen Landtage heftritten. Wir müflen 
daher dahin trachten, dak wir diejem Rechte zu leben auch die Fähigkeit, die 
Macht zu eben verleihen. Warum vereinigt nun der Keichtrath, wie er heute 
eonftituirt iſt. nicht die Exiſtenzbedingungen in fi? Es find drei Momente, 
melde durchſchlagend find, um zu erklären, daß die Eriftenzbebingungen heute 
nicht bei dem Weichärathe find. Er if zunähft kein Parlament; er iſt nur 
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ein Landtagßausſchuß, eine Verſammlung ven LBanbtagsausichäffen. Der 
Reichſsrath nad feiner heutigen Zuſammenſetzung if der directe Abldmmling 
jener hiftorifchen Bereinigungen von Landtagßausſchüſſen, wie fie in der Ge⸗ 
ſchichte Defterreichs ſchon ſeit dem 16. Jahrhunderte vorlommen. Es iſt zwar 
heute gegliederter, conftituirter, er if eine regelrechte Korperſchaft, aber deßhalb 
iR er feinem Charakter nad nicht von jenen Landtegsausichäfien unterichieden, 
weil trog alledem das Schwergewicht auch heute noch in den Landtagen ruht. 
Rubt aber das Schwergewicht in den Landtagen, dann muß ich jagen, daß 
der Reichsrath gleihfam alljährlich erft geichaffen wird. Es if alljährlich die 
Trage, ob dieſer Reichsratb wiederum zujammentreten werde, und es hängt 
von der Schöpferlaune eineß einzelnen Landtages ab, ob diejer Reichsrath 
nicht in einem Sabre ungeichaffen bleiben ſoll. Es iſt daher nothwendig, Dies 
fen Reichsſsrath, der heute nur ein Landtagsausfchuß if, zu einem Parlament, 
d. 5. zu einer auß der Bevöllerung direct gewählten Vertretung zu machen, 
und von entlegenen hiftoriichen Borausfegungen Ioszulöjen, denn nur dann 
ift mit dem Rechte zu leben, auch die Macht zu leben vereinigt. Als zweiten 
Geſichtspunkt führe ich an, daß der Reichſsrath nicht der Ausdruck der letzten 
Entwidiungsphafe ‚unjerer Berfaffung iſt. Das Octoberdiplom, weldes aud 
hente noch der Ausgangspunkt der reichſräthlichen Organiftrung ift, ift weſent⸗ 
lich unter ungariſchem Einflufe zu Stande gefommen. Und aud die Schöpfer 
der Februarverfaſſung hätten niemals den Reichsſsrath auf die Landtage auf» 
gebaut, wenn nit damals die Nüdfichten auf Ungarn mußgebend geweſen 
wären. Damals erachtete man es als unmöglidy, diefes Königreich in anderer 
Weiſe zur Gefammtvertretung heranzuziehen, als dadurd, dag man den 
Zandtagen die Beſchickung des NReichsrathes übergab. Ohne diefe Borausjegung 
hätten wir heute ganz wie im Jahre 1843 einen von allen Rändern und 
Völtern beſchickten Reichstag. Im Jahre 1867 Hat ſich dieſes Verhältniß ge» 
ändert. Der Ausgleich ift vollzogen worden. Die Urjache, welche die indirecten 
Reichsratbswahlen, die Wahlen aus den Landtagen, bei der urſprünglichen 
Schaffung der Berfafjung beftimmte, ift entfallen, und man darf fagen, der 
Reichsrath ift heute eine Wirkung ohne Urſache. Der dritte Geſichtspunlt if 
der, daß der Reichsrath gar nicht in der Rage ift, die ihm drohenden Gefahren 
zu beftehen. Es iR uns Allen im Gebächtnifie, wie der Staatsfireid vom 
Sabre 1865 den Reichtrath hinwegfegte, und wie der Pulsichlag der Bevöl⸗ 
Terung nad diefem in das Leben der Bevolkerung einichneidenden Ereigniſſe 
kaum erregter war als vor demjelben. Was ift die Urſache einer ſolchen Er⸗ 
ſcheinung, daß man eine Neichsvertretung wie mit einem Schwamme binweg- 
wiſchen konnte, ohne daß die tieffle Erregung, die tieffte Erſchütterung den 
ganzen Staat ergriffen hat? Die Urſache ifl die, daß der Reichsſsrath in keinem 
engen Zujammenhange mit der Bevdllkerung geftanden, daß ſich nicht fefte 
Bertrauensfäden zwiichen ihm und der Bevolkerung geſpomen hatten, welche, 
wenn fie gewaltiam zerrifien werben, den ganzen Körper zuden machen. 
Sole Ereigniſſe find vor einer geſchichtlichen Wiederholung nicht ſicher. Wir 
möüflen daher auch aus diefem Befichtspuntte wünichen, den Reichsrath fähig 
zu maden, allen Gefahren zu irogen, und ibm die Erxiftengbedingung der 
directen Wahlen jaffen.” Im weiteren Verlaufe wendet ſich der Redner gegen 
das fih in mehreren Landtagen geltend machende Beſtreben, gleichzeitig mit 
der Berwandlung des Reichſsraths in ein Bollshaus das Herrenhaus zu 
reformiren und durd) eine Länderlammer zu erjegen. Er erflärt dieß Projekt 
für einen höchſt bedenklichen und unlösbaren Widerfpruh mit der eben beabe 
fichtigten Loatrennung der Landtage vom Reichſsrathe. In der Bänderlammer 
ift das füberalifliiche Element verwirklicht. Die aljährlige Gefahr, dak das 
Abgeordnetenhaus des Meichsrathes nicht zufammentritt, if dann einfach in 
das Oberhaus verlegt; es bat eben gar nichts als eine Verwandlung ſtattge⸗ 
funden, und wir haben in der Zukunft fatt der Gefahr, dab das Unterhaus 
nicht zufammeniritt, die Gefahr, daß das Oberhaus nicht zufammentritt, und 
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wos wird die Folge davon fein? Wenn wir eine Länderkammer cosflituiren, 
dann verlegen wir daß Schwergewicht bei den weitgehenden ſöoderaliſtiſchen 
Neigungen in die Länderkammer, und wenn dieſe nit zujfammentritt, dann 
wird man fagen: des Volkshaus Tarıı beichlieken, aber die Zanbtage, die 
eigentlichen Vertreter der Königreiche und Länder, haben den Beichlüfien ihre 
Zuftimmung nicht gegeben. WIN man überhaupt compenfiren, dann mäüren 
wir vor Allem den jet in der Abgeorbnetenlaınmer vertretenen Srobgrun» 
befig im Herrenhauje entſchädigen.“ Redner Ichlieht mit den Worten: „Nehmen 
Sie unjere Anträge an, und Sie werben nicht bloß die Berfaffung gegen die 
Angriffe ihrer Gegner fügen, nein, Sie werden, wenn endlih einmal die 
Baſis eines. direlt gewählten Bollshaufes bergeftelli ıft, die Möglichkeit offen 
haben, die Wünſche anderer Vollsftämme zu befriedigen und auf Diefe Art 
den Völkerfrieden herzuftellen. Graf Spiegel erllärt fi für eine Ausdehmumg 
der Berfafjungsänderung auf das Herrenhaus und überhaupt für eine Ber- 
fafjungsrevifion. Er wuünſche nicht den Föderalismus, doc) möge man den 
Eigenthünlichleiten der verjhiebenen Länder in der Reichſsvertretung Raum 
geben. Demgemäß ftelle er folgenren Gegenantrag: „In Erwägung, daß 
das Necht der Königreihe und Länder, die Wahlen in den Reichſsrath vorzu⸗ 
nehmen, ein verfaffungsmäßiges ift, daß ſowohl die Einführung Direkter 
Reichsrathswahlen, wie eine die Eigenthümlichkeiten der Königreihe und Länder 
gewäbrleiftende Bertretung derjelben in gleicher Weiſe die freiheitliche Entwick⸗ 
lung der Verfaſſung und die für daS Gedeihen des Reiches unerläßliche Be» 
friedigung der einzelnen Theile fördert, und daß eine Neform fih nit nur 
auf das Abgeordnetenhaus zu beſchränken hätte, ſpricht der Landtag feine 
Ueberzeugung aus, daß eine Wahlreform nur mit einer gleichzeitig anzubah- 
nenden WRevifion der Berfafiung beichloffen werben möge, und fordert die 
Regierung auf, im verfaflfungsmäßigen Wege die gerigneten Mittel zu er- 
geilen. Im gleiden Sinne ſpricht fih v. Mende aus. Er will durd ein 
änderhaus die Autonomie der einzelnen Länder gewahrt wiſſen Kopp: Tas 
fortwährende Exrperimentiren mit der Berfafjung fei zu gefährlich; er Länne 
daher nicht für die vom Grafen Spiegel beantragte Revijion der Berfaffung 
ftimmen. Ganz anders verhalte es fi mit dem Ausſchußantrage; dieſer be» 
zwede nur die Wortentwidiung der Verfaſſung. Die gänzlie Umänderung 
der Verfafjung biete nur den Feinden derfelben eine Handhabe zu ihrem 
Sturze. Das Mittel, ihnen die Waffe zu entreiken, find die directen Wahlen. 
Werden die directen Wahlen eingeführt, fo müſſen auch die Feinde der Ber- 
fafjung Warbe befennen und erklären, ob ſie ein Defterreih oder ein Ezedhien, 
ein Polen und ein Rumänien wollen. Das Oberhaus möge zur Hälfte aus 
Ernannten der Regierung und zur Hälfte aus Abgeordneten der Länder ber 
fichen, Eine jo geartete Zujammenfcgung des Oberhauſes werde auch Jene 
für die directen Wahlen gewinnen, welche diefem Princip bisher feindlich ent» 
negenftehen. Mit einer bloßen Reform des Unterhaufes fei nichts gethan, in- 
folange das Oberhaus als ein Bleigewiht an den Füßen des Liberalismus 
hänge. Steudel bedauert, daß nicht alle Staatsbürger das Wahlrecht be- 
figen. Unter diefen Umſtänden möge man fi nicht wundern, wenn jeng 
Millionen, welche rechtlos find, einem Umfturze mit Freuden entgegenjchen, 
das Volt würde die Auflöfung und Neuwahl des Neichsratheß mit Freuden 
begrüßen. Volksthümliche Männer gebe e8 ja ohnedieß nicht im Abgeordneten⸗ 
haufe, denn es enibehre beinahe jedes volksthümlichen Elementes. (Oborufe. 
Der Landmarſchall ruft den Redner zur Ordnung). Ser Bollzgeift fer jo 
erichlafit, daß die Einführung der directen Wahlen nicht belebend auf ihn 
wirken werde. Es fei nicht möglich, die directen Neichgrathsmwahlen, ohne die 
Rechte der Landtage zu verlegen, einzuführen. Sei dieß möglich, fo fei auf 
die Einberufung eines conftituirenden Reichſsrathes zur Wbänderung der jcht 
beftehenden Verfafſung ohne Rechtsbruch möglich. Er werde jegt feinen Antrag 
ftellen, doch auch nicht für die Ausſchußanträge fimme. Kuranda: Wenn 
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man radical von einem weitgehenden demokratiſchen Standpunkte zu Werke 
geht, jo muß man den Antrag flellen: wir brauchen die erfle Kammer nidt. 
Aber die Hälfte der Krone, die Hälfte den Ländern und weder der Krone noch 
den Ländern ihr Necht zu laſſen, und mit jenem Körper vielleicht wieder Ex⸗ 
perimente vornehmen, deren Rejultate ebenſowenig gefichert find, mie fie heute 
geſichert find, das ift ein ganz unpraktiſcher Vorſchlag. Wa3 die Umwandlung 
der Reichſsrathskammer in eine Länderkammer betrifft, jo würden Sie, wenn 
Sie zwiſchen da3 Volkshaus, das Eie wählen lafjen wollen, und zwiſchen den 
Monarchen eine Zändertammer jeten, gerade jener freiheitlichen Trdee, von der 
fie ausgehen, entgegenhandeln, fie würden die dirccten Wahlen beinahe an« 
nufliren, denn fie würden dem Volkshauſe einen großen Rivılen ſchaffen: das 
gegenwärtige Abgeordnetenhaus. Redner warnt davor, an Stelle eined auf- 
getlärten und verfajjungsfreundlichen Herrenhauſes ein anderes Haus zu fehen, 
deſſen Tendenz man noch gar nicht kenne. Wenn man glaube, durd eine 
Zänderlammer den Trieden in Defterreich berzuftellen, jo täufhe man fid, 
man habe noch nie den Auf nad, einer LZänderlammer auß den Kreiſen der 
nationalen Oppofition gehört. „Die directen Wahlen haben, wie alle Nach⸗ 
richten, die aus Böhmen und Mähren einlaufen, berichten, alle Ausſicht, im 
Reichsrathe durchzugehen. Ich kann noch nit mit Behlimmtheit von einer 
Zweidrittel-Majorität ſprechen; aber daß große Landtage, die in der borigen 
Sejſion dagegen waren, heute dafür gewonnen find, ift pofitiv. Wenn wir 
die directen Wahlen hier votiren, wie andere Zandtage, jo ift e8 moͤglich, daß 
fie bis Neujahr oder März den Reichsrath paifiren. Wenn wir aber daran 
die Repifion des Herrenhaufes Inlipfen, dann können wir Jahre lang warten, 
bis wir directe Wahlen befommen. Denn das find Tragen, die nicht nur bei ung 
eine Zweidritiel-Majorität brauchen, fondern auch den: Herrenhaufe, defien Tod wir 
hier decretiren, und der Krone vorgelegt werden müſſen — der Krone, der wir ihr Er» 
nennungsrecht rauben“. In der Spezialdebatte werden Punkt 3 u. 4 zufammen bes 
rathen. Schr. v. Tint i beantragt directe Wahlen mit Beibehaltung des Gruppen 
ſyſtems, und glaubt fi) al8 Mitglied aus der Gruppe des Großgrundbeſitzes ganz 
beſonders hiezu berufen. Dem Großgrundbefit fei allerdings in der dermaligen 
Wahlordnung ein Privilegium eingeräumt — ein Privilegium, das wohl⸗ 
verdient und höchſt werthvoll je. Es komme aber nicht darauf an, wer ein 
Privilegium befitt, fondern warum er es befitt. PBegünftigungen können, 
man müßte fi) denn ein ideales Staatengebilde denten, nie bejeitigt werden, 
fie find auch dann berechtigt, wenn ihnen Begenleiftungen entipreiden. So 
fei das Privilegium der Intelligenz in allen ®emeindewahlordnungen anerkannt, 
und mit Recht, weil die Intelligenz das widhtigfte Yörderungsmittel des con» 
Ritutionellen Staats fei. Auch von dem Großgrundbefig könne Aehnliches ges 
fagt werden. Seine Bertreter haben fih namentlih im Abgeordnetenhaus 
nie den liberalen Beftrebungen abhold gezeigt. Nebner beantragt an Stelle 
der Punkte 3 und 4 zu fubftituiren: „Die directen Wahlen werden aus den 
vier Hauptgruppen Sroßgrundbefig, Handelsfammer, Städte, Landgemeinden 
mit Befeitigung der arrondirten Wahlkreiſe und Unterabtheilungen in den 
beiden letten Gruppen vorgenommen." Frhr. v. Sommaruge fpridt fi 
aus rein praftiiden Argumenten gegen die Beibehaltung des Gruppenſyſtems 
ohne jene der Unterabtheilungen aus, und beantragt: das Land Oefterreich 
unter der Enns habe in Zukunft fünf Abgeordnete aus dem Großgrundbefig, 
einen aus der Handelskammer, einen für Wien und adtzehn Abgeordnete aus 
dem flachen Land, und zwar aus den achtzehn politiichen Bezirken durch directe 
Wahl in die Reichövertretung zu ſchicken. Schilcher beantragt zu Punkt 3 
den Zufag: „Die directen Wahlen haben nad) den Grundſätzen des allge» 
meinen Stimmredts mit geheimer Abſtimmung flattzufinden.” Winter» 
ftein verfichert, daß die Handelsfammern für ben freieften, unbeirrteften 
Wahlmodus ſeien; dasjelbe beflätigt Springer mit Rüdfiht auf die Lande 
gemeinden. Berichierftatter Dr. Kopp gibt ein kurzes Reumd Über den 
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Stand der Debatte. Bei der Abſtimmung wird der Antrag Tinti mit 34 
Stimmen abgelehnt. Für den Schilcher'ſchen Antrag erheben fig nur zwei 
Abgeordnete. Ueber Punlt 6 kommt eine Iebhafte Debatte in Fluß. Te 
Antrag des Ausſchuſſes: „Die Anzahl der Abgeordneten aus dem Grokgrm> 
befig und den Handelskammern fol jedoch nicht verdoppelt werden,” wird ab 
nelehnt, und daher Punkt 6 geſtrichen. Mit diefer einzigen, allerbings wi 
tigen, Ausnahme werben die Anträge des Ausſchuſſes unverändert angenomsıa 

Revifion der Landesorbnung und der Sanbtagswahlorn: | 
nung. Ter Ausſchuß beantragt, von der Reviſion ber crfleren, da es net 
wendig ſei, Daß man die Kraft aller VBefirebungen auf die Durchführung der 
Mahlreform für den Reichsrath concentrire, für jegt abzujehen und dieſcibe 
bis nad) ter Xoslöjung ter Reichſsverfaſſung aus der unnatärlichen Berbir. 
dung mit den Landesverfaffungen zu vertagen. Bezüglich ter Landiagswahi- 
ordnung beantragt der Ausihuß mehrere Wenderungen, darunter Herabieturg 
des Wahlcenius auf die Hälfte des bisherigen Eteuerfages und Einführens 
der geheimen und jriftliden Stimmabgabe. Tie Unträge werden mit der 
Mopdification, daß alle bei den Gemeindrwahlen Berechtigten aud bei den 
Wahlen zum Landtag beredhtigt fein jollen, genehmigt. 

Sähulaufjihtsgejek: Das vom Landtag in feiner vorigen Seſſion 
beſchlofſene Echulauffichtsgejeh hatte die kaiſerliche Sanction nicht erhalten, 
weil fi darin der Landtag gegen die geiſtlichen Birilfiimmen im Orts⸗- und 
Bezirksſchulrathe entichieden hatte und es der freien Wahl der Gemeindever⸗ 
tretungen überlaflen wiſſen wollte, Geiſtliche als Gemeindeglieder in die Schul⸗ 
räthe zu entjenden oder nicht. Um nun das Zuflandelommen des Geſetzes zu cr» 
möglichen, beantragt der Schulausſchuß des Landtags, fich zwar gegen den Eintritt 
der Ortsſeelſorger als Vertreter der Kirche in den Orisſchulrath, aber für 
Berufung des Neligionsiehrers als Lehrers in den Ortsihulrath auszusprechen. 
Die Debatte ift eine fchr erregte. Dr. Branitich ftellt ven Antrag auf Wegla'- 
fung diefes Paſſus, und Dr. Eduard Kopp nimmt Anlaß, um in einer mit 
aroßem Schwunge gehaltenen Rebe die Annahme dieſes Antrages zu befürworten. 
Er wendet fi im Laufe jeiner Ausführungen an ten in feiner Eigenſchaft als 
Zandtagsabgeordneter anweſenden Minifler Sistra, um ihn vor einem Pakte 
mit der ultramontanen Partei zu warnen und in beinahe drohenden Morten 
demjelben ein „DMene Telel* zuzurufen. Giskra ſcheint ungewik, ob er anti» 
worten folle. Ploötzlich ſpringt er in großer Errrenung mit Oftentation ven 
feinem Sitze auf und verläßt demonftrativ den Saal. Die Tebatte wird 
hierauf unter fleter Unruhe fortgeſetzt. Als fie fih zu ihrem Ende neigt, 
ericheint Giskra wieder und ſpricht mit tem Regierungsvertreter, Etatthalterri- 
Leiter vd. Weber einige Worte, worauf diefer jofort, den Referenten umter⸗ 
brecgend, im Namen der Regierung die Erflärung abgibt, daß das Geſet, 
wenn der Branitich’jche Antrag acceptirt würde, abermals nicht die Taijerliche 
Sanetion erhalten werde. linter Spannung erfolgte die Abſtimmung und 
zwar namentlich; daß Refultat derfelben befleht in der Unnabme des ver- 
bängnigvollen Granitih’jhen Antrages mit 31 gegen 24 Stimmen, jo daß 
aljo die Virilſtimme wieder eliminirt if. 

Bollsihulgeiek: Dasſelbe wird im Weientlihen nad der Borlage 
der Regierung angenommen. Die Berathung des Geſetzes führt jedoch zu 
einem Bruch zwiſchen den Abgeordneten aus dem fladhen Sande und denen 
der Hauptftadt. Die erfteren nämlich, welde die Majorität bilden, willen in 
das Geſetz eine Beſtimmung aufzunehmen, wonad die eine gewiſſe Höhe über- 
fteigenden SKoften für Errichtung von PBezirfsihulm auf den Landesfonds 
übernommen werden follen; durch diefe Beſtimmung wird nad der Unficht 
der Wiener Ubgeorbnieten der Landesfonds zu Bunften der ländlichen Bezirks⸗ 
fonds und auf Koften der Stadt Wien, welche nahezu % der Gteuern von 
Niederdfterreich zahlt, ungebührlich belaflet. Die Werkimmung erreicht ſchnell 
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eine ſolche Höhe, daß die Wiener Deputirten für die Neichämrmittelbarkeit ber 
Stadt Wien agitiren. 

Landtag von Oberöfterreiß: Frage der Reihsrathsreform: Es 
wird beichloffen, die Regierung aufzufordern, daß fie in der nächſten Reichsraths⸗ 
feifton einen Bejegentwurf über directe Wahlen in den Reichsrath einbringe. 
Die Zahl der aus den Ländern in das Abgeordnetenhaus zu entjendenden 
Abgeordneten fei jo zu vermehren, daß auf je 50,000 Einwohner ein Abge- 
orbneter entfällt. Der Landtag fpricht ſich meiter für unmittelbare Wahl, ges 
heime Abftimmung, Aufhebung der bisherigen Gruppen, vierjährige Mandat» 
Dauer au und verzjichtet anf das ihm zuftehende Recht der Entjendung von Abge⸗ 
ordneen in den Reichſsrath, wenn das Abgeordnetenhaus directe Wahlen be» 
ſchließe. — Schul aufſichtsgeſeß: Bas vom Landtage im vorigen Jahr 
bejchloſſene Geſetz hatte die kaiſerliche Eanction nicht erhalten und die Frage 
kommt daher neuerdings zur Behandlung. Biſchof Rudigier benügt die Belegen» 
heit, um gegen die Giltigkeit des Gefehes v. 25. Mai 1868 und in Folge deſſen auch 
gegen den zur Berathung unterftellten Entwurf Berwahrung einzulegen. 
Das Geſetz vom 25. Mai v. J. fei nicht die oberfte Norm, es jei ein Staats» 
neiet, welches ten göttlihen Gefeten nicht entipreche, und dürfe daher nicht 
befolgt werden. Tas ganze Ehriftentbum falle durch das Auffichtsrecht des 
Stantes. Das Schulgeſet ſtehe auch im Widerſpruch mit einem höheren welt» 
Iichen Gelege, es verlege das Concordat. Ber Papſt habe den Bilchöfen die 
Estſcheidung der Frage anheimgegeben, ob es nothwendig fei, auf das Schul⸗ 
geſeßz einzugeben oder nicht; der Biſchef von Briren habe demgemäß dem 
Clerus die Theilnahme an den neuen Schulhehörden verboten, und aud der 
Elerus von Oberöoſterreich werde fid) nicht betheiligen. Man möge eine Ver⸗ 
einigung mit dem heil. Stuhle anftreben, der heil. Stuhl fei fehr zugänglid. 
(Große Heiterkeit.) Dan fomme zu feinem Frieten zwiſchen Kirche und Staat, 
wenn folde Geſehe ohne Rüdfiht auf das Eoncordat angenommen würden. 
Er beantrage daher, „die Regierung jolle einen neuen Geſetzentwurf mit Ve⸗ 
rũckſichtigung des Eoncordates oder einer neuen Vereinbarung mit dem heilt» 
gen Stuhle vorlegen.” Darauf erwidert unter großem Beifall der Verſamm⸗ 
Iung der Statthalter: „Tie Rede, die wir eben Lörten, tritt aus den 
Grenzen, welche gegeben find. Die Landtage find dur das Geſetz berufen, 
nicht um zu demoliren, jondern um zu bauen, und jede8 Mitglied ift ver⸗ 
pflichtet, mitzuarbeiten. Der Biſchof bat gejagt, er müfle als Biſchof fo 
ſprechen, der heiline Vater hate freigeftellt, in das Gefeh einzugehen. Die 
Pflicht eines Viſchoſs verlangt aber nicht jene Sprade, wie wir fie eben ver- 
nommen haben. Mit diefer jo weit gehenden Cppofition fteht der Biſchof 
allein da, und ich bedauere, daß durch diefe Oppofition das Zuftandelommen 
des Geſfehes erſchwert wird; aber unmöglid wird es nit gemadt. Man 
fol nit fuchen, die Regierung weiter zu drängen. 68 ift nicht möglich, auf 
die Auslafjungen des Biſchofs weiter einzugeben, und ich erjudhe das hohe 
Haus, diefe Auslafiungen nicht au berückſichtigen und zur Epezialdebatte über⸗ 
zugehen." Tas Haus entipriht diefem Anſuchen. In der Spezialdebatte 
fommt Dr. Fiquly nrchmals tarauf zuräid und entgegnet dem Biſchof: Es 
werde geſagt, die Schulgeſetze miberftritten der Religion; es fei aber nicht 
jede. Biihofsftimme aud Gottes Stimme. Eine Bereinbarung mit dem päpft- 
lichen Stuhl wolle man? Man möge doch das Rothbuch Iefen und werde 
finden, daß alle dießbezüglihen Bemühungen erfolglos geblieben ſeien. „Wir 
wollen die Religion in der Schule und überall. Man beffagt fi, daß der 
Glerus aus der Eule gewieien werde, und andererjeit3 will der Elcrus nicht 
eintreten. Tas kommt daher, weil man nicht fein will, wo man gleichberech⸗ 
tigt if, und nur dort fein will, wo man herrſchen kann.“ Schließlich beglüd- 
wünfcht er das Land, aus dem Wunde des Regierungsvertreters ſolche Aeuße⸗ 
rungen, wie eben heute, gehört zu haben. Der Antrag des Biſchofs Rudigier 
wird abgelehnt und die Borlage dießmal im Wejentlien angenommen. — 
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Der Landtag beauftragt ferner den Landesausſchuß mit ber Worbereitum 
eines Geſetzes über die Eontrole der Verwaltung dei Kirchen und Brände 
vermögend. Außerdem erklärt er, daß der Tortbefland des Concordates 
mit dem Landeswohl unvereinbar ei, und beichließt, an das Abgeordnetenhaus 
den Antrag zu ftelen: dasfelbe wolle auß eigener Jnitintive die Aufhebung 
des Concordats veranlaflen. 

Landtag von Steyermark: Reihsratbsreformfrage: Nach zwi 
tägiger Debatte, in welcher ſich Rechbauer für ein direft gewähltes Abgeordneter 
haus und ftatt des Herrenhaufes für eine Länderfammer, Kaijerfeld dagegen 
gegen die letztere Inſtitution außfpricht, entjheidet aud der Landtag gem 
Rechbauer und befchließt folgende Erklärung: „Die gegenwärtige Zuſammen⸗ 
ſetzung des Neich8rathes ift unvereinbar mit den Bedingungen des conſtitutionellen 
und parlamentarifchen Syſtems und ſtaatsrechtlich bedenklich; der Landtag ſpricht 
ſich daher für die Einführung directer Wahlen in den Reichſsrath aus, fo daß aufj 
je 50,000 Einwohner Ein Abgeoroneter entfalle, von denen ein Drittel un 
mittelbar von den Städten und Märkten, die übrigen aber mit Beibehaltung 
des Syſtems der Wahlmänner von der Übrigen Bevölkerung gewählt werben 
follen. Der Landtag erflärt fi ferner für eine höchſtens vierjährige Mandat!- 
dauer, jowie dafür, daß zur Wählbarleit die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft 
genüge. Für den Fall, daR das Abgeoronetenhaus die directen Wahlen in 
den Keichsrath beichließe, erklärt der Landtag den Baragraph 16 der Landes⸗ 
ordnung, fo weit er die Entiendung von Abgeorbneten in den Reichsrath be 
trifft, für aufgehoben. Der Landesausſchuß wird beauftragt, diefe Beſchlüffe 
dem Minifterium zur weiteren Verfügung mitzutbeilen.” In der Des. 
batte fpricht ſich SKaiferfeld aufs entichievenfte gegen den Föderalismus 
und dagegen für eine gewiſſe Centralifirung mit dem Deutſchthum als 
Mittelpunft aus: In der beftchenden Verfafſung, fagt er, feien die großen 
Principien des Einheitsftantes und der Föderation in fehr unflarer Weile 
verquidt. Diefer Wehler im Organismus werde von beiden Parteien er⸗ 
kannt, die eine wolle ihn aber durch Ausbildung des föberaliftiichen Ele 
ments, d. 5. durch eine weitere Zeriplitterung, die andere durch eine Eon- 
centration der Kräfte des Staates befeitigen. Der Föderalismus jei ein 
Unmöglichkeit, denn er wäre nicht allein der Anfang vom Ende, fondern er 
wäre bereit3 das Ende „Was wollen die Deutichen in Oeſterreich ? Jeder 
Staat erhält durch eine Nationalität ein beftimmtes Gepräge. Ueberall hat 
fih eine Nation die Oberherrichaft über die anderen errungen. Das zeigt fich 
nawentlih in Rußland, diefem Idol gemiffer Politiker. Auch in England 
ijt dieß der Fall. Die Deutfchen wollen aljo, daß ihre Sprade die Staat“ 
ſprache ſei. Kein Staat kann ohne eine foldde beflehen, nicht einmal daß freie 
Umerila. Sie wollen, daß deutiche Sprade und Bildung nirgends ausge 
ſchloſſen werde, weil mit fieben Sprachen zu regieren unmögli if. Weiter 
wollen Sie den ſtaatsrechtlichen Verband zwiſchen allen Deutichen in Wel-Defter- 
reich nicht zerriſſen fehen, nicht von gehäffigen Majoritäten unterbrüdlt werden. 
Selbft der Föderalismus ift das Streben, einzelnen Rationalitäten in gewiffen 
Neichötheilen eine Hegemonie zu geben. Was ich hier ausſpreche, ift ein Ratur- 
geje für ganz Oeſterreich, das mit dieſem fteht und fällt. Man wirft uns 
vor, daß wir über Oeſterreich hinaus bliden; ich aber ſage: Heute gibt es 
keine Defterreicher in Defterreih außer den Deutſchen. Der Föderalismus 
fann nicht zur Geltung fommen, weil ihn auch die Ungarn in ihrem eigenen 
SIntereffe nicht wollen dürfen. Er märe auch für Ungarn ber Anfang vom 
Ende.” — In Folge eines Antrags des Frhrn. v. Hammer-Purgftall auf 
gänzliche Aufhebung des Concordats wird beſchloſſen: „Indem der Land- 
tag feine Hebergeugung ausſpricht, daß das mit dem Patente vom 5. Ro 
vember 1855 als Geſeg kundgemachte Uebereinkommen mit dem heiligen Stuhle 
bom 18. Auguft 1855 (Eoncorbat) mit den unveräußerliden Souveränetäts« 
rechten des Staates unvereinbar und defien Rüdwirktung auf das Rand bon 
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den nachtheiligſten Folgen iſt, ſtellt der Landtag an die Regierung das Er⸗ 
fuchen, ehemöglichſt den Entwurf eines Geſetzes dem Reichsrathe zur verfaſ⸗ 
ſungsmäßigen Behandlung vorzulegen, durch welches jenes Patent, inſofern 
defien Beſtimmungen nicht bereits durch die Staatsgrundgeſetze und die auf 
verfafjungsmäßigem Wege erlafienen Gejege aufgehoben find, aufgehoben und 
die in diefem Batente berührten Gegenftände, inſoweit fie zur ftaatlidhen 
Geſetzgebung gehören, verfafjungsmäßig geregelt werden." Die Competenz des 
Landtages zu diefem Antrage wird aus der Landesordnung nachgewieſen, 
welde diefen das Recht zur Aeußerung über die Rückwirkung der Geſete auf 
das Land verleiht. Ber Slovenenführer Herman bridt indeß eine Lanze für 
das Concordat, beihuldigt die Deutichen, daß nur fie das Eoncordat angreifen, 
während daS politijch gereiftere Volk der Slaven die richtige Erfenntniß der 
mwohlthätigen Folgen des Concordats gegenüber der vernichtenden Omnipotenz 
des Staats befite, und beantragt Üebergang zur Tagesordnung. Nach einer 
glänzenden Antwort Rechbauer's nimmt der Landtag mit allen gegen Herman’ 
Stimme, den fogar die beiden anderen im Hauſe anweſenden Slovenen im 
Stide laffen, den Ausihußantrag an. — Gegen den Schluß des Landtags 
verſuchen die jlovenijchen Mitglieder des Landtags, aufgeſtachelt durch die 
Erfolge ihrer Nationalen in Krain, auch in Graz eine jchroffere Stellung 
einzunehmen: fünf derfelben erklären geradezu, fih an den weiteren Verhand⸗ 
Lungen nit mehr beiheiligen zu können. Der Landtag erklärt jedoch ohne 
Berzug dieſes Benehmen für landesverfaſſungs⸗ und geſchäftsordnungswidrig 
und beſchließt demgemäß, diefe Mitglieder aufzufordern, entweder an den Vers 
handlungen fofort wieder theilzunehmen oder ihre Mandate niederzulegen. 


Landtag von Käaͤrnthen. Frage der Reihsrathsreform: Der 
Landtag erklärt fih für Einführung directer Reichsrathswahlen, Berboppelung 
der Zahl der Abgeordneten, Abkürzung der Wahlperiode und Zufammenfegung 
des Herrenbaufes durch Abgeordnete der Landtage. — Frage einer Res 
form der Landesverfaffung: es wird beſchloſſen, die Regierung zu er» 
fuchen, eine Reform der Landesordnung und der Landeswahlordnung im 
Sinne ausgevehnterer activer und pafjiver Wahlfähigkeit und mit Bejeitigung 
des Gruppenſyſtems vorzubereiten. 

Der Landtag von Krain erklärt fi für die Gleichberechtigung der To. 
veniſchen Sprade in den Gymnaſien und für die Errichtung einer jlovenifchen 
Rehtsacademie in Laibach, jowie, gegen den Widerfprud des Regierungsver« 
treiers, für obligatoriihe (flatt der bisherigen freimilligen) Einführung der 
floveniiden Sprache in der Volksſchule und in allen Aemtern der Üegierung. 
Der zu Vorſchlägen über eine Revifion der Staatögrundgejete gewählte Ausſchuß 
beantragt die Abänderung der Berfafjung im Sinne einer erweiterten 
Länderautonomie;, Yuftiz, Eultus, Unterricht und die ganze Landesverwaltung 
follen aus der Competenz des Reichſsrathes ausgefchieden werden und den Land⸗ 
tagen zufallen, die Länder follen Gruppen nad Maßgabe des Hiftorifchen 
Rechtes, der Volksabſtammung und materieller oder finanziellee Verhältniffe 
bilden. Die Regierung kommt einem dieſen Vorſchlägen entiprehenden Bes 
ſchluſſe und den dafür bereits in Ausficht genommenen Demonftrationen jloves 
niſcher Maſſen nur dadurch zuvor, daß fie den Landesſtatthalter telegraphiſch 
anweiſt, die Sefjion unverzüglich zu jchließen, was am 22. Oct. geſchieht. 

Der Kandtag von Salzburg erklärt fih inder Reihsrathsreform- 
frage mit großer Majorität für die Einführung directer Wahlen zum Reichs⸗ 
rath unter Beibehaltung der beftehenden Interefiengruppen aus, für Vermeh⸗ 
zung der Abgeorbnetenzahl auf da8 Doppelte, für eine vierjährige Mandats⸗ 
Dauer, geheine Abjtimmung und Ausdehnung der pafliven Wahlfähigfeit auf 
alle in einem der Länder der dieffeitigen Reichshälfte Wahlberechtigten und 
erllärt für den Wall der Einführung directer Wahlen alle entgegenftehenden 
Beſtimmungen der Landesordnung für aufgehoben. 
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Der Landtag von Vorarlberg erflärt ſich in der Reichſraths⸗ 
reformfrage für diejelbe mit Beibehaltung der Gruppen und Wbfürjung 
der Mandatsdauer und nimmt die Vorlage der Regierung bez. Bolt: 
ſchulgejeg ohue weientlihe Modificationen an. 

Landtag von Tyrol: Frage der Reihsratbsreform: Der Aus 
ſchuß bringt ein WMajoritäts- und ein Minoritätsootum ein. Der Berid- 
erflatter der Mehrheit, Frhr. v. Giovanelli, ftellt den Antrag: daß über dirie 
Frage zur Tagesordnung übergegangen werde, weil durch die neuen Reichs 
rathswahlen die ſtaatsrechtliche Vedeutung und Exiſtenz Tyrols verlegt, un 
das Land in feinen vorzüglichften politiichen Rechten geſchädigt werde. Der 
Berichterftatter der Minderheit, Dr. Harum, ftellt den Antrag: der Landte: 
möge fi für die SHerbeiführung der directen Wahl der Reihsretbsabgerr> 
in dem Sinn ausiprecden, daß dieje nicht vom Landtag gewählt werben. Rad 
einer langen Debatte, an welcher fih die tüchtigfien Redner beider Parteien 
betheiligen, wird bei namentlicher Abflimmung der Untrag der Minderheit 
mit 33 (clericalen) gegen 21 (liberale) Stimmen abgelehnt und dagegen de: 
Majoritätsantrag angenommen. — Schulaufſichtsgeſeiß: Da das im 
vorigen Jahr von der clericalen Mehrheit beichlofiene Beje vom Kaiſer nicht 
beftätigt worden war, fo bringt die Regierung die Borlage nochmals cin. 
Der Landtag beichließt, die Regierungsvorlage dießmal zwar zu acceptiren, 
aber daran zmei Beringungen zu fnüpfen, näumlich, daB die drei Landes 
bifhöfe (von Salzburg, Briren und Trient) im Landesihulratge Über die 
Einführung der Schulbücher zu entidgeiden haben und außerdem be3. der Anſtel⸗ 
lung jener Lehrer, deren „religiös-fittliches Verhalten ihrer Anſchauung nad 
nicht correet ift”, ein Veto erhalten. Da die Regierung auf diefe Bebingun- 
gen, welche zu der Abjicht der Vorlage, die Volksſchule von clericaler Bevor- 
mundung zu emancipiren, in directem Gegenſatze fteht, natürli nicht eingehen 
wird, jo kann auch diejes Geſetz als abgelehnt betrachtet werten. licher das 
Volktsſchulgeſetz (bez. Regelung der Errichtung, der Erhaltung und des 
Beſuchs der Volksſchulen) wird na dem Antrage des Ausſchuſſes einfach zur 
Tagesordnung geſchritten. — Die Öefegesvorlage bez. der Landesverthei—⸗ 
digung ruft eine bejonders erregte Debatte hervor. Tyrol genießt nämlich 
von der neuen Mehrorganifation bedeutende Ausnahmen in Bezug auf die 
allgeıneine Wehrpfliht und die Landwehr, indem es nur ein Saiferjäger- 
Regiment ftelt und nur einen Landfturm beiitt. Es handelte ji nun um 
die Teftitellung einer ausnahmsweiſen Tienitleiftung der nicht in das Kaiſer⸗ 
jäger-Regiment eingercihten Landesihügen außerhalb des Landes (Tyrols;, 
wenn diejes jelbit in keiner Weije bedroht if. Die Regierung will in dielem 
Hall die Landesihügen dur Decret des Kaiſers verwenden können. Die cle 
ricale Majorität beantragt indeß die jragliche Verwendung der Landesſchützen 
„nur nach vorhergegangener Zuſtimmung des Landtags zuzugeſtehen“, die libe⸗ 
rale Minorität, daß im fraglichen Falle ein Theil der Landesſchützen. höchſtens 
bis zur Hälfte, ausnahmsweiſe und auf bejonderen Aufruf des Kaiſers außer⸗ 
halb des Landes verwendet werben könne. Der Führer der Liberalen, Prof. 
Harum, betont, daß der Landtag durch Ablehnung der nur billigen Forde⸗ 
zung der Regierung Gefahr laufe, feine bisherige ausnahmsweile Begüniti- 
gung mit Recht zu verlieren, da vom Rechtsſtandpunkte nichts entgegenfiehe. 
wenn die Regierung das auf Tyrol nad feiner Bevölkerungszahl entfallende 
volle Eontingent fordere, d. h. 21,000 Mann ftatt der bisherigen blog 
10,000 Kaiferjägern. Der Etatthalter v. Laſſer erflärt: Wenn Oefterreich fällt, 
fallt auch Tyrol; die kaiſerl. Regierung habe alles zugeflanden, was fie, ohne 
die Pflichten gegen das Reich und die übrigen Provinzen zu verliehen, habe 
zugeftehen können. Wenn nun diefes Wohlwollen nit mit Dank, ſondern 
mit Zurüdweijung der bilfigften Anforderungen beantwortet werde, fo jet dieß 
ein Beweis, wie weit die übrigen Kronländer auf Tyrol rechnen können. Tie 
Regierung müſſe in der Haltung der Majorität eine Herausforderung er⸗ 
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bliden. Die Antwort werbe fie nicht ſchuldig bleiben; fie werde wohl Mittel 
finden, die Wehrkraft des Landes Tyrol für das Neih heranzuziehen. Bei 
namentlicher Abſtimmung wird die Vorlage der Regierung jedoch trotzdem 
abgelehnt und der clericale Antrag mit 31 gegen 21 Stimmen zum Beſchluß 
erhoben. — Das Haupigewidt der Thätigkeit des Landtags fällt auf den 
Verſuch der clericalen WMajorität, fi von der Dezemberverfaffung geradezu 
loszuſagen und gegen diejelbe eine ähnliche Stellung wie die czechiſchen Decla⸗ 
ranien Böhmens und Mährens einzunchmen. Zu diefem Zwede wird bald 
nad) Eröffnung des Landtags der Antrag eingebradt, „ein Gomits von 
5 Mitgliedern aus dem Haufe zu mählen, weldes, mit NRüdfidht auf die be= 
reits im Jahr 1867 an den Kaiſer gerichtete Adrefie und die in derfelben be- 
zeichnete Verwahrung der Landesrechte, die Stellung des Landes gegenüber 
den feither erfchienenen Gejegen zu prüfen und die zur Erhaltung der provin⸗ 
ziellen Selbftändigfeit geeigneten Maßregeln zu beantragen babe.” Die cleri« 
cale Mehrheit genehmigt jofort den Antrag und beftellt das Comité, mit volls 
ſtändigem Ausihluß der Dlinderheit, aus lauter Glericalen, worunter auch 
P. Greuter. Diefes Eomits bringt nun den Antrag auf Erlaß einer Des 
claration ein, welde wörtlih aljo lautet: 1) Die Berfafiungsgelege vom 
21. Dezember 1867 find unvereinbarlih mit den öffentliden Rechte und der 
ſtaatsrechtlichen Stellung Tyrols und führen in ihrer weiteren Entwidlung 
zur Bernidhtung der politiſchen Eriftenz des Landes; 2) der Landtag ſpricht 
feine Uleberzeugung aus, dab der Reichsrath nicht berechtigt ift, Über die Lane 
desrechte Tyrols, über jeine Stellung zur Geſammtmonarchie, über jeine 
Selbftändigkeit und flaatärechtlide Bedeutung ohne Zuftimmung des Landes 
endgiltig zu entſcheiden; 3) der Landtag hat in der an Se. Majeftät am 
1. März) 1867 gerichteten Adreſſe die Verwahrung der Landesrechte aus⸗ 
geiprochen und wiederholt heute dieſe Berwahrung gegen die jeither erſchienenen 
Geſetze und will die öffentlihen Gerechtſame Tyrols als eines jelbftändigen 
Theiles der Geſammtmonarchie aufrecht erhalten willen; 4) der Landtag, in 
Unterordnung unter den Landesfürften und ben Kaiſer, nimmt das Recht der 
Geſetzgebung in allen Angelegenheiten in Aniprud, deren gemeinjame Behand» 
Iung zur Erhaltung und Förderung der Einheit und Macht der Geſammt⸗ 
monardie nicht nothwendig ift; 5) das Land Tyrol fordert insbeſondere als 
fein Recht, daß die Geſetze in Schul» und Eheſachen mit den Geſetzen der Ta» 
tHoliichen Kirche nicht in Widerſpruch feien; 6) Tyrol ift bereit, zur Regelung 
der ſtaatsrechtlichen Berhältniffe der Monardie auf Grundlage des mit kaiſer⸗ 
Iihem Diplom vom 20. October 1860 erlaflenen Staatsgrundgeſetzes mittels 
gemeinfomer Beratfung mitzuwirken.” Der Antrag führt zu einer äußerft 
bigigen Debatte. Der Statthalter Lafer weiſt die Unfehlbarfeit des jeder 
»ofitiven und rechtlichen Grundlage entbehrenden Antrags, den er als form- 
und gegenftandsloß bezeichnet, in eindringlicher Rede nad. Da die Annahme 
defielben jeitens der clericalen Landtagsmehrheit jedoch von vorneherein nicht 
zweifelhaft if, jo fordert ex vor der Abftimmung den Landeshauptmann auf, 
den Landtag im Namen Sr. Majeftät zu ſchließen, „um der Agitation nad 
auken hin durch einen Beſchluß im Sinne des Antrags nicht einen weiteren 
Anhaltspunkt zu geben“. (29. Oct.) 

Landtag von Böhmen: Der Statthaltereileiter FMV. v. Koller eröffnet 
den Landtag am 30. Sept., das Feſthalten an der Berfaffung betonend. 
Sämmtliche czechiſche Abgeorbnete, fowie die Biichdfe fehlen, der Erzbiſchof 
hat es auch abgelehnt, die übliche Meſſe zu leſen. Der Landtag it wie ſchon 
voriges Jahr auch ohne die Ezechen beichlußfähig. Die nicht erjchienenen ezechi⸗ 
{chen Beclaranten (es find deren dieſes Jahr 84, im vorigen Jahr waren 
ihrer nur 71) werden ihrer Mandate für verluftig erflärt (28. Och), — 
Bezüglich der Reihsratbswahlreform wird (27. Oct.) mit allen gegen 
4 Stimmen (von denen aber 3 fi} für eine nod) weiter gehende Reform er- 
lärten) beſchloſſen: „Der Landtag empfiehlt der Regierung, im berfaffungs« 
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mäßigen Wege dahin zu wirken, daß die Mitglieder des Abgeordnnetenhaukt 
unmittelbar dur die Landtagswahlberedhtigten der Gruppen, jedoch unter 
Aufrehihaltung des Syftems der Wahlmänner für die Landgemeinden gr 
wählt, die Zahl diefer Abgeordneten für jede der Gruppen verdoppelt, die cr! 
die einzelnen Gruppen der Stadt» und Nandbezirke entfallende verboppelte Zehl 
der Abgeordneten auf Kleinere, innerhalb diefer Gruppen zu bildende Watl- 
bezirfe zweckmäßig vertheilt werde und daß bei den unmittelbaren Wablen 
für den Reichſsrath die geheime Abſtimmung durd Stimmzettel Plaß greife. 
Der Landtag eradiet e8 für zweckmäßig, die.jett auf ſechs Jahre feſtgeßelt 
Mandatsdauer der Abgeordneten beizubehalten.” Brei Tage fpäter (30. Ca. 
beichließt der Landtag auf den Antrag des Führers der Berfafjungspertei 
Dr. Schmeykal eine Adreſſe an den Kaiſer, welche die jegensreide Ein- 
wirkung der neuen Staatögrundgefehe, die der Landtag als Bürgichaft für 
den Beftand und die Madıtftellung des Reichs aufgefaht habe, betont, und 
dann, auf daß ablehnende Berhalten der czechiſchen Bevölkerung des Konig⸗ 
reichs gegenüber der neuen Ordnung übergehend, wie folgt fortfährt: „Ser 
augenſcheinlich günftigen, die ſchönſte Zukunft der Kraft und Macht des Ban: 
zen und feiner Theile verbeißenden Geftaltung der Bffentlihen Verhältniße 
gegenüber müſſen wir mit aufrichtigem Schmerze den grundſätzlichen Zwieſpolt 
der Meinungen beflagen, welcher, hervorgerufen durch eine vom giltigen Ge 
fee abweichende Auffaffung der rechtlichen Stellung des Slönigreiches Böhme: 
zum Reiche und geihärft durch die verihiedene Stammesart, im Lande befteht. 
Wir beflagen diejen Zwieſpalt um fo tiefer, als die Anhänger jener Aufiai- 
ung, welche für das Königreih Böhmen ein befonderes Staatsredht und als 
defien Folge ein der Stellung Ungarns gleihes Mak von Eelbftändigfeit in 
Anſpruch nimmt, fih von den beftehenden Staatsgrundgeichen abwenden, gegen 
diefelben und ihre Gonfequenzen ankämpfen und ihre Theilnahıne an arund 
gefetzlich gemährleifteten öffentlihen Thätigkeiten, insbejondere der Reichs⸗ und 
Sandesvertretung, verfagen. Der Landtag des Konigreichs aber, fefthaltend 
an dem allein geltenden Rechte und an der durch die pragmatiſche Sanction 
befiegelten und über allen Wechjel der Zufälligfeiten und Meinungen geftelltn 
Untrennbarteit Oecfterreihs, vermag weder in den früheren Landesordnungen 
und Privilegien, noch in dem Patente vom 8. April 1848 die Begründung 
eines giltigen Staatsrechtes des Königreich Böhmen und die Berechtigung zu 
einer Sonderftellung deflelben gegenüber dem Reiche außerhalb de8 Rahmens 
der beftehenden Berfaffung zu erbliden.... . Allen auch abgefehen vom mans 
gelnden Rechte, können wir uns der Belorgnik vor jenen ernften Nachtheilen 
und Gefahren nicht verſchließen, welche eine jogenannte ſtaatsrechtliche Sonde 
rung Böhmen? fir das Neih und für Böhmen unabwendbar im Gefolge 
gaben müßte. An die Stelle der Einheit und Macht des Neiches, welche der 
andtag fletS als Bedingungen des Gedeihens von Böhmen anerfannte, müßte 
mit jener politiihen Sonderung ein Zuftand der Zerklüftung und Schwäche 
treten, weldder um fo gefährlicher ſich erweiſen würde, als mit ibm zugleid 
die Verrüdung der jet ermöglichten gleichberedhtigten Etellung beider Volks⸗ 
ftämme des Landes eintreten würde. Der Landtag erkennt es daher für jeine 
Pflicht, vor den Stufen des Thron auszusprechen, daß er an den Staatsgrund- 
gelegen als den allein giltigen Grundfeften des öffentlichen Rechtes des Reiches 
und des Königreiches Böhmen fefthalten und unverbrüdlich fefthalten werde. 
In diefer Ueberzeugung hoffen wir zuverfichtlih, daß, was immer diejes be⸗ 
ftehende Berfafiungsrecht gefährden oder mindern könnte, von Eurer Majeftät 
nicht werde zugelafien werden. Auf dem Rechtsboden unjerer Berfaflung 
allein, welche allen Nationalitäten Oeſterreichs eine glei freie Stätte bietet, 
innerhalb derjelben und in ihrem Geifte vermögen wir nur die Beilegung des 
herrjchenden Widerftreites der Meinungen zu ſuchen und in gerechter, dauern⸗ 
ber Weile zu finden.” Der Landtag wird hierauf gefchlofien. 
Zandtag von Mähren: Auch hier find die czechiſchen Declaranten nicht 
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im VLandtage erſchienen und werben deßhalbeg wie in Böhmen ihrer 
Mandate für verlufiig erflärt. Der Landtag ſpricht fih bez. der Reichß⸗ 
ratbsreform für eine directe Wahl des Neichsratäs und fiir Vermehrung 
der Abgeordnetenzahl aus und genehmigt die ihn von der Regierung vor⸗ 
gelegten Schulgefegentwürfe, indem er dem Religionslehrer eine Birilfiimme 
im Oberſchulrath einräumt, jedoch nur nad vorheriger VBeeidigung auf bie 
Staatsgrundgeſetze. 

Der Landtag von Schleſten erflärt fi bez. der Reichſsrathöwahl⸗ 
reform für directe Wahlen und für Vermehrung der Abgeordnetenzahl, jedoch 
unter Beibehaltung des Gruppenſyſtems. Das Bollsihulgejeg wird nad 
der Borlage angenommen und dabei ein Antrag auf Wufhebung des Schul⸗ 
geldes abgelehnt. 

Landtag von Galizien: BDerielbe erregt unter allen Landtagen das 
größte Interefie, da die von demfelben am 24. Sept. v. J. beichoflene, vom 
Reichsrath nicht zurückgewieſene, aber unerledigt gelaſſene Refolution von 
den ſämmtlichen unzufrievenen Nationalitäten Oeſterreichs als der Bahnbrecher 
für die Befriedigung ihrer Wünjhe und die Einführung des Föderalismus 
betraditet wird. Bon vorneherein Iafien fi im Landtage — abgeiehen von 
der rutheniſchen Fraction — drei Parteien unterſcheiden, die entſchieden demo⸗ 
kratiſche unter Smolka, die fog. NRejolutioniftenpartei, der ſich alle entſchieden 
ariftofratifchen Elemente angeſchloſſen haben, unter Zybliekiewicz und Anderen, 
und endlich die gemäßigte der Regierung am nächſten fiehende unter Ziemial« 
kowsti; die Nejolutioniftenpartei ift die zahlreichſte, berigt jedoch nur in Ber» 
bindung mit irgend einer der anderen die Majorität. Kaum ift der Landtag 
zufammengetreten, fo ftelt Smolfa den föderaliftiiden Antrag, den Reichsrath 
nicht weiter zu beihiden. Der Antrag wird indeß abgelehnt, il erringen 
die og. Refolutioniften in Berbindung mit der Partei der Gemähigten ben 
Sieg nur mit 57 gegen 54 Stimmen. Gleich darauf trifft jedoch die Partei 
der Bemäßigten ein harter Schlag, indem es Smolka und den Demokraten 
gelingt, die Wiederwahl ihres Führers Ziemiallomsti’s und mehrerer jeiner 
Unbänger, die ihre Mandate niedergelegt hatten, um fih freiwillig einer Reu- 
wahl zu unterziehen, in Lemberg zu vereiteln. Darauf ſchlägt der Landtags 
ausſchuß vor, die Erneuerung der vorjährigen Refolution zu beſchließen und 
zugleid eine Adrejje an die Krone zu richten, deren Schwerpunkt in dem 
Paffus gipfelt: daß, „wie die Polen fi bis jetzt von Feiner Form des conſti⸗ 
tutionellen Lebens in Oeſterreich ausgeichlofien hatten, fie ſich auch gegenwärtig 
von demfelben nicht ausichließen werben, in der Hoffnung bezüglich der weſent⸗ 
lichſten Beblirfnifie ihres Bandes vor keinem unveränderlichen und abgeichlofie- 
nen Geſetzbuch zu ftehen.” Es follte dieß eine ſchwache Andeutung der foge 
nannten bedingten Reichsrathsbeſchickung fein, d. h. lediglich um die Refolution 
im Reichßrath durchzuſetzen und denjelben jofort zu verlafien, wenn dieß nicht 
möglich fein jollte. Die Debatte dauert vier volle Tage. Die Regierung übt 
dabei zu Bunften gemäßigter Beichlüffe einen gewiſſen Drud aus, indem fie 
deutlich zu verftehen gibt, daß fie für den Fall rein füderaler Beſchlüſſe den 
Landtag auflöien und directe Wahlen anordnen würde. Auch Graf Wodzizki 
warnt vor der Provocirung directer Wahlen, ſpricht aber fon für einen 
durch partielle Compromiſſe mit den einzelnen Ländern herzuftellenden Födera⸗ 
Iismusß, den er auch in der Worefle zum Ausdruck zu bringen beantragt. 
Trotz der Unterflügung der geſammten hohen Ariftofratie: der Fürften Sapieha, 
Sanguszto und Gzartorpski, der Grafen Boslomsti und Tarnowski, die ſich 
jämmtlih zum Foͤderalismus befennen — auch Zybliekiewicz ſagt unter großer 
Senjation, er ſei Föderaliſt — wird das Amendement Wobdzizli’s dennoch 
verworfen, Die gemäßigtere Anſicht fiegt, und Gommilfionsantrag und Worefie 
werben unverändert angenommen; nur ein fcharfer Pafjus gegen den Gentra- 
lismus, „der, wie ſchon oft, auch jegt wieder das Weich immer mehr zerrüttet, 
anftatt es zu confolidiren”, wird als vom Ausihuß ſelbſt beantragt in bie 
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mäßigen Wege dahin zu wirken, daß die Mitglieder des Abgeordnetenhanies 
unmittelbar durch die Landtagswahlbereitigten der Gruppen, jedoch um 
Aufrechthaltung des Syſtems der Wahlmänner für die Landgemeinden ge 
wählt, die Zahl diefer Abgeordneten für jede der Gruppen verdoppelt, die cat 
die einzelnen Gruppen der Stadt⸗ und Landbezirke entfallende verdoppelte Sch. 
der Abgeordneten auf Fleinere, innerhalb diefer Gruppen zu bildende Mehl. 
bezirke zwedmäßig vertheilt werde und daß bei den unmittelbaren Watie: 
für den Reichsrath die geheime Abflimmung dur Stimmzettel Plat greift. 
Der Landtag erachtet es für zweckmäßig, die jetzt auf ſechs Jahre Feitgeftelt: 
Diandatsdauer der Abgeordneten beizubehalten.“ Brei Tage fpäter (30. Oct. 
beichließt der Landtag auf den Antrag des Führer der Verfafſungspartei 
Dr. Schmeykal eine Adreſſe an den Kaiſer, welde die ſegensreiche Ein 
wirkung der neuen Staat3grundgefehe, die der Landtag als Bürgschaft fur 
den Beſtand und die Machtſtellung de8 Reichs aufgefakt Gabe, betont, und 
dann, auf daB ablehnende Berhalten der czechifchen Bevölterung des König» 
reichs gegenüber der neuen Ordnung übergehend, mie folgt fortfährt: „Ter 
augenſcheinlich glnftigen, die fchönfte Zukunft der Kraft und Macht des Gan⸗ 
zen und feiner Theile verheißenden Geftaltung der öffentlichen Berbältnine 
gegenüber müſſen wir mit aufrichtigem Schmerze den grundjätlichden SZmieirelt 
der Meinungen beflagen, mweldher, hervorgerufen durch eine vom giltigen Ge⸗ 
fee abweichende Auffaffung der rechtlichen Stellung des Königreiches Böhmen 
zum Reihe und gefchärft durch die verichiedene Etammesart, im Lande beitcht. 
Wir beflagen diejen Zwielpalt um fo tiefer, als die Anhänger jener Auffai- 
ung, mwelde für das Königreich Böhmen ein beſonderes Staatsrecht und els 
deſſen Folge ein der Stellung Ungarns gleihes Maß von Eelhftändigfeit in 
Anſpruch nimmt, fi von den beftehenden Staatsgrundgeichen abwenden, gegen 
diejelben und ihre Eonjequenzen anfämpfen und ihre Theilnahme an grund 
gefetzlich gemährleifteten öffentlihen Thätigkeiten, insbejondere der Neichs⸗ un) 
Zantesvertretung, verfagen. Der Landtag des Königreich aber, fefthaltend 
an dem allein geltenden Rechte und an der durch die pranmatiiche Sanctısn 
bejiegelten und über allen Wechſel der Zufälligkeiten und Meinungen geſtellten 
Untrennbarteit Oecfterreih8, vermag weder in den früheren Landesordnungen 
und Privilegien, noch in dem Patente vom 8. April 1848 die Begrfindung 
eines giltigen Staatsrechtes des ſönigreichss Böhmen und die Berechtigung zu 
einer Sonderftellung defjelben gegenüber dem Neihe außerhalb des Nahmers 
der heftehenden Verfafſung zu erbliden. .. . Allein auch abgefehen vom man» 
gelnden Nechte, können wir uns der Beſorgniß vor jenen ernften Nachtheilen 
und Gefahren nicht verfchlichen, welche eine ſogenannte ſtaatsrechtliche Sonde⸗ 
rung Böhmens für das Reich und für Böhmen unabwendhar im Geiolge 
gaben müßte. An die Stelle der Einheit und Madıt des Reiches, melde der 
andtag ftetS als Beringungen des Gedeihens von Böhmen anerfannte, mükte 
mit jener politifhen Sonderung ein Zuftand der Zerflüftung und Schwäde 
treten, welcher um fo gefährlicher ſich erweiſen würde, als mit ihm zugleich 
die Verrüdung der jeht ermöglichten gleihberechtigten Stellung beider Volks⸗ 
ftämme de8 Landes eintreten würde. Der Landtag ertennt es daher für feine 
Pflicht, vor den Stufen des Throns auszuſprechen, daß er an den Staatsgrund- 
gejegen als den allein giltigen Grundfeften des öffentlichen Rechtes des Reiches 
und des Königreiches Böhmen fefthalten und unverbrüchlich feithalten werde. 
Sn diefer Ueberzeugung hoffen wir zuverfichtlih, daß, was immer dieſes bes 
ftehende Verfaſſungsrecht gefährden oder mindern Lönnte, von Eurer Majeftät 
nicht werde zugelaflen werben. Auf dem Nechtsboden unſerer Berfafjung 
allein, welche allen Nationalitäten Oeſterreichs eine glei freie Stätte bietet, 
innerhalb derjelben und in ihrem Geiſte vermögen wir nur die Beilegung des 
herrſchenden Wiberftreites der Meinungen zu ſuchen und in gerechter, dauern⸗ 
der Weiſe zu finden.“ Der Landtag wird hierauf geichloffen. 
Randtag von Mähren: Auch hier find die czechiſchen Declaranten nicht 
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im Sandtage eriägienen und werben bekhalb 9 wie in Böhmen ihrer 
Mandate für veriuftig erflärt. Der Landtag ſpricht ih bez. der Reichß⸗ 
zathsreform für eine directe Wahl des Neihsraihs und für Bermebrung 
der Abgeordnetenzahl aus und genehmigt die ihm von der Regierung vor⸗ 
gelegten Schulgefegentiärfe, indem er dem Religionslehrer eine Virilſtimme 
im Oberſchulrath einräumt, jedoch nur nad) vorheriger Beeidigung auf die 
Gtaatögrundgeicke. 

Der Randtag von Schleſten erklärt fi bez. der Reichſrathtwahl⸗ 
reform für directe Wahlen und für Vermehrung der Uhgeorbnetenzahl, jedoch 
unter Beibehaltung des Sruppenioftems. Das Bollsihulgejeg wird nad 
der Borlage angenommen und dabei ein Antrag auf Aufhebung des Schul⸗ 
geldes abgelehnt. 

Landtag von Galizien: BDerfelbe erregt unter allen Sandtagen das 
größte Interefie, da die von demfelben am 24. Sept. v. J. beidhoflene, vom 
Reichßrath nicht zurückgewieſene, aber unerledigt gelafiene Rejolution von 
den jämmtlicden unzufrievenen Nationalitäten Oeſterreichs als der Bahnbrecher 
für die Behriedigung ihrer Wunſche und die Einführung des Föderalimus 
betradjtet wird. Bon vorneherein Lafien fi im Vandtage — abgeiehen von 
der rutheniſchen Fraction — drei Parteien unterfcheiden, die entichieden demo⸗ 
kratiſche unter Smolta, die jog. Reiolutioniftenpartei, der fi alle entichieden 
ariftofratifchen Elemente angeſchloſſen haben, unter Zybliekiewicz und Underen, 
und endlich die gemäßigte der Regierung am nädften ſtehende unter Ziemial⸗ 
kowsti; die Rejolutioniftenpartei ift die zahlreichſte beit jedoch nur in Ber 
bindung mit irgend einer der anderen die Majorität. Kaum ift der Sandtag 
zufammengetreten, fo ftellt Smolka den foͤderaliſtiſchen Untrag, den Reihsrath 
nicht weiter zu beichiden. Der Antrag wird indeß abgelehnt, doch erringen 
die fog. Reſolutioniſten in Berbindung mit der Partei der Bemäßigten den 
Sieg nur mit 57 gegen 54 Stimmen. Gleich darauf trifft jedoch die Partei 
der Gemäßigten ein harter Schlag, indem es Emolka und den Demokraten 
gelingt, die Wiederwahl ihres Führers Ziemiallomsti’s und mehrerer jeiner 
Unbhänger, die ihre Mandate niedergelegt hatten, um fi freiwillig einer Reu- 
wahl zu unterziehen, in Lemberg zu vereiteln. Darauf ſchlägt der Bandtags- 
ausſchuß vor, die Erneuerung der vorjährigen Refolution zu beichließen und 
zugleih eine Adreſſe an die Krone zu richten, deren Schwerpunkt in dem 
Paſſus gipfelt: daß, „wie die Polen fi bis jegt von keiner Form des conſti⸗ 
tutionellen Lebens in Oeſterreich ausgeſchlofſen hatten, fie fi) aud gegenwärtig 
von demfelben nicht ausichließen werden, in der Hoffnung bezüglich der weſent⸗ 
lichſten Bedurfniſſe ihres Landes vor keinem unveränderlien und abgeſchlofſe⸗ 
nen Geſetzbuch zu fliehen.” Es follte dieß eine ſchwache Andeutung der ſoge⸗ 
nannten bedingten Reichßrathsbeſchickung fein, d. h. lediglich um die Refolution 
im Reichsſrath durchzuſetzen und denfelben jofort zu verlaflen, wenn dieß nicht 
möglich fein follte. Die Debatte dauert vier volle Tage. Die Regierung übt 
Dabei zu Bunften gemäßigter Beichlüffe einen gewifien Drud aus, indem fie 
deutli) zu verftehen gibt, daß fie für den all rein föderaler Beſchlüſſe den 
Landtag auflöfen und directe Wahlen anordnen würde. Auch Graf Wodzizki 
warnt vor der Provocirung directer Wahlen, ſpricht aber jonft für einen 
durch partielle Gompromiffe mit den einzelnen Ländern hberzuftellenden Ibdera⸗ 
Iismuß, den er auch in der Worefle zum Ausdruck zu bringen beantragt. 
Trotz der Unterftügung der gefammten hohen Uriftofratie: der Yürften Sapieha, 
Sanguszko und Gzartoryski, der Grafen Boskomsti und Tarnowski, die fi 
jammtlih zum Töderalismus beiennen — auch Zybliekiewiez jagt unter großer 
Semjation, er ſei Föderaliſt — wird das Amendement Wodzizki's dennoch 
verworfen. Die gemäßigtere Unficht fiegt, und Eommilfionsantrag und Adreſſe 
werden unverändert angenommen; nur ein fcharfer Pafjus gegen den Gentra- 
lismus, „der, wie ſchon oft, auch jegt wieder das Weich immer mehr zerrüttet, 
anftatt es zu coniolidiren", wird als vom Wusihuß ſelbſt beantragt in bie 
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Stand der Debatte. Bei der Abſtimmung wird der Antrag Tinti mit 34 
Stimmen abgelehnt. Kür den Schilcher'ſchen Antrag erheben fig uur zwei 
Abgeordnete. Ueber Punkt 6 kommt eine Iebhafte Debatte in Fluß. Ser 
Antrag des Ausſchuſſes: „Die Anzahl der Abgeorbnieten aus dem Grokgrund- 
befit und den Handelskammern fol jedoch nicht verdoppelt werden, wirb ab⸗ 
nelehnt, und daher Punkt 6 geſtrichen. Dit diefer einzigen, allerdings wid- 
tigen, Ausnahme werden die Anträge des Ausfchuffes unverändert angenommen. 

Revifion der Landesordnung und der Zandtogswahlord- 
nung. Ter Ausſchuß beantragt, von der Revifion der crfleren, da es noth- 
wendig ſei, daß man die Kraft aller Beſtrebungen auf die Durchführung ber 
Mahlreform für den Reichsrath concentrire, für jest abzufehen und dieſelbe 
bi3 nad) Ter Xoslöjung ter Reichsverfaſſung aus der unnatürliden Verbin⸗ 
dung mit den Landesverfaffungen zu vertagen. Bezüglich ter Landtagsſswahl⸗ 
ordnung beantragt der Ausſchuß mehrere Aenderungen, darunter Herabfetung 
des Wahlcenjus auf die Hälfte des bisherigen Eteuerfages und Einführung 
der geheimen und järiftlihen Stimmabgabe. Die Unträge werden mit ter 
Modification, daß alle bei den Gemeindewahlen Berechtigten aud bei den 
Wahlen zum Landtag beredhtigt fein follen, genehmigt. 

Schulaufjihtsgejeg: Das vom Landtag in feiner vorigen Seſſion 
beichloffene Echulauffihtsgejeg hatte die Taiferlihe Sandion nit erhalten, 
weil fi darin der Landtag gegen die geiftlichen Birilfiimmen im Orts⸗ und 
Bezirksſchulrathe entihieden hatte und es der freien Wahl der Gemeindever- 
tretungen überlaflen wiſſen wollte, Geifllide als Gemeindeglieder in die Schul⸗ 
räthe zu entjenden oder nicht. Um nun das Zuftandelommen des Geſetzes zu er- 
möglichen, beantragt der Schulausſchuß des Yandtags, fich zwar gegen den Eintritt 
der Ortsjeeljorger als Vertreter der Kirche in den Ortsſchulrath, aber für 
Berufung des Neligionslehrers als Lehrers in den Ortsihulrath auszuipreden. 
Die Tebatte ift eine ſehr erregte. Dr. Granitſch ftellt ren Antrag auf Weglaſ⸗ 
fung dieſes Pafus, und Dr. Eduard Kopp nimmt Anlaß, um in einer mit 
aropem Schwunge gehaltenen Rede die Annahme dieſes Antrages zu befürworten. 
Er wendet fi im Laufe feiner Ausführungen an ten in feiner Eigemihait als 
Zandtagsabgeorbnreter anweſenden Minifter Gisfra, um ihn vor einem Palte 
mit der ultramontanen Partei zu warnen und in beinahe drohenden Worten 
demjelben ein „Dene Telel” zuzurufen. Giskra ſcheint ungewiß, ob er ant- 
worten folle. Plotzlich Ipringt er in großer Errrenung mit Oftentation von 
feinem Site auf und verläßt demonfirativ den Saal. Die Tebatte wird 
hierauf unter fleter Unruhe fortgeſetzt. Als fie fih zu ihrem Ende neigt, 
ericheint Giskra wieder und ſpricht mit tem Regierungsverireter, Etatthalterei- 
Leiter v. Weber einige Worte, worauf dieſer fofort, den Referenten unter⸗ 
brechend, im Ramen der Regierung die Erklärung abgibt, daß das Geſct, 
wenn der Granitſch'ſche Antrag acceptirt würde, abermals nicht die kaiſerliche 
Sanetion erhalten werde. Unter Spannung erfolgte die Abſtimmung und 
zwar namentlich; das Nefultat derſelben befteht in der Annahme deS ver 
bängnißvollen Sranitih’iden Antrages mit 31 gegen 24 Stimmen, fo daß 
alſo die Virilſtimme wieder elimtmirt if. 

Boltsihulgejeg: Dasjelbe wird im Weſentlichen nad der Borlage 
der Regierung angenommen. Die Berathung des Geſetzes führt jedoch zu 
einem Bruch zwiſchen den Ubgeordneten aus dem fladhen Bande und benen 
der Hauptſtadi. Die erfteren nämlich, weldde die Majorität Bilden, willen in 
das Geſet eine Beftimmung aufzunehmen, wonach die eine gewiffe Höhe über- 
fleigenden Koften für Erridtung von Bezirksſchulen auf den Landesfonds 
übernommen werden follen; durch diefe Beſtimmung wird nad der Anficht 
der Wiener Abgeordneten der Landesfonds zu Bunften der ländlichen Bezirks⸗ 
fonds und auf Koften der Stadt Wien, welche nahezu % der Steuern von 
Niederöfterreich zahlt, ungebührlich belaftet. Die Verfiimmung erreicht ſchnell 
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eine ſolche Höhe, daß die Wiener Deputirten für die Reichsſsunmittelbarleit ber 
Stadt Wien agitiren. 

Landtag von Oberöſterreich: Frage der Reihsrathsreform: Es 
wird beichtoffen, die Regierung aufzufordern, daß fie in der nächſten Reichſsraths⸗ 
feifton einen Bejegentwurf über directe Wahlen in den Reichsrath einbringe. 
Die Zahl der aus den Ländern in das Abgeordnetenhaus zu entjendenven 
Abgeordneten fei jo zı vermehren, daß auf je 50,000 Einwohner ein Abges 
ordneter entfällt. Der Landtag fpricht ſich weiter für unmittelbare Wahl, ge- 
beime Abftimmung, Aufhebung der bisherigen Gruppen, vierjährige Mandats⸗ 
dauer aus und verzichtet anf das ihm zuftehende Recht der Entfendung von Abge⸗ 
ordneten in den Neichsrath, wenn das Abgeordnetenhaus directe Wahlen be» 
fliege. — Schulauffihtsgejeg: Das vom LZandtage im vorigen Jahr 
beichlofiene Geſetz Hatte die kaiſerliche Sanction nicht erhalten und die Trage 
kommt daher neuerdings zur Behandlung. Biihof Rudigier benügt die elegen- 
heit, um gegen die Giltigkeit des Gejetes v. 25. Mai 1868 und in Folge deſſen auch 
gegen den zur Berathung unterftellten Entwurf Verwahrung einzulegen. 
Tas Geſetz vom 25. Mai v. J. fei nicht die oberſte Norm, es ſei ein Staats« 
geſetz, welches ten göttlichen Geſeen nicht entipreche, und dürfe daher nicht 
befolgt werden. Tas gange Ehriftentyum falle dur das Auffichtsrecht des 
Staates. Das Schulgeſey ſtehe auch im Widerjprud mit einem höheren welt⸗ 
lichen @ejege, es verlege das Eoncordat. Ber Papſt habe den Bilchöfen die 
Estſcheidung der Frage anheimgegeben, ob es nothwendig fei, auf dad Schul⸗ 
geſetz einzugeben oder nicht; der Biſchef von Briren habe demgemäß dem 
Elerus die Theilnahme an den neuen Schulhehörden verboten, und aud der 
Elerus von Cheröfterreih werde fich nicht betheiligen. Dan möge eine Ber» 
einigung mit dem heil. Stuhle anftreben, der heil. Stuhl fei jehr zugänglich. 
(Broße Heiterkeit.) Man komme zu feinem Frieden zwiſchen Kirche und Staat, 
wenn ſolche Gefehe ohne Rüdfiht auf das Eoncordat angenommen würden. 
Er beantrage daher, „die Regierung jolle einen neuen Gelekentwurf mit Ve⸗ 
rüdfihtigung des Concordates oder einer neuen Vereinbarung mit dem heili⸗ 
gen Stuhle vorlegen.” Darauf ermwidert unter großem Beifall der Verſamm⸗ 
lung der Statthalter: „Zie Rebe, die wir eben Lörten, tritt aus den 
Grenzen, welde negchen find. Die Tandtage find durd das Geſetz berufen, 
nit um zu demoliren, jondern um zu bauen, und jedes Mitglied iſt ver- 
pflichtet, mitzuarbeiten. Der Biſchof bat gejagt, er müfle als Biſchof jo 
ſprechen, der heilige Vater habe freigeftellt, in das Gefeh einzugehen. Die 
Pflicht eines Biſchoſs verlangt aber nicht jene Sprache, wie wir fie eben ver« 
nommen haben. Mit dieſer jo weit gehenden Cppofition fteht der Biſchof 
ollein da, und ich hedauere, daB durch diefe Oppofition das Zuftendelommen 
des Geſethes erichwert wird; aber unmöglih wird es nit gemadt. Man 
fol nicht fuchen, die Regierung weiter zu drängen. 68 ift nicht möglich, auf 
die Auslafjungen des Biſchofs weiter einzugeben, und ich erſuche das hohe 
Haus, diefe Auslafiurigen nicht zw berüdfichtigen und zur Epezialbebatte über⸗ 
zugeben.” Tas Haus entipricht dieſem Anfuden. In der Spezialdebatte 
fommt Dr. Figuly nedmals tarauf zurüd und entgegnet dem Biſchof: Es 


„. werde gelagt, die Schulgeſetze widerſtritten der Religion; es fei aber nicht 


jede. Biſchofsſtimme aud Gottes Stimme. Eine Vereinbarung mit tem päpft« 
lien Stuhl wolle man? Dan möge doch das Rothbuch leſen und werde 
finden, daß alfe dießbezüglichen Bemühungen erfolglos geblieben fein. „Wir 
wollen die Religion in der Echule und überall. Man beflagt fi, daß der 
Glerus aus der Schule gewielen werde, und andercrjeit3 will der Clerus nicht 
eintreten. Tas kommt daher, weil man nicht fein will, wo man gleichberech⸗ 
tigt ift, und nur dort fein will, wo man herridden kann.“ Schließlich beglüd- 
wünjcht er das Land, aus dem Munde des Regierungsvertreterß ſolche Aeuße⸗ 
rungen, wie eben heute, nehört zu haben. Der Antrag des Biſchofs Rudigier 
wird abgelehnt und die Vorlage dießmal im Weientlihen angenommen. — 
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Der Landtag beauftragt ferner den Lanbeßausichuk mit der Worbereitung 
eines Geſetzes Uber die Eontrole der Verwaltung des Kirchen- und Pfränden 
vermögend. Wußerdem erklärt er, daß der Tortbefland des Eoncorbate 
init dem Landeswohl unvereinbar ſei, und befchliekt, an das Abgeordnetenhaus 
den Antrag zu ftellen: dasfelbe wolle auß eigener Snitiative die Aufhebung 
des Concordats veranlafien. . 
Landtag von Steyermark: Reihsrathsreformfrage: Nah zwei⸗ 
tägiger Debatte, in welcher ſich Rechbauer für ein direlt gewähltes Abgeordneten 
haus und ftatt des Herrenhaufes für eine Länderkammer, Saiferfeld dagegen 
gegen die letztere Inftitution ausſpricht, entſcheidet auch der Landtag gegen 
Rechbauer und beſchließt folgende Erklärung: „Die gegenwärtige Zuſammen⸗ 
ſetzung des Reichsrathes ift unvereinbar mit den Bedingungen de conftitutionelln 
und parlamentarifchen Syftems und flantSrechtlich bedenklich ; der Landtag ſpricht 
ſich daher für die Einführung directer Wahlen in den Reichſsrath aus, jo daB auf 
je 50,000 Einwohner Ein Abgeordneter entfalle, von denen ein Drittel un 
mittelbar von den Städten und Märkten, die übrigen aber mit Beibehaltung 
des Syſtems der Wahlmänner von der übrigen Berölferung gewählt werten 
jollen. Der Landtag erklärt fich ferner für eine höchftens vierjährige Mandats- 
dauer, ſowie dafür, daß zur Wählbarkeit die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft 
genüge. Für den Fall, daß das Abgeorbnetenhaus die directen Wahlen in 
den Reichsrath bejchließe, erflärt der Landtag den Paragraph 16 der Landes⸗ 
ordnung, jo weit er die Entjendung von Abgeorbneten in den Reichsrath be 
trifft, für aufgehoben. Der Landesausſchuß wird beauftragt, diefe Beichlüne 
dem Minifterium zur weiteren Berfügung mitzutheilen.” In der Te» 
batte Spricht ſich Kaiſerfeld aufs entichiedenfte gegen den Föderalismus 
und dagegen für eine gewiſſe Gentralifirung mit dem Deutſchthum als 
Mittelpunft aus: In der beftchenden Berfaffung, fagt er, feien die großen 
Principien des Einheitsftaates und der Föderation in ſehr unklarer Meile 
verquidt. Diefer Tehler im Organismus werde von beiden Parteien cr- 
fannt, die eine wolle ihn aber durch Ausbildung des föberaliftiichen Ele 
ments, d. 5. dur eine weitere Zerjplitterung, die andere durch eine Con⸗ 
centration der Kräfte des Staates befeitigen. Der Föderalismus fei eine 
Unmöglichkeit, denn er wäre nicht allein der Anfang vom Ende, jondern er 
wäre bereit3 das Ende „Was wollen die Deutichen in Defterreih? Jeder 
Staat erhält durch eine Nationalität ein beftimmtes Gepräge. Ueberall bat 
fih eine Nation die Oberherrſchaft über die anderen errungen. Das zeigt fi 
namentlih in Rußland, diefem Idol gewiſſer Politiker. Auch in England 
ift dieß der Fall. Die Deutſchen wollen aljo, daß ihre Sprache die Staat 
ſprache ſei. Sein Staat kann ohne eine folche beftehen, nicht einmal daS freie 
Amerika. Sie wollen, daB deutſche Sprade und Bildung nirgends ausge⸗ 
ſchloſſen werde, weil mit fieben Sprachen zu regieren unmöglich if. Weiter 
wollen Sieden ſtaatsrechtlichen Verband zwiſchen allen Deutichen in Weſt⸗Oeſter⸗ 
reich nicht zerrifien jehen, nicht von gehäſſigen Majoritäten unterdrüdt werden. 
Selbft der Föderalismus ift das Streben, einzelnen Rationalitäten in gewiſſen 
Neichstheilen eine Hegemonie zu geben. Was ich bier ausjpreche, iR ein Ratur- 
gejeg für ganz Defterreich, das mit diefem flieht und fällt. Man wirft uns 
vor, dak wir über Oeſterreich hinaus bliden; ih aber fjage: Heute gibt es 
feine Defterreiher in Defterreih außer den Deutſchen. Ber Föderalismus 
fann nit zur Geltung kommen, weil ihn auch die Ungarn in ihrem eigenen 
Intereſſe nicht wollen dürfen. Er wäre aud für Ungarn der Anfang vom 
Ende." — In Folge eines Antrags des Frhrn. v. Hammer-Purgftall auf 
gänzliche Aufhebung des Eoncordats wird beidloffen: „Indem der Land⸗ 
tag feine Ueberzeugung ausfpricht, daß das mit dem Patente vom 5. Ro 
vember 1855 als Geſetz kundgemachte Lebereinlommen mit dem heiligen Stuble 
vom 18. Auguſt 1855 (Concordat) mit den unveräußerlichen Souveränetätß- 
rechten des Staates unvereinbar und deſſen Rüdwirlung auf das Band vom 
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wodurd die Berfaffungsgeiehe einverflänvlich mit ber Berirelung von Trieft 
in Einklang mit den hiftoriihen Rechten der Stadt gebradht werben Sollen. 
Außerdem fordert der Landtag einflimmig die Regierung auf, ein Geſet ein- 
zubringen, woburd ſämmtliche Kidſter für Mönche und Ronnen aufgehoben 
und ihre Güter zu Bunften der linterrichts- und Wohlthätigkeitsanſtalten des 
betreffenden Kronlandes eingezogen werben. Weiter ſpricht ſich der Landtag 
zwar für eine Verdoppelung der Zahl der Reichſrathsabgeordneten und Ber- 
türgung ihrer Funktionsdauer, aber gegen directe Wahlen zum Reichsrath 
aus, da diefer Wahlmodus die im Sctoberbiplom Tiegenden autonomen 
Nechte gänzli vernichten und die Berfafiung untergraben werde; die Ein» 
führung direrter Wahlen fei lediglich ein Beſtreben der Deutichen, welche durch 
diejelbe ihre Hegemonie in Eisleithanien beizubehalten und noch zu verflärten 
gedächten. 

Der Landtag von Dalmatien beſchließt, bevor er in die wichtigeren 
Fragen auch nur eingetreten iſt, ſich in Folge der Inſurrektion in Cattaro, 
und mit Ruckſicht auf die „drohende Haltung der nationalen Minorität”, 
jelber zu vertagen. 

Nov. (Defterreih: Dalmatin). General Auersperg unternimmt 
einen combinirten Angriff auf bie Crivoscie. 
„ODeſterreich: Dalmatien). Der Angriff auf bie Crivoscie ift 
gefcheitert, die Truppen müflen fi) wieder zurüdziehen und für ben 
Winter alle Operationen eingejtellt werben. 
„ (Defterreidg: Galizien). Die Unterfuhung gegen bie Bor: 
fteherin des Carmeliterinnen-Klofters in Krakau wegen ber Behand: 
lung der Barbara Ubryk wird eingeftellt. 


„» (üngarn). Landtag. Das Unterhaus nimmt auch das britte 
der ihm vorgelegten Juſtizgeſetze an. 

„ (Deflerreid: Dalmatien). F. M.L. Rodich, ein geborner Eroate, 
wird anftatt des Gen. Auereperg zum Commanbanten ber Streit: 
fräfte gegen bie Inſurgenten ernannt. 


„» (Defterreid). Das Reichsgericht bat ſich conftituirt und fällt 
fein erftes Urtheil. Biſchof Rudigier von Linz recurrirt an basfelbe 
wegen bes ihm entzogenen Genuſſes ber beiden Religionsfonbsgüter 
und enticließt fi, vorerft nicht zum Goncil nah Rom zu geben, 
um bieje Angelegenheit zu betreiben. 

„» (Defterreid: Böhme). Mehr als 200 Vertreter kleiner 
deutſcher Etäbte und Landgemeinden erlafien Zuftimmungsabreiien 
zu ber Adreſſe des böhmiſchen Landtags. Bei ben Gemeinderathe: 
wahlen in Prag erleiben bie Deutfchen eine totale Nieberlage. 


- . (Ungarn). Landtag, Unterhaus: Die Regierung legt bemfelben 
ben Entwurf eines Geſetzes „über bie freie Ausübung der Religion 
und bie Gleichberechtigung ber Confejfionen* vor. 

Dasſelbe regelt im Weſentlichen folgende Punkte: 1) Jedermann kann 
feinen Glauben frei befennen und demſelben, unter Beobachtung der Landes⸗ 
neiete, äußerlih Außdrud geben. Niemand darf daher an der Ausübung 
einer religidjen Handlung, welche einem Geſetze wideripricht, gehindert werden, 
noch zur Ausübung einer Handlung gezwungen werden, welde feinem Glauben 
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Adrefſe eingefügt. Trotzdem iſt aber die Beſchicumng bes Reichtraihs drrs 
Galizien noch nicht gefichert. Von den 38 Reichſsrathsabgg. desſclben Late 

17 ihre Demiffion eingegeben, um den Landtag in dieſer Frage völlig "rer 

Hand zu laflen. Der Landtag weigert fih aud der Wahl nicht, aber tr 

nad den erften Wahlen exflären die Gewählten, die Wahl ihrerjeits mit co 

nehmen zu können. Erſt da der Statthaltereileiter vd. Poffinger denfelben =: 

den WYührern der verſchiedenen Parteien nochmals auf's entichiedenſte crt::= 

die Regierung würde, wenn die Reichſsrathswahlen wit zu Etante Iier 

keinen Augenblid anftehen, den Landtag aufzuldfen und directe Wahlen ar: 
ordnen, befinnen fi die Gewählten eine andern und nehmen Idhlicklid ve 
Wahl doch an, worauf denn aud die Übrigen Wahlen ohne Widerftand erfc‘- 
gen. — Bon weientliher Bedeutung ift die während all’ diefer Verhandlunge 
zu Tage getretene Veränderung in der Stellung der Ruthenen, die, früte 
entſchiedene Anhänger der Regierung gegen die Polen, fi) nunmehr d:ere 
zu nähern fuchen. Dieſelben tragen auf Gleichberechtigung der rutbeniiher 
Eprade an und ihr Wührer erflärt bei dieſer Gelegenheit ſehr beftimrt 

„Rah außen folle der Unterſchied der Nationalität gar nicht hervortreter. 
Das ſolidariſche Auftreten aller Galizier im Neihsrathe werde neben tem 
gleihen Auftreten der Czechen, Mähren, Tproler und Slovenen gewiß wid 
dazu beitragen, daß Defterreih von feiner bisherigen deutihen Politik abgede 
und eine Öfterreichiiche Politik treibe, welche nicht daß Wohl eines Etammes, 
Sondern der ganzen Monarchie bezwede." Die Polen gehen unter dieſen Um 
ftänden auf den Antrag ein und es wird beichlofien, einen Rationalitätener! 
ſchuß behufs Pefriedigung der Ruthenen niederzufegen (der freilich bis zum 
Schluß des Landtags und auch jpäter bis Ende des Jahres fi zu beſtimmten 
Anträgen im Sinne der Rutbenen zu vereinigen nicht vermodt hat). — 
Während der Landtagsjeifion kommt ein Schreiben der Statthalterei zur Ver⸗ 
lefung, wonach das im vorigen Jahre beſchloſſene Gefeg wegen Einführung 
der polnischen Sprade an den Univerfitäten in Lemberg und Kralan 
nicht fanctionirt worden ift, weil dasfelbe die Competenz des Landtages üher- 
ſchreite. Jedoch gibt diefes Schreiben zugleich die Zuſicherung, daß die Rezie 
rung beichlofien habe, die Univerfität Kralau vollftändig zu polonifiren un 
an der Univerfität Lemberg neben den deutſchen auch polniſche und ruthemijche 
Vorträge halten zu lafien, und daher die eingeführten Lehrſtühle dieſer At 
zu vermehren und zu ftabilifiren. 

Der Kandtag der Bukowing erflärt bez. der Neihsrathsreform- 
frage die directen Wahlen zum Reichsrath für unndthig und unzwedmäßie, 
ſpricht fi dagegen für DVerboppelung der Wbgeorbnetenzahl, Wahl derſelben 
aus den ganzen Zandtagen (ohne Gruppenſyſtem) und dreijährige Mandat» 
dauer aus. Auf eine Berathung des Boltsihulgejeges läkt ſich ber 
Landtag nicht ein, bevor die rechtliche und finanzielle Stellung der griechiſch⸗ 
orientaliihen Kirche zu den Schulen geregelt ſei. Endlich wird trotz entidie 
dener Einſprache des Landespräfidenten die Sleichftellung der deutichen und ber 
rumänijden Sprade für die Landtagsverhandlungen beilofien. 

Der Kandtag von Görz erflärt fi bez. der Reihsrathsreform 
gegen direte Wahlen und beſchließt bezüglich feiner eigenen Verhandlungen 
die Gleichſtellung der italienischen und jloveniſchen Sprade, fo daR jeder 
Redner nad freier Wahl fi) diefer oder jener Sprade bedienen darf; die 
Zandtagsprotofolle follen in beiden Sprachen geführt werben. 

Ser Landtag von Trieſt beichliekt, in der Reihsrathsreform- 
frage dem Ausſchußantrag gemäß, die Wiederholung feiner ſchon im Bor- 
jahre ausgeſprochenen Wunſche: Ausführung der Grundrechte, Abſchaffung der 
widerjprechenden früheren Geſetze und Verordnungen, Einführung der italieni⸗ 
ſchen Sprade als ausſchließlicher Amtsſprache, Beiegung der Aemter mit 
Nationalen, Einführung eines durchaus äffentlicden und mündlichen Gerichts 
verfahren, Aufhebung des Goncordates und Einleitung einer Verhandlung, 
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wodurch die Berfaffungsgeiehe einverflänvlih mit der Vertretung von Trieft 
in Einflang mit den biftoriigen Rechten der Stadt gebradgt werden ſollen. 
Außerdem fordert der Landtag einflimmig die Negierung auf, ein Geſetz ein- 
Jubringen, wodurch jämmtlide Klöfter für Möndde und Ronnen aufgehoben 
und ihre Güter zu Yunften der Unterrichts und MWBohlihätigkeitsanftalten des 
betreffenden Kronlandes eingezogen werben. Weiter ſpricht ſich der Landtag 
zwar für eine Berdoppelung der Zahl der Reichßrathsabgeordneten und Ber- 
fürzung ihrer Funktionsdauer, aber gegen directe Wahlen zum Reichsrath 
aus, da diefer Wahlmodus die im Octoberbiplom liegenden autonomen 
Nechte gänzlich vernichten und die Berfaffung untergraben werde; die Eine 
führung direcer Wahlen ſei lediglich ein Veſtreben der Deutichen, welche durch 
ee ihre Hegemonie in Cisleithanien beizubehalten und noch zu verftärken 
gedächten. 

Der Landtag von Dalmatien beſchließt, bevor er in die wichtigeren 
Fragen auch nur eingetreten if, ſich in Folge der Inſurrektion in Gattaro, 
und mit Rückſicht auf die „drohende Haltung der nationalen Minorität“, 
felber zu vertagen. 

. Nov. (Defterreih: Dalmatien). General Auersperg unternimmt 
einen combinirten Angriff auf die Crivoscie. 

„ tDefterreid: Dalmatien). Der Angriff auf bie Crivoscie ift 
gefcheitert, bie Truppen müſſen ſich wieber zurüdziehen und für ben 
Winter alle Operationen eingeftellt werben. 

„ (Defterreid: Galizien). Die Unterfugung gegen bie Bor: 
ſteherin des &armeliterinnen-Klofters in Krakau wegen ber Behand: 
lung der Barbara Ubryk wirb eingeftellt. 


„» Küngarn). Landtag. Das Unterhaus nimmt auch das britte 
ber ihm vorgelegten Juſtizgeſetze an. 

» (Deflerreid: Dalmatien). F. M.L. Rodich, ein geborner Croate, 
wird anftatt be8 Gen. Nueräperg zum Commandanten der Streit: 
fräfte gegen bie Inſurgenten ernannt, 

„ (Defterreid). Das Reichsgericht bat ſich conftituirt und fallt 
fein erſtes Urtheil. Biſchof Rudigier von Linz recurrirt an dasſelbe 
wegen bes ihm entzogenen Genuſſes ber beiden Religionsfonbsgüter 
und entihließt fi, vorerit nicht zum Concil nah Rom zu gehen, 
um bieje Angelegenbeit zu betreiben. 

„ (Defterreid: Böhme) Mehr ale 200 Vertreter Heiner 
beutider Etädbte und Landgemeinden erlafjen Zuftimmungsadrefien 
zu ber Adreſſe bes böhmiſchen Landtags. Bei ben Gemeinderathe: 
wahlen in Prag erleiben bie Deutſchen eine totale Nieberlage. 


» (Ungarn). Panbtag, Unterhaus: Die Regierung legt bemielben 
den Entwurf eines Geſetzes „über bie freie Ausübung der Religion 
und bie Gleichberechtigung der Confeſſionen“ vor. 

Dasielbe regelt im Weſentlichen folgende Punkte: 1) Jedermann kann 
feinen Glauben frei befennen und demjelben, unter Beobachtung der Landes⸗ 
neiete, Außerli) Außdrud geben. Niemand darf daher an ber Ausübung 
einer religiöjfen Handlung, welche keinem Gejege widerſpricht, gehindert werben, 
noch zur Ausübung einer Handlung gezwungen werben, welche jeinem Glauben 

18* 
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mäßigen Wege dahin zu wirken, daß die Mitglieder des Abgeorbnnetenhani: 
unmittelbar dur die Landtagsmwahlberehtigten der Gruppen, jebod um 
Aufredthaltung des Syſtems der Wahlmänner für die Landgemeinden ge 
wählt, die Zahl diefer Abgeordneten für jede der Gruppen verdoppelt, die arf 
die einzelnen Gruppen der Stadt» und Landbezirke entfallende verdoppelte Zc}: 
der Abgeordneten auf Kleinere, innerhalb diefer Gruppen zu bildende Wahl⸗ 
bezirfe zwedimäßig vertheilt werde und daß bei den unmittelbaren Rat! 
für den Reichſsrath die geheime Abflimmung dur Stimmzettel Plah greift. 
Der Landtag erachtet e8 für zweckmäßig, die jetzt auf ſechs Jahre feſtgeſtelt⸗ 
Mandatsdauer der Abgeordneten beizubehalten.” Brei Tage ſpäter (30. Da.) 
bejchließt der Landtag auf den Antrag des Führers der Berfafjungspartei 
Dr. Schmeykal eine Adreſſe an den Kaifer, melde die ſegensreiche Ei 
wirfung der neuen Staatägrundgefete, die der Landtag als Bürgichaft für 
den Beſtand und die Machtſtellung de8 Weiche aufgefakt habe, betont, und 
dann, auf da8 ablehnende Verhalten der czechiſchen Bevdlterung des König» 
reih8 gegenüber der neuen Ordnung übergehend, mie folgt fortfährt: „er 
augenſcheinlich günftigen, die ſchönſte Zukunft der Kraft und Macht des Gan- 
zen und feiner Theile verheikenden Geftaltung der öffentlichen Verhältnife 
gegenüber müflen wir mit aufrichtigem Schmerzje den grundſätzlichen Zwieſrolt 
der Meinungen beklagen, welcher, hervorgerufen durd eine vom giltigen Ge⸗ 
fee abweichende Auffafiung der rechtlichen Stellung de3 Königreiches Böhmen 
zum Reiche und geichärft durch die verjchiedene Stammesart, im Lande beficht. 
Wir beflagen dieſen Zwieſpalt um fo tiefer, als die Anhänger jener Auffai- 
ung, melde für das Königreih Böhmen ein bejonderes Staatsrecht und als 
defien Folge ein der Stellung Ungarns gleiches Maß von ESelbftändigfeit in 
Aniprud nimmt, fih von den beſtehenden Staatögrundgeichen abwenden, gegen 
diefelben und ihre Gonfequenzen anfämpfen und ihre Theilnahme an grund 
geſetzlich gemährleifteten öffentlichen Thätigfeiten, inSbejondere der Reichsſ⸗ und 
Randesvertretung, verfagen. Der Landtag des Königreih3 aber, feithaltend 
an dem allein geltenden Rechte und an der dur die pragmatiihde Sanction 
befiegelten und über allen Wechfel der Zufälligfeiten und Meinungen geſtellten 
Untrennbarteit Oefterreihs, vermag weder in den früheren Vandesordnungen 
und Privilegien, noch in dem Batente vom 8. April 1848 die Begründung 
eine giltigen StaatSrechte des Königreichs Böhmen und die Berechtigung zu 
einer Sonderftellung deffelben gegenüber dem Reiche außerhalb des Rahmens 
der beftehenden Verfaffung zu erblicken. ... Allein auch abgefehen vom man» 
gelnden Nechte, können wir uns der Beſorgniß dor jenen ernſten Nachtheilen 
und Gefahren nicht verjchlichen, welche eine fogenannte ſtaatsrechtliche Sonde 
rung Böhntens für das Neih und für Böhmen unabwendbar im Gefolge 
haben müßte. An die Stelle der Einheit und Macht des Reiches, welche der 
Landtag ſiets als Bedingungen des Gedeihens von Böhmen anerfannte, müßte 
mit jener politiſchen Sonderung ein Zuftand der Zerflüftung und Schwäche 
treten, welcher um fo gefährlicher ſich erweiſen würde, als mit ihm zugleid 
die Verrüdung der jeßt ermöglichten gleichberehtigten Stellung beider Boltf- 
ftämme des Landes eintreten würde Der Landtag erfennt es daher für jeine 
Pflicht, vor den Stufen des Thron auszufprechen, daß er an den Staatsgrund⸗ 
gelegen als den allein giltigen Grundfeſten des öffentlichen Rechtes des Reiches 
und des Königreiches Böhmen feithalten und unverbrüchlich feithalten werde. 
An diefer Ueberzeugung hoffen wir zuverfichtli, daß, was immer dieſes bes 
ftehende Verfafſungsrecht gefährden oder mindern könnte, von Eurer Wajeftät 
nicht werde zugelafien werden. Auf dem Rechtsboden unjerer Berfafjun: 
allein, welche allen Nationalitäten Oeſterreichs eine glei freie Stätte bietet, 
innerhalb derjelben und in ihrem Geifte vermögen wir nur die Beilegung des 
herrſchenden Widerftreiteß der Meinungen zu juchen und in gerechter, dauern. 
der Weile zu finden.” Der Landtag wird bierauf geichlofien. 

Randtag von Mähren: Auch hier find die czechiſchen Declaranten nicht 
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riſhen Wege, in einer freien Conferenz der hervorragenden Männer beider 
Parteien, zu ermöglien verjudt erben mäüfle. Gohin träte der Reichtrath 
zuſammen, ſchufe vor allem ein internationales, ein Rationalitätengeleß, wobei 
Dem Yutor wohl das ungariſche Elaborat theilweife vorgeichweht haben mag, 
und mobificirte ımter Sicherung aller Vreiheits« und Reisinterefien, wie Fiſch⸗ 
hof ausdruclich hervorhebt, die Berfafiung im Sinne dieſes vereinbarten Aus⸗ 
gleichs. Den Landtagen, die nunmehr einzuberufen wären, bliebe es vorbe⸗ 
Halten, die Länderverfaffungen innerhalb diefer Echranten umzugeftalten, 
die Wahlorbnungen zu revidiren, kurz dem Böller-Gompromik Oeſterreichs 
Leben und Blut zu geben. 


. Dec. (Ungarn). Landtag, Unterhaus: Fünftägige Debatte über ben 


L, 


Staatsrechnungshof. Sieg Lonyay's. 

„ Der Kaiſer trifft von feiner Orientreiſe wieder in Trieſt ein 
unb dort mit ber Kaiferin zuſammen. Die Kaijerin geht von ba 
nah Rom zum Wochenbett ihrer Echwefter, ber Ex⸗Königin von 
Neapel, ber Kaifer wieber nach Wien. 

„ (Ungarn). Landtag. Das Unterhaus beſchließt einftimmig bie 
Abſchaffung des Zeitungsftcmpels und verwirft bie vorgeſchlagene 
Inſeratenſteuer. 

ODeſterreich). Es finden täglih Miniſterrathsſitzungen unter 
dem Vorſitze des Kaiſers ſtatt, um die Thronrede für die bevor⸗ 
ſtehende Eröffnung des Reichsraths feſtzuſetzen. Zwiſchen ben Mi: 
niſtern iſt eine tiefe Spaltung über die Frage eines Ausgleichs mit 
ben Polen, Czechen x. reſp. über bie Frage einer Reviſion ber Ber: 
faffung und über bie Frage birecter Wahlen für ben Reichsrath 
eingetreten. Auf ber einen Eeite ftehen die Minifter Giskra, Herbit, 
Hasner, Breftel und Plener, auf ber andern bie Minifter Taaffe, 
Berger und Potozki. Die Thronrede kommt ſchließlich durch Com: 
promiß zu Stanbe, indem bie entſcheidenden Fragen vorerſt in sus- 
penso bleiben. 

„ (Defterreid). Eröffnungsfißung beider Käufer bes Reichs⸗ 
raths. Am Herrenhanfe bezeichnet ber Präfident Fürft Carlos Auers⸗ 
perg in feiner Eröffnungsrebe ben Schutz der Verfaſſung ale bie 
oberfte Aufgabe des Reichsraths und betont die Nachtheile fortge: 
feßter Schwanfungen; höcfte Pflicht fei nunmehr Ausdauer. 

„ (Defterreih: Dalmatien). Der Statthalter ML. Wagner 
gibt feine Demilfion ein. 

„ (Defterreig). Gröffnung bes Reichsraths. Thronrede bes 
Kaiſers: 

„Geehrte Herren des Reichsrathz! Indem ich Sie heute neuerdings um 
mich verſammle, heiße ich Sie herzlich willkommen. Es geſchieht die mit 
jener Genugthuung, weldde mir der Rüdblid auf Ihre von patrioliſchem Bei 
befeelte erfolgreiche Thätigleit der abgelaufenen Seſſion gewährt, und mit 


—— Verirauen, auf welches Sie durch dieſelbe einen gerechten Anſpruch er⸗ 
ben haben. Unleugbar iR die fortichreitende Entwiclung, welche das durch 
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die Borfehung meiner Obhut anvertraute Reich auf Grundlage ber verfaftunge 
mäßigen Imftitutionen nach allen Richtungen bin erfahren hat; aber Io jehr 
auch das anerfennende Urtheil, welches ſtaatsmänniſche Einficht Daheim vu 
auswärts biefer Entwidlung zollt, geeignet ift, den Muth und das Bertraut 
für die Erfüllung einer großen Pflicht zu ſtärken, jo groß find doch die Ari 
gaben, welche noch zu löfen find. Der Durdführung des Wehrgeieties 3: 
in einem Theile des Reiches die Bevölterung beivaffneten Widerftand entgegta⸗ 
geſegzt. Er bat zur Berhängung von Ausnahmemaßregeln genöthigt, übe 
welche Ihnen meine Stegierung die verfaflungsmäßige Vorlage machen wind 
Ich beilage die Verirrung, welche hierzu Beranlafijung gegeben bat, auf des 
Tieffte, und indem ich hoffe, daß ihr ein baldiges Ziel geſetzt wird, habe ıı 
meine Regierung beauftragt, die traurigen Folgen berfeiben, jobald der get, 
liche Zuftand wieder bergeftellt fein wird, nad Kräften zu mildern. Eie mc» 
den mannigfaden Anlaß haben, da8 Werk der Geſetzgebung weiter zu führen, 
und an einer Reihe von Borlagen Über die wicdtigften Zweige der Rechtspfüeze 
und der Verwaltung, welche Ihrer Beratung theils in der letzten Ecihiz 
übergeben wurden, theils übergeben werden, denſelben Geiſt des won 
fchrittes wie der Mäßigung und der Einficht in die eigenthümlidhen Br 
hältniffe und wirthſchaftlichen Beblirfniffe des Reiches zu bewähren, mu 
her Ihre bisherigen Schritte auf dem Wege der Geſetzgebung geleitet bat. 
Es gilt aber weiter, nicht bloß diefem Schaffen, fondern aud feinen Grub 
lagen in der Verfafiung felbft jene allgemeine und thatjächlidhe Anertennung zu 
erwerben, welche ihnen noch zu meinem lebhaften Bedauern von mander 
Seite verfagt wird. Haben fi auß den feitherigen Erfahrungen Ae nderun 
gen an der Berfallung als wünfhenswerth herausgefellt, 
fo it der Weg in der Verfaflung ſelbſt geboten. Die meiſten dr 
tretungen meiner Königreiche und Länder haben fich mit jenen ragen, welde 

fih auf die Wahl in den Neihsrath beziehen, eingehend beihäftigt. Diane 

Regierung wird dem Reichsrathe bierüber Mittbeilung maden und 
ihn in die Lage Segen, die feinem Wirkungstreije zuſtehenden 
Beſchlüſſe zu faſſen. Wird in Beziehung auf diefe Frage die wünſchen⸗ 
werthe Uebereinkunft erzielt, jo Tann aud mit um fo mehr Zuverficht der 

Loſung auf die Verfaffung ahzielender ragen entgegengeiehen werden. Wen 
aber die Form der Berfaffung jeder Art von Anſchauungen und Wünfchen in Ve⸗ 
ziehungauf ihre Weiterbildung und Freiheiten Raum zur Geltendmachung gewährt, 
fo find denfelben allerdings in dem Wefen des Reihesnad mehrals einer Kid: 
tung Örenzengezogen. Nicht ohne die forgfamfte Rüdficht auf die befonderen 
Verbältniffe der Königreiche und Länder und deren berechtigtes Verlangen, dieſt 
in felbfländiger Weile zu ordnen, ift die Verfaflung geſchloſſen worden. Ich 
erwarte, daß die Abficht, diefem Verlangen engere Grenzen zu ziehen, als « 
die Kraft und Macht des Reiches nach innen und außen gebicteriich erforter:, 
dem allfeitigen Wunſche der Verfländigung nicht in den Weg treten werte: 
aber ich beſorge auch nicht, es konnte dieß geichehen durch die Wbficht, fie auf 
Koften und Gefahr für das Reich zu erweitern Ich bin gewiß, daß all 

meine Böller ſich mit mir in ber Ueberzeugung einigen, daß der Ruhm einer 

ehrwürdigen Bergangenbeit nur dur klare Erkenntniß der Gegenwart cr 

neuert, durch ein Verkennen berjelben nur zu leicht verdunkelt werben Tönnt. 

Ich ſchöpfe auch in diefer Beziehung meine zuverfichtlihe Hoffnung aus jener 

patriotifchen Befinnungen, auf welche ich gleich meinen Vorfahren noch niemelS 
vergebens vertraut habe. Ich ſchöpfe fie aus der Ermägung, daB jene Gr 

finnung, welche an der Wohlfahrt des Reiches als der Bedingung des wahren 
Sintereffeß der Königreiche und Länder mit treuer Üeberzeugung fefthält, auf 

die Bereinigung mwiberftrebender Abfichten ſicher herbeiführen werde und müße. 

Freudig werde ich es begrüßen, wenn diefe meine Erwartungen ſich erfülın, 

wenn meinen Abfichten, die von aufrichtiger Liebe für alle meine Bölter ge: 

leitet find, Die richtige Einſicht in das eigene Intereſfſe und das gleiche warm 
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Gefüpt ver Bicht für Wohlfahrt und Ruf des Meides enigegenfommen, 
8 war mir erfreulid, Gie bei der Heimbehr von einer größeren Reiſe zu be» 
grüßen, welde ich jungſt, und zwar ın Länder unternommen babe, mit denen 
einen regen und wachienden Berlehr zu unterhalten vorzugswelle wir berufen 
find. Mit Genugthuung ſpreche ih es aus, daß ich überall warmen Sym⸗ 
patbien für unfer Baterland und deſſen Zukunft begegnete. Gin den Unter- 
nehmungsgeiftt und die Veharrlichkeit feiner Urheber ehrendes Werl, an deſſen 
Ginweihung ich mich beiheiligte, veripricht in feiner Entwidlung unjerem Handel 
und unferer Induſtrie ein neueß Gebiet für jene fortſchreitende und ſchaffende 
Thätigkeit, deren Förderung ih Ihrer forgfältigken Erwägung empfehle. 
Es if dieß eine Aufgabe, weldher Alle, die dazu berufen find, um jo unge» 
ftörter fi hingeben dürfen, als die friedliche Lage nah außen in unzweis 
Deutiger Weile dazu auffordert und unjere Beziehungen nad) allen Seiten und 
auch da, wo vorübergehende Erjcheinungen fie zu trüben fchienen, eine freund 
liche und beruhigende Geftaltung gewonnen haben. Unterftügt von dieſen be- 
friedigenden Berhältniffen, ſehe ich der Zukunft feften Muthes entgegen und 
erwarte, daß er auch Sie, geehrte Herren, bei Yhrem Wirken bejeelen und 
glüdtlih zum Biele führen werde.“ 

Große Nrbeiterdemonftration unmittelbar vor dem Abgeorbnetens 
hauſe und drohende Petition an das Minifteriun. 


Die Demonftration entipricht dem Beichluffe einer Bollsverfammlung vom 
1.9: M. In allen Fabriken und Werkitätten flellen die Arbeiter demgemäß 
am 15. die Arbeit ein und verfammmeln fi auf dem Joſephſtädter Parade» 
plaße gegenüber dem Abgeordnetenhauſe, um dem Winifterpräfidenten Grafen 
Zaaffe durch eine Deputation eine Petition überreichen zu laflen. Gegen 
10,000 Arbeiter bilden auf dem freien Play einen großen reis, in welchem 
Ordner die Ruhe aufrecht erhalten. Die Maurer auf den Bauplägen, welde 
bis 11 Uhr ihrer Arbeit obgelegen waren, paden um dieſe Zeit, wie auf ein 
gegebenes Zeichen, ihre Werkzeuge zujammen und jchlieken fi) den Verſam⸗ 
melten an. Um 12 lihr erjcheinen die Arbeiterführer, darunter der Laſſal⸗ 
leaner Hartung und Lehrer Leidersdorf. Ein Arbeiter Schönfeld und Har⸗ 
tung, von ihrer Umgebung auf die Schultern gehoben, halten kurze An⸗ 
fpraden, worauf man die Deputation an den Minifterpräfidenten wählt. Es 
werden für diefelbe 11 Wrbeiter beftimmt, als ihr Führer Hartung. Aus 
Anlaß diefer Arbeiter-Temonftration it die gefammte Reſerve der Sicherheits⸗ 
wache in der Nähe des Schauplages erſchienen; daB Abgeordnetenhaus durch 
20 Sicherheitswachmanner bejett. Die Scenerie macht einen eigenthümlichen 
Eindrud: der große freie Platz ift in der Mitte von einem taujendlöpfigen Garre 
der Arbeiter bejegt, ringsum eine zahlloſe Menſchenmenge. Die Arbeiter« 
Petition lautet: „Beftimmt dur das entfchiedene Auftreten der großen Volks⸗ 
maflen, weldde heute am Eröffnungstage des Neichärathes erichienen find, um 
den fo oft in Berfammlungen und durch Petitionen ausgelprochenen Forderun⸗ 
gen mehr Rahdrud zu geben, haben die Unterfertigten beſchloſſen: Das Mi- 
nifterium zu erjuchen, im Intereſſe der Wohlfahrt des dfterreigiihen Volkes 
dahın zu wirken, daß bei Beginn der Reichsrathsſeffion das unbeſchränkte Coa⸗ 
litionsrecht bewifligt und das Gele über die Zwangs⸗Genoſſenſchaften befeitigt 
werde; daB ferner noch im Laufe diefer Seſſion dem Neichsrathe Vorlagen 
gemacht werden, bezüglich der Herflellung des völlig freien Vereins» und Ber- 
fammlungsrechtes, der abjoluten Prekfreiheit und der Einführung des gleichen 
und directen Wahlrechts. Wir unterlafen biebei nicht, das Biniferium daran 
zu erinnern, daß das Voll Bürgſchaften verlangt für den fyrieden und 
die Freiheit, und zwar die Bejeitigung der ftehenden Heere durch die Einführung 
der allgemeinen Bollsbewaffnung. Sollten die erwähnten orberungen in 
dieſer Reihsrathäfeifion nicht berlidficähtigt werden, jo dürfte es möglich fein, 
daß das Bolt wiederholt und in größeren Mafjen erieint, um jeinen 
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Willen kundzugeben.“ Der Miniftierpräfivent Graf Taaffe eınpfängt eine Te 
putatton von nur drei Mitgliedern und veripridt, die vorgebradgten Mänike 
der Arbeiter dem Miniſterrathe vorzulegen. Die Ordnung wird nicht gehört. 
Greili bat die Polizei, nachdem gütlihe Mahnungen an die Saufen zum 


Auseinandergehen nichts fruchteten, darauf verzichtet, von ihrem Medi, de 


zur Zeit einer Reichsrathsſeſſion ungefekliche Anfammlung auseinander ju 
treiben, verzichtet. 


Dec. (Defterreich). Reichsrath, Abgeordnetenhaus: Die Regierunz 


bringt ein Geſetz betreffend ben Briefihub und ein Geſetz betreffend 


bie Scalitionsfreibeit der Arbeiter, der Yinanzminifter ein Sefch an 
betreffenb bie Torterhebung ber Steuern bis März 1870 und ben 


Staatsporanihlag für 1870, 


nach welchem bie Ausgaben 820,700,000 fl., die Einnahmen 295,000,0001. 


betragen. Der Minifter rechtfertigt die Erhöhung der Ausgaben gegen 


das Borjahr um 21,300,000 fl. durd die vermehrten Ausgaben für Eiſen- 





bahn⸗Subventionen und das Mehrerforderniß für die Landwehr u. ſ. w. Tas 
Deficit ſoll durch erhöhte orbentlihe Mehreinnahmen, ferner burh den Ber 
lauf von Staatsgütern im Betrag von 7 Millionen, dann aus den Ad» 


reften im Betrag von 2 Millionen, endlidh aus den Eaflarefien von 3 Dil 
gebed werden, jo daß auch in diefem Jahr Grebitoperationen nicht möthie 
werben. 

Das Haus wählt Kaiferfeld wieder zum Präfibenten, v. Hopfen 
und Groß zu Vicepräfidenten. Kaiſerfeld nimmt vom Präfibenten: 
ſtuhle mit folgender Rede Befitz: 

„Die Parteien — fährt der Redner nach einigen einleitenden Worten, 
welche den Ernſt der Lage betonen, fort — die Parteien, welche vielgeſtaltiger 
als irgendwo den inneren Frieden unſeres Reichs trüben, fie find weder be 
fiegt noch find fie verjöühnt, und manches, was geihah, bat nur dazu beige 
tragen, verwirrend und Hoffnung erweckend den Widerftand zu ftärfen, melden 
die Verfaffung findet. Fragen, welche von tief einjchneidender, vielleicht von 
entiheidender Bedeutung für den Entwidlungsgang unferer Berfaflung find, 
und welche in der vorigen Seifion ihre Erledigung nicht finden konnten, rochen 
wieder an die Pforten dieſes Haufe und fordern mit verflärktem Ruf ihre 
Löfung. . . Verfaſſungen find ja nit das Werk eines Schöpfungstages, fie 
find immer und überall in ihrer Jugendzeit der Gegenſtand heftiger Angriffe, 
der Gegenfland von Kämpfen und muthiger Bertheidigung geweſen, fie find 
in ihrer Fortbildung und Fortentwidlung aber auch immer nur das Ergeb 
niß einer beharrlidden und unverbrofienen Arbeit — einer Arbeit, welche an 
das anfnüpft, was fie bereits befigt, und was fie eben deßhalb, um als Aus 
gangspunkt für weiteres zu dienen, jorgfältig feſtzuhalten fucht; einer Arbeit, 
welche nicht dadurch neue und größere Schwierigfeiten ſchafft, dab fie heute 
das wieder auftrennt, was fie geftern mühſam zujammengewoben bat; einer 
Arbeit, welche es daher zu vermeiden verfteht, ruhelos zwiſchen Syſtemen und 
zwiſchen Gegenjägen hin⸗ und herzuſchaukeln. Darin, daB dieſe Urbeit in 
Ihren Händen Tiegt, und in der Klugheit, weldhe jorgfältig ihre eigenen Kräfte 
mißt, welde ſich bemüht, diefe Kräfte zu ſammeln und zu flärken, und welde 
dann nachdrücklich verfolgt, wofür ihre Kräfte ausreichen — in diejer Klug⸗ 
heit, weldde Sie üben werden, erblide ih eine Bürgſchaft für die richtige Lür 
jung mander jehwierigen Fragen. Daß aber diefe Arbeit Ihren Händen nidt 
entgleite, da8 wünſche ich im Intereſſe der dauernden Befefigung dieſes Reicht, 
das ich vor Verſuchen beſchützt jehen möchte, welche viefleiht nur damit enden 
müßten, die Rolle der Unzufriedenen zu vertaufchen.“ 


Beide Käufer beichließen, Adreßcommiffionen zju wählen, um ſich 
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in Antwortabrefien an ben Thron über bie Lage auszuſprechen unb 
Stlarbeit in biejelbe zu bringen, 


5. Dee. (Defterreid) Die Epaltung im Minifterium ift eine un- 


8. 


Heilbare geworben und geftaltet fi zu voller Minifterkrifie. 


„ODeſterreich). Reichsrath, Abg.Haus: Die Polen bringen 
bereits die Reſolution des galiz. Landtags wieder ein. 


GODeſter reich). Die Majorität des Miniſteriums, Giskra, 
Herbſt, Hasner, Plener und Breſtel, laſſen dem Kaiſer durch den 
Miniſterpräſ. Grafen Taaffe eine Denkſchrift über bie Lage bes 
Reiches überreichen. 


Denkſchrift der Mehrheit der Minifter: „Euer Maj. haben in 
der am 10. d. M. unter dem a. 5. Borfige abgehaltenen Minifter-Gonferenz 
Allerhochſtihre Regierung zu beauftragen gerubt: Eurer Maj. in beflimmter 
und ausführlicher Weiſe die Mittel und Wege anzugeben, welche eine Ver⸗ 
Händigung in Beziehung auf die VBerfaffung und fohin eine Vervollſtändi⸗ 
gung der Reichsvertretung herbeizuführen geeignet wären, auf daß die letztere 
endlid zu einer Wahrheit werde, und haben fi fohin Euer Majeftät Aller 
höchſtihre Entſchließungen vorzubehalten erklärt. 

„Dielen a. h. Auftrage entiprechend, erlauben ſich die gehorjamft Gefer- 
tigten in aller Unterthänigleit, aber aud mit jener Offenheit, welche ihnen die 
vielfach vermorrene Sadlage Eurer Majeftät gegenüber zur dringenden Pflicht 
mad, ihren Standpunkt ausführlich darzulegen, auf daß Euer Maj. zu cr» 
meſſen geruhen mögen, ob und inwieweit Allerhöchſtihr Minifterium in ber 
Lage fei, Bürgſchaften für die Erreihung des von Eurer Majeftät gewünfchten 
Zieles zu bieten. 

„Sie müſſen voranſchicken, daß fie ihren Standpunkt feit dem Momente, 
in welchem Euer Majeſtät fie in Allerhöchſtihren Rath zu berufen geruht 
haben, unverrüdt feftgebalten haben. Auch heute noch find fie der Ueberzeu⸗ 
gung, daß der jchwierigen Zage gegenüber, in welche die Monarchie allerdings 
durch die fi gegenjeitig widerſtrebenden Richtungen ihrer Theile verfegt ift, 
doc nichts erübrigt, als mit Beifeitelaffung aller problematifchen oder gefähr« 
lichen Projecte den mindeftens relativ richtigften Weg mit Geduld und jener 
Ausdauer weiter zu wandeln, teren Mangel jo ſehr geeignet ift, Mißtrauen 
gegen die Etaatsverwaltung hervorzurufen und dasfelbe zu vergrößern. Gerade. 
die Schwierigkeit diefer Lage geftattet es nicht, ihre Erfolge mit Sicherheit zu 
verbürgen; am allerwenigften aber geftattet fie, eine ſolche Bürgschaft für einen 
tajchen Erfolg abzugeben. Die volllommee Ueberzeugung jedoch, daß das 
Einfhlagen jedes anderen Weges einen günftigeren Erfolg aud nur in Aus⸗ 
fiht zu nehmen unbedingt nicht geftattet, genligt ihnen, um das Berbarren 
auf dem biöherigen als eine Pflicht zu betrachten. 

„Um dieß zu begründen, müflen fi die gehorjamft Unterzeichneten geftat- 
ten, zunächſt nochmals Eurer Majeftät gegenliber die Gründe, welche für ihren 
politiiden Standpunft, jowie diejenigen darzulegen, welche gegen jenen ihrer 
Gegner ſprechen. Die gehorjamft Unterzeichneten betrachten die derzeit in 
Kraft ſtehende Verfaſſung als das Reſullat einer Reihe von Gompromifien, 
weldhe mit dem füberaliftiihen Standpunkte abgeſchloſſen worden find. Hat 
die Verfafjung vom Sabre 12867 Unvolllommenheiten, jo liegen fie für eine 
unbefangene Beurtheilung doch nit in den zu enge gezogenen Örenzen der 
Zänder-Autonomie, Ohne jedoch jeldft auch in diefem Vetrachte der Discuffion 
über einzelne Tragen in Beziehung auf eine mögliche Gorrectur ftarrfinnigen 
Widerſtand entgegenzujegen, müſſen doch die gehorfamft Unterzeichneten mit 
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voller Entſchiedenheit behaupten, daß ein weſentliches Ueberſchreiten ber in ber 
Verfaſſung vom Jahre 1867 gegebenen Länder-Autonomie die einheitliche 
Kraft des Reiches auf Koften von Forderungen gefährden müßte, welche, weder 
im pofltiven Rechte, noch in reellen Bedürfniſſen gegründet, eben deßhalb ihrer 
Grund nur in Tendenzen haben können, weldem das Interefſe Des Reides 
widerfpricht. 

„Bei folder Auffaſſung konnte für die gehorfamft Lnterzeichneten die 
Bcantwortung der Frage: ob der beflagenswerthen Thatjache gegenfiber, tat 
dieſe Verfaſſung von einem großen Theile des Neiches in ihren Grundlagen 
betämpft wird und in Folge deilen die Neichävertretung eine unvollfländige if 
— der Kampf für biejelbe aufgegeben oder aber mit Entichiedenheit und To 
ſonnenheit fortgeführt werben müſſe, keine zweifelhafte fein. Daß diefer Wider⸗ 
ftand nicht in kurzer Frift, daß er nur allmälig und fchrittweile gebeugt wer» 
den könne — und aud dies nur, wenn die vollkommenſte Einheit der Actıca 
der Regierung allen extremen forderungen die Hoffnung ihrer Realifirung be 
nimmt, darüber freilich konnten fie fih nie einer Täuſchung bingeben. In 
dicfer Richtung wurde die {Frage der Abänderung de Wahlmodus für ten 
Neihsrath in Anregung gebracht. Allerdings eine Aenderung der Verfafſung;: 
allein eine auf legalem Wege angebahnte Aenderung mit dem Zwede, den 
Reichsrath zu färken, und infolange und infoweit die Berfaffung in ihren 
Brundlagen Angriffen ausgejegt ift, diefen Angriffen gegenüber in feiner GEri- 
ſtenz und Wirkſamkeit unabhängiger zu maden. Wie diefe Aenderung der 
Berfaflung in dem Standpuntte der auf Grund dieſer Verfaffung inftituirten 
Regierung und in der kritiſchen Lage, in welche die erflere durch ihre Be 
kämpfung gebracht worden tft, ihre volle Nechtfertigung findet, jo Liegt wohl 
nicht8 weniger als Inconſequenz, vielmehr nur die nothwendigſte Gonjeguen; 
darin, wenn dieſe Regierung amdererfeit8 Brojecte zur Abänderung der er- 
fafjiung befämpft, welche diefer Intention auf das directefte entgegentreten. 
Gleichwohl hat die Regierung Eurer Majeftät au diefe Frage nur mit aller 
Borjiht in die Hand genommen. Sie hat für die zu gewwärtigenden Acuße⸗ 
rungen der Landtage die maßgebenden Gefichtspunkte ſich gegenwärtig zu halten 
geſucht, und fie wird dieſe Frage mit den Mitgliedern des Reichsrathes bes 
iprechen, che fie in Beziehung auf diejelbe einen definitiven Entſchluß faßt. 
Sie wird Eurer Majeftät keine Anträge unterbreiten, welche den verfafjungs- 
mäßigen Boden verlaflen, und fie wird, für welden Antrag fie fih auf 
ihlieglih einigen möge, denſelben einem zweifelhaften Scidjale in den Ber- 
handlungen und Beihlüffen des Reichsſsrathes nicht ausſetzen. 

„Dagegen aber müffen fich die gehorjamft Unterzeichneten andererjeits allen 
denjenigen Brojecten, welche auf eine veränderte Haatsrehtlihe Stellung 
der Königreihe und Länder zum Weiche abzielen, beharrlich widerfegen. In 
Beziehung auf Galizien könnte eine Politik gedacht werden, welde im ber 
Gewährung einer jelbftändigen Stellung dieſes Kronlandes freie und darım 
Iräftigere Hand für die Beſiegung der anderweitigen Schwierigkeiten des 
Reiches zu gewinnen fudte. ine ſolche Bolitit aber müßte fi mit der 
Gonjequenz vertraut maden, daß eine Provocation Rußlands eine fernere 
Verbindung Galiziens mit Defterreich ernftlih in Frage ftellen könnte Raum 
aber wäre zu erwarten, daß felbft mit den weiteftgehenden Gonceiflonen, na» 
mentlih wenn fie einfeitig für Galizien ausgeiproden wären, die Parteien 
befriedigt werden könnten. Dagegen würden viejelben den Widerſtand in 
anderen Ländern nothwendig verftärten, weil die Regierung dem Vorwurfe 
nicht entgehen würde, verſchiedene Länder nad verſchiedenem Maße verfaffungs- 
mäßigen Rechtes zu behandeln. Ohne deßhalb in wirklich individuellen Ber- 
hältniffen begründete Auforderungen der adminiftrativen Ordnung in Galizien 
im vornhinein ablehnen zu mwollen, glauben doch die gehorfamft Unterzeichneten 
darüber hinaus, auch Galizien gegenüber, eine fefle und ablehnende Bolitit 
unsomehr allein befürworten zu Tönnen, als die Lage des Landes, die Gefahr, 
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im der ſich die exeluſiv polniſchen Forderungen den übrigen Rationalitäten des⸗ 
ſelben gegenüber befinden, die Gefahr, in welde Galizien gerathen müßte, 
wern es die Kraft und den Willen des Reiches, es nah Außen zu fchügen, 
auf eine zu harte Probe fellen wollte, von dem befonnenen Theile der Bevöl⸗ 
kerung jelbft begriffen werben muß. 

„Mehr indeß noch als diefe Frage hat diejenige der fogenannten ſtaats⸗ 
rechtlichen Oppofition in Böhmen der Regierung Schwierigkeiten bereitet. 
Die gehorfamft Unterzeichneten waren fich über deren Bedeutung, aber ebenjo- 
fehr Über deren Weien und die aus demfelben folgenden Gebote für die 
Regierung feinen Augenblid unklar. Die Kluft zwiſchen der Berfaffung und 
der fogenannten Verlaration, von weldher die Oppofition bis zum heutigen 
Tage aud nit Einen Echritt weit gewichen if, haben fie vom Anfange an 
für eine unausfüllbare betradhtet. Nichts, was im Streile der Regierung felbft 
in der Richtung zur Sprade kam, um diefelbe auszufüllen, hat irgend eine 
greifbare Handhabe dazu geboten; Alles, was außerhalb desjelben zu dieſem 
Zwecke in der Preſſe und durch perlönliche Bermittlungsverjuche geihah, Hat 
jedesmal nur zu dem kläglichſten Mißlingen gefiihrt, aber auch jedesmal die 
zur Befiegung eines ſolchen Miderftandes unerläßlide Kraft der Negierung, 
um ein Weientliches geſchwächt, diejenige des Widerſtandes jelbft aber nuglos 
geftärft — ein Stand der Dinge, mwelder bis in die Anfänge der Thätigkeit 
der jetigen Regierung zurüdreicht und es unmöglich gemacht hat, zu erproben, 
welchen Erfolg daS feite und ruhige Beharren einer in ſich einigen Staats» 
verwaltung auf den Boden der Berfaflung erjielen kann. Bei alledem aber 
bat Riemand das Programm der Gegner flir annchmbar ertannt; ebenjomwenig 
haben diefe felbjt Die Hand zur Verſtändigung geboten, oder haben diejenige, 
welche diefelbe in die Hand nehmen zu müfjen eradteten, ein Programm zu 
Zage gefördert, welches au nur in ihrem eigenen Streife als durchführbar, 
viel weniger als geeignet hätte beiradytet werden können, von den Gegnern 
angenommen zu werden. Bei diefenn Mangel jedes greifbaren Ausgangs⸗ 
punttes einer politijhen Action erreichte man nichts, als daB die Öffentliche 
Meinung in die ganz faliche Bahn der Annahme gebradht wurde, als wider» 
jege fih ein Theil der Regierung halsflarrig dem Gedanten der Berjöhnung 
und praktiſcher Schritte, welde zu derjelben führen könnten, und daß von 
einer Seite her, von welder e8 am menigften zu erwarten ftand, ein Sturm 
gegen dicjelbe hervorgerufen und mit allen Mitteln der Prei-Agitation wach⸗ 
gehalten wurde, der ihre Stellung bereits nahezu unbaltbar gemacht hat (vom 
Neichstanzler). Und doch kann fi eine Regierung wohl nie mehr in ihrem 
Rechte fühlen, als wenn fie einen feften, wenngleich ſchwer zu vertheidigenven 
Boden iniolange nicht verläßt, als ihr nicht auf einem anderen ein klares Ziel 
und verläßliche Mittel zu deſſen Erreihung gezeigt werden. 

„Eine Abweichung von ten Grundlagen des bisher eingehaltenen Syſtems, 
welche die gegneriſchen Parteien zu befriedigen vermödte, ift den geborjamft 
Gefertigten überhaupt nur unter folgenden drei Vorausſetzungen ver» 
Rändlih: entweder in der Abſicht, an die Stelle der heutigen Berfaflung 
ein föderaliftiiches Syitem zu jegen; oder in der Abſicht, mit Gonceffionen, 
welche noch nicht der Föderalismus ſelbſt find, aber die Macht in jene Hände 
legen, in welchen fie zum Föderalismus führen muß, über denſelben gleich“ 
wohl hinauszulommen; oder endlich in der Erwartung, man werde dur 
die zu machenden Conceifionen über die Schwierigfeiten des Augenblickes hin⸗ 
überfommen, in der folge aber die entfeflelten Mächte wieder in die noth- 
wendigen Grenzen bannen können. Den erften Standpunkt halten die gehor- 
famft Unterzeichneten für einen der Monarchie abjolut verderblichen; ven 
zweiten für eine bedauerliche Selbſttäuſchung; den dritten für ein gewagtes 
Spiel, welches die Lage der Monarchie nicht geitattet. 

„Benn der Föderalismus nit ganz und ehrlih durchgeführt würde, 
wäre dem Kanıpfe mit den nationalen Beitrebungen kein Ziel geſetzgt. Ganz 
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und ehrlich Durdigeführt aber wäre er nicht nur eine Uufopferung ber ini 
täten in den einzelnen Ländern zu Bunflen eines particulariftifchen Streben, 
welches ſelbſt in den Zeiten Höchfter Gefahr nach Außen feine Bürgichaft dei 
Zuſammenwirkens böte, er wärbe nicht einmal vorübergehend den Frieden im 
Imnern berftellen. Denn e8 träte dann ledigli an die Stelle bes gegemsär- 
tigen Zuftandes eine neue Regierung mit einer neuen Oppofition. Wenn es 
aber in Oefterreich nad feinen eigenthümlichen Berhältniffen feine eigentlichen 
Majoritäten, fondern nur je nad der Frage des Tages wechſelnde Summen 
von Minoritäten gibt, jo hätte dann die Regierung jene Winorität gegen fid, 
welche an geiftiger und materieller Eultur die färkfte und durch die politiſchen 
Berbältnifie des Stammes, dem fie angehört, die bebenklidfte wäre — die 
deutſche. Die Abficht aber, die ohnehin bereits Lünftlich gefteigerte Macht ber 
'föberaliftiichen Elemente in einer Ipäteren Zeit wieder einzubämmen, Iiefe dar 
auf hinaus, eine ſchwere Aufgabe erft dann Löjen zu wollen, nachdem man bie 
eigene Kraft zu ihrer Löfung gebrochen hat. 

„Erſcheint nun in allen drei Richtungen der Nachweis gegeben, daß man 
fi mit denfelben nur auf eine gefährliche oder verderbliche Bahn begibt, je 
lönnen auch die gehorfamft Befertigten Teinen der concreten Vorſchlüge accep⸗ 
tiren, welche über den modus procedendi dort und da aufgetaudt find und 
welche ihnen zu beweiſen fcheinen, daß man entweder die Tragweite Derfelben 
nicht überfieht oder aber eine Gonfequenz acceptirt, welche zu acceptiren Die ge 
borjamft Unterzeichneten nie mit ihrer patriotifchen Ueberzeugung für vereinbar 
halten Tönnten. Eine Aufloſung des böhmiſchen Landtages hat keinen Sinn, 
außer wenn fie von einer Regierung erfolgt, welche die heutige Majorität des 
jelben zu verrüden die Abficht hat, um hiedurch den gegneriihen Tendenzen 
zum Siege zu verhelfen, Dieſes Ziel mag dann vielleicht erreicht werben, weil 
fih ein Theil des verfafjungsfreundlichen Großgrundbeſitzes aus Unwillen über 
die Unftetigkeit der öffentlihen Zuflände zurüdzichen würde Vie Regierung 
aber würde in dieſem Yale wie in dem anderen einer von manchen Seilen 
projectirten Notablen-Berfammlung zum Behufe der Berfländigung einfach in 
die folgende Lage kommen: Entweder daß Wefultat derſelben ift feines, und 
dann war fie überflüjfig, oder e8 entipricht den Wünfchen der Gegner nicht, 
dann war fie abermals nuglos, oder endlich es entipricht denfelben, dann muß 
fie die Regierung belämpfen. Denn ein diefen Wünfchen entiprecdhendes und 
gleichwohl für die Regierung acteptables Rejultat bevarf dieſes Apparates 
nicht, e3 braucht nur ausgeſprochen zu werden und die normalen Wege zur 
Berftändigung über dasjelbe reihen volllommen aus. Eine Regierung, welche 
auf dieſem Standpunkte fteht, kann die Hand nicht bieten zu Wegen, über 
deren Reſultat fie fih nur feldft täufchen müßte, wenn fie nicht gefonnen if, 
Andere durch diejelben zu täufchen. Sie kann dies umſoweniger, als für De 
ftrebungen, welchẽ nicht auf die NRegation der Berfaflung und eine Abänderung 
der ſtaatsrechtlichen Srundlagen, fondern auf eine Berfländigung über die 
Bedürfniſſe und Wunſche des Landes gerichtet find, der legale Weg durch die 
Theilnahme an der verfaffungsmäßigen Thätigfeit im böohmiſchen Landtage 
und im Reichsrathe eröffnet if. So feſt die gehorfamft Unterzeichneten von 
dem eben Bejagten überzeugt find, fo geftehen fie gleihwohl zu, daß in fo 
großen und ſchwierigen politiichen ragen eine Verſchiedenheit der Anſchauun⸗ 
gen moͤglich ift und beachtenswerthe Gründe für fi haben Tann. XBorliber 
aber nad) ihrer Ueberzeugung eine Verſchiedenheit der Anfichten nicht beflchen 
ann, das ift dieß, daß in feinen Staate, am werigften in Oeſterreich, die 
Leitung der Öffentlichen Angelegenheiten ohne die ernfteften Gefahren den Händen 
einer Regierung anvertraut bleiben kann, welche nicht in ihren Gliedern über 
den einzufhlagenden Weg volllommen einig tft und vor Wllem nach Auben 
bin als einig erſcheint. Denn hiedurch muß ihre Autorität fortfchreitend unter 
graben werben, ohne daß die Laſt der Verantwortung für Mißerfolge, melde 
bei einer geiheilten oder geſchwachten Action unvermeidlich find, von ihr abge 
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wälzt werben kann. Die Schwierigkeiten, welche jede Regierung in Oeſterreich 
zu überwinden hat, müffen pflihigemäß übernommen werden. Aber die gehor- 
jamft linterzeichneten find der Ueberzeugung, daß jenes Maß von Schwierig⸗ 
feiten, welches fih ihnen heute entgegenftellt, nicht beftehen würde, wenn die 
Regierung mit einheitliher Kraft ihren Weg zu verfolgen in der Lage ges 
weien wäre. Diele Schwierigkeiten find heute fo weit angewachſen, daß nur 
noch aus dem ernfteften Pflichtgefühle der Muth zu ihrer weiteren Bekämpfung 
geihöpft werden kann. Aber er fanın e8 nur, wenn ihn das Bewußtſein be» 
gleitet, ungelähmt mit der ganzen, ohnehin begrenzten Macht an dieſelbe 
beranzutreten, welde die conftitutionellen Einrichtungen der Wegierung zu 
handhaben geftatten. 

„Die gehorfamft YUnterzeichneten find überzeugt, daß die Erkenntniß diefer 
Wahrheit auch Eure Majeſtät in Allerhöchſtihrer Weisheit beftimmt bat, die 
Aufforderung an die Regierung zu richten, durch ein Hares Programm diefem 
Zuftande ein Ende zu mahen. Die gehorjamft Gefertigten konnten nur mit 
der vorliegenden Darlegung diejer a. h. Aufforderung entipredden. Sie können 
daran nur die allerunterthänigfte Bitte fnüpfen: Geruhen Eure Maieftät 
das Allerhöchfivenfelben geeignet Exjcheinende zu verfügen, auf daß die ferneren 
Geſchicke des Reiches einem ungetheilt wirkenden, des kaiſerlichen Bertrauens 
fi) erfreuenden Körper der Räthe Eurer Majeftät übertragen werden, und 
zu diefem Behufe über das ihren Händen übertragene Amt allergnädigft zu 
verfügen. Die gnädige Huld, mit welder Euer Majeftät dem offenen Aus⸗ 
drude ihrer Ueberzeugung und ihres Pflicätgefühles ftets Gehör zu ſchenken 
geruht Haben, laßt fie hoffen, dab Euer Majeftät auch diefe Bitte, welche der 
Ioyalften Abſicht entipringt, nicht ungnädig entgegenzunehmen geruben werben.“ 


21. Dee. (Defterreid). Reiherath. Das Abg.-Haus vertagt fich bis zum 


22. 


24, 


17. Januar und verzichtet alfo barauf, auf bie ſchwebende Miniſter 
frifis einen entſcheidenden Einfluß zu nehmen. | 


„ (Defterreid). Neun Urbeiterführer, bie Leiter der Demonftra: 
tion v. 13. d. M., werben verhaftet. 


„ (Ungarn). Proviſoriſche Einigung mit Croatien bez. Fiume's: 


Fiume erhält einen Gouverneur, der auf Vorſchlag des ungarifchen 
Minifterpräfidenten vom König ernannt wird. Die gemeinlamen Angelegen« 
beiten Fiume's werden, glei) jenen die Eroatien mit Ungarn gemeinjam bat, 
auf dem ungarifhen Reichstag entſchieden. Mit Bezug auf innere Verwaltung 
Rebt Fiume unter der croatilchen Landesregierung und dem croatiſchen Land⸗ 
tag; nebenbei ift aber Fiume eine jo ausgedehnte Dunicipalautonomie gewähr- 
leiftet, daß die Abhängigkeit von Agram lediglich zu einer Formſache wird, 
um den croatifhen Anjprüchen in diefer Urt gerecht zu werben. Bekanntlich 
wünjcht Fiume den directen Anſchluß an Ungarn, der jedoch, bei der gart- 
nädigteit, mit welcher die Croaten ihre Aniprühe auf die Ginverleibung 
Fiume's in Eroatien fefthalten, in einer einfahen Form nit durchführbar 
geweien ge jo dag Fiume flaatsrechtlih eine Zwitterftellung angemwiejen wer» 
mu 


„ (Ungarn). Landtag. Das Oberhaus tritt ſchließlich der Abſchaf⸗ 
fung der Brügeljtrafe doch noch bei. 

„ (Defterreid). In Folge Aufforderung des Kaiſers ſetzen 
bie brei Minifter ber Minderheit, Taaffe, Berger und Potozli ihre 
gegentheilige Anfiht gegen bas Memoire ber Mehrheit vom 
48. December gleichfalls in einer einläßlihen Denkſchrift auseinander, 
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voller Entſchiedenheit behaupten, da ein weſentliches Ueberſchreilen ber im der 
Berfafiung vom Jahre 1867 gegebenen Länder-Autonomie die einbeitli 
Kraft des Reiches auf Koften von Forderungen gefährden müßte, welche, weder 
im pofitiven Rechte, noch in reellen Bebürfnifien gegründet, eben deßhalb ihren 
Grund nur in Tendenzen haben können, welchem das Intereſſe dei Reiches 
wibderipricht. 

„Bei folder Auffaſſung konnte für die gehorſamſt Linterzeichneten die 
Beantwortung der Trage: ob der beflagenswerthen Thatſache gegenüber, daß 
dieſe Verfafjung von einem großen Theile des Reiches in ihren Grundlagen 
betämpft wird und in Folge deſſen die Neichsvertretung eine unvollfländige if 
— der Kampf für diejelbe aufgegeben oder aber mit Entichiedenheit und Be 
ſonnenheit fortgeführt werden müfje, feine zweifelbafte jein. Daß diefer Wider: 
ſtand nit in kurzer Friit, daß er nur allmälig und fchrittweife gebeugt wer- 
den könne — und aud die nur, wenn die volllommenfte Einheit der Action 
der Regierung allen extremen Forderungen die Hoffnung ihrer Realifitung bes 
nimmt, darüber freilich konnten fie fi nie einer Täuſchung bingeben. In 
dicfer Richtung wurde die Frage der Abänderung de Wahlmodus für den 
Neihsrath in Anregung gebradt. Allerdings eine Aenderung der Berfaflung ; 
allein eine auf Iegalem Wege angebahnte Aenderung mit den Zwecke, den 
Reichsrath zu ſtärken, und infolange und infoweit die Berfaffung im ihren 
Brundlagen Angriffen ausgelegt ift, diefen Angriffen gegenüber in jeiner Exi⸗ 
ſtenz und Wirkſamkeit unabjängiger zu maden. Wie diefe Wenderung der 
Verfaſſung in dem Standpuntte der auf Grund diefer Berfaffung inftituirten 
Regierung und in der kritiihen Lage, in welche die erflere durch ihre Be 
kämpfung gebradt worden ift, ihre volle Rechtfertigung findet, jo liegt wohl 
nicht8 weniger als Inconſequenz, vielmehr nur die nothwendigfte Gonfjequenz 
darin, wenn diefe Regierung andererfeitd PBrojecte zur Ubänderung der Ber: 
fafjiung bekämpft, weiche diefer Intention auf das directefle entgegentreten. 
Sleihwohl Hat die Regierung Eurer Majeftät auch diefe Frage nur mit aller 
Borfiht in die Hand genommen. Sie bat für die zu gewärtigenden Acuße⸗ 
rungen der Landtage die maßgebenden Gefichtspuntte fi gegenwärtig zu halten 
geſucht, und fie wird Diele Frage mit den Mitgliedern des Reichsrathes bes 
iprechen, ehe fie in Beziehung auf dieſelbe einen definitiven Entihluß faßt. 
Sie wird Eurer Majeftät feine Anträge unterbreiten, welche den verfaffungs- 
mäßigen Boden verlafen, und fie wird, für melden Untrag fie ih aud 
Ihließli einigen möge, denſelben einen zweifelhaften Schidfale in den Ber- 
handlungen und Beichlüfien des Reichsrathes nicht ausſetzen. 

„Dagegen aber müſſen fi) die gehorjamft Unterzeichneten andererjeits allen 
denjenigen Brojecten, welche auf eine veränderte ſtaatsrechtliche Stellung 
der Königreihe und Länder zum Reiche abzielen, beharrlich widerfegen. In 
Beziehung auf Galizien könnte eine Bolitit gedacht werden, welche in ber 
Gewährung einer felbftändigen Stellung dieſes Kronlandes freie und darum 
träftigere Hand für die Beſiegung der andermweitigen Schwierigfeiten des 
Reiches zu gewinnen ſuchte. Kine ſolche Politik aber müßte ſich mit der 
Gonjequenz vertraut machen, daß eine Provocation Ruklands eine fernere 
Verbindung Baliziens mit Defterreich ernftlih in Frage ftellen könnte Kaum 
aber wäre zu erwarten, daß ſelbſt mit den weiteſtgehenden Gonceifionen, na⸗ 
mentlih wenn fie einfeitig für Galizien ausgeiproden wären, die Parteien 
befriedigt werden Tönnten. Dagegen würden diejelben den Widerfland in 
anderen Ländern nothwendig verflärken, weil die Regierung dem Vorwurfe 
nicht entgehen würde, verjchiedene Ränder nach verſchiedenem Maße verfafjungs- 
mäßigen Rechtes zu behandeln. Ohne deßhalb im wirklich individuellen Ver⸗ 
hältniffen begründete Auforderungen der abminiftrativen Ordnung in Galizien 
im vorndinein ablehnen zu wollen, glauben doch die gehorfamft Unterzeichneten 
darüber hinaus, auch Galizien gegenüber, eine feſte und ablehnende Bolitik 
umfomehr allein befürworten zu Lönnen, alß die Lage des Landes, die Gefahr, 
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ſchwerlich als die Ausführung des erwähnten, an das Gelammtminifierium 
gerichteten allerh. Auftrages Eurer Maj. gelten. Uber auch ebenſo über⸗ 
raſchend war e8 für die ehrfurchtsvollſt unterzeichneten drei Minifter, daß die 
erwähnten fünf Minifter ſchon fünf Tage nad) der Thronrede fih von dem Pro⸗ 
gramm dieſer legteren loszujagen und Eurer Maj. ein bievon abweichende 
Brogramm zur aflerh. Genehmigung vorzulegen für gut fanden. Rad der 
unmaßgebliden Auffafiung der ehrfurchtsvollſt unterzeichneten Dinifter hatte 
Die zwiſchen allen Minifiern im Wege des Ecmpromifics vereinbarte und 
von Eurer Maj. allerh. genehmigte Thronrede mindeftens bis zu dem Seite 
punlie al8 das Progranım der Regierung zu gelten, in welchem der Reichs⸗ 
rath durd feine an Eurer Maj. gerichteten allerunterthänigften Adrefien über 
jenes Programm jein Verdict abgegeben haben würde. Bor diefem Zeitpunfte 
ein mit dem Programm der Thronrede nicht harmonirendes neues Programm 
aufftellen, heißt nad) unjerer beicheidenen Meinung die Thronrede preißgeben. 
Und infoferne ein folder, wohl nicht als conftitutioncll zu bezeichnender Bor» 
gang gar nur von einer Fraction des Minifteriums ausgeht und ten Zweck 
Hat, no vor dem Botum der Vertreiungslörper über das Programm der 
Thromede eine Veränderung in der Regierung Eurer Mai. herbeizuführen, 
dürfte der von der Majorität des Minifteriums gemadte Schritt auch als ein 
mit den berfömmlidhen parlamentariſchen Uebungen nicht übereinftimmender 
angejehen werden. Wir enthalten uns übrigens, auf die weiteren Unzukömm⸗ 
lichkeiten hinzuweiſen, welche der offen erflärte Bruch der Regierung und die 
PVreisgebung ihres in der Thronrede vereinbarten proviforiihen Programms 
unvermeidlich zur Folge haben müſſen. Ein fo draftiiher Vorgang mie der 
cben beleuchtete wäre wohl nur dann zu rechtfertigen, wenn er zur Abwendung 
dringender Gefahr unvermeiblih erjchiene und wenn er zugleich Mittel von 
unzweifelhaft rettender Kraft böte. Aber nit nur waltet eine ſolche augen» 
blickliche Gefahr für den Staat, melde zu überſtürzend haftiger Aufftellung 
eines neuen Regierungspregramns nöthigte, nicht ob, ſondern es ift aud das 
von den fünf Miniftern der Majorität formulirte Programm nad der An⸗ 
—— der ehrfurchtsvollſt unterzeichneten drei Miniſter von ſehr zweifelhaf⸗ 
tem Wert 


e. 

„Allerdings könnte man das Programm der fünf Miniſter der Majorität 
nicht einmal ein neueß nennen, wenn es wirklich nur in dem Verharren auf 
„dem bisherigen Wege”, welhen fie alS „den relativ richtigſten“ bezeichnen, 
beflände. Boch nur zu bald werden die eigenen mahnenven Worte: „daß mit 
Bejeitelaffung aller problematiichen oder gefährlichen Projecte* auf dem bisherigen 
Mege „mit Geduld und Ausdauer weiter zu wandeln fei”, vergefien, und e8 
wird ein neuer Weg empfohlen, von welchem mit allem Grunde gefagt werden 
darf, daß er ein „problematifcher und gefährlicher fei”. Das Programm der 
Majorität des Minifteriums befürwortet nämlih eine „Abänterung des 
Wahlmodus für den Meihsrath. Wir wollen den Widerſpruch nicht allzu 
ſtark betonen, der darin Liegt, daß in denselben Athemzuge das Behnrren auf 
dem bisherigen Wege al$ das rihtigfte Regierungsprogramm hingeſtellt und doch 
glei) darauf eine jo eingreifende Berfaflungsänderung wie die Wahlreform 
empfohlen wird. Wir mwiflen auch nicht, was damit gemeint fein joll, wenn 
zur Motivirung diefer Berfaffungsändberung mit vielem Nachdrucke gejagt wird: 
„Allerdings eine Aenderung der Berfafiung, allein eine auf Iegalem Wege 
angebahnte”. Denn auch die ehrfurchtsvollſt Unterzeichneten haben nie einem 
anderen als dem „legalen”, dem verfafiungsmäßigen Wege das Wort geredet. 

„An ein Regierungsprogramm darf man wohl unftreitig die beiden Anfor⸗ 
derungen ftellen, daß es beftimmt und ausführbar je. Wenn nun der 
Schwerpunkt de8 Programmes der Majorität in der von ihr bevorworteten 
Wahlreforn ruht, dann mußte fie die letztere nicht als ein Problem Hinftellen, 
das ſelbſt erfi zu Löfen ift, jondern fie mußte bie, mindeſtens in den weſent⸗ 
Jichften Zügen ausgeführte Wahlreform zum Ausgange ihrer Vorſchläge ma» 
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Denkſchrift der Minderheit der Minifter: „Indem die ehrfurchts⸗ 
vollſt unterzeichneten drei Minifter, dem allerh. Auftrage Eurer Maj. entipre 
hend, darangehen, über das von der Majorität der Regierung Eurer Mai. 
vorgelegte Programm ihre Meinung abzugeben und johin ihren eigenen 
Etandpunft in Beziehung auf die zu befolgende Politik darzulegen und zu 
begründen, erlauben ſich diefelben, zunädft einige Thatſachen zu conftatiren, 
weldye für die Beurtheilung der ſchwierigen Lage, in welche die Regierung 
Eurer Maj. gerathen ift, ſowie für die Behandlung jedes nur von einem 
Theile der Regierung in diefem Augenblide aufgeftellten Programms nicht 
ganz unerheblich fein dürften. 

„Die weientlidhe, das Diinifterium in zwei Parteien Ipaltende Differenz 
entftand bei den Berathungen über die Mahlreform. Die Mehrheit der 
Minifter wollte die Mahireform unbedingt durdgeführt wiſſen; die chrfurdt%- 
voüft unterzeichneten drei Dinifter hingegen Tonnten fi für eine Wahlreform 
nur unter der Bedingung enticheiden, wenn mit ihr zugleih anderweitige 
Schritte verbunten würden, melde geeignet wären, auf verfofiungsmäßigem 
Wege eine Berftändinung mit der außerhalb ter verfafiungsmäßigen Wirk. 
famteit verharrenden Oppofition herbeizuführen. Vei den Berathungen über 
die Wahlreform erhielt jedoch feine der von einzelnen Miniſtern vorgeſchlagenen 
Modalitäten diefer Reform die Majorität, jo daß die Berathungen über die 
Mahlreform vorderhand geradezu refultatloß blieben. Die Berathung über die 
MWahlreform wurde jonad) auf einen jpätern Zeitpunft vertagt, und damit entfiel 
auch vorläufig die mit ihr in Verbindung gebrachte Frage der Terftändigung 
mit der fogenannten nationalen Sppofition. In diefer Phaſe des Maffen- 
ftilftandes ging die Regierung Eurer Maj. an die Beratbung und Feitftellung 
der Thronrcede, wobei das einmüthige Eeftrchen aller Minifter war, bes 
züglich der oben berührten, das Minifterium in zwei Parteien jpaltenden 
Tragen nad keiner Seite ein Präjudiz zu ſchaffen. Lie in diefem Sime 
entworfene Thronrede wurde johin in den unter dem allerh. Zorfite Eurer 
Maj. abgehaltenen Miniftereonferenzen vom 10. und 12. Tecember d. J. 
definitiv feitgeftellt und von Eurer Maj. Alterböhft genehmigt. Es mar nun 
im Beginne der unter dem allerh. Vorfite Eurer Daj. am 10. Tec. d. J. 
abgehaltenen Minifterconferenz, daß Euer Maj. an das Geſammtminiſterium 
die allerh. Aufforderung zu richten geruhten, „fi alsbald und eingehend mit 
der Trage zu beihäftigen, welche Schritte zu geſchehen hätten, die e& ermög- 
lien würden, daß eine Verfländigung mit den bisher außerhalb der Berfaj- 
fung ſtehenden Parteien dahin erfolge, damit tie Verfaſſung durch die alliei- 
tige Ucceptirung und Betheiligung an der Durchführung derfelben eine Wahr⸗ 
heit werde". Euer Maj. gerubten, damit die allerh. Aufforderung zu ver» 
binden, „daß die Sache während der MWeihnadtsferien des Reichſsrathes zur 
allerh. Sthlußfaſſung in der Weile vorbereitet werde, daß ein detaillirtes 
Programm über das Vorgehen in diefer Angelegenheit in aflen eventuellen 
Stadien und Eonjequenzen derfelben in Vorlage komme“. Gegen diefe allerh. 
Aufträge Eurer Maj. an das Gefammtminifterium wurte von feiner Seite 
irgend ein Bedenken erhoben, vielmehr gleich darauf die Echlußberathung der 
Thronrede vorgenommen und in der Situng vom 12. Dee. d. J. mit der 
einftimmigen Annahme ter Thronrede definitiv beendigt. 

„Nah diefen Vorgängen durften es die ehrfurchtsvollſt unterzeichneten drei 
Minifter wohl etwas befremdend finten, als fie ſchon nach menigen Tagen 
aus der von den fünf übrigen Miniftern an Euer Maj. gerichteten, ihr Res 
gierungsprogramm darftellenden Eingabe vom 18. Tecember d. J. entnahmen, 
daß dieſe Ichtere in Vollziebung des von Eurer Maj. am 10. December d. 3. 
an das Gefammtminifterium gerichteten Auftrages vorgelegt murte Tenn 
das nur don fünf Minifiern mit Ignorirung der anderen drei Minifter auf- 
geitellte und feinem Inhalte nach den Intentionen des allerh. Auftrages Eurer 
Diej. vom 10. December d. J. kaum entiprehende Programm kann wohl 
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ſchwerlich als die Ausführung des erwähnten, an das Geſammtminiſterium 
gerichteten allerh. Auftrages Eurer Maj. gelten. Uber auch ebenfo übere 
rafchend war e8 für die ehrfurchtsvollſt unterzeichneten drei Minifter, daß die 
erwähnten fünf Minifter ſchon fünf Tage nad der Thronrede fih von dem Pro⸗ 
gramm dieler legteren loßzujagen und Eurer Maj. ein bievon abmeichendes 
Brogramm zur allerh. Genehmigung vorzulegen für gut fanden. Nach der 
unmaßgebliden Auffaffung der ehrfurchtsvollſt unterzeichneten Diinifter batte 
die zwiſchen allen Miniftern im Wege des Cempromiſſes vereinbarte und 
von Eurer Maj. allerh. genehmigte Thronrede mindeſtens bis zu dem Zeit 
punlte als das Programm der Regierung zu gelten, in weldem der Reichs⸗ 
rath durd feine an Eurer Maj. gerichteten allerunterthänigfien Adreſſen über 
jene8 Programm jein Berdict abgegeben haben würde. Bor diefem Zeitpunkte 
ein mit dem Programm der Thronrede nicht harmonirendes neues Programm 
aufftellen, heißt nad unjerer beſcheidenen Meinung die Thronrede preisgeben. 
Und injoferne ein folder, wohl nicht als conflitutionell zu bezeichnender Vor⸗ 
gang gar nur von einer Äyraction des Minifteriums ausgeht und ten Zweck 
bat, noch vor dem Botum der Vertreiungslörper Über das Programm der 
Thronrede eine Beränderung in der Regierung Eurer Mai. herbeizuführen, 
dürfte der von der Majorität des Minifterrums gemadte Schritt auch als ein 
mit den herkömmlichen parlamentarifchen Uebungen nicht übereinſtimmender 
angejehen werben. Wir enthalten uns übrigens, auf die weiteren Unzulöümm-» 
lichkeiten hinzuweiſen, welche der offen erllärte Bruch der Regierung und die 
PVreisgebung ihres in der Thronrede vereinbarten provijoriihen Programms 
unvermeidlih zur Folge haben müften. Ein fo draſtiſcher Vorgang mie der 
eben beleuchtete wäre wohl nur dann zu redhtfertigen, wenn er zur Abwendung 
dringender Gefahr unvermeidlih erjchiene und wenn er zugleih Mittel von 
unzweifelhaft rettender Kraft böte Aber nicht nur mwaltet eine folche augen» 
blidfihe Gefahr für den Staat, welche zu überſtürzend haftiger Aufftellung 
eine8 neuen Regierungspregramnms nöthigte, nicht ob, fontern es ift aud das 
von den fünf Miniftern der Majorität formulirte Programm nad) der Ans 
—— der ehrfurchtsvollſt unterzeichneten drei Miniſter von ſehr zweifelhaf⸗ 
tem Werthe 


„Allerdings könnte man das Programm der fünf Miniſter der Majorität 
nicht einmal ein neues nennen, wenn es wirflih nur in dem Berharren auf 
„dem bisherigen Wege”, melden fie als „den relatis richtigften”" bezeichnen, 
beftände. Doch nur zu bald werden die eigenen mahnenden Worte: „daß mit 
Beleitelaffung aller problematifchen oder gefährlichen Projecte” auf dem bißherigen 
Wege „mit Geduld und Ausdauer weiter zu wandeln fei“, vergefien, und es 
wird ein neuer Weg empfohlen, von weldem mit allem Örunde gejagt werden 
darf, daß er ein „problematifcher und gefährlicher fei*. Das Programm der 
Majorität des Minifteriums beilirwortet nämlih eine „Abänderung des 
Wahlmodus für den Reihsrath". Wir mollen den Widerfprud nicht allzu 
Hark betonen, der darin liegt, daß in demſelben Athemzuge das Behnrren auf 
dem bisherigen Wege als das richtigſte Regierungsprogramm hingeſtellt und doch 
glei darauf eine jo eingreifende Berfaffungsänderung wie die Wahlreform 
empfohlen wird. Wir wiſſen auch nicht, was damit gemeint fein Toll, wenn 
zur Motivirung diefer Berfafiungsänderung mit vielem Nachdrude gejagt wird: 
„Allerdings eine Aenderung der Berfafjung, allein eine auf legalem Mege 
angebahnte‘. Denn auch die ehrfurchtsvollſt Unterzeichneten haben nie einem 
anderen ala dem „Iegalen”, dem verfafiungsmäßigen Wege das Wort geredet. 

„An ein Regierungsprogramm darf man wohl unftreitig die beiden Anfor⸗ 
derungen ftellen, daB es beflimmt und ausführbar je. Wenn nun der 
Schwerpunkt de8 Programmes der Majorität in der von ihr bevorworteten 
Wahlreform ruht, dann mußte fie die letztere nicht als ein Problem Hinftellen, 
das ſelbſt erft zu löſen if, fonbern fie mußte die, mindeſtens in ven weſent⸗ 
Jihflen Zügen ausgeführte Wahlreform zum Ausgange ihrer Vorſchläge ma⸗ 
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chen, weil nur von einem im Detail klar vorliegenden Reformprojecie ex 
Schluß auf die erwarteten Erfolge und fomit auf den Werth des gan 
Programms möglich if. Ein Programm aber, defien Kern ſich felb als «= 
ungelöfles Problem darfellt, darf wohl mit Fug und Necht als ein „proble 
matiſches Project” bezeichnet werden. Die Verfiherungen, daß die Majoriät 
des Minifteriums, ehe fie über die Frage der Wahlreform einen definitiven 
Beſchluß faßt, fig mit den Mitgliedern des Reichſrathes beipredhen und be 
geftellten Anträge nicht einem zweifelhaften Schidjale in den Berhandlunge 
und Beichlüffen des Reichſsraths ausſetzen werde, find wahrlich zu bürftiger 
Natur, als daß fie dem ganz und gar in der Luft fhwebenden Wahireform 


project irgend einen Halt zu leihen vermödten. Wenn übrigens bie Mine 


der Majorität auch hier wieder Anlaß nehmen, zu erflären, daß fe Eu 
Majeſtät keine Anträge unterbreiten werben, welche den verfafiungsmäßigen 
Boden verlafien, jo mag die Verfiherung an dieſer Gtelle allerdings durth 
die Erinnerung an die Thatſache gerechtfertigt fein, daß nicht alle Mitglieder 


der Majorität bei den Verhandlungen über die Wahlreform im Miniker | 


rathe die verfafjungsmäßigen Rechte der Landtage geziemend beachten zu wol⸗ 
len ſchienen. 





„Die ehrfurchtsvollſt unterzeichneten drei Miniſter der Minorität mühe 


aber das auf dem nod) ungelöften Probleme einer unbeſtimmten Wahlreorn 
berubende Programm der Majorität auch als ein gefährliches Project erflärn. 
Mit anertennenswerther Offenheit ſprechen e8 die Miniſter der Majorität aus, 
daß fie bei der Durdführung der heute noch ihnen felb ganz unflaren 
Wahlreform den doppelten Zwed verfolgen, einerfeitS die ſich don der vera" 
fungsmäßigen Mitwirkung ausfchliegende Oppofition „allmählig und färitt- 
weile zu beugen” und andererjeit8 „den Reichsrath zu flärken und den An 
oriffen der Dppofition gegenüber in feiner Eriftenz und Wirffamfeit unobhan- 
giger zu machen“. Daß die durchgeführte Wahlreforın für fi allein auf die 
Oppoſition nicht den mindeften jänftigenden Einfluß üben, ja daß der Beriug 
der MWahlreform für fih allein felbft jene Fraction der nationalen Oppofition 


in ihrem Miderftande ſchärfen wird, welche bisher ihre Mitwirkung im 


Reichsrathe nicht verſagte, wird kaum ernſtlich beftritten werben wollen. In 


der ohne Zugefländniffe an die nationale Oppofition durdgeführten Wahlreforn 
erblidt die nationale Oppofition nur die Berwirflihung deutſcher Inter 
drüdungsgelüfte. Die, wenn auch ganz unbegründete Borausjegung dieſer 
legteren wird genügen, um die nationale und jeparatiftilche Oppofition no 
mehr aufzuftaddeln. Zulett werden die in ihren Erwartungen unbefriedigten 
Polen endlich dennoch den Reichsſsrath verlafien und damit das Außerfte ihnen 
zu Gebote ftehende Prefliongmittel verjuchen. Ihr Aufbruch wird das Signal 
für die Siovenen und XTyroler geben, und verlaflen und verödet wird nicht 
die volle Vertretung der Wefthälfte des Reiches, ſondern die deutfche Partei 
im Ubgeorbnetenhaufe tagen. Wenig wird es ihr nüben, daß fie ſich etwa 
der Zahl nad verdoppelt Hat; fie wird doch nicht die Völfer der Weſthälfte 
des Reichen, fie wird einzig und allein nur die gefügige deutiche Regierungt⸗ 
partei vertreten; denn eine befrucdhtende Oppofition würde diefem Rumpfpar- 
lamente zum tödtlihen Verderben gereichen. In einer foldhen unvermeidlich 
zur völligen Stagnation führenden @eftaltung ber Voltsvertreiung eine Gtär- 
tung des Reichſsraths erbliden zu wollen, wäre doch eitwas allzu ſanguiniſch. 
Die Anwendung des Nothwahlgeſetzes aber würde theils zu einer doch noch lücken⸗ 
haften, theils zu einer dem verfaffungsmäßigen Grundcharakter des Reichs⸗ 
raihes widerftreitenden Vertretung führen und könnte eben deßhalb in feinem 
Falle als ein dauernde Auskunftsmittel angefehen werben. Und mit welden 
Mitteln gedentt wohl die Majorität des Minifteriums den Widerſtand der 
Czechen „allmählig und fchrittweife" zu beugen? Das Programm der Maja 
rität fhweigt darüber, und wir begreifen dieſes Schweigen. Schon einmal, 
und zwar noch ehe von irgend einer Geite Berfländigungsverjuche gemacht 
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worben waren, ſah fd) die Regierung gendtbigt, zur Berhängung von Aus⸗ 
nobmsmahregeln zu fchreiten, welche die Lage in jeder Beziehung nur er- 
fchwerten und verflimmerten. Die Majorität des -Minifteriums erhebt den 
Borwurf, daB durch die angeflellten Bermitilungsperjuche die Kraft der Re 
gierung geihwädt worden jei, und daß man es unmöglih gemacht bat, zu 
erproben, welden Erfolg das fehle und ruhige Beharren einer in ſich einigen 
Staatsverwaltung auf dem Boden der Berfaffung erzielen fanı. Die ehr⸗ 
furchtsvollſt Unterzeichneten aber dürfen aus ihrer Erfahrung und Ueberzeu⸗ 
gung entgegnen, daB die Regierung ſchon längfi wieder zur Verhängung von 
Ausnahmsmaßregeln gedrängt worden wäre, wenn nicht die angebahnte Ber- 
fändigung, deren „Eägliches Miklingen“ in diefem Augenblide wenigftens noch 
nicht behauptet werden darf, durch den Einfluß der maßgebenden Perjönlid- 
feiten zu einiger Mäßigung geführt hätte Iſt aber erfi das Programm der 
Majorität des Minifteriums eine Wahrheit geworden, dann wird es nicht 
lange währen und die wieder heftiger und kühner hervortretenden Ausſchrei⸗ 
tungen werden abermal3 zur Sujpendirung der verfafjiungsmäkigen Rechte 
nöthigen. Oder glaubt die Majorität des Miniſteriums, mit Prehfreiheit, 
Vereins⸗ und Berjammlungsredht und den keine Schuld entdeckenden czechiſchen 
Geſchwornen „allmählig und fchrittweife* den fort und fort zunehmenden und 
immer unverjöhnlicher anwachſenden Widerftaud beugen zu können? Und wer 
vermag die Bürgichaft dafür zu bieten, daß die Berhängung des YAusnahms- 
zuftandes fih nicht auch noch in anderen Provinzen als notbivendig heraus- 
Rellen wird? Und woher ſchöpft die Majorität der Regierung die Gewißheit, 
daß ihr die Außeren Berhältnifie des Staates die lange Muße gewähren wer- 
den, um den „Weg der Geduld und Außsdauer weiter zu wandeln” und ben 
Widerſtand „allmälig und jchritiweife" zu beugen ? 

„Die ehrfurchtsvollſt Unterzeichneten müffen es als eine weſeniliche Büde 
in den Ausführungen der Majorität bezeichnen, daß ſich die Iektere ber Er⸗ 
wägung der unmittelbaren und fernen Gonfequenzen ihres Programms völlig 
entzieht. Fur diefen empfindlichen Mangel dürfte e8 kaum tröftende Berubi- 
gung gewähren, wenn, wiewohl allerdings richtig, darauf bingewiefen wird, 
daß die Schwierigkeit der Lage es nicht geftatte, Erfolge mit Sicherheit zu 
verbürgen, am allerwenigften aber eine ſolche Bürgſchaft für einen raſchen Erfolg 
abzugeben. Die nächſten Conſequenzen und die legten Erfolge find eben ver⸗ 
ſchiedene Dinge; aber die vorausſichtlichen nächſten Gonfequenzen ſcheinen gerade 
dem Programme der Majorität gegenüber Elar anzudeuten, daß e8 von dem 
gehofiten jchließlichen Erfolge kaum gekrönt werben dürfte. Yür die ehrfurchts⸗ 
vollſt Unterzeichneten gebricht «8 daber an allen Momenten, weldhe geeignet 
wären, ihnen zu dem Programm der Majorität Vertrauen einzuflößen. Dazu 
fommt aber noch die Erwägung, daß es uns fcheinen will, als ob das Bros 
gramm der Majorität der Regierung nicht au von der Majorität der Bes 
völferung acceptirt würde. Zwar auf die Majorität des Reichsrathes in ſei⸗ 
ner gegenwärtigen Zujammenfegung mag die Majorität des Minifteriums mit 
Sicherheit zählen können. Ob aber aud) nur dieſe Dlajorität eine jehr bedeu⸗ 
tende fein wird, ſteht denn Doch noch in Trage. WWenigftens iſt in dem Sub- 
comite des Adrek-Ausichufles des Abgeordnetenhauſes die Majorität nicht auf 
dem Standpunkte des Programms der NRegierungs-Majorität, und im Adreß⸗ 
ausfchuffe ſelbſt dürften fi die Stimmen nad den Richtungen der beiden 
Bractionen der Regierung mit acht gegen fieben Stimmen gegenüberſtehen. 
Säßen aber alle jene Abgeoroneten im Haufe, welche fi von demſelben fern- 
halten, dann wäre die Majorität wohl unzweifelhaft für diejenige Anfchauung, 
welche eine Berfländigung mit der nationalen Oppofition wünſcht, und in noch 
höherem Maße würde dieler Erfolg dur einen Appell an die Wähler zu 
Tage treten. Mit diefen Bemerkungen glauben aber die ehrfurchtsvollſt 
Unterzeichneten auch bereits die Richtung angedeutet zu haben, in welcher, auf 
ſtreng verfafiungsmäßigem Wege und auch mit-einiger Borausfict auf Er⸗ 
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folg, jene Ziele anzuſtreben wären, in deren Nothwendigkeit die Schwierigleiten 
der gegenwärtigen Situation wurzeln. Schon aus dem, was wir über %e: 
Programm der Majorität des Minifteriums zu bemerken uns ehrfurdtio- 
erlaubten, geht hervor, daß wir die Lage des Reiches, wie fie ſich in ber La 
fertigleit der verfaffungsmäßigen Zuftände feiner Wefthälfte, in der Ras x 
größerer Leidenſchaftlichkeit anwachſenden nationalen Oppofition und bei de 
Unzuverläfiigteit dauernder friedlicher äußerer Berhältnifie darftellt, als eim 
bedenkliche betrachten müſſen. Wir find nit der Meinung, dab nad te: 
jüngften Vorgängen felbft eine abfolute Stabilität, aljo auch der Berzidt avi 
die Mahlreform, es möglid machen würde, den bisherigen Weg „mit Geduld 
und Ausdauer weiter zu wandeln“. Wir glauben aber auch andererfeitS dar: 
gethan zu haben, daß die ohne Bewwerkitelligung eines Berftändniffes mit ter 
nationalen Oppofition ifolirt durchgeführte Wahlreform diefe Oppofition nicht 
beugen, fondern Eräftigen, den Reihsrath nicht ftärken, fondern feiner allmäh—⸗ 
ligen Selbftauflöfung entgegenführen würde. Wir halten die abfolute Herr: 
ſchaft der Verfaffungspartei Über die gefammte nationale Oppofition für dur 
aus unausführbar; gerade die verfafiungsmäfigen Freiheiten, deren fidh aus 
die Oppofition erfreut, werden nothwendig zur Entziehung bderfelben, zum 
Ausnahmszuftande und letztlich zur offenen Wuflebnung führen. Es farn 
endlich nicht unbeadhtet bleiben, daß die Discufiion der Verfaffungsfrage ſchon 
dur die Nelulution des galiziihden Landtags unvermeidlich geworden it. 
Und wenn auch die Majorität des Minifleriums nur von einigen, die Ber 
fafjung ſelbſt nicht berührenden abminiftrativen Zugeftändnifien wiſſen will, jo 
wird gerade dieſer Iektere Umftand die Discuffion nur um fo Iebhafter und 
um fo leidenſchaftlicher geftalten, je mehr die galiziichen Abgeordneten von 
den allzuweit gehenden gefährlichen Forderungen der Reſolution ablaffen, da⸗ 
gegen aber mit bloß adminiftrativen Zugeftänpniffen fi vorausficgtlich nicht 
begnügen mürben. 

„Angefichts diefer Perſpective halten es die ehrfurchtsvollſt Unterzeichneten 
für ihre patriotiſche Pflicht, auszuſprechen, daß die Herbeiführung einer Ber- 
ftändigung mit der gefammten nationalen Oppofition und Lie 
Heranziehung diefer Iegteren zu gemeinfamer verfaffungsmäßiger Wirljamtet 
als die dringendfte Ungelegenheit der Regierung Eurer Maj. anzufehen un) 
zu behandeln fein dürfte Auch die unterzeichnete treugeborfamfte Minorität 
ftimmt mit der Majorität darin überein, daß eine Aenderung der Wahlgeſete 
bezüglich) der Abgeordneten in den Reichsrath ſehr wünſchenswerth ericeine. 
Die ehrfurchtsvollſt unterzeichnete Minorität ift aber aus den umfländlich dar- 
nelegten Gründen der Meinung, daB die gehofften wohlthätigen folgen der 
Wahlreform nur dann zu erwarten find, wenn mit ihr zugleid jene ende 
rungen des Grundgeſetzes über die Reichsvertretung zu Stande kommen, welde 
der nationalen Oppofition nad ihren Anfhauungen die Betheiligung an der 
gemeinfamen verfaffiungsmäßigen Wirkſamkeit möglich maden. Die ehrfurdt:- 
vollſt Unterzeichneten find aber auch weit entfernt davon, zur Gerbeiführung 
des Verftändniffes mit der nationalen Oppofition einen anderen alß den lega⸗ 
Ien, den ftreng verfoffungsmäßigen Weg zu empfehlen. Roc weit mehr als 
bei der Wahlreform, bezüglich deren die Eompetenz der Landtage nicht igno- 
rirt werden kann und darf, fallen alle Aenderungen an der Reich8verfaflung, 
insheiondere an dem hier zunächſt in Betracht kommenden Srundgefege über 
die Reichſsvertretung, in die außfhließlie und volle Gompelenz bes Reichs⸗ 
rathes. Ya die ehrfurchtsvollſt Unterzeichneten möchten, belehrt durch die un⸗ 
angenehme Erfahrung, welche die Regierung mit der Befragung der 17 Land- 
tage über die Wahlreform machte, auch nicht einmal eine bloße gutachtliche 
Befragung der Landtage im Sinne der Landesorbnungen bevorworten. Rur 
indem ber Reichsſsrath es ift, der über Uenderungen an der Berfaflung ent 
ſcheidet, wird allen füderaliftifden Ausſchreitungen, allen Selbfländigleitsgeläften 
einzelner Bänder, melde aud wir ablehnen, eine gebieterifche Schranke gezogen. 
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Sqhon die beabſichtigie Wahlreform allein würde es, wegen der Bedeutung 
derſelben an fi und nad ähnlichen Präcedenzjällen in anderen conftitutionellen 
Staaten, volRändig reistfertigen, daB zur Durchführung diefeß hochwichtigen 
Actes und bei der jowohl dem Reichſrathe, als auch den Landtagen diekfalls 
zufiehenden Competenz ſowohl die Landiage, als aud das AUbge 
ordnetenhbaus des Reihsrathes erneuert würden. Um fo mehr ge 
boten ericheint jedoch dieſe Erneuerung dann, wenn die Aenderung der Berfaflung 
nicht Bloß auf das Wahlſyſtem beſchränkt bleiben joll. Sie wird aber vollends 
dem gegenwärtigen Reichöraihe gegenüber, der unvollfländig und jeder über 
die Wahlreform binausgehenden Berfafjungsänderung abgeneigt if, ſchlechter⸗ 
dings unvermeidlich, einerjeits als in dem gegenwärtigen falle volllommen 
gerechtfertigter Appell an die Bevölkerung felbft, andererjeit3 als ein Mittel, 
um die bisher Ferngebliebenen zum Eintritt in den Reichſrath zu beivegen. 
Denn wird der nad Auflöfung des jegigen Reichſsrathes und aller Qandtage 
fofort einzuberufeude ordentliche Reichſsrath mit der ſolennen Ertlärung 
einberufen, daß vor Allem die Reform der Wahlgefege und die zur allgemeinen 
Durhführung der VBerfafiung als nöthig erlannten Aenderungen derjelben die 
vorzugsweilen Berbandlungsgegenftände bilden werden, dann darf nad der durch 
viele Informationen gewonnenen Heberzeugung der ehrfurchtsvollſt Unterzeichneten 
und bei jonf zwedmäsigem Vorgehen der Regierung dem Zujammentritt 
des vollen Reichsrathes mit ziemlicher Gewißheit entgegen gejehen werben. 
Die Denkſchrift der Majorität weft nun zwar auf die Unannehmbarfeit der 
czechiſchen Declaration, jowie darauf hin, dab von czechiſcher Seite die Hand 
zur Berfländigung bisher nicht geboten wurde. Dagegen erlauben ſich jedoch die 
ehrfurchtsvollſt unterzeichneten Mitglieder der Minorität zu erwidern, daß die 
egorbitanten Forderungen, welde im leidenichaftlichen Kampfe der Parteien 
und unter dem Einflufie der zum Theile bis zum tiefften Haſſe gefteigerten 
perlönlihen Antipathien erhoben werden, kein Maß für die gegenfeitigen Zu- 
geitändniffe bieten, deren Gewährung bei einer friedlichen, vom Geiſte und dem 
Willen zur Berfländigung angebahnten Vereinbarung angehofft werden barf. 
Denn da8 aud von der nationalen Oppofition durchwegs anerkannte Intereſſe 
afler Bollsftämme Oeſterreichs an deflen Erhaltung wird, befonders bei gleich- 
zeitiger Betheiligung der Abgeordneten aller Länder und Stämme an den 
Verhandlungen im Reichsrathe, jedes etwa noch auftaudhende Sondergelüfte 
in beicheidene, der Einheit und Macht des Ganzen nicht abträgliche Grenzen 
enihränten. Die Dentihrift des Majorität ſpricht ferner von dem „Läglichen 
Miklingen” aller bisher angeftellten „Ausgleichsverfudge” und meint, daß dies 
jenigen, welche „die VBerftändigung in die Hand nehmen zu müfien erachteten, 
fein Programm zu Tage gefördert haben, welches auch nur in ihrem eigenen 
Kreile als durchführbar, viel weniger als geeignet hätte betrachtet werden kön⸗ 
nen, von den Gegnern angenommen zu werden.“ 

„Bon eigentlihen Ausgleichſsverſuchen kann wohl firenge genommen über- 
haupt nicht, fondern e8 kann nur von Annäherungsverſuchen geſprochen wer⸗ 
den, die in der That nicht ohne gute Wirfung waren. Ueber einen „Ausß- 
glei” konnten einzelne Berjonen, welches immer ihre Stellung jein ntöge, 
einfach ſchon darum nicht verhandeln, weil fie fih wohl bewußt waren, daß 
der „Ausgleih" nur auf verfaflungsmäßigem Wege erfolgen könne, und auf 
diefen die demfelben widerftrebende Oppofition binzuleiten, mußte „das vor» 
züglichſte Ziel aller Vermittlungsverſuche“ fein. Eon aus diefem Grunde 
erklärt es ji, warum bisher auch von Auffiellung eines den Ausgleich jeinem 
Inhalte nad) ſchon jet präcis definirenden Programms Leine Rede fein Tonnte. 
Wenn die Minorität bezüglich des Ausgleiches noch kein materielle Programm 
aufgeftellt hat, jo darf fie der Majorität entgegnen, daß diefe fich wiederholt 
in feierlihen, den Minifterratds-Protocollen beiliegenden Erflärungen gegen 
jeven Ausgleih ausgeiproden und damit die Diinorität doch gewiß nicht zur 
Aufflellung eines Programms Uber den Ausgleich aufgefordert und ermuntert 
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folg, jene Ziele anzuſtreben wären, in deren Nothwendigkeit die Schwieriglen 
der gegenwärtigen Situation wurzeln. Schon aus dem, was wir über ta: 


Programm der Majorität des Minifleriums zu bemerken uns ehrfurdtss:tt 


erlaubten, geht hervor, daß wir die Lage des Reiches, wie fie fidy im der Lx- 
fertigfeit der verfaffungsmäßigen Zuftände feiner Weſthälfte in der Reis ;: 
größerer Leidenſchaftlichkeit anwachſenden nationalen Oppofition und be te 
Unzuverläffigfeit dauernder friedlicher äußerer Berhältniffe darflellt, als = 
bedenkliche betradgten müflen. Wir find nit der Meinung, daB nad vr 
jüngften Vorgängen felbft eine abjolute Stabilität, aljo auch der Berzidt cat 
die Wahlreform, e8 möglih machen würde, den bisherigen Weg „mit Gedul 
und Ausdauer weiter zu wandeln“. Wir glauben aber auch andererfeit3 der⸗ 
gethan zu haben, daß die ohne Bewerlitelligung eines Berfländniffes mit te: 
nationalen Oppofition ifolirt durchgeführte Wahlreform diefe Oppofition midt 
beugen, jondern kräftigen, den Reichsſrath nicht ſtärken, jondern feiner allmi}- 


ligen Selbftauflöjung entgegenführen würde. Wir halten bie abfolute Herr: 


Schaft der Verfaffungspartei über die geſammte nationale Oppofition für dur 
aus unausführbar; gerade die verfaſſungsmäßigen Freiheiten, deren ſich and 


die Oppofition erfreut, werden notbwendig zur Entziehung derfelben, zum 





Ausnahmszuftande und legtlih zur offenen Wuflehnung führen. Es fan 


endlih nicht unbeachtet bleiben, daß die Discuffion der Berfafjungsfrage ſchen 
dur die Reſulution des galiziſchen Landtags unvermeidlich geworden iR. 
Und wenn aud die Majorität des Miniſteriums nur von einigen, die Ber 
fafjung ſelbſt nicht berührenden abminiftrativen Zugeftändnifien wiſſen will, jo 
wird gerade diefer letztere Umftand die Discuffion nur um fo lebhafter und 
um fo leidenſchaftlicher geftalten, je mehr die galiziichen Abgeordneten von 
den allzumeit gehenden gefährlichen Forderungen der Nejolution ablaflen, de» 
gegen aber mit bloß adminiftrativen Zugeſtändniſſen fi vorausſichtlich nicht 
begnügen würden. 

„Angefichts diefer Berfpective halten es die ehrfurchtsvollſt Linterzeichneten 
für ihre patriotifche Pflicht, auszuſprechen, daß die Herbeiführung einer Ber- 
ftändigung mit der gefammten nationalen Oppofition und die 
Heranziehung dieſer letsteren zu gemeinjamer verfaffungsmäßiger Wirkſamlen 
als die dringendfte Angelegenheit der Regierung Eurer Maj. anzujehen un) 
zu behandeln fein dürfte Auch die unterzeichnete treugehorfamfte Minoritäi 
ftimmt mit der Majorität darin überein, daß eine Aenderung der Wahlgeſetze 
bezüglich der Abgeordneten in den Reichſsrath ſehr wünſchenswerth ericheme. 
Die ehrfurchtsvollſt unterzeichnete Minorität ift aber aus den umflänblich dar⸗ 
gelegten Gründen der Meinung, daß die gehofften mohlihätigen Folgen ber 
MWahlreform nur dann zu erwarten find, wenn mit ihr zugleich jene Wende 
rungen de8 Grundgefehes über die Reichſsvertretung zu Stande kommen, welde 
der nationalen Oppofition nad ihren Anſchauungen die VBetheiligung an der 
gemeinfamen verfaffungsmäßigen Wirkfamteit möglich machen. Die ehrfurdt:- 
vollſt Unterzeichneten find aber auch weit entfernt davon, zur Gerbeiführung 
des Verftändniffes mit der nationalen Oppofition einen anderen als den lega⸗ 
Ien, den ftreng verfafiungsmäßigen Weg zu empfehlen. Roc weit mehr als 
bei der Wahlreform, bezüglich deren die Eompetenz der Landtage nicht igno⸗ 
rirt werben kann und darf, fallen alle Aenderungen an der NReichäperfafiung, 


insbeiondere an dem bier zunächſt in Betracht kommenden Grundgefege über 
die Neichävertretung, in die ausſchließliche und volle Gompetenz des Reichs⸗ 


rathes. Ja die ehrfurchtsvollſt Unterzeichneten möchten, belehrt durch die un 
angenehme Erfahrung, welche die Regierung mit der Bcfragung der 17 Land» 
tage über die Wahlreform machte, auch nicht einmal eine bloße gutachtliche 
Befragung der Landtage im Sinne der Landesordnungen bevorworten. Rur 
indem der Reichſrath es ift, der über Aenderungen an der Berfafjung ent 
ſcheidet, wird allen füberaliftifäden Ausichreitungen, allen Selbftändigfeitsgelüften 
einzelner Bänder, welche auch wir ablehnen, eine gebieterifche Schranke gezogen. 
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Schon die beabſichtigte Wahlreform allein würde es, wegen ber Bedeutung 
Derielben an fi und nad ähnlichen Präcedenzfällen in anderen confitutionellen 
Staaten, vollfländig redtfertigen, daß zur Durdführung diefes hochwichtigen 
Actes und bei der Too [ dem Reichſrathe, als auch den Landtagen diekfalls 
zufiehbenden Competenz ſowohl die LZandtage, als aud das Abge⸗ 
ordnetenhaus des Reihsratbes erneuert würden. Um fo mehr ge- 
boten erjcheint jedoch diefe Erneuerung dann, wenn die Aenderung der Berfaflung 
nicht blok auf das Wahlſyſtem beichräntt bleiben joll. Sie wird aber vollends 
dem gegenwärtigen Neichörathe gegmmüber, der unvollfländig und jeder über 
die Wahlreform hinausgehenden VBerfaflungsänderung abgeneigt if, ſchlechter⸗ 
dings unvermeidlich, einerjeits als in dem gegenwärtigen falle volllommen 
gerechtfertigter Appell an die Bevölkerung jelbft, andererjeit3 als ein Mittel, 
um die bisher Tyerngebliebenen zum Eintritt in den Neichgrath zu bewegen. 
Denn wird der nad Auflöfung des jekigen Reichſsrathes und aller Landiage 
fofort einzuberufende ordentliche Reichſsrath mit der folennen Erflärung 
einberufen, daß vor Allem die Reform der Wahlgeſetze und die zur allgemeinen 
Durdführung der Berfafiung als nöthig erlannten Aenderungen derjelben die 
vorzugsweilen Berhandlungsgegenftände bilden werben, dann darf nad der durch 
viele Informationen getvonnenen Üeberzeugung der ehrfurchtsvollſt Untergeichneten 
und bei jonft zwedmäsigem Vorgehen der Regierung dem Zujammentritt 
des vollen Reichsſsrathes mit ziemlicher Gewißheit entgegen gejehen werden. 
Die Denkſchrift der Majorität weift nun zwar auf die Unannehmbarteit der 
czechiſchen Declaration, jowie darauf hin, daß von czjechiſcher Seite die Hand 
zur Berfländigung bisher nicht geboten wurde. Dagegen erlauben ſich jedoch die 
ehrfurchtsvollſt unterzeichneten Mitglieder der Minorität zu erwidern, daß die 
egorbitanten Forderungen, welche im leidenſchaftlichen Kampfe der Parteien 
und unter dem Einfluffe der zum Theile bis zum tiefften Haſſe gefteigerten 
perjönlicden Antipathien erhoben werden, fein Maß für die gegenfeitigen Zu⸗ 
geftändnifje bieten, deren Gewährung bei einer frieblichen, vom Beifte und dem 
Willen zur Berfländigung angebahnten Bereinbarung angehofit werben darf. 
Denn das aud) von der nationalen Oppofition durchwegs anerkannte Intereſſe 
aller Bollaftämme Deferreihs an deſſen Erhaltung wird, beſonders bei gleich- 
zeitiger Betheiligung der Abgeorbneten aller Länder und Stämme an den 
Verhandlungen im Neichsrathe, jedes etwa noch auftauddende Sondergelüfte 
in beicgeidene, der Einheit und Macht des Banzen nicht abträglihe Grenzen 
einſchränken. Die Denkſchrift des Majorität fpricht ferner von dem „Läglichen 
Mißlingen“ aller bisher angeftellten „Ausgleihsverjude” und meint, daß die⸗ 
jenigen, welde „die Verftändigung in die Hand nehmen zu mülfen eradhteten, 
fein Programm zu Tage geförbert haben, welches auch nur in ihrem eigenen 
Kreiſe als durchführbar, viel weniger als geeignet hätte betrachtet werben kön⸗ 
nen, von den Gegnern angenommen zu werben.“ 

„Bon eigentlihen Ausgleihsverfuden kann wohl firenge genommen über- 
haupt nicht, fondern es kann nur von Annäberungsverfucdhen geiprocdhen wer⸗ 
den, die in der That nicht ohne gute Wirkung waren. Ueber einen „AuSs 
glei” konnten einzelne Perſonen, welches immer ihre Stellung jein möge, 
einfach ſchon darum nicht verhandeln, weil fie fit wohl bewußt waren, daß 
der „Ausgleih" nur auf verfafiungsmäßigem Wege erfolgen könne, und auf 
dieſen die demjelben widerftrebende Oppofition binzuleiten, mußte „daS vor» 
züglichfte Ziel aller Vermittlungsverſuche“ fein. Schon aus diefem Grunde 
erklärt es fi, warum bisher auch von Aufitellung eines den Ausgleich feinem 
Inhalte nach ſchon jegt präcis definirenden Programms keine Rede jein Tonnte. 
Wenn die Minorität bezüglich des Ausgleiches noch kein materielles Programm 
aufgeftellt hat, jo darf fie der Majorität entgegnen, daß diefe fich wiederholt 
in feierligen, den Minifterrathß-Protocollen beiliegenden Erklärungen gegen 
jeden Ausgleich außgeiproden und damit die Minorität doch gewiß nicht zur 
Aufſtellung eine Programms über den Ausgleich aufgefordert und ermuntert 
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hat. Hat die Minorität bisher die Aufſtellung des materiellen Auſsgleichſsprogren 
mes unterlaffen, jo befindet fie ih nur in gleicher Lage mit der Majorität, wel 
bezüglich der Wahlreform, die doch den Mittelpunft ihrer nächften Regierungsartion 
bilden ſoll, ein Programm erft in der Zukunft zu finden hofft. Die gleiche 

dürfen aber die ehrfurchtsvollſt Unterzeichneten auch bezüglich einer eventuellen 
Borlage über den Ausgleich an den einzuberufenden neugewählten 
Neichſrath ausiprechen, obgleich es die ehrfurchtsvollſt Unterzeichneten bekänten 
will, daß es doch noch leichter fein dürfte, trog der verwirrenden Gutachten der 
Randtage eine Borlage über die Wahlreform zu Stande zu bringen. Gleichwohl 
wird es bei ernſtlichem und redlichem Willen zur Verfländigung nicht unmig- 
lich fein, troß der galizifhen Reſolution und der czechiichen Declaration eine 
Borlage zu erzielen, welde als Ausgangspunft der Discuffion 
dienen und angenommen werden wird, und aus welcher im Reichsrathe 
jelbſt das eigentlide Programm erſt erwadiien lann, wie es ja im 
Grunde aud bei der Berathung der Dezemberverfofiung der Fall war. Der 
zu erzielende Ausgleich foll ja ein Gompromiß aller Länder und Gtämme 
Weit-Defterreihs fein; er kann alfo au nur durch fie ſelbſt und beziehungs- 
weite durch ihre Vertreter vereinbart werden — ein Geſichtspunkt, der bei der 
MWahlreform gewiß nicht geltend gemadt werden Tann. Die ehrfurdhtsvolif 
Untergeiääneten verfennen übrigens die Schwierigleiten nicht, weldye bezüglich 
eines ſtreng conflitutionellen Vorganges bei der Auflöfung des gegenwärtigen 
Reihsrathes in dieſem Augenblide obwalten. Roc liegt von dieſem Reichs 
rath in diefer Geffion feine Kundgebung vor, welde feine Auflöfung aus ir 
gend einem Grunde reihtfertigen Tönnte. Der correcte Vorgang erheikht es, 
die Antwort des Neichsrathed auf die Thronrede abzuwarten. Allein durch 
das neue Programm der Majorität, in welchem diefelbe von dem Programme 
der Thronrede zurlidtrat, wurde eine neue ſchwierige Rage erzengt. Die 
Majorität der Regierung, welche aud die Majorität des gegenwärtigen 
Reichſsrathes für ſich haben dürfte, fteht nun dem Reichsrathe gegenüber nicht 
mehr für die Thronrede ein. Es kdann dies den Reichsrath bereditigen, bei 
feiner Antwort gleihfalls von der Vorausfegung auszugehen, daß das Pro 
gramm der Shroneee Allerhochſtenorts aufgegeben ſei. Die ehrfurchtsvollſt 
unterzeichnete Minorität kann unter dieſen Umſtänden die Haltung ber Adreß⸗ 
debatten und die Richtung der Adrefſen des Reichsrathes er ermeflen; fie 
wäre aber auch nicht in der Lage, hierauf irgend einen Einfluß zu nehmen 
und zu üben. Die ehrfurchtsvollſt unterzeichnete Minorität glaubt daher, daß 
vorläufig die allergnädigfie Enthebung der ehrfurchtsvollſt Unterzeichneten von 
ihren Aemtern den Weg zu bem weiteren, fireng conftitutionellen Borgange 
ebnen und erleichtern wird. Die ehrfurchtsvollſt Unterzeichneten ftellen hienach 
die allerunterthänigfte Bitte: Euer Majeflät mögen die auf ber innigſten 
Ueberzeugung und dem patriotiſcheſten Gefühle der ehrfurchisvollſt Unter⸗ 
zeichneten begründete Darlegung, welche diefelben in Folge des allerh. Befehls 
Eurer Majeſtät biemit zu unterbreiten wagen, huldvollſt entgegenzunchmen 
allergnäbigft geruhen.“ 


26. Dee. (Defterreih: Dalmatin). inzelne Abtheilungen der In⸗ 


28. 


furgenten fangen an, ſich zu unterwerfen, aber freilih nur gegen 
Gewährung volftändiger Amneſtie. 
„ (Defterreid). Die handelspolitiſchen Unterhandlungen mit 
England finden endlich ihren Abſchluß, indem biefes bie Beſchlüſſe 
bes Reichsrathe annimmt. Die Rachtragsconvention zum Handels⸗ 
vertrag wird nunmehr unterzeichnet. 





IL 


Außerdeutſche Staaten, 











1. Portugal. 


2. Jan. Eröffnung der Seſſion der Cortes. Thronrebe bes Königs. 

4. „” DO. Kammer: Die Wahl des Bureau fällt gegen die Regierung 
aus. Das Minifterium bietet in Folge bavon dem König feine 
Entlaffung an. 

8. „ Oporto und Liffabon ſprechen fi für das Miniiterium und gegen 
die Oppofition aus. 

15. „ IL Kammer: Das neugewählte Bureau ber Kammer tritt wieber 

zurüd. 

„ Das Minifterium bleibt wieder. 

24. „ Der König löst die Kammern auf und orbnet Neuwahlen an. 


21. Sehr. Die Preſſe verwirft entſchieden und einftimmig bie Idee einer 
iberifchen Union. 
„ Ein kgl. Decret hebt die Sclaverei in ben- Colonien auf. 


19. März. Ein kgl. Decret verändert die Zahl ber Abgeorbneten zur 
Deputirtenfammer: ftatt aus 179 fol biefelbe in Zukunft blos aus 
107 Mitgliebern beſtehen. 


23. „ Eine Vollsverfommlung in Liffabon erflärt fi gegen bas neue 
Wahlgeſetz. 


11. April. Die Neuwahlen für die Deputirtenkammer ergeben eine große 
Mehrheit für bie Regierung. 

18. „ Gerüdte von Militäraufftänden. Die Regierung trifft Maß: 
regeln dagegen. Einige kleinere Meutereien werben unterbrüdt. 


26. „ Kröffnung ber neuen Kammer. Thronrede des Königs, nament: 
lich über bie Lage ber Finanzen. 
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9. Mai. Ein Aufſtandeverſuch des Diilitärs fchlägt fehl. 

11. „ IL Kammer: einflinmige Antwortsadreſſe. 

18. „ Die IL Kammer ertheilt dem Minifterium für feine Maßregela 
feit ver Auflöfung der Kammer Indemnität. Die Regierung legt ber: 
felben neue Finanzmaßregeln vor. Diejelben finden bei ber Kammer 
eine ziemlich ſchlechte Aufnahme. 


12, Juni. König Ferdinand Täßt fi zur Tinten Hand trauen. 
— Juli. Kortwährende Minifterkrifis, 


10. Aug. Die L Sammer ertheilt dem Miniſterium mit 25 gegen 13 
Stimmen ein Mißtrauensvotum,. Das Minifterium gibt feine Ent 
laffung unb mobiflzirt fih in folge davon. 

26. „ Schluß ber Kammern. Thronrebe bes Königs. 


7. Dee. Demonftrationen für und gegen Salbanba. Befürdstungen vor 
einem Militäraufftand. 
10. „ Der König nimmt bie Entlaffung Salbanha's ale Gefanbten in 
Nom an. 











2. Spanien. 


25. Jan. Der Gouverneur von Burgos, ber auf Befehl der proviforifchen 
Regierung ein Inventar ber Archive und bes Schabes ber Katherrale 
aufnehmen will, wirb von fanatifirten Maflen mit Dolchſtichen er: 
morbet. Die Freiwilligen ftellen die Orbnung ber und der Militär: 
commanbant verhängt ben Belagerungszuftanb über bie Stabt. Es 
wirb gerichtliche Unterſuchung eingeleitet. 

27T. „u — 2 Fehr In Madrid entfleht in Folge ber Ereigniffe in 
Burgos eine große Aufregung gegen ben Nuntius. Derjelbe ftellt 
fiy unter ben Schutz ber franz. Geſandiſchaft; has ganze biplomatifche 
Corps nimmt fi feiner an. Gegenüber ein Maflenktundgebung für 
religidfe Freiheit erflärt bie provif. Negierung, biefelbe fei thatſäch⸗ 
lich Hergeftellt, die rechtliche Feſtſetzung berfelben müſſe aber ben 
Cortes vorbehalten bleiben. Der Nuntius kehrt feierlih in bie 
Nuntiatur zurüd. 


11. Fehr. Eröffnung der conftituirenden Cortes. 

12, „ Cortes: Der monardifhe Demokrat, Rivero, Bürgermeifter von 
Madrid, wirb mit 168 Stimmen gegen 50, bie auf ben Republi⸗ 
kaner Drenfe fallen, zum Präfidenten gemwäßlt. 

25. „ Die Eortes befhließen mit 180 gegen 62 Stimmen, ber provif. 
Regierung ihren Dank auszufprehen und ernennen Gerrano aud 
fernerbin zum Haupt ber proviforifhen Regierung. Derfelbe beftätigt 
alle bisherigen Miniſter in ihren Funktionen. 


3. März. Die Cortes wählen einen Ausfhuß von 15 Mitgliedern, um 
ben Entwurf einer neuen DBerfaflung auszuarbeiten. Olozaga wirb 
zum Präfidenten besjelben gewählt. 

11, „ Cortes: Die Regierung verlangt von ihnen bie Bewilligung zu 
einer neuen Anleihe von 1000 Mil. R. ba von ber vorjährigen nur 
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ber geringere Theil hatte untergebracht werben Tönnen. Die Oppe- 
fition beantragt, bie bevorſtehende Rekrutirung zu verfhieben, unter: 
liegt aber mit 69 gegen 182 Stimmen. 

17.—18. März. In Xerez gibt die Eonfcription zu einem Aufftanb Anlaf. 
Derjeldbe wirb vom Militär erjt nad einem zweitägigen Straßen⸗ 
kampf bewältigt. Um ähnlichen Ausbrühen zuvorzufommen, wird 
in Mabrid und einer Reihe anderer großer Stäbte von ben Ge: 
meinbebehörben beichlofien, hie vom Loos Getroffenen aus öffentlichen 
Mitteln loszukaufen. 

21. „ In Mabrid wird eine proteftantifhe Kapelle öffentlich und feier: 
lich eingeweiht. 

24. „ Die Corted nehmen bas ihnen von ber Regierung vorgelegt: 
Sontingentsgeich bez. Aushebung von 25,000 Mann Rekruten für 
1869 mit 139 gegen 48 Stimmen an. 

28. „ Au in Ecvilla wirb eine proteſtantiſche Kapelle eröffnet. 

30. „ Die Corte genehmigen bie von ber Regierung geforberte nene 
Anleihe von 1000 Mil. R. mit 168 gegen 49 Stimmen. Ta 
Verfaſſungsausſchuß bringt bereit8 den Entwurf einer neuen Ber: 
fafjung ein. 

Derjeibe ſpricht die individuelle Freiheit, die Unverleglichleit der Wohmung 
und der Correipondenz aus. Jeder Richter oder Beamter, welcher diel 
Rechte verlett, verfällt einer Strafe zum Bortheil des gefränften Bürgers. 
Die Verfaffung führt das allgemeine Stimmrecht, die Freiheit der Rede, der 
Prefie, der Berfammlungen, der Aflociation und bes Petitionsredhtes ein. Tie 
öffentlihen Berfammlungen follen PolizeisReglements unterworfen fein. Die 
Berjammlungen im freien follen nur am Tage geftattet fein, das Petition 
recht darf von Feiner bewaffneten Macht ausgelibt werden. Die Nation ver 
pflichtet fi, den katholiſchen Cultus und die katholijche Geiſtlichkeit aufredt 
zu erhalten. Die öffentliche und private Ausübung der anderen Belenninife 
wird allen in Spanien wohnhaften Ausländern ohne andere Schranfen als 
die allgemeinen Regeln der Moral und des Rechts gewährleiftel. Wenn 
Spanier fi zu einer andern als der Tatholilden Religion beiennen, fo find 
die vorfiehenden Beſtimmungen auf fie anwendbar. Der Unterricht foll fra 
fein. Die Berfaffung beftätigt die Freiheit der Rieverlafiung und der Iuduſtrie 
für die Ausländer mit Ausnahme der Gewerbe, welche ein Fähigkeitszeugniß 
erheifchen. Die öffentlichen Beamten ftehen unter der ordentlichen Gerichtsbar⸗ 
feit, ohne daß eine vorgängige Ermädtigung nöthig wäre. Die Regierung% 
form ift die Monardie. Die gefeßgebende Gewalt fteht bei den Gortes, bie 
Initiative bei den Corte und bei der Krone. Die Eorteß beftehen aus einem 
auf 3 Jahre gewählten Congreß und einem auf 12 Jahre gewählten Senat. 
Der Senat wird je um das Biertel feiner Mitglieder erneuert. Der König 
beruft, jußpendirt und Löft die Gortes auf Die Seſſionen dauern 4 DMomate. 
Die Senatoren werden von den Provinzial-Deputationen ernannt, denen eine 
dem Sechstel der Zahl der Munizipalräthe entſprechende Zahl von Wählern 
beigejellt wird. Diele Wähler werden durd allgemeines Stimmrecht ernannt. 
Die Bedingungen der Wählbarkeit für den Senat find folgende: man muß 
Spanier, 40 Jahre alt, im Genuß der bürgerlichen Rechte fein und gewiſſe 
Aemter, namentlich die des Präfidenten des Gongrefie oder eines Minifters 
verjehen haben. Wählbar find auch bie dreißig höchſtbeſteuerten Grundbeiizer 
und die zwanzig höchftbefteuerten Induſtriellen jeder Provinz. Die Beringun- 
gen der Wählbarkeit für den Congreß find folgende: Spanier, 25 Jahr alt, 
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im Gem der bürgerlichen Rechte fein. Der König IR unverletzlich, die Mini⸗ 
fer find verantwortlich. Uuf jede Provinz entfallen vier Senatoren und auf 
je 40,000 Seelen ein Deputirter. Der König befist daß Recht des Kriegs; er 
kann die Gortes einmal in jeder Legislatur fuspendiren, doch müſſen die Cor⸗ 
tes oljährlih 4 Monate tagen. Im Fall der Wuflöfung müfien die Wähler 
binnen 3 Monaten einberufen werden. Ber König bedarf der Ermädtigung 
der Kammern, um Nandesgebiet zu verpfänden, abzutreten, zu vertauichen 
oder um Gebiete zu annectiren, um fremde Truppen nad) Spanien zu laflen, 
um Allianz und Sandelsverträge zu ratificiren, nm allgemeine Amneſtieen 
zu gewähren, um ſich zu verheirathen und die Heirath des Thronerben zu er⸗ 
mächtigen, endlid um abzudantn. Der Thron ift erblich in der Reihenfolge 
der Primogenitur. Im Falle des Erlöichens der Dynaftie haben die Cortes 
eine neue Mahl zu treiien. Im alle der Unfähigkeit des Königs, der Bacanz 
des Thrones oder der Minderjährigkeit ernennen die Gortes eine Regentichaft 
einer Perſon oder von drei oder von fünf Mitgliedern. Der Bormund des 
minderjährigen Königs wird durch Teftament befliimmt. Die Minifter lönnen 
den Eorte8 nur dann beimohnen, wenn fie einem der beiden Körper angehören. 
Der Eongreß flagt fie an, der Senat urtheilt fie ab. Die Regierung der 
überfeeiiden Brovinzen foll modificirt werden, ſobald ihre Abgeordneten in 
den Cories tagen werden. Beränderungen an der Verfafjung werden auf die 
Initiative der Cortes und des Königs vorgenommen; fie erheilchen die Auf⸗ 
löfung des Congrefies und des Senats und allgemeine Wahlen. 


4. April. Die provijorifhe Regierung beſchließt, die Krone dem König 


Terbinand von Portugal anzubieten und ben Präfidenten bes Ver: 
faſſungsausſchuſſes Olozaga perſönlich behufs Unterbanblungen nad 
Liſſabon abzuſenden. 
„ Die Mifjion Olozaga's nach Liſſabon unterbleibt. König Ferdi⸗ 
nand lehnt durch den portugieſiſchen Geſandten in Madrid die ihm 
zugedachte Krone auf's beſtimmteſte ab und zwar in wenig verbind⸗ 
licher Weiſe. 

Cortes: Beginn der Debatien über den vorgelegten Entwurf 
einer neuen Verfaſſung. 


„Cortes: Schluß der Generalbebatte über den Verfaſſungsentwurf 
und Beginn der Specialdebatte. 


»„ Die Cortes bevollmädtigten den Marineminifter Topete in Folge 
ber ſchlimmen Nachrichten aus Cuba zu neuen Flottenrüftungen und 
zu ſucceſſiver Abſendung aller Kriegsichiffe nach ber gefährdeten 
Eolonie. 
„Cortes: Ein Antrag, alle Bourbonen von vornherein vom Throne 
auszufchließen, wirb mit großer Majorität abgelehnt. 
„ — 5. Mai. Cortes: Debatte über Art. 20 unb 21 des Ber: 
faſſungsentwurfs. 

Dieſelben lauten nah dem Entwurfe: „Die Nation verpflichtet fich den 
Cultus und die Geiſtlichen der katholiſchen Religion zu unterhalten. Die 
Öffentliche oder private Ausübung eines jeden andern Cultus ift allen in 


Spanien wohnenden Fremden gemwährleiftet, ohne meitere Beſchränkung als 
die der allgemeinen Regeln der Moral und des Mechts. Wenn einige Spanier 
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einer andern Reli oliichen befennen follien, 
—— — Abſatz ausgefprochenen Bu pn 


— Spnfiion ſucht durch verſchiedene Amenbements eine viel 
ausgebehntere Gewiffensfreiheit zu fidhern unb eine Trenmung jet 
[hen Staat und Kirche wenigftens anzubahnen. Diefelben werben 
jedoch fämmtlih verworfen und bie Artikel in ber Faſſung ber 
Commiſſion mit 164 gegen 4 Stimmen angenommen. 


11, Mat. Cortes: Verfaffungsberatfung: Ein Amenbement Garribo's za 


Art. 28, die Sclaverei als formell abgefhafft zu erflären, wir 
von ber Mebrbeit abgelehnt. 


14.—20. „ Cortes: Debatte über Art. 33 bes BVerfaflungsentwuris, 


25. 


ber die Monarchie auch für bie Zukunft als bie Berfaffungsferm 
Spaniens anerkennt. Die Oppofition unterliegt mit allen Geges 
anträgen und ber Artikel wirb ſchließlich mit 214 gegen 71 Etim: 
men angenommen, Die republifanifchen Abgeorbneten treten ned 
biefer Entſcheidung nit aus, nehmen aber an ben weiteren Be 
rathungen Teinen Theil mehr, die nun fo ziemlih im Sturmidritt 
vor ſich geben. 


„ Die republifanifchen Vertreter ber elf Provinzen ber alten Krone 
von Arragonien fließen ben fog. Pacto de Tortoſa, ber bie republi⸗ 
kaniſchen Kräfte jener Provinzen einigen unb bie Grundlage ber 
fünftigen Föderativ-Republit bilben fol. 

Nach mehrtägigen Berathungen in Tortofa haben die republifanifchen Yu: 
ſchüſſe Barcelona’s, Tarragona's, Lerida's, Balencia’s, Caſtellon's, Ternel's, 
Saragoſſa's, Huekca’s und der Balearen folgende vier Punkte feſtgeſen 

„1) Die in Tortofa vereinigten Bürger beichlieken, die alien Provinzen Urre 
gonien, Satalonien, Balencia, einfelieptic der Balearen, follen für Alles, was 
fih auf die Haltung der vepub titan jopen Partei bezieht, und für die Sade 
der Revolution verbindet und ver * bleiben, ohne daß fie ſich Deimegen 
irgendivie von dem übrigen Spanien trennen wollen, 2) In gleicher Weijſe er⸗ 
klaren fie, daß die Regierungsform, die fie für Spanien verlangen, die demo 
Featifche | ſöderative Republik mit allen ihren rechtlichen und natüirlidhen | Ir 
jet. 3) Die Partei der demokatiſchen Fbderativ⸗Republil ber geraden 
bingen wird in folgender Form ihre Drganifation ergänz —— 
für die Gerichtsbezirle, Uuzichüffe für die —— it die Provinzen 
und den Staat werben gebildet werden. Die Lokal⸗ ——* werden am jedem 
Drte, diejenigen für die @erichtshezirte an den Vororten der Partei, bie 
vinzial-Wusichüfle in den Hauptorien der Provinzen, die Staats⸗Ausſchuſſe m 
Barcelona, Balencia und Saragoſſa errichtet werden und beziehungsweik 
Satalonien, Valencia und Arragonien vertreten. Der Provinzial⸗Ausſchuß der 
Balearen wird fi mit dem Gtaatsausfhuß Gataloniens verflänbigen. 4) Sie 
erflären, daß fie es nicht für angemefien halten, an die materielle —— u 

appelliven, wegen des bloßen Umſtandes, daß bie confituirenden Co 
Monarchie beſchließen, wofern nicht in der Folge die von hr ber — 
Iution verkundigten —— verletzt werden; aber in der Ueberzengung 
ben Uebeln, melde die Monarchie unvermeidlich hervorbringen muß, lehnen a 
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iede Verantwortung für die durch die Errichtung derſelben veranlaien Uebel 
ab.” Dieſe vier Punkte find von einem erläuternden Manifeſt begleitet. 


3. Mai. Tie Cortes haben den Berfafjungsentwurf nunmehr gänzlich 
burchberathen, fo ba nur noch bie Generalabftimmung ausfteht. 


1. Juni. Cortes: Schließliche Abftimmung über bie neue Verfaflung 
als Ganzes. Diefelbe wird mit 214 gegen 56 Etimmen ange: 
nommen. 

2. „ Der Generalitatthalter Cuba's, Gen. Tulce, verläßt bie Inſel, 
von ten von ber Regierung bewaffneten ſpaniſchen Freiwilligen 
vertrichen. 


Dulce zeigt die Ereigniffe der Regierung felber durch folgendes Telegramm an: 
Nächtliche Anfurrection, vorbereitet durch die Freiwilligen; kein Soldat für 
Biberftand; kein Offizier feiner Fahne treu. Eine Drputation der Freiwilligen 
bat ſich mir vorgeftellt, um mich zur Verzichtleiftung auf das Commando zu 
beftimmen, und id) habe nachgeben müflen. General Espinar wurde ausge⸗ 
rufen. Möge Gaballero de Rodas ſchleunig mit 2000 Mann kommen.“ 


4.  Republilaniihe Delegirte Andalufiens, Eftremaburas, Alicantes 
und Murcias unterzeichnen einen dem Pact von Tortofa ähnlichen 
öderativpertrag. 

6. „ TFeierlide Verkündigung ber neuen Verfaſſung. Diefelbe wirb 
von ber vollziehenden Gewalt befhworen, dagegen nit von den 
Cortesmitgliebern, um einen Austritt ber republifanijhen Abgeord⸗ 
neten zu vermeiben. 

8. „ Cortes: Da noch Fein König gefunden ift, Iegt Olozaga Namens 
des Verfafiungsausichuffes den Entwurf eines Regentſchaftsgeſetzes vor. 


0. „ Der Herzog von Montpenfier anerkennt von Liffabon aus bie 
neue Verfaſſung durch eine befondere Erklärung an bie provijorifcde 
Regierung. 

Sen. Eaballero be Robas geht als neuer Generalftatthalter nach 
Cuba ab. 

1—15. „ Cortes: Debatte über das Regentſchaftsgeſetz. Dasfelbe 
wird angenommen und Serrano mit 193 gegen 45 Stimmen zum 
Negenten ernannt. 

4 „ Der Herzog von Montpenfier ehrt nunmehr von Liffabon nad 
Spanien zurüd und nimmt feinen ftändigen Wohnſitz wieder wie 
früher in Sevilla. 

8. „ Serrano leiftet vor den Cortes ben Eid als Regent und modi⸗ 
ficirt das Minifterium, an deſſen Spige jedoch Prim als Minifters 
präfident unb Sriegsminifter bleibt. 


Anf. Zul. Der Kronprätendent Don Carlos gibt in einem von ben 
Blättern veröffenilihten Brief an. feinen Bruber, Don Alfonfo, zum 
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erſtenmal feinen vermeintlichen Rechtsanſprüchen auf den Threa 
Spaniens öoffentlichen Ausdruck, und verbreitet ſich darin über Re— 
gentenpflichte und das was ber ſpaniſchen Regierung am meittea 
noththue. Die Hauptgebanfen bes ſehr umfangreihen Actenitüdd 
find folgenbe: 


„Don Carlos iſt Fein bloßer Prätendent: feiner Auffaflung nad iR ihn 
die Krone durch das Necht der Geburt zugefallen, er wünſcht es daher turd 
die Liebe des Volks beftätigt zu ſehen. Dahingegen will er fih ganz jen:m 
Bolt weihen, e3 retten oder für dasfelbe fein Leben hingeben. Fern if ihm 
der Gedanke, bloßer Partei⸗König fein zu wollen, dieß verträgt ſich aud) ger 
nicht mit dem Begriff „Majeftät;" er muß und will König aller Spaniet. 
jelbft der ihm gegnerischen fein, denn ein König kennt keine Feinde Wer: 
chredt ihn einigermaßen die Größe feine Vorhabens, doch er zählt auf tx 
Beihilfe der Landesvertretung; unter Mitwirkung dieſer verſpricht er ir 
Land ein- für allemal eine wahrhaft ſpaniſche Verfaſſung. Die alten Inftitz- 
tionen bat man umpgeftoßen, und dur neuaußgeionnene erſetzt, allein die: 
zeigten fich nicht als lebensfähig. Eine Titanen-Arbeit wartet feiner: der fociale 
und politiſche Wiederaufbau Spaniens; derjelbe kann nur die im Berlauf ven 
Jahrhunderten bewährt befundenen Grundlagen haben. Das Land dürft nad 
Gerechtigkeit, e8 verlangt nad einer ftarfen Regierung, darnach daß dem Ge⸗ 
jeg vollfte Achtung verfchafft werde. Auch mil Spanien feinen Glauben nidt 
verunglimpfen laflen; glüdlih im Beſitz der katholiſchen Wahrheit, fühlt es, 
daß die Kirche frei fein müſſe, wenn anders fie ihre göttliche Aufgabe erfülca 
ſolle; deßhalb iſt Spanien entichloffen, um jeden Preis die fatholiiche Einheit. 
das Symbol feines Ruhms, die Seele feiner Geſetze, das heilige Band, welches 
alle feine Söhne umſchlingt, zu erhalten. Die eingegangenen Concordate müi- 
jen pflichtſchuldigſt beobachtet werden. Das ſpaniſche Volk liebt und hat vor 
jeher die Decentralifation geliebt. Während der revolutionäre Geil die ba 
kiſchen Provinzen auf gleihen Fuß mit dem übrigen Spanien bringen mil, 
wünſcht Don Carlos, daß alle andern Provinzen chenjo freie Einrichtunge: 
befiten, wie das glüdlihe und edle Bastenland. Er ift für die ‚berechtigten 
Eigentgümlichleiten.” Er geht beftändig damit um, feinen heißgeliebten Spania 
die Treieit zu geben, welde es nur dem Namen nad kennt: die Freiheit 
nämlich, die eine Tochter des Evangeliums ift, nicht den Liberalismus, der 
Ausflug der Reform; kurz jene Freiheit, welche die Herrichaft des Geſetzes it. 
wenn dieſes letztere mit dem natürlichen, wie mit dem göttlichen Necht überein⸗ 
ftimmt. „Wir Königsjöhne,* fährt Ton Carlos fort, „wiſſen, dag die Volker 
nicht für die Könige, wohl aber die Könige für die Völker da find; da ein 
König der rechtſchaffenſte und edelfigefinnte Mann feines Landes jein mus, 
daß e3 für einen König rühmlich ift, Vater der Armen und der Schwachen 
zu heißen. Was die Finanzlage anbelangt, fo ift fie höchſt bedrohlich, ver 
Banterott ftebt vor der Thür; vielleicht ift er nicht mehr zu vermeiden, ſoviel 
ift aber gewiß, daß dieß nur durch die Dazwiſchenkunft eines Iegitimen Königs 
thunlid. Ein feiter Wille verrichtet Wunder. Tie Großen, der König jelht. 
müffen mit dem Beiſpiel eingeſchränkter Lebensweiſe vorangehen, die Zahl Kr 
Minifterien, der Provinzen und der Angeſtellten muß verringert, die Bermn!: 
tung gebefiert, dem Aderbau, Gewerbe und Handel aufgcholfen werden.“ Als 
Gegner der Handelsfreiheit, die auch) in Yranfreid wenig Anklang finde, und 
felbft in den Bereinigten Staaten nicht beftehe, juht Don Carlos das ic. 
der ſpaniſchen Induſtrie in Schußzöllen und in möglichiter Enthaltung des 
Verbrauds ausländiſcher Erzeugnifje. Dem Bolfe jagen, daß es jouverän ic. 
heiße es täuſchen; nichtödeftoweniger fei die Perſon eines Bettlers jo hei:ıy 
als die eines Großen, und das Geſetz müfje die Hütten wie die Baläfte er 
fügen, gegen jede Unbill feitens der Großen und Reichen von Armen und 
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Schwachen angerufen werden körmen, letzteres überhaupt der Gegenſtand bes 
fonderer Fürſorge fein, und jedem Talent der Weg zu den hochſten Würden 
offen flehen. Einer chriſtlichen Monarchie ſei dieß alles leichter als 300 Heinen 
Souberänen, die fih in geräuſchvollen Berfjammlungen herumzanten. „Worin 
anders“, fchließt der Prätendent, „könnte daS Glüd eines chriſtlichen Königs 
beftehen als in der Liebe des Volks? Bei diefer meiner Denkweiſe folge ich 
Abrigens nur den Traditionen der alten und ruhmreichen ſpaniſchen Monardie ; 
meine angebornen Rechte an die Krone legen mir eine heilige Verpflichtung 
auf: ich übernehme die Berantwortlichkeit, und tradte nad dem Ruhm in 
der Folgezeit ein guter König genannt zu werden. Bitte, mein Bruder, da 
Dir das Glück beichieden, in der Armee unſeres glorreihen oberften Kirchen⸗ 
birten zu dienen, diefen geiftlihen König, für Spanien und für mid um 
feinen apoftolifchen Segen. Gott nehme dich in feine Obhut. Dein Bruder 
Carlos.“ 

Juli. Angeſichts einer ſich offenbar vorbereitenden carliſtiſchen Schild⸗ 
erhebung werden zahlreiche Anhänger des Prätendenten in verſchiedenen 
Theilen des Landes verhaftet. 


„Auch für Galizien und Aſturien vereinbaren und unterzeichnen 
die Republilaner einen Föderationsvertrag; ebenſo für Kaftilien x. 


(6. Juli. Die Cortes vertagen fih bis zum 1. October. 


18. 


„Ausbruch ber längjt vorbereiteten carliftiihen Inſurrection in 

verfdiebenen Theilen bes Landes. An der Epige der Garliften- 
banben ftehen vielfah Pfarrer. Der Prätendent jclber befindet 
ſich auf ſpaniſchem Boben. 


„ Der Regent Eerrano verkündet durch Decret thatſächlich ben 
Kriegszuftand für ganz Epanien. 

Das Decret lautet: „Art. 1. Die Oouperneure der Provinzen werden un 
verzügli in die Amtsblätter das Gejeg vom 17. April 1821 einrüden Iaflen, 
weldes von den Berfolgungen handelt, die in Sachen directer Verſchwörung 
mit bewaffneter Hand gegen die innere oder äußere Sicherheit des Staats, fo» 
wie gegen die Diebe und Straßenräuber anzuordnen find. Gleichzeitig mit 
der Belanntmadhung dieſes Geſetzes haben fie zur Anzeige zu bringen, daß 
dafielbe eventuell zu jofortiger und firenger Bollziehung fommen wird. Art. 2. 
In jeder Provinz, mo die Brovinzialregierung Kenntniß erhält von der Exiftenz 
von bewaffneten Banden oder Zujammenrottungen in feindfeliger Abficht, durch 
welche entweder die Berfaffung des Staats oder das Eigenthum und die Sicher» 
heit der Einwohner bedroht würden, ſoll diejelbe ohne Verzug das Bando 
(die PBroclamation) in Umlauf fegen, welches Artikel 4 des Geſetzes vom 
21. April 1821 vorjchreibt. Art. 3. Indem den Provinzialgouverneuren an⸗ 
empfohlen wird, allen Fragen der öffentlichen Ordnung den Vorrang einzu» 
räumen, haben fie die geeigneten Berfügungen zu treffen, daß ihnen die Al⸗ 
kaden (Bürgermeifter), jowie die Agenten der Staatsbehörden von jedem Umftande 
Rechenſchaft geben, welcher die öffentlide Orbnung ftören könnte, und fie haben 
diejenigen unter ihnen ihres Amtes zu entheben, welche ſich in diefem Dienft 
nadläffig zeigen. Art. 4 Auf Einladung der Oouverneure der Provinzen 
werden die Alfaden aller Orte Liſten von allen Bürgern anfertigen, welche 
Waffen irgend welcher Gattung befiten, ohne unter die „freiwilligen der 
Freiheit” eingereiht zu fein, und fie werben die nöthigen Maßregeln treffen, 
um Gompagnien zu organifiren, mit denen fie den Behörden und der Gen⸗ 
darmerie augenblidliche Hilfe gegen die Störer des dffentlidden Friedens zu 
leiten vermögen. Art. 5. Die Friedensrichter find in ihren Bezirken befugt, 
Hausſuchungen anzuordnen, ſei es um das Borhandenjein eines corpus delieti 
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gegen einen der Schuld Berbädhtigen feftzußellen, fei e8 um ben Berbadt te 
Sendarmen, der Dlunicipalbehörden oder der zur Feſtnehmumg von Ang 
ſchuldigten beauftragten fyreimilligen oder Militärperfonen aufzuflären. Urt & 
Die Ermäditigung zur Hausfuhung wird vom fyriedensrichter auf Mequiktien 
obengenannter Beamten und unter protofoflariiger Uufnahme der Motire 
auf denen die Anklage beruht, ausgefertigt. Die Hausſuchung darf mic zu: 
Nachzeit fatifinden, die Ermächtigung dazu Tann nur in dem Falle verweigeri 
werden, wo die Anklage augenicheinlih aller Begründung entbehrt. Urt 7. 
Sollte der Priedensrichter abweiend oder durch Krankheit abgehalten fein, ie 
hat man fich fogleih an feinen gefeglichen Stellvertreter zu wenden. rt. 8. 
Die Behörden, ihre Agenten, ſowie die Gendbarmerie können, wenn fie in te 
Berfolgung von Unrubeftiftern begriffen find, meldje den bewaffneten Bander 
angehören und auf der That ertappt warden, ohne gerichtliche Wutorifation 
und in bloßer Vollziehung de Urt. 5 der Eonftitution in die Wohnung der 
Schuldigen eindringen, aber lediglich um deſſen Feſtnehmung zu bewirken 
Wenn ſich dieſer in eine fremde Wohnung flüchtet, jo wird man auf Braun: 
des bereit8 angezogenen Artikels zu einer einfahen an den Sansbefiger ge 
richteten Regquifition ſchreiten. Art. 9. Yeder Act von Muth, Energie und 
Patriotismus, möge er bon einer Behörde, einem der Armee, der Gendarmeri 
oder den Freiwilligen angebörigen Individium, von einem Givilbeamten oder 
einer Privatperjon ausgegangen fein, fol der Regierung auf telegraphiſchem 
Wege mitgetheilt werden, um feine augenblidlihe Belohnung zu erhalten.“ 

Der dem Decret vorausgeididte motivirende Bericht des Minifters 
des Innern erflärt, daß die Regierung die Lage des Landes für eine fehr 
ernfte Hält. In diefem Bericht wird zuvörderſt die lobenswerthe Haltung an- 
erfannt, welche das ſpaniſche Bolt feit der September-Revolution bewicſen 
babe, darauf aber der in neueſter Zeit getriebene Mißbrauch mit der durch 
die Verfafjung gewährten freiheit, melde man mit der Straflofigfeit für Un⸗ 
thaten und gefährliche Wühlereien verwechſele, geihilder. „So ift ein uner- 
träglicher Zuſtand dauernder Verſchwörung geichaffen, fo find aufrühreriide 
Unichläge ins Werk geiegt worden, die, wenn aud ohnmädtig in fich zer 
follend, doch den friedlihen Genuß der durch die Ummälzung erworbenen Er- 
zungeniaften verfümmern, die Öffentliche Ordnung flören und über Spanien 
wieder das troftloje Schauſpiel eines Bürgerkrieges heraufzubeſchwören drohen. 
Boſewichter machen fi in dem Wahne, daß die Langmuth der Regierung 
Schwache fei, jene Lage zu Rute, um Wusfchreitungen und Frevelthaten zu 
begehen, als ob diefelben nad) dem neuen und weilen Srumdgefege Spanians 
geftattet jeien. Daher entipringen ohne Zweifel die fürzli in Malaga ge 
ſchehenen Verbrechen, die Bildung von Räuberbanden in Sevilla und Wlicante, 
die ſchandliche Zerftörung von Poftwagen auf den Straßen Eftremaburas, der 
vandaliſche Leberfall in den Bädern von Fuenſanta in der Provinz Eiudad- 
Real, die meuchleriihe Ermordung de Bürgermeifters von Santa Cruz de 
Gampezu, der gewaltiame Tod eines Schöffen und die Verlegung zweier an- 
derer Mitglieder des Gemeinderaths von Benquerenzia und noch viele ſonſtige 
Frevel gegen Hab’ und Teben, welche unter den ehrenwerthen Bürgern, die 
ruhig unter dem Schutze der Gelege zu leben wünfdden, Aufregung und 
Schrecken verbreiten.” Die Regierung findet fi) daher genöthigt, auberor- 
dentlihe Sicherheitsmaßregeln zu ergreifen, „ohne jedoch die Unverletlichkeit 
der Wohnung, die freiheit des Bürgers zu gefährden, ohne in die Freiheit 
der Preſſe und der friedlichen Vereinigung einen Eingriff zu thun.“ Rirgend- 
wo wird in den Bericht eine beftimmte Partei genannt, gegen welche der 
Staat fi zu fügen habe; daher Lafien fi die Borläri eben ſo gut 
gegen republifanifche Ausſchreitungen anwenden, wie gegen Garliften und Yja- 
beilinen oder wie endlich gegen XWegelagerer, Räuber, reicher und jon- 
figes Geſindel aller Art. | 
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Die gefemmte likani des Bandes erklart dien Deeret Ser⸗ 

zano’s für eine — —— te neuen Verfaſſung. 
ade Juli. Die carliſtiſche Inſurrection iſt vollſtändig geſcheitert. Es 
iſt den Carliſten nicht gelungen, fi eines andy nur irgendwie bes 
fefligten Platzes zu bemädtigen unb fi in bemfelben feftzufehen, 
um von bort aus größere Operationen zu wagen, Die zerſtreuten Banden 
werben bagegen von ben Regierungsiruppen ohne große Mühe ger 
iprengt. Der Prätendent felber Echrt wieber über bie Grenze nad 

Frankreich zurüd, 


5. Aug. Decret bes Regenten Serrano gegen bie Theilnahme ber Geift: 
lichkeit an dem gefcheiterten Verſuch einer carliftiiden Inſurrection. 
Art. 1. Die jehr ehriwürdigen Erzbiihdfe und Biſchdfe follen eingelaben 
werden, wie ih die jegt thue, der Regierung unverzüglich eine genanı Lifle 
aller der Geiſtlichen ihrer reſpectiven Dideeſen einzureichen, welche die 
For he getheilt find, verlafien haben, um die von den eonflituirenden Kor» 
allen dung zu befämpfen. Urt. 2. Dan wird die fehr ehriwürbigen 
—2 und Bilgöfe ebenfalls auffordern, ſogleich nachdem fie Kenntniß von 
dem gegenwärtigen Decret erhalten haben und ohne ba ein Aufſchub oder 
eine Ausrede zuläifig wäre, die kanoniſchen und 5 lichen Maßregein willen 
zu laflen, welde fie gegen die Entfernung der ergriffen haben, nicht 
allein um fie zu beftra n, fondern and um den jehr gro en Scandal wieder 
gut In madıen, ber der durch ein jo umwürdiges und treulojes Benehmen hervor» 
geru 


Regierung vor, die Berfaamn en zu —2 e ſie für neihwendis eradhten 
wird. Urt. 8. Da es *— iſt, daß viele —* des Clerus die ein⸗ 
faltigen Gemuther gegen die von ben Cortes v olirten Beiehe und Entſcheidun⸗ 
gen, jowie gegen bie von mir zu deren Ausführung ausgehenden Befehle auf- 
reizen, fo haben die jehr ehrwürdigen Erzbiicöfe Und "Biiäsfe und alle geiſt⸗ 
lichen nenn innerhalb einer ſtreng einzuhaltenden Friſt von acht Tagen 
in ihren Sprengeln einen Sirtenbrief — zu laſſen, um ihre Pfarr⸗ 
kinder zu — den eingelegten Behörden zu gehorchen. Die Prälaten 
haben, oh ohne einen Augendlid zu verlieren, Abfsrift ihres Hirtenbriefes an das 
des Su Rigminiteriumg einzufenden. Urt. 4 Man wird die Icht 
— — Erzbiſchofe und Viſchofe zugleich auffordern, den notoriſch übel» 
Prieftern, we de ſich nicht gefchent haben, ihre dem conftitutionellen 
———— 
redigen und zum e zu entzie 
wird den —* vom gegenwärtigen Decret —E— abl ab! egen. 
Tie Erzbiihöfe und Bifhäfe entfprechen dem Deeret nur theil: 
weile. 


9. Sept. Ein Deeret bes Miniſterraths beſtimmt: 
„ap ie an ſechs Erzbiichöfe und on Herr Liiobfe n Run 
n erlaſſen, mittelft deſſen der Reg Woh —5** — 

erkenmung dafür ausſpricht, daß ie — Vorſtande durh —E 
Nr 8 eitpoftionen des Decreiß vom 5. Ung. zur Wiederberftellun 
beigetragen haben. 2) Die Erklärungen von zwe 

—— un. ei 1 each gehen an den Gtaatsrath, damit derjelbe über 
den Grad der in denfelben liegenden Renitenzen, jowie auch dariiber Gutachten 
abgebe, ob —X mit R auf die Beſtimmungen der Gonftitution die 
Erhebung einer criminellen Anlage vor dem oberften Gerichtshof geſetzlich in⸗ 
volviren, oder nicht. 8) Die antwortlichen Zufchriften des Garbinal-Erzbie 
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ſchofs von Santiago und der Bilchife non Urgel und Osma geben fofort en 
den Staatsprocurator, um gegen diefelben unter firicter Einhaltung ber gr 
jeglichen Beſtimmungen einzujchreiten. 


13. Sept. Nach bem fo vollfländigen Scheitern des carliftifchen Infurrection 


19. 


22, 


24. 


26. 


27. 
28. 


verfuche ficht ſich ber Prätendent veranlaft, ben Heinen Hof, ben er 
in Paris gebildet hatte, wieber aufzulöfen. 

„ Spanien lehnt Unterhanblungen mit ben Verein. Staaten kr 
Euba’s ab. 

„ In Tarragona erhebt ein Volkshaufe, ber ben republifanijden 
General Pierrab begleitet, Banner mit verfaflungswibrigen Ir 
ſchriften. Der Secretär, ber fie bejeitigen laſſen will, wirb getöbte. 
In Folge davon wird gegen Pierrad ein Haftbefehl erlaflen, die 
republ. Clubs werben aufgelöst und bie Freiwilligen ber Freiheit 
entwaffnet. 

„ Die Regierung befchließt, republikaniſche Kundgebungen ale ver: 
faſſungswidrig fortan nicht mehr zu dulden unb bie Urheber von 
Unruhen ftreng zu beitrafen. 

„ Kin republitanifher Aufitandeverfuh in Barcelona wirb von 
ben Truppen raſch unterbrüdt. 

„ In Mabrib werben alle Clubs und polit. Vereine verboten. 

„ Der Regent und der Minifterrath einigen ſich, ben Cortes bie 
Throncanbibatur bes Herzogs v. Genua vorzufchlagen. 


4. Oct. Wieberzufammentritt ber Corted. Die Regierung legt ihnen 


fofort da8 Decret Serrano's vom 21. Zuli bez. Euspenbirung ber 
conftitutionellen Garantien zur Genehmigung vor. 


3.—5. „ In Gatalonien und Nntalufien tauden republikaniide 


6. 


7. 


Banden auf. 

„ Tie Corte genehmigen, nachdem bie republ. Abgeorbneten 
fämmtlihd den Saal unter Proteft verlaffen haben, einflimmig das 
vom Regenten erlaffene Decret bez. Aufhebung ber conftitutionellen 
Sarantien. Die republ. Abgeorbneten nehmen an ben Eitungen 
vorerft keinen Theil mehr. | 
„Auch in Saragofia bricht ein republikaniſcher Aufftand aus, wird 

aber vom Militär gleihfalle unterbrüdt. 


9—16. „ Ausbruch eines republ, Aufftandes in Valencia. Derjelbe 


19, 


fann vom Militär nicht fofort bewältigt werben unb nimmt große 
Dimenfionen an. Es müſſen ftarfe Streitkräfte herbeigezogen wer: 
ben. Eine Anzahl republ. Abgeorbneter beiheiligt fi) am Aufſtande. 
Andere, wie namentlich Caſtelar, ſuchen auszuweichen unb ſprechen 
ſich weder für noch gegen ben Aufſtand aus. Derſelbe wird ſchließ⸗ 
lich mit großer Anſtrengung unterbrüdt. 


„ Die Cortes fpredhen, in Abweſenheit ber republ. Mbgeorbneten, 
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ber Armee, ber Marine unb ben treugeblichenen freiwilligen ihren 
Dank aus und beihließen, gegen 17 republ. Abgeorbneie, bie fi 
bem republ. Aufitande angeſchloſſen haben, gerichtliche Verfolgung 
einzuleiten. 

21.Oct. Der republ. Aufſtand ift vollſtändig bewältigt, bie Ruhe überall 
wieber bergeftellt. 

28. „ Throncanbibaturfrage: Die unioniftiihen Abgeorbneten Tprechen 
fih in einer Parteiverfanunlung alle bis auf zwei gegen bie Kan: 
bidatur bes Herzogs v. Genua aus, bie Progrefliften und Demokraten 
bagegen mit 102 Stimmen für ihn, nur 2 für ben Herzog von 
Montpeniier. Es werben weitere Stimmen für beibe geworben. 
Tiejenigen für ten Herzog von Genua fteigen bis Enbe bes Mo: 
nats auf 128, diejenigen für Diontpenfier auf 52. Es wird für 
beide weiter geworben. 

29. „ Cortes: Der Finanzminifter Arbannaz legt benfelben das Bubget 
für 18'%, vor. Das Budget für 18%, Hatte ein Deficit von 
82,956,200 Escubos aufzuweilen. Das jetzige ſoll bagegen „ee 
koſte was es wolle” ins Gleichgewicht gebradht werben. Der Mi: 
nifter ſchlägt zu biefem Ende bin eine Reihe von Finanzmaßregeln vor. 


4. Nov. Tie Minifter Silbela und NArbannaz begehren und erhalten 
ihre Entlafiung und werben burd bie HH. Martos und Figuerola 
erſetzt. In Folge ber ven ber Regierung nunterſtützten Throncan⸗ 
didatur tritt auch der Marineminiiter Topete, ber fich jeberzeit aufs 
entſchiedenſte für diejenige des Herzogs von Montpenfier audges 
ſprochen bat, zurüd. 

13. „ Cortes: Der neue Finanzminifter erklärt, bas von feinem Vor⸗ 
gänger für 18'X, eingebradhte Budget nur theilweife üdernehmen 
zu lönnen. Ä 


Mitte Nov. Die Ausfihten ber Throncanbibatur bes Herzogs v. Genua 
beginnen fi zu mindern. Gegenüber dem Widerſtande ber Unio: 
niften und ber Mepublifaner ift es fehr zweifelhaft, daß in ben 
Cortes eine Zweibrittelmajorität für biefelbe zu Stande gebracht 
werben könne. 


22, „ Cortes: Prim legt benfelben einen Geſetzentwurf vor, ber bie 
Regierung für 1870 zur Aushebung von 80,000 Refruten ermächtigt. 


24. „ Cortes: Die Regierung legt benjelben ben Entwurf einer Ber: 
faffung für Portorico vor: biefelbe gewährt ber Inſel vollſtändige 
Religionsfreiheit, behält dagegen vorerft die Eclaverei noch bei und 
verbietet jede Discujfion bes DVerbältniffes zum Mutterlande, 

27. „ Eortes: Die republilanifhen Abgeorbneten treten wieber ein, was 
fie dur ein fchr umfangreiches Manifeſt motiviren. 
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Die Cortes beſchließen, einen nicht unbebeutenden Theil ber 
Krongüter zu verkaufen. 

30. Nov. Berichte aus Florenz melben, baf ber König Victor Emannd, 

ber Anfangs ganz gegen bie Throncanbibatur bes Herzogs ver 


Senua geweſen war unb nur durch bie Kaiferin Eugenie, auf ihre 


Durdreile zur Eröffnung bes Euezcanals für biejelbe gemonnen 
worden war, zwar noch für biefelbe fei, aber ber Mutter bes Her: 
3096, bie offen unb entidhieben bagegen ift, Feinerlei Gewalt an: 
tbun wolle, 


10. Dee. Gortes: Ein Antrag Prime, den in den Jahren 186667 
emigrirten Offizieren ben verlorenen Solb für bie Zeit ihrer Ab: 
weſenheit nachträglich zu vergüten, wird mit 105 gegen 75 Etim- 
men abgelehnt. 

15. „ Die Gortes beſchließen nad dem Antrage ber Regierung, bie in 
Folge ber carliftiiden Inſurrection unb ber republ Aufftänbe je#& 
penbirten conftitutionellen Garantien wieber berzuftellen und ſetzen 
eine Unterfuhungscommiffion nieber, um bie Entfrembung ber Kren: 
juwelen durch bie Königinnen Ehriftine und Iſabella im Betrage ven 
ca. 78 Mil. R. zu conftatiren. 

18, „ Cortes: Prim fpricht fich gelegentlih voller Hoffnung für bie 
Throncanbibatur bes Herzogs von Genua, aber aud wenn fie fid 
nicht verwirklichen follte, jedenfalls für die Monardyie aus und erklärt 
fi wie ſchon wieberholt neuerdings gegen jebe Idee einer Rückkehr 
ber Bourbonen und gegen bie Errichtung einer Republik. 

Vorlage eines Geſetzesentwurfes bez. Einführung ber Civilehe 

29. „ Die Regierung erhält vom ſpaniſchen Geſandten in Florenz bie 
beftimmte Nachricht, daß König Victor Emanuel gegenüber bem be: 
harrlichen Wiberftand ber Herzogin von Genua gegen bie Thron: 





canbibatur ihres Sohnes Thomas feine Genehmigung berjelben 


ſchließlich nicht ertbeilen Lönne, 


3. England. 


1. Jan. Der neue Mayor von Cork in Irland iſt ein entihiebener Fenier 


9, 


12, 


unb verweigert zuerft ben vorgeichriebenen Amtseid zu leiften, be: 
quemt fih aber ſchließlich doch dazu. Die ganze Stabt iſt in 
größter Aufregung. 

„ (OÖftindien). Die Refte der Erpebition werben aus bem 
Hazaralande abberufen. Lorb Mayo, ber neue Vicelönig, landet in 
Calcutta und übernimmt feine Junctionen. Der abtretende Bices 
Lönig Sir Kohn Lawrence ergreift bie Gelegenheit bei einem ihm 
gegebenen Abſchiedsbankette, um fi über feine und Englande bie: 
berige Bolitit Ri Mittelafiens öffentlich auszuſprechen: 

Ich babe alle Borgänge in jenen fernen Landſchaften ſcharf beobachtet. 
Wierdings Habe ih mid extjäle geftemmt gegen jeden Vorſchlag, der mir 
die indobrittiiche Regierung zu einer aciven Einwirkung in Mittelaften fort- 
zureißen ſchien. Sollte 8 —*8 ſolange die Umſtande bie bisherigen bleiben, 
jo wäre e8 meines — ein arger Mitzgriff; denn ein folder Schritt 
würde uns früher oder jpäter in Veindjeligteiten verwideln, entweder mit ben 
centr tiſchen Böllern, oder mit ihren Feinden; wohrfeeintic mit beiden. 
Unjere Bolitit if, ſolche Berwidiungen zu vermeiden, unfere Macht 

in Indien zu concentriren, dem indiſchen Volle die möglich beſte Regierung 
zu geben, unfere Verwaltung iugldi woblfeil und düchtig einzurichten, und 
uns jo in dem weiten Weiche Hark und geachtet zu machen. der Weſt⸗ 
grenze mäflen wir beionders ſtark und geräftet fein, ohne jedoch uns in bie 
inneren Uni der anmwohnenden Bebirasftänmte einzumiſchen, außgerrommen, 
wo es zur Wahrung der Ruhe und Sicherheit nöibig wird. Stehen wir, 
obne einen für unfere Finanzen verderblichen Krieg zu provociren, an unfern 
® gegen Mittelafien fe, fo Tönnen wir jedem Snpafionsiufigen mit 
Vortheil die Stirne bieten. Schiden wir Ugenten in entfernte Bänder, deren 
Regierung roh und deren Bevolkerung fanatif und geleglos ift, fo ſetzen 
wir diejelben der Mikhandlung aus, pelihe wir dann, wie bamals in Bhu⸗ 
tan, mit Waffengemalt beftrafen müffen, Darum bin id gegen ſolche Untere 
nehmungen.“ 

„Verſammlung ber Engliſh⸗Church-⸗Union: Die Ritualiſten treten 
ſehr entichieden auf gegen bie Entſcheidung bes richterlichen Ausſchuſſes 
bes Oberhauſes wider fie und ſehen Reſolutionen dagegen durch, 
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bie einer thatjächlichen Auflehnung gleichkommen. Die Regierung 
nimmt von bem Vorgang leine Notiz. 


14. Ian. Garbinal Eullen und mehrere irlänbifhe katholiſche Viſchöt 


16. 


27. 


erflären bie Aufhebung ber iriſchen proteftantiihen Staatskirche für 
unerläßli und alle allfälligen Compromißverſuche für verwerflid. 
„ Der neue Diinifter des Auswärtigen, Lorb Klarendon, ſchließt 
mit dem Geſandten ber norbamerilaniiden Union, Reverdy Johnſer, 
einen neuen Vertrag (f. 23. Nov. 1868) bez. Befeitigung ber Ule 
bamafrage ab, ber ber Union noch mehr entgegenkommt: 

Das in fieben Urtileln abgefahte Document beflimmt im Weſenilichen 
die Ernennung don zwei Gommifjären von beiden Geiten zur Schlichtung der 
Rreitigen Anſprüche. Bei Meinungsverſchiedenheit enticheidet ein von ber 
Gommiffion gewählter Unperteiiiger. Kann man fid) über defien Wahl wit 
einigen, jo wird für jeden einzelnen Fall ein Unparteiiſcher Durchs Loos ge 
wählt. Gegen die Entſcheidung deſſelben gilt kein Appell. Die jammtlichen 
Unjp maſſen in zwei Jahren erwogen und erledigt fein, und die eiıma 
angew Geldſummen find binnen 18 Monaten, vom Datum der Ent 
Melsung an, ohne Interefien zu zahlen. 

„ (Ofindien) Schir Ali, der neue Beherrfcher von Afghani⸗ 
ftan, hält feinen Triumpheinzug in Kabul, 

„» Bankett in Glocefter. Die Liberalen feiern dabei eine Art 
Siegesfeft über das Refultat ber lebten Parlamentswahlen. Br. 
Lowe, der neue Schatzkanzler, entwidelt das Programm ber Re 
ierung: 

«Ks erſten Bunt deffelben bezeichnet er volle Gerechtigleit für Irland. 
Sleichſtellung aller Confeſſionen durch Abſchaffung der iriſchen Gtantsfirde 


fichern zu dürfen, baf —** ein Miniflerium —— regiert babe, das 
von einem ernfteren Verlangen nad Erhaltung deſſelben befcelt geweſen, ein 
Minifterium, das nicht nur den Wunſch hege, den Frieden zu erhalten, fon 
dern aud den Willen babe, die einzige Politik, welche zu diefem Ziele führen 
kann, bebarrlich zu verfolgen. Die Aeußerungen bezüglich der Erhaltung des 
Briedens führen ihn zur Erflärung über beabfichtigte Reductionen im Heer 
und Flotte. Als Teitendes Princip bei den vorzunehmenden Beränderungen 
bezeichnet er die Erreigung der größten Tüchtigkeit für möglichſt geringe 
Koften durch Wbldjung des Weberflüffigen und Goncentrirung des Webrigen 
bort, wo man es gebraude. So werde man die Armee mehr in England 
zufammenzieben als bisher und für die Flotte weniger Werfte unterhalten 
und die damit zeriplitterten Ausgaben vermindern und befier verwerthen. In 
Uebrigen werde man das Minfterium und feine Pläne erſt nad einiger Zeit 
und zwar mach feinen Früchten beurtbeilen 

„ Korb Ruffel richtet einen britten Brief über bie irifhe Kirchen: 


- frage an Hrn. Chich. Fortescue. 


Die drei Briefe Hezeichnen den Yortichritt der öffentlichen Meinung in die 
fer Frage. In feinem erfien Brief verlangte er: daß das iriiche Kirchenver⸗ 
mögen zwifchen den beftehenden größeren Religionsgemeinfchaften, den Katholiken, 

Unglifanern und Presbpterianern, je nach der Kopfzahl — — vertheili 
und ſo gewifſermahen drei Staatslirchen in Itland gegründet wärden. Der zweite 
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qarfte allen Mitgliedern der liberalen Partei ein, daß Re, de ſich num einmal 
die Mehrheit im Unterhaus und die Öffentliche Meinung in Irland für gänz⸗ 
liche Aufhebung der Staatskirche außgeiprodien, als echte Liberale ihre per⸗ 
fönlidhen Unfihten und Wünfche der Geſammtheit unterordnen, und Hrn. 
Bladftone, den er förmlich als feinen Nachfolger in der Parteiführung em⸗ 
pfahl, thatkräftig unterftügen müßten, wie er ſelbſt in gutem Glauben thun 
würde, ie er die Durführung feiner eigenen Borfchläge lieber gejchen 
hätte, Im dritten, einer umfangreichen Brofhüre, geht Lord Ruſſel wieder 
einen Schritt weiter, indem er einen förmlichen Plan zur Aufhebung ber 
Staatskirche entwirft, und jeine Anſichten über bie awedmaßigſte Berwendung 
der einzuziehenden Kirchenrebennen entwickelt. 


1. Febr. Zuſammentritt der ſog. Convocation, bes geiſtlichen Parlaments, 


16. 


in England. Für Irland bat bie Regierung ben Zuſammentritt 
derſelben verboten. 

„ Tie öffentlige Meinung iſt bereits außer Zweifel darüber, daß 
bie neue Regierung den feſten Entihluß gefaßt bat, Englands 
Armces und Plottenbeftand, was auch bie jeweilige Politik ber 
übrigen Welt fein möge, weſentlich zu vermindern. 

Der erfle große Schritt iſt die Reduction der Bejagungen in den Colonien. 
Bereits feien nad) Canada und einigen anderen Krondependenzen Depeſchen 
abgegangen mit der Anzeige, daß binnen zwei oder brei Jahren alle fönig- 
lichen Truppen aus der Golonie aurüdgezogen werben follen, und daß daher 
dieſer ſelbſt die Pflicht zufallen werde, für ihre Vertheidigung vorzuſorgen. 
Die Colonien zeigten ſich ungemein eifrig, das Recht vollſtändiger Selbſt⸗ 
regierung zu erlangen, und man hat fie ihnen ohne Widerſtreben gewährt; 
aber nun müſſen fie auch gefaßt fein, die Volgen zu tragen, nämlid, daß 
das Band zwiſchen Eolonie und Mutterland ein ſehr loderes geworden ift, 
und daß das Mutterland es ablehnt, Opfer für Eolonien zu bringen, die 
ihrerfeits jede Opferwilligleit für jenes ablehnen 
„ Die Nahridten aus ben Verein. Staaten, welche die Verwer⸗ 
fung des mit Johnſon abgeſchloſſenen Vertrags bez. Beſeitigung der 
Alabamafrage in ſichere Ausſicht ſtellen, rufen in England eine 
große Aufregung hervor. Die öffentliche Meinung iſt darüber 
einig, daß England bereits bis zum Aeußerſten nachgegeben habe 
und legt den feſten Entſchluß dar, nicht weiter zu gehen ſelbſt auf 
alle Gefahr hin. 

„ Eröffnung der Parlamentsſeſſion. Die Thronrede (durch eine 
kgl. Commiſſion) lautet bez. der iriſchen Kirchenfrage noch ſehr 
unbeſtimmt: 

... Die lirchlichen Einrichtungen Irlands werden binnen kurzer Friſt 
unter Ihre Verkdfihtigung gebradit werden, und die geiehgeberiiche Tätigkeit, 
welche zu deren ſchließlicher Feſtſtellung nothwendig it, wird die größten An⸗ 
forderungen an die Weisheit des Parlaments fiellen. Ich bin überzeugt, daß 
Sie in der Fortführung des Werks Ihr Augenmerk auf jedes von ihm etwa 
betroffene und berechtigte Interefje richten werden und daß Sie fi durch das 
beftändige Ziel werden leiten lafien: die Wohlfahrt der Religion durch bie 
——— gleihmäßiger Hr zu fördern, das 8 ungetpeilte Gefühl und 
die Unrechte Irlands auf die Geite der Treue und des Gejches us Bringen, 
das Andenken frähern Haberb zu verwiſchen und die Sympathien eines 
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vollen Volls zu pflegen. Im jeder Angelegenheit von Bifentlichen: Alerehe. 
und bejonders in einer fo bedeutenden, flehe ih zu Bett dem Wilmädtigen, 
daß er nie 2 — Ihre Beratungen zu feiten, und daß er fie zu cmm 


glüdtihen El 


23. Sehr. Die Regierung begnabigt eine große Anzahl ber gefangenen 


Tenier, aber nit alle. Die Rückkehr der Begnabigten gibt im 
Stand vielfach Gelegenheit zu feinbfeligen Demonftrationen gegen 
England. 

„ Unterhaus: Die Regierung Bringt eine Bill ein für Abſchaffung 
ber perfönlihen Steuerzaßlung als Bebingung bes Wahlrechts. 

„ Unterhaus: Gladſtone erklärt, daß bie Regierung nicht beabfich 
tige, in biefem Jahr noch eine iriſche Pachtbill einzubringen. 

„ Die Eonvocation (geiſtliches Parlament) richtet bez. ber iriſchen 
Kirchenfrage eine Adreſſe an bie Königin. 

Das Oberhaus der Eonpocation des geiſtlichen Parlament3 hat ba vom 
Unterbaufe derjelben beantragte Amendement zur Adreſſe an die Königin ver⸗ 
worfen, in welchem dieſe dringend erjudht wurde, jeder in bie Rechte ber ir» 
ſchen Kirche eingreifenden —28 ihre Genehmigung zu verweigern. Gtatt 
defien wird ein Amendement des Bilhofs von Lrford einfimmig ange 
nommen, welches jagt: daß die Gondocation den im Parlament vorzuſqla⸗ 
genden Maßregeln mit ernften Bejorgnifien entgegenjehe, und bie ——— 
gofmung hege, daß — inmitten des Streils der politiihen Partein — 

ntereflen des wahren Glaubens und die gerechten Anſprüche der —— 
Rice nicht aus den Augen gelaſſen werben. 


1. März. Unterhaus: Gladſtone legt feine Bill bez. Entſtaatlichung und 


Entbotirung (Disendowment und Disestablishment) ber irijchen pro⸗ 
teftantifhen Staatskirche vor und begrünbet fie in ciner breiftüs: 
bigen Rebe: 

Bladflone’s Plan if nad ber Vorlage im Weſentlichen folgender: Die 
Entbotirung (disendowment) der ieifgen Ad Kirche ſoll gleich nad der Annahme 
der minifteriellen Maßregel eintreten. Sobald die Bill Geſetz wird, geht alle 
Gigentgum des Kireninftituts — Öntteähäufer, Piarrhäufer, Vfarrländerenn 
und Zehntengefälle — über in bie Hande einer nad) der Bill zu ermennenden 
Kommiffion, welche die Einkünfte den vorhandenen Pfrändinhabern auf deren 
Lebensdauer auszuzahlen hat. Kofientli werten zwilhen dem Durchgehen 
der Bil und einem zweiten Datum, als weldhes der 1. Januar 1871 anjs- 
nehmen fein mag, der Clerus und bie Laienſchaft der teiigten ſirche aus fi 
felbft eine Rerveriße aft zur Verwaltung ihrer künftigen Episcopallicche organi⸗ 
A haben. Die Königin im Gonjeil wird dur die Bill ermächtigt, ein 

Ihe Abrperſchaft anzuerkennen, vorausgeiegt, daß fie fi wirklich —— 
Hr Ueber Urt und Welle der Laientheilnahme dabei ſpricht Bladfone 

& nicht mäher aus. Bis zu dem beiagten 1. Januar 1871 wird dann auf 
* förmliche Abſchaffung der Kirche (disestablishment) in Kraft treten. 
Mittlerweile, d. h. pwiſchen der parlamentariſchen Annahme der Wcte und dem 

1. Jan. 1871, werden in Erledigung kommende Pfründen in herkommlichet 
Weiie befett, beäfentire Biſchofe von der Krone approbirt, und ſolche Wit: 
erhalten von der neuen Commiſſion bie üblichen Emolumente ihrer Stelle, 
Ad nur proviforifh, und bis zum Gintritt des Jahrs 1871, wo dann ihre 

Galarirung ven der Commiſſion anſtatt der als täatsanflalt erloſchenen 
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Eirche zu übernehmen IR. Um 1. Yan. 1871 Hören die Iriichen Bijſchbſe auf, 
tm Hauſe der Lorbs zu fien, die iriſchen ——— able (ecclesiastical 
courts) haben feine Yunctionen mehr, und die der iriſchen Kirche gehen 
aus NReihsftatuten in bloße Uebereinkommniſſe einer freiwilligen Corporation 
über... MR fo die Aufhebung der Kirche vollendet, fo beginnt dann die 
Ausführung der Entdotirung. Privatftiftungen, d.h. Dotirungen aus Privat- 
quellen jeit dem Jahr 1660, werden der neuen Kirchencommiſſion (gover- 
ning body) überwielen. In der Benutzung befindlide Botteshäufer gehen 
Aber an diejelbe Corporation, und bezüglich einiger Dutzend Kirchen, die als 
Rationalmonumente zu betrachten find, wie die St. Batriciusfircde in Dublin, 
toll die neue Gommilfion ermächtigt werden, eine Heine Summe zu ihrer 
Unterhaltung auszuwerfen. Daſſelbe geichieht mit den Pfarrhäufern (glebe 
houses), Bas jegige Einkommen der Geiftlichleit erwächſt aus Grundzinſen, 
direrten Felderträgniſſen und Sehnten. Letztere werden jogleih an die neue 
Commiſſion verwiefen, welche die entſprechenden jährlichen Zahlungen an bie 
Geiſtlichen zu leiften hat. Ueberhaupt kann diefe Commiſſion als der Liqui⸗ 
bationsausfchuk für das bisherige Kirchengut betrachtet werden. Der bisher 
von den nordiriſchen Presbyterianern unter dem Ramen eine8 Regium donum 
genofiene Staatsbeitrag wird fürs erfte fortbezogen, fpäter aber in analoger 
Weile umgewandelt, und die Staatsbotirung für das katholiſche Priefter- 
feminar Maynooth wird, nach vierzehnjähriger Berechnung, für die Profeſſoren 
deſſelben capitalifirt ..... Wenn nun die Kirhenabichafiung und die Entbotirung 
vollzogen find, was follen die Liquidatoren mit dem in ihrer Hand befindlidyen 
Kirhengut anfangen? Sie werden ermädtigt, beſchränkte Landparcellen — 
etwa 10 Morgen auf jede Pfarrei — zu billiger Schägung zu verlaufen, 
wobei die bisherigen Pächter das Vorkauftrecht und eine 22jährige Zahlungs 
frift haben follen. Die Sehntenabgabe fol na 45 Jahren ganz aufhören. 
Schließlich wird die Commiſſion, nad Gladſtone's Berechnung, ein Capital 
von nabebei 8 Millionen Pf. St. in Händen haben, mit einem Jahresertrag 
von 811,000 Pf. St. BDiefe Summen gedenkt die Regierung zu verwenden 
auf Werte der Barmderzigfeit für ganz Irland, Unterftügung bei Unglüds- 
fällen, für welche das Armengejeg nichts vorgejehen bat, Unterhaltung von 
Blinden-, Taubſtummen⸗, Irrenanftalten, Ammenſchulen, Grafſchaftsſpitälern ꝛc., 
fo daß namentlich die jetzt ſehr ſchwer auf die Armeren Pächterfamilien drü⸗ 
ckenden Grafſchaftslaſten erleichtert werden ſollen. Disraeli erflärt mit 
Entſchiedenheit nochmals den Proteſt der Oppoſition gegen Princip wie Ein⸗ 
zelheiten der Bill, bezeichnet Trennung der Kirche vom Staat als politiſchen 
Irrthum und Einziehung der Guter zu weltlichen Zwecken als einfache Con⸗ 
fiscation, und rath ſchließlich feinen politiſchen Freunden, ſich jetzt nicht der 
Bill zu widerſetzen, ſondern ihren Widerſtand für die zweite Leſung aufzu⸗ 
ſparen. Die Big wird darauf ohne Widerſtand zum erſten Mal geleſen und 
die zweite Leſung auf den 18. März angelekt. 
enn man bie umfangreiche, bis zur Unverſtändlichkeit mit Details über- 
Tadene Bill, welche „eine Iiberale, prompte und envgiltige* Loſung der iriſchen 
Kirchenfrage durch „vollftändiges Disestablishment und Disendowment® 
bewirken ſoll, ihrer nebenſächlichen, aber als Hauptſache vorgeſchobenen Einzel⸗ 
Fe und ihres verwirrenden officiellen Wortſchwalls und die Rede Glad⸗ 
one’8 ihres rebneriihen und dialertiihen Beiwerks entkleidet, jo tft ber 
Iangen Rebe furzer Sinn in dem folgenden Sat enthalten: Das Gejanımi- 
eigentgum der anglicaniichen Kirche in Irland beträgt, mit Ausſchluß von 
Kirhen- uud Pfarreigebäuden, troß der ſchlechten Verwaltung, bis jett immer 
no 16,500,000 Pfd. St., davon foll fie 6,650,000 Pfo. St. mit allen 
Kirchen. Pfarre und Schulgebäuden behalten, und den Reit von nahezu 
10 Mil. Pfd. St. herausgeben, damit diefer zum Fleineren Theil (2 Mil. 
Pfr. St.) den Katholiken und den Presbyterianern zu gut komme, und zum 
größern il für unkirchliche Wohlthätigkeitsanftalten, Afyle für Blinde und 
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Taubſtumme, Laudhofpitäler u. |. w. im Intereſſe dei irijchen Bulls vo» 
wendet werde. Das if der Kern; alles andere iR Nebeniade, beichämigrukx 
Wortflauberei, mehr oder weniger aufrichtige Selbſtiänſchung 

Das Disendowment trägt ſomit den Gharalier eines neum Endowmeri 
an fi, und die Bill aboptirt in der Sache den belannten Plan Lord Rufe. 
Nur beabfichtigte diefer, den Katholilen uud Diffiventen mehr zu geben, zb 
den Unglicanern weniger zu laflen; jein Plan war daher der billigere, libe 
ralere, dem Grundſatz der Religionsgleichheit entiprechendere. Auch To ıR ix 
Maßregel ein großartiger Wet der Gerechtigkeit, und bezeichnet nicht mar me 


radicalen Bruch mit der Politik, welche England in der Vergangenheit gegen | 


Irland befolgt bat, jondern auch einen ſehr bedeutenden Fortſchritt auf dem 
Wege der Toleranz. Über nah den thatjädhlichen Borlagen der Bil muf 
man behaupten: daß fie die dur die Macht der Eroberer geftörte kirchliche 
Gleichheit in Irland nicht wiederherftellt, daB fie die Anglicaner nicht mit Dez 
Übrigen Gonfeflionen, und namentlih nidht mit den Satholilen, melde ve 
große Mehrheit der Bevölkerung bilden, auf diefelbe Grundlage der Tree» 
ligkeit und Selbſthilfe jeßt, daß fie drüdende und ungeredhte Privilegien der 
bisherigen Staatskirche nicht aufhebt, fondern nur mildert, und daß die Tre 
nung der Kirche vom Staate nur Schein und feine Wirklichkeit iſt. Hr. 
Bladflone und namentlih Hr. Bright dürfen dieß nicht eingeflehen, und ver⸗ 
wahren fih auch auf das nachdrücklichſte gegen eine ſolche Auffaffung; aber 
Thatſachen wiegen ſchwerer als Worte. Dem ftofflihen Inhalte der Borlagı 
gemäß haben wir e8 nicht mit einer Aufhebung, fondern mit einer Mi 

der ſtaatsakirchlichen Privilegien zu thun, mit einem Gompromiß, deſſen Gi» 
zeinheiten mit großem Geſchick in der 63 Paragraphen enthaltenden und 
23 Drudfeiten füllenden Bill ausgearbeitet und mit bevundernswürdiger 
Dialektit in der Gladftone’ichen Rede den Anſchaungen und der Ausdruck⸗ 
weiſe der liberalen Partei angepaßt find, während fie durch ihren Anhalt den 
Alarm der Eonfervativen beſchwichtigen und jelbft den kirchlichen Sanatifern 
als der beftmöglidhe Handel erfeheinen müflen. Das Endowment wird aller 
dings auf indirectem Wege bewirkt, aber für alle prattiichen Zwecke bleibt des 
Reiultat dasjelbe. Die neu zu bildende Kirche erhält 1) den Genuß der 
lirch lichen Gebäude, 2) alle rein proteftantiichen Vermächtniſſe feit 1660, und 
3) die Verwaltung und den Belig der fogen. life Interests. Dieſe jollen 
nämlich nad dem Wunſche des betreffenden Pfründenbeiigers capitalifirt umd 
mit einer runden Summe abbezahlt werden Türmen. Wenn der „regierende 
Körper" und die Synode e8 verlangen, wie fie natürlich thun werden, jo muß 
diefe Capitalifation nad) dem Berhältniß von 14 für 1 erfolgen, und das 
Capital wird dem „governing body“, d.h. der Kirche, Überwiefen, um dar: 
aus die Gehalte der Beiftlihen und Beamten zu beftreiten. Die newe Kirche, 
deren Anhänger in Irland wenig mehr als * Million betragen, beginnt da⸗ 
her ihre neue Laufbahn mit einem fundirten Kapital von 6,650,000 PR. 
St., und ſchließt die reichſte Klafle der Benöllerung ein, welche durch bie 
üblichen Sporteln und freiwilligen Opfergaben die verfügbaren Fonds beträdt- 
lich zu fehwellen vermag. Wo in der Welt, mit Ausnahme von England 
jelbft, gibt es heute noch eine Kirche, die reicher wäre? Die Einziehung der 
zablreihen Pfründen, welche obne Gemeinde beftehen umd genoflen werben, 
muß und wird die ber reformirten anglicaniſchen Kirche in Irland zur Ber 
fügung geftellten Mittel noch bedeutend vergrößern. Bon den 2,000,000 Bir. 
St., welche zur Vefriedigung der den Presbyterianern und den Katholiken 
zuſtehenden „Uniprüche* ausgejegt find, erhalten jene als Erfah für die bik 
ber unter dem Ramen „Regium donum‘ geleiſtetete Staatsunterflügung 
von 50,000 Pf. St. des Jahrs ungefähr zwei Drittel, und die Katholiken 
als Wequivalent für den bisherigen Siaaiszzuſchuß zu dem Fonds des Priefler- 
jeninars von Maynooth ein Drittel. - 


Me Aare — — — — 2 
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Unterhaus: Ein Antrag Fawcetts, bie unausweichliden unb 
erlanbien Wahlkoften bei Parlamentswahlen Fünftig nicht wie bisher 
Den Eaubidaten zu überlaflen, jondern aus Staatemitteln zu beitrei- 
ten, um fo ben Zutritt zum Parlament zu erleichtern, wirb mit 168 
gegen 165 Stimmen abgelehnt. 

» Tas Unterhaus bewilligt auf ben Antrag bes Schablanzlers 
such nachträglich 3,600,000 Pd. für den abyſſiniſchen Feldzug, 
Deſſen Gejammtloften nunmehr 8,600,000 Pfd. betragen. Die 
Sffentlide Meinung erhält baburdy ein neues Moment für ihr Urs 
theil über bie finanzielle Wirthſchaft der abgetretenen Toryregierung. 
— 11. „ Unterhaus: Vorlegung bes Militär: und Marinebudgets. 
Das Marinebudget weit gegen das Borjahr eine Verminderung von 
957,357 Pfr. nad, wovon etwa die Hälfte an Löhnung und Verpflegung 
von (überflüffigen) Mannſchaften, der Reit an verſchiedenen Marineetablifiements 
eripart werden fol. Das Militärbudget zeigt eine Eriparnik von 
1,225,500 Pfd., die dur Zurückziehung von Truppen aus den Colonien und 
Durch Reduction der beftehenden Gadres erzielt werden foll. 
3. „ Durch den Nüdtritt ihres Präfidenten, des Hrn. Beales, löſt 
ſich die Reform⸗Liga thatjählih auf. 
>. Unterhaus: Die von ber Regierung vorgelegte Bill bez. ber fun: 
birten Schulen wirb an einen Sonderausſchuß gewieſen. 


B—24. „ Unterhaus: Tebatte über bie iriihe Kirhenbil. Neben 
von Gladftone, right, Dieraeli, Eir Roundel Palmer, Lowe, 
Dieſelbe wird ſchließlich mit 368 gegen 250 Stimmen zur zweiten 
Leſung zugelaffen. 

27. „ (Ofindien) Darbar zu Amballah zwiihen dem Picelönig 
Lord Mayo und Schir Ali von Afgbaniitan. 


8. April. Unterhaus: Der Schatzkanzler Hr. Lowe legt das Budget für 
1870 vor und erörtert in einer mehr als zweiltündigen Rebe bie 
Tinanzlage des Reihe. Statt bes allgemein erwarteten Deficits 
ſchließt das Budget zu großer Ueberrafhung bes Hauſes mit einem 
Ueberjhuß und mit Vorſchlägen zu neuer Ermäßigung ciner Reibe 
von Steuern. 

Die neue liberale Regierung hat die Verwaltung mit den bon der Tory⸗ 
regierung ihr zurückgelaſſenen Teficit von 8,600,000 Pfd. für den abyſſini⸗ 
ſchen Krieg übernommen. Sie beginnt ihre Budgetoperationen mit diejem 
beirädtligden Deficit, und endet mit einem Ueberſchuß von mehr als 400,000 
Pfd. St. nachdem fle die Steuerlaft um 3,060,000 Pfd. St. erleichtert hat, 
wovon 2,940,000 Pfr. St. noch in das laufende Jahr fallen. Die Jahres⸗ 
einnahıne beträgt in dem Voranſchlag, der correcter zu fein veripricht als der 
des Toryjchatzlanzlers, 72,865,000 Pfd., und die Ausgabe mit Ausſchluß der 
abyſſiniſchen Schuld 68,223,000 Pfd. St., fo dat ein Ueberſchuß von 4,632,000 
Pfr. St. vorhanden wäre, wenn das Deficit für den abyflinifchen Krieg nicht 
gededt werden müßte BDiejer koſtet, wie Hr. Lowe verficdert, mindeftens 
9 Mid. Pf. St., eine Rapitalauslage, die kaum im Verhältniß fteht mit 
dem Erfolge. Gleichwohl flieht id der Schaslanzler durch die „heroifchen 
Anftrengungen“ der HH. Childers und Cardwell, welche in den Budgets für 
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Urmee und lotte eine Eriparung von 2,400,000 Dr. St. bewirken, um 
durch einige Sinanzoperationen, deren Berbienft er für die Regierung in in 
Geſammtheit beaniprudt, in den Stand * die unter den obwaliendea 
Umftänden großartige Steuerermäßigung zu beantragen. Anſtatt ve u 
tommenfteuer zu erhöhen, wie befürchtet wurde, ermäßigt er fie um 1 Pen 
vom Pfd. Ei. Die Feueraſſecuranzſteuer, deren Abſchaffung ſchon eft ven 
gebens beantragt wurde, wird ganz abgeſchafft. Die außerordentliche Sterct, 
welche von den Gabs und Lohnfuhrwerken bisher erhoben wurde, wird gleich 
falls aufgehoben. Der Kornzoll, der immer no 1 Sh. vom Quarter Ge 
treide beträgt, und aud in biefer Ermäßigung jährlich 20, 000 Pe. Et 
beträgt, wird abgeſchafft. Des „Wiener Bier“ bildet zum erſtenmal ca 
Item in der Sinanzdarlegung des Schatzkanzlers. Die Bisher von außläs- 


fast und ang we Di Eintoonmenfeuer und bie assensed tazes 
(Sandhaus» und —A wurden bis jetzt in drei Jahresraten von der 
Kirgipielbehörden für den Staat beigetrieben. Dieſe Urt der Steuererhebung 
war koſtſpielig und unwirkſam. Hinfort follen fie auf einmal von Regierung: 
fteuerbeamten erhoben werden. Diele Reform würde eine Summe in ba 
Staatsſchatz bringen, die den beabfidtigten Gteuerermäbigungen emtipräde. 
Ullerdings heißt das nichts anderes, als von der Zukunft für die Gegemsart 
borgen, und dem Steuerzahler neue Opfer auferlegen; aber dieſe werben 
dog Ra gefühlt und williger gebracht werden, als eine birecte Erhöhung 
der aben. 


Gegenüber der Stimmung bes Haufes weiß Dieraeli kein Wert 
gegen bie Vorlage beizubringen und Hr. Hunt, ber abgetretene 
Tinangminifter, erbebt fih nur, um ſich gegen bie feiner Finanz 
verwaltung gemachten Vorwürfe zu rechtfertigen. Die öffentliche 
Meinung ift befriebigt und hofft, daß es ber Gladſtone'ſchen Ber: 
waltung bald wieder gelingen werbe, Orbnung in bie von ben 
Tories zerrütteten Finanzen zu bringen. 


9, Apr. Oberhaus: Lorb Ruſſel ftellt den Antrag auf Einführung lebent: 


10. 


13, 


längliher Pairien neben ben erblichen. 


„ Die Hubfonsbay:Compagnie nimmt bie Abtretung ihrer Terri⸗ 
torialrehte an Canada an. 


„— 7. Mat. Unterhaus: Comitee-Beratbung der BIN für Ab: 
ihaflung ber proteftantifchen irifhen Staatskirche. Die BIN ach 
nit ganz unbefhäbigt, aber in ben Hauptpunkten body nad ber 
Borlage Gladſtone's burd. 

Bu Unfang der Berathung wird der Antrag Newdegate's, die Bill gäm- 
Lich zu verwerfen, mit 355 gegen 229, ein Antrag Disraeli's, der iriſchen 
Rice ihren ſtaatlichen harater zu belaffen, mit 844 gegen 123, und ein 
weiterer Antrag Disraeli’s, die Entflaatlihung wenigftens bis 1872 hinaus 
zufchieben, mit 801 gegen 194 Stimmen abgelehnt und am Schluſſe die den 
Torieß widerwärtigfte Glaufel, bie Zuſcheidung eines Kapitals an die iriſchen 
en für das Collegium in Maynootd mit 318 gegen 192 Stimme 
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>». April. Brandrebe bes fenifh gefinnten Bürgermeiftere Sullivan 
von Cork. 


$. Mai. Unterhaus: Die Regierung bringt eine Bill ein auf Abfebung 
des fenifhen Bürgermeiſters von Cork. 

41. „ Unterbaus: Da ber feniſch gefinnte Bürgermeiſter von ort 
erklärt, freiwillig zurüdtreten zu wollen, wirb bie Bill für Abſetzung 
befielben auf vier Wochen zurüdgeftellt. 

OO. ,„ Motley trifft als neuer Vertreter der norbamerifanifhen Union 
an Stelle des von Grant abberufenen Rev. Johnſon ein. Seine 
Inſtructionen geben babin, bie Alabamafrage, nachdem ber Genat 
ber Union ben Bertrag mit England vom 14. Januar d. J. ver: 
worfen, feinerfeite ruben zu Iafien, im übrigen aber mit England 
freundliche Beziehungen zu pflegen. 


3. uni. Oberbaus: Der Antrag Ruffel’s auf Ereirung lebenslänglicher 
Peers poflirt die Committee, doch follen im ganzen nur 28, jährlich 
nur 2 derartige Site creirt werben. 

5, „ Dberhaus: Eine Berfammlung ber toryſtiſchen Peers beichlieht 
auf ben Borfhlag Lord Derby’s, bie trifhe Kirchenbill fo wie fie 
aus bem Unterbaufe hervorgegangen, zu verwerfen. Lorb Ealisbury 
unb einige anbere gemäßigtere Rorbs rathen vergebens bavon ab, bie 
Sffentlide Meinung durch einen fo verzweifelten E dritt gewaltfam 
gegen das Dberhaus in bie Schranken zu rufen. 

Te „ Unterhaus: Glabftone wirb Bei feinem Eintritt in das Haus 
von demfelben mit Tautem und Iangbauerndem Zuruf — als Des 
monftration gegen bie Velleität ber toruftifchen Mehrheit bes Ober 
baufes — empfangen. 

14—18. „ Dberhaus: Generalbebatte über bie irifche Kirchenbill. Die: 
felbe wird fchließlih mit 179 gegen 146 Stimmen zur zweiten 
Lefung zugelafien und gebt alfo in Committee. 

— „  Gewaltige Ngitation für und gegen bie iriſche Kirchenbill. 

In Mancheſter Iprehen auf einem Monftre Meeting zumeiſt Orangiften 
und von Irland berübergelommene Geiſtliche mit vielen giftigen Deriöntichteitn 
gegen den Judas n. ſ. w. Gladſtone. Anderſeits iſt es bereitß außer Zweifel, 
daß, wenn das Oberhaus bie BIN wirklich verwirft, die kaum aufgeldfte Reform⸗ 
Siga mächtiger als je wieder auferfiehen wird, während bie Reform⸗Union, 
die unter einem Hauptquartier in Mandefler 300-400 Zweigvereine in den 
Provinzen hat, ohnehin unverfehrt fortbefteht umd fich bereits zu vegen ber 

Bright richtet in den-Timeß einen offenen Brief an feine Wähler in 

irmingham, in denen er ſich ſehr ſcharf Über die Haltung der Peerie aus⸗ 

jpricht und ganz unumwunden erflärt, daß diefelbe damit ihren Untergang 
vorbereiten dürfte. 

49. Juni. Oberhaus: Lorb Cairns interpellirt bie Regierung über ben 

| burch bie Zeitungen veröffentlichten brohenden Brief Brighte und 
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fragt, ob berfelbe et fei und ob bie Regierung bie Anſichten 
beffelben zu den ihrigen made. Lorb Granville erflärt, die Re 
gierung lehne jede Abfiht einer Kinfchüchterung bes Oberbauies 
ab; Bright bebauere aufrihtig bie in dem Brief gebraudten Aut 
brüde, 


29. Juni. Oberhaus: Beginn ber Committee-Berathung ber iriſchen Kir- 


30. 


chenbill. | 
Es bildet fi eine Art Coalition zwiſchen Liberalen und cowfervaimen 
Peers, durch welche jene ſich verpflichten, der neuen anglicaniſchen Kirche ı= 
Irland einen größeren Antheil am Vermögen der bisherigen Staattfirdhe zu 
fihern, dieſe dagegen alles aufbieten wollen, um die wiberfirebende Maſſe der 
Torppeers für daS jog. concurrent endowment d. 6. dafür zu Riımmen, bei 
aud den Katholifen und Presbpterianern ein verhältnikmäßiger Untheil m 
Kirchen, Pfarrwohnungen und Ländereien zugefchieben werde, da die Majer 
tät des Hauſes offenbar dafür noch eher zu gewinnen ſcheint, als dafür, daß 
wie Gladſtone und die Bil wollen, der Ueberſchuß tes Kir i 
wohltbätige, aber nicht kirchliche Zwecke, wie zu Anlegung von Irrenhäs⸗ 
fern und Grafidaftshofpitälern u. dgl. verivendet werde. 
„ Stabjtone ergreift die Gelegenheit des Lorbmayor:Banketie, m 
ben Veftrebungen bes Oberhauſes gegenüber aufe enticdhiebenfte zu 
erlären, baß bie Regierung zwar allen NReligionsgemeinidaften 
gerecht zu werben wünſche, aber nicht gewillt fei, ben Ueberſchuß 
bes SKirchenvermögens zum Vortheil einer Kirchengemeinſchaft zu 
beriwenben. 


3. Juli. Oberhaus: Gommittee-Beratbung ber irifhen Kirchenbill: 


8. 


Die Coalition liberaler und coniervativer Peers, um bie Maje⸗ 
rität zu einem billigen Compromiß zu vermögen, erweift fid ale 
machtlos: 

Lord Salisbury's Amendement, welches der zukünftigen anglicaniſchen 
KNirchengemeinſchaft Ktirchen, Predigerwohnungen und Glebe⸗Ländereien ohne 
alle Entihädigung zufihert, wird mit der Mehrheit von 213 gegen die 
lächerlich Kleine Regierungsminderheit von 69 Stimmen angenommen: aber 
die Erwartung, daß nun auch Bilchöfe und coniervative Bords für das Amar 
dement des Herzogs von Cleveland, welches dieſelben Bortheile auf Katholiken 
und Presbpterianer übertragen wiſſen will, Rimmen wlrben, erfüllt fich nicht: 
nur 113 ſtimmten dafür und 146 dagegen. 


„ Unterhaus: Die Regierung beantragt bie Uebernahme jümmt: 
licher Xelegrapbenlinien für ben Staat. 


6. „ Oberhaus: Committee-Berathung der irifchen Kirgenbill : Tas 


Haus beihließt mit 160 gegen 90 Stimmen, daß bie Verfügung 
über bie Ueberſchüſſe bes iriſchen Kirchenvermögens nicht ſchon jet 
beftimmt, fondern verſchoben werben fol. Schluß der Committer 
berathung über bie iriſche Kirdyenbill. 

Ueberblidt man daß Reſultat, fo bat die Bill jehr weieniliche Aenderungen 
erlitten, Urſprunglich follten die iriſchen Biſchöfe ihre Eige auf der Bilde 
banf des Oberhaujeß verlieren, und bie neue freie Kirche erhielt die Pfarr 
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wohnungen und zugehörigen Ländereien mit der Berpfliätung, die darauf ru» 
henden Laſten zu übernehmen. Die von Elifabeth und Jalkob I verliehenen 
Ländereien in Nord⸗Irland (Ulſter) follten eingezogen, und der ganze lieber» 
ſchuß den Armen Irlands zugemwendet werden. Ulle dieſe Beſtimmungen 
wurben ohne weitereß geſtrichen. Durch verichiedene Amendements haben bie 
Lords gegen 5,000,000 Pf. St. vom Ueberſchuß der iriſchen Kirche wieder 
augeiprochen, und der ſtark eingeſchrumpfte Reft foll — das war das lekte 
Amendement — vorderhand gar nicht zu beftimmten Zweden angewiefen wer- 
ven. Im Hintergrund lautet bei diefer Entſcheidung die Abficht, den Ueber» 
jchuß zwiſchen Anglicanern, Katholiten und Presbyterianern zu vertheilen, 
und den erfleren dabei den Lömwenantheil zuzumenden. Daß das Haus der 
Gemeinen die alſo zugeftugte und gründlich veränderte Bill nicht annehmen 
wird, fteht jofort außer allem Zweifel. 


9. Zuli. Tas Oberhaus vermwirft den Antrag Ruſſels auf Schaffung lebens⸗ 


0. 


länglicher Bairien ſchließlich doch noch mit 106 gegen 73 Stimmen. 
Zord Cairns motivirt fein ablehnendes Votum ganz offen damit, baf 
er fürdte, eine Annahme des Antrags werde bie Zujammenjehung 
bes Oberhauſes zum Gegenftande der Discuffion im Volkshauſe 
maden und baß er das für gefährlich Halte. 

„ Die Reform:inion fündigt eine Reihe großer Volfsverfammlungen 
gegen bie Verftümmelung ber iriſchen Kirchenbill burd das Ober: 
haus an; in London wird eine Monftre-Demonftration ber Arbeiter: 


klaſſen vorbereitet u. f. w. 

„ DOberbaus: Dritte Lefung ber iriihen Kirchenbill. Das Haus 
findet angeſichts ber Öffentlichen Meinung doch für gut, bei biefer 
Gelegenheit einige feiner anftößigften Beichlüffe wieder zurüdzuneh: 
men und früher abgelehnte Conceffionen nunmehr zuaugeftehen. 
Leidenſchaftliche Rede und Proteft bes Grafen Derby gegen alle 
Conceffionen und gegen bie ganze Bill. 

Mit 108 gegen 82 Stimmen wird die früher eingefügte Beſtimmung, 
Daß die iriſchen Biſchofe ihre Sige im Oberhauſe, jo lange fie leben, noch be» 
Dalten jollen, wieder geftrihen und namentlich das zuerſt verworfene Amen- 
dement des fog. concurrent endowment (die gleihmäßige VBepfründung der 
iriſchen Geiftlichkeit aller Belenntniffe) nunmehr mit 121 gegen 114 (morunter 
die Führer der Eonjervativen Lord Derby und Lord Cairns) Stimmen ans 
genommen. 

Proteſt Derby’s und 46 anderer Peers gegen die Bill: „Wir Rimmen 
Damit nicht überein, 1) weil diefe Bill, zum erftenmal feit Gründung der 
britiſchen Monarchie, in Bezug auf Irland den in keinem andern Band Europa’s 
anerfannten Grundſatz einer gänzlihen Trennung des Staats von der Unter⸗ 
flügung irgendeiner Religionsforn einführt; 2 weil die Annahme dieſes 
Princips für Irland nit umhin Tann, große Aufmunterung den Wbfichten 
derjenigen zu geben, welche die Ausdehnung desjelben auf daß ganze’Könige 
zeich wunſchen; 3) weil e8 eine gewaltiame Erftredung der Parlamentsmacht 
if, eine Dotirung zurüdzunehmen, die von ihm für alle Zeit gemacht worden; 
noch mehr, Eigenthum zu confisciren, da8 durch lange Verjährung und vers 
möge eines vom Parlament unabhängigen Rechtstitels beſeſſen wurde; 4) weil, 
wenn biejes letztere Princip ſchon in Bezug auf Privateigenthum wohlbegrändet 
if, es dieſeß noch mehr tft bei ſolchem Eigentbum, das feierli für Zwecke 
der Religion und bes Gottesdienſtes befeite gejegt worden ; 5) weil die in biejer 
BIN verfuchte Gefeggebung dahin Führt, das Vertrauen in alles Eigenthum 
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zu eriätiern, und befonders das Bertrauen in ſolches Eigenthzum, melde 
auf einem PBarlamentstitel beruht, der bisher als der unangreifbarfke son 
allen betrachtet wurde, 6) weil es unmöglid.if, eine entflaatlidte und em 
pfründete, nur noch durch das Band einer freiwilli —— — zuſjammes· 
gehaltene Kiche auf einen Fuß der Gleichheit zu Allen mit 

rganifation der römiihen Kirche, durch welche, menlih in — w 
Zaienvolf der Prieſterſchaft, die riefter den Bilhdfen ganz unterwärfig ge 
macht find, während die Bilchöfe ſelbſt der uncontrolirten Autoritat eines 
fremden Machthabers gehorchen; 7) weil dieſe Bill als eine ſchwere Ungereditig 
teit empfunden werben wird von den Proteflanten Irlands, melde durch ik 
iriſches Parlament ihre politiſche Selbſtändigkeit aufgaben vermöge eines Ber- 
trags, defien Orundbebingung bie größere Sicher heit der proteſtantiſchen Staett- 
firde war; 8) weil, während dieſe Maßregel dahin abzielt, die biäherigen 
fefteften Anhänger des britiiden Throns und der britiihen Berfahung zu 
entfremben, fie denjenigen großen Theil der röͤmiſch⸗katholiſchen KB enöllerung 
in Irland, der weitere und ſehr verſchiedene Zwecke und vor allem die endliche 
Emaneipation der britifcen Legislatur im Auge hat, nicht verjöhnen, gefdysrige 
denn befriedigen wird.” 

Dur die letzten Beiälüfie des erhaufch „er die Lage weientlicdh verei 
fat. Namentlich verliert der Beſchluß: daß der Ueberſchuß Des Kirchenver⸗ 
mögen einftweilen feine Berwendung finden, fondern zur Berfügung ve 
Parlaments gehalten werben foll — alle practiiche Bedeutung ; denn nad) Turd> 
führung des concurrent endowment wird eben nichts übrig bleiben. Te 
nun noch auszugleichende — vorausgeſetzt, daß Regierung und Unterhaus 
majorität das concurrent endowment annehmen — Zwieſpalt pwiſchen bez 
Beichlüffen der beiden Käufer ift lediglich eine Frage von Pfunden und 
Sollen die 4% bis 5 Millionen, welche die Oberhausmajorität der anglicanifcen 
Kirche noch als Reifegeld mit auf die neue Laufbahn zu geben wünſcht, didc: 
verbleiben, ober ſoll zu den urſprunglichen Beſtimmungen der Bill zurädgegangen, 
oder der forbligen Forderung ein mäßiges Gompromißgebot vom Unterhauſe gegen 
ber eftellt werden ? Der gute Wille zur Berfländigung wird vorzugsweiſe von 

er Entfeidung der Regierung abhängen. Wenn dieſe auf ihrem LBideriprug 
m die Verwendung des Ueberſchuſſes zu jeder Urt von kirchlichen Garden 
bebarrt, jo ift nit auf ein baldiges Ende des Gonflici zu rechnen. 
ftone ift allerdings Rart genug, um das Oberhaus zum Nachgeben zu in 
und die ganze WIN in ihrer urſprünglichen Geſtalt wieberherzuftellen; aber 
die Debatten haben e8 doch Kar gemacht, daß er ſich einen einlußreichen Teil 
feiner Partei entfremben würde, wenn er die Sache ohne principielle Röthigung 
auf die Spige triebe. 


15. Suli. Die Ugitation gegen die Beſchlüſſe des Oberhauſes im ber 


16. 


iriſchen Kirchenfrage bat in wenigen Tagen bereits großartige und 
für das Oberhaus unzweifelhaft fehr gefährliche Dimenfionen an 
genommen. 

Die „Reform des Oberhauſes“ wird fihtlih immer allgemeiner und mi 
wachſendem Nachdruck verlangt. Eine Petition der Bewohner von Blasgen 
dent: „Wir verlangen, daß die nelstammer als ſolche aufhbre zu exiſtire 
und daR eine Zuſammenſetzung für die erfte Kammer gefunden werde, bu 
mit den wahren Interefien der Nation im innigen Zujammenbang Rebe.” 


„ Unterhaus: Debatte über bie vom Oberhaus zurüdgelangte iriſche 
Kirchenbill. Gladſtone trägt barauf an, bie brei widtigften Medi⸗ 
ficationen des Oberhaufes (bie größere Dotirung ber neuen angli⸗ 
caniihen Kirche — das ſog. concurrent endowment ber Presbyteriane 
und Katholiten — und bie Verſchiebung einer Verfügung bez. bei 


e 


19. J 


20. 


23. 
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Ueberfchuffes) abzulehnen und nur unweſentliche, bie Gelbfrage nicht 
berührende Zugeſtändniſſe zu machen und bas Haus flimmt ihm 
mit großen Mehrheiten (bis zu 124 Stimmen, bie jeboch bei ber 
Abftimmung gegen bad concurrent endowment auf 72 herabfinkt) bei. 
uli. Tas Oberhaus lehnt bie vom Unterhaus befhlofiene Aufhebung 
der religiöfen Beichränkungen an ben Univerfitäten in zweiter Lefung 
mit 91 gegen 54 Stimmen ab. 


„ Dberbaus: Lord Granville beantragt Namens ber Regierung bie 
Annahme der vom Unterhauje reamenbirten iriihen Kirchenbil, Das 
Haus beſchließt jedoh mit 173 gegen 95 Stimmen an feiner amen: 
dirten Einleitung (Nichtentſcheidung über den Ueberſchuß) feftzubalten. - 
Lord Granville bittet um Vertagung behufs Verathung mit. feinen 
Collegen. 

Der Conflici mit dem Unterhauſe iſt damit erflärt und derſelbe ſcheint 
fehr ernfle Folgen haben zu follen, da einzelne Mitglieder der Regierung offen 
ertlärt hatten, daß in einem folden Fall das Parlament vertagt, der bereits 
begonnenen Agitation freier Lauf gelaffen und die Bill in verſchärfter Geſtalt 
einer außerordentlichen Herbftfefftion vorgelegt werben ſolle. 

„ Disraeli bringt ein Compromiß zwiſchen Lorb Cairns als bem 
Führer der torpftilden Mebrheit des Dberhaufedg und dem Mini: 
fterium bez. der iriihen Kirchenbill zu Stande. 

Die Regierung gibt der neuen anglicaniſchen Kirche in Irland noch gegen 
8 Millionen Pd. St. mehr, jo daß diefe mit einem capitalifirten Vermögen 
von 12 Mil. Pfd. St. ihre neue Laufbahn beginnt, und mit ihren 600,000 
Anhängern fi als die reichſte Religionsgemeinichaft der Welt betrachten darf; 
die Regierung verzichtet ferner auf die jofortige Verwendung des Vieberichufies, 
und behält diefe der parlamentarifchen Berfügung vor. Dagegen gibt Lord 
Gairns im Ramen jeiner Anhänger daß concurrent endowment preis und 
an pe Gonceiftonen, welche zur Durchführung der fo verflümmelten BIN 

ig find. 

Dberhaus: Lord Cairns legt das Compromiß vor, bie Lorbe 
Canarvon, Salisbury und Ruſſel unterftügen es und das Haus 
erflärt fih bamit einveritanden. 


„» Das Unterhaus nimmt bad vom Oberhaus genehmigte Coms 
promiß in ber irifchen Kirchenfrage gleichfalls, ohne namentliche Ab: 
flimmung, an. ‘Der brobende Conflict ift befeitigt. 


„ Das Unterhaus verwirft bie Abjchaffung ber XTobesitrafe mit 
118 gegen 58 Stimmen. 


7. Aug. Das Oberhaus und Unterhaus haben ben Ankauf fämmtlicher 


9. 


Zelegraphenlinien durch den Staat befchloflen. 
„» Das Oberhaus verwirft die ſchottiſche Schulbill mit 55 gegen 
43 Stimmen. 

Die Bil hatte ihre parlamentariſche Laufbahn im Oberhaus begonnen, 
war bier jedoch dermaßen verflünnmelt worden, daß ihr Berfaffer, der Herzog 
v. Argyll, fie nicht ferner anerlennen wollte Gleichwohl wurde der Geſetzes⸗ 
vorſchlag in das Unterhaus gehracht und Bier, auf Betrieb ber ſchottiſchen 
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11, Aug. Schluß der Parlamentsieffion: Thronrede durch Igl. Gemmittc:: 


England. 





Barlamentsmitgliever, wieber in integrum reſtituiri. Der Grundſatz der be⸗ 
lenntnißloſen Schule, der zum erfienmal verjucdhsweife in Schottland hard 
führt werden follte, erſcheint jedoch den Lords als fo bedenkliche Präne, 
daß fie die amendirte Bill kurzerhand verwerfen. 





. J. Maj. anerkennt mit Iebhafter Genugthuung den rafiloſen Er. 
und "Sleik, womit Ihr die mühjamen Urbeiten des Jahrs gefördert hi: 
Kei dem Acte zur Aufhebung der iriſchen Staatskirche habt Ihr die da 
ſchiedenen Nüdfichten, die bei Eröffnung der Eeifion Eurer Ermägumg empiche 
worden, jorgjam im Auge behalten. J. Maj. Iebt der Hoffnung, des wi 
diejer wichtigen Maßregel künftig gedenten wird als eines blündigen Tancı 
von dem eifrigften Etreben des Parlaments, bei der Geſetzgebung für jee, 
der drei Königreiche auf die bejonderen Umflände wohl Acht zu Haben, vw 
alle Interefien und Beſtandiheile der Nation nad) den Erundjägen unparteiihn 
Gerechtigkeit zu behandeln. 3. Maj. hegt die fefte Zuverficht, daß dieſes Sen 
das Werk des Friedens in Irland fördern und dazu beitragen werde, cı 
dortigen Bolfstiafien in jener brüberlihen Eintracht mit ihren engliſchen w 
ſchottiſchen Mituntertbanen zu einigen, welde und allezeit die Hauptare 
der Kraft für dieſes ausgedehnte Reich bilden. 


— Sept. Neue Agitation der Fenier in Irland. | 


23. 


I 


26, 


10, 


23. 


27. 


Oct. Lorb Derby }. Lie Xorppartei verliert in ihm ihren an: 


kannten Führer. 

„Die iriſche Hochkirche iſt damit beſchäftigt, ſich, nachdem fie it 
Eigenſchaft einer Staatskirche verloren hat, auf neuer Grundltz 
als unabhängiger Körper zu conftituiren. 

„ In Irland find Amneftie-Mectings für die noch nicht amneſtinn 
Fenier und Meetings in Sachen ber Landfrage überall an M 
Zagesorbnung. In den Pächterverfanmlungen wird meift für pr: 
manente Pachtverträge agitirt. 


Nov. Der Eefuh bes Königs und der Königin ber Belgier geftikt 


fih dur bie Aufnahme derfelben Seitens bes engliſchen Ta! 
zu einer Art Lemonftration und zu einem politiſchen Ereigniß. 

„ In Tipperary (Irland) wirb ber gefangene Fenier Roſſa u 
Unterhaus gewählt. 


Dec. Die Regierung ficht fi vorfichtshalber veranlaßt, Angels 


einer beablichtigten orangiftiihen Demonftration ben Pelagerınt 
zuftandb in einem Xheile ber Grafſchaft Londonderry (Srlant) p 
proclamiren, 

„ In Rancafhire (England) werden Verſuche von Feniern, fi! 
Maffenbepots zu überfallen, vereitelt. 

» Die Regierung veröffentlicht einen neuen Depeichenwechfel mi 
ber norbamerik. Union bez. ber Alabamafrage. Beide Regierun 
wahren ihren früheren Stanbpuntt, feine macht Ausgleihevorfglit 





4. Srankreid). 


. Jan. Der Kaifer antwortet dem Bureau bes gejebgebenben Körpers 


3. 


J. 


t 


auf ſeine Glückwünſche: 

„Mit jedem Jahr wird die Mitwirkung des geſetzgebenden Körpers uner⸗ 
läßlicher, um in Frankreich die wahre Freiheit zu begründen, die nur gedeihen 
kann durch die Achtung vor dem Geſetz und die gerechte Abwägung der öffent- 
lichen Gewalten“. 


„ Frankreich Tabet bie Großmächte telegraphiſch zur Beſchickung 
der vereinbarten Conferenz in Paris behufs friedlicher Löſung der 
griechiich-türfifchen Streitigkeit ein. 


„»  Zufammentritt der curopätfchen Eonferenz in Paris behufs Löjung 
der griechiſch-türkiſchen Differenz. 

„Das Amtsblatt veröffentlicht den Bericht des Finanzminiſters 
Magne an den Kaiſer über die Finanzlage des Reichs und das 
Budget für 1870. 

Der Bericht erdrtert nad) einander das Anlehen von 429 Mil. Fr. von 
1868, den Stand der fchmebenden Schuld, das ordentlie und das außer. 
ordentlihe Budget für 1870 und jchlieklid das Umortifirungsbudget und 
findet die Lage der Finanzen in allen dieſen Beziehungen jehr befriedigend. 
Das Antehen von 1868 habe zwar nicht vermodt, „unjere Finanzſchwierig⸗ 
feiten augenblidlid in einen blühenden Finanzzuſtand umzuwandeln, aber 
doch geftattet, die Vergangenheit zu Liquidiren“; die ſchwebende Schuld hofft 
der Minifter auf 700 Mill. herabmindern zu fönnen, d. h. auf die Durch⸗ 
ſchnittsziffer jeit 28 Jahren und ihre niedrigfte Ziffer ſeit 17 Jahren; das 
Budget für 1870 zeigt nad) ihm eine Einnahme von Br. 1,736,667, 993 und 
eine Ausgabe von fr. 1,650,000,248, aljo einen Ueberſchuß von Fr. 86, 607, 145, 
welcher Ueberſchuß hinreiche, um alle Gredite des außerordentlichen Budgets 
zu deden. Der Bericht ſchließt dahin: „Dieſes ift die Lage. Wir wollen und 
dürfen die Bortbeile derjelben nicht übertreiben ; allein wenn man nod nicht 
bis zu dem Grade des Gedeihens gelangt ift, welchen wir anftreben und den 
wir wünjchen, fo tft es dagegen nur gerecht, anzueriennen, daß fie auf dem 
Wege des Fortijchritis zum Beſſern ift”. 


» Die in Paris verjammelte Conferenz der Großmächte einigt fich 
über eine Declaration an Griechenland, die nah einigem Bedenken 
21” 
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auch von dem Vertreter ber Pforte unterzeichnet wirb umb ber gris 

chiſchen Regierung durch einen beſonderen Abgefanbtem zugeſich 

werben fol (ſ. allg. Chronik). | 
18. Yan. Lröffnung ber Kammern. Thronrede bes Kaiſers: 

„Die Rede, welche ich bei der jährlichen Eröffnung der Seffion en Ex 
richte, iR der aufrichtige Ausprud des Gedankens, welcher meine Hawblungn 
leitet, um freimüthig der Nation vor den großen Körperichaften des Gicztt 
den Gang der Regierung darzulegen, — iſt die Pilidht des veramhaortiide 
Chefs eines freien Landes. Die Aufgabe, weldde wir mitiammen übernommen 
haben, ift eine ſchwierige; es ift in der That nicht leicht, auf einem durd 
viele Revolutionen aufgewühlten Boden eine Regierung aufzuridhter, wei 
von den Bedürfnifien ihrer Zeit hinlänglich durchdrungen if, um afle Boll 
thaten der Freiheit fid zu eigen zu machen, und welde flarf genug if, == 
jelbft die Ausfchreitungen der Freiheit zu ertragen. Die beiden in Jhres 
legten Seflionen votirten Belege, welche den Zweck hatten, das Prinzip da 
freien Discufiion zu entwideln, haben zwei Wirkungen bervorgebradgt, wei 
zu confatiren niglich ericheint. Einerfeit8 haben die Brefie und die äffentligen 
Berfammlungen in gewifien Mittelkreifen eine künftliche Aufregung und Ider 
und Leidenichaften hervorgerufen, welche man für erlofchen hieli. Andererjes 
aber hat die Nation, unempfindlich gegenüber den heftigſten Wufreizumges am 
auf meine elligleit, die Ordnung aufrecht zu erhalten, zählend, fig ifre 
Glauben an die Zukunft nicht erihättern laffen. Bemerlenswerthes Zuſammes⸗ 
treffen! Je mehr ſich abenteuernde und auf Umſturz bedachte Beifter bemäß 
ten, die Öffentliche Ruhe zu ftören, defto tiefer wurde diefe Ruhe. Die Handel» 
thätigleit gewann wieder eine fruchtbringende Lebhaftigfeit, die öfentlider 
Einnahmen vermehrten ſich beträchtlich, die Menten gewannen an Sicherhei. 
und die Mehrzahl der Nachwahlen zum gefeggebenden Körper brachte man 
Regierung eine neue Stüge. Das Militärgefek und die dur Ihren Pair» 
tismus bewilligten Hilfsmittel haben dazu beigetragen, das Vertrauen be 
Volkes in den Frieden zu befeiligen, und in dem gerechten Gefühle feines 
Stolzes hat es eine wirkliche Genugthuung an dem Tage empfunden, we ed 
das Bewußtſein gewann, daß es in der Lage jei, allen Eventualitäten bie 
Stirne zu bieten. Die Land» und Seemacht, ſtark conftituirt, find auf dem 
Friedensfuße. Der unter den ahnen aufrechterhaltene Effectivbeftand über- 
fchreitet nicht denjenigen anderer Regierungen, aber unjere vervollfommnett 
Bewaffnung, unfere gefüllten Arſenale und Magazine, unjere gelibten Rejerven, 
die mobile Rationalgarde, im Begriffe organifirt zu werden, die unsgefalice 
Flotte, unfere feſten Pläge im guten Zufande — geben unjerer Macht cin 
unerläßlie Entfaltung. Das flete Ziel meiner Anſtrengungen if erridt 
Die militäriiden Hilfsmittel Frankreichs find in Zukunft auf der Höhe feiner 
Beſtimmungen in der Welt. Im diefer Bage vermögen wir, laut unferen 
Wunſch, den Frieden aufrecht zu halten, kundzugeben; es Liegt keine 
darin, dieß zu jagen, wenn man zur Vertheidigung der Ehre und der Unab⸗ 
bängigfeit des Bandes bereit it. Unfere Beziehungen zu ben fremden Mächten 
find die freundfchaftliäfien. Die Revolution, welche jenfeits der Pyrenken 
ausgebrochen ift, Hat unfere guten Berhältnifie zu Spanien nicht geändert und 
die Gonferenz, welche ſoeben ftattgehabt Hat, um einen im Orient brohendes 
Eonflitt zu erfliden, ift ein großer Alt, defien Wictigleit wir amerfeme 
mäflen. Die Gonferenz geht ihrem Ende entgegen und alle Bevollmächtigten 
find über die Principien einverflanden, welche geeignet find, eine Unnäherung 
zwiſchen Griechenland und der Türkei herbeizuführen. — Wenn alſo, wie id 
die fefte Hoffnung hege, nichts den allgemeinen Einklang flört, wird es unf 
vergönnt fein, viele beabfihtigte Verbeſſerungen zu verwirklidden, und werben 
wir bemüht fein, alle die praktiſchen Fragen zu Iöfen, welde von der land 
wirthſchaftlichen Enquete aufgeworfen worden find. Die öoffentlichen Wrbeitm 
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find in entipreijender Weile dotirt; die Bizinalwege find im Bau begriffen; 
der Urterricht in allen feinen Stufen erhält nad wie vor eime glädliche Ent 
faltung und wir lönnen, Dank der zeitweifen Erhöhung der Einnahmen, bald 
alle urtfere Sorgfalt auf die Berminderung der Bffentlichen Laften richten. 
Der WUugenblid nähert ih, wo, zum britten Male feit der Gründung des 
Kaiferreichß, der gejeßgebende Körper fi durch die Wahlen erneuern wird, 
und, eine bisher unerhörte Sache, er wird jedesmal die feinem Mandate gie- 
lich beftimmte Grenze erreicht haben. Diefe Regelmäßigfeit in der Geſetz⸗ 
gebung ift der Eintracht zu danken, die immer unter uns beftanden bat, und 
dem Bertrauen, weldes mir die Ausübung des allgemeinen Stimmredhtes 
einflökt. Die Bollsmafien find ausdauernd in ihrem Blauben, wie in ihrer 
Anbänglikeit, und wenn edle Leidenſchaften fie zu erheben vermögen, fo regen 
SopHismus und Berläumdung kaum ihre Oberflähe auf. Geftüt;t durch 
Ihre Zufimmung und Ihre Beihilfe bin ich feit entichloffen, in dem Wege 
zu verharren, den ich mir vorgezeichnet habe, d. h. jeden wahrhaften Fori⸗ 
Schritt anzunehmen, aber zugleich auch außerhalb aller Discufjion die Grund⸗ 
lagen der Gonftitution, weldye daß nationale Votum vor jedem Angriffe fidher» 
geftellt Hat, zu erhalten. „Man erkennt den Baum an den Früchten, welche 
er trägt”, jagt das Evangelium; wohlan, wenn man einen Nüdblid auf die 
Bergangenheit wirft, wo ift die Regierung, welche Frankreich 17 Jahre der 
Ruhe und ſtets wachſender Wohlfahrt gegeben bat? Gewiß, jede Regierung 
it dem Irrthume unterworfen und das Glück lächelt nicht allen Unterneh» 
mungen; allein, was meine Stärlte ausmadt, das ift, dak die Nation nicht 
in Unfenntniß darüber ift, daß ich feit zwanzig Jahren keinen einzigen Ge⸗ 
danken gebegt, nicht eine Handlung vollbradjt habe, welde zum Beweggrunde 
nicht die Intereſſen und die Größe Frankreichs gehabt hätte. Frankreich weiß 
ebenfowohl, daß ich der Erfte geweien bin, der eine. firenge Gontrole in der 
Führung der Geſchäfte gewollt, daB ih aus dieſem Grunde die Befugniſſe 
der berathenden Berfammlungen vermehrt babe, überzeugt, daß die wahre 
Stüße einer Regierung in der Unabhängigkeit und der Baterlandgliebe der 
großen Staatskörperfchaften Liegt. Dieje Seffion wird neue Dienſte denjenigen 
binzufligen, welde Sie dem Sande bereit geleiftet haben. Bald wird bie 
Ration in ihren Comitien die Politik gutheißen, welde wir befolgt haben. 
Sie wird abermals durch ihre Wahlen kundgeben, daß fie Teine Revolution, 
jondern daß fie die Geſchicke Frankreichs auf die innige Berbindung der Macht 
und der Sreibeit ftügen will”. 


20. Jan. Ein Taiferlihes Decret ernennt die Minifter bes Innern und 


25. 


27. 


ber Juſtiz zu NRegierungscommillären für die ganze Dauer ber 
Erflion bes gefeßgebenden Körpers, die übrigen Minifter nur für 
bie Berathung des Budgets. 


„Der Staatsrath entſcheidet dafür, daß in Zukunft bie Budgets 
von Paris und Lyon alljährlich dem geſetzgeb. Körper zur Geneh: 
migung vorgelegt werben jollen. 


„ Die Sourmaliftentribüne wird im Sibungsfaale des gefehgeb. 
Körpers wiederher geftellt. 


„—28. „ Geſetzgeb. Körper: Die Bureaur laſſen bie Interpellation 


Benoiſt (Mechte) über den Mißbrauch des Verſammlungsrechtes zu, 
weifen bagegen diejenigen Bethmonts (Linke) und Buffets (linkes 
Eentrum) zurüd. Debatte darüber. 

Sin zwei Bureau waren die Stimmen geheilt und es entfieht nun bie Frage, 
ob in denfelben nochmals abgeflimmt werden jolle. Rouher ertlärt fi mit 
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orößter Energie dagegen, da er die Baudin'ſche Wffaire nicht zur Eye 
gebracht wiſſen will, und ergreift nicht weniger als fünfmal das Port Tr 
Mehrheit ſcheint zweifelhaft zu fein und der Praäfident, Hr. Echneiker, hur 
treibt, trog des fortwährenden Zuwinkens des Stantsminifters, einjad ge 
Tagesordnung überzugehen, die namentlihe Abflimmung nidyt, ſondern ww 
onlaßt fie. Dabei ficgt Rouber, aber nur mit 114 gegen 102 Einma 
unter welchen lehteren jogar nıehrere Kammerherren des Kaiſers. Ronhet * 
offenbar der Majorität nicht mehr ganz ficher. 


50. Jan. Oeneralverfammlung ber Pereire'jhen Societe immobilien. 


31. 


Unter großem QTumult und unter Broteft ber Minterheit wird te 
Vertrag mit ben Pereires, wonach fie ber Geſellſchaft bime 
10 Jahren ca. 31 Millionen zurüdzuerftatten haben, ven eirc 
Mehrheit genehmigt. Der Beſchluß muß erſt nod ben Nctionäzer 


bes Credit mobilier unterbreitet werben, bie über die Verſchmelzun; 


mit ber Immobiliere abzuftimmen haben. 
Auch mit jenen 31 Mill. bleibt das Actiencapital verloren und ik c: 


großer Theil der Obligationen ungedeckt. Dagegen verzichten die Acdimir 


auf jede weitere gerichtliche Verfolgung der Percires und müſſen ſogar iz 


| 


alle früheren und noch kommenden Beruriheilungen haften. Die ganze Ir 
bination if dem SLiquidator Graf Germiny von Rouher aufgedranse 


worden. 


„ Die Oſſtbahngeſellſchaft ſchließt drei Conventionen ab wegen 
Uebernahme folgender belgiiher und holländiſcher Eiſenbahnen mit 
Ausdehnung ber franzöfiihen Subvention der Zinjengarantie auf 
auf dieſe nicht:franzöfiichen Linien: 

1) der fog. Sroßlugemburgerbahn von Arlon nad Brüſſel; 2) der Im 
Rüttih-Limburgerbahn von Uns durch Haflelt bis zur bolländiichen Graͤtze; 
8) von der bollänbifchen Grenze bis Rotterdam mit einem Theil ter Rott 
damer Eijenbahnftation. 


Die öffentliche Meinung erkennt tarin alsbald ben erika 
Schritt einer thatſächlichen Annerion Belgiens vermittcljt der matt 
riellen Intereſſen. 


„Geſetzgeb. Körper: Differenz zwiſchen dem Ausſchuß deſſelben 
und dem Staatsrath bez. ber Behandlung ber Pariſer Municipal 
irage. 

Erfterer hatte im vorigen Jahr als Material zur Prüfung tes Bertrog: 
zwiſchen dem Präfecten und ber Bodencreditonſtalt die Vorlage des gejammtire 
ſtädtiſchen Budgets begehrt, da aber hiedurch Hrn. v. Haukmann die Pier 
zu dem von ihm jelbft gewünſchten perjönligen Exjcheinen vor der Kammer 
geöffnet würde, fo hat der eiferjüdhtige Hr. Rouber den Staatsrat veranlaft. 
hiezu das Unteramendement zu flellen, daß auch das außerordentliche Vudge! 
der Stadt Lyon der Kammer zur Durchſicht überwieſen werden fol. In im 
ſem Falle folle ein ganz neues Gapitel: „Bermaltung der beiden Hauptflätt. 
geſchaffen und Hr. v. Haußmann umgangen werden; der Ausihuß ift abe 
damit nicht einverflanden, und madht geltend, daß eine Verathung des Lyon 
Budgets durch den gejeßgebenden Sörper von niemandem verlangt markt 
und aud feine Nothwendigkeit ſei. 


1. Gebr. Gefehgeb. Körper: Debatte über bie Interpellation ber Redten 
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bez. Mißbrauch bes äffentlihen Verſammlungérechte. Die Linke 
ſchweigt und fo verläuft bie Debatte im Eanbe. 

Eenat: Hr. dv. Maupas kündigt eine Interpellation an bez. ber 
Angriffe ber Preſſe auf den Kaifer. 


—2. Gebr. (Algier). Aufitand einiger Araberftämme zwiſchen Ge: 


4. 


5. 


ryville und Laghuat. Derſelbe wird vom Oberſten Bonis raſch 
bewältigt. Die Chafſepots thun auch gegen bie Araber Wunder. 


„ Die Regierung läßt ven Termin für Kündigung bes Handels: 
vertrags mit England ablaufen, ohne von ihren Nechte, wie bie 
Schutzzöllner verlangt hatten, Gebrauch zu maden. 


„ Semat: Debatte über bie Interpellation Maupas. 

Hr. v. Maupas, eines der vorzüglichiten Werkzeuge des Staatsſtreichs, 
Uberraſcht da3 Haus und die öffentliche Meinung damit, daß er nicht etwa 
MWiederabihaffung des im vorigen Jahre beichloffenen Preßgeſetzes, gegen das 
er geftinnmt hatte, verlangt, jondern den Kaiſer durch Einführung der Minifter- 
verantwortlichleit den eingerifienen Angriffen entzogen wifien will. Er erblidt 
Ichon in der Minifterveränderung vom 17. Dez. die Beitrebung der Regic- 
rung, eine größere Gleichartigkeit (homogeneite) ins Minifterium zu bringen, 
denn vordem habe man nur Miniiter, jeitvem aber ein Minifterium gehabt 
mit einem wirflicden Präfidenten, der damit beauftragt fei, bei jeder wichtigen 
Gelegenheit das Gewicht jeines Talents und feiner leitenden Autorität geltend 
zu maden. Bei diefer Gelegenheit vom Präfidenten unterbroden, der ihm 
vorwirft, daß jeine Vermuthung der Berfajjung zumider jei, und daß es eines 
Senatus-Eonjults bedürfe, um verantwortliche Miniſter zu ſchaffen, beruft fich 
Hr. v. Maupas auf das von ihm gewählte Wort „homogeneite“, weldes 
nur ein Einverfländniß, nicht aber eine Solidarität in ſich ſchließe, Er will 
ins Intereſſe der Regierung ein Miitelding zwiſchen der abjoluten Unverants 
wortlicgfeit der Minifter und dem von der Oppofition verlangten verantwort« 
lichen Minifterium, und er will dieß gerade, um die Regierung vor Angriffen 
zu fchügen, die fie fouft bedrohen würden. Er weiſt auf die allgemeinen 
Wahlen für den gejeiigebenvden Körper bin, und meint: man würbe der Op⸗ 
pofition ihr bauptfächliches Argument des Angriffs benehmen, wenn man dieſe 
Frage der minifteriellen Berantwortlichleit in dem von ihm vorgeichlagenen 
Sinne bejeitige. Andere Senatoren erklären die Anregung für eine offenbare 
Berfaffungsverlegung. Schlieklih ſpricht ſich auh Rouher Dagegen aus, 
beruft fi auf die Geſchichte der Reftauration und der ZulisMonardie, un 
die Minifterverantwortlichkeit zurückzuweiſen und erflärt fi zugleich gegen 
alle Mafregeln, die auf ein folches Ziel hinwirkten. Die Kammer geht dar» 
auf über die Ynterpellation zur Tagesordnung. 


n  Bejengeb. Körper: Die Commiflion bringt ihren Supplementar: 
beriht (Du Miral) über den Bertrag ber Stabt Paris mit bem 
Credit foncier ein. Die Commiſſion hat ſchließlich dem Staatsrath 
nachgegeben. 

Art. 1. Der zwiſchen der Stadt Paris und der Geſellſchaft des Credit 
foneier, in Gemäßheit des Beichlufies des Gemeinderath8 vom 2. Dec. 1867, 
abgefchlofiene Bertrag wird genehmigt, mit der Modification, daß die Rück⸗ 
zahlung der Summe von 398,440,040 Tr. 24 Gent., welche die Stadt ſchul⸗ 
det und weldde durch die dem Credit foncier cedirten Rentenjcheine repräfent rt 
ift, auf 40 Jahre, Ratt auf 60, vertheilt werden wird, vermittelft Zahlung 
bei jevem Semefter, für Gapital und Anterefien von 11,820,047 Ir. 5 Gent. 
Die halbjährlichen Zahlungen werden an jedem 81. Juli und jedem 81.3 an. 


* | 


Rattfinden. Zugleich wird genehmigt der, in Bemähheit des Beiäluie da ds 
meinderaths v. 10. Juli 1868, zwiſchen der Stadt Parts und dem Credit feaciz 
abgeichlofiene Bertrag, zum Zweck der an ben betreffenden Berfolltagen zu Ihe» 
ten Sahlung: 1) der anderweitigen Berbindlichleilen, welche die Eteti ger ii 
verichiedene Goncrfjionäre von Arbeiten im Pelaufe von 54,502,965 Hr. Sie 
übernemmen bat; 2) der Unfaufspreife von Immobilien im Velenſt m 
12,642,190 Fr. 43 Emt.; %) der Zinfen, welche jene zwei Summen, vu os 
Geſammtbetrag von 67,835,155 Br. 68 Gent. ergeben, vom 31. Jon. 1:9 
abtragen werben. Die Rüdjahlung an den Credit fancier dicer Exust 
ven 67,385,155 Br. 68 Gent. erfolgt in 39 Jahren vermittelt 78 Yalbjäy 
licher Zahlungen von je 2,018,319 Sr. 5 Eent., von denen tie erfe ca 
31. Juli 1869 zu leiſten if. Urt. 2 (nen). In Zukunft wird des are 
ordentliche Budget der Stadt Paris zunähft ven dem Municipalraih bewik:: 
und dann durch cin Gefe genehmigt werten. Tie endgiltige Regelung Yidd 
Budgets wird in derſelben Form fattfinden. Urt. 3 (neu). Die m dm 
vorhergehenden Urtitel emthaltenen Beſtimmungen find auf die Stadt Eyn 
anwen 

Aus deu dem geſetzgebenden Körper vorgelegten Tecumenicn über de 
Stadt Paris geht hervor, daß bis 1848 Paris jahrlich nur 50 Mil m 
nahm und dabei Erfparnifie machte. 1858 betrug die Schuld der Eiatt 
75 Mil, wovon 25 Mil. auf 1848 und 50 Mill. auf 1853 ſelbſt famı. 
In dieſem Jahr (1858) mwurte Haußmann Präfert, und die Etabt mad: 
feit jener Zeit 945 Mil. Fr. Schulden, wovon jedoch ein Theil omertikt 
wurde. Heute beträgt das regelmäßige Ausgabebudgei der Etadt 224 Bil, 
wovon 46 Mil. für die Binfen der Etabtihuld, und 16 Mill. für tes 
SAuldentilgungsfonds bezahlt werden. 


14. Gebr. Tie Megierungeblätter tabeln Ichhaft die Haltung des kelgi: 


16. 


20. 


2— 


{den Cabinets anläßlid bes von der dortigen Kanınıcr gefapte 
Beſchluſſes über das Geſetz betr. bie Abtretung von (ijenkahnen 
und verratben nur zu beutlih ben Aerger über den mißlungenen 
Verſuch eines erften Schritts zur" thatſächlichen Annerion Belgiens 
vermittelft der Eijenbahnen. 

„ Erlaß bes Miniftere des Innern gegen ben Mißbrauch dei 
Verſammlungsrechts. 


„Die öͤffentliche Meinung läßt ſich von ben effiziöten Blättern 
nicht in bie beabſichtigte Leidenſchaft gegen Belgien hincinhehen. 
Die unabhängigen Blätter ſprechen fich übereinftimmenb unb ohne 
Rückhalt gegen bie Gelüſte der Offizidien und für Velgien aus. 

„  Seneralverfjammlung ber Actionäre dee Credit mobilier: Der 
Vertrag, nad welchem ſich bie früheren Tirectoren, Rereire zc., gegen 
eine Summe von ca. 36 Dill, welche fie zurüderftatten, von alle 
gerichtlichen Verfolgungen loskaufen, wirb unter beftiger I ppofition 
mit 184 gegen 130 Stimmen genehmigt. Die Verfhmelzung bei 
Mobilier und des Immobilier ift ſehr zweifelhaft geworden. 

26. „ Geſetzgeb. Körper: Debatte über die Rarıfer Finanzfrage. 
Die Oppofition, an ihrer Spite Thiers, greift bie Wirthſchaft bes 
Baron Haußmann energifh an, bie Regierungsvertreter, Etaatsrath 
Genteur und Dinifter Forcade de Ia Roquette, vertheibigen ihn 
nur ſchwach. Selbſt Ealley be St. Paul (der Schwiegervater bes 
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Sen. Fleury) greift die Megierungsvorlage und bie Operatien mit 
Dem Credit foncier heftig an und erflärt gerabezu, daß ber Eeine: 
präfect und bie Minifter ben Kaiſer täufchen. Rouher bleibt nichts 
anderes übrig, „ald den Eeinepräfecten preigzugeben und felbft bie 
RR egierungevertreter jo ziemlich zu desavouiren; in Zukunft tärften und 
werben aber jolche „Unregelmäßigkeiten” nicht mehr vorfommen. Ta: 
Durh allein gelingt es ihm, daß bie Kammer einftimmig befchlicht, 
Den Art. 1 ber Verlage nochmals an die Sommilfion zur Umar⸗ 
beitung zurüd zu fdiden. Der Gindrud ift aber dech, daß bie 
Taiferlidye Regierung bez. ber Wirihſchaft des Varon Haufmann cine 
ſchwere Niederlage crlitten babe. 


1. März, Gefchgebender Körper: Tie Commiffion genchmigt den Bor: 


15. 


Ichlag Rouhers, den Vertrag ber Stadt Paris mit dem Credit foncier 
zu genehmigen, jcdoch mit ber gleichzeitigen Vollmacht, biefe Operation 
in ein unmittelbares Etabtanlehen zu verwandeln, fobald man tie 
günftige Zeit bazu geivonnen. 

Eenatspräfident Troplong +. 


Gecſetzgeb. Körper: Ter Antrag der Commiſſion wird angenon: 
men und bagegen berjenige ter Sppofitien, tie Etabt zu einem fo: 
fertigen birceten Anlchen behufs Löſung aller ihrer Verbindlichkeiten 
gegen ben Credit foncier zu verpflichten, mit 147 gegen 97 Stimmen 
abgelehnt. 


Um dieſes Ergebniß zu erzielen, hat die Regierung den Außerfien morali- 
ſchen Drud auf die verjchievenen Gruppen der bisherigen Majorität in Ans 
wendung bringen müſſen. Der Sieg ift indeh nur ein formeller, der Ein- 
drud einer vollfländigen moraliſchen Niederlage des Syſtems ein ganz allge 
meiner. Sowohl der Eeinepräfert Kaufmann als der Gouverneur des Crödit 
foncier Fremy waren von der Regierung und ihren Vertretern, felbft von 
Rouber und dem Finanzminiſter Magne ohne Umſchweife desavonirt und 
preißgegeben worden. Fremy war dadurch gendthigt worden, zu erklären, 
wenn es fein mäfle und die Kammer eß verlange, werde er feinen Actionären 
vorſchlagen, „die auf ungeſetzliche Weiſe erhobene Commiſſion (nicht weniger 
als 17 Mil. Fr.) derauszugeben“. 

„ Tie längft angefündizte Broſchure Ollivier's „ver 19. Januar“ 
erfcheint endlich. 


„ DOfficidie Verhandlungen mit Belgien. Der belgiſche Geſandte 
in Paris gebt nah Brüffel, ber franz. Gefantte in Brüſſel, La 
Sueronniere, kommt nad Paris. 
„ 2a Gueronniere gebt mit einer Note nad Brüffel zurüd. Tie 
Frage tritt erft bamit in das Stadium oificieller Verhandlungen. 
Beide Regierungen find inzwiſchen darüber einig geworden, die obſchweben⸗ 
den Tragen turd eine gemiſchte Commiſſion unterſuchen zu lafien. Ueber die 
Grundlagen einer ſolchen Unterfugung ift man jedoch noch nicht einig. Frank⸗ 
zei wünſcht als Ausgangspuntt die von der Oſtbahn abgeſchloſſenen Ver⸗ 
iröge, was Belgien nicht zugeflehen will. 
„ Geburtstag des Taiferl, Prinzen, ver nunmehr 13 Jahre alt iſt. 
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20. März. Geſetzgeb. Körper: Debatte über das Contingentsgeſetz. Tie 
Regierung verlangt wie bisher feit 1866 100,000 Dann. Tex 
Tppojition trägt darauf an, ihr nur 80,000 Dann zuzugeſtehen 
Rede des Kriegsminiſters Marſchall Nie. Der Antrag ber TUrre 
fition wird gegen bloß 24 Stimmen abgelehnt und bie Forderunz 
ber Megierung gegen bloß 15 Stimmen zugeftanben. 


Picard zur Unterflügung des Amendements der Oppofition: Ich mi 
nicht hoffen, daß die Regierung uns fagen wird, wir müßten aus reiner 6 
currenz mit Preußen in den Rüftungen fortfahren; denn das hieße ums ai 
ewig zum Militarismus verdammen. Rein, Frankreichs Einfluß beruht nit: 
auf der Zahl feiner Soldaten; was die lleberlegenheit der Bölfer ausmakt. 
das ift die Bildung, das ift die freiheit. Das vorliegende Geſetz aber iſt lediglich 
ein Geſetz des Militarismus, welches keine andere Wirkung hat, als den materielen 
Raften, welche ſchon auf dein Lande ruhen, noch die Laſt der peinlichſten Ungewißhen 
hinzuzufügen. Niel gefteht zunächft zu, daß die Bildung der mobilen National⸗ 
garde nur jo langlam vorwärts jchreite, weil viele Schwierigfeiten zu bejeitigca 
wären, daß jedoch die Organijation auf dem Papiere bereit vollfländig be⸗ 
ftehe, daß man jegt die Offiziere auswähle und ſich nicht beeile, „weil man 
Zeit habe” und etwas Dauerhaftes liefern wolle. „Ich würde begreifen, deß 
man die permanenten Armeen nad einem langen Frieden in Frage ſtcllen 
önnte, da die Handels und anderen Beziehungen jo zu jagen die Grenze 
unterdrüdt hätten. Ich würde begreifen, daß man dann jagen würde, Dice: 
Alles Habe die Menichheit zu einer Aera des Friedens bingeführt, und man 
müffe deßhalb die Militärausgaben verringern. Aber davon kann heuie mid 
die Rede fein, wo wir befiegte Mächte und annectirte Völker vor uns haben. 
Wir ſehen, daß die harten Nothwendigkeiten des Krieges auf mehreren Bölfer- 
{haften ſchwer Laften; wir fehen, daß andere Völfer bedroht find, ihre Selbſt⸗ 
ftändigfeit zu verlieren. Und in dieſem Augenblidde wollen Sie die perma 
nenten Armeen abſchaffen; aber die permanenten Armeen find ja die beften 
Hilfsmittel gegen die Mißbräuche der Gewalt.“ 


23. „ Tas Amteblatt veröffentlicht folgende Erflärung über bie franz: 
belgijchen Beziehungen: 

„In Folge der Uinterrebungen, welche zwiſchen der Regierung Sr. Mai. 
des Kailers der Franzoſen und jener Sr. Mai. des Königs von Belgien 
ftattgefunden haben, find bie beiden Gabinete über folgende Erklärung über. 
eingelommen: „Tie Einbringung und Botirung des Geſetzes vom 23. Yebruar 
über die Abtretungen von Eifenbahnconceifionen haben in Frankreich zu Auf 
fafjungen Anlaß gegeben, mit Bezug auf welche die k. belgiſche Regierung es 
fih zur Pflicht gemadt Hat, Aufllärungen von einem ehrlichen und durchaus 
freimüthigen Charakter nah Paris ergehen zu laflen. Um ſich gegenjeitig 
einen Beweis ihrer herzlichen und cordialen Befinnungen zu geben und ın 
dem Wunſche, die Intereffen beider Yänder zu verfühnen, find die Regierungen 
von Frankreich und Belgien übereingelommen, eine gemifchte Gommilfion ein- 
zufegen, welche damit beauftragt fein wird, die verſchiedenen dlonomiſchen Fra⸗ 
gen zu prüfen, die, fei es durch die beſtehenden Beziehungen, fei es durch 
neuerliche Entwürfe von Betriebs⸗Conceſſions⸗Verträgen angeregt worden find, 
und deren Löjung geeignet wäre, die commerziellen und induftriellen Beziehun- 
nen zwijchen den beiden Ländern zu regeln.” Die Börfe nimmt bie offizielle 
Erflärung nicht ungünftig auf und die officidfen Blätter ſuchen den Triumph 
der franz. Politik in dem Zwiſchenfall als vollftändig darzuftellen. Die unab- 
hängigen Blätter finden dagegen die vereinbarte Note auffallend wortfarg und 
reſervirt; fie conflatire bloß, was ſchon Jedermann belannt war, daß nämlid 
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bie gemiſchte Commiſſion die verſchiedenen blonomiſchen Fragen, die mit den 
bisherigen Beziehungen beider Länder und ſpeciell mit den neueſten Eiſenbahn⸗ 
verträgen zuſammenhängen, zu prüfen und fie im Sinne der Erweiterung 
diefer commerziellen und induftriellen Beziehungen zu löfen haben werde. Aber 
fe laſſe auch nicht entfernt errathen, was aus den von der Ditbahn abge- 
ſchloſſenen Eonventionen werben folle. 


—23.März Der EStaatsrath, unter dem PVorfige des Kaifers felbft in ben 
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Zuilerien aufßerorbentlih verjammelt, beſchließt nad einer Rede bes 
Kaijers die Abſchaffung ber Arbeiter-Tienjtbücher. 

Die Nede des Kaifers behandelt die Mafregel als eine große foriale Maß⸗ 

regel. Die öffentliche Meinung ift mit derjelben ganz einverftanden, Tann 
aber nit finden, daß die Abſchaffung der Arbeiterbüder zu einer Haupt- 
und Staat3action gerade geeignet geweſen jei. 
„— 1. April. Geſetzgeb. Körper: Debatte über bie Interpellation 
des Baron David bez. ſtrenger Anwendung bes Wahlgeſetzes im 
allen Fällen, wo Beſtechung der Wähler nachgewieſen werden kann, 
und über die Interpellation Picard über die Beeinfluſſung der 
Wahlen durch die Regierung und gegen die officiellen Candidaturen. 
Die Negierung erklärt entſchieden, das Syſtem ber letztern auch 
fernerhin aufrecht erhalten zu wollen. 

Der Minifter des Innern Forcade führt namentlid) aus, daß die Re⸗ 
formen vom 19. Januar für die Regierung durdaus nicht die Rothwendigkeit 
nad) fih gezogen hätten, das Syſtem der officiellen Gandidaturen aufzugeben. 
(Sehr gut! auf den Bänken der Majorität.) Die Regierung habe dieje Res 
formen unter der Mitwirkung der Majorität durchgeführt; fie wolle der Kanıe 
mer treu bleiben, ſowie dieje ihrer Politik treu geblieben wäre. (Neuer Beifall 
der Majorität.) Nur wolle fie auch neue Elemente in die Landesvertretung 
einführen, Männer von gutem Glauben, welche das Kaiferreich als eine fort« 
fchrittlihe Negierung zu unterflügen bereit wären. Sie werde daher gewiſſe 
Gandidaturen diegmal nicht belämpfen, denen fie früher ihre Zuftimmung ver» 
jagt hatte, Neutralität werde fie jedoch nur in außerordentlichen Fällen beob» 
achten, z. B. da, wo Negierungsfreunde von verſchiedenen Graden fi die 
Gandidatur ftreitig machen oder wo die Regierung nicht zu beforgen hat, daß 
fie dur ihr Fernbleiben den Erfolg der oppofitionellen Kandidatur ermög⸗ 
lien könnte. Tick als allgemeines Programm vorausgeididt, entwidelt der 
Minifter die gouvernementale Theorie: das Spftem der officiellen Eandidaturen 
wäre nicht bloß von dem Kaiſerreich, fondern von allen Regierungen ohne 
Ausnahme practicirt worden ıc. 

6. April. Geſetzgeb. Körper: Generaldebatte über das Budget für 
1870. Rede des Hrn. Thiers für Reviſion der Derfallung und für 
Einiegung eines verantwortlichen Minijteriums: 

Thiers eröffnet die Generaldebatte: Er glaube eine Pflicht gegen ſich 
und gegen da3 Land zu erfüllen, wenn er das Budget zum Ausgangspunft 
allgemeiner politiider Betrachtungen mache. Er beitreitet nicht die Fortichritte, 
welche in freiheitlicher Richtung erzielt worden feien; aber auf der anderen 
Eeite fei man aud (3. B. durch die Abichaffung der Adreſſe) zurüdgegangen 
und jedenfalls jei das volle Maß der Freiheiten, welche er ſchon einmal als 
„nothwendige* charalteriſirt Hat, nicht errungen. Er äußert fi bei dieſer 
Belegenheit über die jogenannten alten Parteien. Ohne Zweifel gebe es folche, 
fie jeien die natürliche Folge der zahlreihen Revolutionen, welche Frankreich 
jeit 1789 erfahren bat; fei c8 aber darum unmöglich, zwifchen diefen Parteien 
eine höhere Einheit, ein gemeinfames, den Beblirfniffen des ganzen Kandes 
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entiprechenbe® Programm, welche unter allen Dynaſtieen ausfllhrber wär, 
zu finden? Diejes Bindeglied ſei nad feiner Meinung eben das er 
jener notbwendigen Freiheiten, die er nun wieder aufzäblt: Die individucke 


Freibeit, die Prehfreiheit, die Sreiheit der Wahlen, die parlamentarikge Re 


gierung. Wenn man diefe Freiheiten bewillige, jo müfle die Oppoftica fe 
lenal und ohne Hintergedanken annehmen; Männer von gutem Glauben um 
aelundem Sinne dürften keine dynaſtiſchen Nebenzwede verfolgen, denn bes 
bieße das Land den Syſtemen opfern. Man werde einwenden, daß Franl⸗ 
rei ja im nt diejer nothwendigen Freiheiten wäre. Das fei nicht wahr. 
Tie individuelle Freiheit werde noch durch zahlreihe Mißbräuche, namentliä 
dur die Beibeha Itung gewiſſer Veſtimmungen des Sicherheitsgeſetzes berin- 
trädtigt („Manöver im Innern”, Affaire Baudin, Affaire Seguier, welde 
in Yorm von Unterbrejungen mit großer Heftigleit von Jules Favre und 
Picard citirt werden.) Die Prekfreibeit habe unverlennbare Fortjſchrittle ge 
madt; aber die zahlreichen Preßprogefie, welde an die Stelle der Berwar- 
nungen getreten mären, feien ebenfalls eines freien Landes unwürdige Erjchei 
nungen. Das Preßgeſetz, da ein ſolches nun einmal nothwendig jet, mäfe 
kurz fein; einige Beftimmungen zum Schug der öffentlichen Sitte, der Perion 
des Gouveräng 0 og Beleidigung und der Bürger gegen Berleumbung; 4b 
urtheilung durch Geſchworne; moͤglichſt feltene Einleitung von Prekprozefien. 
Die Wahlfreiheit fehle aber ganz und gar (Lärm); an ihrer Stelle habe 
man das „dirigirte Öffentlide Stimmredt“, und da men die Städte nick 
dirigiren Fünne, fo erfiide man fie durch das flache Land und verſtümmele 
fie durch willfilrliche Verlegung der Wahlbezirke: jo laſſe man gemwaltiam 
Marfeille mit Wig und andere bis auf 18 Lieues davon gelegenen Ortſchaften, 
Nimes mit dem 17 Lieues entfernten Pont-Saint-Esprit, Toulonfe und Por- 
deaug ebenfalls mit Gemeinden flimmen, welche bis auf 24 Lieueß don ihnen 
entfernt find. Unter diefen Umftänden bleibe die Wahlurne oft zwei Tage 
lang unbewadht in den Händen der Regierungäorgane (Kärm). Zu alle dem 
trete nun der ungeheure Einfluß, welden die Gentralifation der Regierung 
in die Hand gibt und den fie in einer Weile ausbeute, die dieſes am ſich, wie 
er glaube, wohlthätige Princip compromittire. Der Rebner entwidelt weiter 
die Unzulänglichfeit der dem Parlament zuftehenden Freiheiten (mangelnde Initia- 
tive, Ernennung der Präfidenten durch die Regierung, bedingtes Interpellations- 
recht und gelangt endlich zu dem Poſtulat verantwortliger Miniſter, 
ein Thema, welches er mit Rückſicht auf das Verbot, die Verfaffung zu dis⸗ 
eutiren, bald wieder verlaflen muß. Staats miniſter Rouh er bemerkt ihm: 
tägli die Verfaſſung gu dißcutiren, das hieße geradezu die Revolution in 
Permanenz erflägen. hbiers: Nicht wir deeretiren die Rebolution, ſondern 
Sie arbeiten ihr in die Hände. Juſtizminiſter Baroche: Gie prophezeihen 
den Umſturz und verleugnen Ihre ganze Vergangenheit. Thiers: Wenn es 
dem Herrn Siegelbewahrer gefällig ift, meine Bergangenheit und die feinige 
anzurufen, jo glaube ih, daß ich den Bergleih aushalten Tönnte (Lärm.) 
Redner fließt: Bliden Sie um fih! Wenn war die Welt jemals umrubiger 
und beunruhigter? Ber hat diefe Situation geſchaffen? Nicht wir. Welchen 
Entſchluß wird Frankreich für die nächſten Ereigniſe faſſen? Ich weiß es 
nicht. Aber wenn id) einen Rath geben dürfte, fo riethe ich zum Frieden und 
daß es nur durch unerträgliche Anſchläge gezwungen zum Schwert greifen 
follte, nur dann, wenn e8 die Zuflimmung und damit die Bunbesgenofien- 
ſchaft der Welt befäße. Run denn, Frankreich darf nicht der Gefahr ausge 
ſetzt fein, eine® Morgens damit überrafcht zu werden, dab feine Kinder Befehl 
erhalten, an die Grenze zu marſchiren. Die Freiheit bedeutet aljo unter den 
gegenwärtigen Umftänden, daß es die Nation if, welche diefe Enticheidung 

über Krieg und Frieden treffen ſoll. Ihr Recht auf die freiheit iſt klar wie 
die Sonne. Es if ihr Recht und zugleich ihr theuerftes 


Intereſſe, das 
eſſe ihrer Exiſtenz. (Bewegung. Lebhafter Beifall Links.) —— 
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Nonher kann nicht genug bedauern, dak man nad ſechtjahriger geſetggebe⸗ 
rifcher Thätigkeit nicht müde werde, noch in den letzten Augenbliden der Seſ⸗ 
fton an den Grundfeften der Berfaffung zu rütteln. Ja, Sie haben Redt: 
für den Foriſchritt der Givilifation, für die Entwidlung der freifinnigen Ein⸗ 
richtungen, der Größe des Landes und der ganzen Welt iſt der Friede eine 
gebieteriihe Nothwendigkeit und die Regierung bemüht fi um feine Aufrecht⸗ 
Haltung mit der eifrigften Sorgfalt. Uber glauben Sie, daß eine Rede, wie 
Die fo eben gehaltene, geeignet iſt, im Auslande eiferfüchtige Veidenichaften zu 
be jchwichtigen und Adtung vor unferm Lande einzuflößen ? (Beifall), Das ift 
nicht die Bahn des Foriſchritts, fondern die der Revolution.” Rouher ent» 
widelt nun, wie alle die von dem Borredner begehrien Freiheiten in vollem 
Maße exiſtiren. Die Regierung wolle das allgemeine Stimmredt nit diri⸗ 
giren, fondern aufklären; die Wahrheit fei, daß fie das Vertrauen der Maſſe 
befige und daß, namentli in den Landbevöllerungen, der Eultuß der napoleo» 
nischen Legende umvertilgbar wäre. „Wenn ih um mid blide, fo finde id, 
daß die Regierung für den Yortichritt der Freiheit mehr gethan hat, als ir⸗ 
gend eine andere Regierung. Warum? Weil fie von der Orbmung ausgegan- 
gen ift, um zur Freiheit zu gelangen. Diejenigen, welche von der Revolution 
audgehen, gelangen nur zum Abgrunde Schreiten wir aljo auf unjerer 
Bahn fort, verfolgen wir muthig unfere Wufgabe, ohne beftändig an den 
Grundlagen des Gebäudes zu rütteln; arbeiten wir auch ferner durch unjere 
Einigkeit an dem Gedeihen des Landes. Kine billigere Zukunft wird anerken⸗ 
nen, daß wir rechtichaffene und dem Lande ergebene Männer waren. Und 
wenn Sie, meine Herren, wieder vor Ihren Wählern erſcheinen werden, o, 
dann bin id ohne Sorgen. Sie werden begreifen, auf welcher Seite die Bere 
nun N der Bortigrilt zu finden find.” (Anhaltender Beifall der Ma⸗ 
jorität. 


2. April. Der belgiihe Deinifterpräfident FroͤreOrban langt behufs ber 


8. 


weiteren Unterbandlungen über bie ſchwebende Differenz perſönlich 
in Baris an. 

„Geſetzgeb. Körper: Budget, Etat des Eultuss und Unterrichts: 
Ein Antrag, für Penfionen ausgebienter Schullehrer nach vierzig 
Fahren Dienftzeit einen Zuſchuß von 250,000 Fr. zu bewilligen, 
wird von ber Regierung eifrig bekämpft und bleibt ſchließlich in 
ber Minderheit. 

Drei Minifter und mehrere Regierungscommifiäre erheben fi, um den 
Staat gegen die Yufbürdung einer ſolchen Laft zu vertheidigen. Der Finanz⸗ 
minifter und der Bräfident des Staatsraths beſchwören die Kammer, die 
Finanzen nicht leigtfinnig oder launenhaft zu ruiniren, felbft der Unterrichts⸗ 
minifier bricht fein bisheriges Schweigen, um die Sammer in die Alternative 
zwilchen dem Ruin der finanzen oder dem Elend der alten Schullebrer zu 
Bellen. Er bedauert e3, daß die ihm bemilligten 500,000 Fr. nicht aus⸗ 
reichen, um einem Schullehrer nah 40 Dienftiahren eine Unterſtützung von 
1 Sr. per Tag zu gewähren; aber der Staat fei eben zu arm dazu. Den⸗ 
noch finden fid 90 Stimmen für den Antrag, aber auch ebenjo viele dagegen. 
Es wird bemerkt, daß von der Regierung gleichzeitig mehrere. Millionen als 
Theverungszufhuß für die Pferde der Envallerie gefordert werden. 


„ Oeleßgeb. Körper: Budget, Etat des Cultus: 

Dllivier wil im Hinblid auf das bevorfiehende beumeniſche Concil 
folgende Fragen an Hrn. Baroche richten: 1) Werden die franzdfiichen 
Biſchofe ermächtigt werden, fi ungehindert gu dem Gonecil zu begeben ? 
2) Werben fie ir zuvor mit der Regierung über die Haltung verfländigen, 
die fie in allen das Verhältnik des Staates zur Kirche betreffenden ragen 
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zu beobachten haben? 3) Wird die Regierung ſelbſt fh auf dem Ci 
durch Legate und Votichafter vertreten lafien? Juſtiz- und Gultusminifr 
Baroche: Auf die erfte Frage antworte ih unummunden: Ya. Auf we 
zweite Frage: Wir achten zu fehr die Mitglieder des Episcopats, um cıner 
Drud auf ihre Entihliefungen üben zu wollen; fie werden fi mit ihrem 
Patriotismus, ihrer perjönlien Würde und ihrer Unabhängigkeit zum Corcil 
begeben. (Lebhafte Zuftimmung). Die dritte Frage bildet noch den Gegen⸗ 
fand von Berathungen; die Regierung braucht im Monat April noch keinen 
Entihluß zu faflen wegen eines Greignifles, welches erfi im Monat Dezember 
eintreten fol. Ollivier erklärt fi mit den erflen beiden Antworten zufrie 
den; diefelben Iafien feiner Meinung nad auf nichts Geringeres als auf ti 
Abſchaffung der organiſchen Artikel des Concordats ſchliehen. Barode be⸗ 
ſtreitet dieſe Auffaſſung: die Rechte Frankreichs würden auch nach dem Concil 
unverſehrt bleiben. Jules Favere: Das wird die Trennung der Kirche von 
Staate fein; wir werden fie dankbar annehmen. Picard: Tie freie Kirche 
in dem nicht freien Stante! (Heiterkeit links.) 


9— 10, Apr. Geſetzgeb. Körper: Vudget, Auswärtiges: kurze aber beben: 


tungsvolle Tebatte. Negierung, Majerität und Oppofitien erklären 
fih aufs beftimmteite und unummuntenite für Vewahrung des 
Friedens, freilih immerhin nur unter fehr beftimmten Berausiekun: 
gen bez. Preußen. 


Der Minifter des Auswärtigen, Lavalette, wei glei Eingangs der 
Debatte mit Gewandtheit und Selbftgefühl auf die von Thiers mit einem 
um fi greifenden Erfolg in Scene geſetzte Minifterverantwortlidfeit anzu- 
jpielen, um feine individuelle Berantwortlichfeit für die auswärtige Politik, für 
die Erhaltung oder Gefährdung de3 Friedens einzufegen. (So emancipirt jid 
ein Minifter nad dem andern von der Advocatur des Staatsminiſters. Herr 
Nouher fieht feine Rolle vermindert, ja bereit überflüfiig gemadt. Zus 
Staatsminifterium befteht nur no dur die bedeutende Perjönlichkeit des 
Staatsmanns, der die Kammer mehrere Jahre lang beherriht und auf all 
wirthichaftlicden Tragen einen maßgebenden Einfluß ausgeübt hat. Einer un- 
abhängigen Kammermehrheit würde es jehr leicht fein, durch eine oppofitionelle 
Abſtimmung die individuche Minifterverantmwortiichleit ohne Solidarität des 
Cabinets thatjählih auf die Probe zu ſtellen. Freilich am Tag, mo fie ir 
fteht, Hat das Kaiſerthum, wie es ift, zu jein aufgehört. Daran läßt fig die 
Ummälzung ermeſſen, welche aus den bevorfichenden Wahlen hervorgeben 
fann.) Bon enticheidender Wichtigkeit ift die augenfcheinliche Hebereinitimmung 
des Minifterd, der Cppofition und der öffentlichen Meinung bez. der Leitung 
der auswärtigen Politik. Der Friede wird allſeits auf das eindringlichſte 
betont. Die ganze Kammer, im Einflange mit der öffentlichen Meinung, 
will den Frieden, und für die Regierung wird die fFriedenspolitif ein Wahl⸗ 
mandver, eine Hauptbedingung ihres Erfolgs bei den Wahlen. Der Minifter, 
Aules Favre und Thiers find einig bezüglich des theuer erkauften Pariſer 
Friedens, welcher die Integrität der Türkei und die Selbſtändigkeit der Pforte 
wahren fol. Die letzten Eonferenzen zur Begleihung des griechiſch⸗türkiſchen 
Eonflifts werden der Regierung alljeits als ein Verdienſt und ein Erfolg an- 
gerechnet. Das Einvernehmen zwiſchen Florenz und den Zuilerien ergibt fid 
aus den Worten de8 Dinifter mit Gewißheit; dagegen bleibt es zweifelbait, 
ob die franzöfiiche Räumung Noms vorbereitet wird, jedenfalls noch nicht, ſo⸗ 
lange die Wahlen eine größere Schonung der ultramontanen Ginflüfle erhiis 
fen. Lie Nichteinmiſchung in Deutidland wird einftimmig proclamirt, jedech 
mit Vorbehalten. Mit eftigkeit fett der Minifter der Nichteinmiſchung eine 
Orenzlinie, und betont er eine Begrenzung dur die Autonomie der ſüddeut⸗ 
hen Staaten. Thiers jpricht den für alle politiichen Kreife Frankreichs maf- 
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gebenden Gedanlen in der deutfchen Frage aus: er hofft auf den in Deutfch- 
land fi kundgebenden Widerftand der füberativen Ueberlieferungen, Errungen- 
fchaften und Tendenzen gegen die preußiſche Einheit und glaubt, Preußen 
werde dadurch innerhalb der Schranken des Prager Friedens erhalten werden 
und die deutſche Idee werde der Disciplin und dem Militarismus Preußens 
täglich größere Hinderniffe bereiten, jo daB die deutiche Bewegung durchaus 
nod nit als unaufhaltſam betrachtet werden kann. In jenen Eigenthüm⸗ 
Iichfeiten des deutſchen Rationalgeiftes erkennt er einen Bundesgenofien der 
franzöfiihen Politik, begreift jedoch, daß jener Bundesgenoſſe nur fo Tange 
befteht, als feine franzöfiihe, den Rationalftolz verlegende, Einmengung 
HDeutihland Preußen völlig in die Arme treibt. Daher die Friedenspolitik, 
wie fie fih jeit länger als einem Jahr aus dem Gabinet des Hrn. Thiers in 
alle politiſchen Kreife verbreitet. Die Friedenszuverſicht des Minifters beruht 
jedod auf der Ueberzeugung, daß Preußen das größte Intereſſe und den auf⸗ 
richtigen Willen habe, Franlreich die auf jene Bedingungen geftellte Erhaltung 
des Friedens zu ermöglichen. 


12. April. Der Kaifer richtet einen Brief an den Staatsminiſter Rouber: 


13. 


er wünſcht, baß ber nächſte 15. Auguft, ale ber Hunbertjährige 
Geburtstag des Kaifers Napoleon dadurch gefeiert werbe, daß bon 
ba an jebem Eolbaten ber Republif ober bes Kaijerreichs eine jähr⸗ 
liche Penſion von 250 Tr. ausgelegt werbe: 

„Diele lange Periode hat viele Ruinen aufgehäuft, aber die große Geftalt 
Rapoleons ift aufrecht geblieben, und fie ift es noch, die uns leitet und be 
fügt und die mid) aus Nichts zu Dem gemacht, was id bin. Den hundert- 
jährigen Geburtstag des Mannes zu feiern, welcher Frankreich die große 
Ration nannte, weil er darin jene männliden Tugenden entwidelt hatte, melde 
Neiche gründen, ift für mich eine heilige Pflicht, an welcher das ganze Zand 
fih wird beiheiligen wollen.“ 


„ Senat: Debatte über ben Vertrag ber Stabt Paris mit bem 
Credit foncier. 

Der Bericht der Commiſſion (Delangle) ſpricht die ädtiiche Verwaltung 
nicht nur kurzweg von jeder Unregelmäßigkeit frei, ſondern glorifizirt fie for 
gar noch. Darauf geftügt vertheidigt Hr. Haußmann jeine Verwaltung 
mit großem Eifer und Nachdruck gegen die Angriffe, die fie im geſetzgeb. Kör⸗ 
per erlitten hatte und theilt mit, daß er einen Augenblid daran gedacht habe, 
den Kaiſer um feine Entlaffung zu bitten, von diefem Entſchluß aber zurück⸗ 
gelommen fei, weil er es für jeine Pflicht halte, das begonnene Werk auch zu 
Ende zu führen. „Aber”, jagt er zum Schluß, „welches auch der Augenblid 
fein möge, wann id das Stadthaus verlafien werde, ich werde aus demſelben 
fortgehen mit erhobenem Kopf und unerjhüttertem Herzen, überzeugt als 
Mann von Ehre gehandelt und als treuer Diener mit Muth und Entichlofien« 
heit meine Pflicht erfüllt zu haben”. Im Verlauf der Debatte wird die Boden- 
ereditanftalt in ihrem Verkehr mit dem Seinepräfecten vom Senat freigejprochen. 
Nachdem Hr. Delangle als Berichterflatter und Generalprocurator am Eaffa« 
tionshof die juriftiiche Frage zu Bunften der Anſtalt entichieden Hatte, wird über 
ihren Gouverneur das Nichtſchuldig vom Bankgouverneur Hrn. Rouland 
geſprochen. Doch muß derjelbe zugeben, daß Unregelmäßigleiten, Abweichun⸗ 
gen von den Etatuten ftatigefunden hatten. Uber e8 war die ein Irrthum, 
welchen namentli auf Hr. Rouher getheilt und autorifirt hatte. Hr. Rous 
her glaubt diefen Hieb nicht pariren zu müſſen. 

Die Rede des Seinepräfecten läuft auf einen ähnlichen Irrthum hinaus, 
Man hatte fh in den Wahrjcheinlichkeitsberechnungen geirrt. Daher die 
Rothiwendigfeit von Ereditoperationen, welche über die ftrenge Gefeglichleit 
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binaußgingen. Uber es ſtand über Haukmann kein verantwortlicher Maike, 
welcher der Pariſer Wirtbichaft Schranten gelegt hätte. Bräfect uns Binüke 
dedien ſich mit der Berantwortlichteit des Kaiſers, der alles gewollt umb gelobt 
bat. In dieſem Syftem liegt das Uebel, das ſchließlich ſozar die Kammer 
mehrheit faR zur Empörung trieb. Der Seinepräfeet ſelbſt Ieuguct das Uebe 
nit. Gr ruhmt fi, zuerft und vor Jahren die Gontrole und Tas Betz 
der Kammer für fein Budget verlangt zu haben. Aus ibm unbelsunie : 
Gründen konnte er mit feinem Berlangen nicht burädringen. Barem Geui- | 
mann erklärt feine Wirthſchaft für unmöglich ‚mit einem gewählten Gemeimbe 
rath, und den Parlamentarismus für unverträglih mit großartigen und ji 
nen Leiftungen. Aber er beaniprucht feine perjönlice Berantwortlidzfeit ver 
der Kammer, die freilich nichts mehr zu controliren hat. 

Der Senat erffärt jchlichlih mit 116 gegen 1 Stimme (Gar: 
binal Matthieu), baß er fih der Promulgirung bes Geſetzes nid! 
wiberiche. 

Geſetzgeb. Körper: Budget: die Kammer nimmt alle Kapitel bi 
Militärbubgets unverändert an. 

14. April. Belgiihe Konferenz: Der belgiſche Minijter Froͤre- Orban macht 
einen Borichlag behufs Löſung der eingetreten Differenz Xie offi⸗ 
ciöfe Prefje erklärt benjelben für unanuehmbar. 

17. „ Geſetzgeb. Körper: Budget, Handelsminifterium. Die Eduk: 
3ölner verlangen Aufhebung des Handelsvertrags mit Telgien wegen 
feiner verderblichen Wirkungen auf bie Induſtrie ter Norddepartemenis. 
Der Hanbelsminifter Greflier ſagt wenigftens die Aufhebung ter 
temporären Aulaffungen zu, wenn biejelben Urfahe bes Echabend 
feien. Thiers verlangt eine Enquete darüber. 

19. „ Belgiihe Eonferenz: Yrere-Orban bringt auf eine feite Grund: 
lage für die Berathungen der Commiſſion und verlangt zu biefem 
Ende ſchriftliche Vorſchläge von Seite Frankreichs. 

— „ Die Wahlagitation für die berannabenden Mahlen zum gejeßgeb. 
Körper nimmt immer größere Dimenfionen an. 

23. „ Der Gejebgeb. Körper nimmt das ganze ordentliche Vudget für 
1870 und fofort aud einen Theil bes außerorbentlihen an. 

24. „ Belgiſche Conferenz: Die Verhandlungen Frere-Orbans mit ber 
Regierung find ins Stoden gerathen. Froͤre will zurüdreifen. 
Froͤre conferirt mit dem Kaiſer ſelbſt. Kine neue Bafis ſcheint ge: 
funden. Froͤre berichiebt jeine Abreiſe wieder. 

26. Geſetzgeb. Körper: Der Reit des außerorbentlihen Budgets für 
1870 wird genehmigt und ebenfo das Militärpenfionsgefeb für 
bie napoleonijchen DVeteranen (gegen nur 6 Stimmen). Schluß 
der Seflion. 

27. „ Belgiihe Eonferenz: Der Minifter des Ausw., Lavalette, und 
ber belgiſche Miniſterpräſident und Finanzminiſter Frere-Orban un: 


terzeichnen ein Protokoll bez. ber Ernennung einer Commiſſion und 
ber Verbandlungsgrunblage berjelben : 
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Brotololl. „Um den gegemwä Stand der zwifdden der franzöfi- 
ſchen Regierung und dem Brüſſeler Gabinet eingeleiteten Unterhandlung zu 
präcifiren, haben die Unterzeichneten nachfolgendes Protokoll aufgenommen :- 
Herr Froͤre Orban erinnert daran, daß principielle Gründe der Genehmigung 
der von der Oftbahn, der Grand⸗Luxembourg⸗Geſellſchaft und der Geſellſchafi 
für den Betrieb der niederländiſchen Bahnen entworfenen Beriräge durch die 
belgiſche Regierung im Wege fiehen. Er bezieht ſich in dieſer Hinſicht auf bie 
möünbdliden nnd ſchriftlichen Erklärungen, welche er abgegeben hat. Hr. Froͤre⸗ 
Orban führt hierauf aus, daß die beigifche Regierung, von dem lebhaften 
Wunſche befeelt, zwiſchen Frankreich und Belgien die freundſchaftlichſten Bes 
ziehungen zu unterhalten und den Handelsverkehr zwiſchen Frankreich, Belgien 
und den Niederlanden zu erleichtern, der Organiſation der in den Gonventio- 
nen erwähnten directen Dienfte ihre eifrigfte Mitwirkung leihen werde, indem 
die Tranfitzüge für den Localdienft beflimmt werben fönnen. Herr fyreres 
Orban überreicht hierauf dem Hrn. Marquis v. Lavalette einen Entwurf, 
welcher in dem eben bezeichneten Sinne verfaßt if. Hr. Marquis v. Kavalette 
glaubt, daß die günftigfte Loſung nicht in der unbebingten Genehmigung der 
vorliegenden Gonventionen liege, fondern in neuen Verträgen über den Betrieb 
der Geſammtheit oder eines Theils der Linien des Grand-Rugembourg und 
der Lüttich⸗Limburger⸗Geſellſchaft, welche Verträge mit allen Bürgjchaften der 
Gontrole, der Ueberwachung und der Banbeshoheit, die der beigiichen Regie⸗ 
rung unftreitig zuftehen, umgeben werben Tönnten. Indeß wäre der Herr 
Marquis von Lavalette glüdlih, daſſelbe Refultat mit Hilfe der von Hrn. 
Frore⸗Orban dargebotenen Mittel erzielen zu tönnen, und er erfiärt, daß die 
kaiſerliche Regierung, von den Gefühlen der aufrichtigften Herzlichkeit gegen 
Belgien geleitet und ausjchließlid darauf bedacht, den dconomifchen Interefien 
die ihnen gebührende Ausdehnung zu geben, e8 annehme, zu unterfucdhen, ob 
der von der beigifchen Regierung vorgelegte Entwurf dem Gedanken, welchen 
er bezeichnet, auch entiprede. Demnach find die damen Frere⸗Orban und 
Marquis von Lavalette übereingelommen, zu diefem Zweck eine gemiſchte 
Gommiffion zu ernennen, melde für jedes Land aus drei in einer Friſt von 
vierzehn Tagen nach Unterzeichnung dieſes Protokolls zu ernennenden Mit⸗ 
gliedern beftehen fol. Geſchehen zu Paris, in zwei Exemplaren, den 27. April 
1869. (Ge.) Lavalette. Frère⸗Orban.“ 


27. April. Ein faij. Decret beruft die Mähler auf den 23. Mai behufs 


29. 


der Neuwahl bes gefchgch. Körpers. 


„Froͤre⸗Orban wird vom Kaifer in Abſchiedsaudienz empfangen 
und kehrt Hierauf nach Belgien zurüd. 


„ Wahlagitation in Paris und in den Provinzen. Die Belchrun« 
gen zu liberaleren Anſchauungen mehren fid. Der Wind ift ent 
ſchieden gegen tie Fortdauer des perjönliden Regiments. Wer 
Moniteur:Dallog und ber Conftitutionel werben mehr und mehr 
beinahe Oppofitionsblätter, die France und bie Patrie ftreben wenig: 
ftens nad) Unabhängigkeit. | 


2. Mai. Beginn ber freien Wahlverfjammlungszeit (bis 5 Tage vor 


den Mahlen). In Paris wird bavon ber ausgebehntefte Gebrauch 

gemadt. Tie alten Nepublitaner von 1848 treten als Canbitaten 

auf; gegen fie namentlid Ollivier, der vom Kaiſer dabei eifrig 

unterjtüßt wird. Das Intereffe concentrirt fih für Paris auf ben 
22 
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Kampf ter „unverföhnliden” und ber gemäßigten Repablifaue 
perjönlih auf den Sieg ober die Nieberlage Ollivier's. 

10. Mai. Der Kaijer und die Kaijerin beiudhen bie landwirthſchaftide 
Ausftellung in Chartres. Auf bie Anfprade bes Bürgermentti: 
erwitert ber Sailer: 

„Sch habe nie die Aufnahme vergefien, die ih vor 20 Jahren ala *:!- 
fivent in Chartres gefunden. Hier appellirte ih damals zum eriten Mair :: 
Ihre Verſöhnlichkeit. Heute nad fiebzehn Jahren der Ruhe und des Rii. 
ergehena führe ic) diejelbe Sprache, aber mit mehr Autorität und Vertreue 
Ich lade die ehrenwerthen Leute aller Parteien ein, die Regierung auf ı“r.: 
freifinnigen Bahn zu unterftügen und die das unerjhütterlide Werk des ce 
gemeinen Stimmredtes bedrohenden Leidenſchaften zu befämpfen. Ich mer: 
nicht, daß das Wolf bei den bevorftehenden Wahlen würdige Männer mit ‘« 
eivilifator.fchen Miſſion betrauen werde. Ich rechne auf die Bewohner Cbar⸗ 
tres, meil fie einen Theil jener acht Millionen Franzoſen Bilden, die mı 
ſchon dreimal ihre Stimme gaben und von glühendem Patriotismus ber: 
find. Wahre Baterlandsliebe ift die befte Garantie für Ordnung, Vortikrr 
und freiheit. 


14. „ Pranfreih und Velgien ernennen ihre Delegirten zu ber gemi:: 
famen Conmiffion. 

18. „ESchluß ber Periode ber freien Wahlverſammlungen. Thiers 
erläßt erft jebt ein Mahlprogramm, in bem er bie nothwendietn 
yreibeiten verlangt und als Krönung berielben bie Minijterverant: 
wortlichkeit, „bie alle Freiheiten in ſich enthält.“ 


23. „ Allgemeine Neuwahl zum gejeßgebenden Körper. Die Negierun! 
hat dabei das Syſtem ber ofjiciellen Candidaturen nicht aufgegeben: 
wo ein irgendwie oppofitioneller Candibat auftritt, wird ber Can: | 
didat ber Regierung wie bisher mit allen nur möglihen Mitteln 
von ihr unterjtüßt und nur ba bleibt fie neutral, wo bie Can: 
bidaten ſämmtlich den verjchiedenen Nuancen ber Regierungspartii 


angehören. 

Refultat: Der Jmperialigmus erleidet in den drei größten Stäbten, 
Paris, Lyon und Marjeille, eine totale Niederlage und unterliegt auch in te 
meiften der Übrigen großen Städte Die fog. „alten Barteien“ erleiden in 
Paris und in den Departements entſchiedene Schlappen. Die bisherige Rx 
jorität im geſetzgeb. Körper ift unzweifelhaft zur Minderheit geworden. Die 
neue Majorität ift gegen die Fortdauer des fog. perſönlichen Regiments, wem 
auch die verjhiedenen Gruppen vorausfitlid in dem, was fie wollen, jebr 
außeinandergeben werden und die republikaniſche Oppofition im neuen geſez⸗ 
gebenden Körper jedenfalls nur eine verhältnikmäßig Kleine Partei bildet. 

Das numeriiche Endergebniß der Pariſer Wahlen ift Folgendes: Geſtimm: 
haben 305,531, davon erhielten die conjervativen Candidaten 74,504, dit 
Lppofitionscandidaten 231,027 Stimmen, 90,000 Wähler enthielten ſich der 
Abſtimmung; Paris bat runde 400,000 eingeichriebene Wähler. Im Jatre 
1863, wo die Zahl der Enthaltfamen etwa aud 90,000 betrug, hatte: 
237,778 von 826,170 eingefchriebenen Wählern geftimmt und die Regierung“ 
candidaten hatten 63,590, die übrigen Kandidaten 149,406 Stimmen. Hier⸗ 
aus erhellt, daß die Wahlerzahl in Paris feit 1863 um 70,000 ftieg, dei 
diefe Zunahme nur den Oppofitionscandidaten zu Gute fam, die 1869 im 
Ganzen 80,000 Stimmen mehr als 1863 erhielten; endlich daß die Regierung 
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candibaten diesmal 9000 Stimmen weniger als 1863 erhielten. Folgendes 
ift die Stufenleiter der Parifer Stimmung: 1852 Rimmten in Paris gegen 
die Regierung 86,101 Wähler, 1857 101,207, 1868 149,406 und 1869 
250,000. — Gewählt find: Bambetta (mit 21,437 St. gegen den gemäßig- 
teren Garnot mit 9141). Bancel (mit 22,848 gegen Olivier mit 12,848), 
Bicard, Jules Simon, Pelletan. Nicht die Majorität haben erlangt und 
müffen fi einer zweiten Wahl unterziehen Thiers, Yules Favre, Barnier- 
Pages und ebenjo auch Raspail und Rochefort. Im fiebenten Bezirke ſtehen 
fih Jules Favre mit 12,203 und Rochefort mit 10,033 Stimmen gegen« 
über. Im Ganzen haben die „Unverjöhnlichen” über die Gemäßigten gefiegt. 

Das Gejammtrefultat ergibt, daß während die officiellen Gandidaturen 
in Paris und ganz Frankreich die Summe von 4,467,720 Stimmen erreicht 
Haben, den unabhängigen Gandidaturen, melde die Präfeeten als ſelbſt der 
Regierung feindlih bezeichneten, 3,258,777 Stimmen zugefallen find. Wenn 
man die angeführten Ziffern mit denen von 1863 vergleicht, jo gewinnen fie 
eine hohe Bedeutung; 1863 hatte die Regierung #,354,779 Stimmen er« 
halten, die Opyofition hingegen nur 1,859,513. Letztere hat daher während 
der verfloffenen Iegislativen Periode um 1,400,000 Et. zugenommen, während 
die Regierung 1,000,000 Stimmen verloren hat. Für 58 Sige haben Nach⸗ 
wahlen ftattzufinden. 

Die „Prejje” bezeichnet das Rejultat prägnant alfo: „Nach dieſem Refultat 
ift es in feinem Fall mehr möglich, die Strebungen der Nation zurüdzu- 
drängen. Wie Hr. Gambetta den Wählern von Marfeille richtig fagte, die 
franzöfische Demokratie hat ihre DOrientirung gefunden. Die Frage ift auf 
da8 Terrain der perjönlihen Herrſchaft geftellt, und Niemand ift mehr im 
Stande, fie von diejem zu entfernen. Wenn eine langunterbrüdte Nation, 
wie die unfrige, endlih zum Selbftbewußtfein erwacht ift und klar das Ziel 
vor Augen fieht, das fie erreichen will, jo gibt es nichts, was ihrem jouveränen 
Willen widerfiehen könnte, * 


3. Juni. Erſte Sitzung der belgiſch-franz. Commiſſion. 


7. 


„Nachwahlen zum Geſetzgeb. Körper. Die Regierung erleidet eine 
noch ſtärkere Niederlage als am 23. Mai: von 58 Nachwahlen 
fallen ihr nur 30, bagegen 28 der Oppofition zu. Dagegen er: 
langt in Paris doch die gemäßigtere Richtung die Oberhand und 
wird Thiers gewählt, fiegt Jules Favre über Nochejort. 


„—12. „ Wiederholte Unruhen in Paris. Einberufung des gefeßgeb. 


16. 


N 


Körpers zu einer außerord, Seſſion auf den 28. Juni. Wusjahrt 
des Kaiſers. 


„ Unruhen in Et. Etienne. General Palikao wird mit Truppen 
dahin beorbert. 


„TDer Kaiſer jcheint nicht nachgeben zu wollen. Brief des Kaifers 
an den Alg. Madau: 


„IH habe das Schreiben erhalten, womit Sie mir Namens Ihrer Wähler 
den Wunſch ausipraden, daB meine Regierung ftarf genug fein möge, um 
Barteir-Angriffe zurüdzumeiien und eine dauerhafte und gewährleiftete freiheit 
zu geben, indem man diefelbe auf eine ftarfe und wachſame Regierung ftüte. 
Sie fügen mit Recht hinzu, daß Zugeftändniffe in Principien angeſichts po» 
pulärer Bermegungen immer unmwirtjam bleiben, wo Pgrjonen geopfert werden, 
und daß eine fich felbft achtende Regierung weder der Preilion noch ter Auf⸗ 
wallung oder der Emeute nachgeben folle. Diefe Anſchauungsweiſe ift Die 
meinige. Ih bin erfreut, daß Ddiefelbe von Ihren Gommittenten und, wie 
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| 


ich überzeugt bin, aud) vom ber großen Mehrheit der Kammer und bei Lad 

getheilt wird.“ 

20. Juni. Ein kaiſerliches Decret ernennt das Bureau bed früheren gei- 
gebenden Körpers ohne alle Mobification auch wieber für ben nene. 
Die öffentlihe Meinung ift barüber fehr wenig befriebigt. 


24. „ Aunſprache des Kaifers an die Xruppen in Chalons: 
„Soldaten! Ich bin erfreut, daß ihr die groke Sade nicht vergre 
für welde wir vor zehn Jahren kämpften. Bewahret die Erinnerune a 
eure und eurer Bäter Kämpfe, denn die Geſchichte unferer Kriege ift Die S 
ſchichte der fortſchreitenden Civiliſation. Ihr werdet diefen militärifchen Get 
aufrecht erhalten. Fahret fort wie in der Vergangenheit, und ihr werdet ſies 

die würdigen Sohne einer großen Ration fein!“ 


» vo  Berfammlung ber Rarijer Friedens-Liga. M. Chevalier, Far 
Hyacinthe u. A. nehmen an berfelben lebhaften Antheil. 


27. „ Rochefort wirb vom Gericht wegen ber „Laterne” zu 3 Jakren 
Sefängnig, 10,000 Fr. Buße und zum Berluft ber bürgerlic 
Rechte verurtheilt. Dur bie Iehtere Beflimmung wirb ihm tie 
Möglichkeit einer Wahl in ben geſetzgeb. Koͤrper abgeſchnitten. 


28. „ Zuſammentritt bes gefeßgeb. Körpers. Die öffentlide Dreeimur: 
erwartet entichieden, daß bamit ein neuer Abſchnitt in ber Entwid: 
lung bes Landes beginne Die Etimmung ber Kammer geht un: 
zweideutig dahin, biefer Erwartung zu entiprehen. Zelte Meinuns!: 
äußerung des Sammerpräfidenten Echneider. Die Regierung mil 
die Entſcheidung verſchieben: Cröffnungerebe des Etaatsminifters 
Nouber. Kalte Aufnahme berjelben von Ecite ber Kammer. 

Demonftration Schneiders noch vor Eröffnung der Kammer: In Folge 
der Ernennung des Vicepräfidenten Baron J. David zum Großoffizier der 
Ehrenlegion gibt derfelbe feine Demiffion ein, zieht diefelbe aber auf einen 
Brief des Kaiſers vom 24. Juni wieder zurüd. Der Brief weist den Ge 
danken ab, als ob die Ernennung Davids eine reactionäre Bedeutung babe, 
und fagt: die Regierung werde da8 begonnene Werl der Verjöhnung einer 
ſtarken Mat mit wahrhaft liberalen Anftitutionen fortjegen. 

Erflärung der Regierung durch den Staatsminifter Rouper: 
„Meine Herren Deputirten! Nah Vorſchrift der Verfaffung muß der geiet- 
gebende Körper innerhalb der ſechs Monate, welde auf das Auflöfungsderret 
folgen, einberufen werden. Die legte Fri für Ihr Zufammentreten war der 
26. Oftober, e8 wäre unmöglich geweien, Ihnen um diefe Zeit die anf die 
Finanzen und die anderen Staatsangelegenheiten bezüglihen Gefegentwärfe 
zu unterbreiten. Cine außerordentlide Seſſion des gejeggebenden Körpers 
war alſo nothwendig. Unter diefen Umfländen hielt es die kaiſerliche Re 
gierung für ug und politiih, fofort zur Berificirung Ihrer Vollmachten 
zu fchreiten und auf diefe Weile jeder Ungewißheit über die Rechtskraft der 
MWabloperationen jedes einzelnen Bezirks ein Biel zu fegen. Die Erneuerung 
des geiegebenden Körpers durch das allgemeine Stimmredt iR eine natürliche 
Gelegenheit für die Nation, ihre Gedanken, ihre Wünfche und ihre Bedürfnine 
fund zu geben. Aber die Prüfung der politifchen Refultate diefer Kundgebung 
darf night überflürgt werden. In der ordentligen Seſſion wird 
die Regierung dem hohen Urtheil der dffentlichen Gewalten die Entichli 
und Entwürfe unterbreiten, melde ihx am Beſten geeignet feinen werben, 
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Die Wanſche des Landes zu befriedigen. Im Namen des Rallerb erkläre id 
die außerordentliche Geffion des geſetzgebenden Körpers für eröffnet.“ 


uni. Geſetzgeb. Körper: Es bildet ſich eine Mittelpartei, bie dem 


Deriiebungs: ober Verſchleppungeſyſtem ber Regierung entſchieden 
entgegentreten will, 


Diefelbe will ihre Abficht durch eine Interpellation verwirklichen, welche 
die Erflärung Rouhers v. 28. d. M. durchkreuzt. Zu dieſem Ende hin wird 
folgende Fafſung vorgeſchlagen: „Die Unterzeichneten verlangen die Regierung 
über die Notbiwendigleit zu interpelliten, dem Wunſche des Landes Genug⸗ 
thmung zu geben, welcher darin befteht, dasfelbe in wirkfamer oder in wirk⸗ 
ſamerer Weiſe (eficacement oder plus efficacement) bei der Leitung feiner 
Angelegenheiten zu beibeiligen.* Hr. v. Choifeul-Praslin, ein neues und 
\chr vorgeichrittenes Mitglied der Kammer erflärt, daß er die Interpellation 
nur unterzeichnen lönne, wem man den Pofitiv wähle, denn „es fei in der 
That noch Alles zu thun.“ Bei einer erftn Abſtimmung wird in der That 
das Wort plus verworfen. Nun erflären aber wieder Louvet und Gegris, 
die Interpellation nicht unterzeichnen zu können. Unter dem Einfluß derjelben 
jchreitet man zu einer neuen Abftimmung, in welcher ſich die Mehrheit nun« 
mehr für das plus erflärt. In dieſer Faffung ſoll die Interpellation dem 
Präfidenten eingereicht werden und findet fofort 70 Unterzeiäner. Weitere 
werden gewärtigt. 


2. Juli. Geſetzgeb. Körper: Beginn der Wahlprüfungen. GSofortiger 


Zufammenftoß ber liberalen Fractionen mit ber Regierung unb ber 
alten Majorität über bie ſcandalöſen Mahlcorruptionen, obgleidy bie 
förmlich beanſtandeten Wahlen noch nit in Angriff genommen 
werben, ſondern bis nah Erledigung ber nicht beanſtandeten zurüd: 
geftellt find. 


„  Gefeßgeb. Körper: Auf Antrieb Roubers tritt der Vicepräfident 
Du Miral (von der alten Majorität) mit einer Snterpellation auf, 
welche berjenigen der Mittelpartei cin Paroli liegen fol unb bie 
änßerften Eonceilionen der Regierung formulirt, indem fie folgende 
vier Punkte betont: 

„1) Wiederherfiellung der Adreſſe; 2) ein weniger complicirteg Inter⸗ 
pellationsredht; 3) eine Ausvehnung des Amendementsrechtes; 4) die Ernen⸗ 
nung des ganzen Borftandes dur die Kammer." Ber Zwiſchenzug wird 
ſogleich erfannt und findet in der Kammer jehr wenig Anklang. Selbſt die 
bisher halbofflciöfen Blätter wollen für den Antrag nicht einftehen, 

Verſammlung aller Unterzeichner des Interpellationsgeſuches ber 
Mittelpartei. 

Es find über 80 Deputirte anweſend. Rad einer Darlegung der Lage 
durch den Präfidenten fchreitet man zur BDiscuffion. Zwei Propofitionen 
werden geflellt. Die Einen wollm, daß man ein volfländiges Programm 
über die Wipirationen und Wunſche des Landes aufflelle und diefe im Ein- 
zelnen aufführe, nämlich Abſchaffung der officiellen Candidaturen, Wahl der 
Maires durch die Bemeinderäthe ze. Die Anderen wollen, daß man mur die 
Haupijache betone und die miniferielle Verantwortlichkeit und.die volle Selbft- 
Bänbigteit der Kammer verlange, um jo zur Regierung des Landes durch 
das Land ſelbſt zu gelangen. Letzteren Antrag vertheidigen Thalhoust, 
Buffet, Sogris und Emil Ollivier. Zu der Abſtimmung wird der zweite 
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Antrag von der ganzen Berjammlung mit Ausnahme von Br Eizen 
angenommen und eine Gommiffion ernannt, um eine definitive Redactia j: 
formuliren. 

Ter Kaifer wiberfebt fi ber Zulafjung ter Anterpellatien te 
Mittelpartei nicht mehr, Icheint fi aljo zu einer Nerfaflun.sänberzz; 
wilde einer Abdankung bes perjönligen Regiments gleibfensn \ 
müßte, entihlofjen zu haben. Tier Kaijer unterhbanbelt barüber es 
Hrn. Buffet von ber Mittelpartei. 

Die Berfoffungsänderung würde eigentlich eine Vollsabſtimmung erheikhen. 
Man fürdtet jedoch die mit einem fo enticheidenden Act des jouneränen Xollt 
unvermeidlich verbundenen Agitationen, welche unmittelbar nach der Behiie 
wegung Frankreich in gefährlicher Weile erichüttern und das Kaiferihum a: 
ſolches vollends demoralifiren könnten. Hr. Buffet deuiet ein erfahren ex. 
wobei die Verfafiungsänderung durch den Senat zu discutiren und zu votiten 
wäre. Die baldige Einberufung des Senats ift bereits jehr wahridemn.ä 


4. Juli. Geſetzgeb. Körper: Berathungen ber Mittelpartei: Auf ten Ir 
trag der Commilfion erhält die Interpellation folgenten Zujag: 
„Die Erriätung eines verantwortliden Minifteriums, das Art 
des geſetzgeb. Körpers, die organischen Bedingungen feiner Arbeiten und je: 
Berfehrs mit der Regierung felbft zu regeln, wären in unjferen Augen weit 
lihe Maßregeln für die Erreihung diefes Zieles.“ 
In diefer Form wird nunmehr die Interpellation cingereist, 
fofort mit einer großen Zuhl von Linterfchriften, die faſt ſtündrid 
wächst und jchnell ſchon gegen 100 beträgt. 


5. „ Geſetzgeb. Körper: Die Interpellation Du Miral, bie felbit ven 

ber Majorität als ein bereits überwundener Standpunkt anerfamnt 

werben muß, ba immer mehrere ibrer früheren Mitglicter die ntet: 
pellation der Mittelpartei unterzeichnen, wirb zurüdgezogen. 


8 „ Geſetzgeb. Körper: Fortſetzung ber Wahlprüfungen, nicht ehne 
Stürme, fo daß nur 7 derſelben erledigt werben können. Julte 
Favre drängt baber auf Conftituirung ber Kammer. 

Favre: Die Kammer muß fih conftituiren, damit fie endlich an bie 
großen politiſchen ragen gehen kann. Alle verlangten Verzögerungen 
haben feinen anderen med, als dem Miniſterium zu geftatten, fi zu recon⸗ 
ftituiren. Rouher: Die Regierung iſt bereit, alle öffentlichen Angelegen 
heiten zu erörtern. Man fpridt von einer Minifterfrifis. Tie großen Fragen 
aber, auf welche man anſpielt, intereſſiren nicht einzelne Perſonen, nein, Me 
interefliren unfre Inftitutionen, die Zulunjt der Geſellſchaft. Es handelt ſich 
darum, einn Damm gegen die Nevolution aufzuridten. Ich meh 
nicht, wann und durch welche Männer der Einklang bergeftellt werden wird. 
id weiß aber, auf welche lebendigen Sträfte die Kammern fi) werden flüge 
konnen um die Geſellſchaft zu wahren. 

Die Interpellation der Mittelpartei hat bereits 115 Unterſchriften 
erlangt, kann aber, ſo lange die Kammer nicht conſtuirt iſt, nicht 


zur Behandlung kommen. 

9. „  Gefebgeb. Körper: Auf nochmaliges Drängen bes Hrn. Garnier: 
Pages, tag die Kammer fih endlich conftituire, erklärt ber Präſident 
Schneider, baß er heute noch den Vorſchlag machen werbe, bie Cr: 
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mennung ber Secretäre für die nächſte Sigung, b. 13. b., auf bie 
Tagesordnung zu feßen. 


Juli Die belgiſch⸗franz. Commiſſion jchließt ihre Verhandlungen mit 


ber Dereinbarung folgenden Protokolls: 

„Sie Mitglieder der gemiſchten Commilfion, eingefegt in Ausführung 
Des am 27. April dur die Herren Brere-Orban und de LTavalette unter- 
zeichneten Protofolles, haben fih einem forgfältigen Studium der ihrer Be⸗ 
zatdung anheimgegebenen ragen unterzogen. Bie unterzeichneten Commifſa⸗ 
rien, erfüllt von dem Gedanken, daß das zu erreidende Ziel fei, an die Stelle 
Der projectirten Berträge zwilchen der Oſtbahn⸗Geſellſchaft, der Geſellſchaft des 
Grand Luxembourg und der Betrieb8-Gefellichaft der niederländischen Eiſen⸗ 
bahnen und der Lüttich⸗Limburger neue Eombinationen zu fegen, welche eine 
Grleidterung der Handelsbeziehungen zwiſchen Belgien, Frankreich und den 
Niederlanden zulafien; übrigens befeelt von den verföhnlichen Geiinnungen, 
Denen das Protokoll vom 27. April Ausdrud gegeben hat, haben fie die An» 
ordnungen, welche ihnen vom Geſichtspunkte der öfonomijchen Intereſſen beider 
Länder gegenfeitige Bortheile zu bieten fchienen, mit Sorgfalt berathen und 
einftimmig angenommen. Dieſe Anordnungen geftatten einen directen Tranſit⸗ 
Dienft einerfeil3 zwiiden dem Hafen von Antwerpen und Bafel und anderer- 
deits zwiſchen der niederländifhhen Grenze und demielben Orte; vorbehaltlich, 
den letteren Dienft ınit Zuftimmung der holländischen Regierung auszudehnen 
bi3 Rotterdam und Utrecht. Die unterzeichneten Commiſſare formuliren in 
zwei an da3 gegenwärtige Protofulf angefügten Beilagen die Beitimmungen, 
welche fie feftgeftellt haben, um als Grundlage zu dienen für die Nedaction 
der Verträge, welche die Oftbahngefellichaft demnächſt abſchließen kann, einer» 
jeit3 mit der Verwaltung der Eijenbahnen der Betriebägejellihnft der nieder» 
ländifchen Eijenbahnen und der Lüttich⸗Limburgiſchen.“ 


„ Tier geiebgeb. Körper conſtituirt ſich, nachdem tie Linke ber 
Majorität das Zugeftändniß gemacht hat, daß bie 55 Deputirten, 
deren Mandate noch nicht geprüft und beanjtantet find, an der Ab⸗ 
fimmung und Verbandlung weiterer Gegenftände (man hat zunädjit 
die Interpellation im Auge) Theil nehmen Fönnen. 


» Teer Kaijer wartet die Debatte des gelehgeb. Körpers über bie 
Interpellation ber Mittelpartei (der fog. 113) nicht ab. Votſchaft 
an die Kammer. Tas Zugejtändniß eines verantwortlichen Mini⸗ 
fterium wird nicht gemacht, aljo indirect verweigert. Rouher hält 
fih noch immer für möglich. Tie Kammer it entſchieden nicht 
befriedigt. Der Kammerpräjident Schneider klärt darüber ben Kaijer 
aut. Abends wird beſchloſſen, die Kammer zu vertagen, ben Senat 
auf den 2. Aug. einzuberufen und Rouher zu entlaſſen. 

Botſchaft des Kaiferd. „Deine Herren Deputirten! Dur ihre Erklärung 
vom 28. Juni hat meine Regierung Ihnen zu wiflen gethan, daß fie mit der 
Eröffnung der nächſten orbentlihen Sejfion der hohen Würdigung der öffent« 
lichen Gewalten die Entichlüfe und Projecte unterbreiten würde, die ihr am 
geeignetften jchienen, die MWünfche des Landes zu beiricdigen. Der geſetzgebende 
Körper jcheint jedoch die von meiner Regierung befchloffenen Reformen ſogleich 
fennen lernen zu wollen. Id halte es für nüylic, feinen Wünfchen zuvor⸗ 
zulommen. Meine fefte Abficht, der geſetzgebende Körper muß davon über- 
zeugt fein, if, feinen Rechten die Ausvehnung zu geben, die mit den Funda⸗ 
mentalgrundlagen der Eonftitution verträglich iR, und ich will ihm durch dieſe 
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Botſchaft die Beigläfle darlegen, die ich nad) Anhörung meines Wkurifierreiiet 
gefabt habe. Der Senat wird jo bald als möglich einberufen werben, um 
die nadjfelgenben Fragen zu prüfen: 1) Die tem geießgebenben Röye 7 


eriheilende MBefuguik, fein inneres Meglement jeibit feitzufeken und fcin Burc | 


u ernennen, 2) Vereinfachung des Einbringungs- und Prüfungs Modus der 
mendements; 3) Berbindlichleit für die Regierung, der legisiotiven Zutin- 


mung die Tarifmodificationen zu unterwerfen, welde in Zukunft durd imer · 


nationale Berträge Ripulirt werden könnten; 4) Abfimmung über das Yudge 
nad Gapiteln, um die Gontrole des geſetzgebenden Körpers vollfländiger jı 
maden; 5) Abichaffung der Unvereinbarleit, die heute zwiſchen den Mande: 
des Depitirten und gewiſſen dffentlichen Functionen, namentlic denen der 
Minifter beftcht; 6) Ausſsdehnung des Interpellationsrechts. Weine Regierum 
Rudirt au die Fragen, weldhe die Attribute des Senats betreffen. Die wirt: 
famere Solidarität, welde die Befugniß, zugleich Abgeordneter und Mimitır 
zu fein, zwilden den Kammern und meiner Regierung herſtellen wird, bu 
Gegenwart aller Minifter in den Kammern, die Berathung der EtaatSangelegew 


heiten im Minifterrath, ein Ioyales Sand in Hand gehen mit der Majoritä 


— conftituiren für das Land alle Bürgichaften, welche wir in unferer gemeir- 


ſchaftlichen Sorgfalt ſuchen. Ich habe ſchon üfter8 gezeigt, wie ſehr ih m | 


Dffientlichen Intereſſe geneigt bin, einzelne meiner Prärogativen aufzugehr. 
Die Veränderungen, welche ich entihloflen bin vorzuichlagen, find die natär- 
ide Entwidelung derer, welche allmählig in die Inflitutionen des Kaiſerreich 
eingeführt worden find; fie follen übrigens die Prärogativen unangetafet la 


fen, welche mir das Boll am ausdrüdlichften anvertraut hat und welche be 


weientlicäften Bedingungen einer Gewalt find, die die Sicherheit der Ordnung 
und der Gejellichaft ausmaht. Gegeben im Balais zu St. Cloud, den 
11, Juli 1869. — Rapoleon.*” 


13. Juli. Gefebgeb. Körper: Jules Yapre opponirt mit Heftigkeit gegen 


17. 


bie von ber Regierung verfügte Vertagung auf ganz unbejtimmte 
Zeit. Das beftehende Geſetz ſpricht aber gegen ihn. Der Präſident 
ſpricht die Vertagung aus. 


„ Ein kaiſerl. Decret ſchafft bas Staateminifterium ab. Ernennung 
bes neuen Minifteriums: Juſtiz: Duvergier; auew. Angelegen 
beiten: Fürſt Latour b’Auvergne; Innere: Forcade be la 
Roquette; Finanzen: Magne; Krieg: Marſchall Niel; Marine: 
Rigauld de Genouilly; üffentlicher Unterrich: Bourbean, 
Deputirter und vormaliger Doyen an der juriſtiſchen Facultät zu 
Poitiers; öoͤffentliche Arbeiten: Greſſier; Ackerbau: Leroux, 
Vicepräſident bes geſetzgebenden Körpers. Zum Präfidenten ka 
Staatsraths wird Chajfeloup:Laubat ernannt. Die öfſentliche 
Meinung ſpricht ſich von dieſer Zuſammenſetzung ſehr wenig befrie⸗ 
digt aus. 


„Das neue Miniſterium beſchließt, die Vertagung ber Kammer 
auf unbeſtimmte Zeit aufrecht zu erhalten. 


„ NRouber wird vom Kaiſer zum Präſidenten bes Senats für bie | 


Seflion von 1869 ernannt. 


" Der Orbensgeneral bes P. Hyacinthe in Rom tabelt benfelben 
beftig wegen feiner Antheilnahme an ber Verjammlung der Frie 
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bensliga vom 24. Juni unb verbietet ihm alfe weitere berartige 
Thätigkeit: 

» ... Ich Tann alfe nicht mehr dulden, Daß Sie fortfahren, den ganzen Orden 
durch Ihre Reden und Ihre Schriften zu comprommitticen, mie ich auch nicht 
mebr dulden fann, daß unfer heilige Ordenslleid in Verſammlungen ericheine, 
Die nicht in Harmonie find mit unferer Profeflion als barfüßige Earmeliter. 
Alfo im Interefie Ihrer Seele und unferes heiligen Ordens befehle ich Ihnen 
biedurd) in aller Form, nichts mehr druden zu laflen, fei e8 Brief, ſei es 
Rede, niht mehr außerhalb der Kirchen das Wort zu ergreifen, fi nicht 
mehr den Kammern zu präjentiren und nicht mehr an der Friebensliga theil« 
zunehmen, wie überhaupt an feiner andern Bereinigung, melde nicht cinen 
ausſchließlich katholiſchen und religiöfen Zweck bat. ch hoffe, daß Sie ges 
horchen werden mit Folgſamleit und jelbft mit Liebe.” 


24. Juli. Das neue franzöfiiche transatlantiſche Kabel landet glüclich 
in Amerita, 


2. Aug. Zujammentritt des Senats. Die Regierung legt bemfelben 
ben Entwurf eines Conſults behufs theilweiſer Abänderung bir 
DVerfaffung vor. Daſſelbe gebt mehrfach bereits weiter als bie Tor: 
fchaft am 12. Juni. Rede Rouher's. 


Entwurf eines Senatsconjults: „Art. 1. Ber Raifer und der 
geſetzgeb. Körper haben die Initiative der Geſetze. — Art. 2. Die Minifter 
Hängen nur vom Kaiſer ab, — Sie beliberiren im Rath unter feinem Borfit. 
— Sie find verantwortlih. — Sie können nur dur den Senat in Anklage» 
zuflend verjegt werden. — Urt. 3. Die Minifter können Mitglieder des 
Senats und des geleggeb. Körpers fein. — Sie haben Zutritt zu der einen 
wie der andern Beriammlung und müſſen angehört werden, wenn fie e8 ver⸗ 
langen. — Urt. 4. Die Sigungen des Senats find dffentlih. Der Antrag 
von fünf Mitglievern genligt, damit er ſich alß geheimes Comité bildet. Der 
Senat macht fein innere Reglement ſelbſt. — Art. 5. Der Senat kann, in- 
Dem er die Veränderungen bezeichnet, die feiner Anfiht nah an einem (vom 
geſetzgeb. Körper votirten) Gejcke vorzunehmen find, beichliegen, daß e8 für 
eine neue Deliberation dem gefegach. Körper zurückgeſandt werde. Gr kann 
in allen Fällen durch einen motivirten Beſchluß fi der Promulgation eineß 
Geſetzes widerjegen. — Art. 6. Der geiekgeb. Körper macht ebenfalls fein 
inneres Reglement. Bei der Eröfinung jeder Seffion ernennt er feinen Prä⸗ 
fidenten, feine Bicepräfidenten ud feine Seeretäre. Gr ernennt feine Quä⸗ 
foren. — Art. 7, Ein jedes Mitglied des Senats oder des gejeggch. Körpers 
Hat das Recht einer nterpellation an die Regierung. Es können motivirte 
Zageßorbnungen angenommen werden. Die Nüdiendung der motivirten 
KogeSordnung an die Bureaux erfolgt, wenn fie von der Regierung verlangt 
wird. — Urt. 8. Rein Amendement kann in Beratung gezogen werden, 
wenn es nicht vorher der Gommifjion, die mit Prüfung des Geſetzentwurfs 
beauftragt if, überwieſen und der Regierung mitgetheilt worden if. Wenn 
die Regierung das Amendement nicht annimmt, fo gibt der Staatsrath fein 
Gutachten ab; der gejeßgeb. Körper entjcheidet hierauf definitiv. — Art. 9. 
Das Ausgabebudget wird dem geiehgeb. Körper nad Eapiteln und Artikeln 
vorgelegt. Das Budget jedes Minifteriums wird nad Gapiteln votirt, gemäß 
der dem gegenwärtigen Senatusconjult beigefügten Nomenclatur. — Art. 10, 
Die in Zulunft an den durd internationale Verträge feftgelegten Poſt- und 
BZolltarifen projectirten Veränderungen werden erſt durch ein Geſetz verbinblid. 
— Art. 11. Die Beziehungen des Senats, des gejchgeb. Körpers und bes 
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Stantsraihs zum Kaifer, ſowie unter ſich, werben durch ein kaiſerliches Dem 
feitgeftellt. — Art. 12. Es find abgeihafft alle mit gegenwärtigem Senats 
confult in Widerſpruch fiehenden Beftimmungen der Gonftitution wub Yrt 1 
des Genatuscoriults vom 31. Dez. 1861. — [Die Prefie meint: „Es R 
ein Senntsconfult, der augenfcheinlich nicht durch jeine Klarheit glänzt und ve 
ungefähr ebenjo viel zurüdhält, als er zugeſteht.“] 


Rede Rouhers nad Borlefung des Entwurfs: Der Senat hat ſich 
verfammelt, um wichtige, für die Verfaſſung des Kaiſerreichs in Vorjchlet 
gebradhte Abänderungen zu prüfen. Diefe Veränderungen ſcheinen durd cm: 
glückliche Uebereinkunft zwiſchen der Regierung und dem geſetzgeb. Körrer 
vorbereitet worden zu ſein. Der an Ihre conſtituirende Vollmacht geridiar 
Aufruf ladet Sie alfo zu einem Werfe ein, daS feine Größe hat, wen & 
auch Schwierigkeiten darbietet. Unter den Grundprincipien, welche die Eır» 
richtungen eines Volles regieren, entfalten dieſelben Borjhriften, Regeln un: 
Nechte, die je nach der Zeit oder dem Tyorticdhritt der Sitten und Ideen ven 
änderlich find. Die politiſche Wiſſenſchaft befteht darin, diefe Beränderunge 
anzunehmen, wenn die Öffentlide Dteinung deren Bortbeile und Zweckmäßiglken 
hat fühlen laffen. Kein Souverän war foldem geſchickten und vorfidtige 
Auftreten getreuer, al8 der Kailer. Durch die Abflimmung des Volkes mi 
einer unermeßlichen Gewalt bekleidet, hat er diefe Gewalt immer als bes 
Eigentum der Nation betraditet. Feines der wenigft glänzenden Zeichen die 
fer Zeit wird diefe fortdauernde Bewegung der Umgeftaltung des Empire 
autoritaire* in ein „Empire liberal“ fein, weldde Bewegung den Souveräz 
jelbft als Oberhaupt Hat, deren Ausgangspunft die Amneflie war, te 
als Ruhepunkte die Reformen von 1860, 1863 und 1867 hatte und die hd 
heute ohne Mebereilung und ohne Erſchütterung mit einem vollendeten Gleich⸗ 
gewichte zwilchen den Öffentlichen Gewalten und einer beſſeren Bertheilung ibzer 
Nchte und Attributionen vollendet. Ohne Zweifel werfen Einige auf Tex 
durdlaufenen Weg einen betrübten und unruhigen Blid; Undere im Gegen 
theil, zu ungeduldig, Klagen diefen Marſch gegen den Bortichritt der Lana» 
jamteit an. Die Ungeduld und da8 Bedauern tragen aber den Stempel einer 
gleihen Ungerechtigkeit. Wollen, daß Frankreich ftehen bleibe, während bie 
liberalen Ideen von ganz Europa Befig ergreifen, würde eine Berlennung des 
nothwendigen Geſetzes unferes Einfluffes in der Welt und in der Zukunft ewme 
Schwächung der geheiligten Bande fein, welche die napoleonische Tynaſtie an 
die franzöfiiche Nation Inüpfen. Geftatten ſolche Intereſſen, den Bejorgnifien 
Rechnung zu tragen, welde der immer zu ſtürmiſche und oft zu kühne Gr 
brauch verurfacdht, den man von den Öffentlichen Freiheiten mat? Sich aber 
mit Sorglofigfeit auf einer Bahn Hingleiten Iafien, die zu einem belarmten 
Abgrunde führt, hieße vergefien, daß dieje Nation das Net hat, von ihrer 
Regierung eine abjolute Sicherheit gegen die gewaltſamen Leidenſchaften, gegcn 
die thörichten Hoffnungen und den unverjöhnliden Haß zu verlangen. Einem 
erhabenen Worte zufolge ift das SKaiferreih populär genug, um fi mit ter 
Freiheit zu verfländigen und flarf genug, um die freiheit vor der Anarchie zu 
bewahren. Dieß ift wahr, und fein guter Bürger will in Frankreich dieſe Kraft 
mobdificiren, denn die Erfahrung ift gemacht: eine Revolution ift nur die elende 
Nahahmung defien, was man Fortſchritt und Eipilifation nennt. Der Senat 
wird aljo das Studium der conftitutionellen Reformen, weldde ihm vorgeſchlagen 
werden, ohne unndthige Furchtſamkeit, ohne unüberlegte Ueberſtürzung, mit der 
feiten Abſicht, durch feine Berathungen den Willen der Ration wiederzugeben 
und zu heiligen, in Angriff nehmen. Wenn die Bemühungen der Regierung 
und dieſes großen politiiden Corps den ihren Patriotismus bezeichnenden 
Zweck erreichen, jo werden eine aufrichtigere Harmonie, eine frudhtbringendere 
Solidarität bergeftellt werden, und die faiferlichen Inſtitutionen werden jo 
mehr Kraft, Glanz und Popularität erlangen.“ 
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11. Aug. Der Kaiſer erkrankt und wird baburd verhindert, den hundert: 
jährigen Geburtstag Napoleons im Lager von Chalons, wie er be- 
abfihtigt Hatte, zu feiern. Statt jeiner ſchickt er ben faijerlichen 
Prinzen bahin. 

14. „ Der SKriegsminiiter, Marihal Nick, das Haupt ber Sriege: 
partei, Y. 


15. „ ur Beier des bundertjährigen Geburtstage Napoleons erläßt der 
Kaijer eine vollfonmene Amneſtie für alle politiihen Vergeben gegen 
bas Preß- und Vereinsgeſetz. 


22. „ General Leboeuf wird an Niels Etcle zum Kriegsminiſter 
ernannt, 


23. „ Die Kaijerin und ber faijerlihe Prinz geben zur feier bes 
bundertjährigen Geburtstages Napoleons nad) Corſika treg ber 
Krankheit des Kaiſers. 


25. „ Senat: Die für das Senatsconſult niedergeſetzte Commiſſion 
erjtattet ihren Bericht (Verichterſtatter Tevienne): 

Die von der Commiſſion amendirten Artikel lauten: „Art. 5. Der 
Eenat kann, indem er die Mopdificationen bezeichnet, deren ein Geſeß ihn: 
fähig jcheint, verfügen, daß dafjelbe zu einer neuen Berathung an den geſetzgeb. 
ſtörper zurüdverwielen werde. Er kann fih auf ulle Fälle der Promulgation 
eines Geſetzes widerjegen; das betreffende Geſetz darf dann nicht in derjelben 
Seſſion no einmal im gejegeb. Körper eingebracht werden. Art. 7. Jedes 
Mitglied des Senats oder des geſjetzgeb. Körpers bat das echt, eine Inter» 
pellation an die Regierung zu richten. Es können motivirte Tagesordnungen 
angenonımen werden. Die Verweiſung der motivirten Tagesordnungen an 
die Bureaug erfolgt von Rechtsbwegen, wenn fie von der Regierung verlangt 
wird. Die Bureaug ernennen eine Commiſſion; dieſe erftattet einen junma» 
riſchen Bericht, worauf der gejehgebende Körper fich entſcheidet. Art. 8. Stein 
Amendement darf in Perathung genoinmen werben, wenn es nicht an die für 
die Prüfung des Geſetzes ernannte Commiſſion geſandt und der Regierung 
mitgetheilt if. Wenn die Negierung und die Commiſſion nicht einig find, 
gibt der Staatsrath jein Gutachten und der gejegebende Körper emticheidet. 
Art. 11. Die reglementären Beziehungen des Senats und des gefehgebenden 
Körpers zu einander und zu der Negierung werden durch kaiſerliches Decret 
beſtimmt. Die conjtitutionellen Beziehungen zwiſchen den Gewalten werden 
dur Senatusconjult geregelt.“ 

Ser Commiffſionsbericht fließt: „Um das Geſagte zufammenzu- 
faffen, jo jchlägt die Commiſſion, obgleich in einigen Punkten abweichende An⸗ 
fihten von mehreren ihrer Mitglieder geäußert und aufreht erhalten worden 
find, Ihnen einftimmig vor, fi) der Initiative des Kaijers anzuſchließen. Sie 
erwartet mit Vertrauen die loyale Ausführung diejer neuen Entſchließungen, 
forwie aller Maßregeln, welche in den beigefügten Motiven von der Regierung 
angefündigt werden. Dieſes Eenatusconjult wird einen unausbleiblichen Ein» 
fluß auf die Geſchicke des Landes Üben; es ift einer jener Acte, deren Datum 
in der, Beichichte eines Volkes feinen Plag einnimmt. Die Ymitintive zu den 
Geſetzen, zu Amendements, zu Interpellationen und zur motivirten Tages⸗ 
ordnung der gewählten Kammer eingeräumt, die Verantwortlichleit der Mie 
nifter, die Ceffentlichleit Ihrer Tebatten, die Nothwendigkeit eines Geſetzes oder 
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Senatusconſulis für Berfügungen von hohem Ipiereffe, alles Das geamikkt 
und fihert bedeutende Veränderungen. Sole Maßregeln müfjen des car 
richtige oder verftellte Mißtrauen Jener entwaffnen, welche bie Führung da 


Geſchäfte des Landes als nicht genligend überwacht darſtellten. Wenn In \ 


W chts einer ſolchen Lage, einer ſehr bedeutenden freiheit des Woris umb der 
reſſe die Heftigkeit des Widerſpruchs zunimmt, ſtatt ſich zu befäzftigen, je 
werben die guten Bürger ohne Zweifel begreifen, daß, wie es eine Stun 
gibt, in welcher fie der Öffentlihen Gewalt in der Bewegung auf der Strafe 
zu Hilfe fommen, ebenfo ein andereßmal es ihre Pflicht if, ſich gegen tı 
Etörer des Staatsweſens zu erheben und zu vereinigen. Was auch lomern 
möge, die Geſetzgebung von 1852 fällt in ihren einſchränkenden Beſtimmungen 
weg, und es ift billig, das Inventarium deſſen zu maden, was fie für des 
Land hervorgebracht hat. Nah 16 Fahren Öffentlichen Briedens läßt fie des 
Gebiet Frankreichs vergrößert, fein beiveglicdes Bermögen in alle Hände ver- 
breitet und um 20 Milliarden vermehrt, den allgemeinen Handel Franukreich 
verdreifacht, den unentgeltlichen Bolfsunterriht mehr als verdoppelt, ben Ge 
werbeunterricht eingeführt, nahezu 6000 @ejellichaften zu gegenfeitiger Unter- 
ftilgung gegründet, die Alterverſorgungs⸗ und Berficherungslaffen, die caope 
rariven Geſellſchaften geſchaffen, die Telegraphen, die Eifenbahnen, alle Ele 
mente des Gedeihens und alle Wohlthätigkeitsanftalten in beträchtlichen WMab- 
flabe vermehrt, inmitten der unbebingteften Gewiſſensfreiheit die kirchlichen 
Gebäude vervielfältigt, unfere Stäbte gejunder gemadt, unfere Marine um- 
gewandelt, die Aufrechterhaltung des Friedens und die Achtung vor Frankreich 
auf 1,200,000 Soldaten geftügt, welche bereit find, fi an der Grenze zu zei⸗ 
gen, und enbli das Land von der Dictatur zu der umfaflendften conſtitutio⸗ 
nellen Freiheit binübergeführt. Die Generation von 1852 kann zu der vor 
1869 fagen: Das habe ich gethan; ihr könnt jegt noch mehr thun, wenn ihr 
das don mir unternommene Werk befeftigt. Wenn dieſes Bolt, welches mar 
mit feiner neuen Souveränetät berauſchen will, erkennt, daß die Tribune Höf- 
linge find, deren intereffirte Schmeicheleien die Bölter täufchen, wie andere die 
Könige getäufcht haben, und daß die wahren Freunde eine firenge Sprade 
führen, jo muß die Regierung, mag fle nun populär fein ober nicht, es Bören, 
auf die Gefahr bin, ihre Kraft zu verlieren und ſchließlich zufammenzubredien. 
Der wahre Charakter eines großen und freien Bolkes iR, ſich gegen dimäriice 
Verſprechen und den Traum einer unmdglichen Gleichheit zu wahren. Das 
Vertrauen in fich jelbft, die Achtung vor dem Geſetze, die Geduld im der 
Hoffnung und die Ruhe im Recht find die wahren Eigenichaften des Bürgers 
und maden gleichzeitig feine perjönlie Würde und bie Größe feines Bande. 
Wenn Frankreich Dank Ihren Unftrengungen fih in 16 Jahren auf dick 
maßvolle und frudtbare Freiheit eingerichtet hat, welcher der Erwählte der 
Nation es durch fo viele Klippen zuführt, wenn Sie diefe Fackel des politi- 
tiſchen Lebens, welde wir Ihnen reichen, noch weiter halten, wie wir, 
daß ſie Licht "verbreite, aber niemals einen Brand entzünde, dann werden 
bie Ueberlebenden dieſes Geſchlechts Ihnen Beifall klatſchen und Ihn 
3 in feoher, patriotijcher Aufregung zurufen: Ihr habt noch Beſſeres 
gethan a r 


27. Aug. Die Krankheit des Kaiſers geſtaltet ſich ſehr gefährlich und 


erregt ernſte Beſorgniſſe. Allgemeine Börfen:Banique. 


„Achtundzwanzig Provinzblätter erlaſſen folgende Erklärung zu 
Gunſten größerer Decentraliſation: 


„Die unterzeichneten Blätter glauben die treuen Organe der Dffentlicen 
Gefinmungen zu fein, wenn fie den Wunſch äußern, daß in das Trogrenn 
ber Reformen, an welchen gegenwärtig gearbeitet wird, Maßregeln ernſter 
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und aufrichtiger Decentralifation aufgenommen werben. Ohne ſchon jekt bie 
Grenze bezeichnen zu wollen, bei welder man anzubalien hätte, und indem 
ein jedes von ihnen feine perjönlicden Anſichten über das zu erreichende Ziel 
fih vorbehält, glauben fie übereinftiimmend die nadjfichenden Reformen als 
ſolche empfehlen zu lönmen, die jofort und leicht in Anwendung zu bringen 
wären: 1) Zur Sicherung der inbivibuellen freiheit und der Freiheit der 
Bamilien find eine radilale Veränderung des Artilels 75 und bie Freiheit 
des Unterrichts in allen Stufen unerläßlih. 2) Die Gemeinde muß wieder 
in den Beſitz tes Rechts gelangen, ihre Maires durch ihren Municipalrath 
zu ermwählen, frei ihre Schullehrer zu berufen und über ihre innere Bolizei 
zu verfügen. Der legiere Punkt ergibt zugleich für die ländlichen Gemeinden 
das Net, den Feldwächter zu wählen, den fie ja ſelbſt bezahlen. 3) Es ift 
dringend, den Generalräthen das Recht der Bildung ihrer Burcaug und der 
Regelung ihrer Geſchäftsordnung wiederzugeben; es ift angemefien, daß die 
Wünſche diefer Räthe nit an das Minifterium, weldyes ihnen nur fo meit 
entgegenlommt, als es ihm gefällig ift, jondern an den geſetzgebenden Körper 
gerichtet werden. Die unterzeichneten Blätter ſprechen die Anfiht aus, daß 
kein ernftliches Hinderniß der Erfüllung dieſes dreifachen Wunjches zu Gunften 
abminiftrativer Decentraliſation im Wege fteht, und laden die Brovinzblätter, 
melde c noch nicht gethan haben, ein, ihren Beitritt zu diefem Programm 
zu erllären.” 


1.—6. Sept. Senat: Tebatte über bas Senatsconfult. Rebe bes Prinzen 
Napoleon. Amendement bes Eenators Bonjean. Tas Confult wirb 
Ihtieglich mit einer unweſentlichen Mobification mit 134 gegen 3 Et. 
angenemmen. 


Prinz Rapoleon: Er will nit nur das Senatusconfult, wie es vor⸗ 
liegt, beleuchten, jondern auch unterjuchen, welche Veränderungen noch nothe 
wendig wären, um aus der Berfafjung ein homogeneres und compacteres 
Ganzes zu machen. Bor allen Dingen wolle er eine dankbare Huldigung 
dem Souverän darbringen, weldder in tiefem Frieden ein jo bedeutendes Wert, 
die Umwandlung des autoritären in das liberale Kaiferreich in Angriff nehme. 
Bei den Erweiterungen der Reform, welche er, Redner, vorſchlagen werde, 
Ieite ihn fein Gefühl der Oppofition; feine Hingebung nicht nur an den Saifer, 
fondern aud an feinen Eohn fei eine volllommene: alle Melt wife dag, aber 
e8 ſei doch gut, es zu wiederholen. Seine Interefien ebenfo wie feine Nei⸗ 
gungen ſeien unzertrennlich an das Raijerreich gelnüpft. Die Evolution, welche 
ſich jetzt vollziehe, habe er ſchon lange befürwortet, ebenjo die Preß⸗ und 
Vereinsfreiheit, welche theilweiſe ſchon in dem Briefe vom 19. Januar bes 
vwilligt worden feien und durch die Praxis nothwendig noch ergänzt werden 
müßten. Heute handle e8 fi) um eine parlamentariiche Reform, und da be= 
dauere er, in dem Commijſfionsbericht daß echte Vertrauen zu vermiflen. Man 
nehnme die Borjchläge der Regierung an, billige fie au, aber nur mit ge- 
willen Vorbehalten, als ob es fi) um ein bloßes Grperiment handle. Herr 
v. Maupas: Nicht ale Mitglieder der Commilfion, mein Prinz.. Präfident 
Rouher: Kein einziged. Mehrere Senatoren: Auch der Senat nid. 
Prinz Napoleon: Es ſci dieß wenigftens fein Eindrud geweien, und dieſem 
Mangel an Vertrauen glaube er e8 zufchreiben zu müſſen, wenn die Reformen 
bis jeßt die rechte Wirkung im Lande verfehlt hätten. Er felbft nehme fie 
mit volllommenem Berirauen an; nur die unverſöhnlichen Feinde des Kaiſer⸗ 
reihe müßten daran zieifeln, daß dasjelbe mit der Freiheit vereinbar ei; 
wenn er daßfelbe von freunden der Regierung höre, jo könne er deren Ein- 
fluß an mafßgebender Stelle nur mit Furcht anjehen. Zwei Wege jeien mög⸗ 
li: das Plebiscit oder das Senatusconjult. Er billige eßs, daß man das 
Iehtere vorgezogen habe, Bas Plebiscit habe von ber Demokratie nur den 
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Schein, und der Aniprud, die geſetzgebende Sewalt dur das ganye %:! 
ausüben zu laffen, beruhe auf einer Tauſchung. Nur in den Außerften Felca 
folle man zu diefem Nothanker greifen, nur als letztes Mittel vor einer Rr 
volution. Man könne allenfalls in außerordentlichen Umſtanden, 3. 3. men 
es fih um die Frage der Dynaſtie handle, an ein Plebiscit appelliren, oder 
wenn es ſich um die Frage von Krieg und Frieden, fur; um ein Ja ode 
Rein drehe, und aud dann nur unter der Bedingung, daß Die Befrasic 
wohl verftehen, worüber fie befragt werden. In allen übrigen Fällen je d:: 
Plebiscit eine Täujhung, und der directe Appell des Kailers an Das Bei! 
würde in diefem Falle zudem beweilen, daß er mit den Vertretern des Lan: 
in Zwieſpalt je. Die Verfaſſung von 1352 babe ihre Schuldigkeit getten 
und müfje jegt von Grund aus verändert werden; ſie fei auf eine repußl: 
kaniſche Dictatur berechnet geweſen, habe inzwilhen dur die Acte von 11, 
1867 und 186) ſchon empfindlihe Stöße erlitten und wanfe nun vollen 
auf ihren Grundlagen. Das Senatusconfult enthalte nur Gutes, aber ns& 
nicht alles Gute. Der Commiſſionsbericht habe in feinem Lob der Vergangen⸗ 
heit gerade dic vier kapitalen Greignifle des Kaiſerreichs vergefien: Den Krim⸗ 
frieg, den italieniichen Krieg, die Handelöreformen und die Amneftien. Redner 
feiert diefe vier Akte jeinerjeits mit begeiftertem Lob und gebt dann zu da 
fünf Lucken über, weldde er in tem Senatusconjult entpdedt haben will: Zu⸗ 
nächſt jei die Verantwortlichkeit des Kaiſers eine unbeftiinmte, ın der Luft 
ſchwebende, die übrigens in letter Inſtanz auch in den früheren Berfaffunger 
für das Staatsoberhaupt eriftirt Habe; fie fei zwar ctwas Jmpofantes, aber 
nur nicht etwas Greifbares oder praltiih Nüglihes, und darum ſchliche he 
die Verantwortlichleit der Miniiter keineswegs aus. In diefer Hinficht ſpreche 
fih aber die Vorlage und der Commiifionsbericht nicht deutlid genug au?; 
es werde nicht gejagt, vor wem die Minifter verantwortlich fein follen Man 
hätte Hinzufügen müffen: vor den Kammern. Bräj. Rouher: Und vor dem 
Rande, Prinz Napoleon: Ya, vor dem dur die Kammern vertretenen 
Lande. Präſ. Rouher: Nun, das find fie (Zuftimmung.) Prinz Ra: 
poleon: Davon ift aber in dem Art. 2 nicht? zu finden, und es hätte tod 
hinzugefügt werden follen; denn tie Berantwortlichfeit der Minifter muß ein: 
tägliche, greifbare, praktische fein. Die zweite Lücke erblide er in der Noll 
des Senats. Gr fer ein überzeugter Anhänger de8 Zweikammerſyſtems, aber 
der Senat müßte in Wahrheit, was nämlich ten Einfluß betrifft, die zweite 
Kammer fein, e8 dürfte ihm nicht die conftituirende Gewalt zuftehen. Tas ıf 
eine Gefahr: entweder Sie werden Ei} diefer Gewalt niemals bedienen, un) 
dann ift fie überflüjftg, oder Sie bedienen fi ihrer, und dann möge der Him- 
mel Frankreich beſchützen! In einem Lande des allgemeinen Stimmrechts 
muß die conftituirende Gewalt dem Kaifer, dem Senat und dem geſetzgeben⸗ 
den Körper zugleich zuftchen; alle diefe Eubtilitäten zwiſchen Geſeß, Senatus⸗ 
conjult und Verfaſſung entbehren der vollen Berechtigung. Nicht auf das 
geichriebene Staatzgrundgeje fommt es an, ſondern auf die täglidhe Hand⸗ 
habung der Regierung ; dieſe intereffirt, und mit Recht, allein das Land. Tie 
dritte Lücke Liege, fährt der Redner fort, in der Zujammeniegung tes Senats. 
„Wenn Ihre Wurzeln in der fruchtbaren Erde des allgemeinen Stimmrechts 
zu finden fein werden, werden Sie ftärfer fein, ald in dem glänzenden Sarde 
der kaiſerlichen Gunst.” (Bewegung.) Beiläufig will Redner aud die Pellim- 
mung abgeihafft willen, nach welcher der Kaiſer das Recht hat, das Präſidium 
im Senat jelbft zu führen. Biertens befämpft Redner das gegen den geieh- 
gebenven Körper und die Prefle nerichtete Verbot, die Nerfaffung zu Discutiren, 
ein Verbot, welches doch wirkungslos jei und erft ganz fürzlich von den 116 Inter⸗ 
pellanten, wenn die Regierung nicht bei Zeiten die Jnitiative genommen häite, 
ohne Bedenken überſchritten worden märe. DTeßgleichen müßte die Zahl ter 
Teputirten verftärft, die Wahlbezirke durch das Geſetz geregelt werden. Tie 
bebeutendfte Lucke endlich beziche fi auf die municipale Reform (Unrute). 
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Ja, er ſpreche es offen aus: die Maireß müßten ven den Municipalräthen 
ernannt werden. Er mwünjde, daß diefe Frage einer gejeklidhen Erledigung 
vorbehalten und das einftweilen nur die Beltimmung der Berfafjung, nad) 
welcher der Regierung das Necht zuftehe, die Maires jelbft außerhalb der 
Municipalräthe zu ernennen, aufgehoben werde. Redner fchließt: Er müſſe 
abbrechen, obgleich er noch viel auf dem Herzen habe. Er habe die Hinder- 
niſſe bezeichnet, die der Begründung des liberalen Railerreih3 im Wege ftün- 
den, welches der Traum feines ganzen Lebens, das Ziel aller feiner Beftre 
bungen jei. Die wahre Discujiion werde übrigens erft beginnen, wenn es 
fich um die einzelnen großen fragen hanteln werde: Abſchaffung der noch bes 
ſtehenden Beſtimmungen des Sicherheitsgeſetzes, Abſchaffung des Artikels 75 
der Verfaſſung vom Jahre VIIT, geſetzliche Regelung der Berfaffung von 
Paris, der Beziehungen zwiſchen Stant und Kirche, des unentgeltlichen Volks⸗ 
unterridhts, der Freiheit des höheren Unterrichts, ſowie um dic Eriparnijie, 
die Decentralijation und endlid um die äußere Politif, mit einem Wort, um 
die Geſchäfte. „Man wird dann nicht etwa einen kleinen bürgerliden PBarla- 
mentarigmu3 walten lafien müſſen, fondern die Segel werden von einem demo⸗ 
kratiſchen und ſtark volksthümlichen Luftzuge gebläht fein müfilen Das if 
Die Aufgabe des Kaiferreichs, fein Genie, feine Pflicht. Man achte nicht auf 
das rothe Geſpenſt; Revolutionen drohen zu jeder Zeit, und man vermeidet 
fie nur, wenn man ihnen daS Gute entlehnt, was fie haben. Die politiiche 
Agitation aber ift keine Gefahr, jondern im Gegentheil frudtbar und heil- 
Bringend für das Land.” (Die Rede erregt allgemeine8 Auffehen, viele Se⸗ 
natoren hören ihr mit ſprachloſem Erftaunen zu, andere äußern laut ihre 
Entrüftung, Hr. v. Segur D’Aguefleau nennt fie geradezu „fcandalös*). Mi⸗ 
nifter des Innern Forcade de la Roquette: erklärt ausdrücklich, daß die 
Regierung die Anſchauungen des Prinzen Napoleon über die Befugnifie des 
Senat, feine Zujammenjegung, die Unterſcheidung der conftituirenden Gewalt 
von der gejetgebenden und die Ernennung des Maires dur die Municipals 
räthe nicht theile. Was die Verantwortlichkeit der Minifter betreffe, fo feien 
Die Kritiken des Prinzen nicht verftändlich: die Abficht des Entwurfs fei doc 
offenbar, daß die Minifter vor Allen, vor den Kammern, dem Kaiſer und dem 
ande jelbft verantwortlich ſeien, dieß aber gleichzeitig der Verantwortlichkeit 
des Raiferd feinen Eintrag thun ſolle. Die Ernennung der Maires durd 
Die Municipalräthe jet eine für das Land und die Regierung gleich gefährliche 
Mafregel. Bonjean fellt den Antrag: „Art. 1. Die gefehgebente Gewalt 
wird colletiv von dem Kaifer, dem Senat und dem gefeßgebenden Körper 
ausgeübt. Die Initiative zu den Belegen fteht dem Kailer, dem Senat und 
dem gejegebenden Körper zu. Im Falle einer MeinungSverjchiedenheit zwi⸗ 
fchen den beiden Berfammlungen über eine Vorlage wird die ftreitige Trage 
einer Commiſſion von fünfzehn Senatoren und fünfzehn Deputirten zur Prü⸗ 
fung unterbreitet. Auf den Bericht ihrer Commiſſäre hält jede Verfanmlung 
noch einmal Rath. Der Entwurf, welcher nad diefem Ausgleichungsverſuche 
nit die Majorität in der einen oder der andern Berjammlung erlangt, kann 
früheſtens erft in der nächſten Seſſion vorgelegt werden. Art. 2. Die Ber« 
änderungen an der Berfafjung, ſoweit fie nicht an ein Plebiscit gebunden find, 
werden in derjelben Form, wie die Gejeke, eingebracht und votirt; doch muß 
ein darauf gerichteter Antrag von zehn Mitgliedern unterzeichnet und die 
Discuffion darüber von der Mehrheit der Bureaur geftattet fein; auch ift die 
Abftimmung erft nach drei je durch einen Monat getrennten Leſungen eine 
endgiltige. Delangle will den Antrag gar nicht zur Disceuffion zulaffen, 
fondern dur die Stellung der Borfrage bejeitigen. Der Senat lehnt dieß 
mit 75 gegen 43 Stimmen ab, verwirft aber_den Antrag ſelber ſchließlich doch 
mit 112 gegen 10 Stimmen. . 


8. Sept. Frankreich verzichtet ausdrücklich barauf, fih ‚bei bem bevor⸗ 
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ftebenben Eoncil, wie auf früheren, burd einen bejonberen Az: 
fandten vertreten zu lafien und kommt damit nur ben Bünida 
ber römifhen Eurie entgegen. 


Circulardepeſche des Minifter des Auswärtigen Fürkn leise 
d’Auvergne: „Mein Herr! Mehrere Gabinette haben fih an die kaiſerliche Ir 
gierung mit der Anfrage gewendet, welche Berbaltungslinie fie hinſichtlich dei 
auf den 8. December nah Rom einberufenen Concils zu verfolgen gerenk 
Gewiß verdient feine Frage in höherem Grade die Aufmerfjamteit als de 
welden Antheil die Regierung an den widtigen Ereignifien nehmen joll, dere 
Zeugen wir fein werden, und e8 gibt gleichzeitig feine Frage, für welde es 
ſchwerer if, Rathichläge von der Vergangenheit zu begchren; denn alle jolde 


die man der Geſchichte der Goncile enilehnen könnte, gehören Zeiten an, welde | 


weit hinter uns liegen und der unferigen ſehr unähnılih find. Die Pe 
hungen zwiſchen her Kirhe und dem Staate haben tiefe Veränderungen «- 
fahren, und offenbar muß die Rolle der Regierungen gegenüber der Ver⸗ 
famınlung, welche der Heilige Bater zu fi beruft, nach der Ratur der gega- 
wärtig zwiſchen den beiden Gewalten beflehenden Bande beftimmt werben. 
„Ian den früheren Goncilien hatten die Souveräne ihren im voraus be 
zeichneten Play: fie wurden eingeladen, an denjelben entweder in Perſon oder 
durch ihre Abgefandten theilzunchnen. Die Botſchafter jagen unter den M+ 
gliedern der Geiftlihleit und übten oft einen bedeutenden Einfluß auf der 
Gang der Berathungen. Bisweilen wurde fogar die Abhaltung der Concilien 
durch die Initiative der Fürſten veranlaßt, welche fih mit den Papſten über 
die Zweckmäßigkeit der im gemeinſchaftlichen Interefle zu treffenden Maßregeln 
verftändigten. Nichts war natürlicher in einer Zeit, da die ragen bürger- 
licher Gattung fih häufig durch die Natur der Einrichtungen und Geſetze Ki5t 


mit jenen der religidfen Gattung vermiſchten. Die ſeitdem verfüntee Be 


wiflensfreiheit hat diefe Sachlage geändert. Die bürgerlide Gewalt und die 
firliche Gewalt haben die Nothwendigkeit erlannt, fi) genauer abzugrenzra 
und unjere Geſetzgebung bat die Schranken ihrer Competenz, indem fie cm 
jede von ihnen in ihrer Einheit aufrecht erhielt, unter den Bedingungen eb 
geftedt, welche in dem zwiſchen Frankreich und dem Heiligen Etuhle zu Be 
ginn dieſes Jahrhunderts geichloffenen Uebereinlommen vorgezeichnet waren. 
Die Domäne der Kirche und die deß Etaated find mithin jegt gejchieden 
Dhne Zweifel bat die Berührung der Anterefien mit der Verwirrung der 
beiden Einrichtungen nicht aufgehört, und es gibt nad der Ratur der Dingt 
jelbft gemifchte Fragen, welche gleichzeitig von der welllihen und von kr 
geiftliden Autorität abhängen. Lie Regierungen könnten daher, indem fie ihre In- 
competenz für alle Angelegenheiten der lirchlichen Lehre und Unterweifung anerfar 


nen, nod immer die Erlaubniß, in die Discuffion über die Borrechte, melde un 


verlegt zu erhalten ihre Pflicht ift, mit einzutreten, als ein Recht in Anſpruch 
nehmen. Aber die Regierung Sr. Mojeftät würde heute in dem 

diejeß Nechtes ernſtliche Nachtheile entveden. Ihre Dazwiſchenkunft könnte fe 
in peinliche Debatten mit hineinziehen, ohne daß fie die Gewißheit hätte, ihren 
Anſchauung Geltung zu verſchaffen, und fie Gonflicten ausfegen, welche ft 


in den meiften Fällen nicht vermeiden könnte, ohne die ſchwerſte Berantwert 


Iichleit auf fih zu nehmen. 

„Unjere Gejege felbft bieten uns in diefer Hinficht alle wünſchenswertben 
Barantien. Sie haben zu Gunften der bürgerlichen Gewalt das Recht au’ 
recht erhalten, welches fie ichon in den früheren Zeiten befefien Hatte, F& 
Allenı, was unferen nationalen Freiheiten zumiderläuft, zu widerſehen. ir 
wären aljo volllommen in der Lage, eintretendenfalls dienigen Entſcheidungen tes 
nächſten Goncils, welde im Widerſpruch mit dem Öffentlichen Rechte Front 
reichs wären, abzulehnen. Es ift dies übrigens ein Fall, in welchen wir mdt 


zu kommen hoffen; wir haben Bertrauen in die erhabenen Anſchauungen, welde 
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im Schooße diefer Hohen Berfammlung vorherrichen werden, denn wir bürfen 
nicht minder auf die Weisheit des Heiligen Stuhles, als auf die Erleuchtung 
und den Patriotismus der Biſchöfe rechnen. Dabei tft es nicht unjere Abe 
fit, uns als ganz uninterefirt an dem Werke anzufehen, zu welchem der 
Heilige Bater die PBrälaten der katholiſchen Kirche einberuft. Die Bedeutung 
einer ſolchen Berfammlung inmitten der Kriſe, melde die modernen Gefell- 
ſchaften durchſchreiten, kann nicht in Zweifel gezogen werden und nichts, was 
die Geſchicke der katholiſchen Welt angeht, kann uns unaufmerliam oder leid. 
giltig finden. Die Faiferliche Regierung verzichtet alfo nicht darauf, von ihrem 
Kinfluffe Gebrauch zu maden. Sie wird ihn anwenden, um nad allen Seiten 
die Ideen der Verföhnung zu empfehlen, dern Triumph nur zur Befefligung 
der jocialen Ordnung und zur Beſchwichtigung der Gewiſſen beitragen könnte, 
Aber diefen mäßigenden Einfluß gedenken wir durch das Organ unferer ordent⸗ 
lichen Vertreter zu üben, ohne an das Concil einen bejonderen Bevollmächtigten 
abzuordnen, deſſen Gegenwart die Handlungsfreiheit beeinträchtigen würde, 
welche wir im Gegentheil uns volllommen vorzubehalten wünſchen. 
„Dieſe Verhaltungslinie ſtimmt mit dem überein, was wir von den Ab⸗ 
fichten der katholiſchen Regierungen im Wllgemeinen wiſſen, und der Papft 
Pius IX. jchemt jelbft auf die Enthaltung der Souveräne vorbereitet zu fein, 
weil er e8 nicht für angemefien gehalten bat, an ihre directe Mitwirkung zu 
appelliren, und an fie nicht, wie in früheren Zeiten, die Einladung gerichtet 
bat, fi vertreten zu laffen. Wenn die kaiſerliche Regierung ſich alſo ent⸗ 
ſchließt, feinen Botichafter beim Concil zu haben, jo gehorcht fie nicht bloß 
dem Geiſte unferer Belege; die Zurüdhaltung, welde fie für vorfichtig halt, 
zu beobachten, ift au im Einklang mit jener, in die fi der Papſt jelbft 
veriließt, und indem wir in diefem Betracht die Politik verfolgen, welche 
uns für den Schutz unjerer Rechte die gerignetfte jcheint, dürfen wir auch hoffen, 
daß der römildhe Hof den Erwägungen, die unferen Entſchluß eingegeben haben, 
dolle Gerechtigkeit werde widerfahren laſſen. Sie find ermädtigt, dieſe De 
peſche dem Herrn Minifter des Aeußern der Regierung, bei welcher Sie ber 
glaubigt find, vorzufejen, ohne ihm jedoch Abſchrift Davon zu überlaffer.* 
Die franz. Regierung theilt die Depeſche jämmtlihen Mächten 
mit, die fich mit dem Edritte vollkommen einverjtanden erklären. 


8.— 11. Sept. Congreß der Provinzialpreffe in ben Qureaur ber „Des 
centralijation” zu Lyon. Derſelbe beſchließt bie Aufftellung, folgen- 
ber Forderungen: 

Abſchaffung des Art. 75 der Berfafiung vom Jahr VIII; definitive Auf⸗ 
Hebung des Sicherheitsgeſetzges; volllommene Wfiociations- und Unterrichtß- 
Freiheit; das Wahlprineip auf die Ernennung der Maires angewendet und 
Breigebung der ſtädtiſchen Verwaltung, Einſezung von Gantonalräthen oder 
Erweiterung der Befugniffe der Arrondiffementsräthe; eine umfaflendere Wirk⸗ 
famfeit der Seneralräthe; Umlegung der Wahlbezirfe auf Grundlage der 
Arrondiſſements; Einführung von Berfammlungen, in welchen die Departe⸗ 
ments gruppenmweije vertreten find; Umwandlung der Präfectur-Gollegien in 
Berwaltungs-Berichtshöfe; Herabjegung der Gaution, Abſchaffung des Stem- 
pels und volllommene Freiheit des Verkaufs auf offener Straße für bie 
Zeitungen. 


9, „ Der Bifhof von Orleans, Mfgr. Dupanloup, tritt eine Runb- 
reije an bie deutſchen Biſchofsſitze an, un fich mit ben deutſchen Biſchöfen 
über bie Haltung auf bem bevorftchenden Eoncil und gegenüber ben 
immer mehr bervortretenden Plänen ber päpftl. Curie zu verftändigen. 

10, „ Der Kaijer, wieber fo ziemlich hergeftellt, befucht Paris von 
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St. Cloud aus, um ſich zu zeigen, muß dagegen auf ben immer 
noch beabfitigten Beſuch im Lager von Chalons definitiv werk 
20. Sept. Schreiben bes P. Hyacintbe an ben General feines Orter⸗ 
in Rom — BProteft gegen bie römiſche Scheidung zwiſchen te 
Kirche und ber fog. mobernen Givilifation und gegen jene „Praditr. 
welche ſich römiſch nennen, aber nit chriſtlich find“: | 
„An den ehrwürdigen General der Garmeliter-Barfühler in Rom. Be: 
fehr ehrwürbiger Vater! Während der fünf Sabre meiner Amtsführune = 
NotresDamerde- Paris Hat mir troß der offenen Angriffe und der verfieis 
Ungebereien, deren Opfer ih war, Ihre Adtung und Ihr Bertraum lem 
Augenblid gefehlt. Ich bewahre dafür zahlreihe von Ihrer Hand geld: 
bene Zeugnifie, welche fi ebenfo auf meine Predigten wie auf meine Perix 
beziehen. Was aud) kommen möge, ich werde mich ihrer ſteis Danfbar er 
nern. Heute indeß beſchuldigen Sie in Folge einer plöglidden Berändersr: 
deren Urſache ih nit in Ihrem Herzen, ſondern in den Umtrichen rer 
in Rom allmädtigen Partei juche, was Sie ehedem aufmunterten, tabeln Ex, 
was Sie ehebem billigten, und verlangen Gie, daß ich eine Sprache Führe oder 
ein Schweigen beobadte, welche nicht mehr der volllommene und wahre Yu 
drud meines Gewiſſens wären. Da zögere ich feinen Augenblick. Mit einer 
durd ein Lofungswort gefäljchten oder durch Berjhweigungen verfünmeltr 
Rede kann id) nicht Die Kanzel von Rotre-Dame wieder befteigen. Ich inzeie 
mein Bedauern darüber dem einfihtsvollen und muthigen Erzbiſchof ou. 
welcher fie mir geöffnet und gegen daß Lebelmollen der Menſchen, von bene 
ich joeben geſprochen, erhalten hat. Ich ſpreche mein Bedauern darüber te 
impofanten Zuhörerſchaft aus, welche mid dort mit ihrer Aufmerkjamier. 
mit ihren Sympathien, beinahe Könnte ih jagen: mit ihrer Freundſchaft um- 
gab. Weder ihrer noch des Biſchofs noch meines Gewiſſens noch Gottes wäre 
ich würdig, wenn ich darein willigen Tönnte, vor ihnen eine folde Role za 
ipielen! Ich ziehe mich gleichzeitig von dem Klofter zurüd, welches ich be 
wohne und das fi für mich unter den neuen mir bereiteten Umſtänden ır. 
eine Gewifenshaft verwandelt. Indem ich alſo handele, bin ich keinesweg⸗ 
meinem Gelübde untreu: ich Babe den Gehorfam des Mönches verſprochen 
aber in den Grenzen der Chrlichleit meines Gewwifiens, der Würde meintt 
Perjon und meines Amtes, Ich habe ihn verfproden unter der Rechtäwot!- 
that jenes höheren Geſetzes ber Gerechtigkeit und der „königlichen reihen”, 
welche nad dem Apoftel St. Jakob recht eigentlich das Gele eines Chrifter 
ift. Gerade die vollkommenſte Ausübung dieſer heiligen Freiheit fuchte # 
vor zehn Jahren im Klofter, erhoben durch einen von jeder irbiichen Bered⸗ 
nung freien, ich wage nicht hinzuzufügen auch jeder jugendlichen Iluſion baren 
Enthufiasmus. Wenn man mir zum Lohn für meine Opfer heut Ketten 
bietet, fo habe ich nicht nur das Recht, ih habe auch die Pflicht, fie von mir 
zu werfen. Die gegenwärtige Stunde iſt eine feierlide. Die Kirche durd- 
fchreitet eine der heftigften, bunlelften und entihiedenften Krifen ihres Be 
ftebens auf Erden. Zum erftien Mal jeit dreihundert Jahren wird ein ücw 
meniſches Concil nicht nur einberufen, jondern für notwendig erflärt, das 
it der Ausdrud des heiligen Baters felbft. Nicht in einem Wugenblide kann 
ein Prediger des Evangeliums, und wäre er der letzte von allen, darein mil 
ligen, zu ſchweigen, wie jene „ftummen Hunde* Israels, ungetreue Wächter, | 
denen der Prophet vorwirft, daß fie nicht beilen können: Canes muti, non 
valentes latrare. Die Heiligen haben niemals geſchwiegen. Ich bin nicht 
Giner von ihnen, aber ih bin doch von ihrem Geſchlecht — Allii sanctorum 
sumus — und id habe immer meinen Ehrgeiz darein gejeht, mit meinen 
Schritten, meinen Thränen und, wenn es fein müßte, meinem Blute in ihre 
Spuren zu wandeln. Ich erhebe alſo vor dem heiligen Bater um 
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vordem Coneile meinen Proteſt als Chriſt und als Prieſter 
gegen jene Lehren und jene Practiken, welche fi römiih nennen, aber nicht 
chriſtlich find und welde in ihrem immer lühneren und verderblicheren Vor⸗ 
Dringen darnach trachten, die Berfaffung der Kirche, Form und Inhalt ihrer 
Lehre bis auf den Geift ihrer Liebe ſelbſt zu verändern. Ich proteftire gegen 
die ebenjo gotiloje als unfinnige Scheidung, welde man zu bewerfftelligen 
fucht zwiſchen der Kirche, die unfere Mutter in Emwigfeit if, und der Geſell⸗ 
fchaft des 19. Jahrhunderts, deren Söhne wir in der Zeit find und gegen 
die wir aud Pflichten und Anhänglichkeiten haben. Ich proteflire gegen dieſen 
radilaleren und noch ſchrecklicheren Widerftreit mit der menſchlichen Natur, 
die von jenen falſchen Lehrern in ihren unverwäfllihen und heiligften Be⸗ 
ftrebungen angegriffen und empört wird. Ich proteftire namentlich gegen die 
kirchenſchanderiſche Fälſchung Des Evangeliums des Sohnes Gottes jelbft, defien 
Geiſt und Buchſtabe in gleicher Weile von dem Pharijäisnus des neuen Ges 
jetzes mit WYüßen getreten werden. Es ift meine innigfte Ueberzeugung, daß, 
wenn Frankreich insbeſondere und die lateiniſchen Raflen Überhaupt der ſocialen, 
fittliden und religidjen Anardie zur Beute werden, der Hauptgrund dafür 
zwar gewiß nicht in dem Katholicismuß felbft, aber in der Urt Tiegt, wie der 
Katholicismus feit langer Zeit verfianden und geübt wird. Ich appellire an 
das Concil, weldes zujammentreten wird, um Heilmittel für das Uebermaß 
unjerer Leiden zu ſuchen und um fie ebenſo nachdrücklich als fanft in An- 
wendung zu bringen. Uber wenn Beſorgniſſe, die ich nicht theilen will, im 
Erfüllung gehen jollten, wenn die erhabene Berfammlung nicht mehr Freiheit 
in ihren Berathungen haben follte, als fie ſchon in ihren Vorberathungen ge» 
habt Hat, wenn fie mit einem Wort der weientlihen Merkmale eineß dcume⸗ 
niſchen Concils entbehrte, jo würde ich zu Gott und zu den Menſchen fchreien, 
um ein anderes zu verlangen, welches wirklich im heiligen @eifte, nit im 
Geifte der Parteien zufammenträte, wirklich die ganze Kirche, nicht daB Schwei⸗ 
gen des Einen und die Bedrückung des Anderen verträte. „Mi jammert 
herzlich, daß mein Bolf fo verderbt ift, ih gräme mid und gehabe mich Abel. 
Iſt denn feine Salbe in Bilend? Oper ift denn fein Arzt nicht da? Warum 
ift denn die Tochter meines Volks nicht geheilet?* (Jeremias, Kap. 8.) Und 
endlich appellire ih an dein Gericht, Herr Jeſus! Ad tuum, Domine Jesu, 
tribunal appello. In deiner Gegenwart jchreibe ich diefe Zeilen; zu deinen 
Fußen, nachdem ich viel gebetet, viel nachgedacht, viel gelitten und viel ges 
wartet habe, unterzeihne ih fie. Wenn die Menihen auf Erden fie ver- 
dammen, fo vertraue ich, daß du im Himmel fie billigen wirft. Das genügt 
mir für Leben und Sterben. Paris, Bafly, 20. Sept. 1869. Br. Hyacinthe, 


Dberer der Garmeliter-Barfüßler von Paris, zweiter Definitor de Ordens 
in der Provinz Avignon.” 


6. Eept. Ter Orbendgeneral bes P. Hyacinthe in Rom bebroht benjelben 
in Folge feines Schreibens vom 20. d. mit ber großen Ercommuni: 


cation, wofern er nicht binnen 10 Tagen ſich unterwwerfe und in 
fein Klofter zurückkehre. 


u. 0. Ihr Schreiben vom 20. d. M. meldet mir, daß Sie Ihr Kloſter 
in Paris verlafien. Die Zeitungen und Privaibriefe berichten mir in der 
That, das Eie Ihr Klofter verlafien und das Ordenshabit abgelent haben, 
ohne klirchliche Autoriſation. Wenn diefe Thatſache unglüdlierweife wahr 
fein ſollte, ſo weile ih Ste darauf hin, mein ehrw. Pater, daß Eie willen 
müffen, daß ein Ordensgeiſtlicher, welcher fein Klofter verläßt und das Ordens 
babit ablegt ohne regelmäßige Erlaubniß der zuftändigen Behörde, als ein 
Apoftat betrachtet wird, und demzufolge den kanoniſchen Strafen unterliegt, 
die in dem Cap. periculoso angegeben find, Diefe Strafen find, wie Sie 
wien, die große Egcommunication: Latae sententiae, und gemäß unjerer 
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Conſtitutionen, beſtatigt durch den heil. Stuhl Part. 3 cap. 85 Nr. 12, uch» 
liegen Die, welche ohne Erlaubniß aus der Gongregation austreien, ipso facto 

der großen Ereommunication und der Infamie Qui a congregatione re- 
cedunt, praeter apostatiam ipso facto excommunicationem et infamiar 
notam incurrent, In meiner Eigenſchaft als Ihr Oberer und um den Ber. 
ſchriften der apoftoliiden Decrete zu gehorchen, welche mir beiehlen, ik 
Genjuren anzuwenden, um Sie in den Schooß des Ordens, den Sie jo bei» 
genswerth verlafien haben, ee ſehe ih mid in die Rothwendizn: 
verjegt, Ihnen zu befehlen, in das Klofter zu Paris, welches Sie ver. 
haben, —RX innerhalb der Frift von zehn Tagen nah Emmy: 
dieſes gegenwärtigen Schreibens, und made Sie zugleich aufmerkjam barar‘ 
daß, wenn Sie diefer Vorſchrift nicht in dem oben beflimmien Termin Fr 
leiften, Gie canoniſch enthoben werden von allen Aemiern, die Gie in den 
Drden der barfüßigen Garmeliter ausüben, und daß Sie fortfahren werke, 
unter der Laft der Genfuren zu leben, welche das gemeine Recht und me: 
Gonftitutionen auffielen. Möchten Sie, mein ehrw. Bruder, unfere Erinz 
und den Ruf Ihres Gewifens hören ꝛc.“ 

P. Spacinthe erhält in Folge feines Schrittes einen abmahnenden B: 
des Bilhofs Dupanloup von Orleans, in dem ihn derfelbe „beichwört, car’ 
der jchiefen Bahn auf der er fi befinde und die zu Abgründen führe, ne* 
der verwirrie Blid feiner Seele nicht geichen babe, innezubalten® und „4 
dem h. Vater rm Füßen zu werfen“. P. Hyacinthe dankt dem Biſchof ik 
feinen Brief, feine Gefühle und Gebete, ertlärt ibm aber, „daß er weder de 
Borwürfe noch die Rathiläge defielben annehmen könne, welche er an ibe 
richte" und meint: „Was Sie einen großen Fehler nennen, den ich beganga 
hätte, nenne ich eine große Pflicht, die ich erfüllt habe.“ Bon andere 
Seite erhält dagegen ber Datır lebhafte Zuftimmungs- und Ermunterungs 
ſchreiben. Auf ein foldes des Marcheſe Billamarina antwortet er: „Tr 
Rundgebungen von Sympathie wie diejenige, weldde Sie mir bie Ehre er⸗ 
weiſen an mich zu richten, find wohl geeignet, mich auf der ſchwierigen Vabe 
die ih zu wandeln entſchloſſen bin, aufzumuntern. alien lan mi 
einem ungebeuren Gewicht auf das Werl der Umwandlung der Kirche Ei- 
Huß nehmen: tempus est ut ju-icium incipiat a domo Dei. Was mi 
perjönlich betrifft, jo weiß ich nicht, ob der Proteſt, den ich erhoben, und x 
Opfer, weiches ich vollbracht habe, frudtbar fein werden; aber wenige 
werde ich bis ans Ende meinem Gewiſſen gehorcht haben. 36 Dante Yhne:, 
daß Sie mich verflanden und gebilligt haben. Bruder Hyacinthe.“ Der Ba 
geht (10. Det.) für einige Zeit nad Amerika. 


26, Sept. Seitdem der Zuſtand bes Kaiſers gerabe feine nahe Koi 
ſtrophe befürdten läßt, verlangt bie Öffentliche Meinung immer tre 


henber bie Wiebereinberufung bes geſetzgeb. Körpers. 

Das nun feit Wochen dauernde Schauipiel einer Regierung, die nicht regiert, 
die Ungewißheit Über den Geſundheitszuſtand deß Kaiſers, der Zwieſpalt ie 
Schooße der kaiſ. Familie, die unleugbar vorhandene Zerfahrenheit im Miniſt 
rium, deſſen Mitglieder (Forcade und —* ſich gegen enfeitig zu — trachta 
Alles das hat eine Lage geſchaffen, in welcher die RNichtwiedereinberufung kr 
Boltsvertretung ſchwer empfunden und heftig getadelt wird. —* — 
ein liberaler Deputirter und einer der 116, fordert daher gerabegu auf, de 
Abgeordneten follten, wenn bis bahin nicht wieder einberufen, 26. 
von fih aus zufammentretn: „Rad dem Botum des ——— [244 
es ſelbſt keinen Borwand mehr Hr bie ertagung. Der von der Berfaflun 
für die GSeffion feflgefegte Termin ift ſecht Monate. Um 25. October in 
die ſecht Monate abgelaufen, da die lezte Kammer am 25. April aufge 
wurde. Die außerordentlihe Seſſion, in welcher nn den ———— 
arg mitipielte, kaun nicht gegen den legitimen Wunſch des Landes, feine Ge 
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fchäfte zu beiorgen, angerufen werben. Es wird alfo dann eine wirkliche und 
Beabſichtigte Berlegung der Berfafjung vorliegen.” Der Vorſchlag wird von 
vielen Seiten mit Eifer aufgenommen, von anderen dagegen befämpft und 
ſchließlich von allen Seiten doch fallen gelaffen. 


Det. Die Kaiferin gebt durch Oberitalien unb über Venedig, wo 


22. 


W. 


fie mit dem König von Italien zuſammentrifft, nah Konſtantinopel 
und von ba nad Aegypten zur Eröffnung bes Euezcanal®. 


„ Ein Baij. Deeret beruft die Kammer erſt auf ben 29. Nov. 
wieber ein. Allgemeine Unzufriebenbeit. 


„ De Raifer fiebelt nad Compièegne über. 

„ Da fihb P. Hyacinthe binnen ber ihm gewährten Friſt nicht 
unierworfen unb nit in fein Klofter zurüdgetehrt ift, fo wird er 
feiner bisherigen Würde entjeßt unb ercommunicirt. 


„ Tie Mehrzahl der Abgeorbneten ber Linken erläßt eine Art 
Manifeſt, worin fie barlegt, warum fie am 26. Det. es wegen 
Nichteinberufung ber Kammer nicht zu einem Eclat treiben will: 
„An unjere Mitbürger! Dan fregt uns, ob wir uns am 26. Oct. in 
die Kammer verfügen werden. Wir werden es nicht thun und zwar aus 
folgenden Gründen: Indem wir uns in die Sammer verfügten, würden wir 
nothmwendig eine Kundgebung hervorrufen, deren Bang und Tragweite bei dem 
gegenwärtigen Stand der Dinge Niemand regeln kann. Wir haben aber 
nicht das Recht, das Loos der wiedererfiehenden freiheit tem Zufall in bie 
Hünte zu liefern. Wenn eine große Revolution, eine friedliche Revolution 
begonnen bat, wenn man den unvermeidlichen Ausgang derjelben mit jedem 
Tag deutlider vorausfieht, wäre es unpolitiſch, der Negierung irgend einen 
Borwand zu geben, daß fie fih in einer Emeute wieder ſtärkie. Wenn die 
Regierung die conftitutionellen Regeln, welche fie ſich ſelbſt vorgezeichnet hat, 
mit Füßen tritt, jo bat die Demokratie für den Augenblid nur eines zu thun: 
davon Act zu nehmen. Dieſe Berfaffung, welche die Regierung in ihrer 
Laune mit eigenen Händen vernichtet, wir haben fie nur über uns ergeben 
laffen, und es ift nicht unjere Sache, fie zu vertheidigen und damit wieder» 
berzuftellen. Unter ſolchen Umfländen haben wir beichloflen: die wirkliche 
Eröffnung der nächſten Seſſion abzuwarten. Dann werden wir vun der Re 
gierung Rechenſchaft für die neue, der Nation zugefügte Beleidigung verlan- 
gen. Dann werden wir gerade an der Erfahrung der legten drei Monate 
beweiſen, daß die perjönlicde Regierung, wenn fie fi auch das Anſehen gab, 
vor der dffentlichen Mikbilligung das Feld zu räumen, nicht aufgehört bat, 
als Serr zu handeln und zu fpredden. Dann werden wir endlih auf dem 
Boden des allgemeinen Stimmrechts und der Bollsfouveränetät, dem einzigen, 
welder fortan noch befteht, das Werl der demofratiichen und radicalen Rüde 
forderung, deſſen Fahne das Bolt in unfere Hände gelegt bat, fortführen.“ 


„ Berfammlung der Mehrheit ber 116 Interpellanten (Mittel: 
partei): es wirb einftimmig bie Nothwendigkeit einer eingreifenden 
That erfannt und auf den 27. d, DM. eine neue Berfammlung 
anberaumt. 

» Die alte Kammermehrheit madt einen vergeblihen Verſuch, fidh 
wieber zu jammeln und zu organijiren. 

» Die Bolizei kündigt an, daß fie für den folgenden Tag gegen 


358 


—* | 


jeden Verſuch einer Ruheſtörung bereit jei. Der Kaifer Eommt ven 
Compiègne nad Paris herein. 


26. Oct. Etrömender Regen. Große Vorfihtsmaßregeln. Alles rubiz. 


29. 


„ Große fhußzöllneriihe Verfamnlung in Rouen gegen ta, 
Handelvertrag mit England und die SHanbeleverträge jeit 1% | 
überhaupt. 


1. Nov. Beginn ber Wahlverfammlungsperiobe für die Ergänzunzt 


wahlen in Paris. Ä 
„ Rocefort will fih von Belgien nah Paris begeben, um ir 
Mahl in den gejeßgeb. Körper felber zu betreiben, wirb an te 
Grenze verhaftet, aber auf Befehl bes Kailers für bie Dauer ka 
Wahlperiode wicber freigelaffen. | 
„ Vortgang ber ſchutzzöllneriſchen Aaitation in Rouen, Lille x. 

„ Tie Radicalen wollen in Paris ſolche Candidaten wählen, tu 
ben Eid verweigern, namentlich Lebru Rollin. Derjelbe wird m 
biefem Eile durch eine Deputation nad London eingeladen, nes 
Paris zu kommen, mas er jebodh ablehnt. | 


„Manifeſt der Linfen bes gefeßgebenden Körpers an ihre Tu: 
bürger: , 

„Die Unterzeichneten hielten e8 im Juli d. 3. für ihre Pflicht, in ihrer 
Zurüdhaltung zu verharren, um nicht die Wirkung der von 116 ihrer Cer⸗ 
legen niedergelegten Interpellation zu durchkreuzen. Heute, dı nad eine 
mißbräuchlichen und langen Anterregnum die Sammer ihre Arbeiten wieder 
aufnehmen fol, fcheint e8 ihnen wichtig, die Verhaltungslinte genau ana 
geben, die fie zu beobachten gedenfen, un das Ziel zu erreichen, das ihnen fit} 
vorgeſchwebt hat: die Regierung des Landes durch das Land ſelbſt, für un 
durch die Freiheit. Die Nothwendigkeit einer Umwandlung drängt ſich mz 
jebem Tage mehr durch das Gewicht der Thatjachen, die Freiheit der Disca 
fion, die Macht der Wahrheit der Öffentlichen Lieberzeugung auf. Zu va 
Waffen wollen die Unterzeichneten ihre Zuflucht nehinen; fie würden ander 
Waffen nur dann ergreifen, wenn die Gewalt es verjuchte, ihre Etimme je 
erftiden; aber fie haben die fefte Hoffnung, unterftüßt von der Zuſtimmunz 
ihrer Mitbürger, auf frieblidem Wege die Veränderung durchführen zu Bi 
nen, welche die Öffentliche Meinung gebieteriic verlangt. Die legten Wahles 
haben bewiejen, daß dieſe der perfönlichen Regierung für immer ein En 
machen will. Diefem Verlangen fest die perfönliche Regierung einen Wider 
ftand entgegen, den man um jeden Preis aus dem Wege räumen muß. Ti 
erfte Sorge der Unterzeichneten wird aljo fein, eine nterpellation mit mom 
virter Tagesordnung wegen der nicht zu rechtfertigenden Verzögerung it 
Einberufung des geießgebenden Körpers einzubringen. Die Regierung, welk 
freiwillig die fürdterliche Möglichkeit eines Straßenkampfes herausfordert. 
hat einen Act begangen, für welchen die Unterzeichneten entſchloſſen find, ſtrenge 
Rechenſchaft von ihr zu fordern, und ala Corollar werden fie ein Geſet ver . 
langen, welches die Kammer zur unbedingten Herrin über das Bertagungstei 
madt. . . . Außerdem Lönnen die Abgeordneten in Gefegentwürfen Reforman | 
bezeichnen. Die erfte bezieht fih auf die Wahl des geießgebenden Körner 
jelbfl. Die Verwaltung kann nicht das Recht, von welchem fie einen ſcande⸗ 
löjen Gebrauch gemacht hat, die Wahlbezirke zu bilden und umzulegen, be 
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halten. Dieſes Recht gebührt nur dem Geſeggeber. Das Botum muß von 
dem Sinderniß eines vorgängigen Eides und von jeder Dazwiſchenkunft des 
Behörde befreit, feine Aufrichtigleit muß durh die municipale Unabhängigkeit 
verbürgt fein. Die Uinterzeichneten werden die Wahl der Maires und ferner 
verlangen, daß Paris und Lyon wieder unter die Serrichaft des gemeinen 
Rechts geftellt werden. Sie müflen gleichzeitig die Wunicipalitäten von einer 
fie lähmenden Bormundichaft befreien. Der Geſetzentwurf, weldger den Art. 75 
der Berfoffung vom Fahre VIII abſchafft, wird für die öÖffentlide Mei⸗ 
nung nur eine gerechte und fpäte Senugthuung fein. Es verhält ſich ebenfo 
mit der Abſchaffung des Heeresgeſetzes, welches eine doppelte Drohung gegen 
den Frieden und gegen die Freiheit in fi birgt und das Land erichöpft, es 
muß einem Syſtem Play maden, welches die Nation zur Bertheidigung des 
Baterlandes und jeiner freien Einrichtungen waffne. Zur Sanction dieſes 
Syſtems gehört, daß das Recht, den Krieg zu erklären, dem Nationaliwillen 
übertragen werden muß. lm diefe Reformen vorzubereiten, muß die Preſſe 
von ihren Hemmniflen befreit fein. Die Kaution und den Stempel abzuſchaf⸗ 
fen, die Jurisdiction der Geſchwornen wieder herzuftellen, die Freiheit der 
Druderei und des Buchhandels zu verfügen, das verlangt die Oppofition, 
und das werden die Unterzeichneten kraft ihrer Initiative formuliren. Sie 
werden endlich die Aijociationzfreiheit, dann die Revifion des Vereinsgeſetzes 
verlangen, um die willfürlichen Beſtimmungen zu befeitigen, welche die Aus« 
übung eines wmejentlihen Rechtes einſchränken und ftetS zu bedauerlichen Con⸗ 
fliften den Anftoß geben... . In der Erfüllung diefer ihrer Aufgabe erklären 
die Unterzeichneten, nur vor ihrem Gewiſſen verantwortlih zu jein. Man hat 
verfucht, die Idee dom imperativen Mandat wieder aufzufriiden. Die Unter» 
zeichneten mweijen diefen Anjprud als einen fallen und gefährlichen zurück, 
der, wenn er jemals Cingang fände, nur zu der Tyrannei der Minoritäten 
führen könnte. Sie find gewillt, ihr entichloffen zu befämpfen. Ohne Zweifel 
werden fie fich fletS freuen, die vertrauenspollen Beziehungen zu ihren Wäh- 
Iern vermehren zu können. Sie betrachten fich für durch ihre Ehre gebunden, 
die Principien zu vertreten, welde um fie und ihre Wähler ein enges Band 
fchlingen. Wenn ihre Weberzeugung fie von ihren Wählern entfernte, fo 
würde das ihnen die Pflicht auferlegen, ihre Haltung beurtheilen zu laſſen 
und zu diefem Behuf ihre Demiflion zu geben; aber nur ihr Gewiſſen haben 
fie zu befragen, jonft weder Weifungen noch Befehle zu empfangen. Das 
Wahlprincip if gegenwärtig die einzige Bürgichaft der Ordnung; es ift bes 
zufen, alle Inflituttonen des Landes von der Grundlage bis zum Gipfel ume 
zumandeln. Damit es unverlekt bleibe, muß es gleichzeitig frei gehalten wer⸗ 
den von den monarchiſchen Compromiſſen, welche es verderben, und von den 
demagogiſchen Sewaltthätigleiten, melde e3 erniedrigen.” Das Manifeft iſt 
von 27 Abgeordneten, darunter Bancel, Favre, Ferry, Gambetta, Garnier» 
Pages, Koͤratry, Pelletan, Picard und Simon unterzeichnet. 


17. Nov. Lebru Rolin verzichtet auf feine Candidatur in Paris. Die 


21. 
22, 


23. 


dee der Wahl eines Unbeeibigten wirb ziemlich allgemein fallen 
gelafien. 

„ Der Kaifer fiebelt von Compiègne nah ben Zuilerien über. 

„ Nahmahlen in Baris: es werben gewählt Nochefort (gegen 
Carnot), Cremieur (gegen Pouyet-Querticr), Arago und Glais: 
Bizoin. Im Ganzen behaupten bie Gemäßigten wicher bie Oberhand. 
„ Die Regierung will bie Handelsverträge durch ben aus ben ver; 
ſchiedenen Parteien erweiterten Oberhandelsrath unter bem Borfige 
bes Hrn. Rouher prüfen laffen. Die Gewählten nehmen jedoch bie 
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Ernennung nicht an, fo daß fi bie Maßregel als ein Schlaz m | 
Maffer erweift. 


23. Nov. Biſchof Dupanloup erhebt fih enersiih gegen ten ungekikr: 


25. 


28. 


29. 


liyen Einfluß der fog. katholiſchen Prefje und namentlih DBenilied | 


auf bie Angelegenheiten ber kath. Kirche. 
tements thut fi jebt auch eine freihäntlerifhe Partei im Süder 
auf und beginnt zunädft mit cinem Meeting in Yorbcaur. 
„Verſammlung ber fogen. 116 ber Mittelyarti. Auf ber 
Antrag Dllivier’6 wirb gegen eine Minderheit von 23 Etimma 
beſchloſſen, fi enbgiltig auf dem Poben des Eenatusconfults ;e 
eonftituiren und erſt nad vollenbeter Prüfung ber (beanſtandeter 
Wahlen bie Deinifter über bie Vertagung ber Kammer zu inte. 
pelliren. 
„ Eröffnung der Kammern. Threnrebe bes Kaiſers: 

„Es ift nicht Teicht in Frankreich eine regelmäßige und friedliche Amen 


dung der freiheit Herguftellen. Seit einigen Monaten ſchien die Geſelſcheit 


dur die Leidenſchaften des Umfturzes bedroht, die Freiheit dur die Uri 
ſchreitungen der Prefie und der öoffentlichen Verfammlungen gefährdet; jeder 
fragte fi: wie weit die Langmuth der Negierung geben werde. Aber ber 
geiunde Sinn des Volkes hat ſich bereit? gegen die firäflichen Uebertreibungen 
aufgelehnt, und die ohnmächtigen Ungriffe haben nur dazu gedient, Die Feſtig⸗ 
feit ‚des dur den Willen der Nation begründeten Gebäudes darzuthen 
Nichtsdeſtoweniger dürfen die Unficderheit und die Unruhe, welche die Gemi- 
ther beherrichen, nicht fortdauern, und die Rage fordert mehr denn je Offen⸗ 
heit und Entichloffenheit. 

„Bir müflen ohne Umſchweife und offen jagen, was der Wille des Lan 
des if. Frankreich will die freiheit, aber die Freiheit im Bunde mit Wer 
Ordnung. Für die Ordnung ſtehe ich ein. Unterftügen Eie mid, meine 
Serren, die freiheit zu erhalten, und um dieſes Ziel zu crreidhen, wollen wir 
uns gleichweit von der Reaction und von revolutionären Theorien fern halten. 
Zwiſchen denjenigen, welche alleß ohne Beränderung erhalten wollen und den 


jenigen, welche beftrebt find, alles umzuſtürzen, gilt e8, eine wuhmmärbige 


Stellung einzunehmen. 
„Als ih das Eenatusconfult vom September d. 3. als die Iogide 


folge der vorangegangenen Reformen und der am 28. Juni d. 3. vom 


Staatsminifter in meinem Namen erlafienen Erflärung in Vorſchlag bradfte, 
wollte ich entichloffen eine neue Aera der Berföhnung und des Fortſchritis ber 
gründen, und indem Sie mid in meinem Vorhaben unterftügien, haben Eie 
weder die Vergangenheit verleugnen, noch die vollziehende Gewalt entwwaffnen, 


noch das Kaiſerreich erſchüttern wollen. Unſere Aufgabe beſteht jekt darin, 


die dort aufgeſtellten Principien in Anwendung zu bringen, indem wir ſie in 
die Geſetze und Sitten einführen. Die Vorlagen, melde die Miniſter Ihrer 
Billigung unterbreiten werden, baben fämmtlid einen aufridtig Liberalen 
Gharalter; wenn Sie diefelben annehmen, dann werden folgende Verbeſſerun⸗ 
gen verwirklicht werben: 

„Die Maires follen durch die Municipalräthe gewählt werden, außer in 
den durch das Geſetz vorgefehenen Fällen. In Lyon und in den zu Paris 
gehörenden Gemeinden follen die Municipalräthe auß dem allgemeinen Stimm- 
recht hervorgehen. In Paris, defien Interefien mit denen von ganz frank 
rei verknüpft find, joll der Municipaltath von dem gejegeb. Körper gewählt 
werben, weldem bereit$ das Recht zufteht, das außerordentliche Budget der 
Hauptſtadt feſtzuſtellen. Gantonalräthe follen errichtet werden, hauptjäglid 


Gegenüber ber ſchutzzöllneriſchen Agitation in ben Rorböcrer: 





Trankreig, 961 


ums die Hülfsguellen der Gemeinden zu vereinigen und deren Verwendung zu 
leiten. Ferner jollen den Generalräthen neue Berechtigungen eingeräumt wer⸗ 
den. Die Golonien werden gleichfalls an diefer Decentralifationsbewegung 
tbeilnehmen. Endlich wird ein Geſe, weldes den Umfang des allgemeinen 
Stimmredts erweitert, die Öffentlichen Functionen feſtſegen, welde mit dem 
Mandat eines Deputirten vereinbar find. Dieſen abminiftrativen und politi- 
fchen Reformen werden Geſetzesvorlagen folgen, welde von mehr unmittel» 
barem Iniereſſe für die Bevollerung find: dieſelben bezwecken eine fchnellere 
Entwidlung des unentgeltlihen Boltsunterrichts, die Herabjegung der Berichts 
toften, den Wegfall des halben Gentime, durch welden die Erbichaltöfteuer 
erhöht if ; die Betheiligung bei den Sparlaflen foll erleidtert und für die 
Zandbevöllerung durch Agenten des Schayamts angebahnt werden. Die Kinder» 
arbeit in den Fabriken wird humaner geregelt und eine Erhöhung der niedri⸗ 
gen Gehalte angeftrebt werten. Andere Fragen von Wichtigleit, die noch nicht 
bis zur Vorlage gediehen find, befinden fi in der Vorberathung. Die En, 
queète bezüglich der Landwirthſchaft ift beendigt und gemeinnützige Vorſchläge 
werden aus derſelben hervorgehen, fobald der Oberbandelsrath Bericht erftattet 
baden wird. Eine andere Enquete in Betreff der Octrois hat begonnen. Es 
wird Ihnen ein Gejetentwurf behufs Einführung allgemeiner Zolltarife vor⸗ 
nelegt werden, welche zu keinem ernftliden Witerfprude Beranlafjung geben. 
Bas diejenigen Tarife betrifit, welche lebhafte Neclamationen der Berireter 
gewiſſer Inbuftriegweige hervorgerufen haben, jo wird die Negierung Ihnen 
erfi dann in diefer Beziehung Vorſchläge machen, wenn fie fi alle Aufichlüjie 
verihafit haben wird, die geeignet find, Sie bei ihren Perathungen zu 
unterftügen. 

„Das Erpofe Uber die Rage des Kaiferreichs weit befriedigende Reiultate 
auf; die Geſchäfte haben keinen Stiliftand erfahren, und die indirecten Ein» 
nahmen, deren natürliches Wachſthum ein Zeichen der Wohlfahrt und des 
Vertrauens ift, haben bis jegt SO Mil. Fr. mehr ergeben, als im vergan⸗ 
genen Jahre. Die laufenden Vudgets weiſen erhebliche Ueberſchüfſe nad), und 
daB Budget für das Jahr 1871 wird eine Aufbeſſerung mehrerer Zweige ter 
Berwaltung und eine entiprechende Dotation der bffentlichen Arbeiten neftatten. 
Allein es gentigt nicht, Reformen in Vorſchlag zu bringen, Erjparnifie in den 
Finanzen herbeizuführen und eine gute Verwaltung einzurichten, fondern die 
Öffentlihen Gewalten müflen im Eintlang mit der Regierung durch eine bes 
Rimmte und feſte Haltung zeigen, daß wir um fo mehr entichlofien find, die 
Interefin der Gejellihaft und die Grundſätze der Berfaflung jeder Gewaltthat 
gegenüber unverjehrt aufrecht zu erhalten, je mehr wir die Bahnen der Frei⸗ 
heit erweitern. Eine Regierung, welche der legitime Ausprud des Bollswillens 
ift, hat die Pflicht und die Kraft, fih Achtung zu verichaffen, denn ihr ftcht 
das Recht und die Mat zur Seite. 

„Wenn ih nun meine Blide über die Grenzen des Landes hinausrichte, 
ſchätze ich mich glücklich, daß die auswärtigen Mächte freundſchaftliche Bezie⸗ 
hungen mit uns unterhalten. Die Souveräne jomohl, als die PVöller wun⸗ 
jhen den Frieden, und widmen fi) den Fortſchritten der Givilifation. Welche 
Borwürfe man unjerer Zeit auch maden könnte, fo haben wir doc vollen 
Grund, auf dieſelbe ftolz zu fein. Die neue Welt unterbrüdt die Eclaverei, 
Rußland hebt die Leibeigenſchaft auf, England läßt Irland Gerechtigkeit wider» 
fahren, das mitteländifche Meer fcheint fich feines alten Glanzes zu erinnern, 
und von der Bereinigung aller katholiſchen Bilchöfe in Rom darf man nur 
ein Werk der Meisheit und der Terfühnung erwarten. Die Fortichritte der 
Wiffenjchaft bringen die Völker einander näher. Während Amerika den ftillen 
Ocean mit dem atlantiichen dur eine Eiſenbahn von ungeheurer Länge ver- 
bindet, vereinigen ſich überall Kapital und Intelligenz, um durch telegraphifche 
Leitungen die entfernteften Gegenden des Erdkreiſes einander nahe zu rüden. 
Frankreich und Italien werden fi durch den Alpentunnel die Hand reichen, 
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und die Gewäfler des mittelländifchen und des roihen Meers fliehen ber 
durch den Canal von Sue zufammen. Ganz Europa war in Egyia de 
der Einweihung dieſes gigantifhen Unternehmens vertreten, und wen be 
Raiferin heute der Eröffnung der Kammern nicht beiwohnt, fo gejchieht & 
deßhalb, weil ich wünichte, daß ihre Anmelenheit in einem Rande, we war 
Waffen fi einftmals Ruhm erworben, von der Sympathie Frarkfreichs it: 
ein Wert Zeugniß ablege, das wir der Ausdauer und dem Genie eines Fre— 
zoſen verdanken. 

„Meine Herren! Sie werben jert die außerordentliche Seffion, weik 
durch die Einbringung des Senatuschujults unterbrochen wurde, wieder cr 
nehmen; unmittelbar nad) der Beendigung der Wahlprüfungen wird die er⸗ 
dentliche Eeffion beginnen. Ich zweifle nicht, daß fie zu glüdlichen Ergebuire 
führen wird. Die großen Körperichaften des Staatd werden, enger mit cn 
ander verbunden, fi ins Einvernehmen fegen, um die neueften Ahänderun;r: 
der Berfafjung in loyaler Weiſe zur Ausführung zu bringen. Die direcm 
Theilnahme de Landes an feinen eigenen Angelegenheiten wird dem Kaver⸗ 
reich neue Kraft verleihen. Die gejehgebenden Berfammlungen tragen forten 
eine größere Berantwortlichkeit ; möge diefelbe für die Größe und das Webt. 
ergehen der Ration heilbringend werden. Möge die Verſchiedenheit der Ir- 
fihten zurüdtreten, jobald das allgemeine Intereſſe es fordert; mögen de 
Kammern durd ihre Einfiht und durch ihren Patriotismus darthun, bei 
Frankreich, ohne in bedauerliche Ausichreitungen zurfdzufallen, fähig if, de 
freien Inftitutionen zu ertragen, welche civilifirten Ländern zur Ehre gereichen 


30. Nov. Geſetzgeb. Körper: Jules Favbre interpellirt bie Regierung und 
bringt einen Geſetzentwurf ein, nad welchem die conftituirende Ge 
walt ausfchlieglid ber zweiten Kammer übertragen werben ſoll. 

Der Senat wählt eine Commiſſion, um den Entwurf einer neuen 
Geihäftsordnung auszuarbeiten. Die Tribüne ift auch im Senat 
wieber bergeitellt. 

"» u Die Minderheit der 116 reip. 130 conftituirt fih unter Tara 
und Buffet als linkes Centrum; tie Majorität berfelben bilbet fortan 
von felbft das rechte Centrum. 

„ Ter Seinepräfett Hr. Haußmann ridtet eine Denkfchrift über 

den Stand ber Finanzen und bes Umbaues von Paris an ven er: 

nannten Diunicipalrath ber Etabt, ben er ſelbſt als feinen Schwanen⸗ 
gejang bezeichnet, da feine baldige Entlaffung jedenfalls feititeht. 





1. Tec. Gefehgeb. Körper: Wahl des Bureau. Hr. Schneider wird 
wieder zum Präfidenten gewählt; von ben Vicepräfibenten gehören 
zwei bem rechten unb zwei bem linten Centrum an. 

4. „ Geſetzgeb. Körper: Die Kronbeamten, Kammerberrn u. dgl. geben 
ihre Entlaffung als folde, um Abgeorbnete zu bleiben. — Beginn 
ber Prüfung ber noch nicht genehmigten Wahlen, bie ſämmtlich bes 
anftandet find. | 

6 „ Der gejeßgeb. Körper jest eine Commiffion nieber, um ben 
Entwurf einer neuen Gefhäftsorbnung auszuarbeiten. Zum Bra 
fidenten berjelben wird Daru (linkes Centrum), zum Seeretär 
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Joſſeau (rechtes Centrum) gewählt. Zwiſchen Beiden bahnt fich 
augenſcheinlich eine Verſtändigung an. 


7. Dec. Geſetzgeb. Körper: Die Reſte der alten Majorität conſtituiren 


8. 


fih als Rechte, wüthend über Olivier, ber fi nicht mit ihnen ver: 
ſchmelzen will. 

„  Gefeßgeb. Körper: Raspail, Rochefort und Bancel Tegen ein 
als förmlichen Geſetzesentwurf ausgearbeitetes Decentralijatione: 
project vor: 

Die Hauptpuntte find folgende: 1. Decentralifation für die Iocalen Inter⸗ 
effen, Gentralifation für die allgemeinen Intereſſen. Vollftändig freie Gemeinde⸗ 
verwaltung, Wahl des Gemeinderats dur das allgemeine Stimmrecht und 
Wahl der Maires dur die Gemeinderäthe. Ernennung der Maireß auf ein 
Fahr. Die Streitigkeiten der Gemeinden unter einander werden durch eine 
aus den Maires zc. beitehende Commiſſion geſchlichtet. Die Etreitigfeiten der 
einzelnen Arrondifiements eines Departements kommen vor den gejetgebenden 
Körper. 2. Gefetzgebender Körper. Ter gefeßgeb. Körper wird vom allges 
meinen Stimmrecht ohne alle Beeinfluſſung gewählt. Er regelt in legter In⸗ 
ftanz alle allgemeinen Intereſſen der Nation: wie Landſtraßen, Eijenbahnen, 
Brüden, Gebäude; das Recht der Abſchließung aller internationalen Verträge 
gehört ihm allein an. Krieg darf nur geführt werden, wenn es fih um un⸗ 
gerechten und unvermeiblihden Angriff handelt. 3. Steuerweien. Kinzige 
Steuerauflage. Tie Progreſſivſteuer erjegt alle andern Steuern. Der geſetzgeb. 
Körper jet alljährlih die Steuerjumme an, welche von den Gemeinden nad) 
ftrengfter Billigkeit umgelegt wird. 4. Armee. Jeder Franzoſe ift vom 20. 
bi3 50. Jahre Soldat, er bleibt in jeiner Heimath, alle acht Tage hat cr 
drei Stunden Waffenübungen zu maden. Iſt er ausgebildet, jo hat er auf 
ein Zeugnig feines Commandanten hin nur alle drei Monate an einer Uebung 
theilzunehmen. Jede Legion ernennt alljährlich ihren Chef. Der gejehneb. 
Körper ernennt im Kriegsfalle die Generale, Der gegenwärtige Cadre der 
Offiziere wird neben dein von der Arınee gewählten Cadre beibehalten, und 
die Offiziere nehmen ihrem Grade nad) an der Ausbildung der Mannſchaft 
Theil. Die gegenwärtigen Offiziere bleiben als ſolche bis zu ihren Xode. 
Das Avancement erfolgt je nach der Wahl der Bürger-Soldaten. 

„ Gelehgeb. Körper: Bei Gelegenheit des Protokoll erregt Roche: 
fort eine ftürmijhe Scene. 

Rocefort wirft dem Präfidenten vor, derjelbe babe in der geftrigen Sigung 
verſucht, das von Raspail und ihm eingereichle Geſetzesproject lächerlich zu 
machen. Dieje Art der Ironie jei von „Herrn Stantsoberhaupte“ bei der 
KRammereröffnung in Mode gebradht worden (heftiger Sturm, von allen Sei» 
ten Unterbredjungen), als „diefer Herr“ in der feierlichen Situng bei Eröff- 
nung der Kammer bei dem Aufruf feines (des Redners) Namens habe lachen 
zu müflen geglaubt. Der Präfident interpellirt den Redner, der fortipricht, 
obgleihd man ihn kaum verfieht. Nur den Schluß jeiner Rede vernimmt 
man: „Soläderlih" — fagt ee — „id aud fein mag, fo gibt e8 doc noch 
einen, der lächerlicher ift, als ich, das follte jener Herr mwiffen, der im Jahre 
1840 in Boulogne ans Land geftiegen und an der Küfte mit einem lebendi» 
gen Adler auf der Schulter und Sped im Hute fpazieren ging.” Die Mas 
jeftätsbeleidigung wird von einer Seite mit „allgemeiner Heiterkeit“ begrüßt, 
von ir Majorität dagegen niedergejchrieen. Der Präfident entzieht Rochefort 
das Wort. 

Fortſetzung ber Wahlprüfungen: Prüfung der Wahl bes Hrn. 
Dreolle, welhe ganz jcandalöje Beeinflufjungen Seitens der Re⸗ 
gierungsorgane zu Tage förbert: 
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Ferry fordert den Miniſter bes Innern anf, ſich über ein ſolches * 
fahren endlich einmal offen auszuſprechen. Der Miniſter, Forcade de 
Roquette, läßt ſich jedoch nicht darauf ein, die amtlichen Berinfiuffungen . 
Wahlfreiheit zu rechtfertigen, vertheidigt dagegen’ die officielen Ganbibeizer 
überhau;t, um mit liberalen Phrafen zu fchlieken: „ Der hervorrogende 
Puntt bei den Wahlen von 1869 ift die Freiheit, die wir wie Gie wel, 
die wir mit Ihnen oder ohne Eie gründen werden. (Lebhafter Beifall.) Frci⸗ 
li wifien wir, daß fie Gefahr läuft, ober wir überjhägen diefe Gefahr nit mr 
gehören zu denen, die Entichloffenheit und Vertrauen haben. (Rene und Id» 
bafte Zuftimmung.) „. Das Kaiſerreich ift tobt“" hören wir feit einem Jahr: 
Leute jagen, die e8 nicht anzugreifen wagen. Wir willen, was biefe Win 
beuteleien werth find. Um fie ihrer Kraft zu berauben, brauchen wir ihnen 
nur in’s Geſicht au ſehen. Deßhalb haben wir aud bie Buverfidt, die Frei⸗ 
beit au gründen, D .b. Erfolg zu haben, wo alle Regierungen geiheitert fin. 
Ich glaube nicht, daB je eine europäiiche Regierung, felbft nicht die der Re⸗ 
publit, fo rubig und kalt bei jo heftigen und wahnwitzigen Angriffen geblie 
ben ift. ( Lebhafter Beifall. Lärm lints.) Ich gehöre zu denen, die den Re 
formen ihren Beifall ſchenken und will für fie mein Leben opfern ; ich vente 
und man benft anderwärts, daf es eiwas Schoneres gibt, als die perjönlice 
Regierung, nämlich die glorreidhe Ehre, in dieſem Lande die Freiheit zu grim⸗ 
den. Der Ruhm eines fo großen Werts übte feinen Zauber auf olle Regie⸗ 
rungen aus, aber alle, eine noch der anderen, fcheiterten an der Emente. 
Die Reftauration litt Schiffbruch, deßgleichen die Juliregierung, trog de 
Nebnertalents der HH. Thier und Guizot. Auch der Republik gelang es 
nicht trog der großen Charaktere, die fie in ihren Reihen zählte Wir muthen 
uns zu, glüdlicher und geſchickter und entichlofiener zu fein. (Beifall) Tick 
Regierung beftcht feit achtzehn Jahren. Gie richten diefe Vergangenheit mit 
Strenge, wir verneigen unß ehrerbietig vor ihr, denn fie gab dem Lande 
Sicherheit und Wohlſtand. Jetzt aber wollen wir uns aufiämwingen, vorwärts 
marſchiren und in diefer neuen Bahn fo handeln, das das Katjerreich als 
Orunder der Freiheit auß ihr hervorgehe. (Langer Beifall.) Das Land em⸗ 
fernt fih nad einer langen und theuer erfauften Erfahrung überall von ver 
Revolution, wo fie fih auch zeigt, und verdammt fie zum Stillſchweigen. 
Uber es handelt nicht, und deßhalb will es feine Kräfte in einer Karten Re 
gierung, die den Aufwiegelungen überall geſetzlich und energiſch enigegentritt, 
wiederfinden. Dick ‚bat man ihm in den ſchoͤnen Worten verſprochen: Die 
Drbnung verbürge ich, helfen Gie mir, die Freiheit zu retten!“ Die Rede 
erreicht wenigſtens jo viel, daB die Wahl Dreolle's trog Allem mit 170 gegen 
78 Etimmen genehmigt wird. 


10. Dec. Gefebgeb. Körper: Bertheilung bes Blau⸗ und des Gelbbuchce. 


13. 


14. 


15. 


17. 


„ Bericht bes Finanzminiſters Magne an ben Kaifer über bie Lage 
ber Finanzen. 


„Geſetzgeb. Körper: Es werben zwei Interpellationen angefünbigt, 
eine im Sinne bes Freihanbels, cine andere im Einne von Schutz⸗ 
zöllen. 

„ Gefebgeb. Körper: Woehlprufungen. Prüfung ber Wahl des 
Hrn. Clem. Duvernoie, bie wo möglich noch feanbaldjere Beeinfluj: 
fungen zu Tage fördert, als die von Dreolle. Dennoch wirb aud 
fie von einer Mehrheit genehmigt, doch erft nach brei Ahftimmungen. 
Ollivier ift unter denen, bie für Genehmigung flimmen. 

„ LVerfammlung bes rechten Gentrums bes geſetzgeb. Körpers: 
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Ollivier ſpricht ſich ſehr entfchieben gegen das Verlangen nach einer 
Auflöfung ber Kammer und nach Neuwahlen aus. 


20. Dec. Erſte Sikung des neu ernannten proviforifhen Gemeinberatbs 


27. 


28. 


von Paris. Der Seinepräfeet Haußmann erklärt fi in feiner Er: 


- Öfnungsrebe für eine künftige Ernennung besjelben burd ben 


gejeßgeb. Körper. 

„Geſetzgeb. Körper: Rochefort interpellirt die Regierung wegen 
ber Ausweiſung eines ſpaniſchen republikaniſchen Abgeordneten und 
meint dabei, die Republik ſei ſchon nahe. Miniſter Forcade ant: 


wortet drohend: 

Rochefort: „Man läßt eine abgeſetzte Königin in Frankreich Empörungen 
gegen ihr Baterland anzetteln, man duldet die Verſchwörungen der Garliften, 
aber gegen die Republilaner jchreitet man ein. Warum das? Weil die 
Monardiften Ihre Freunde find, und weil Sie die NRepublilaner dagegen 
fürdten. Darin haben Sie freilih reiht: die Republik ift nahe, man wird 
uns alle räden, Franzoſen wie Spanier. Forcade: Man fagt uns, die 
Republik jei nahe; das jagt man ſchon feit mehreren Monaten, aber die Res 
gierung iſt entihloffen, fobald man von den Worten zur That übergehen 
wollte, mit Entſchiedenheit aufzutreten, und diejenigen, welche fle angriffen, zu 
entwaffnen. Sie bat ein wachjames Auge auf alle Umtriebe und wird fie zu 
vereiteln willen.” 

„ Geſetzgeb. Körper: Die Wahlprüfungen find beendigt. Ein kaiſ. 
Deeret fchließt die außerorbentlihe Seſſion und erklärt bie orbent: 
lihe für eröffnet. 

Tas Minifterium gibt jeine Entlafjung ein. Der Kaifer nimmt 
fie an und richtet an Forcade und an Ollivier folgende Schreiben: 

Schreiben an Forcade: „Richt ohne Bedauern nehm: ih Ihre und 
Ihrer Eollgen Entlaffung an, ich erfenne gern die Dienfte an, melde Sie 
dem Land und meiner Perjon dur treue Ausführung der jüngften Reformen 
und fefte Aufrechthaltung der dffentliden Ordnung leifleten. * 

Säreiben an Dllivier: „Nachdem die Minifter mir ihre Entlaffung 
gegeben haben, wende ih mi mit Vertrauen an Ihren Patriotismus und 
bitte Sie, mir die Berfonen zu bezeichnen, welche mit Ihnen ein homogene, 
die Majorität des geſetzgeb. Körpers treu vertretendes Cabinet bilden könnten 
und entichloffen wären, daß Senatusconfult vom 3. Sept. in feinem Buche 
ftaben wie in feinem Geiſt zur Anwendung zu bringen. ch rechne auf die 
Hingebung des gejegeb. Körpers für die großen Intereſſen des Landes, ſowie 
auf die $hrige, um mich unterfügt zu fehen in dem von mir unternonmenen 
Werke, das conftitutionelle Regime regelmäßig wirken zu Lafien.“ 


„  Geießgeb. Körper: Definitive Wahl bes Bureau. Rede bes 
Hrn. Schneider nach jeiner Wiederwahl. Die Berfammlung vertagt 
fih bis zum 10. Januar (mährend welcher Zeit, indeß nicht ohne 
E chwierigkeiten, das Cabinet DMlivir am 2. Januar 1870 zu 
Stande kommt). 


5. Italien. 


1. Jan. Eintritt der neuen Mahlſteuer. Dieſelbe verurjacht ernjte Un: 
ruben in ber Romagna und Emilia, in Parma und Neggio. 

— „ In Neapolitaniigen ift das Brigantaggio fait ganz erloſchen. 

6. „ Ein kgl. Decret ertheilt dem General Cadorna aufßererbentlide 
Vollmachten behufs Untertrüdung der Meabljteuerunruben in ber 
Nomagna ꝛc. Derſelbe bat feinen Ei in Parma und befchligt 
zu ben Zwecke ca. 18,000 M., die zwiſchen Parma, Reggio und 
Bologna bislccirt werben und zum Theil fliegente Colonnen kilten. 
Cadorna ordnet die Einlieferung aller Waffen an. 


412, „ Miederfammentritt der Kammern. Es wird fefort eine Anter: 
pellation bez. ber Mahlſteuerunruhen gejtellt und die Antiwort jewie die 
Debatte darüber auf ben 21. d. angeſetzt. Vorläufige Mittheilungen 
bes Finanzminiſters über ben Stand ber Angelegenheit. 


16. „ Neue Unruhen wegen ber Mahljteucr brechen an mehreren Orten 
ber Romagna und Piemonts aus, namentlih in Venasca, wo au' 
das Volk gefeuert wirb, von biejem dagegen Garabinieri unter die 
Mühlräder geworfen werben. 


23.—26. „ HD. Kammer: Snterpellation und Debatte über die Mahl: 
fteuerunruben. Die Linke trägt auf ein Mißbilligungsvotum gegen 
die Regierung an; dieſe verlanat einfache Tagesorbnung. in An: 
trag Rattazzi's auf motivirte Tagesorbnung wird abgelehnt und auf 
Ricajoli’s Antrag tie einfahe Tagesordnung mit 207 gegen 57 Ei. 
beichlofjen. 

30. „ Die Mahlfteuerunruben find gebämpft und Taben aufgehört. 
Ein kgl. Teeret erklärt die Milfion des Gen. Cadorna für beendigt 
und bie außerordentlihen Vollmachten besjelben für erloſchen. 


3, Febr. Die IL Kammer vertagt fi big zum 16. d. ba viele Mit— 
glieder fehlen und die Linke bie Kammer abſichtlich beſchlußunfähig macht. 


— — — — — — — ——— — — — 





Stalin. 367 


7. Gebr. II. Kammer: Wiederaufnahme ber Debatte über bie von ber 
Regierung vorgeſchlagene Abminiftrativreform. Peruzzi ſchlägt als 
Zuſatz vor, daß bie Provinzialräthe künftig nicht mehr von den Prä- 
fecten präfibirt werben, fonbern ihre Präfibenten felber wählen 
follen. Die Regierung wiberfpridt. Die Kammer nimmt aber ben 
Antrag einftweilen im Princip an. 

„ „Der Appellhof von Neapel verwirft das Urtheil erſter Inſtanz 
(Salerno) und anerkennt bas Recht eines Fath. Priefters, eine Che 
rechtskräftig jchließen zu dürfen. 

3. „ Tie OD. Kammer bewilligt das proviforiiche Budget für 1869 
für die Monate März und April mit 182 gegen 33 Etimmen. 


4.—7. März. IL Kammer: Fortjeßung der Debatte über die Admini⸗ 
ftrativreform und zunädft über den Antrag Peruzzi. Derſelbe wird 
nach viertägiger Debatte ſchließlich doch verworfen. 

4. „ Entidiebene Annäherung zwiſchen Stalien und Oeſterreich. Die 
beiden Höfe überhäufen fi fürmlid mit Artigkeiten (ſ. Oeſterreich). 

9. „ DI. Kammer: Lie Regierung legt berfelben ein Grünbuch vor. 
Es enthält 69 Documente zur römijden Frage aus ben lebten 
Tagen bes %. 1867 und dem Jahre 1868. | 

Ein telegraphifche Depeihe Menabrea’8 vom 12. December 1867 drückt 
die Anfiht aus, daß nad Rouher's Worten im gefeggebenden Körper der 
Zujammentritt einer Conferenz zur Löfung der römiihen Frage überflüffig 
wäre; Halien werde ſich hinfort der Formulirung von Vorſchlägen enthalten, 
die nur dazu dienen würden, die tiefe Meinungsverichtedenheit zwiſchen Frank⸗ 
reich und Italien in Bezug auf Rom ans Licht zu flellen. Andere tel. De- 
peſchen enthalten Erllärungen Betreff der Worte Rouher's über Viktor 
Emanuel; die Erklärungen feinen die italienishe Regierung befriedigt zu 
haben. In einer von Menabrea am 6. Januar dv. J. an den italienifchen 
Gejandten Corti in Madrid gerichteten Depeihe in Betreff der Unterftügung, 
welde die Königin Iſabella dem Kaifer Napoleon zu gemeinfamem Handeln 
in Rom angeboten hatte, wurde erklärt, Italien werde die Intervention einer 
anderen fremden Macht auf päpftlicdem Gebiete durchaus nicht dulden. Eine 
Depeihe vom 22. Auguſt verlangte den Abzug der franzöfiichen Truppen. 
In einer Depeſche vom 4. September faßte Nigra die Unterredung, die er 
mit Mouftier gehabt, kurz zufammen und conftatirte, daß das Tuilerien⸗ 
Cabinet den gelegenen Zeitpunkt zum Rüdzuge der Truppen von Civita⸗Vecchia 
für gelommen zu erachten noch nicht Ichläffig ſei, indeflen doch erkläre, der 
Zeitpuntt müfle nicht mehr lange auf fich warten laſſen. Die Antwort Diena- 
brea’s vom 11. September conftatirte darauf, diefe Erflärung habe auf die 
italieniſche Regierung einen ſchmerzlichen Eindruck gemadt. In der letzten 
Depeſche an Nigra vom 28. November ſagte Menabrea, er habe nicht die 
Abſicht, eine Discuſfion wieder zu eröffnen oder fortzuſetzen, welche vielleicht 
jet doch nicht zu einem praftiichen Ergebniß würde führen Können; er wünſche 
nur ausführliche Vorbehalte bei der Stelle der Mouftier’ihen Depeihe vom 
81. Oltober zu maden, wo auf die Yolgen angeipielt werde, weldhe der Rück⸗ 
zug der kaiſerlichen Truppen nad) ſich ziehen würde. Er müſſe bebauern, daß 
die Befürchtungen Mouſtier's ſich auf eine unrichtige Beurtheilung der innern 
Berhältniffe Italiens ftügen, die man jo darzuftellen beliebe, als jei die Res 
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volution Reis vor der Thur, während die Thatiachen doch beftändig bemwiricı. 
dab Halten fih einer Ruhe erfreue, welche die Manöver der ſeindlichen Par- 
teien nicht zu flören vermödten. Zum Schlufle jagte er dann: „Unfer Sr 
liegen kann feinen anderen Beweggründen zugejchrieben werden, als bem an 
richtigen Wunſche, eine Urſache beftändiger Beunruhigung befeitigt zu ſehen 
welche dem guten Einverſtändniſſe beider Regierungen nur ſchaden kann za: 
bie Gigenliebe aller Italiener unnüger Weiſe verlegt.“ 


12. April. IL Kammer: Der Sinanzminijter Cambray-Digny küntizt 


feinen Finangberiht auf den 19. d. M. an, ter Kriegsminifter 
legt den Entwurf einer Reorganiſation der Armee ver. 

Terjelbe entHält die auf die Recrutirung, die Friedens und Kriegsſtärke 
der Urmee und deren Unterfeidung in Feldtruppen und Reierve beglglide: 
Beſtimmungen. Rah dem bisherigen Geſetz über die Conſcription zeriake: 
die außsgebobenen jungen Leute in zwei Kategorien. Tie Soldaten der ertc: 
Kategorie dienen 11 Jahre, davon im Frieden fünf unter den Waller Ti 
Soldaten der zweiten Stategorie haben eine Dienftpfliht von fünf Jahren, er: 
halten nur eine ganz kurze militärifhe Wusbildung und werden bloß rm 
Gall der Mobilifixung in die active Armee eingereiht. Allein die Erfabrungen 
von 1866 haben gezeigt, dab, un der Armee 300,00 Wann einzuverleiben, 
um welche fie fi durch den Uebergang vom Friedens: auf den Sriegkfzi 
vermehrte, neue Cadres geichaffen werden mußten, was große WRikftänte ur) 
Nachtheile mit fih führte. Der neue Entwurf vermehrt daher die Zatl der 
Kategorien um eine dritte, und theilt die Armee in Feldiruppen und Reſerde 
Die Vermehrung der Kategorien war au darum nöthig, weil der Entwert 
auf dem Princip der allgemeinen Wehrpflicht beruht, wenn er gleich den Los⸗ 
auf auch fernerhin noch zuläßt. Die Dienftzeit der Soldaten erſter Kategcri 
beträgt dem neuen Entwurfe gemäß 12 Jahre, davon verbringen fie aber 
ftatt 5, nur 4 Jahre unter den Waffen; bloß für die Gavallerie beträgt tx 
Dienftzeit 10, der wirkliche Bien unter den Waffen 5 Jahre Bie lin 
führung des dreijährigen Dienfteß hält der dem Entwurf beigegebene Berik: 
des Minifters für noch nicht möglich, zumal weil die meiften Soldaten te 
oder nur eine mangelhafte Schulbildung mitbringen. Die Leute ziweiter Ri- 
tegorie haben eine Dienftzeit von 6 Jahren, von weldden fie aber nur 5 Ru 


nate als die zu ihrer fummariihen Ausbildung erforderlide Zeit unter da 


Waffen verbringen. Alle die, welche weder der erften nocd der pweite 
Kategorie zugetheilt werden, bilden die ebenfall3 während ſechs Jahren dient. 
pflicätige dritte Kategorie, für welche eine noch geringere Zeit der Ausbildung, 


nämlih 40 Tage, für hinreichend erachtet wird. Neun Jahresklafien der 


erfien Kategorie und die jeh8 der zweiten bifden die mobilifirte Feldarmee. 
Die drei älteften Klafien der eriten Kategorie und die ſechs der dritten bilden 
die Reſerve, deren Aufgabe es ift, die Öffentliche Ordnung aufrecht zu erhalter, 
die Beftungen und Grenzen zu vertheibigen und die mobilifirte Feldarmee 
zu unterftügen. Die Aushebung findet fortan nicht mehr wie bisher im 21. 
fondern im 20. Jahre flatt. Den ſechs jüngften Klaſſen erfter und den drei 
jüngften Klaſſen zweiter Kategorie ift das Heirathen unterfagt. Die Hit: 
des jährlichen Contingents wird alljährlich dur das Budget feſtgeſtellt. Im 
Durchſchnitt erreichen alljährlih 260,000 Iunge Leute das Alter von 20 Jahren 
Bon dielen find 34 Procent, d. h. 80,000 Mann als taugli anzujehen. Da 
den von dem Parlament ausprüdten Wünfchen gemäß das ordentliche Kriegs 
budget 140 Millionen nicht überfteigen foll, jo kann das jährliche Kontingent 
erfter Kategorie nur die Hälfte der tauglichen Leute, alſo 44,000 Mann br 
tragen. Hiernach wird die Stärke der Armee im Frieden, abgefehen von der 


Offizieren, etwa 173,000 Mann fein (fo viel zählt fie aud) nach dem Burse ' 


von 1869). Das gefammte mobilifirbare Heer — neun Maflen erſter fa 
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tegorie von je 44,000, ſechs Klaſſen zweiter Kategorie von je 20,000 Mann, 
Miederengagirte, letzte Klaflen der Cavallerie — ergibt eine Stärke von 
425,300 Mann, melde fih aber nad Abzug der. Garabinieri (Gendarmen) 
u f. w. auf 400,000 Mann rebueiren. Die Referve — die drei älteften 
Klafſen erfter Kategorie und fechs Klaffen zweiter Kategorie — kann auf 
198,000 Dann berechnet werden. Die gefammte Armee, Feldheer und Re 
ferve, beträgt hienach, abgejehen von den Offizieren, 624,000 Mann. Der 
Sefegentwurf beantragt au die Einführung des Syſtems der einjährigen 
Freiwilligen. 


4 April. Die II Sammer befchließt, die Berathung ber Adminiſtrativ⸗ 
reform (nad viermonatlider, freilih vielfah unterbrochener Ve⸗ 


handlung) abzubreden und das bisher Beſchloſſene als Geſetz zu 
verfünbigen. 


7.—19. „ U. Kammer: Debatte über die von ber Commiffion be: 
antragte Abichaffung ber Militärfreiheit der Theologie: Studirenden. 
Diefelbe wird mit 223 gegen 25 Stimmen befchloffen. 


1. „ DH. Kammer: DBorlage bes Budgets für 1869. Dasſelbe zeigt 

| ein Deficit von 110 Mill., fo daß das Geſammtdefieit des Jahres 
mit ben vorhergehenden auf 728 Mill, fteigt, bie durch außer: 
orbentlihe Maßnahmen aufgebraht werben müflen. Der Yinanz- 
minifter Cambray:Digny ſchlägt zu dieſem Ende bin vor: 


1) Der Berlauf der Kirchengüter ſoll der Geſellſchaft für den Verlauf 
der Domanialgüter anvertraut werden. Die Geſellſchaft würde ihr Capital 
auf 30 Millionen erhöhen, von melden fie 10 als Garantie hinterlegte. Sie 
würde der Regierung gegen Bomanialohligationen, welche in 20 Jahren amor» 
tifirt würden, 300 Mill. vorftreden, davon 130 Mill. innerhalb eines halben 
Jahrs. Die Gejellichaft würde aud daB Necht erhalten, den Gemeinden und 
Provinzen für öffentliche Uxrbeiten Darlehen zu gewähren. Ein Bertrag in 
diefem Sinn wurde bereit3 abgefälofien und wird der Genehmigung des 
Parlaments unterbreitet werben. 2) Nah einem bereits abgefchlofienen Ab⸗ 
tommen des Finanzminiſters mit der Nationalbank foll die ftaatliche Kaſſen⸗ 
verwaltung dieſer Iegteren übertragen werden. Die Bank leiftet dafür eine 
Garantie von 100 Millionen, die mit 5 Procent zu verzinien find. Die 
Bank verpflichtet fih außerdem ſechs Monate nach der Befriedigung ihres 
Guthabens an den Staat ihre Baarzahlungen wieder aufzunehmen. 3) Bon 
1871 an fol eine Smangsanleihe von 320 Millionen, zu 6 Procent verzins⸗ 
ih, in vier aufeinander folgenden Jahren erhoben werden. Die Rüde 
zahlung derfelben fol von 1881 an in zehn Yahren geſchehen. Dieſe drei 
verfchiedenen Operationen jollen, in Verbindung mit einigen minder wichtigen 
Geichäften, die Geſammtſumme von 794 Millionen ergeben. 723 Millionen 
find zu deden, außerdem 60 Mill., um melde eben in folge der Operationen 
fih das Deficit vermehrt, fo daß noch 6 Millionen übrig bleiben werben, 
Die Rüdzahlung des Guthabens der Bank (378 Mill) jol im Jahr 1870 
beginnen und 1872 vollendet fein; es könnte aljo 1873 der Zwangscurs ab» 
geſchafft werben. 


23. „ Ein Theil der fog. Permanenten (Biemontefen, feit der Verle⸗ 
gung ber Hauptſtadt von Turin nah Florenz i. J. 1864) erflärt 
fi geneigt, von ber Oppofition wieber zur Regierung überzugehen. 
Die Regierung unterbandelt mit ihnen barüber. 
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27. April. Die II Kammer genehmigt mit 175 gegen 54 Stimmen wei 


mals eine Verlängerung ber proviſoriſchen Finanzgebahrung. 
„ Entbedung einer angeblihen ober wirfliden Verſchwötunz z 
Mailand. Zahlreiche Verhaftungen. Die Regierung verlanzt x: 


ber Schweiz die Entfernung Mazzini's von Lugano, mas ber Ikrii 


Bundesrath auch zugeiteht. 


1. Mai. I. Kammer: Die Unterhandlungen zwiſchen bem Miniiter:: 


und ben Permanenten geben bem Minijterpräfidenten Gelegendt. 


jeine Anſichten über bie äußere Politif ber Regierung auszuſpre?c 


und ben in Ichter Zeit verbreiteten Allianzgerüchten mit aller Cr: 


ihiebenbeit entgegenzutreten. 
Menabren erklärt offen und nachdruckßsvoll, daß weder mit Fraufırıt 
noch mit irgend einer anderen Macht wie immer geartete Bereinbarungm :» 


troffen worden feien, weldje die fyreiheit der Action der italieniſchen Re: > 
rung auch nur im Geringſten beeinträdtigen Tönnten. alien babe x: 


Allem Frieden nöthig, um feine ganze Aufmerffamfeit den inneren Angeleger⸗ 
heiten, der Regelung der Finanzen zugumenden, und einzig und allem in Yırı 
Richtung feien alle Bemühungen der gegenwärtigen Negierung verwende 
worden. Auch über das herzliche Verhäliniß zwiſchen Italim und Leite: 
reich gibt Menabrea die beruhigendfien und befriedigendfien Auffchlüne, =- 
dem er mit Enticiedenheit und großem Nachdrucke bervorhekt, da eben tes 
freundliche Verhältniß zwiſchen dieſen beiden durd) das Band fo mannigfade 
nterefien verbundenen Mächten eine Barantie mehr für die Erhaltung de 
Friedens und der geſetzlichen Ordnung im Innern ſei. Auf die Interpelletten 
eineß der führer der Permanenten, ob die Regierung geneigt jei, zur Te 
thätigung ihrer Friedendliebe und zur Erleichterung des Budgets eine werner 
umfaflende Armee⸗Reducirung vorzunehmen und auf diefe Art weitere T' 
bis 25 Millionen zu eriparen, erklärt der Minifterpräfident, daR er dice 
Sinterpellationen voraußjehend, ſich bereits mit feinem Gollegen, dem Kriest⸗ 
minifter, beratden habe und daher im Einverfländniffe mit diejem die Erfii 
rung geben fönne, daß die Regierung bereit jet, ſoweit dieſes Überhaupt, ohne 
den Crganismu3 der Armee anzutaften, möglich fei, eine weitere Rebucinun: 
der italieniihen Streitmadt vorzunehmen und neue Erfparungen im Militär 
budget zu erzielen. Cine genaue Ziffer diefer. Eriparungen in vorhinein or 
zugeben, jei ber Regierung zwar unmöglich, doch ſtehe fie nicht an, feierlidt 
zu erllären, daß fie mit der Entwaffnung bi8 an die äußerfte Grenze gede 
und alle hierauf bezüglichen Vorſchläge bereitwillig annehme, infoferne dir 
jelben den Organismus der Armee und die Schlagfähigleit derfelben nid: 
beeinträchtigen. — Diele offenen und nachdrücklichen Erklärungen werden mit 
großer Befriedigung aufgenommen und nachdem auf eine weitere Interpellaticr 
der Minifter-Präfident noch im Namen des ganzen Cabinets erllärt hat, dak 
dasjelbe an der Formel: „Rom die Hauptftabt Italiens“ feſthalte, aber alle 
revolutionären oder jonft gewaltthätigen Mittel zur Erreichung dieſes Zieles 
ausſchließe, erklären fich jowohl die Permanenten als auch der terzo partito mit 
der auswärtigen Politik der Regierung vollſtändig einverſtanden. — Schwie⸗ 
riger iſt die Verſtändigung über das Programm der inneren Politik; die 
dekfalljigen Verhandlungen dauern nod fort. 

„ U. Kammer: Die Unterhandlungen ber Regierung mit ben 
fog. Permanenten find zum Abfchluß gefommen. Ferraris unb ber 
größere Theil berjelben finb bereit, zur Regierungspartei überzus 
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geben. Debatte barüber; bie Kammer fpriät ihre Zuſtimmung 
dazu aus: 


Ferraris fegt mit kurzen Worten fein Programm auseinander, welches 
die Ordnung in der Freiheit, eine moraliiche und jparfame Regierung und 
ein Beharren bei den Wünjchen der Nation anftrebe. Das Land ertrage nit 
das alte Programm der Rechten, ebenjo wenig aber das jener Partei, welche 
unter dem Borwand der Wahrung der nationalen Würde oder der Rettung 
der angeblih mit Füßen getretenen Treiheit die Brundjäge der Ordnung und 
Geſetzlichkeit außer Acht laſſe. Mit einer großen Mehrheit würden die vielerlei 
KRammerparteien verſchwinden und nur zwei außer derjelben übrig bleiben: 
Die Partei der Furchtſamen und die der Action, welch’ letztere aber ebenfalls bald 
verfchwinden werde, da fie einjehen werde, daß fie fi überlebt habe. Die 
Urjacde, warum er und jeine Freunde jeither auf den Bänlen der Oppofition 
faßen, fußte in dem Glauben, die Regierung fei mit obigem Programm 
nicht einverftanden. In der lebten Zeit aber hätten ih Spuren gezeigt, 
daß ſich diejelbe diefem Programm anzuſchließen ſuche, was auß den vor» 
gelegıen Reformgejegen, aus dem Verſprechen einer gerechteren Steuer⸗ 
vertheilung und aus der Zufiherung des Miniſters erſichtlich fei, die 
außerordentlihen Ausgaben auf eine voraus feftgejegte verhältnißmäßig ges 
ringe Summe zu reduciren, jowie daraus, daß er das Land nicht mit neuen 
Steuern belaften wolle, hervorgehe. Unter den großen Eriparungsmaßregeln 
verftehe er aber durchaus nicht einen Angriff auf die heilige Bundeslade der 
Staatsfhuld oder eine Rentenreducion. Selbſt jedes heroiſche Mittel ſei ihm 
zuwider, denn eine wirkliche finanzielle Rettung fei nur auf rationellem und 
ordnnungsmäßigem Wege zuläſſig. Corſi von der Rechten kommt den Wün⸗ 
{hen fyerraris’ entgegen und erwartet deflen Vorſchläge. Finanzminiſter 
Eambray-Digny entwidelt hierauf mehrere Punkte jeines Programms, 
namentlich bezüglih der Mahlſteuer, über deren vollftändige Regalifirung er 
nicht den mindefen Zweifel begt und freut fi, die von Ferraris ausgeſpro⸗ 
chenen Grundjäge und Ideen ul$ die feinigen begrüßen zu können und als 
folge, die der Regierung die Kraft verleihen werden, die gegenwärtige Krifis ohne 
Preisgebung der Ehre des Landes glüdlih zu durdlaufen. Ferraris 
beantragt nun folgende Erklärung: „Die Kammer ift überzeugt, daß die Na⸗ 
tion wünſcht, ihre Vertreter möchten mit möglichfter Cintradht und mit Aufs 
wand aller Kräfte die Wiederhberftellung der Finanzen durd die äußerſte Spars 
famteit und durch beffere Vertheilung der Abgaben anftreben, jowie fie ferner 
überzeugt ift, daß bei feſtem Beharren auf diefem Borjag die natürliche und 
ordnungsgemäße Entwidlung der Freiheit, wie fie die Berfofiung und die 
Bolksabftimmungen gemwährleiften, gefihert if, und gebt deßhalb zur Bes 
rathung der Budgetartikel über.” Lanza hält diefen Antrag für zu unbes 
ſtimmt; dur ihn werde wahrlih feine kräftige Mehrheit geichaffen, wohl 
aber neue Zweideutigfeiten. Das Minifterium feine ein Bertrauenspotum 
zu wollen, diefes lönne aber nur nad einer Berathbung über eine Thatſache 
oder eine Geſetzesvorlage abgegeben werden, nicht nad rein akademiſchen Er» 
güffen, wie die angehörten. Wenn ein Botum eine Bedeutung baben folle, 
müfle man vor Allem logiſch verfahren, denn nur dann fei der lobenswerthe 
Zweck Ferraris' zu erreichen; daher müfle eine Abftimmung bis zu der Bes 
rathung der Finanzvorlage Digny’s verſchoben werden. Eorfi und Corteſe 
von der Rechten verlangen zum Antrag Yerraris no den Zujag: „und ver» 
trauend, daB das Minifterium in diefem Einne die dffentlihe Verwaltung 
leiten werde . . . .*" weldem Zujage fi) Ferraris keineswegs widerſeht. 
Erispi von der Linken erllärt, daß die von Ferraris dargelegten Grund» 
jäge, obgleich allgemein und verſchwommen, dennod die der Linken ſeien und 
daß diefe nicht geger biefelben flimmen könne, ohne in den Verdacht zu fom« 
men, gar keine Mehrheit zu wollen. Nachdem Cambray-Tigny und Me» 
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nabrea erflärt, nirgends Dleinungsverihhiedenheiten oder Zweidenticte 
wie Zanza, entdeden zu können, Lanza aber auf jeiner Anfidyt beharıt L:- 
wird in zwei Abtheilungen zur Abftimmung geichritten. In der erim I» 
flimmung über den Antrag Ferraris ohne den Zuſatz Corſi's umd Eorr:: 
ergibt ſich Stimmeneinhelligfeit; über letzten Zufag wird mittel Ramm::.. 
rufs abgeftinnmt. Die Zahl der anweſenden Abgeordneten beträgt 267; E:z: 
mende 190; dafür 168, dagegen 22; der Abftimmung enthalten fi 1°. 
Sin einer Berjammlung der Ahgeoroneten der Rechten erflären Menct- 
und Cambray⸗Digny: daß die Partei der Permanenten die Smitichive :- 
Bereinigung auf Grund des alten Programms der Rechten ergriffen t::. 
Das Miniſterium habe der Partei Teinerlei Minifterportcfeuilleg veripredi@ 
fondern nur die Nothmwendigfeit einer entiprechenden Bertretung ber Mekt:.: 
im Gabinet anerfannt. Sobald die Einigung erzielt, werde das Winikkr:: 
Seine Entlafjung geben, und die Krone ein der Mehrheit ntipredhendes Cabe⸗ 
berufen. Die Zahl der Permanenten, die für die angenommene Tagsarr 
geftimmt haben, beträgt 18; doch waren nicht alle in der Sigung anmweie 
Um fo viele hätte fi alfo jedenfalls die Majorität verſtärkt. Die m 
verſpricht fih davon die heilfamften Folgen; andere bezweifeln es und jd.:> 
li treten diefe Bolgen auch wirklid) nicht ein. | 





5. Mai. II Kammer: In Folge einer Anterpellation erflärt ber Finen 


13. 


14. 


minijter, baß bie Eintommenfteuer (Couponfteuer) von ben Eourc-: 
ber von Stalien übernommenen päpitlihen Echulb genau eben: 
erhoben würde mie von den Coupons ber ganzen übrigen Etax:s 
ſchuld Staliene. | 


„ Tas Minifterium gibt in Folge der Verftänbigung mit ten 
Permanenten feine Entlaſſung. Der König nimmt fie an und te 
auftragt Menabrea mit ber Neubilbung bes Cabinets. 


„ Die Neubildung bes Kabinets ijt enblih, nit ohne Schwieri?— 
feiten, zu Stande gefommen: | 
Menabrea (Aeußeres), Cambray-Digny (Finanzen), Ribotty (Marine) zr: 
Bertole-Biala (Krieg) bleiben, 4 Portefeuilles find dagegen in andere BEr* 
übergegangen: Terrariß (Inneres), Bargoni (Unterridt), Mordini (Aut 
und Minghetti (Handel und Aderbau). Ferraris gehört den Permanertr 
Bargoni und Mordini dem terzo partito, Minghetti der fog. Conforterie er 
Offenbar ift Minghetti der bedeutendfte der eingetretenen Minifter, obgleid & 
fi) mit dem verhältnikmäßig unwichtigen Portefeuille begnügt hat. 
„ NH. Kammer: Das neue Minifterium ftelt fi ter Kamm 
vor. Darlegung Menabrea's. Die Oppofition findet fie nid: 
genügend. | 


Ein eigentliches Programm gibt Menabrea nit; er beſchränkt fi nr: 
auf einige allgemeine Reden: als ihren Hauptzwed werde die Regierung dx 
Herftellung der Finanzen erfireben unter SHeilighaltung der eingeganaene: 
Verbindlichleiten; es folle alles mögliche geichehen für die Entwidlung tes 
Lebens in den Provinzen; die auf eine große und feſte Mehrheit gekürzte 
Regierung werde im Stande fein, Freiheit und Orbnung aufrecht zu erhalter. 
den nationalen Wohlftand zu fördern, fi im Innern flarf zu zeigen un: 
den Ausland Achtung einzuflößen. Die Oppofition fieht darin bloße Reden! 
arten. Oliva meint, daß die Erklärungen des Minifterpräfidenten kein &:t: 
verbreitet haben über die Entftehung des neuen Cabineis und er frage, wat 
die bunten Elemente zufammengeführt, die er in fellfamer Vermengung ar! 
der Minifterbant gewahre? Gr frage, was Mordini, der Prodidator vca 
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Gicilien, der frühere Abgeordnete der Linken, gemein haben könne mit dem 
Grafen Menabrea; wie ſich die abminiftrativen Ideen Bargoni's (des Urhebert 
des in diefem Winter berathenen Gejeges ter die Adminiſtrativreform) zu 
vertragen vermödten mit denen des neuen Miniſters deB Innern, Ferraris, 
der das Gejek Namens der Oppofition befämpft habe; ob erraris, welcher 
ein jo unerbittlider Gegner geweien jei des Digny'ſchen Finanzfyftems, den 
Grafen Cambray-Digny zu jeinen Anſichten befehrt habe; endlich ob die neue 
Freundſchaft zwiſchen Ferraris, dem Vertreter der Stadt Turin, und Ming» 
heiti, dem Präfidenten des Minifteriums, welches die September-Gonvention 
abgeſchloſſen, bedeute, daß dieſe Eonvention in den Augen von Ferraris nicht 
mehr dieſelbe Bedeutung habe wie fonft, oder ob vielleiht auch er Verzicht 
geleiftet auf Rom? Die Minifter haben auf dieje Fragen keine Antwort. 


Mai. U, Kammer: Budget für 1869. Der umfaffendfte Theil des: 


jelben, das Budget des Finanzminijteriums, wird ohne alle Diecui: 
fion genehmigt. 

Daffelbe zerfällt in drei Theile: 1) ſogenannte intangible Ausgaben — 
573 Mill. (1868 535%), 2) Berwaltungsausgaben 914 Mil. (1868 104%), 
3) Ausgaben, die auß der Einziehung des Kirchenvermögens fich ergeben, 
84 Mil. Im ganzen 748,772,094 Lite, von denen 653,238,326 Lire auf 
das ordentliche, 95,453,768 2. auf das außerordentlihe Budget kommen. 
Bon den intangibeln Ausgaben kommen 268 Mill. auf die confolidirte, 65 
auf die rüdzahlbare, 58% auf andere nicht in daß große Buch eingetragene 
Schulden, 1574 auf die ſchwebende Schuld; die Eivillifte beträgt 14,250,000 L., 
das Parlament erfordert 805,000 8. 

Die Kammer bejchließt eine bloß fummarifhe Behandlung bee 
Budgets für 1870. Die Budgetconmifjion (aus 22 Mitgliedern 
ber vereinigten Rechten und 8 Mitgliedern ber Oppoſition zuſam⸗ 
mengejegt) joll in ihren Bericht ſich nur über bie Mobificationen 
auslafjen, welche in das Budget für 1870 im Vergleid mit dem 
von 1869 aufzunehmen mären. 

» Der Senat ftimmt der von ber I. Kammer beichlofjenen Ab: 
ihafjung ber Militärfreiheit der Cleriker mit 67 gegen 30 Stim⸗ 
men bei. 


„ Attentat in Livorne auf ben öſterreichiſchen FML. Creneville 
(ſ. Oeſterreich). 

„ Die I. Kammer lehnt bie erſte ber von Cambray⸗Digny vor: 
geſchlagenen außerorbentlihen Finanzmaßregeln, die Uebertragung bee 
Schatzdienſtes an die Nationalbank und bie Bank von Neapel, mit 
95 gegen 73 Stimmen ab. 


„ Die Mablfteuer bat feit dem 1. Januar ftatt ber angenommenen 
9 Mil. 2. nur 4,800,000 L. ertragen, während die Einführungss 
toften allein 8 Mill. betragen haben. 


. Juni. IL Sammer: Bubgetbebatte. Das Bubget ber Ausgaben für 


1869 wird zu Ende gebracht unb angenommen. 
Die Kammer Iehnt in PrivatcomitE und wenigſtens vorläufig 
auch bie Convention bes Finanzminifters bez. Verkauf ber Kirchen⸗ 
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güter ab. Die Ablehnung ber Smangsanleihe ift außer ale 
Zweifel. Der Plan des Minifteriums für Befeitigung des Terran 
muß daher bereits als geſcheitert betrachtet werben. J 

2. Juni. IL Kamer: Nachdem Criſpi (von ber Linken) in einem J 
lãumdungsprozeſſe gegen die Abgg. Brenna und Civinini wege 
angeblicher Veſtechung in ber Tabaksregie-Verpachtungs-Angelezen 
beit unterlegen iſt, ſtellen einige feiner Geſinnungsgenoſſen ta 
Antrag: | 

„daß eine parlamentarifche Unterfugungscommifjion die auf die Berab 
tung der Tabakregie bezüglichen Thatſachen unterjudhe, damit ins Licht get- 
werde, in welchem Maße die Würde des Parlaments von allen feinen FR 
glienern gewahrt worden fei‘. Die angegrifienen Mitglieder Breama = 

ivinint unterflügen zu ihrer Rechtfertigung jelber den Antrag. 

4. „ NH. Scanbalfcene über bie von den Gerichten in bie Sammer 
übertragene Beftehungsanflage. 

Guerzoni fordert Grifpi zu einer Erklärung über feine neulichen Yu 
fagen vor Gericht auf. Erifpt verweigert jede Antwort in der Kammer 
erflärt fich jedoch bereit, einem Unterfuhungscomite Rede zu ſtehen. Ti 
Nechte erflärt, zu einem foldden Comité erſt dann zuftimmen zu wollen, wem 
Criſpi fi ausgefproden babe, und als Ferrari daraufgin bemerfi, v2 
Rechte ſpiele mit der Ehre der Kammer, enifieht ein Tumult, die Teputiria 
erheben und ſchreien durcheinander, worauf der Präfident den Redner zei 
Ordnung ruft, die Propofition, eine Unterjuhungscommiflion einzufchen, & 
ein Gomits verweift und die Sigung ſchließt. 

5. „ I Sammer: Neue heftige Scenen bez. ber ‚angeblichen Belle 
chungsgeſchichte. Lobbia (Linke) will Beweismittel in Händen haben 
unb weiſt zwei verfiegelte Pakete vor. 

Lobbia erflärt, er Habe Documente in Händen, auß welden die Beil 
ung eines Deputirten erwielen werden könne; diefe Documente ſeien 18 
denen, welche Erijpi erwähnt, ganz verſchieden; es fei daher gar fein Grm 
mebr vorhanden, die Unterfudung zu verſchieben. Menabren beidgwört kt 
Kammer, diefe Debatten nicht fortzufegen; in England verfahre man bei I% 
hen Dingen fehr vorfihtig, man möge dieſes Beilpiel nachahmen und el 
Documente dem Comité zur Berichterftattung übergeben. Auch die übrige 
Minifter erklären fi) nun für eine Unterfuhungscommiffion, und die Row 
mer beicließt, dem Gomits aufzutragen, fofort zu berichten. | 


11. „ ID. Kammer: Beitehungsfrage. Antrag bes Gomite und ir. 
nahme besfelben: 

„daß eine parlamentarifhe Unterfudung flatthabe vor einer aus neu 
Mitgliedern beftebenden Commiſſion, welde, mit den nöthigen Befugniflen ver 
feben, von ben durch die Abgg. Lobbia und Criſpi angelündigten Actenſtüs 
und Zeugnifien Senntniß nehmen, und, falls fie e8 für gut hält, die Unter 
ſuchung weiterführen fol binfichtlih jeder Art von unerlaubter Theilnahme 
-irgend eines Kammermitg lieds bei dem Geſchäfte der Tabalspadt, anderniuli 
aber die Unterſuchung einftellen und der Kammer berichten ſoll.“ 


Die Unterfuhungscommifjion wird gewählt: 8 Mitglieder gehören 

ber Rechten, 3 ber Linken, 3 ber Mittelpartei an. 
13. „ DI. Kammer: Der Finanzminifter zieht feine Borfchläge rem 
17. April, behufs Regelung ber Finanzlage und Dedung bes Te 
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ficits, zurüd, nachdem bie Commiſſion beichloffen, bei ber Kammer 
auf bie einfache Verwerfung berfelben anzutragen und Ferraris zum 
Referenten gewählt Hatte, 


. uni. Angeblider Morbanfall auf ben rabicalen Abg. Major Lobbia 


in Florenz. 
„ Die IL Kammer vertagt fih auf unbeflimmte Zeit, um inzwi⸗ 
ſchen der Beſtechungs-Unterſuchungs-Commiſſion freie Hand zu laflen. 


« Die parlamentarifhe Unterfuhungscommiffion beſchließt 

‚nah Unbörung der Deputirten Erispi und Lobbia und der bezeichneten 
Zeugen, nad Kenntnißnahme der vorgelegten Documente, nad Anhörung der 
Deputirten Brenna, Eivinini und Fambri, auf welche fi) die Zeugenausfagen 
und die Documente beziehen, und In Erwägung, daß die bisher gefammelten 
Daten weitere Unterfuhungen, welche das Verhältniß eines jeden der Interejſ⸗ 
fenten tar darlegen follen, zweckmäßig erſcheinen lafien: fich jede Beurtheilung 
der Sachlage vorzubehalten, die Unterfuhung in Öffentliden Sigungen 
fortzujegen und diefe mit dem 1. Juli zu beginnen.” 


—6. Juli. Deffentlide Sitzungen der parlamentariigen Unterſuchungs⸗ 


29, 


commiffion und Zeugenverhör in ber Beitehungsfrage. 

Das Hauptdocument des Abg. Lobbia bildet ein Schreiben des Abg. 
Brenna an feinen Schwager, den Abg. Fambri, und zeigt zwar, daß beide 
fih an einer Speculation bei dem Tabakspacht betheiligten, für den fie vor» 
ber in der Kammer geftimmt hatten, und gereicht ihmen nicht gerade zu bes 
fonderer Ehre, aber für eine ftattgefundene Beſtechung oder jonft eine geſetz⸗ 
widrige Handlung liegt darin auch nicht der mindefte Beweis. 

„ Die Unterfuhungscommiflon in ber Beſtechungsfrage fällt eins 
ftimmig das Verbict: 

„Uus den Acten der Unterfudung gebt hervor, daß keinerlei Beweis bes 
ſteht für die unerlaubte Berheiligung irgend eines Abgeordneten an der Tabak» 
Pachtgeſellſchaft.“ Um die Einftiimmigteit zu erzielen, wird von Seiten der 
der Rechten angehörigen Eommiffäre darauf verzichtet, die Haltung der Ab» 
geordneten, welche durch ihre grundloſen Anklagen Die Procedur veranlaßt 
hatten, in entiprechender Weiſe zu charalteriſiren. . 


„ Oroßartiges Leihenbegängnig des Volksmanns feit 1848, bes 
Bäders Dolfi in Florenz, ohne Geijtlichleit unb ohne Uniformen, 
bie fih ber Derftorbene verbeten hatte, und doch unter Theilnahme 
ber geſammten Bevölkerung. 


. Sept. Der Deputirte Major Lobbia (von ber Linken) wird wegen 


bes von ihn bloß „fimulirten” Mordanfalls vem 15. Juni vor 
Gericht geladen. 

„ Die Redte der II. Kammer äußert fih in ihren Organen ehr 
unzufrieden mit dem Miniſterium und ebenio erklärt Ponza bi San 
Martino, das Haupt ber Bermanenten, er jei ber Verjöhnung nur 
bebingungsweije beigetreten und betrachte ſich als nicht mehr gebun- 
ben. Das Minijterium ann bereits auf bie Rechte und bamit auf 
eine Majorität nicht mehr feit zählen. 
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17. Sept. Der Finanzminiſter ſchließt einen Vertrag mit einem Esuie: 
tium von Bankiers bez. eines Vorſchuſſes von 70 Mill. 2. auf be 
Kirchengũter ab. 


2. Dct. Der König trifft mit ber Kaijerin Eugenie auf ihrer Tore 
reife nad) Konftantinopel und zur Eröffnung bes Euezcanals iz 
Benebig zufammen. Die SKaiferin gewinnt bei biefer Gelegenker 
bie Zuftimmung bes Könige zu ber Candidatur bed Prinzen The: 
mas für’ bie jpanifhe Krone. 

6, „ Circulardepeſche Menabrea's bez. des Concils. 

Der weientliche Inhalt des umfangreigen Documents wird folgendermaßrs 
angegeben: Rah Unficht der ital. Regierung wäre der Zweck der Eiuberufsn; 
des Concils Hauptjäcdhlich der, über die Brineipien cin Urtheil zu fällen, ax 
denen das Königreich Italien beruht. Abgeſehen von dem religiöfen Charatır 
biefer Verſammlung, hat die ital. Regierung das Goncil als den Act eins 
fremden Souveräns aufgefaßt, mit welchem Stalien in keinerlei Berbindun: 
fteht, und es hat von Seiten der Regierung feines langen Nachdenkens te 
durft, um diefen Act als einen Italien feindlichen zu eriennen. Ungehdt 
diefer Sadjlage hätte die italienische Regierung zwar mit vollem Recht ihre: 
Bilöfen die Theilnahme an dem Goncil verbieten Fönnen, aber fie hat « 
vorgezogen, ihnen hierin volle Freiheit zu laſſen, jedoch mit dem Borbehaltz, 
ſchon jetzt die unbedingte Annahme aller der hierbei gefahten Beichlüffe zurüd- 
zumeifen. Webrigens verfammelt fi das Goncil unter ſolchen Berhältnitker, 
daß die italieniſche Regierung deſſen Beſchluſſe nicht fürchtet; nichtSdeftomeniger 
lann diejelbe nicht umhin, es als eine Thatſache von großer Wichtigkeit zu 
betrachten, daß Frankreich feine Protection einer gegen Italien gerichteten Ber- 
jammlung ſchon dadurch gewährt, daß franzöftihe Truppen während der 
Dauer des Eoncils die Beſatzung des Kirchenftaates bilden. Die italtentide 
Regierung enthält fi zwar, Forderungen zu ftellen, oder Borfchläge zu madıen, 
und das um jo mehr, da fie e8 nicht für paflend erachtet, Schritte zu wieder 
holen, die E Bereits einmal vergeblich verjudht bat; aber fie ift gemöthigt, ſich 
über eine Sachlage au beflagen, welche feinesfals zur Erhaltung der guten 
Beziehungen zwiſchen Frankreich und Italien beizutragen geeignet if. | 

19. „ Der GSicilianer Marcheſe Rubini, gegenwärtig Präfect von Neapel, | 
wird zum Minifter bes Innern an bie Stelle von Ferraris (ven 
ben Permanenten) ernannt. | 

26. „ Beginn bes Prozeſſes gegen den Dep. Major Lobbia wegen 
Eimulirung bes angebliches Morbanfalls. | 

27. „ Ein Deeret bes Finanzminifters eröffnet bie Eubfcription auf 
bas Kirchengüteranlehen (zu 77 Proc.). 


6/7. Nov. Ernftlihe Erkrankung bes Königs in San Roſſore. Te 
König beichtet, erhält die Abfolution und empfängt das Abendmahl. 
Der Blan einer Zuſammenkunft mit dem Kaifer von Oefterreih in 
Brindifi, gelegentlich ber Rückreiſe besjelben aus dem Orient, wird 
dadurch vereitelt. 


10. „ Die Kronprinzefjin wirb in Neapel von einem Prinzen ent: 
bunden. 
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4. Rov. Ein kgl. Decret verfügt bie Eonverfion ber von Stalien übers 


\8. 


19. 


nommenen Quote ber päpftlihen Schuld in italienifche Rente, wos 
durch diefelbe ſelbſtverſtändlich auch ber italieniichen Couponfteuer 
unterliegt. 


„ Der König erläßt nad überftanbener Gefahr eine Amneflie 
für politiſche Verbrechen und Vergehen, namentlih für bie bei 
Gelegenheit bes Widerſtandes gegen bie Einführung ber Mahlſteuer 
beyangenen. 


„ Der Deputirte Major Lobbia wird wegen jimulirten Mordan⸗ 
falls vom Gerichte zu einjährigem Militärgefängniß, zwei Com⸗ 
plicen werden zu ſechs- und breimonatlihem Gefängniß verurtheilt. 


„ Eröffnung bes Barlamente. Der Suftizminifter verlieft bie 
Thronrebe des Könige: 


Die Beziehungen Italiens zu allen Staaten find befriedigend. Wenn der 

Friede der Wunfch aller derer ift, welche den Foriſchritt der Völker wollen, 
fo if der Friede dieß noch mehr für die Italiener, weldhe mit dem Werke 
ihrer inneren Reorganilation beichäftigt find. Die Regierung hat jedes Hin» 
derniß befeitigt, damit die Bilchöfe des Königreichs zu dem Goncile nah Rom 
gehen können. Der König wünjche, daß von diefer Berfammlung in Bezug 
auf den Glauben und die Wiflenihaft, die Religion und die Civiliſation ein ver⸗ 
jöhnendes Wort geſprochen werde. Auf alle Fälle ſei die Nation ficher, daß 
der König die Rechte des Staates und die eigene Würde unverjehrt erhalten 
werde. Eine gute Verwaltung und die Wiederherflellung eines guten Finanz⸗ 
weſens, das jeien die Dinge, die die Bevölkerung erfüllt wünſche und der 
König von dem Parlament und der Regierung erwarte Und zu dieſem 
wichtigen Zwecke jei die erſte dringende Bebingung die Gleichſtellung des 
Budgets. Alsdaenı werde die Regierung einige Gelekentwürfe einbringen, 
melde die gegenwärtige Befteuerung verbeffern. Die Nation fei vor Opfern 
nicht zurüdgewien, um übernommene Verpflichtungen zu erfüllen, es ſei nun- 
mehr Pflicht der Regierung, wie des Parlaments e3 dahin zu bringen, daß 
Diele Opfer au wirkſame Folgen haben. Die Regierung wird auch Geſetz⸗ 
entwürfe, welche die Vereinfachung der Verwaltung bezweden, einbringen; fer» 
nnere Geſetze follen die Induſtrie erinuthigen, eine einheitliche Strafgejeggebung 
anbabnen, die Reorganijation der Rationalgarde bezweden, die Berantwort- 
Lichkeit in der Verwaltung für jeven Theil feitflellen. Das beonomiſche Fort⸗ 
Ichreiten der Nation ſei evident, und der König hofft, daß dieſes Fortſchreiten 
dur die gejegeberiihe Arbeit eine meitere Ernulhigung finden und daB 
Parlament feine ganze Sorge darauf richten werde, das Gedeihen des Stants 
zu fördern. 
„ HH. Kammer: Die Mahl des Präfidenten fällt gegen das Mini: 
fterium mit 169 gegen 129 Etimmen, bie fein Candidat Mari erhält, 
auf Lanza (von der Rechten) und auch bie Wahlen ber Vicepräfidenten 
fallen gegen das Minifterium aus. Das Minifterium Menabrea 
gibt fofort feine Entlafjung. 

Lanza hatte die drei hauptſächlichſten Maßregeln des Minifteriums Dies 
nabrea, da8 Mahlitenergefeg, die Verpachtung des Tabalmonopol3 und das 
Geſetz über das Rechnungsweſen, belämpft, die aber alle drei troß feiner Op⸗ 
pofition die Zufimmung der Mehrheit der Kammer gefunden hatten. Run 
wählt diefelbe Mehrheit derjelben Kammer Lanza zum Bräfidenten, um das 
duch dem Minifterium Menabren-Digny ihr Mißtrauen auszudrücken. 
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22. Nov. Der König beauftragt zunähft Lanza als ben Vertruuen 
mann ber Majorität ber IL. Kammer mit ber Bilbung eines ner 
Minifteriums. 


23. „ Ein Pl. Decret verorbnet bie Einführung bes Eivilfalentei 
- in den neuen Provinzen, wodurch zahlreiche Feiertage fünitz 
entfallen. 

24. „ U. Sammer: Lanza übernimmt das Präfitium. In Tcaa 
bießfälligen Rebe ftellt er bie Yinanzfrage in ben Vorbergrund, m: 
ber Erflärung, daß, wenn jie nicht alsbald gelöft merke, das arte: 
Unglüd das Land treffen müßte, obne jedoch jeine Löſung te 
Problems irgenbiwie anzubeuten. 


»„ » Teer italienijhe Theil des Mont Cenis-Tunnels ijt vellenbet, ka 
franzöfifhe noch nicht. 

26. „ Tie I. Kammer beſchließt auf den Antrag Sineo's (ven ta 
Linken) den Gerichtshof anzuweiſen, bie Ncten bes Prozeſſes Lekliz 
(Simulirung des Morbanfalls) der Kammer zu überſenden, ;2 
beren Prüfung alodann ein Epezialausihuß eingefeßt werben ſell 
Tie Rechte proteftirt gegen einen ſolchen Cingriff in bie Unabkar: 
gigfeit der Gerichte. 


3. Tec. Lanza lehnt die Fildung eines neuen Cabinets ſchließlich ab. 


5. „ Cialdini wird mit. ber Bildung eines neuen Gabinets betraut 
und bie Kammer inzwifchen auf zehn Tage vertagt, aber auch Gill: 
bini Ichnt ben Auftrag ab. 


9, „ Sella wird mit ber Cabinctsbildung beauftragt. 


„411. „ Tas von Ricciardi nach Neapel berufene Gegen-Concil 
ber Freidenker ſcheitert ſchon in feiner zweiten Sitzung. 


12, „ Sella bringt enblih ein neues Cabinet zu Stande: Lanz 
übernimmt in demſelben nunmehr doch bie Präſidentſchaft und ta 
Innere, Visconti:Benofta Aeußeres, Sela Finanzen, Govone Kriez, 
Correnti Unterricht. 


„ v» Der ppelltof von Florenz verweigert ber Kammer bie Aut 
Iteferung ber Acten im Prozeß Lobbia. 


15. „ I Sammer: Lanza ftellt ihr fein Minifterium ver: u 
„Es fei unndthig, ein Programm aufzuflellen, man werde das Min 

flerium bei der Arbeit jehen. Die dringenden ragen feien die der Be: 
waltung und der Finanzen. Zie Regierung wolle Orbnumg und Eripr- 

nifie in allen Zweigen der Verwaltung einführen. Eriparnifie im Heer und 

in der Marine follen gemadt werben, ohne das Sand zu ſchwächen. Kor 

Tagen in diefem Sinne werden eingebradt werben. Wenn die Erjparmift 

nicht genügen, jo werde es unvermeidlich fein, zu irgend einer neuen Steuer 

die Zuflucht zu nehmen. Das Minifteriun ſei entſchloſſen, das jährlik 
Deficit auf 70 oder 80 Millionen Frauken zu beſchränken. Gr hoffe, dei 


— 





— — 
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alle Parteien das Minifterium auf diefem Weg unterfligen werben. Sella 
erlangt jchließlich die Ermächtigung zur proviſoriſchen Fortführung des 
Budgels bis zu Ende März) 1870 und legt das Einnahmen⸗ und Ausgaben» 
Budget für 1870 vor. 

DD. Dec. DTer König erflärt bem fpaniihen Gefanbten, daß er feine 
Einwilligung zu ber Throncandibatur bed Prinzen Thomas zurüd: 
zuziehben genötbigt jei, da er den Miberfland ber Mutter, ber 
Serzegin von Genua, nicht zu überwinden vermöge und fie nicht 
zwingen wolle. 


Mitte Jan. Die Congregation für außerord. kirchliche Angelegenheit 


23. 


30. 


Kom. 


bat die Wicderheritelung ber SHierardie in Schottland verberi: 
und bieje erhält jegt unter ber Mitwirkung bes Erzb. Manninz 
die letzte Rebaction. 

„ Nah der Aufregung, welde bie früher erlaffenen Todesurtheilt 
wegen bes Octoberaufſtandes in Stalien unb in ganz Europe wider 


bas Regiment bes hl. Vaters erzeugt haben, wird ber Termin für 


bie Schlußſentenz über Ajani und Luzzi von einer Woche auf bie 
anbere verichoben. 

„ Aijani und Luſſi werben vom Gerichte nicht zum Tode, ſonden 
zu lebenslänglidher Oaleerenftrafe verurtheilt. 


6. Sehr. Das officiöfe und faft officiele Organ ber Curie, bie Civil 


cattolica ſpricht es endlich deutlich genug aus, mad mit bem ange 
fünbigten Concil beabfihtigt wird — bie Dogmatifirung bes Eyl 
Tabus und ber Unfehlbarfeit bes Papftes. 





— — 








10. März. Die nunmehr enthüllte Abſicht der Curie, durch das bevor: 


11. 


ftehende Eoncil die Unfehlbarfeit des Papſtes proclamiren zu laſſen, 
erregt in ben gebilbeten Kreifen Deutſchlands eine tiefe Aufregung. 
Die „Ag. Augsb. Ztg.” veröffentlicht eine Reihe von Artikeln „des 
Eoncilium und die Civiltàâ“, welche die Pläne ber römilchen Curie 
ſcharf beleuchten. 

»„ Der PBapft unterzeichnet, auf fein 5Ojähriges BPriefterjubiläum 
bin, eine theilmeife Amneftie für politiſche Verbrechen. 

„ Stlängende Feier bes fünfzigjährigen Priefterjubiläums Pius IL 
Die ihm von allen Seiten verſchwenderiſch dargebrachten Hulbigun⸗ 
gen finb ſehr geeignet, ihn in dem Plan ber PBroclamirung feiner Ur 
fehlbarteit zu beftärfen. 





— — I 
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März. Die berathenden Congregationen für das bevorftehende Concil 
find in voller Thätigkeit und bilden eine Art Vorparlament für das 
Coneil. 


. April. Die Civiltà cattolica erklärt gegenüber ben Angriffen ber 
„Allg. Augsb. Ztg.“ und anderer Blätter die Sanction des Eylla: 
bus und bie Unfehlbarkeit bes Papftes für ein „Vedürfniß ber Zeit.“ 


), Mai. Verurtheilung ber dritten und Ichten Serie ber Octobergefan- 
genen zu mehrjährigen Kerkerſtrafen. 


nf. uni. Die vorbereitenben Arbeiten für das Concil find zum größten 
Theil dur bie Commiſſionen vollendet, unter dem Cardinal Bilio 
(Fragen der bogmatifhen Theologie, bie Himmelfahrt Mariä und 
bie Unfehlbarkeit bes Bapftes), unter dem Garbinal Gaterini (ragen 
ber Diesciplin) und unter dem Cardinal Reiſach (politiſch⸗kirchliche 
Tragen). Ueber bie Commilfionsarbeiten unb deren Rejultate, zu: 
mal der letzten Commiſſion, wirb das ftrengfte Geheimniß von ber 
Curie gefordert und beobachtet. 


17. „ Jahrestag der Krönung bes Papſtes. Anſprache besjelben an 
das ihn beglückwünſchende Cardinalscollegium: 

„An den Schluß des 23. Jahrs meines Pontificats gelangt, muß ich vor 
allem den Herrn danken, daß er meine Schwachheit inmitten fo zahlreicher 
und graufamer Prüfungen aufrecht erhalten bat. Ich muß den weißheits- 
vollen Schub bewundern und fegnen, welchen er der Kirche gewährt hat; ohne 
Zweifel läßt er fie furdtbaren Stürmen ausfegen, aber er hält fie gleichzeitig 
aufrecht, und erwedt unter den Ehriften Männer von heiligen DMuthe bejeelt, 
welche ihre Nechte vertheidigen. Die Welt ift in zwei Gejellichaften getrennt: 
die eine ift zahlreich und mädtig, unruhig und aufgewühlt; die andere if 
weniger zahlreich, aber ruhig und gläubig. Mein hochberühmter Vorgänger, 
der heilige Gregor der Große, hat dieſe beiden Geſellſchaften mit zwei andern 
verglihen, welche einftens verſammelt waren, die erfte im Thale von Sen- 
naar, mo die Menſchen, die den Thurm des Hochmuths errichteten, von Gott 
in ihren Sprachen verwirrt und zerfireut wurden, die zweite im Abendmahl« 
faal am Pfingfifefte, wo Petrus, die Apoftel und Taufende von Gläubigen 
verſchiedener Nationen eine und diefelbe Sprache hörten und verftanden. So 
fehen wir jeden Tag auf der einen Seite die Revolution, weldhe den Socialis⸗ 
mus im Schlepptau hat, der die Religion, die Moral und Gott jelbft ver» 
dammt und verläugnet, und auf der anderen Seite wahre Gläubige, melde 
ruhig und feft in ihrem Glauben warten, bis die guten Principien ihre heil⸗ 
jame Herrſchaft wieder erlangen, und biß die Abſichten Gottes in Erfüllung 
gehen. Ah! wenn doc die Souveräne diefe Principien annehmen möchten, 
um wie viel leichter wäre es ihnen, ihre Völler zu regieren! Die Zukunft 
iR in Gottes Hand; wie er die erſten Revolutionäre, die Teufel, niederge 
ſchlagen, jo wird auch diefe nieveriäjlagen. Und wir können und dürfen müne 
Ihen, daß die Hochmüthigen, welche die Kirche verfolgen, gevemüthigt und bes 
ſchamt werben... Ad, wie drüdend find die Leiden, welche die Kirche betrüben, 
wie viel Ruin Überall und viele Thränen! Vielleicht in dem Augenblid, da 
ich ſpreche wird ein Königreich feines letzten Biſchofs beraubt, er felbft ins 
Gefaͤngniß geſperrt und ins Exil geſchickt.“ (Hier flodte die Stimme Pius’ IX, 
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und feine Augen ſchienen von Thränen verichleiert. In der Umgebung ke 
die Bewegung den hoͤchſten Grad erreicht, denn alle mußten nun die ſchrednde 
Lage der Kirche im Königreich Polen.) „Gewiß,“ fuhr der Papft fort, „Gr 
tönnte geftatten, daß aud wir das Loos jener Biſchöfe hätten; dieſe Pic 
welche ihre Wurzel in den Boden jchlägt, auf dem wir noch Sicherheit fra 
tönnte umgebauen werden, wie die myſtiſche Pilanze des Propheten Berz. 
Über die Gefahren, die uns bedrohen, werden dur die göttliche Güte ri 
fernt werden, und diefe Pflanze hat die Berheifung des Herrn. Es ci“ 

. au in Rom verlafiene Seelen, melde den Schatten für den Körper, bie Su: 
für die Wahrheit nehmen, und welde, vom Pfade der Gerechtigkeit fliehen. 
fih in den Wald voll brüllender Beftien flürzen. Ah! möge der Kar ta 
euch allen ein foldhes Loos fernhalten und durd die Fürbitte Marien ct 
fegnen, wie ich mit aller Kraft meines Herzens es wünſche.“ 


25. Juni. Allocution des Papſtes im geheimen Gonfiftorium: 


„Chrwürdige Brüder: Mit tiefem Schmerze ſehen wir uns in Die Lca 
verjegt, in diefer erlauchten Berlammiung das neue, von ter fubalpini- 
ſchen (d. h. italieniſchen) Regierung veröffentlichte und promulgirte Hei 
zu bedauern, welches fiir die katholiſche Kirche, ihre Immunitäten, ihre Fre⸗ 
heit, ihre Rechte, ja ſelbſt für die bürgerliche Geſellſchaft nicht unheilvoller iem 
fann. Wir ſjprechen hier von dem Geſetze, durch welcher die genannte Re 
sierung nad faft unzähligen Alten der Frechheit und nad) jo vielen Beleid:;⸗ 
gungen, die fie der Kirche, ihren geweibten Dienern und ihren Gütern zu:e 
fügt, nun au nit gezögert hat, die Elerifer der militäriihen Conſcriptien 
zu unterziehen. Wer fieht nicht ein, wie ſchädlich und feindielig der Kirche 
diefes Gejeg ift, welches die Ausübung eines der Kirche von Jeſus Ehriftus 
unferem Herrn jelbft verliehenen Rechtes verhindert und die nothwendige Zahl 
der Diener der Kirche beichräntt, die von Jeſus Chriſtus eingejeht worden 
find, feine heilige Religion zu beijchügen, zu verbreiten und für das Heil ver 
Eeelen zu wirken bis zum Ende der Tage? Mas bleibt ung nod in die em 
unglüdlichen Italien zu ſehen übrig? Wie man die fatholifye Kirche von 
Grund aus zerftört und außrottet, wenn dies jemals fein könnte. Gewiß, die 
Worte fehlen uns, ein ſolches Gejek zu verwünſchen und zu verdammen. Gin 
Jeder weiß, daß, den Pflichten unſeres apoftoliihen Amtes gehordend, wir 
nicht verjäumt haben, mit Eifer unjere Aufgabe zu erfüllen, und daß uniere 
hochwürdigen Brüder, die Bilchöfe Italiens, zum großen Nuhme ihres Ne» 
mens, gerechte Beſchwerden und Reclamationen erhoben, dringende Aufforke 
rungen erlajjen haben, damit dieſes Geſeßz niemals promulgirt werde. Und 
möchte e8 doch Gott gefallen, ehrwürdige Brüder, dak mir uns hei dieſer Ce 
legenheit enthalten könnten, die jehr großen Uebel und Schädigungen zu 
beweinen, die heute in ſchmerzhafter Weiſe das Kaiſerthum Cefterreich und 
das Königreih Ungarn betrüben und quälen. Die Nachrichten, die uns aus 
dem Königreide Spanien über die dortigen Angelegenheiten zufommen, brin- 
gen, weit entfernt, uns einen Troft zu fchaffen, uns nur Traurigfeit und Pe 
frübniß. Die ruſſiſche Regierung fährt fort, die katholiſche Kirche zu ver» 
folgen und ihre Biſchöfe, ſelbſt durch Gewalt, aus fat allen Diöcefen zu ver 
treiben und fie ins Exil zu ſchicken, weil fie, wie fie e& doch müſſen, auf die 
Etimme und die Befehle des Stellvertreters Chrifti auf Erden hören wollen; 
überdies geftattet fie nicht, daß dieſelben Biſchöfe die Grenzen des Reiches über- 
fchreiten, während doch das größte Intereſſe der Kirche dies abſolut erheiict. 
Endlich verhindert fie jeden Tag mehr und auf alle möglide Weile, daß bie 
Gläubigen mit und und mit dem apoitoliigen Stuhle frei verkehren können. 
Aber inmitten unferer jo großen Bebrängniffe tröftet uns nicht wenig der 
äußerft lobenswerthe Eifer, mit welchem die Biicädfe mannhaft die katholiſche 
Sade vertheidigen und fi) bemühen, die Principien unfereß heiligften Blow 
bens aufrecht zu erhalten, die Einheit der Kirche gegen die Fallſtricke und die 
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vielfachen Anftrengungen zu vertheidigen, durch welche gottloſe Männer ihre 
Irrthuümer zu verbreitm traten. Unterdeſſen ermahnen wir lebhaft alle 
Feinde Jeſu Ehrifti und der heiligen Kirche, ein wenig ernfilih in Erwägung 
zu ziehen, welche furdtbaren Etrafen Gott feinen Feinden und den Feinden 
feiner Kirche vorbehält. 

— uni. In Leipzig eriheinen bie Artikel der A. A. 3. „Bas Concil und 
die Civiltä” in ausführlicher Bearbeitung unter dem Titel: „ber Papft 
und das Eoncil von Janus”, ein gewaltiger Echlag (der jog. Mün: 
chener Schule) gegen die Pläne Roms bez. der Preclanıirung ber 
Unfchlbarkeit des Papſtes. 


8. Juli. Nachdem verfhiebene Pläne für die Cinriditung der Conciliums⸗ 
aula ausgearbeitet und wieder verworfen worden, wird berjelbe end: 
lich befinitiv genehmigt. In ben früheren Plänen waren noch Plätze 
für die Vertreter der Regierungen aufgenommen, in bem letzten ans: 
genommenen ijt bas nicht mehr ber Tall. 

Mitte „ Die Eurie beftimmt, daß eine Etellvertretung ber Biſchöfe 
auf dem Concil nicht ftatthaft fei. 


4. Sept. Auf ein Schreiben bes Engländers Dr. Cumming, zu dem 
Goncile zugelaffen und gehört zu werben, um tie proteitantijche 
Lehre zu rechtfertigen, antwortet ber Papſt an ben Erzbiſchof Manning 
von Neftminfter: 

Wir haben aus den Zeitungen erfehen, daß Dr. Cumming aus Schott» 
Iand bei Dir angefragt hat, ob bei dem heramnahenden Concile denen, melde 
von der katholiſchen Kirche abweichen, Erlaubniß gegeben wird, die Gründe vor» 
zutragen, von welchen fie denten, daß fie zur Stüße ihrer eigenen Meinungen 
aufgeftellt werden können, und daß er auf Deine Antwort, daß dieſes eine 
Durch den heiligen Stuhl zu beftimmende Sade fei, an Uns über den Gegen» 
ftand gejchrieben habe. Wenn nun der Fragende weiß, was der Glaube der 
Katholiken ift in Beziehung auf die lehrende Autorität, weiche Unſer göttlicher 
Heiland Seiner Kirche verliehen hat, und deßhalb in Beziehung auf ihre Yin» 
fehlbarkeit in Entſcheidungen über Fragen, meldde zum Dogma oder zur Moral 
gehören, jo muß er wiſſen, daß die Kirche nicht dulden kann, daß Irrthümer, 
die fie forgfältig geprüft, gerichtet und verurtheilt bat, nochmals zur Ber» 
handlung gebracht werden. Diejes ift auch ſchon befannt gemacht durch Unſer 
Schreiben (apoftoliiche8 Schreiben vom 13. September 1863 ar alle Prote⸗ 
ftanten und andere Nichtkatholiken), denn wenn Wir fagten: „es Tann nicht 
geleugnet oder angeziweifelt werden, daß Jeſus Chriftus ſelbſt, damit Er allen 
Geſchlechtern der Menſchen die Früchte Seiner Erlöfung zumende, bier auf 
Erden auf Petrus jeine einzige Kirche gegründet hat, das ift die eine, heilige, 
katholiſche und apoſtoliſche Kirche, und ihm alle Macht gegeben hat, die nöthig 
war, um den Schaf des Glaubens ganz und unverlett zu erhalten und den⸗ 
jelben Blauben allen Völkern, Stämmen und Nationen mitzutheilen“, fo gaben 
Wir dadurch zu erkennen, daß der Vorrang ſowohl an Ehre als an Juris⸗ 
dietion, welcher Petrus und jeinen Rachfolgern durch den Gründer der Kirche 
verliehen wurde, außerhalb der Zufälligleiten der Disputation geftellt ift. Dieſes 
iR in der That die Angel, auf welder die ganze Trage zwiſchen Katholiken und 
Allen, welche von ihnen abweichen, fid) drehet, und auß diefer Abweichung 
fließen wie aus einer Duelle alle Jerthümer der Nichtkatholilen. „Denn in 
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fo fern ſolche Korperſchaften von Menſchen der Iebendigen und von ati c-- 
gefegten Autorität entbehren, weldde die Menſchen ganz beionders bie Eıhr 
des Glaubens und die Regeln der Moral Ichret und welche fie and Icır 
und regiert in Alem, was zu dem ewigen Heile gehört, jo Gaben dieſe fein 
Körperihaften von Menſchen immerdar in ihrer Lehre gewechſelt, um 
Wechſel und ihre Unbeſtändigkeit hat kein Ende.” Wenn deßhalb Dein Frez 
fteller entweder die Meinung, melde die Kirche über die Unfeblbarfeit idrs 
Urtheils zur Beitimmung von Allem, was zum Ölauben oder zur Wxtı 
gehört, begt, erwägen will, oder das, was wir ſelbſt geichrieben haben ci 
den Vorrang und die (chrende Autorität Betri, jo wird er fofort eimiee. 
daß bei dem Goncile fein Raum gegeben werben kann zur Bertheidigung t: 
Irthänern, die bereit8 verworfen find, und daß wir leine Nichtfatholikn zu 
einer Verhandlung einladen konnten, fondern fie nur aufgefordert haben, „v: 
Gelegenheit, welche dieſes Concil bietet, zu benugen, in welchem die katholiike 
Kirche, zu der ihre Vorfahren gehörten, einen Beweis gibt von ihrer imiez 
Einheit und unüberwindlichen Lebensfraft, und die Bebürfniffe ihrer Ex 
zu befriedigen, indem fie fih einem Zuſtande entziehen, worin fie ihrer Er: 
löfung nicht ficher fein können“. Wenn durch die Inſpiration der göttlidrr 
Gnade fie ihre eigene Gefahr erkennen und Gott mit ihrem ganzen Hena 
fuchen, jo werben fic leicht alle borgefaßten und widerftrebenden Heinunge 
verwerfen und, allen Wunſch nad einer Disputation bei Seite legend, zu dem 
Vater zurüdehren, von welchen fie jo lange unbeilvoll abgeirrt find. „Ri 
an unjerem Theil wollen ihnen freudig entgegeneilen, und fie mit Däterlicher 
Liebe umfangend, werden wir frobloden, und die ſtirche wird mit un frob 
Ioden, daß unfere Sinder, die abgeftorben waren, wieder zum Neben gelom- 
men, und daß die, welche verloren waren, wiedergefunden find.” 


6. Sept. Die in Fulda verjammelten deutſchen Biihöfe juchen durd 


einen gemeinſchaftlichen Hirtenbrief bie über bie Abfichten ber 
Curie auf dem bevorftehenden Eoncil aufgeregten Gemüther ikrer 
gebildeten und kirchlich geſinnten Diöcejanen zu beſchwichtigen unt 
zugleih ber Curie einen Wink barüber zu geben, was von ihren 
Blänen in Deutihland auf Miderftand jtoßen könnte, wenn es jiä 
body beftätigen jollte. 

„ Der Decan ber Barijer Eorbonne, Migr. Maret, Profeſſor un 
Biſchof von Sura i. p., veröffentlit unter bem Titel: Le Concile 
ct les interäts religieux ein zweibändiges Bud gegen bie ten 
Nom beabſichtigte Erklärung der Unfehlbarfeit des Papſtes, das ſich 
von franzöſiſcher Seiie dem deutſchen „Janus“ mehr oder weniger 
an die Seite ſtellt. 


44, Oct. Cardinal Verardi legt im Auftrage des Papſtes ſchon zum 


voraus den Grundſtein zu dem Denkmal für das Hinjtige Concil. 


„ Die Civiltä cattolica gibt ben deutſchen Biſchoͤſen und bem Re: 
fultate ihrer Konferenz in Fulda, inbirect aber verſtändlich genug. 
die Antwort, 

daß bie Bifchöfe nicht nad) Rom kämen „um dort zu beratben, dergeftalt, 
daß die Majorität den Ausſchlag gibt, fondern daß fie fommen, um die ıc 
Boraus durch den unfehlbaren Papft getroffenen Beſtimmungen gut zu heiken.‘ 


27. Nov. Der Bapft ſetzt durch das Breve Multiplices inter die „Crt: 


nung feft, welche bei ber Celebration bes hochheiligen, öcumeniicen 
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vaticanifchen Coneils eingehalten werben fol“ d. h. er octroyirt bem 
Concil eine Gefhäftsorbnung. 


Diele Geiäftsorunung, welche der Bapft kraft feiner apoſtoliſchen Gewalt“ 
und im „Ramen feiner Vorfahren” für das Goneil erläßt, fchreibt unter an⸗ 
derem auch den Bätern der katholiſchen Kirche ihr Berbalten vor. Es wird 
da verfügt: „In den romiſchen Kirchen jollen jenen Sonntag zu geeigneter 
Zeit Ritaneien und Gebete geiprocden werden. Die Biſchöfe und die anderen 
Perſonen vom geiftliden Stande jollen in allen Dingen nur gute Beiipiele 
geben, fih jeder nad ſeiner Frömmigkeit des Gebetes, der heiligen Lectüre, 
der Betrachtung der heiligen Dinge beileißigen, jo oft alß möglid mit reinem 
und keuſchem Herzen das heilige Mebopfer feiern, ihre Seele von allen irdiſchen 
Sorgen frei halten, die Beicheidenheit in ihren Sitten, die Mäßigleit bei ihren 
Mahlzeiten und die religidje Befinnung in allen ihren Handlungen bewahren. 
Auch follen die Väter des Concils die Perjonen ihres Haushalte überwachen 
und ihnen eine KHriftliche Disciplin auferlegen.” — Allen und jedem der Väter, 
der Dfficianten des Concils, der Theologen, der Ganoniften und Jedem, der 
an den Geſchäften des Concils betheiligt ift, wird das ſtrengſte Schweigen 
über die Berhandlungen und Beichlüffe auferlegt. Allen Dfficianten des Con⸗ 
cils, die nicht Bilchöfe find, und allen, welchen der Bapft eine Milton dafür 
ertheilt bat, wird zu diefem Ende ein Eid abgenommen. — Als Regeln 
über den Bortritt werden aufgeltellt: Der erfte Rang gebührt den Gar- 
dinälen der römilchen Kirche, ⸗Biſchöfen, ⸗Prieſtern und »Dialonen. Der zweite 
den Patriarchen, der dritte aus beionderer Gnade des Papſtes den PBrimaten 
nad dem Alter ihrer Erhebung zum Primat. Der vierte Rang gebührt den 
Er zbiſchöfen nad dem Alter ihrer Ernennung, der fünfte den Bilchöfen ebenfo, 
Der ſechſte den Aebten Nullius, der fiebente den General⸗Aebten und anderen 
Ordens⸗Generalen, auch wenn fie nur den Titel von General-Bilaren führen. 
Das Eoncil wird in geheimer Abſtimmung fünf Väter des Goncils erwählen, 
welde über die Entiuldigungen zu urtheilen haben. Sie haben jedoch feinen 
entſcheidenden Sprud zu thun, jondern nur an die allgemeine Gongregalion 
zu berichten. Ferner wird das Eoncil in geheimer Abſtimmung andere fünf 
Bäter ernennen, welche über die Conflicte und Schwierigkeiten wegen des 
Bortritts entjcheiden follen. Kommen damit nicht zu Stande, jo unter- 
werfen fie die Sade der allgemeinen Gongregation. Die Entwürfe zu den 
Decreten und Ganones find von den Eardinälen und den vom Papft vor dem 
Eoncil berufenen Theologen fchon vorbereitet. Will einer der Väter das Wort 
in der Gongregation über einen vorgelegten Urtifel nehmen, fo ſoll eine paflende 
Reihenfolge je nad) der Würde eines jeden getroffen werben; der Redner hat 
aber jeine Abfiht mindeften3 einen Tag vor der Sigung dem Präfidenten 
anzuzeigen. Findet der in der Gongregation vorgebrachte Untrag keinen oder 
doch nur leicht zu befeitigende Anftände, jo fteht nichts im Wege, daß. nachdem un⸗ 
verzüglih die Zweifel redigirt worden, die Formel des Decreies oder Canons 
des Concils aufgeftellt und daß die Stimmen der Väter darüber gefammelt 
werden. Stoßt Hingegen der Antrag auf Schwierigkeiten, indem entgegenges 
fette Anſfichten Hervortreten, fo follen dieje Fragen und Zweifel den vom An⸗ 
fange des Concils an beftellten vier fpeciellen Gongregationen oder Deputationen 
von Vätern, von denen bie erfte ſich während der ganzen Dauer des Concils 
mit Sadhen des Glaubens zu beſchäftigen bat, die zweite mit Fragen der 
Kirchenzucht, die dritte mit Fragen, welche die religiöien Orden angehen, die 
vierte endlich mit Angelegenheiten des morgenländifchen Ritus, zur Entſchei⸗ 
dung vorgelegt werden. Fur die eier der öffentlichen Sigungen ift folgende 
Anordnung getroffen: Nachdem in jeder dffentliden Sitzung die Väter nad) 
Rang und Play fi geſetzt und die vorgeichriebenen Ceremonien beendet find, 
ſollen die Texte der in den Gongregationen beſchloſſenen Anträge mit lauter 
und vernehmlidder Stimme vorgelejen werden unter Benugung der Formel: 
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„Pius, Biſchof, Knecht der Knechte Gottes, mit Upprobatien des Gomails, jr 
ewigen Bedächtnifie des Geſchehenen.“ Es werben ſodann bie Bäter befragt. si :z 
vorgelefenen Canones und Deerete ihre Zuflimmung haben, und jefert mr 
die Scrutatoren heran und notiren genau dieſe Etimmen, welche eine nad x 
anderen gefammelt werden. Dieſe Stimmen jollen mit den Worten e:::r 
ſprochen werden: placet oder non placet, do ift es den von ber Ei: 
abwejenden Bätern in keiner NAugelegenheit geftattet, ihr Votum ſchriftlich = 
zufhiden. Rah Sammlung der Stimmen zählt der Secretär des Esıc 
mit den Scrutatoren die Stimmen vor den: päpflliden Stuhle und rk: 
dem Papſte Bericht, worauf diefer die höchſte Entiheidung ausſpricht um > 
fieglt, daß diefe feierliche Formel verfündigt werde: „Dieje Decreie haben tr 
Zuftimmung aller Väter erlangt, mit Einftimmigleit (oder, wenn Uppeua 
vorhanden, mit Yusnahme von fo oder jo vielen Stimmen), und Bir ww: 
fügen, beſchließen und beftätigen mit Zuflimmung des Goncils, daß dieielber 
verliefen werben jollen." Nah Erfüllung diefer Formalitäten haben die !rr- 
motoren des Concils die anmejenden PBrotonotare aufzufordern, ein oder m: 
xere Protocolle von den in der Sigung beichlofienen &egenftänden aufjarzı- 
men. — Bei den in den heiligen GanoneB enthaltenen Strafen verbiere: 
der Papft allen Vätern des Goncils, fowie den übrigen Berfonen, welde de⸗ 
jelben beiwohnen dürfen, fi zurüdzuziehen, „bevor diefeß heilige, allgemex: 
und beumen iſche Goncil des Baticans regelmäßig geichlofien und vom Bart 
entlaflen ift, wofern nicht eine gerechte Urſache zur Abreiſe vorgebracht ı:: 
regelrecht gutgeheißen, jowie die Erlaubnig zur Abreife vom Papfle erlang 
wurde." — Die lateiniſche Sprade wird in den allgemeinen Congrege 
tionen und den Seflionen allein zugelaffen. Beeidigte Dollmetſcher find da 
orientaliichen Patres zur Verfügung geftellt. 


2. Tee. Tie oberiten Officiale des Concils leiſten in ber Eirtiniiken 


Capelle den Treuſchwur und werben in Gegenwart ber bereite cin: 
getroffenen Patriarchen und Biſchöfe im Pfliht genommen. An: 
ſprache bes Papſtes. 

Den Hauptmoment derſelben bildet die ausgeſprochene Ueberzengung 
daß alle Anweſenden mit dem Redner eng verbunden ſeien (summa animo- 
rum consensione Nobiscum conjuneti). Er Tenne die Scähiwierigleiten des 
nad einigen Tagen beginnenden Goncil8, er fenne feine Feinde, aber er er⸗ 
mahne die Verjammelten nicht zu vergefien, daß Petrus auf Chriſti Fre: 
an die Apoſtel: „Mollt nicht auch ihr zurüdgehen ?“ antwortete: „Kerr, woy.n 
follen wir geben? Du haft Worte des ewigen Lebens.“ 


4. Dec. Die nbercongregation verbietet ba8 Buch: „Der Bapft ımb 
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das Concil von Janus”, jowie: „Das Recht ber eigenen Ueber: 
zeugung von Frohſchammer“. 

„Feierliche Eröffnung bes öcumeniſchen Concils. Allocution bee 
Bapftes: 

„Was wir mit allen Gelübden und Gebeten von Gott erbaten, dak wir 
das von uns berufene dcumeniſche Goncil eröffnen könnten, it uns zu unſerer 
großen freude durch Gottes hohen und unvergleichlichen Rathſchluß ſelbſt ge- 
währt worden. Deßhalb freut fih unfer Herz in dem Herrn und ift ven 
unglaublicher Tröftung ergriffen. Ihr aber, verehrungsmwürdige Brüder, ſeid 
jest im Ramen Ehrifti verfammelt, um mit ung für das Wort Gottes ein 
Zeugniß abzulegen und fir das Wort Jeſu Ehrifti und den Weg Gottes in 
der Wahrheit mit uns Menſchen zu lehren und über die Widerſetzlichkei⸗ 
teneiner fäljgligfogenannten Wiſſſenſchaft mit uns unter dem Bi 
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Fand des heiligen Geiſtes zu uriheilen. Denn wenn jemals, fo fordert in 
unſerer Zeit, in der die Erde von der Verderbniß ihrer Bewohner wahrhaft 
leudtet und überftrömt, die Hochhaltung der göttlien Gnade und das Wohl 
der Heerde des Herrn von uns, dak wir uns um Zion ſchaaren und es in 
unſeren Shut nehmen, in feinen Bollwerlen uns bereden und unferen Muth 
auf ihre Kraft ftügen. Ihr ſeht es ja, verebrungsmwürdige Brüder, mit wel» 
her Gewalt der alte Feind des Menſchengeſchlechts das Haus Gottes, dem bie 
Heilighaltung gebührt, angegriffen hat und noch immer angreift. Durch feine 
Bemühung hat jene verhängnißvolle Verſchwörung der Gottlofen weit 
um ſich gegriffen, die dur ihren Zuſammenhang ſtark, durch ihre Madıt 
gewaltig, durch ihre Einrichtungen befeftigt und die Freiheit ber Anfeindung 
als Dedmantel vorzeigend, den heftigften Krieg gegen die heilige Kirche Chriſti, 
keines Berbrehens baar, beharrlid zu führen nit aufhört. Die Art und 
Weiſe dieſes Krieges, jeine Gewalt, jeine Waffen, Yortichritte, Pläne kemnt Ihr 
fehr wohl. Es if Euch fortwährend vor Wugen die Verwirrung und das 
Ineinandermengen der guten Kehren, mit denen die menſchlichen Dinge fich 
auf ihre Angelegenheiten ftemmen, die traurige Umtehrung jedes Geſetzes, die 
vielfachen Künfte der frechen Lüge und der Berderbnik, wodurd die heillamen 
Feſſeln der Gerechtigkeit, der Ehrbarkeit und der Autorität gelöft, die ſchlech⸗ 
teften Begierden entflammt werden, die riftlide Treue aus den Gemüthern 
von Grund aus ausgeriffen wird, jo daß man einen geiwifien Untergang der 
Kirche Gottes in dieſer Zeit befürchten müßte, wenn fie durch irgend melde 
Bemühungen und Wagniſſe der Menichen zu Grunde gerichtet werden könnte, 
Aber nichts ift mächtiger als die Kirche, bat der heilige Jo» 
bannes Ghryjoftomus gejagt, die Kirche iſt mädtiger als 
jelbft der Himmel, Himmel und Erde werden vergehen, meine Worte 
aber werden nicht vergehen. Welche Worte? Du bift der Fels und auf die 
fen Felſen werde ich meine Kirche aufbauen und die Pforten der Hölle werden 
gegen fie nit3 vermögen. Obwohl aber das Reich des Herrichers der Tu⸗ 
genden, das Neich unſeres Gottes auf uneinnehmbarem Grunde ruht, jo Haben 
wir doch die jo große Häufung des Uebel und die Verderbniß der Gemüther 
eriennend und im innerften Herzen beflagend, die abzuwenden jelbft das Leben 
uns nit zu theuer fein darf, — wir, die wir auf Erden des ewigen Hirten 
Bertretung find und deßhalb beionders für das Haus Gottes eintreten müfen, 
den Weg und die Rathichläge befolgen zu müſſen geglaubt, die uns zur Hei⸗ 
Lung jo großer Schäden der Kirche nützlicher und paflender erjchienen. Und 
indem wir das Wort des Jeſaias oft bei uns bedachten „gehe mit dir zu 
Rath und berufe ein Concil“ und erwogen, daB ein derartiges Heilmittel in 
den ſchlimmſten Zeiten der chriſtlichen Sache von unferen Vorgängern als 
nüslih befunden worten ift, jo haben wir nad langen Gebeten, nad) Bera- 
thung mit unjeren ehrwürdigen Brüdern, Cardinälen der Heiligen römiſchen 
Kirche, auch nad eingeholter Meinungsäußerung mehrerer heil. Biichöfe, Euch, 
verehrungswerihe Brüder, die ihr das Salz der Erde jeid, die Wächter ber 
Heerde des Herrn und die Hirten, zu diefem Stuhl Petri zufammenzurufen 
beichlofien. Wir glauben bei Eurem Unblid die gefammte Familie katholi⸗ 
ſchen Glaubens, die uns theuerften Söhne gegenwärtig zu jchauen; wir denken 
an fo viele Xiebespfänder, fo viele heiße Herzendthaten, mit denen fie auf 
Euren Antrieb, Führung und Beifpiel ihre Liebe und Treue uns und diefem 
apoftoliihen Stuhle wunderbar bewährt haben und ferner bewähren. Dann 
denten wir auch an jo vieler Menſchen ſchlimme Lage, die vom Pfade 
der Wahrheit und Gerechtigkeit und ebenfo der wahren Glückſeligkeit in ihrer 
Täuſchung abirren und wünjchen zu ihrem Heil ihnen ſehnlichſt Hilfe zu brin⸗ 
gen, eingeben? unfers himmliſchen Erlöfers und Lehrers Jeſu, der aufzuſuchen 
kam und zu retten, was verloren war. Sodann haben wir uniere Augen 
auf diejes Siegeszeichen des Erften der Apoftel gerichtet, bei dem wir fteben, 
auf diefe unjere Stadt, die dur Gettes Gnade nit der Plünderung der 
25* 
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Volter überantivortei war, auf dies von uns fo geliebte romiſche Bell, vor 
defien beftändiger Liebe, Treue und Wilffährigleit wir umgeben find, un) wı 
find berufen, Gottes Güte zu preiien, der feines binmlifchen Schutes Hoffwcnz 
in uns derzeit befeftigt und geitügt wiſſen wollte Wir ertennen den glühesr: 
Eifer an, den Ihr zu Eurem Amte mitbringt und bejonders das vorzüglik 
und engfte Anſchlie ßen von Euch Allen an uns und Diejen ayc: 
ftolijgen Stuhl, und wir freuen uns überaus in dem Herrn, daß Ihr 
jo gefinnt ſeid, daß wir eine jihere und begründete Hoffnung auf beiondes 
reihe und vorzüglich wünſchenswerthe Früchte dieſes Eures Concils fegen ju 
dürfen glauben. Wie vielleicht fein zweiter Kampf gehäfliger und Himterlikiger 
gegen Chrifti Herrichaft entbrannt ift, jo gab es auch feine Zeit, wo mehr bie 
Einigkeit der Priefter des Herrn mit dem oberften Hirte 
feiner Heerde, von der in der Kirche die wunderbare Macht - Ranımt, ge 
fordert werde. Handelt aljo, verefrungsiwürdige Brüder, ftärft Gab im 
Herm: und im Namen der hochheiligen Dreifaltigleit, geheiligt in der Wahr⸗ 
heit, mit den Waffen des Bichts angethan lehret mit uns den Weg, die Wahrkei 
und das Leben, zu dem das jo viel geplagte Menfchengeichlecht nicht mehr Id 
erheben kann, bemüht Euch mit uns, daß in den Reichen Friede, bei den Bar: 
baren Geſetz, in den Klöftern Ruhe, in den Kirchen Orbnung, bei den Grik- 
lichen Gehorſam, für Bott eine andädhtige Gemeinde hergeftellt werde. Goit 
bleibt auf ſeinenn erhabenen Plage fliehen, an uns ift e8, an Rath und That 
zu denken; Er ſelbſt gibt uns feine Diener und Helfer bei einem fo großen 
Werke, feine Gnade, und diefem Dienfte müſſen wir uns fo unterziehen, da} 
wir Ihm allein jet unfere Geifter, Herzen und Kräfte widmen.” Folgt Das 
Schlußgebet. 


10. Dec. Erfte geheime Sitzung ober ©eneralcongregation des Concils. 


Die Civiltä Cattolica gibt Über die ganze Organifation des Con— 
eil8 folgende Auskunft: „Man mei, daß Papft Pius IX. ſchon gegen das 
Ende des Jahres 1867 eine aus Gardinälen zuſammengeſetzte GCongregation 
ernannte, welche die Vorarbeiten des Concils leiten ſollte. Dieſelbe befland 
aus den Gardinälen Reiſach, Barnabo, Panebianco, Bizarri, Bilio, Gaterini 
und Gapalti. Außerdem ernannte er ſechs Specialcommiffionen, deren jede 
von einem der vorgenannten ſechs Gardinäle präfivirt war. Die erſte be 
Ichäftigte fi Hauptjächlich mıit dem Geremoniale des Concils, die zweite mit 
den politiſch⸗kirchlichen Materien, die dritte mit den orientaliiden Kirchen und 
Miffionen, die vierte mit dem Reglement, die fünfte mit der dogmatifchen 
Theologie und die ſechſte mit der kirchlichen Disciplin. Dieſe aus Männern 
von anerkannter Doctrin und Tugend zujammengejegten Commiſſionen arbei- 
teten im Jahr 1863 und 1869 an der Zurichtung der Dlaterien, welche auf 
dem Concil dißeutirt und an den Planen der Decrete und der Berathungen, 
die getroffen werden follten. Cine zweijährige, mit bewunderungSwärdigem 
Fleiß von ſolch erprobten Männern vollendete Arbeit ift das Produkt, welches 
Pius IX. „schemata decrelorum et canonum“ nennt. — Ter Papſt hat 
diefe Schemata gelefen, und wird fie, wie fie aus den vorbereitenden Commij⸗ 
fionen bervorgingen, den Beichlüffen der Väter unterftellen. Zu dieſem Zwed 
wurden fie gedrudt, und werben nun nad und nad den Gongregationen mit⸗ 
getHeilt, welche fie in allen ihren heilen einer fleiBigen Prüfung unterwerfen 
und fih dann anſchicken, ihre Gutachten darüber abzugeben. Das nun ver 
fammelte Soncil arbeitet auf dreifache Weile: in den Generalcongrega- 
tionen, in den Deputationen und in den öffentlichen Sitgungen. 
(Erklären wir zuerft die Operationen der Oeneralcongregationen. Die Bäter 
des Concils verfammeln fih unter der Präſidentſchaft von fünf vom 
Papft ernannten Gardinälen, der Monfignori dv. Reiſach, de Luca, Bizarri, 
Bilio und Capalti. Sie beginnen mit den Tiscufjionen aller auf den Blaue 
ben Beziehung habenden Gegenſtände. Es foll nun 3. ®. ein von der then 
logiſch⸗ dogmatiſchen Eommifjion außgearbeitetes Schema discutirt werben. Hier 
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dürfte e8 nun erſt am Plage fein, zu wiflen, wer dieſes Schema vorbereitete. 
Unter der Präfidentihaft des Garbinals Bilio arbeiteten an demielben zwei 
Sabre: Biufeppe Cardoni, Theologe der päzillicden Kanzlei, Mariano Spada, 
Profeſſor der Dogmatik an der romiſchen Univerfität, Biacinto de Ferrari, 
Conſultor der Eongregation der regelmäßigen Biſchöfe, Giovanni Perrone, 
YJefuit und berühmter Theologe, Giovanni Schwetz, Profeſſor der Theologie 
an der Univerfität von Wien, Bonfiglio Murra, Rector der römiichen Uni⸗ 
verfität, Maria Andragna, General-Definitor der Minoriten, Giacomo ac» 
quenet, Pfarrer von Reims, Garlo Gay, Generalvicar von Poitiers, Toms 
maſo Martinelli, Profefior des Inſtituts der heil. Schrift an der Univerfität 
zu Rom, Giufeppe Pecci, Brofefior der Philofophie an derjelben Univerfität, 
Giambattifta Pranzelin, Profefior der Theologie am römishen Kollegium, 
Elemens Schrader, Prof. der Theologie an der Univerfität zu Wien, Camillo 
Eantori, Brof. der Theologie am römiihen Seminarium, Placido Petacei, 
Prof. der Logik und Metaphyſik an demjelben Seminar, Franz Hettinger, 
Brof. der dogmatiichen Theologie an der Univerfität zu Würzburg, Johannes 
Alzog, Prof. der Kirchengeſchichte an der Univerfität zu fyreiburg im Vreis⸗ 
gau, Jacob Corcoran, Generalvicar zu Charleston, und Stephan Moreno 
Labrador, Prof. der Theologie am Scminar zu Cadiz. Dieß find die Mit- 
orbeiter einer einzigen Borhereitungscommiftion, deren 8 aber, mie oben ge⸗ 
ſagt. jch8 gibt. Setzen wir nun den all, daß ein vorbereitet Schema die 
fem oder jenem Biſchof nicht aefällt, und diejer ſich anfchidt, daſſelbe in den 
Seneralcongregetionen zu befämpfen. Zu diefem 2med hat er wenigſtens 
einen Tag vorher fih mit den präfidirenden Garbinälen ind Bernehmen zu 
jegen, welche ihm vie Erlaubniß hiezu ertheilen werten, cbenfo wie allen an» 
tern Opponenten, indem jeten derjelben erlaubt wird, frliher oder fpäter je 
nad jeinem Würdegrad dagegen zu ſprechen. Sollten andere Büter alsbald 
auf deren Reden antworten wollen, jo fünnen fie e8 thun; doch haben fie von 
den präfidirenden Garbinälen die Erlaubnik hiezu zu erhalten. Bietet das 
vorgeſchlagene Schema in den Öeneralcongregationen keinerlei Echwierigfeit dar, 
oder deren nur unerbeblidde, jo wird ohne Eäumm zur Aufſiellung der 
Decretsformel gejchriiten und, nad Beleitigung der einen Schwierigkeiten 
die Abſtimmung von Eciten der Bäter vorgenommen. Sollten aber in Be 
treff des Schema's ſolche Meinungsverfchievenheiten auftauchen, taß eine Bere 
fändigung unmöglich würde, fo wird dann an die „ Deputationen“ recurrirt. In 
Tetreff dieſer letzteren wollte der heil. Vater, daß das Goncil vorerft vier 
fpecielle und diftinctive Teputationen ernenne, von denen dic erſte die Suchen 
des Glaubens, die zweite die Sachen der Kirchendisciplin, die dritte die Ange⸗ 
legendeiten ter Erden und die vierte die Angelegenheiten der orientaliidhen 
Niten zu behandeln habe. Jede diefer Deputationen ift aus 24 Mitgliedern 
zufammengefett, welche in geheimer Abſtimmung von den Vätern des Concils 
ermählt werden. Ein von dem Pontifex ernannter Cardinal fteht an der 
Spitze jeder Deputation. Dieſer Gardinal wählt einen oder mehrere Theo» 
logen oder Ganoniften als Beiflände, und ernennt einen derſelben zum Secre⸗ 
tär. Run wird der „Blaubensteputation” das Schema zurüdgelandt, über 
welches die „Seneralcongregation” fi) nicht verftändigen konnte Die Blau 
bensdeputation discutirt hierauf die erhobenen Einmürfe und die entgegen⸗ 
geftellten Echwierigkeiten. Nach der Discuffion und Berathung wird der Ber 
zicht entworfen, gedrudt und unter den Vätern tes Eoncils vertheilt; dieſe geben 
nun, nad erfolgter Discuffion des Berichts, in einer neuen Oeneralcongregation 
mit lauter Stimme ihr Botum, da im dcumenischen Goncil die Stimmen 
nicht allein gezählt, ſondern auch gewogen werben, meil es nicht genügt zu 
wiflen, ob die Gongregaten billigten oder verwarfen, ſondern es nothwendig ift, 
die zu kennen, welche geneigt, und die, welche abgeneigt waren.“ 


Wahl der beiden Ausichäfle für „Entſchuldigungen“ und für 
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Streitfragen. Biſchof Stroßmeyer von Diakovar ift ber erfle, ker 
es wagt, gegen bie ociroyirte Geſchäftsorbdnung aufzutreten us: 
namentlich gegen diejenige Beftimmung berielben, welche alle Initie 


tiv: Anträge der Biſchöfe abfolut von ber Willkür bes Popſtes al: 


bängig madt. Er wirb zum Schweigen gekradt. 

Der eroatifhe Biſchof führt mehrere fchlagende Gründe an, dak jener 
Paragraph, welcher die Thätigfeit der ganzen Körperſchaft vollländig zu 
unterbinten geeignet if, aus der Geſchäftsordnung einfach geftrichen werden 
möge. Uber kaum beginnt feine Rede etwas wärmer zu werden, jo vermahrt 
ihn der der Berfammlung dießmal präfidirende Gardinal de Luca 
zur Ruhe, und nachdem der Sprecher dennod fortfahren will, jo begimut der 
Borfigende mit feiner Präfidenten-Blode heftig zu läuten. Ta ſteht der Pr» 
mas von Ungarn, Simor, von feinem Site auf, um die Motion ſeins 
fuüdſlaviſchen Eollegen energiſch zu unterftügen; allein auch diefer Kırdhenfürt 
wird von der Slode tes Cardinals unterbroden und muB ſich ſchweigend 
wieder niederlafien. Durch dieſes eigenmächtige erfahren des Vorſitzende 
auf das Unangenehmfte berührt, erhebt fih plötzich Dupanloup, de 
Biſchof von Drleans, ergreift feinen Hut und verläßt in fichtbarer Aufregur; 
den Berathungsjaal, wobei mehrere jeiner infulirten Land5leute ſich ihm am 


ſchließen. 


11. Tec. Ein Decret des Papſtes regelt den Fall einer Papſtwahl wäh— 
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rend ber Dauer eines Concils und entzieht dieſelbe vollſtändig und 
für immer jeber Einwirkung eines Eoncile. 

Das Deeret if zunächſt für den Fall beflimmt, daB es Gott gefallen folk, 

während der Dauer des Concils „jeinem irdiſchen Eril“ ein Ende zu bereiten, 
bezieht ſich aber nicht auf diefen Fall allein, fondern fol für alle Zukunft gelten. 
„Da wir es, fo beſagt daß Decret weiter, für zweckmäßig eradyten, daß das, wes 
wir aus Anlaß des vaticaniſchen Concils bis jetzt theild Über die Papftwahl, 
theils über die Sufpenfion des Concils angeordnet haben, eine ſichere und be 
ftändige, in ähnlichen Fällen immer zu heobadtende Norm bilde, decretiren 
und verorbnen wir, daß in Zukunft, jo oft der Tod des Papftes während der 
Geier eines dcumeniſchen Concils eintritt, mag e8 in Rom oder an einem 
andern Orte der Welt abgehalten werden, die Wahl des neuen Papftes im- 
mer und ausſchließlich von dem Gollegium der Garbinäle der heiligen 
romiſchen Kirche allein nad) dem eben feſtgeſtellten Motus vorgenommen werde 
und daß das Eoneil, ebenfallg nach der ſoeben feftgeftellten Regel, alsbald, 
nachdem es die gewiffe Nachricht von dem Tode des Papſtes erhalten, üb 
ipso jure al& fujpendirt und vertagt betrachte, bis der neue, canoniſch er- 
wählte Papſt angeordnet hat, daß es mieder aufgenommen und fortgeiest 
werde.” Es folgt dann noch die Clauſel, daß dieſes Derrei niemals, zu 
feiner Zeit modificirt, Iimitirt ober widerrufen werden dürfe, jelbft nicht vom 
Eoncil, und wenn die Cardinäle einftimmig auf ihr Recht der Papfiwahl ver- 
zichten ſollten, jo fei dieſer Verzicht ungiltig. 
„» Der Rapft beſetzt tie Commiflion für Anitiativ-Auträge ber 
Biſchoöfe. Dieſelbe ift felbitverftändlich fo zufammengeicht, daß ber 
Papſt ihrer gegen mißliebige Biſchöfe oder mißliehige Anträge völlig 
fider it. 

Eine päpftlihe Bulle beichränft die kirchlichen Cenſuren latae 
sententise (im Wefentlichen eine Erneuerung ber Bulle, melde am 
Grünbonnerftag verlefen zu werben pflegt) einigermaßen, befinirt fie 
aber neu unb zwar im Intereſſe ber päpftlicden Vorbehalte. 





14. 


31. 


Nom. 391 


Die Zahl der Falle nämlich, für die fi der Papft allein die Abſolution 
vorbehält, wird anſehnlich vermehrt und jomit duch die u die Macht⸗ 
befugniß des Episcopats meientlid verringert. So ift 3. B. die Berufung 
von einer päpftliden Entideibung an das Eoncil auf das Schwerfte verdammt. 
Sollegien oder Univerfitäten, Keuliäten, überhaupt gelehrte Körperfichaften, 
weile vom Papft an das Gorcıl appelliren, find von jelbft dem Bann und 
dem Interdict verfallen. Ver Specialegeommunication de3 Papfte3 werden 
ferner alle unterworfen, melde Keherei begehen oder begünftigen, verbotene 
Bücher leſen oder verbreiten, den päpftlicen Befehlen Gehorſam verweigern 
u. dgl. Die ganze Bulle fommt faſt einer univerjellen Ercommunication 


gleich. 
Dec. Concil: Beginn ber Wahlen für die vier Deputationen (Com⸗ 


miflionen) für Glauben, TDisciplin, Orden und orientalifge Ange: 
legenheiten. Die von Cardinal de Angelis geleitete Mehrheit ift be: 
reits fo gut organifirt und birigirt, daß auch nicht ein Viſchof ge: 
wählt wirb, beflen tie Curie für ibre Borlagen nit zum voraus 
vollfommen ſicher ift. 
„ Der Bapfi bereitet ben Biihöfen das ES chauipiel einer großen 
Revue feiner gefammten Armee, 
„ Roncil: Tie Wahlen in die vier Teputationen find größentheils 
beendigt. Tie Deputation für Glaubensjahen madıt ihre erjten 
Rorlagen (gegen bie Philoſophie). 
„Coneil: Nebe Stroßmayers gegen bie Jeſuiten. Gardinal Ca: 
palti ruft ihn zur Ordnung. 

Uebrigens zeigt fich fofort, daß die Concilsaula — abſichtlich oder nicht 
— für eine eigentlide Discuffion abjolut ungeeignet ift, indem die Redner 
nur von ihrer allenädjften Umgebung verftanden werden fünnen. Einer Ber» 
legung der Sigungen des Goneils in ein anderes Local wird vom Papft nicht 
geftattet und die mehrfach verſuchte Abhilfe des Uebelſtandes in dem bisherigen 
erwai fi als gänzlih ungenügend. Statt einer förmlichen Debatte find 
daher nur mehr oder weniger academilche Vorträge der Biſchöfe möglich). 
Diefelben werden ftenographirt, aber nur für den Gehraud der Curie, da fie 
nicht gedrudt werden und jelbf den Bilchöfen Teine Einſicht in diefelben ge⸗ 
Rattet iR. Auch das officielle Giornale di Roma bringt nichts von den Ber» 
bandlungen, fondern nennt bloß die Namen der Redner, ohne den Inhalt der 
Reden aud nur anzudeuten. 
„ Bericht Eorcclle über bie finanzielle Rage des päpftlichen Regi⸗ 
ments, über bie Unzulänglidykeit des Peterspfennigs und die Noth⸗ 
wenbigfeit flärferer Beihilfe Eeitend der Gläubigen. 


6. Schweiz. 


4. San. (Solothurm.) Ablauf bes Termins fir bie Ergreifung bet 


Vetee gegen bie beiben vom Kantonsrathe beſchloſſenen Eteuer: un 
Beſoldungsgeſeze. Tie Zahl ven 3000 Betoftinnmen ift meit über: 
fhritten. Tie beiden Geſetze müſſen alſo ber Volkeabſtimmun 
unterbreitet werden. 

Das Reſultat iſt eine Niederlage der Regierung und ter herrſchende 
Partei. Jene hatte zuerſt im Kantonsrath ſelber darauf angetragen, die beider 
Geſetze freiwillig der Volkzabſtimmung zu unterwerfen, fi aber im Kanton! 
ratde überfiimmen laſſen und naher fehr eifrig gegen die Belfsbemwegung 
agitirt. 

„ Eine eidg. Commiſſien ſtellt den Waſſerſchaden v. 28. Sept. 
v. J. officiell feft. 


Außer 50 Menſchenleben beläuft AG rer Ceſammtſchaden, welchen Eteet. 


Gemeinden und Corporationen (mit Ausſchluß der Eiſenbahngeſellſchaften) und 
Private an Tämmen, Wuhren, Straßen, Brlden, Gebäuden, Land, Früdin 
und Fahrhabe erlitten, auf fr. 14,483,249, wovon Fr. 1,143,009 Schaden des 
Staates, Fr. 4,729,566 der Gemeinden und Errperotienen und Fr. &,610,614 
der Privaten. Nach den von den Experten in den Zuſammenzügen ſelbſt ge 
machten Reductionen würde fi) die Totalſumme auf Fr. 13,744,012 ermäßign. 
— lieber 12 Dorfſchaften find ganz oder theilweile zerſtört und über den 
Dächern anderer ſchwebt die Gefahr ven PBernichlipfen; drei mühen verleat 
und umgebaut, andere durch Nothbauten getedt werben. Tie Gefammtjahl 
der beihädigten Privotperfonen erhebt fih auf 18,864. Won Tenfelben be 
faßen 11,061 Perfonen vor der Kataftrophe entweder fein fteuerbares Ber 
mögen oder nur bis Fr. 1000. Unter den im Steuerkataſter als Bermögenten 
Dergeichneten gibt es ebenfalls Viele, welche dur die Ueberſchwemmunge 
ihren ®rundbefig ganz oder zum Theil verloren baben und nun zu den Yırma 
gerecönet werben müflen. Der Schaden der erfigenannten Armen wird mf 
zufammen fr. 4,314,715 geſchätzt. Rach Chjecten beträgt der Echaden un 
Straßen, Brüden und Mafierbauten Fr. 3,522,406, an Land und Culturen 
Gr. 7,647,012, wovon Fr. 2,399,995 für gänzlich gerflörtes Land, an Br 
häuden Fr. 1,506,628, an Borräthen, ieh und Fahrhabe fir. 1,067,966. 


Auf Anordnung des Departements war das gejammie Schätzungsmaterial 


bon dem eidg. ftatiftif 8 . biß —— 
Gen Prüf eg un iz —— 
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worden. BDiefelben fanden von Eeiten der Experten, die eine ungemeine Ge⸗ 
wifienhaftigkeit, Brändlicgleit und Sachkenntniß an den Tag gelegt, jo übers 
zeugende Aufllärungen, daB das Departement, fo wie der Präfident der 
Centralhil fſseommiſſion fi befriedigt erklärten. Lie Experten wielen mit 
ſchlagenden Gründen nad, dag die Schätzungen, wenn man fie bemängeln 
wolle, eher als zu niedrig betradgtet werden könnten, jo daß die Delegirten 
über das Reſultat der Echägungen ihre vollkommene Terubigung ausipreden. 
Auf Grund derfelben jollen nun die eingegangenen LKiebesgaben im Xetrage 
ca. 34 Mi. Fr. vertheilt werben. 


4. Jan. (Argau.) Der Gr. Rath befhlicht in erfter Berathung, den 


17. 


geftellten Volksbegehren durch Cinführung bes Referendums zu ent: 
entfprechen, lehnt bagegen bie confeifionell-Tatkeliihen Verlangen mit 
großer Mehrheit ab. 

Die kath. Agitationspartei hatte urſprünglich ſechs Volksbegehren oufge⸗ 
Reit: 1) die Wahl der Bezirfsamtmänner, 2) die Wahl der Amisgerichts⸗ 
präfidenten und der Bezirksrichter dur das Rolf; 3) die Einſührung eines 
obligatorifchen Referendums; 4) eine alljährlih im December flattfindente 
Gemeinde, welcher Selegenheit gegeben werden ſoll, Vollsbegehren zur Abänderung 
von Berfaofjung und Gelesen zu ftellen, oder die Abberufung des Großen 
Nathes zu bezweden; 5) Aufhebung des Placctrechtes der Etaatöbchörte in 
Kirchenſachen; 6) confellionelle Trennung. Ter Große Rath Hatte dararf 
eine Berfafjungscommiifion zu Prüfung diefer Begehren beſtellt. Lie Mehr 
heit derjelben und tie Regierung waren jede Anfangs entichieden für Ver⸗ 
merfung aller, auch des Referendums. Erft kurz vor dem Zujammentritt des 
Gr. Rathes machte aber die Regierung cine Schwenkung und trug auf Eins 
führung zwar nicht des obligatorifhen (mie in Züri) aber dech eines facul⸗ 
tativen Neferenduns, ſewie auf Gewährung der Berlangen 1 und 2 on. 
Der Er. Rath ſtimmt nun diefem Untrage bei. Dagegen ſollen die Punlic 
4, 5 und 6 der Bollzabftiimmung nicht unterftellt werden, da hiefür verfaffung®- 
mäßig das Tegehren von 6000 Acivbürgern gefordert wird. Für dieſelben 
liegen nun zwar mehr als 6000 Unterichriften vor, wovon aber nur ein 
Theil als giltig, ein anterer aber (cin Trittel bis die £älfte) als ungiltig 
erlannt wird. 


„ (Solothurn) Volksabſtimmung über das Eteucers und bad 
Beſoldungsgeſetz. Tas (die Landbevölkerung auffallend begünftigende) 
Etevergefeg wird mit 8216 gegen 6031 Stimmen angenommen, 
das (die Befoldung ber Beamten erhöhende) Beſoldungsgeſetz aber 
trotzdem mit 8325 gegen 5647 Etimmen verworfen. 


» (Thurgau) Der Verfaſſungsrath beichlicht mit 90 gegen nur 
15 Etimmen eine Eingabe tes Biſchoſs ron Vaſel gegen bie in 
ber neuen Verfaſſung enthaltenen Beſtimmungen über bie Civilehe, 
das Abberufungsreht ber Gemeinden gegenüber ken Ceeliergern, 
Unterfagung der Etiftung von geiftlihen Körperſchaften, Aufhebung 
des Klefters Katbarinenthal und gegen das Schulweſen an den Ein: 
fender mit folgendem Begleitſchreiben zurüdguienten: 

„Der Berfafjungsrath des Kantons Thurgau an Biſchof Eugenius von 
Bafel. Hochwürdigſter Hr. Biſchof! Nah Anhörung Ihrer neueften uniere 
Berfaflungsrevifion betreffenden Eingabe vom 14. Jan. d. J. hat der Ver» 
fafiungsrath beſchloſſen, e8 jei dieje Cingabe ihres unmwürbigen und anmaß⸗ 
Iihen Inhalts wegen ihrem Verfaſſer zurückzuſtellen.“ 
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23. San. Aufammentritt der Bundescommiſſion behufs Prüfung der Frage 


28. 


ber fchmweiz. Rechtseinheit. Die wälſchen Mitglieder ericheinen nit: 
ohne Angaben von Gründen. Die Commijfion beräth vererit mız 
bie allgemeinen Tirectionen, weldhe ben abzufaflendben Entwurt:r 
zu Grunde zu Icgen wären. 
„» (Thurgau). Der Berfaffungsrath nimmt die neue Verfaller: 
als Ganzes mit 83 gegen 16 Stimmen an. Tas Bolf je sm 
28. Febr. über basjelbe und zwar als Ganzes abftimmen. 

Die neue Berfaflung enthält im Weſentlichen dieſelben Beſtimmungen 
direeter Volksherrſchaft wie der züricher Entwurf: Referendum und Initietve. 


Wahl der Regierung und der Stanbräthe durch das Volk zc. In ceonfeitionekr: 
Beziehung entſpricht fie den weiteftgehenden Forderungen der Zeit (f. IR Ier.- 


Bon großer Tragweite in confeffioneller Hinficht find zwei weitere Bıhlrr:: | 
„Die Erlafle gejeggeberiicher Natur der Kirchenbehörden unterliegen dem car | 
feiftonellen Referendum und die Stirchenverwaltungstoflen werden comfeireau: 


gededt. 

„  Lebhafte Tebatten in ber Prefie x. über den neuen Milux: 
organijationsentwurf Welti. In der wälſchen Schweiz wirb erad::, 
bag berjelbe in feiner centralifirenden Tendenz viel zu weit acse 


1. Fehr. (Schwyz.) Tas Boll nimmt das bez. des Religien« 


2. 


11. 


18. 


artifeld abgeänberte neue Etrafgefeb in zweiter Abſtimmung mit 
1711 gegen 1642, aljo einer Mehrheit von bloß 69 Stimmen 


an. Die Außeren Bezirke ſtimmen überwiegend mit Ja, das alte Land 


mit Nein. 


„ (Solothurn) ine Bollsverjammlung in Olten erflärt jit | 


für eine Xotalrevifion der Verfaſſung. Aus dem Belofturm jcl 
ih ein Reviſionsſturm erzeugen, um auf biefe Weife einen Um: 
ſchwung und den Eturz ber Regierung und ber herrſchenden Partei 
zu erzielen. 

„» (Solothurn) Der Kantonsrath erflärt fi, obgleich in zwei 
Tagen [chen gegen 6000 Unterichriften für Xotalrevifion zufammer: 





gebracht worden, doch nad langer und heftiger Discuffien mit 76 


gegen 17 Stimmen für eine Partialrevifion ber Verfaſſung. Am | 


21. Febr. fol das Volk über Total: oder Bartialrevifion abftimmen. 
n (Luzern) Gr. Rath: Zweite Beratfung und Annahme ber 





von ben Gonfervativen beantragten Bartialrevifion ber Berfaflung 


Die revidirte Berfaffung enthält manche freifinnige Idee, aber auch mande 
Veftimmungen von hoͤchſt zweifelhaften Werthe. Namentlich wirb gefunden, 
daß das in der erfien Berathung abgelehnte, in der zweiten dagegen angenom- 
mene facultative Referendum die Mängel der Beto- und Reſerendumsidee ın 
fi) vereinige und die ganze Gefeggebung zum Parteifpiel mache, fowie daß 
die Vermehrung des Gr. Rath um 30 Mitglieder nur den Ruftizismus 
Härte. Die revidirte Verfafjung if übrigens keineswegs im ausſchließlichen 
Intereſſe einer der beiden Parteien: bei der Abſtimmung ergaben fidh dafür 
59 Stimmen (39 Xiberale und 20 Conſervative) gegen 35 (14 Liberalen 
und 21 Ultramontane). 


Sieht. 395 


Tebr. (Solsthurn) Die Beiwegungspartei unterliegt. Tas Voll 

enticheidet mit 8839 gegen 6517 Etimmen gegen eine Totalrepifion 
ber Berfaflung. 
„ (Zeffin) fließt mit dem Gotthard⸗Comité einen Vertrag bez. 
der Eoncefiion ber Linie Biasca-Bellinzona:?ocarno. Damit unb 
mit den Conceſſionen Lugano-Chiaſſo hat das Gotthard-Comité bas 
Borreht für die Konceifion einer Gottharbbahn, mit Ausichluß 
jeder anderen Soncurrenz, erworben und iſt bas Lukmanier⸗Project 
unmöglih gemadt. 


. Febr. Der Yunbesrath beichließt bez. Beſchluß bes Nat.:Nathes von 
19. Dec. 1868, über bag Geſuch des ſchweiz. Juriſtenvereins um 
Einleitung einer Nevijion der Bundesrerfaſſung Xeridt und An: 
trag vorzulegen, einftimnig, ber nächften Yunbesverfammlung Teine 
einläßliche Verlage über die Frage zu maden. 

Der Bundesrath führt für feinen Beſchluß drei Erwägungsgründe an: 
die Revifionsbeftrebungen in den Kantonen, mit denen die gleichzeitige Vor⸗ 
nahme einer Revifion der Bundesverfaffung nicht räthlich ericheine; den bevor⸗ 
flehenden Ablauf der Amtsdauer der beftehenden Behörden, mit dem eine von 
einem einheitlichen Gedanken getragene Revifionsarbeit nicht in Einflang zu 
bringen jei und fpeciell bezüglich der Frage der materiellen Rechtseinheit die 
bereits erfolgte Beſtellung von eidgendffiihden Fachcommiſſionen, deren Arbeit 
abgewartet werden müffe, bevor man in der Sache weiter vorgehen könne. 

6. Febr. (Bern) Teer Gr. Rath verwirft bie von ber Megierung 
abgeſchloſſene Verpachtung der Staatsbahn an bie Eentralbahn:Cc- 
jelihaft mit 182 gegen 7 Etinunen und Ichnt mit 125 Stimmen 
auch tie MWicderaufnahme ber Unterhandlungen ab. 

8. „ (Thurgau) Die neue Verfaffung wird vom Boll in allg. 
Abftimmung mit 11,581 gegen 6741 Stimmen angenommen. Nur 
ein einziger Bezirk verwirft dieſelbe mit ſchwacher Mehrheit. 


7. März. (Wallis). Neuwahl des Gr. Rathes: die Conſervativen 
behalten ihr bisheriges Webergemwiht mit 65 gegen 25 Stimmen. 
Tie Oppofition hat 4 Etimmen verloren. Inter ben von einem 
[iberalen Wahlkreiſe Gewählten befintet ſich auch Hr. Fama, ber 
Spielhalter des Vades Saxon. Polemik darüber. 

8.—30. „ (Zürich). Verfaſſungsrath: zweite Verathung des Ver⸗ 
faſſungsentwurfs. 

Im Allgemeinen macht ſich bei dieſer zweiten Beraihung eine etwas con⸗ 
ſervativere Strömung geltend und werden mehrere in der erſten Berathung 
durchgegangene Beſtimmungen wenigſtens etwas gemildert, namentlich bez. der 
neu einzuführenden ziemlich ſtarken Erbfteuer und bez. des Stimmrechts der 
Riedergelafienen in Gemeindeangelegenheiten. Dagegen fiegt daB Referendum 
und zwar ohne obligatoriiche Berathung und mit obligatoriſchem Urnenfyftem 
(aljo geheimer Abftimmung) nad Icbhafter Debatte mit 106 gegen 69 Stim- 
nıen, ebenjo die Progreflivfteuer mit 111 gegen 77 Stimmen und die Wahl 
der Ständeräthe und der Mitglieder des Reg. Rathes durch das Volt mit 
107 gegen 6 Stimmen, Die Mitglieder des Kantonsraths follen ein „mäßiges“ 
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Taggeld erhalten. Auch aus der zweiten Beratbung geht das reine Iarbeir 
reiht des Volkes hervor mit dem Zufage, daß ein rechtzeitig eimgebredie 
Boltsbegehren fpäteftend bei der zweitfolgenden orbentlidyen Referendumzich 
flimmung zum Entſcheid gebradt werden muß. Die bedeutendflen Tebsiz: 
verurfadhen die Artikel über Schule und Kirche. Beide werben eiısaS verin 
dert reſp. gemildert und lauten nun für die Schule: „Die Förderum d 
allgemeinen Volksbildung und der republilaniichen Bürgerbildung iR Ec* 
des Staates. Zur Hebung der Berufstüchtigkeit aller Bollsflafien wir de 
Volksſchule auch auf das reifere Jugendalter ausgedehnt werden Die bebere 
Behranftalten ſollen unbeichadet ihres wiſſenſchaftlichen Zweckes den Perär: 
nifien der Gegenwart angepaßt und mit der Bolfsihule im orgamifdhe Ver 
bindung gebracht werden. Der obligatoriihe Boltsihulunterridt if une 
geltlih. Der Staat übernimmt unter Mitbetheiligung der Gemeinden de 
hiefür erforderlichen Leiſtungen. Die Volksſchullehrer find in wiflenichaitie 
und beruflicher Hinfigt umfaſſend zu befähigen, in&bejondere aud zur Year-: 
von Fortbildungsichulen. Die Gemeinden überwadhen durch die Iofalen Si 
behörden den Gang der Schulen und die Pfliäterfülung der Lehrer. x 
Sculangelegenheiten des Bezirks beſorgt eine Bezirksichulpflege Die Cr 
ganifation eines der Erziehungsdirection beigegebenen Erziehungsraikes m: 
einer Schulfynode bleibt den Gefetze vorbehalten.” Und für die Kirche: „T- 
Glaubens⸗, Cultus⸗ und Lehrfreiheit ift gewährleiftet. Die bürgerlichen Xı-: 
und Pflichten find unabhängig vom Glaubensbekenntniß. Die evangel: 
Landeskirche und bie übrigen kirchlichen Genoſſenſchaften ordnen ihre Eult> 
verhältniffe ſelbſtſtändig unter Oberauffiht des Staates. Vie Einridte:- 
der erftern mit Ausſchluß jedes Gewiſſenszwanges beftimmt das Geſet. Te: 
Staat übernimmt im Allgemeinen die bisherigen Leiftungen für firdlide Ti 
dürfniſſe.“ In der zweiten Berathung wird aljo die in der erfien fallen ge⸗ 


laffene „Landesfirhe” wieder aufgenommen. Dagegen wird der Grunviır 


der periodiihen Wiederwahl (kei jechsjähriger Amtsdauer) der Lehrert va) 
der Geiſtlichen (auch der katholiſchen troß des Proteſtes des Biſchofs von Ebzr. 
die Beitimmung ſtehe im Widerſpruch mit dem katholiſchen Kirchenrecht 
feftgehalten ; die Lehrer an höheren Lehranftalten find indeß von ter Wieder 
wahl ausgenommen. Der ganze Berfafiungsentwurf wird fchlieklih mu 


146 gegen 46 Stimmen angenomnen (86 Mitglieder find abweſend, 


4 enthalten fih) und nad lebhafter Tebatte mit 115 gegen 75 Stimmen be 
ſchloſſen, daß die Verfaffung dem Bolt als Ganzes und nicht, wie zahirride 
Petitionen verlangt hatten, in ihren einzelnen Artifeln zur Abftimmuug mi 


Ya oder Nein vorgelegt werden folle und zwar mit einem einläßlichen Berich. 
der mit’ 125 gegen 48 Stimmen genehmigt wird. Die Bollgabflimmun 


fol am 18. April fattfinden. 


14. März. (Luzern). Volksabſtimmung über bie partiell revidirte Ter: 


31. 


faffung. Dieſelbe wirb mit nicht großer Mehrheit angenommen. 
Die Confervativen ſtimmen meiſt für, bie Liberalen vielfach gegen 
Annahme. 

„ Die Regierungen von Stalien, bem norbbeutihen Bunde unt 
Baden erklären fi bez. ber ſchwebenden Alpenbahnfrage für das 


Gotthardproject und bereit, bafjelbe und nur biefes durch Gubom 
tionen zu unterftügen und fordern ben Bunbesrath auf, für bie 


Berwirflihung des Plans die Initiative zu ergreifen. 

Mote des Geſandten des norddeutſchen Bundes Gen. v. Röder: 
„Durddrungen von der Ueberzeugung, daß die Erftellung einer Wlpenbahn 
dur das Centrum der Schweiz im Hinblid auf die des Montcenis und 
Brenner für Preußen und den norddeutſchen Bund zu einer commerciela 
Rothwendigkeit geworden fei, ift des unterzeichneten Gefandten des norbbeutiger 





| 
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Bundes unagausgeſetzles Streben dahin gerichtet geweſen, dieſe feine Auffafiung 
auch bei feiner hohen Regierung zur Geltung zu bringen. Wenn die Lettere 
principiell diefelbe aud) volllommen theilte, jo waltete dennoch ftetS die berech⸗ 
tigt ſcheinende Anſicht vor, daß bei einem Unternehmen, welche die Schweiz 
vor allem berübre und interefiire, die Jnitiative dafür au zunädft von die 
fer ausgehen müſſe. Nachdem der Unterzeichnete durch mehrfadhe eingehende 
Berichte dargethan, daß dieſe Erwartung ſich nicht realifiren dürfte, ftand der 
Bundeskanzler Graf von Bismard im Begriff, die erforderlichen Inftructionen 
über diefen Gegenſtand zu erlafien, als Stalien ebenfalls erllärte, daß es den 
Augenblid gelommen glaube, ſich unmittelbar mit Preußen und Baden in 
Berbindung zu fegen, um durch eine förmlihe Erllärung zu Gunſten der 
Gotthard⸗Linie die in der Schweiz noch vorhandenen Zweifel über die Richtung 
der Bahn zu Iöjen und damit für die weitere Entwidlung der Trage eine 
feite Orundlage zu finden. Durch die geographiſche Lage und die Geſtaltung 
des Eifenbahnnetes find die öftlihen Theile des Gebietes des norbdeuiichen 
Bundes auf den Brenner, die weſtlichen und Baden dagegen auf einen Ueber⸗ 
gang der Gentralalpen angewiejen. Da fomit die ntereffen der erftbenannten 
Theile durch die Brenner⸗Linie menigftens theilweife befriedigt find, jo glaubt 
des Unterzeichneien hohe Regierung mit Rückſicht auf die weitlihen Partien 
und in Erwägung der ihr vorliegenden nıotivirten Berichte und Gutachten fidh 
im Berein von Italien und Baden definitiv und exrelufin zu Gunften 
des Gotthard ausiprechen zu follen. Indem der Unterzeichnete dies, als hiezu 
bevollmächtigt, thut, beehrt er fi zugleich, im Namen feiner hohen Regierung 
den hohen ſchweizeriſchen Bundesrath ganz ergebenft zu erjuchen, die ihm 
nunmehr gebührende Initiative ergreifen und ein beftimmtes Project for» 
muliren zu wollen, welches als Bafis zu den Verhandlungen der betheiligten 
Staaten dienen Tönne.” 


Der Bunbesrath theilt die Eröffnungen ſowohl bem Gottharb: 
comite als den Kantonen mit und gewärtigt ihre Meinungsäußerun: 
gen bis zum 1. Mai. 


. April. (Senf). Großer Strife erft ber Schriftießer und dann 
ber zahlreihen Bauarbeiter. 

Wie voriges Jahr in Baſel fo flieht fi auch in Genf die Bevölkerung zu 
einer energiihen Demonftration unter der Deviſe „Freiheit der Arbeit” gegen 
die Tactif der Internationalen, die Arbeiter, welche zu arbeiten wünſchen, mit 
Gewalt an der Arbeit zu verhindern, veranlaßt. Der Staatsrath erläßt eine 
Proclamation, die Arbeiter antworten durch eine Adreſſe. Schließlich wird 
der Streit durd einen förmlichen Vertrag zmildhen den Bauunternehmern und 
den Arbeitern geregelt, der ſowohl Arbeitszeit als Lohn zc. im Detail regelt. 

6. „ (Xern) fpridt fih, ohne die Conferenz fämmtliher an bem 
Gotthardoproject betheiligten Kantone und Eiſenbahngeſellſchaften 
abzuwarten, jeinerjeits für die Uebernahme ber Leitung des Baues 
durch den Vund aus. Die Anfiht findet indeß in ber öffentlichen 
Meinung Feine Unterſtützung. 


8. „ (Züärich). Das Boll nimmt die neue demokratiſche Verfafs 
fung in allgemeiner Abftinmung mit 35,458 Etimmen gegen 
22,366 an. 

Bon ca. 65,000 Stimmfähigen find alfo 53,000 auf dem Kampfplatze 
erihienen, um ihre Stimmen für oder gegen das neue Staatsgrundgeſetz in 
die Urne zulegen. Fur Verwerfung jcheinen mehr der induftrielle und gewerb⸗ 
lihe Stand, für Annahme die agricole und die arbeitende Volksklaſſe einge⸗ 
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Randen zu fein. Die Demokraten find mit dem Nefultat zufrieden, da > 


troß der gewaltigen Anftrengungen ihrer Gegner doch mit faſt zwei Trier 


der Stimmenden gefiegt haben, die Liberalen aber weifen befriedigt auf v: 


ſtarke Minderheit Hin, mit welcher in Zukunft jedenfalls gerechnet werden mir | 


und beben namentlich hervor, daß jeit der Abflimmung vom 26. erza 


1863 die Stärke ter Oppoſition um volle zwei Drittbeile, von kw ar 


22,000 Stimmen angewadien jet. 


48. April. (Thurgau) Die Regierung und die Etänderätbe wert 


2. 


zum erften Mal nad ber neuen Verfaſſung durch das Volk gemäkl. 


n 
bahngeſellſchaften treten durch Abgeordnete zu einer Konferenz := 
Luzern zuſammen. Antwert an ben Yuubesratb: 

„0. Die finanziellen Mittel anlıngend haben wir Ihnen v:: 
allem zur Kenntnig zu bringen, daß wir dad erforderliche Kapital, je nad: 
der während der Bauzeit für das Actienfopital zu bezahlende fehle Zins ;: 


5 Proc. oder zu 6 Proc. berechnet wird, auf 162 bis 165 Mill. dr. amikl: | 


gen, und daß wir von der VBorausiegung ausgehen, es fetien 90 Mir. r 
Suboventionen, 25 bis 30 Mid. in Chligationen und der Neft in Actien c 
zubringen. Hinficätli der Erhältlichmachung der Subventionen glauben m: 
uns auf die Erklärung beſchränken zu können, daß die im Betrage von 15 KL 
Sr. in Ausjiht genommenen Subventionen der unijerer Gottharbvereinigue: 
angehörenden Kantone und Eiſenbahngeſellſchaften als gefihert zu betradır. 
find. Was danı aber die Beſchaffung des Actienfapitals von 45 bis 50 Kl 
Fr. anbetrifit, jo freuen wir uns, Ihnen mittheilen zu Tönnen, dab uns r<- 
einem alle wunſchbaren Garantien darbietenden Gonjortium das NAnerbicc: 
gemacht ift, unter der Borausfekung, daß die Zuliherung von Subventicze 
für die Ausführung der Gottharbbahn im Betrage von do bis 90 Mil. v: 
bis längftens Ende dieſes Jahres erfolge, die Bildung der Actiengeſellſchei 
herbeiführen zu wollen. Das Eonfortium bat in der Schweiz Participante 
für den Betrag von 30 Mill. Fr., alfo von ungefähr zwei Dritttheilen des 
erforderlichen Kapitals gefunden, und e8 ift in diefem Augenblide damit be⸗ 
ſchäftigt, fi im WAuslande angemefien zu ergänzen. Die Erhältlichmachurz 
des Chligationenfapitals von 25 bis 30 Mil. Sr. endlih noch anlangen, i* 
es ſelbſtverſtäudlich, daß diejelbe der Geſellſchaft obliegen wird, welche zu bil⸗ 
den daß Confortium fi zur Aufgabe macht. Daß Übrigens die PBeidhaftur.: 
diefeg Ohligationenkupitals ohne Mühe wird bewerfftelligt werden Fünnen, Iıc:t 
auf flader Hand, wenn man bedenkt, daß der Ertrag der Gotthardunternet⸗ 
mung vorab und in erfter Linie für die Berzinjung des Chligationenkapitc‘s 
verwendet werden wird. Es erübrigt uns nunmehr nod, vor Ihrer bi: 
Behörde und dor dem gelanınıten Echweizervolfe zu beurfunden, in welden 
Geifte die Gotthardbahnunternehmung nad) unjerer Auffaffungsweiſe ins Leben 
gerufen und verwaltet werden fol. Wir fühlen uns biezu um jo mehr ac 
drungen, als unfere Veftrebungen, die — wir dürfen e8 mit gutem Gemine: 
jagen — von je her nur den großen Zweck der Verwirklichung einer ſchwe:⸗ 
zerifchen Alpenbahn an der für daß Gefanımtvaterland geeignetften Stelle, de⸗ 
gegen keineswegs die Befriedigung von Eonderinterefien irgend welder Art 
zum Zielpuntte hatten, in neuerer Zeit vielfachen Verdächtigungen ausgeiet 
waren. Im Gegenjag zu den Ubfichten, welde uns unterjchoben werden mo! 
Ien, geben wir unfere Anjhauungsmeije, welde — wir glauben tic 
ausdrüdlich hervorheben zu follen — aud diejenige der Vertreter der unierer 
Bereinigung angehörenden Eijenbahngefellihaften ift, dahin fund, daß 1) die 
Sotthardbahnunternehfmung alle Eilenbahnlinien ohne Unterſchied, welde 
ſchweizeriſche Sebietstheile mit dem Gottharbbahnneke in Berbindung zu brin- 
gen beftimmt find, unbeanftandet in das letztere einmünden laſſen fol; 2) da} 








Tie am Gotthard-Unternehmen betheiligten Kantone und Gi: 
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die Gottharbbahnunternehmung bei ihrer Verwaltung nur die Zmede ihres 
eigenen Bahnnetzes im Auge haben und in Folge deſſen dritien Bahnunter- 
nehmungen gegenüber eine ganz neutrale Stellung einnehmen foll; 3) daß die 
Organijation der Untetnehmung im Einverftändniß mit dem h. ſchweizeriſchen 
Bundesrathe feitzuftellen und dabei einerfeitß die politiſche Stellung der Schweiz 
als eines unabhängigen und neutralen Staates vollfländig zu wahren, ander» 
jeitö der Unternehmungsgefellldaft die Löfung der ihr obliegenden fchwierigen 
Aufgabe beſtmöglich zu erleichtern ift; endlich 4) haben wir, obgleid wir es 
für volftändig geredjtfertigt hielten, wenn der Bund in Anwendung von 
Art. 21 der Bundeßverfafiung das Zuftandelommen einer ſchweizeriſchen Alpen⸗ 
bahn durch pecuniäre Uinterftügung fördern würde, gleichwohl im Hinblid auf 
den heftigen Widerftand, welchen dieſe Maßregel vieler Orts in der Schweiz 
findet, und im Beſtreben, zur Aufrechtbaltung des Wohlvernehmeng zwijchen 
den einzelnen Theilen der Eidgenofienihaft nach Kräften beizutragen, bejchlof- 
ien, in den Sinanzplan für Ausführung der Gotthardbahnunternehmung eine 
Subvention des Bundes nicht aufzunehmen. Wir freuen uns, Ihnen ver- 
mittelft der gegenwärtigen Zujchrift als Frucht Jahre langer angeltrengter 
Arbeit eine Borlage machen zu können, welde das Zuftandelommen einer 
Gotthardbahn, diefer den Gefammtinterefien der Schweiz am meiften entipre- 
chenden Alpenbahn, in fidhere Ausfiht zu nehmen geftattet, ohne die Finanzen 
des Bundes für die Ausführung des großartigen Werfeß irgendwie in An⸗ 
Ipru zu nehmen, oder den neuen Schienenweg, welcher dem ganzen Lande zum 
Frommen gereichen fol, Sonderinterefien der einen oder der andern Art aus⸗ 
Ichließli oder au nur vorwiegend dienftbar werben zu laſſen Wir glauben 
uns der zuverfichtlicden Hoffnung hingeben zu dürfen, daß dieſe Vorlage fidh 
einer beifälligen Aufnahme bei Ihrer hoben Behörde zu erfreuen haben werde, 
und wir erlauben uns daher, das ehrerbietige Schlußgeſuch au Sie zu richten, 
daß es Ihnen belieben möchte, diejelbe den Berbandlungen zu Grunde zu 
legen, weldde nunmehr Seitens der Schweiz mit den beiheiligten auswärtigen 
Staaten gemäß dem von ihnen in den Eingangs erwähnten Roten ausgeſpro⸗ 
Omen zunihe zum Zwede der Verwirkliung der Gotthardbahn anzuheben 
ein werden. 


25. April. (Appenzell J. Th.) Die Landsgemeinde verwirft nach ziem⸗ 
ih ſtürmiſchen Verhandlungen ben Entwurf einer neuen dem 
Geiſte der Zeit Rechnung tragenden Verfaſſung mit übrigens nur 
geringer Mehrheit. 


— „Meuenburg). Schluß ber religidien Wintercampagne. Die 
firhlihen Reformer haben offenbar Yortfchritte gemadt. Agitation 
bes Brofeffor Buiffon in Neuenburg und Genf. Die öffentliche 
Meinung beiäftigt fi immer mehr mit ber Frage einer Trennung 
zwiſchen Staat und Kirche, | 


9. Deai. (Zürich) Allgemeine Wahl des Ständeräthe, des Regie⸗ 
rungsrathes, des Kantonsrathes und ber Bezirksbehörden durch das 
Boll. In allen fiegt die demokratiſche Partei ganz ober wenigitens 
überwiegend. 

Für den Rantonsrath kommen nicht überall giltige Wahlen zu Stande 
und muß auf den 23. Mai ein zweiter und auf den 6. Juni ein britter 
Wahltag angejegt werden. Das Belamnitrefultat ergibt für den Kantonsrath 
180 bis 132 Demokraten und 90 Liberale. (Genauer: 110 entidhiedene 


dqwei. 


Demokraten, 87 entſchiedene Liberale und 25 Unentſchiedene ober Unsbhänzwe, 
welde das entieidende Gewicht bald nad rechts, bald nach Imis in I 
Wagſchale legen.) Im Berfaofiungsraih war das Berhältnik noch wie 3 zu2 
iſt alſo jegt zu Gunften der Liberalen auf 4 zu 3 berabgejunten oder cigm' 
lich noch etwas tiefer. Indeß haben die Demolraten entjchieden die Mehrhe: 
im Santonsrath und maden fie aud ziemlich erclufiv geltend. 


10. Mai. Der Bundesrath erffärt ben Regierungen bes norbdeurige 


Bundes, Vadens und Italiens feine Bereitwilligkeit, auf Unterba:t 
lungen betr. ber Gotthardbahn einzutreten, theilt ihnen bie Fer: 
lagen der Gottharbbahnconferenz mit und trägt auf eine internat: 
nale Conferenz an, 

wobei er von der Borausfegung ausgeht, daß die gegenfeitig zu übernrt- 
menden Berpfliätungen durch einen Staatsvertrag feitgeftellt werden jolx 
zu deſſen Discuffion jene Borlagen die unpräjudizirlihe Baſis enthielten 
„ Der Bundesrat unterjagt Mazyini in Folge Reclamation ter 
italieniihen Regierung fernerhin jeden Aufenthalt in ben Santenrz 
Graubünden, Teflin, Wallis, Waadt, Genf, Neuenburg, Bern, Ee.:: 
tburn, Baſelſtadt und Bajclland. 

‚In Beirat: 1) daß der Italiener Joſeph Mazzini notoriſch iden 

feit vielen Jahren eine der gegenwärtigen politiichen Organifation von Ralies 
feindliche Politik verfolgt und ebenſo notoriſch ſchon wiederholt auf gemaltiame 
Weile feine politiihe Anichauung dem Königreiche Italien gegenüber jur Gel: 
tung zu bringen judte; 2) dab J. Mazzini, der wegen diejer fortwährenden 
Agitation jchon früher aus der Schweiz ausgemwiejen wurde, nad) vorliegender 
gewichtigen Inzichten auch im neuerer Zeit währen) feines Aufenthaltes x 
Lugano wieder in ähnlicher Weile gegen das Konigreich talien conipirirte 
und als Unitifter eines auf den 18. April abhin angejegt gemejenen Xuf- 
Randsverjucdhes in Mailand erſcheint; 3) daß die Ehre des Landes und bie 
politiihen Rückſichten, die ein jeder Staat, welcher die freundichaftlichen Bezie⸗ 
hungen zu einem Nahbarftiate in loyaler Weije pflegen will, nicht überjchen 
darf, die Entfernung Mazzini's und aller derjenigen coımpromittirten Berjonen, 
welche in Folge des legten Aufftandsverfucdhes fih aus Italien geflüchtet haben, 
von den Grenzen jene Staates, gegen weldgen die politiich feindlichen Beſtre⸗ 
bungen gerichtet find, gebieteriich fordern; 4) daß frühere Borgänge einen 
Aufenthalt Mazzini’3 aud in den an Frankreich grenzenden Kantonen nid 
als zuläffig ericheinen laſſen.“ 
» (Teiiin). Der Gr. Rath erklärt fih für eine Reviſion der 
Verfaſſung. — Ein Antrag auf Einführung des Rechts einer Ab: 
berufung ber Geiltliden dur bie Oemeinden wirb nur mit 44 
gegen 43 Stimmen verworfen. 


„Abſchluß eines Handels: und Zollvertrags mit bem beutichen 
Zollvereine, der bie zum 31. ‘Dec. 1877 in Kraft bleiben fol und 
von da an je auf Jahresfriſt gekündigt werben kann. 


„ (Aargau). Der Gr. Rath beſchließt in zweiter Berathung, 
fünf Verfaffungs:Revifionspuntte dem Volke zum Entfheid vorzu: 
legen, worunter Einführung des Neferendums und der Bollsinitis: 
tive. Der Antrag ber Regierung auf Einführung eines bloß facul: 
tativen Referendums wirb mit 84 gegen 64 Stimmen genehmigt. 
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Der Artikel ber. Volksinitiative erhält folgende —— Ein neues 
Geſetz ſoll erlaſſen und ein beſtehendes einer ganzen oder t eiſen Abande⸗ 
rung unterworfen werden, wenn 5000 ſtimmfähige Pag e8 unter Angabe 
der Gründe verlangen und hierauf — falls der Er. Rath nicht von ih aus 
entipridgt — die abjolute Mehrheit der geſetlich abflimmenden Bürger fidh 
dafür ausgefprodden hat. Dem Gr. Rathe flieht das Recht zu, von fi aus 
auch noch andere Fragen der Bollsabftimmung zu unterfiellen.* 


— 1). Mei. (Bern). Gr. Rath: Zweite Berathung bes von ber 


Regierung vorgefchlagenen und in erfter Beratbung mit großer 

Mehrheit angenommenen Neferendumsgefebes. Das Geſetz wirb 

wieber und zwar enbgiltig angenommen mit 117 gegen 48 Etims: 

men. Damit ift der Uebergang auch Berns in das Lager ber reinen 
Demofratie entſchieden. 


Im Gegenjag gegen Züri) glaubte man in Bern, die birecte Bolksgeich- 
gebung im Reime an ; in der beftehenden Berfaffung zu finden und baber 
die reine Demokratie ohne Revifion des Grundgejeges aus biejem jelbft durd 
ein Berfaflungsgejeg berausbilden zu können. Im Weſentlichen haben ſich im 
Schooße des großen Rathes beide Parteien zur Annahme des Referendums 
die Hand gegeben. Zur Ergänzung des Referendumsgefeges wird auch ein 
neues Stimm und Wahlgejek angenommen, in weldem das Liſtenſyſtem 
abgeihafft und das Stimmurnenipftem eingeführt wird. 
Neferendumsgeieg: „S 1. Alle Gelege find dem Bolle zur Annahme 
oder Berwerfung vorzulegen. In jedem Geſetz find die Beftimmungen zu bes 
zeichnen, deren Bollziehung durch ein Decret des Br. Rathes, oder durd eine 
Verordnung des Negierungßraibes zu ordnen if. 8 2. Ebenjo find dem 
Bollsentfcheid zu unterflellen diejenigen Beſchlüſſe des Gr. Rathes, welche eine 
Selammtausgabe für den gleihen Begenftand von wenigftens 500,000 Fr. 
zur Bolge haben. 8 3. Die Tyinanzverwaltung ift zu regeln durch «einen 
Boranichlag für einen Zeitraum von je vier Jahren. Diefer Boranichlag 
enthält den Finanzplan, welcher mit Rüdfiht auf die durch Geſetze oder Bes 
Ichläfle eingegangenen Berpflichtungen und die Bedürfnifie des ——— 
entworfen wird und auf dem Grundſatz beruht, daß das Gleichgewicht der 
Einnahmen und Ausgaben einzuhalten und eine allmählige Tilgung der 
Staats ſchulden anzuftzeben iſt. Er joll demnach umfaflen: 1) einen ſumma⸗ 
rilgen Boranſchlag der jährlichen Bebürfniffe des Staatshaushalts; 2) einen 
volltändigen Amortifationsplan der Staatsſchulden; 3) einen funnmarifchen 
Boranihlag der ordentlichen YJahreseinnahmen; 4 die teueranlage. Dieſer 
Baniälag fol dem Bolfe zur Annahme ober erwerfung vorgelegt werden 
und ift jeweilen im erſten Jahre einer neuen Berwaltungsperiode einer Re⸗ 
vifion zu unterſtellen. Ueberdieß fest jeder Beichluß des Br. Rathes, durch 
welden der feſtgeſetzte Voranſchlag modificirt würde, zu feiner Sittigfeit eine 
Revifion deffelben voraus. Bis zur Genehmigung des revibirten Boranſchlags 
durch das Volk bleibt der legtangenommene in Kraft. 84. Die Abſtimmung 
über die im Laufe des Jahres erlafienen und dem Volke zu unterbreitenden 
Vorlagen findet ordentlicher Weile am erften Maifonntag eines jeden Jahres 
ftatt, außerorbentliher Weije, wenn der Or. Rath es beſtimmt. Gelege (8 1), 
jowie die in $ 2 erwähnten (üffe und der nad 8 8 feftzuftellende Vor⸗ 
anſchlag treten erft in Kraft, Wenn die Mehrheit‘ der ſtimmenden Bürger bei 
Kantons diefelben angenommen hat.“ 


„ (Thurgau) Der Gr. Rath genehmigt das ihm von ber Res 

gierung vorgelegte Decret bez. Aufhebung bes Klofters Katharinen- 

thal. Der kath. Kantonstbeil erhält ein Viertheil des Vermögens. 
26 
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Die Kloſterfrauen erhalten lebenslängliche Penſionen. Das Terz 
unterliegt noch dem Referendum des Volks. 


28. Mai. (Schaffhauſen). Der Gr. Rath ertheilt 60 Auslänter 


nah längerer Debatte bas Landrecht, obgleich ſich biejelben nek:.: 
in ihrer neuen Heimath gezeigt haben und es überhaupt weitet: 


ift, ob fie fih in derſelben nicberzulafien beabfichtigen. 14 Tr 
glieder protejtiven bagegen ausbrüdlich. 
Die Landrechtsgejſuche rühren großentheil don jungen Frankfurterr kr 





die, mit den neuen politiihen Zuftänden ihrer Baterftadt unzufrieden, ſich er 
diefe Weife der preußiichen allgemeinen Wehrpflicht zu entziehen ſuchen. EC 


zelne Schaffhaufifhe Bemeinden hatten fi dazu hergegeben, verleitet sm 
Agenten, die aus dieſem Bürgerrechtsſchacher ein förmliches Gewerbe made: 


— ,„ (Appenzelt X NH.) Zwei größere Volksverſammlungen ir 


Dberegg beſchließen Wieberaufnahme der Agitation für Revilien dr 
veralteten Berfafinng und richten zu biefem Behufe eine enerzik 


Petition an ben Gr. Rath. 


30. „ (Genf). Der Gr. Rath beräth eine Revifion des Wahlgeirt: 


und weilt die Frage ber Minoritätenvertretung an eine Commiſſicz, 


— . (Genf). Kirchliche Agitation unter den Proteftanten. Ferm: 
liher theologiſcher Wettlampf. 


| 


— ,„ Mgitation für und gegen eine mchr ober weniger durchgreijende 


Reviſion ber Bundeéverfaſſung. Demokratiſche Verſammlung iz 
Zürich (31. Jan.). Liberale Verſammlung in Olten (7. Min! 
und Brugg (29. März). Demokratiſche Berfammlung in Winter: 
thur (23. Mai). 


Anf. Juni. Das Lufmanierproject wird von den öflliden Kantonen, 
namentlih Graubünden und St. Gallen befinitiv aufgegeben. Ter 
Gotthardbahn fol nunmehr eine Splügenbahn entgegengejekt wer: 
den und Graubündten ertheilt einem dießfallſigen Project feinerieu! 
bie Conceflion. 

6. „ (St. Gallen) Gr Rath: Die Regierung zeigt bemielbn 
officiel an, daß das Rufmanierproject einer Alpenbahn befinitis au’: 
gegeben jei, nahbem ber Gr. Rath von Teſſin durch feine letzten 
Beichlüffe zu Gunſten der Gotthardbahn jedes andere Project ven 
jeinem Gebiete ausgeſchloſſen Habe und daß von ben öftlidhen Kar: 
tonen nunmehr ber Eplügen für eine Alpenbahn ind Auge gefaßt 
worden fei. 

16. „ (Bern). Die Synode ber Geiftlichfeit beſchließt mit Mebrheit, 
eine Art Hirtenbrief an das Rolf zu erlaflen zum Schutze ka 
Landeskirche und ihres Belenntnifjes gegen bie wachſende Thätigkeit 
und Macht ber kirchlichen NReformer und NReformvereine. 

20. „ (arg au). Volksabſtimmung über die Verfafjungs-Revifion® 
punkte. 
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Angenommen werden nur die Punkte 3 (direeie Bellswahl ver Beyirls- 
behörden mit 27,675 gegen 7459 Stimmen) und 4 (BVereinfachung der Rechts⸗ 
pflege mit 18,015 gegen 17,154); dagegen verworfen die Punkte 1 (bloß 
facultativesg Referendum mit 26,273 gegen 8917), 2 (Beamtenausihluß mit 
23,795 gegen 11,390) und 5 (Wahl der Bemeinderäthe mit 23,387 gegen 
11,683 Stimmen). 


). Juni. (Thurgau). Erſte Referendumsabltiimmung des Volle nad 


. 


30, 


ber neuen Berfaflung: die Aufhebung bes Klofters Katbarinentbal 
wirb mit 10,702 gegen 2442 Stimmen genehmigt. 


"» (Bafelftabt). Gr. Rath: Debatte über ein vom Kl. Rathe 
vorgeichlagenes Fabrikgeſetz. Nach langer Berathung vom Morgen 
bis Abends wird mit 100 gegen 5 Etimmen Eintreten befchloffen, 
bie Spezialbebatte aber auf fpäter verichoben. 

Das Geſetz will etwas dazu beitragen, die brennende Kluft zwilchen Ars 
beiter und Fabrikherrn zu überbrüden, genügt aber den fyorderungen der Ar⸗ 
beiter, zumal der von der Internationalen geleiteten, bei weitem nicht. 

„ (Bern). Ter Er. Rath entfcheivet fih bei Berathung eince 
neuen Civilgeſetzbuchs mit einer Mehrheit von zwei Dritteln für Laien: 
civilitandregiiter und obligatorifche Civilehe. 

„ Abfchluß eines Surisdictionsvertrags mit Frankreich. 


„ (Schaffhaujen) Ter Gr. Rath kommt auf bie Landrechts⸗ 
ertbeilungen an Ausländer (28. Mai) zurüd und beſchließt: 

Die Ehre des Kantons verlange zwar, den feitberigen Ausichreitungen in 

Aufnahme von Reulingen entgegenzutreten, obgleich «8 nicht angemefien jet, 
die Gemeinden in ihren Rechten und Freiheiten bez. Aufnahme von Reublirgern 
zu beichweren, dagegen werde der Wunſch ausgeiprodhen, daß ſowohl die Ge⸗ 
meinden als aud die Regierung dem Gr. Rath Hein VBürgerreiitsgefuh zur 
Vorlage bringen, das vorausfichtlih nur aus einem Speculationdgrund ein⸗ 
gereicht worden jei. Der Antrag wird mit überwiegendem Mehr angenommen, 
und daß e8 dem Großen Rathe Ernfi damit ift, den darin ausgeſprochenen 
Crundjag aufrecht zu erhalten, beweift er durch Abweiſung eines Landrecht⸗ 
gejuches, trogdem die Regierung geltend macht, daß fie es das letzte Mal 
nur „vergeſſen“ babe. 
„— 1. Juli. (Züri) Kantonerath: Der Regierungsrath bean» 
tragt, daß von 30 mehr ober weniger umfaflenden Geſetzen, beren 
baldige Bearbeitung im Geiſte der neuen demokratiſchen Werfaflung 
nothwendig jei, und tie fpeciell aufgezählt werben, 10 von ihm 
felbft und zwar noch im Laufe bes Jahres bearbeitet, berathen und 
den Referendum unterftelt werben follten, bie 20 anderen bagegen 
einer Commiſſion des Kantonsraths übertragen werben ſollten und 
aufs folgende Jahr verſchoben werben könnten. Der Antrag wird, 
troß des Widerſtandes der Liberalen I: ppofition, angenommen und 
bie Commiffion (21 Mitgl.) ausjhlichlid in bemofratiihem Sinne 
gewählt, 


„ (Graubünden) Der Gr. Rath ſchließt feine Verathungen 


über eine neue den Volke vorzulegende Verfaſſung und nimmt ben 
Entwurf ale Ganzes vorerft mit 41 gegen 19 Stimmen an. 
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Die wichtigſten Artikel find: Urt. 2: Der Volksabſtimmung unterlwgee: 


a) alle Berfafjungsänderungen, Geſetze und Staatsverträge; b) jeder Grey 


rathsbeſchluß, welcher eine neue Gefammtauslage von 100,000 Fr. oder med 


in zehn oder weniger Jahren zur Folge bat; c) diejenigen Schlußnehrien 
des großen Raths, wodurch die Aufftellung neuer Kantonsbehörden beabfidtig: 


wird, und endlich d) diejenigen Belchlüffe der genannten Behörde, welche dieelbe 


von fi aus der Bollsabftimmung unterwerfen will. “rt. 3 enthält dei 


Vorſchlagsrecht oder die Initiative Er bindet diefes Recht an 3000 Etimm: 


berestigte, (mofür fi 30 Stimmen erklären gegen 29, welche die Snitiative 
von 2000 Stinnmen abhängig maden wollen). Art. 36: Gontrole der Ge 


meindeverwaltungen dur den Staat. Art. 39: Ueber daS gejannnie Unter | 
richtaweſen ftcht dem Staate das Oberauffihtsteht zu, mit Ausnahme old | 
desjenigen, was auf das Kirchliche und Religiöje Bezug hat, worüber die guifinden 


den Einrichtungen zu treffen jedem Eonfeifionstheil überlaffen bleibt. Der Bolt: 


unterricht ift obligatoriſch, und die directe Pflege und Berwaltung teiklie 


fomwie die Beihaffung der dafür erforderlichen Mittel Sade der Gemeinden. 
Dem Etaate liegt ob, für Vervollkommnung des Volksſchulweſens in ale 
feinen Beziehungen zu forgen, und denjenigen Gemeinden, deren Mittel jer 
Beſtreitung der vorgeichriebenen Leiftungen nicht ausreichen follten, in ange 








meſſener Weife Beihilfe zu leiften. Das geſammte Schulweien, mit obiar: | 


Ausnahme des Firdplich-religidfen Gebiets, fteht unter einem Erziehungsrath 


aus fünf Mitgliedern, mit dreijähriger Amtsdauer. Derſelbe kann ſich zut 


Beſorgung obiger vom Geſchaäftskreis der Geſammtbehörde ausgeſchlofſenen 
Angelegenheiten in confeſſionelle Abtheilungen ausſcheiden. Die näheren Pr 
ſtimmungen find einem kantonalen Schulgeſetz vorbehalten. Art. 41: Beaunj⸗ 
fichtigung und Pflege des Forſtweſens durch den Staat. Art. 42: Compeien] 
der Kreisgerichte für vollswirthichaftlicde Verordnungen. Art. 45: Beichränftes 
Stimmrecht der niedergelafienen Schweizer in der betreffenden Gemeine 
Urt. 46: Berwendung des Gemeindevermögens gemäß feiner eigentlichen Be 
ffimmung. Urt. 47: WMitgenuß der anfälfigen Schweizer an dem Corporation; 
gut der Gemeinde gegen Entgeld. 


— Juni. (St. Gallen). Die Agitation in ber Greith:Rernet’ihen An: 


gelegenheit (in Folge eines beleibigenden Zeitungsangriffes auf bie 
kath. Kirche) kommt nah und nad zur Ruhe, body nicht ohne con: 
feiftonelle Verbitterung der Gemüther zurüd zu Yaffen. 

„ (Solothurn). Gegen ben Prof. der Mathematik Möllinger 
wirb wegen Deröffentlihung einer philoſophiſchen Schrift über bie 
Gottesidee Lärm geſchlagen. Der Elerus bringt auf feine Ent: 
fernung. 


1. Juli. Der Bundesrath befcließt, bei ber Bunbesverfammlung aui 


bie Genehmigung ber Eonceffionen fowohl für bie Gottharb: alt 
für die Splügenbahn anzutragen. 

„n (Aargau). Die Regierung ladet ben Fatih. Kirchenrath ein, 
mit Beförderung Bericht unb Antrag barüber zu bringen, was gegen: 
über der Ginführung bes Lehrbuchs ber Moral vom Sefuiten Gury 
im Prieſterſeminar in Solothurn vorzufehren fei. 

„ (Bern). Allg. Volksabſtimmung über die Einführung bes Re 


ferendune. Dasjelbe wird mit 32,075 Ja gegen 22,089 Rein 
angenommen. 
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5.—28. Juli. Commerfeifion der Bundesverjammlung. 


11. 


24, 


Zwar nicht im Echooße der Käthe, wohl aber in nicht officiellen Ver⸗ 
jammlungen fpielt die Frage der Bundesrevifion während der Sejfion eine 
große Rolle. Man kann diefe Angelegenheit faft als ein nichtofficielles Trac⸗ 
tandum der Geifion bezeiänen. Die verſchiedenen politiſchen Parteien treten 
in regelmäßig fi wiederholenden Glubfigungen zufammen, um zu berathen, 
welche Stellung fie zu der Reform des Bundesgrundgefeges einnehmen wollen. 
Beriehiedene Programme werden entworfen und discutirt. Die Bundesver⸗ 
fammlung ſcheidet fih in der Revifionsfrage Außerlih wenigftens in zwei 
Zager: das eine, mit dem Standquartier im Gafino, vereinigt in ſich die 
liberalsconjervativen Anhanger der bisherigen bundesftaatlichen Conſtitution 
miü mehr oder weniger weitgehenden materiellen Reformen; das andere, mit dem 
Dauptquartier im Storchen verbindet die demokratiſchen und radicalen Freunde 
einer politiiden Reform im Einne der Einführung der unmittelbaren Bolfs- 
gelehgebung in den Bund mit einer mehr oder weniger ſcharf ausgeſprochenen 
Neigung gegen den Ginbeitsflaat. Die katholiſchen Ultramontanen bleiben 
in ihrer Mehrzahl von allen Revifionsbeiprechungen fern. Eine eigenthüm«- 
Stellung nehnen die Teputirten der Waadt ein. Sie machen fi in beiven 
Clubs geltend und treten mit Zähigleit den Revifionsbeftrebungen entgegen; 
wie fie bemerien, daß auf diefem Wege der Zunfe der Revifion fidh nicht er» 
ftiden laſſe, bleiben fie ten weiteren Beſprechungen fern. Beide Clubs ficken 
formulirte Programme auf, weldde mit Bezug auf die materiellen Revifions- 
punkte nicht weientlih von einander abweihen. Tas radicale Programm 
geht allerdings in der Gentralilation der Geſetzgebung weiter als das Pros 
gramm der Gafinoverfammlung; doch Tiegt in dieſem Mehr oder Weniger 
fein principieller Gegenſatz. Principiell gehen dagegen „Stordden” und „as 
fino* augeinanter mit Bezug auf die politiſchen und organijatorifhen Ver⸗ 
änderungen, weiche mit der Revifion der Konftitution anzujtreben find. Die 
Kiberalconfervativen wollen aud file die Zukunft fefthalten an den beftehenden 
bundesftaatlichen und repräfentativen Grundlagen des Bundes; höchftens bürfte 
vicleicht die Frage eines Volksvetos offen gelafien werden. Die Demokraten 
und Radicalen dagegen glauben die Erweiterung der materiellen Bundescoms 
petenzen und die folgeweile Vergrößerung der Gewalt der Bundesbehörden 
paralyfiren zu follen durch die Erweiterung der Vollsrechte in Bundesſachen; 
das flarre bundesftaatliche Verhältniß wünſchen fie zu mildern durch Ab⸗ 
ſchaffung des Standesvotums in Revifionsangelegenheiten und durch Bejeitigung 
der Ständelammer. . 


„ Eidgenöifiihes Schützenfeſt in Zug. 

Die Ehügengemeinde faßt den Beihluß, daß in Zukunft beim eidg. Frei⸗ 
ſchießen nur jolche Waffen zugelafien werben follen, welde vom Jahre 1870 
an im eidg. Heer ordonnanzmäßig find. Damit ift die Rechnung mit der 
alten Standwaffe wenigftens und mwahrideinlih mit dem ganzen Vorder⸗ 
ladungsiyftem abgeſchloſſen. Indeß findet die für die Hinterlader aufgeftellte 
Schießdiſtanz von bloß &00 Fuß oder 320 Schritten vielfadhe Anfechtungen. 
„ Beide Räthe beichlichen, die Frage ber Conceifion ber Alpen: 
bahnen auf eine außerordentliche Ecifion in September ober October 
zu verſchieben. Die Debatte darüber ift in beiden Räthen, zumal 
im Etänderathe, zwifchen den Anhängern der beiden Projecte eine 
ziemlich gereizte. 


1. Aug. (Bern). Eine zahlreihe Verfammlung kirchlicher Reform⸗ 


freunde aus allen Theilen bes Landes erklärt ben Beſchluß ber 
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ESynode v. 16. Juni für einen Mißbrauch ihrer Ctellung un we 
langt eine anbere Zufammenfegung ber Synode, ba die jebige Teinerin 


Gewähr dafür Biete, daß fie auch wirflid ber getreue Ausbrad m 


Willensmeinung ber zur Lanbesfirche fi zählenten Bevölkerung 'r. 


4. Aug. (Yargau) Der Gr. Rath beicließt mit 115 gegen 40 & 


‘40. 


gegen den Antrag der Regierung, bie Trage ber Einführung kei 
obligatoriihen Veto dem Volke zur Entſcheidung vorzulegen. 


„  Veriammlung ber Gottharbcantene in Luzern. Die Subvente: 
& fonds perdus ber beiten Eiſenbahngeſellſchaften ber Nerkofi: ur: 
ber Gentralbahn wird von 7 auf 4 Mill. fr. rebucirt, wogegen fe 
fi verpfliten, für 18 Mill. Actien zu übernehmen. Tas = 
ſaumte NActienkapital wirb auf 45 Mill. veranichlagt, die Bether: 
gung ber Schweiz an der Eubvention auf 15 Mill, welde ze 
nähernd bereits gebedt find. 


„— 11. Aug. Berjammlung bes allg. fdyweiz.:proeft. Pretigervereine = 


a7. 


31. 


Senf. 


Es nehmen daran eima 300 Bereinsmtiglieder aus faſt allen Rantren | 


\ 


| 





nebſt einer ziemlidden Anzahl franzdfiicder, engliiher und amerikaniſcher Bed 


licher Theil. Am erften Tage entwidelt fi eine äußerſt lebhafte Eebatı 
über die Söttlichkeit Ehrifti zwilchen den fog. Reformtheologen und den Erik 
dogen, am zweiten über das allg. Prieftertfum. Cs wird über femme ber 
beiden Fragen abgefiimmt. Doch fteht offenbar die große Mehrheit der Ber 
fammlung in der erften Frage auf Seite der Orthodozen, in der zweiten dea⸗ 
gegen auf Eeite derer, die den Geiſtlichen als ein von der göttlichen Guade 
mit bejonderen höheren Rechten ausgeftattetes Weſen nicht zu beiradyten ver⸗ 
mögen. 

„Die Feldſchützen find mit ben Veichlüffen der Schützengemeinde 
bed Zuger Echübenfeltes durdaus nicht zufrieden und formulirez 
in Aarau ihre Forderungen für das nächſte Schützenfeſt, wibrigen: 
falls fie eine Trennung beabfichtigen und ein eigenes Feldwaffen⸗ 
hießen in Et. Gallen abhalten wollen. Die Gegner erkennen 
barin bie Abfiht einer Eprengung des eitg. Schützenvcreins unt 
cine Verunmöglichung ber auf bisheriger Yafis abzuhaltenben Schützen⸗ 
feite. 


„ (Luzern) Der Gr. Rath beräth und beichließt ein neues 
Erziehungsgeſetz unb lehnt bie Wiederherſtellung bes aufgchobenen 
Frauenkloſters Ratbhaujen mit 49 gegen 39 Stimmen ab. 


„ (Solothurn). Die Wahlbehörde beichließt mit 14 gegen 
1 Stimme, ben Prof. Möllinger abzuberufen und mit Belaflung 
feines Gehalts von 2000 Fr. zu penfloniren. 


» Die Diöcefanconferenz der zur Diöceſe Colothurn gehörigen 
Kantone beſchließt, vom Biſchof cine Reorganiſation des Priefter: 
jeminars zu verlangen (Lchrbuh ber Moral bes Sefuiten Gum). 
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Sept. (Züri). Der Kantonsrath verwirft das bisherige Noten: 


monopol der Kantonalbant mit 117 gegen 66 Stimmen. 


„» Bürid) Eine Belegirtenverjammlung ber zürderiichen 
Arbeitervereine (ein nicht unbebeutenbes Element innerhalb ber 
3- 3. berrigenden bemofratiihen Partei) faßt mit Küdfiht auf 
das in der Revijion liegende Arbeitergeich folgende Rejolutionen: 

1) Jeder Arbeitgeber wird verpflichtet, feine Arbeiter für die ihm geopferte 
Zeit und Kräfte jo zu entihädigen, daß diefe hinwiederum in den Stand ge⸗ 
ſetzt werden, fih nit nur eine gejunde und nahrhafte Koft, fondern aud die 
übrigen zu einem menſchenwürdigen Dajein nothwendigen Lebensbedürfnifie 
verihaffen und ihren Pflichten gegen die Familie und den Staat nachkommen 
zu fönnen. 2) Die tägliche Arbeit3zeit für erwachſene induftrieße Arbeiter 
beiderlei Geſchlechts ift auf 10 Stunden feſtzuſetzen und zwar von Morgens 
6 bis Abende 6 Uhr, mit Unterbruh von ;, Stunde für Frühftüd und 
1% Stunde Mittagszeit. 3) Kinder unter 14 Jahren dürfen in indu» 
ſtriellen Geſchäften gar nicht, und bis zu 16 Jahren täglih nur acht Stunden 
beſchäftigt werden, damit fie die nöthige Zeit zu ihrer leiblichen und geijtigen 
Ausbildung finden fönnen. Hausfrauen dürfen nicht länger als täglich act 
Etunden zur Arbeit angehalten werden, um ihnen Gelegenheit zu geben, ihre 
Hausgeſchäfte gehörig zu ordnen und ſich mehr der Erziehung der Kinder zu 
widmen. 4) Geſchäftsreglemente dürfen nicht einjeitig nur von den Principa« 
fen angefertigt werden, fondern fie müfjen in Uebereinftimmung des Wrbeit« 
gebers und der Arbeiter feftgeftellt und von beiden Theilen, reſp. deren Bevolls 
mädtigten, jowie von der Tirection des Innern unterzeichnet werden. Tics 
Keen dürfen mit dem beftehenden Arbeitergejege in feinen Widerſpruche 

ehen. 


EGolothurn). Kantonsrath: Zweite Berathung der par: 
ticllen Reviſion der Verfaſſung und Annahme der Artikel über 
Referendum und Jnitiative. 

Die neuen Artikel lauten: Art. 1. Der 8 32 der Verfaſſung erhält 
folgende Saflung: „Alljährlich findet, und zwar in der Regel zweimal, eine 
Bollsabftimmung ftatt. Derjelben unterliegen a) die in 8 30 erwähnten 
Geſetze und Beichlüfle, joweit letztere für den Staat, Cemeinden, Corporationen, 
oder für den Bürger Rechte oder Verpflichtungen begründen, oder ihnen ent« 
ziehen, oder für diefelben KLaften enthalten; ferner Goncordate nnd Staats» 
verträge; b) alle Kantonsrathsbeſchlüſſe, welche für den gleichen Gegenftand 
eine neue einmalige Geſammtausgabe von mwenigftens 80,000 Fr. oder eine 
neue jährlich wieberlehrende Verwendung von mehr als 20,000 Fr. zur Folge 
haben, jofern darüber als Geſammtausgabe nicht ſchon eine Abſtimmung ftatt« 
nefunden hat; e) Echlußnahmen, melde der Kantonsratb von fi) auß der 
Bollsabftiimmung unterbreiten will." Art. 2. Als neu wird aufgenommen: 
„Wenn wenigftens 2000 Stimmberechtigte den Erlaß eine neuen oder Aufs 
bebung, oder Abänderung eines beftehenden Geſetzes, oder endlich einen in bie 
Competenz des Rantonsraths fallenden Beihluß verlangen, jo ift derjelbe ge» 
halten, den eingereichten Vorjchlag in Berathung zu ziehen und daß Ergebniß 
der Bollsabfiimmung zu unterbreiten (Vorſchlagsrecht). In gleicher Weiſe 
übt das Volk in Bundesangelegenheiten das Vorſchlagsrecht neben den Staats⸗ 
behörden nad) Maßgabe des Art. 81 der Bundesverfaflung aus.” Art. 3. 
Zu 8 26 wird aufgenommen: „Abgejehen von der verfaflungsmäßigen Amts⸗ 
dauer, kann das Boll jederzeit den Kantonsrat oder den Wegierungsrath, 
oder beide Behörden abberufen. Sobald ein joldyes Begehren von 4000 Stimm⸗ 
bereihtigten dem Begierungsrath eingereicht wird, ift derjelbe verpflichtet, ohne 
Berzug eine allgemeine Bollsabflimmung anzuordnen. Fällt die Stimmen 


Biymeit, 


mebrheit für Die Wbberufung aus, fo tritt für bie beireffenbe Behücde im 
Erneuerungswehl ein.” Art. 4. „Die Ubgeorbuden in ben EUment 
werden vom Boll auf 3 Jahre gewählt." Dagegen wird Die Wahl und 
Wegierungsrathes direct durch das Bolt (wie in Zürich) abgelehnt 


5— 11. Sept. Internationaler Arbeiter:Eongreß in Baſel. Derſelbe erllen 


fih für Abſchaffung bes individuellen Grundeigenthums und eröten 
bie Frage ber Abſchaffung des Erbrechts. 

Es Haben ih nur 60 mit regelmäßigen Mandaten veriehene Deltgire 
eingefunden, die im Laufe der Seffion auf 78 anſteigen. Die Teilnahme 
des Bublilums if eine jehr mäßige Zum Präfidenten wird Poung ı= 
London (ein geborner Schweizer), zu Bicepräfidenten Brume aus Sıra 
und Bruhin aus Bafel gewählt. Das Hauptinterefie concentrirt fi am de 
Debatte über die Abſchaffung des individuellen Grundeigenthums. Die ww: 
bereitende Specialcommiffion beantragt folgende Refolution: „zer Gaga 


erflärt, daß die Gelelicheft das Mecht hat, das perjönlide Grundeigeuiien 


aufzuheben und in gemeinfames Gigenthum umzuwandeln, ſowie daß Wei: 
Ummandlung eine Rothwendigkeit if.“ Diefer Antrag wird mit 54 Ei 
men zum Beſchluß erhoben, 12 enthalten ſich der Abflimmung, der Ai 
momentan abweſend. Debatte: Lulraft: Die Erfihrung zeigt, dab de 
Einzelwirthſchaft nichts taugt, indem fle die Gejellihaft zu der gegemmärtige 
dconomiſchen Tage gebracht hat. Dieſe Erfahrung muß man fi zu Rıta 
maden und Grund und Boden zum collectiven Eigenthum umpgeftalten. Wokz 
man die Nichtigkeit dieſeß Grundſatzes darum beftreiten, weil bie dahin \ehr 
wenige praltifche Berſuche mit dem Grundeigentum gemecht und bieielbe: 
meiftens mißlungen find, jo müßte man auf den Fortihritt in allen Gebiete 
verzihten. Stepney: Die Collectivität if} ftärker und klüger als die Jar 
vidualität. Bakunin: Der Boden ift von jeher Gemeingut geweien: des 


Privateigentbum an demſelben if nur dur Eroberung und rohe Gewelt 


begründet worden und bat demnad keine Berechtigung. Ohne Gleichheit ir 
diefer Beziehung if keine Freiheit mönlih. Kefiner: Endlich habe fih and 
die Wiſſenſchaft bereits für den Collectivismus entjdhieben, indem fie anerfemt, 
daß der Großbetrieb der Landwirthſchaft mehr rentire als die Jwergwirthiäatt 


— Ueber die Art und Weiſe, wie die Geſeilſchaft den Boden nach Auftebun 


des perjönlichen Eigenthums bebauen und benugen fol, kann man fih wid 
einigen. Die Majorität der Commiſſion und des Congreſſes meint, dab vr 
Grund und Boden durch die folidariich verbundene Gemeinde bebaut umb aus 
gebeutet werden müfle; die Minorität dagegen, daß die Geſellſchaft die Bear- 
beitung von Grund und Boden entweder den einzelnen Landarbeitern ode 
aber vorzugsweife agricolen Probuctivgenoffenichaften gegen Bezahlung ke 
Bodenrente an die Gollectivgemeinde überlafien müfle. Einige mollen ferner 





das Grundeigenthum in die Hände der Kollectivität zurüdbringen auf den 


rechtlichen Wege des Rückkaufes, andere auf demjenigen bloßer Gewalt und | 


revolutionärer Erhebung. In Tekterer Hinſicht räth Bakunin die orale 
Siquidation an, d. 5. die Erpropriation aller gegenwärtigen Eigenthümer durd 
die Bernichtung des politiihen und Rechtsftnates, welcher die einzige Barantit 
der heutigen Eigenthumsverhältniſſe ſei, die vollfländige und thatfädlid 
Erpropriation dur die Macht der Umfände und Thatiachen. — Bei der 
zweiten Frage, die Abfchaffung der Erbſchaft, find die Meinungen ſchon mehr 
getheilt. Die Commiflionsmajorität, durch Vakunin beeinflußt, wii abjolukt 
Abſchaffung der Erbinaft, in directer und indirecter Binie, erhält aber bei der 
Abftimmung nur 32 Stimmen daflir, während 23 fich entichieden dagegen 
erflären und die übrigen fi) der Abſtimmung enthalten oder abweſend fin. 
Da die 82 Stimmen nicht die abfolute Majorität bilden, wird der Kommik 
fionsantrag vom Präfidenten für verworfen erklärt. Eccarius Wntrag, bi 
directe Erbſchaft je nach der Höhe mit einer progreffiven Steuer zu belakıı 
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und die teiamentariichen Verfügungen zu Bunften indirecter und lachender 
Erben zu amulliren und den Betrag der ganzen Gejellichaft für Beilerung der 
Säulen x. zu überweilen, wird abgelehnt, jo dab die Frage vorerfi unent- 
ſchieden bleibt. — Bezüglich der Trage wegen Organifation von Gewerks⸗ 
genoſſenſchaften oder „Bereinen zu gemeinfamem Widerfland gegen die Arbeit- 
geber* werden einftimmig folgende drei Refolutionen angenommen: 1) In 
allen Ländern ift die Bildung von Gewerksgenoſſenſchaften (Widerftandspercinen) 
energiſch anzuftreben. 2) Wenn die einzelnen Gewerlsgenofienichaften und 
Zrtlichen Sectionen gebildet find, follen fie ſich mit der internationalen Geſell⸗ 
Ihaft in Verbindung ſehen. 3) Der Gongrek ladet den Generalrath ein, im 
Tall des Bedürfniſſes die internationale Verbindung der Wivderſtandsvereine 
aller Länder zu vermitteln.” — Außerdem werben die Berichte des General⸗ 
raths und der einzelnen Gentralfectionen von den verich’edenen Ländern ver⸗ 
leſen. Dieje Berichte betreffen bauptiälih die Thätigleit und Ausdehnung 
der Aſſociation vermittelft Strike und ſchildern in grellen Yarben die faliche 
Auffaffung und Mißachtung von Seiten der Kapitaliften und Wrbeitgeber 
gegenüber den Arbeitern. Am interefianteften ift der Bericht Lieblknecht's, 
welcher einen vollftändigen geichichtlichen Weberblid der Arbeiterbemegungen 
Teutihlands in ten letten zwanzig Jahren gibt und nachweiſt, daß die Ar⸗ 
beiterführer A Ja Schweiger, welche nur für materielle Intereſſen der Arbeiter 
ohne Förderung der politiiden Freiheit agitiren, für die Reaction und ven 
Gäfarismus wirken. Der Berichterftatter der zahlreichen deutſchen Arbeiter- 
vereine der Schweiz, Gögg, nibt Beranlafiung zu einer Ichhaften Scene, in« 
dem der zu den Ultras gehörende Präfident Young (ielbit ein Schweizer) fein 
Bedauern ausipricht, daß Gögg die Schweizerrepublit gelobt babe. Gögg 
hatte einfad gejagt, daB tie deutſchen Arbeiter in der Schweiz einen großen 
Bortheil haben, den Werth einer Republik ſchäten zu Icrnen und daß fie, ins 
alte Baterland zurüdgelehrt, für eine Republit und zwar für eine beſſere, die 
ſocial⸗demolratiſche, Propaganda machen werden, da fie auch die noch vorbuns 
denen Mängel der Echweizerrepublit erfannt haben. Riltinghaufen tritt ener⸗ 
giſch gegen den Tadel Young's zu Gunften Gögg's in die Schranten. 
Schließlich wird für das nächſte Jahr Paris als Eongrekort beftimmt, der 
bisherige Seneralrath wieder gewählt und der ſocial⸗demokratiſchen Republik 
der Zufunft ein Hoch gebracht. 

14— 19. Erpt. Berfammlung ter Friebens: und Treiheiteliga in aus 
fanne. Die Verhandlungen zeichnen ſich vor denen ber beiden leb: 
ten Jahre durch Ernſt und Würde aus. 

Debatten und Beſchläfſſe. I Allgemeine Organijation: 
Charles Lemonnier begründet die zum erften Gegenftand der Tagesordnung 
vorgeihlagene Reſolution. Ziejelbe lautet mit Hinweglaſſung der Motive: 
„Der Eongreß erklärt, das einzige Mittel, den Frieden in Europa zu fihern, 
iR die Bildung einer Föderation der Völker unter dem Namen: Vereinigte 
Staaten von Europa. Die Regierung diefer Union muß republilani und 
föderativ fein, d. 5. fie muß beruhen auf dem Brincip der Eouveränetät des 
Volles und die Autonomie und Unabhängigfeit jedes liches der Föderation 
achten. Die Geftaltung der Regierung muß vervolllommmnungsfähig fein. Die 
europäiiche Föderation muß jedem ber Völker, die ihr angehören, garantiren: 
a) die Souveränetät und Autonomie, b) die individuelle Freiheit, c) die Frei⸗ 
heit der Abſtimmung, d) Preßfreiheit, e) Vereins⸗ und Berfammlungsfreiheit, 
f) Gewiflensfreiheit, g) die Freiheit der Arbeit ohne Ausbeutung der Arbeiter, 
b) die wirkliche perjönliche Berantwortlichkeit aller Beamten der Executive 
Kein Bolt Tann in die europäiſche Conföderation eintreten, wenn es nicht ſchon 
vol ausübt: das allgemeine Stimmrecht, das Recht, die Steuern zu bewilligen 
und zu verweigern, daß Recht Frieden zu fließen und Krieg zu erflären 
das Recht, politiſche Bundniſſe und Sandeläverträge zu ſchließen und zu ratio 


fd 
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ficiren, da8 Recht, feine Berfaffung felbR zu vervollkommnen.“ Bureiı 
Simon von Trier bezeichnet den Föderalismus als daS gerigmetite Sykız 
um die Gefellihaft in ein richtiges Gleichgewicht zu bringen und bie UF: 
birung der Freiheit durd die Gentralgewalt zu verhindern, und inenbe 
fodann zu einer fpeciellen Beurtheilung der deutlichen Berbältniffe im dien 
Sinne: Damit Deutihland an der Bildung der Bereimigtn Eicaim ıc 
Europa einen nüslichen Antteil nehmen könne, jagte er, ift es nothwendz 
daß der norbdeutiche Bund in feine Verfafiung das füberative Element m: 
telft einer wahrhaften Etaatenvertretung einführe, daß Oeflerraid itte 
Schrittes zur föderativen Einheit durch die Freiheit fortichreite und bei <i> 
deutihland dur Volksinitiative einen Eübbund gründe Jules Wert. 
Teputirter aus Paris: Jedes Mitglied des Friedenscongreſſes mühe mr 
Hamnibalseid gegen die monardiihe Eentralijation ablegen. Daß «3 = 
Vertreter der centraliftifihen Idee in dieſem Raume gebe, habe er nußt erzar 
tet. Würde der Föderalismus nicht zum Siege gelangen, dann mäfe rır 
mit Hamlet ausrufen: Tie Melt ift aus den Fugen. Glutklicherweiſe ichs 
noch nicht jo Shlimm. Tas Haupthindernik der europäildhen Föderation vr 
die beiden Gäfaren dieffeit3 und jenjeits des Rheins. Beide Äireben nad x 
Hegemonie in Europa, und die Hegemonie fei der Gontraft der Föberen:. 
An dem Streben ODeſterreichs und Preußens nad der Hegemonie in Texto 
land mußte der deutſche Bund früh oder fpät zu Grunde gehen. Die 23: 
ſtiſche Wirthichaft fer der böfe Genius der Menſchheit. Die GEentraliter:: 
muſſe deßhalb befeitigt werden, weil fie ſich auf ausichlieklich freiheitsin=- 
liche Elemente flüge. (68 jeien dieß die Armee, die Geiſtlichkeit, die Apr 
ftration, die Gerichte. Nehme man dieien Elementen den Einfluß auf !a 
Staat, dann könne derjelbe fih frei entwideln. Gattineau: Die Gentrc 
fation hat die Republik begründet. Ferry: Die Gentralijation bat die Re⸗ 
publit zweimal vernichtet. (Beifall. Lärm.). Die franzöfiide Centraluctea 
jei rein monarchiſchen Urſprungs. Richelien habe fie inaugurirt ala Kur 
gegen Defterreih; Ludwig XIV. babe fie gefördert als Mittel zur Erlaw 
gung der Hegemonie in Europa. Der Gonvent habe fih ihrer allerdinz⸗ 
vorübergehend bedient. Aber die war nur ein Orkan; erft Rapolem L 
habe die Sentralifation nah dem 18. Brumaire in ein Syflem gebradt. 
Napoleon der Neffe Habe nah dem Staatsſtreich die adminiſtrative Gentroli- 
fation auf die Spige getrieben. Er habe aber bald bemerkt, daß er mit der⸗ 
jelben nicht augreiche, darum babe er ſchon 18 Monate nad) dem Btast# 
ftreihe die Armee zu Hilfe genommen und einen Krieg probocirt, dem belt 
ein zweiter, ein dritter Krieg folgte So lange die Kriege glüdiuh mare, 
tonnte fi) die Tyrannei behaupten, aber feit dem traurigen Ende des Hab 


— 


— —, 


— — 


burgers in Mexico wankt fie plötzlich in allen Fugen. Was Frankreich jccht 


Noth thut, iſt eine ſchwache Negierung; jo lange die franzöfifche Centraliſarica 
nicht gebrochen wird, iſt Frankreich ſtets eine Gefahr für feine Nachbar. 
Mit der Eentralifation fei jede parlamentarifhe Regierung eine XTäujdung. 
Selbft die Nepublit fei unhaltbar ohne Decentraliſation; fie verfalle erſt de 


Korruption, dann der Gewalt. Unter Louis Philipp ging der Barlamım 


tarismus in Fäulniß über; Napoleon III. überfiel ihn aus einem Sinterhalt 


und verniätete ihn. Bon Frankreich aus müfle der Anſtoß zur Vefeitigum 


des Militariämus ausgehen. Wird er in Frankreich gekürzt, fo lann er fd 
au in Deutichland Teinen Monat mehr halten. Buiſſon, freireligiöie 
Prediger von Neuchätel: will von den hoben Idealen ins tägliche Lebe 


zurüdfehren; er räth, anflatt der großen Zeitungen Heine Flugblätier im | 


die Hände des Volkes zu liefern, um die 200 Millionen zu gewinnen, vor 
denen ſchon die Rede geweſen und gejagt worben, daß fie noch fein Mor 
mitgelproden; den Militarismus, den Gäjarismus in allen Herzen un 
freien ©eiftern der Maſſe des Volles, im Alltagsleben, im Leben der Zamilk, 
in den Zagesgeijäften, in der Erziehung der. Kinder zu belämpfen. „Unfer 
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Kinder Ipielm mit Soldaten, mit Säbel und Flinte, mit den Inſtrumenten 
zum Xödten; unjere Töchter laſſen ſich dur die ſchöne Uniform beftechen. 
Nieder mit den Uniformen der Soldaten, der Priefter, der Beamten, es find 
doch nur Livreen! O, daß ein Boltaire läme, der mit Geift die Fuchtel ein 
Sahrzehnt fchmänge über unfere militärifchen Gewohnheiten in allen Kreiſen, 
in allen Geſellſchaften, in allen Schulen, ſelbſt derer, die den Militarigmus 
befämpfen. Bor allem aber ift e8 eine furdtbare Entwürbigung des Namens 
Gottes, wenn von einem „Gotte der Schlachten“ geſprochen wird, Entwürdi» 
gung der Erziehung, wenn in den Schulen Alexander, Cäſar als Mufter hin» 
geftellt, danıı Rapoleon und Seinesgleichen in den Sitten der Jugend, der Völker 
auf den Thron der jungen Geifter erhoben werden. Rieder mit diefen Schladhte 
belden nieder mit dem „Gotte der Schlachten”, deffen Erhebung ein biutiger 
Hohn gegen die Gottheit, gegen den Gott der Liebe, des Chriſtenthums if. 
Beginmen wir den Kampf gegen diefe Ricytung des Lebens überall, wo wir 
können! Theilen wir uns in die Arbeit, widerftehen wir auf allen Wegen 
den Sitten, den LTebensrichtungen, die den Tespoten helfen, auß den Menſchen 
Kanonenfutter zu machen. Das ganze Boll muß belehrt werden, daß das 
genen ſich zu erheben feine erfte Pflicht ift, da e8 den Muth haben muß 
„Nein“ zu jagen. Wenn erft einmal hundert und gar taufend Mann des 
Volkes ofien als Nefrattäre alle geſetzlichen Folgen des „Rein“ über fi) 
ergehen lafien, dann wird der Militarigmus bald gebrochen fein. Man muß die 
Ueberzeugung erlangen, daß man ein Verbrechen begeht, wenn man Krieg füh- 
ren, Menſchen tödten hilft; man muß für diefe Ueberzeugung zu leiden, zu 
opfern, fih im Kalle ter Noth tödten zu laflen bereit fein. Gebt das Beiſpiel! 
Die Tugend ift anftedend, und ihr werft die Tyrannei aller Napoleone der Ber: 
gangenheit, der Gegenwart und Zufunft über den Haufen.“ (Furchtbarer Beifalls⸗ 
ſturm.) Venedey ftellt den Antrag, die Rede in hunderttaujend Exemplaren 
druden und im Namen des Congreſſes überallhin verbreiten zu laffen. Ein neuer 
Beifalsfturm genehmigt den Antrag. Die Refolution wird jchließlid ange» 
nommen mit einem Amendement von Mie aus Paris, der auch die Wahl 
der riäterliden Beamten verlangt. TI. Den zweiten Gegenftand der Bera- 
thung bildet die polniſche, die orientaliſche und die czechiſche 
Trage Die beantragte Rejolution hierüber lautet: „Die polniihe Frage, 
die orientaliihe Frage und die czechiiche Frage müſſen mie alle andern prac» 
tiſch gelöft werden durch die mweitefte Anwendung des allgemeinen Princips der 
Autonomie der Völfer. In Uebereinftimmung hiermit und indem ein ein« 
nebendes Studium der verjchiedenen mit diefen Fragen verbundenen Interefien 
für nothwendig erkannt wird, beichließt der Eongreß, daB eine aus 5 Mit- 
gliedern beftehende Specialcommifiion ernannt werde, welche beauftragt werden 
fol, alle auf diefe Fragen bezüglichen Documente zu fammeln, und weilt das 
Centralcomite an, den Präfidenten und die Mitglieder diefer Commillion zu 
„ernennen.“ Sonnemann von Frankfurt beantragt, die Miteinbeziehung ber 
ezehiichen Trage zu ſtreichen, damit man nicht den Prätenfionen der Czechen 
ein unverbientes Nelief gebe; ſolange Rußland in feinem gegenwärtigen Zu«- 
ande verharre, fei eine Losreißung Böhmens eine Gefahr für Zeutichland; 
wer diefe jet ſchon fordere, arbeite nur für Hrn. v. Bismard und für Ruß—⸗ 
lend. Während von Seiten der anweſenden Franzoſen tiverfe Lanzen für die 
Czechen eingelegt werden, unterflüten Simon von Trier und Venedey leb⸗ 
haft den Sonnemann’jchen Antrag. Eimon macht darauf aufmerfjam, daß 
ſchon die preußiichen Generale im Jahre 1266 in Böhmen von einer ,‚czechi⸗ 
ſchen Frage“ neiprochen hätten, ihnen dürfe der Congreß gewiß nicht zu Hilfe 
fommen. Guſtav Vogt aus Bern zeigt zwar feine bejonderen Sympathien 
für die Czechen, wünſcht aber doch eine Erwähnung der „ſlaviſchen Volks⸗ 
ftämme" an Stelle der Czechen; „wenn man nicht für Hrn. v. VBismard are 
beiten jolle, meint er, fo dürfe man doch auch nichts für Hrn. v. Beuſt thun.“ 
Bei der Abſtimmung wird die Relolution des Eomite’3 unter Annahme des 
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Antrags von Gonnemann und des Bogt’ichen Vorſchlags von der Berkerr- 

lung genehmigt, einige Anträge eines Franzoſen aber, welde E ympeıka 

erflärungen für die Slaven und einen Proteft gegen die ruffiichen Graujen 

keiten in Polen bezweden, abgelehnt. III. Zur focialen Frage beantragt wi | 
Comité folgende Refolution: „Der Congreß erllärt auf's Reue die pelcı 
und jeciale Frage für untrennbar; die eine kann nicht gelöst werben :tıı 
die andere. Es ift Pflicht der Gefellichaft, fi unnusgefegt mit der Berbei 
rung der allgemeinen Bedingungen der Arbeit und des Tauſches zu beihätnee 
um die zahlreihen Mißſtände zu heben, an welchen die gegenwärtige &r-. 
ſchaft leidet, Doch ohne der Freiheit des Individuums Abbruch zu then. 72 
folgenden politifchen Bedingungen find unumgänglid, um eine üconmmre | 
Reform wirkſam zu machen: republitanifch-föderative Regierung, directe Sea 

gebung durch's Volk, obligatorifcher und unentgeltliher Schulunterricht, 3: 

Ihaffung der ftehenden Heere und Erſetzung derfelben durd die Vollsach | 
Abſchaffung aller indirecten Steuern und Erjegung derjelben durch eine tiricı 
Progreſſivſteuer. Die nothwendigſten ölonomijhen Makregeln find: Abſchaſtee; 
des induftrielen Monopols, bejonder8 der Monopole des Transporte, £ 
jeder Urt der Arbeit die Intervention des Geſetzgebers gegenüber einfeiti:e 
Privatreglements, Einrihtung von Spndifaten für Arbeiter und Arbeitgeder“ 
Gögg fellt diefer Reſolution cine Reihe von Anträgen gegenüber, we. 
im Ganzen den Veichlüffen des Baſeler Congreſſes analog find. Er verlar:t 
GollectiveigentHum des Grundbeſitzes, Abichaffung der indirecten und Beide 
haltung der directen Erbſchaft. Sonnemann beantragt, als weitere Moßregen 
zur Löſung der ſocialen Frage zu bezeichnen: Errichtung großer Ereditinfitci 
durch den Staat, Feſtſetzung normaler Urbeitsflunden, Schug der Arbeiter 
gegen bie Ungerechtigleiten der Fabrikordnungen, Verbot der Kinderarbeit. Bou 
anderer Seite wird in der freiheit der Aflociation das beſte und eimise 
Mittel einer gedeihlichen Löſung gefunden und beantragt, über die Borkhiä:t 
der Commilfion zur Tagesordnung Überzugehn. Samber aus Golumdis 
tritt den communiftifchen Ideen Göggs unter lebhaften Beifall der Berjamx- 
lung kräftig entgegen. Ex bezeichnet fie als einen Hinterhalt, melden der 
Caſarisſmus den Arbeitern lege; man hoffe, dadurch das rothe Geſpenſt herar'- 
zubeſchwören und die Völker fo viel länger nieberzubalten. Die einzig frudt- 
bare Löfung der fog. forialen Frage liege in der einfaden Turdführung ter 
individuellen Freiheit und der Menſchenrechte. Der Redner ſpricht ſich daker 
entſchieden zu Gunſten der freien Goncurrenz gegen die Staatshilfe aus Te: 
der Abftimmung wird der die politiihen Bedingungen einer Reform entha:- 
tende Theil der Refolution unter Hinzufügung der „Abihaffung der Tode 
frafe ohne Ausnahme” als einer weiteren Bedingung angenommen, der uw 
dere Theil dagegen, welder die nothwendigen dconomiſchen Maßregeln be 
zeichnet, wird mit den bezüglichen Amendements einer Specalcommilfion über- 
wielen. Zum Schluß fordert Bictor Hugo zur Berjöhnung und Bereinigun: 
der NRepublilaner und Socialiftien auf, worauf in daß Eentralconit& auter 
Barnı als Präfidenten, Goögg und auch defien rau gewählt werden. Der 
Sig der Liga if fortan in Genf flatt in Bern. 





15. Sept. Zufammentritt der internationalen Gottbarbeonferenz in Qern. 


20. 


Es find auf berjelben ber YBunbesrath, bie Megierungen bes nortt. 
Bundes, Badens, Italiens und bie ſchweiz. Gotthardconferenz vertreten, 
benen fi [päter auch noch ein Vertreter Württembergs anſchließt. 
Bundesrath Welti wirb zum Bräfidenten ber Conferenz gewählt. 

„ Der Ehweiz. AYuriftenverein ſpricht fi für bie Wünfchbarteit 
einer Einheit der ſchweiz. Etrafgefebgebung aue. 

» (Genf). Großartige (nachträgliche) Feier des 5Ojährigen Jubi⸗ 
läums bes befinitiven Anſchluſſes an die Schweiz, Enthüllung des 
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Denkmals. Feſtrede des Gen. Dufour. Volksbankette in allen Stabt: 
vierteln unter freiem Himmel. Die Ordnung ift eine vollkommene. 


. Det. Der Bundesrath beſchließt, feine Intervention in ber Ange: 


Tegenheit einer Anzahl junger Frankfurter, welde ein ſchweiz. Bürger: 
recht erworben haben, um fih auf dieſe Meije ber allg. Wehrpflicht 
in Preußen zu entziehen und baber von ber preußiichen Regierung 
mit ber Ausweiſung bebroht wurden, zu verweigern, ausgenemmen 
in ben Fällen, wo ganze Yamilien bad Schweizer Bürgerredt er: 
wörben baben. 


Nach den vom politiigen Departement angeftellten Erhebungen haben 
in allen 26 Fällen, in welchen beim Bundesrath Beichwerde geführt wird, 
mit Ausnahme eines einzigen, nicht die Eltern fammt ihren Kindern fi um 
die ſchweizeriſche Naturalifation beworben, und ihrem alten Baterland den 
Rüden gelehrt, weil es feine Selbſtändigkeit verloren, fondern diejelben haben 
lediglich ihre 5 bi8 17 Yahre alten Söhne in das Schweizer Bürgerrecht 
eingelauft, bei denen von politifcher Ueberzeugung nicht die Rede fein Tann, 
und e8 fi offenbar nur darum handelt, ihnen .ohne alle politiicden Motive 
Die Bortheile, welche der Aufenthalt in Frankfurt a M. ihnen bietet, zu⸗ 
gänglich zu machen, und fie doch dabei vor der Nachtheilen zu wahren, melde 
mit dem preußifchen Bürgerrecht wie mit dem eine# jeden andern Staats ver⸗ 
bunden find. Be 


„» (Reuenburg). Die Synode ber Geiftlichfeit will, unter Be⸗ 
bingungen, dem Berlangen nad Trennung von Kirche und Staat 
entſprechen und beſchließt einftimmig eine Adreſſe an die Gemeinde 
auf folgenden Grundlagen: 

1) Die Kirche verzichtet auf jede andere LUnterflügung von Seite bes 
Staates, als die, welche aus den Erträgnifien des Kirchenvermögens möglich 
iR; 2) als Erſatz für das Opfer, welches fie fi) mit diefem Verzicht aufer- 
legt, fordert fie das Recht, ſich jelbftändig zu organifiren und au abminiftriren. 


„ (Solothurn). Volksabſtimmung über die revibirte Verfaffung 


vom 2, September. Diejelbe wird mit 7708 gegen 3478 Etimmen 
angenommen. 


„ Schluß der internationalen Gottbarbeonferenz in Bern, Schluß—⸗ 
protofoll berfelben und Abihluß eines Seperatvertrages zwiſchen ber 
Schweiz und Italien. Erklärungen ber verſchiedenen Delegirten be: 
züglih ber Bertheiligung an den Eubfibien. 

In den Gonferenzen zeigte fih von Anfang an, daß die Abgeordneten 
der verſchiedenen Staaten fehr ungleich bevollmädhtigt waren. Die Einen, wie 
Ftalien und die Schweiz, hatten Bollmaditen zum Abſchluß eines förmlichen 
definitiven Bertrage, die Abgeordneten der deutichen Staaten dagegen hatten 
beſchränktere Vollmachten, bejonders bezüglich eiwaiger Subventionsverfpres 
Hungen. Hinwiederum flimmten die Inſtructionen ſämmtlicher Bevollmäch⸗ 
tigten darin überein, daß fie dahin tradhten jollen, ein Project zu formuliren, 
welches als Anhaltspunlt des Maßes der von jevem Etaate der Unternehmung 
zu gewährenden Eubfidien dienen könnte. Diejes beſchränktere Ziel verfolgten 
die Conferenzen nad allen Richtungen mit der größten Ausdauer. Es wurden 
nacheinander die Fragen des Baues der Bahn, diejenigen des Betriebes, der 
finanziellen Etellung der Unternehmung und der jubventionirenden Staaten 
zu derjelben, die Stellung der Bundesbehörben zur Unternehmung und zu 
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den übrigen Bertragsftaaten, die politiiden und militäriichen Garant ı 1 

mehr dur Epecialcommiffionen vorberathen und jodann in allgememen Em 
ferenzen erledigt. Die Berhandlungen waren namentlich in jenen Epeel- 
commifftonen äußerfi zäber Ratur. Indeß gelang es zulent doch, über el: 
weientlihen Punkte zu einer Einigung zu gelangen. Die Reiultate vir- 
Einigung werden in dem Schlußprotokoll niedergelegt, welches von de 
Vertretern fämmtlicher Staaten unterzeichnet wird. Das Schlußprotokol be- 
flimmt die Neblänge auf 203 Kilometer, das Höhenmarimum über ker. 
Meeresipiegel auf 1162%, Meter, das Gteigungsmarimum auf 25 zu Ile 
und die Bauzeit des Tunnels auf 9 Jahre. Der Tranſitdienſt wird 7 
Einverftändniß mit den fubhnentionirenden Staaten organifirt. Die Bahrcı: 
der ſchweizeriſchen Reutralität und Landesvertheidigung wird vorbehalten. 7: 
fubventionirenden Staaten nehmen an dem Ertrage Theil, wenn bie Tir- 
dende der Actin 7 Procent überfteigt. Italien trägt 45, die Ede; :i 
Baden 3 Millionen bei. Der norbdeutihe Bund wird grundjäklich Inbre 
tioniren, behält fi aber die Beitimmung des BVetrags vor. Würtiembe: 
behält ſich die grundfägliche Entiheidung vor. Dieß Protofoll bat natar:i: 
für feinen der dabei mitwirfenden Staaten verbindliche Kraft, fondern es contleir: 
nur die ftattgehabte Einigung über die darin behandelten Bunkic. Es wurte ır- 
deß von verſchiedenen Seiten gewünſcht, daß die Abgeordneten derjenigen Etseim. 
welche weitergehende Vollmachten hatten, dieje benügen, um das in Birk 
Schlußprotokoll niedergelegte Rejultat zu einem förmlichen Bertrage unter n4 
zu geftalten. Es bradte dieß die Angelegenheit nit nur für Die vertre:- 
ihließenden Theile felbft zu einem gewiſſen Abſchluß, fondern es bot biz 
Verfahren aud den übrigen Staaten den Bortheil, daß für daS weitere Vor⸗ 
gehen eine fefte Grundlage gewonnen war, auf melde fie fi nunmehr für: 
fönnen. In Folge diefer Anregung und im Einverſtändniß mit der Gen 
ferenz ſchrititen Ytalien und die Schweiz zum Abſchluſſe eines Separatver- 
trages, welcher wörtlid mit jenem Schlußprotofoll vom 13. October über⸗ 
einftimmt, mit dem Beilage, daß der Vertrag nur dann in Giltigkeit tee. 
wenn die deutfhen Staaten binnen ſechs Monaten, vom 1. Rovember an gr 
rechnet, auch die für fie in Ausfiht genommenen Subſidienſummen votiren, :: 
welchem Walle fie durch einfachen Zutritt zum abgeihlofienen Bertrage ccä 
in alle Rechte der jekigen PVertragsftaaten eintreten können. 


19.—21. Oct. Außerorbentlide Ecjjion der Bundesverfammlung: Etänte 
rath und Nationalrath genchmigen bie Goncejfionen für tie Gott: 
hard- und Eplügenbahn und jtellen die Concejfionsbebingungen fek. 

31. „ Erneuerungswahlen zum Nationalrathe. Diejelben ergeben manderla 
Veränderungen, aber im ganzen fein weſentlich anberes Berbältnit 
ber Parteien im Nationalrathe als bisher. 


„» nn (Bern). Erfte Referendumsabjtimmungen des Volkes. Diefelben 
bemweijen, baß das Volt in feiner Mehrheit für bie neue Anftitutier 
reif ift. 

Die der erfien Abſtimmung dur das Referendum unterftellten Geiete 
find zwei Branntweingejeße, welche tief in die materiellen Intereſſen einer nat 
ihrer dconomiſchen und focialen Stellung ziemli einflußreihen Bevölkerunge 
klaſſe einjchneiden und einen ftarfen Eingriff der ftaatligen Oberaufſicht ia 
die Sphäre der gewerblichen Freiheit des Individuums, allerdings im ne» 
effe und zum Wohle der Gefammtheit und zur Eteuer gegen eine foriale 
Zandescalamität, darftellen. Beide Gejege werden vom Rolle mit greser 
Mehrheit angenommen. 
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Roy. (Zu rich). Erſte Volls:Referendumsabitimmung nad) ber neuen 


Berfaffung. Diefelbe gebt unter lebhafter Betbeiligung in aller 
Ruhe und Orbnung vor fi: 

Stimmbereitigte: 65048. Stimmende: 47,842. Gele betreffend Aus⸗ 
rüfung der Wehrpflichtigen 41,182 Ja, 4356 Nein; betreffend Salzpreis- 
reduchon 40,091 Ya, 5531 Nein; betreffend Kantonalbank 37,025 Ya, 8041 
Rein; betreffend Wahl der Beamten 38,349 Ja, 6073 Rein. 


„ (Genf). Neuwahl des Staatsraths: die Lifte ber Indepen⸗ 
benten (Liberal:Conjervativen) erringt neuerdings einen vollſtändigen 
Sieg. Gegen ca. 60U0 Stimmen bringen tie Rabicalen nur 
5000 auf. 


„ (Graubünden) Tas Volk verwirft in allg. Abftimmung 
alle ibm vom Gr. Rathe gemachten Vorlagen — bie neue Ver: 
fafjung, das Wehrgeſetz und ben Beitritt zum Eheconcorbat, Ichteren 
indeß nur mit Kleiner Mehrheit. 


„ (Neuenburg). Der Gr. Rath beſchließt mit 43 gegen 38 Et. 
die Ausarbeitung eines neuen Wahlgeſetzes, das auch ben Minoritäten 
Die Vertretung im Gr. Rathe fihern fol. 


„ (Zürid) Der Kantonsrath wählt Volkmar jtatt N. Schweizer, 
Das langjährige Haupt der freifinnigen kirchlichen Partei, als erites 
Mitglied in ben Kirchenrath. Der letztere wird barauf von ber 
Eynode ihrerfeits gewählt, nimmt aber die Wahl nicht an. 


„» (Hargau) Der Gr. Rath ftelt in eriter Verathung die dem 
Volke neuerdings vorzulegenden Verfaſſungs-Reviſionspunkte feft. 
Die Referendums» und Spmitiativartifel lauten: „TI. Der Genehmigung des Volkes 
find folgende Erlaſſe des Gr. Rathes zu unterftellen: a) alle von demjelben erlafle- 
sıen Geſetze; b) die von ihm genehmigten Staatsverträge und Eoncordate; c) Staats⸗ 
anleihen von mehr aldeiner Million, d) Schlußnahmen des Gr. Rathes, welche eine 
neue einmalige Aufgabe für einen beitimmten Zwed von mehr als Fr. 250,000, 
oder eine neue, jährlich wiederlehrende Ausgabe von mehr als Fr. 25,000 
zur Folge haben; e) im erfien Jahre jeder Verwaltungsperiode die muth- 
maßliche Steueranlage auf je vier Jahre, unter Vorlage eines ſummariſchen 
Voranſchlages der Einnahmen und nothiwendigen Ausgaben des Staates wäh⸗ 
rend diefer Zeit; f) alle weitern Beichlüffe des Gr. Rathes, bei denen e8 von 
eimem Drittheil der Mitglieder verlangt wird. Die Vollsabftimmung, zu 
welder die Stimmberedtigten in geſetzlicher Weiſe verpflichtet find, findet ordent« 
Licher Weife zwei Mal im Jahr, im Frühling und im Herbft, in den geſetz⸗ 
lichen Berfammlungen ftatt. Für die Annahme oder Verwerfung eines Er⸗ 
Laffes ift die Mehrheit der in gefekliher Anzahl an der Abftimmung theil« 
nnehmenden Bürger erforderlid. JI. Ein neues Geſetz fol erlaflen und ein 
beftebendes einer ganzen oder theilweilen Abänderung unterworfen werben, 
wenn 5000 flimmfähige Bürger es unter Angabe der Gründe verlangen und 
hierauf — falls der Br. Rath nicht von fih aus entipridt — die abfolute 
Mehrheit der gejeglich in den Gemeinden mittelft Wahlbüreaux abflimmenden 
Bürger ih dafür ausgefproden hat. Dem Gr. Rathe fteht das Necht zu, 
von fih aus noch andere Tragen der Volksabſtimmung zu unterftellen”. 
Die zweite Verathung bes Gr. Rathes fol in drei Monaten 


vorgenommen Werben. 
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Dyneit. 


25. Nov. (Bern). Gr. Rath: Beratbung eines neuen PBrimariäe- 


30. 


geſetzes. Debatte über die Stellung bes Religioneunterridis in ke 
Staatsſchule. 

Die Regierung will in 8 1 die Religion als Unterrichtsgegenſtaud genamı 
wiflen und in 8 11 den Bejud des Religiongunterrichts für obligatoriich e- 
Hlären, außer „für reformirte Kinder in kath. Schulen und uungelehrt, jew 
für folge Kinder, die feiner der beiden Zandeslichen angehören”. Die Rei 
heit der Commiſſion will vom obligatoriichen Beſuche des Neligiomsunterrike 
auch diejenigen Kinder ausnehnen, „deren Eltern die Erflärung abgeben, dej 
fie ihre Kinder nicht in den Lehren der Landeskirche unterrichten laſſen wolle‘. 
Neg. Rath Joliſſaint trägt darauf an, den Religionsunterricht völlig aus ke 
Raatlihen Schule auszufceiden, denfelben den Gonfeffionen zu üüberlaffen ar: 
den öffentlichen Schulunterricht auf die Bafis der allg. menfchlichen Mei: 
zu ftellen. — Bor der Abftimmung zieht Yoliffaint feinen Autrag zura 
und weicht damit einer Kbftinnmung aus, die vorausfichilich gegen das Princ; 
der Trennung entichieden hätte. Die beiden 88 werden mit Mehrhcit in ie. 
gender Faſſung angenommen: Im Art. 1 wird die Religion unter die Unterricht: 
negenftände aufgenommen: „chriftlicde Religionslehre und zwar die enangelöd 
reformirte in den reformirten, die römiſch⸗latholiſche Neligionsichre in »z 
katholiſchen Schulen”. 8 11. Reformirte Kinder in latholiſchen Schulen un 
katholiſche Kinder in reformirten Eulen, jowie ſolche Kinder, welche fcsn 
von beiden Landeskirchen angehören, find nicht gehalten, am Religionsunte- -· 
richte Theil zu nehmen." Ecliekli wird mit 148 gegen blok 5 Etimmer 
die periopiihe Wahl der Primarlehrer beſchloſſen und biejelbe in die Hänt 
der Gemeindeverfammlungen gelegt. 


» (Zeifin) Ter Gr. Rath beſchließt nun bo, den Gemeinten 
bag Recht der Abberufung ber Geiſtlichen und zwar durch abjelute 


Mehrheit (jtatt zwei Drittel, wie zuerjt angenommen werben war) 
einzuräumen. 


2. Tec (Züri) Kantonsrath: Debatte Über cin neucs Etenergeick. 


Auf den Antrag ber Regierung wird mit 138 gegen 65 Stimmen 
(22 abwejenb) bez. der Vermögensfteuer beſchloſſen, bie Selbſttaratien 
nicht bloß wie bisher durch bie Zaration der Steuercommiſſien, 
fondern durch eine obligatorijche amtlihe Vermögens: nventarijation 
zu controliren. 


n Das Gottharbeomite, das vor ber internationalen Gottharb: 
conferenz nur 15 Mill. Fr. Eubfidien für bie Schweiz angenem: 
men und nur ca. 14 Mil. zufammengebradt hatte, vertheilt tie 
nah den Beichlüffen jener Conferenz noch fehlenden 6 Mill, auf 
bie zunächft betheiligten Eiſenbahngeſellſchaften und bie auch bethei⸗ 
ligten aber noch nicht herbeigezogenen Kantone. 


6.—20. „ MWinterjeffion ber Bundesverſammlung. Der Bundesrat) 


und cbenfo das Bundesgericht werben in allen ihren bisherigen 
Mitgliedern wieder gewählt. Es wird beſchloſſen, dem eidg. Poly⸗ 
technicum eine umfaſſende landwirthſchaftliche Abtheilung beizufüsen. 
Anregung bez. Errichtung einer ober mehrerer höherer eibg. Unterrichts: 
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anftalten in ber franz. Schweiz. Interpellation bez. Anwendung 
von Zwangsmitteln behujs Erzielung von Geftänbniffen (in Zug). 
linerwarteter Beſchluß beider Räthe zu Gunſten ciner Reviſion der 
Bundesverfaſſung. 

Nuchonnet (Waadt) hatte im Laufe der Sefſion im Nationalrathe eine 
Motion, betreffend bundeßgefegliche Regelung des Eherechtes angelündigt. Die 
Anregung erfolgte Teineswegs im Sinne einer Revifion der Bundesverfaffung, 
fordern bezweckte im Gegentheil, dur Abhilfe in einem der ſchreiendſten Bedärfnife 
derfelben neue Schwierigkeiten zu bereiten. Trotzdem ging der Antrag den Waadt 
ländern noch zu weit und es war alle Ausficht vorhanden, daß der Rational- 
rath durch Bereinigung derjenigen, die von einer Veränderung der Geſetzgebung 
überhaupt nichts wiſſen wollen, namentlich eben den Wandtländern, und der 
Zinten, welche befürchteten, die Motion möchte der Bundesrevifion in ungün⸗ 
fligem Sinne präjubiciren, über diefelbe einfach zur Tagesordnung fchreiten 
werde. Unter diejen Umijtänden legte fih der Bundespräfident Welti ſelbſt ins 
Mittel. Er berief am 18. Dec. eine Berfammlung zujammen, beftehend aus 
5 Mitgliedern des Centrums und 5 Mitgliedern der Linken; von jenem die 
HH. Heer, Peyer im Hof, Oberſt Stehlin, Brunner und Zürder, von dieſer 
die HH. Anderwert, Scherer, Kaiſer (Solothurn), Gaudy und Bautier. Diejer 
Beriammliung legte er zu Handen ihrer Befinnungsgenofien folgendes Project 
vor: Das Gentrum und die Linke vereinigen fi dahin, die Motion Ruchonnet 
anzunehmen und erheblich zu erklären, dieje Motion wird dem Bundesrathe 
zur Berichterftattung überwielen, derjelbe aber zugleih daran erinnert, daß 
er mit Berichterftattung über die Petition des ſchweizeriſchen Juriſtenvereins 
noch im Nüdftande ift, und eingeladen, die beiden Berichterftattungen, ſowie 
feine Anfichten darüber, in wie weit außer diefen beiden Punkten eine Bundes- 
reviſton wünfchenswerth wäre, mit möglichfter Beförderung vorzulegen. Der 
Bericht des Bundesrathes fol in allen drei Sprachen in möglichſt großer 
Zahl in allen Theilen der Schweiz verbreitet und dann der Öffentlichen Mei⸗ 
nung zwei Monate lang Zeit gegeben werden, fi) in der Prefie, in Vertinen 
und Berfammlungen darüber auszuſprechen; nad Berfluß von diejen zwei 
Monaten ſoll dann (im März oder April) die Bundesverfammlung zur An⸗ 
handnahme der Bundesrevifion zu einer außerordentlihen Sigung einberufen 
werden; fir den Fall, daß Hr. Ruchonnet, dem Drängen feiner Landsleute 
nachgebend, feine Motion zurüdziehen jollte, wird diefelbe von einem andern 
Deitgliede der Berfammlung aufgenommen; endlich behalten ſich die beiden 
reviſionsfreundlichen Richtungen vor, jede für fi ihr eigene Reviſionspro⸗ 
gramm aufzuftellen. In der Sitzung des Nat.Rathes v. 21. Dec. nun ftellte 
und begründete Ruchonnet jeinen Antrag, worauf Brunner (Bern) bean« 
tragte, die Motion dem Bundesrathe zu überweilen, aber mit dem Zufate 
„ihn einzuladen, Bericht und Antrag zu ftellen, in welcher Weile die Bundes» 
verfafiung im Sinne der Motion Ruchonnet revidirt und wie fie überhaupt 
mit den Bebürfnifien der Zeit in Einklang gebradt werden könne“. Nach 
längerer Debatte wird der Antrag vom Rat.Rathe mit 75 gegen 25 Stim- 
men unter Ramendaufruf angenommen. Der Ständeratb flimmt dem Be- 
ſchluſſe jofort mit der überrajchenden Mehrheit von 23 gegen 12 Stimmen 
gleichfalls unter Namengaufruf bei. - | 

IT Dec. (Zug). Der Gr. Rath befchließt, in Yolge der Anregung in 
der Bundesverfammlung, einftimmig, den Unterjucdhungsbeamten bie 
Weiſung zu ertheilen, künftig Feinerlei Zwangemittel mehr zur Er: 
ztelung eines Geſtändniſſes anzumenden. 

Ende „ (Zug). Die Großrathswahlen ergeben cine Heine Mehrheit 
für die kath. conſervative Partei. 
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7. Belgien. 


21. San. I. Kammer: Allgemeine Beratung bed Bubgets bes Smmerr. 


23. 


tod 
Gı 


31. 


fragen auszuſprechen. Auf die wiederholten Mahnungen wegen Einführr: 
des Schulzwangs entgegnet der Minifter Pirmez, daß er in diefe Beihränt:z; 
der individuellen freiheit und der väterlichen Autorität nicht einwilligen Eirr: 
Ebenſo ſpricht er dem Staate das Recht ab, die Regelung der Arbeit vor 
nehmen, fo weit fie Erwachſene, Männer oder Frauen, betrifft und anerler 
dieſes Net nur für die Arbeit der Kinder, ſpricht jedoch auch deßfalls ere 
Ucberzeugung aus, daß ein legislatives Einſchreiten weder einem wirklide: 
Bedürfniß entiprecdhe, noch die daran gefnüpften praftiihen Wirkungen i 
einftellen mwilrben. 

» Der Kronprinz + nah langer Krankheit. Tiefe Niedergeidlaser: 
beit bes Könige. Allgemeinfte Theilnahme. Da ber König nır: 
mehr kinderlos ift, jo it fein Bruder, der Graf von Flandern, ve: 
erft der muthmaßliche Thronfolger. 

„Feierliches Leichenbegängnig bes Kronprinzen. Der Berluft te 
fol. Familie erregt auch im Auslande allgemeine Theilnabme. Nu: 
das Parijer Pays (Lafjagnac) bält ben Moment für geeignet, ts: 
Kriegsgefchrei zu erheben und auf bie Erwerbung Belgiens fir 
Frankreich zu bringen. 

„ Tie franzöfifde Oftbahn ſchließt drei Fufionsverträge mit belgiid 
holländiſchen Vahnen ab und zwar mit Ausdehnung ber franzci: 
ſchen Etaatsgarantie auch auf biefe Bahnen, obgleidy die belgiſche Kı: 
gierung ben betreffenden Geſellſchaften erflärt bat, daß fie folk 
DBerträge nicht würbe anerfennen können (f. Frankreich). 


Die Regierung fieht ih dabei gendthigt, fi Über mehrere wichtige Toee- 


2. Febr. I. Kammer: Wiederholte Debatte über die Klagen und Re: 


ſchwerden ber vlämiſchen Bevölkerung. 

De Maere (Gent) behauptet den geiftigen und fittliden Nüdfand der 
vlämiſchen Provinzen, den er der amtlichen Bernadläffigung der ſprachliche 
Intereſſen derfelben, theilmeife au) dem Uebermaß an fog. freien (d. h. geit- 
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Lichen) Schulen zufchreibt. Der katholiſche Kervyn de Lettenhore Halt 
Die Säilderung für übertrieben, feit 1860 laſſe ſich überall ein erfreulicher 
Aufhwung wahrnehmen und die Eriftenz der freien Schulen beweife eben den 
Aufſchwung felbftändiger focialer Thätigkeit. Delaet (Antwerpen) eifert 
gegen die jeit 1830 befolgte Politil, wonad die vlämiſche Benölferung in ihrer 
innerften Eigentbümlichkeit, der Sprache, der walloniſchen ſyſtematiſch aufe 
geopfert werde. — Die Debatte führt zu keinem Reſultat: die große Mehre 
beit der vlämifchen Benölterung bleibt ziemlich gleichgültig. 


‚, ebr. I. Kammer: Gegen die Erwerbung mehrerer belgiſcher Eifen: 
Bahnlinien burh bie franzöfiihe Oftbahngefelihaft unter ber 
Zinfengarantie ber franzöfiihen Regierung, wie für andere franzd- 
file Linien, hat die Regierung fofort einen Gejebesentwurf zum 
Schutze der belgiſchen Selbſtändigkeit eingebracht. Debatte barüber. 
Aufſchlüſſe FroͤreOrbans. Der Entwurf wird mit 61 gegen 
16 Stimmen angenomnen. 


Das angenommene Gejet lautet: „Art. 1. Die Eiſenbahngeſellſchaften 
Fönmen die ihnen concedirten Linien nur mit Genehmigung der Regierung ab» 
treten. Als Abtretung werden nicht allein die Conventionen angefehen, melde 
die Beräußerung einer Eoncefiion bezweden, ſondern auch alle Acte, durch welche 
eine Bejelihaft auf dem Wege des Contractes, der Fufion oder auf andere 
Weiſe den vollftändigen oder theilweifen Betrieb einer Linie überträgt. Art. 2. 
Im Falle der Zumiderbandlung gegen vorftehenden Artikel Tann die Regierung, 
unbeſchadet der ihr aus der Geſetzgebung erwachſenden Rechte, die Verfügung 
treffen, daß die Linie, auf welche fih die fragliche Gonvention bezieht, für 
Nehnung der Gejellihaft durch das Departement der öffentlichen Urbeiten ver» 
waltet werde. Art. 3. Tiefe Mafregel wird durch königlichen Erlaß anger 
ordnet. Die Regierung allein kann fie wieder aufheben, indem fie der Ge 
ſellſchaft den Betrieb wieder geftattet. Wenn die Geſellſchaft die Thatſache der 
Zumiderhandlung beftreitet, jo kann fie, wa8 ihre Privatinterefien betrifft, fi 
an die Gerichte wenden. Sie wird abgemwiejen fein, wenn die Zumiderhand«- 
Kung feitgeftellt wird. Im entgegengefegten alle werben ihr die Gerichte als 
Entihädigung eine dem Schaden, der ihr aus der Unmöglidhleit der Leitung 
Des Betriebes erwächſt, gleihlommende Summe zuerkennen. Die Entſchädigung 
wird auf erlangen der Gejellichaft entweder durch eine während der ganzen 
Dauer des Staatäbetriebes jährlich zu leiftende Summe oder für die verfloffene 
Zeit, mit Vorbehalt der für die Zukunft zu erhebenden Anſprüche, feftgeftellt. 
Die Gerichte können verorbnen, daß mit Anfang jedes Monats der von ihnen 
abgeſchätzte vorausfichtliche Ertrag des Gewinnes, der während des Monats 
Dach den Bejellichaftsbetrieb erzielt worden wäre, in ihre Kaflen eingezahlt 
werde. Art. 4. Das gegenwärtige Geſetz tritt am Tage nad feiner Ver⸗ 
öffentlihung in Kraft.” 

Frére⸗Orban gibt Über dies Gebahren der Eiienbahngejellichaften in 
dieſer Angelegenheit folgende Aufichläffe: Die Regierung hatte von der Grand» 
Zurembourg-Gefellihaft das Anerbieten zur Webertragung ihrer Linien vor 
einiger Zeit erhalten und die Frage einer Unterſuchung unterzogen, als fie 
erfuhr, die franzöfiiche Geſellſchaft Habe ſich bereit erklärt, die bezüglichen 
Linien an fih zu bringen. Der Bautenminifter beichleunigte demzufolge die 
Unterfugung der Angelegenheit, und zwar im Einvernehmen mit der Geſell⸗ 
ſchaft des Grand⸗Luxembourg. Dieſe ſchloß deffenungeadtet ein Abkommen 
mit der Pariſer Geſellſchaft de l'Eſt, welches jedoch Seitens des Grand⸗Luxem⸗ 
bourg als ein vorläufiges bezeichnet wurde. Sie beigiiche Regierung glaubte 
dennod, die Pariſer Gejellihaft durch den dortigen belgiſchen Vertreter von 
der mittlerweile in der Abgeordnetenkammer abgegebenen Erklärung in Kennt» 
niß jegen zu müffen, laut welder fie nie in eine derartige Uebertragung wil⸗ 
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ligen würbe, Troß diefer Mittheilung wurde das bezugliche Yblseme 
20 Tage Ipäter definitiv von den beiden betreffenden Geſellſchaften —— 
Auf dieſe Beleidigung Belgiens glaubte die Negierung mit der Einbrinser; 
den Geiekentwurfs antworten zu müffen. 


15. Febr. Die officiöfe und zumal bie chauviniſtiſche Pariſer Preſſe ic: 


17. 


20, 


fih mit Heftigfeit gegen das von ber IL Kammer befchlofjene Eric 
bahngeſetz aus und behauptet, daß Belgien von Preußen dazu ar‘: 
gehetzt worden jei. 

„ Der Kriegsminifter Renarb gebt nah Paris. Tas von der 
I. Kammer beichloffene Eifenbahngefeb wird inzwiſchen auch i— 
Senat eingebradt. 

„ Senat: Debatte über das Eiſenbahngeſetz. Die Commiſſior 
trägt (mit nur 4 gegen 3 Etimmen) auf Genehmigung an. Rete 
bes Minifterpräfibenten. Das Geſetz wird ſchließlich mit 5% 
gegen 7 Stimmen (mehrere Senatoren enthalten fih ber Akftir: 


mung) angenommen. 

Fr ere-Orban: conflatirt vorerft den tiefen Eindrud, den vie Bar!:x 
des Geſetzes in Frankreich und zwar nicht bloß bei einigen annexionsluftice 
Tagesblättern, fondern in unbefangenen Kreiſen, melde jonft gegen zur a 
billig, ja freundlich gefinnt feien, gemadt habe. Es möge richtig fem, 
die unerwartete Vorlage bei Geſetzes, die fofortige Ueberweiſung Beelben au [11 
eine Specialcommiffion, feine einigermaßen eilige Discuflion und Annabme 
geeignet waren, auswärtd Aufiehen zu erregen. Doc jet für dem, der br 
ganze Angelegenheit aufmerkſam verfolgt, die Geſetzesvorlage nicht "aus da 
Wollen gefallen. Schon feit drei Monaten habe die eventuelle Abtretung ar 
wiſſer Eiſenbahnſtrecken in Belgien die Gemüther erregt und namentlich in 
ber Prefie eine Bewegung hervorgerufen, die ſich mitunter zur Reidenihaft 
fteigerte. Die Aufregung war eine ſolche, daß ein Mitglied in der andern 
Rammer die Regierung uber die Angelegenheit interpellirt habe. Die Regie 
zung babe no am 11. Dec. v. J. in der ausdrücklichſten Weile erflärt, de 
gefürchtete Eilenbahnabtretung werde nicht ftattfinden. Dieſe Erklärung habe 
im ganzen Sande zuflimmenden Wiederhall gefunden. Außerhalb und *8* 
lich in Frankreich habe man dagegen gar keine Notiz von derſelben genommen; 
die Preſſe habe die Ereigniſſe in Belgien todtgeſchwiegen. Unter dieſen Um: 
fländen könne man ſich nicht wundern, wenn ſelbſt wohlwollende und unpar⸗ 
teiifhe Veute bei der Nachricht von ber Borlage des Geſetzes wie aus einem 
Zraum erwachten und diejelbe als einen unbegreiflichen Act der Feindſeligkeit 
gegen Frankreich qualificirten ; fie wiſſen aber nicht, was ihr Dorhergegangen 
ift und fie herbeigeführt bat. Die in ihrem materiellen Intereſſe vom ‚Ortes | 
Betroffenen haben natlirlich fi wohl gehütet, die öffentlide Meinung in der 
Sade aufzuklären. Unter dem Gewicht diefer Sadlage fei man felb jo 
weit gegangen, zu behaupten, die belgiſche Regierung babe unter dem Einfluß 
einer fremden Macht gehandelt. „Wir follen aljo, jagt der Minifter, gegen 
unfere Pflicht und in Berfennung” unjerer theuerften Intereſſen Theil genom- 
men haben an einer elenden Intrigue, angezetielt, um Frankreich zu verlegen, 
um Uneinigfeit hervorgurufen, deren Opfer wir vielleicht fein könnten, um 
zwei große Mächte in Kampf zu bringen, melde der Stolz der europäifchen 
Givilifation find! Und warum? Zu welchem Zwei? Welden Bortheil könn» 
ten wir auß einem folden Manöver ziehen?" „Ich Tarın nicht Tagen, fährt 
der Minifter fort, daß ih die Ehre babe, Hrn. v. Bismard zu kennen. Ich 
babe ihn einmal in meinem 2eben bier in Brüffel zufällig im Gedränge eines 
Salons gejehen. Bismard begleitete damals den König von Preußen auf 
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feiner NRädreife von Paris. Ich Tenne daher diefen Staatsmann nur aus 
feinen Handlungen, welche der Geſchichte angehören. Uber nach diefen Hand⸗ 
Lungen zu urtheilen, liegt die Rolle, die man ihn bei diefer Gelegenheit ſpie⸗ 
len läßt, durchaus nicht in feiner Ratur. Bismarck wird fi nicht feig hin» 
ter uns verfteden, um feine Zwecke zu erreihden. Hätte man aber überhaupt 
den Gedanken, welcher ficherlich nie exiftirt hat, uns zum Werkzeug einer ſol⸗ 
hen Bolitit gu machen, jo müßten uns unſere beiligften völferrechtlichen 
Pflichten nicht minder, als unfere Haren Intereſſen unfere Haltung und uns 
fere Sprache vorjchreiben. Die Rolle, die Belgien in Europa zu fpielen hat, 
iſt fo Har gezeichnet, fie ift jo einfach, fo natürlich, fie kann fo loyal einge» 
balten werden, daB es Wahnſinn wäre, von ihr abweichen zu wollen. Die 
Rolle Belgiens ift ihm zugetheilt worden durch die Mächte, welche bei feiner 
Freiheit und Unabhängigkeit intereffixt find. Es fol neutral fein, allen ſei⸗ 
nen Nachbarn Wohlwollen entgegenbringen und ſich beftreben, mit benfelben 
gute Beziehungen zu unterhalten. Belgien bat diefe Bolitil beftändig und 
Ioyal im Yuge behalten ; e8 bat Europa nicht gewöhnt an eine Politik der 
Intriguen und fi nie gefallen in Erregung von Streit und Entzweiung. 
Seit dem Tage, an weldhem Belgien als unabhängiger Staat fidh conftituirte, 
hat es mit Ausdauer immer diejelbe Bolitit der Mäßigung und Ehrlichkeit 
befolgt, welche allein feiner Beſtimmung entipriht. Die Männer, melde die 
hohe Ehre hatten, Belgien in die Reihe der unabhängigen Staaten einzus 
führen, die Männer, welche e8 dur die ſchwierigen diplomatiſchen Phafen 
der erften Jahre jeiner nationalen Eriftenz geleitet, wie diejenigen, welche 
ihnen nachgefolgt find, Alle haben unabänderlih die gleiche Politik verfolgt, 
welche nicht8 Anderes wünſcht, als die Sympathien der civilifirten Böller 
ih zu erwerben. Wir ftehen unter diefem Gefihtspuntt Alle in Solidarität. 
Seit zweiundzwanzig Jahren babe ich die Ehre, mid mit den öffentlichen 
Ungelegenheiten des Landes zu beichäftigen. Während diejer Zeit, ausgenom⸗ 
men einige Jahre, mar ich faft beftändig im Miniflerium. Seit bald zwölf 
Jahren habe ich meine gegenwärtige Stellung inne und niemals, bei feiner 
Gelegenheit, Hat ein et unferer äußeren Politik irgendwelche Anfechtung er- 
fahren. Und jett jollten wir gegenüber Frankreich eine, ih darf es wohl 
fagen, unfer unwürdige Politik inaugurirt haben! Gegen Frankreich, mit 
dem wir durch die Pflichten der Dankbarkeit fo eng verfnüpft find! Was id 
aus meiner langjährigen Amtsführung jagen Tann, ift, daß unfere Beziehun⸗ 
Hungen zu Frankreich immer die freundlichſten geweſen find. Während der 
erfien Tage allerdings, als nad dem Sturz einer Dynaftie, mit der die un⸗ 
ferige innig verbunden ift, eine neue Regierung bei unferen Nachbarn fidh 
einführte, war e8 natürlich und gerechtfertigt, einiges Mißtrauen in unjere 
©efinnung zu feßen; ebenjo natürlih und bereiitigt war es, daß man auf 
bier einige Beſorgniß empfand beim Auftauchen des franzöflihen Kaiſerreichs, 
weldem man jehr leicht wenig Eympatbie für die Unabhängigkeit Belgiens 
zutrauen konnte. Uber nad) dieſen erftien Momenten des Mißtrauens und der 
Unrube waren die Beziehungen zwiſchen Sranfreih und uns immer wohl» 
wollender Ratur. Es gibt allerdings unter Regierungen unausweichliche 
Schwierigkeiten. Aber diefe Schwierigkeiten find immer im Geiſte weiler 
Maßigung unterſucht und beigelegt worden. Wir find ſchwach; wir haben zu 
verfehren mit Starken; aber ich bin glüdlih, e8 offen ausſprechen zu Tönnen, 
Daß es nicht das Gefühl der Stärke war, welches von Seite unferer Nachbarn 
in unjeren internationalen Beziehungen vorgewaltet hat, fondern das Gefühl 
des Rechtes und der Gerechtigkeit. Wir wären alfo wahrhaft unentſchuldbar, 
wenn wir bei foldden Berhältnifien irgend etwas thun würden, maß gerechte 
Enträftung erweden könnte.” Un der Hand der Thatfadden weit nun der 
Minifter nad, daß der eingebradhte Geſetzesvorſchlag unmöglich eimas Ber- 
legendes für Frankreich haben könne, da das Vorgehen der Regierung in ben 
Verhältnifien begründet jei und die franzöfiie Regierung unter ähnlichen 
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Umftänden nicht anders gehandelt haben würde. Rah der Tarfidim: w 
Minifters ift der Sachverhalt folgender: Im Laufe de Sommer um 
die Vermwaltungsräthe der „Eompagrie de Lurembourg” dem Miniſter ie 
Öffentlichen Arbeiten gegenüber ven Wunſch, den Betrieb ihrer Ciknbeien 
abzutreten, ohne im Uebrigen einen beftimnien Vorſchlag zu machen. Gles 
wohl wurden von Seite des Staates über die Angelegenheit auf den ber: 
fenden Bahnftreden Studien vorgenommen. Gegen Ende Dictober vwernc 
die Regierung, daß die franzöſiſche Oftbahn in der Lage fein dürfte, der & 
trieb der Luxemburger Linie zu Übernehmen. Am 1. Rovember ſchrieb x | 
daß die bezüglichen Unterbandlungen mit der Ofbahn demnähtt an:dn.“ 
werden follen. Darauf erflärte die Regierung, melde die großen Ret:x. 
des Bahnbetriebes durch eine fremde Bejellichaft gehörig zu würdigen zı5: 
fie felbft jei bereit, unter zu vereinbarenden Bedingungen den Betrieb ;: 
übernehmen; ftatt defien hätte fie auch einfach erklären können, fie wer:e 1m: 
Abtretung die ftaatlicde Genehmigung verfagen; aber jo weit ging fie m£: 
Schon am 2. November fegte fie eine Fachcommifſion nieder zur Ulnterfuger: 
des Betriebs der Quzreinburger Bahn und zur Wertung des Betriebsertr:z: 
Diefe Commiſſion feste fich fofort ın Verbindung mit den Agenten der Fer 
gefelihaft und befuchte die Stationen, die Schoppen, die Magazine; mit cr 
der Adminiftratoren der Compagnie wurden Gonferenzen eröffnet. Zu v-:w 
li mitten in diefer Thätigkeit vernahm die Regierung am 5. Tome 
in zwei Tagen werde e8 zu fpät fein zu unterhandeln. Ber Giuc» 
minifter verlangte auf diefe befremdende Nachricht fofort eine Zujammat:: 
mit der Bahnadminiftration; fein Brief blieb unbeantwortet. Nah emise 
Tagen meldeten die Öffentlichen Blätter, daß der Gefiionsvertrag m Pr: 
unterzeichnet worden fei, allerdings erft noch proviforiih bis zur Genchmigar- 
durch die Abminiftration der Geſellſchaft. Die Regierung liek nun, um zu 
zeigen, daß fie nicht in diefer Weile mit fi umſpringen laſſe, durch ira 
Dertreter in Paris der Oſtbahngeſellſchaft officiell anzeigen, daß fie Die ger" 
fene Vereinbarung nie janetioniren und die Abtretung der Bahn nicht Dura 
werde. Diejer Schritt hatte gar feine Wirkung. Die Sache ging ihren ge 
heimnißvollen Bang und am 31. Januar nıeldeten die Zeitungen die defini:: 
Ratification des Ceſſions vertrags. Die Zuflimmung der belgifchen Regierun: 
war im Vertrag allerdings vorbehalten, aber nur joweit diefelbe nöthig kr 
ſollte. Was blieb in folder Lage der Regierung übrig, als die Einbringen: 
des Geſetzes, welches die Eeffion von einheimifchen Bahnftreden ohne Bewili⸗ 
gung der Regierung ausdrücklich verbietet? Nur durch dieſen energiide 
Schritt war e8 möglid, die wenigftens proviforifche Befignahme der Lurm- 
burger Bahn durch die franzöſiſche Oſtbahn zu hindern. Und nach Allem, wc 
boraußgegangen, war die Regierung zu diefem Schritt offenbar beredhtigt. T« 
Minifter tritt nad) diefer Darftellung des Sachverhalts in eine Begründer: 
des Rechts ein, weldhes der Staat, als Wüchter Über die allgemeinen Inter: 
effien bat, Abtretungen von Bahnconcefjionen zu verbieten. Er zeigt, daß dir 
ſes Recht begründet fei in der Natur der Sache, aber nicht minder im por | 
tiven belgiſchen Eiſenbahnrecht, daß daffelbe ſchon wiederholt ohne irgend mel- 
hen Widerſpruch ausgelibt worden fei, und daß aud die franzöfiiche Regierung 
im gleichen alle von diefem Recht Gebrauch gemacht haben würde Die 
Rede ſchließt mit dem Sag: „Alle Mitglieder diefer Berjammlung, wie dir 
jenigen des Repräfentantenhaufes werden fi mit der Regierung vereinigen 
zum Schuß der höheren Intereſſen, zum Schug der Interefien des Vater⸗ 
Landes, welche der Wachſamkeit der dffentlicden Gewalt anvertraut find.“ 


21. Febr. Der Aerger der officiöfen franzöſiſchen Preſſe darüber, daß bie 


belgiiche Regierung ber Annerion belgifcher Eifenbahnen durch frar: 
zöſiſche Bahngeſellſchaften einen Riegel vorgeſchoben Hat, bricht nad 
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dem Votum bed Senats in noch verftärktem Maße aus und läßt 
Teinen Zweifel mehr, daß wenigſtens fic in der Angelegenheit einen 
erſten Schritt zur Annerion Belgiens betradtet und nicht geneigt 
it, darauf zu verzihten. Die unabhängige franzöſiſche Preſſe läßt 
fih indeß niht ins Schlepptau nehmen, tritt mehr ober weniger 
entjdieden auf Seite Belgiens und nöthigt dadurch die officiöfe, 
wenigſtens einigermaßen einzuziehen, 


24. Fehr. Der Senat verwirft, in Abweſenheit von 8 liberalen Mit: 


gliedern, ohne Debatte mit 25 gegen 25 Stimmen ben Suftizetat, 
um damit bem ber Fatholiihen Partei vorzugsweile verhaßten Tibe: 
ralen AJuftizminifter Bara ein Mißtrauenspotum zu ertheilen. 

„ Die U. Kammer genehmigt ben Juſtizetat neuerdings mit 64 
gegen 42 Etimmen. 

„ Xie OD. Kammer ftreiht im Unmuth über das Gebahren ber 
fatholiihen Partei in Senat ben bisher gewährten Zuſchuß von 
6000 Fr. zu dem Wieberabdrud ber Bollandijten mit 57 gegen 
42 Etimmen und bejchließt, den bisher ruhen gelaffenen Gejck- 
entwurf bez. Kirchengutsverwaltung auf die Tagesordnung zu fegen. 


Anf. März, Officiöſe Verhandlungen mit Frankreich bez. ber Eijenbahn- 


3. 


10. 


14. 


23. 


frage. Der Geſandte in Paris kommt nah Brüfjel und der frau: 
zöſiſche Geſandte in Brüffel geht nad) Paris. 
„ Tie Regierung verflänbigt fi mit ber franzöſiſchen vorläufig 
barüber, bie Eifenbahnfrage zum Gegenſtand von Verhandlungen 
zu maden. Ueber die Verhanblungsgrundlagen muß inbeß eine 
Berftändigung erſt noch erzielt werben. 
„ Die U. Kammer beſchließt auf den Vorſchlag des Juſtizminiſters 
Bara die Abichaffung ber Schulbhaft mit 71 gegen 12 Stimmen 
und 12 Enthaltungen. 


„ Ter Senat nimmt den Suftizetat nunmehr nad unerheblicher 
Debatte mit 32 gegen 28 Stimmen an. 


„» Der franzöfiihe Geſandte La Gueronniere kehrt von Paris nad 
Brüffel zurüd. Die Eifenbahnangelegenheit tritt nunmehr von bem 
Stadium offtciöfer in basjenige officieler Verhandlungen über. 
Frankreich wünſcht babei bie Verträge mit ber Oſtbahngeſellſchaft 
als Ausgangspunkt anzunehmen, Belgien will ſich nicht dazu herbei⸗ 
laſſen. 


„Die Regierung vereinbart mit ber franzöſiſchen eine gemeinſame 
Erklärung (ſ. Frankreich) bez. der Eiſenbahndifferenzen: es ſoll eine 
gemiſchte Commiſſion niedergeſetzt werden, deren Verhandlungsbaſis 
aber erſt feftgefegt werben muß. Der Miniſterpräſident Frere-Orban 
will zu biefem Ende hin perjönlih nad Paris geben. 
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2. April. Froͤre-Orban geht nad Paris ab. 

412. „ Froͤre:Orban übergibt ber franzöfifhen Regierung einen Vertrag: 
entwurf behufs Löfung ber Eiſenbahndifferenz. Terjelbe läuft «x 
eine bloße ZTarifconvention hinaus. Tie franzöfiide Regietung a 
Märt ben Entwurf für unannehmbar. Frère dringt auf Terer 
barung einer Verbanblungsbafis überhaupt. | 

19. „ Nah Ablehnung feines Vorſchlags von Eeite ber franzifisı 
Regierung verlangt Frèͤre von berfelben einen ſchriftlichen Ser 
antrag. 

24. „ Die Differenz mit Frankreich droht ins Etoden zu geraftı 
Froͤre will bereits abreijen. Audienz beim Kaiſer. Es wird a 
Berbandlungsbafie gefunden, Froͤre bleibt und unterbanbelt weiter. 

27. „ Frere unterzeichnet in Paris ein Protokoll (ſ. Frankreich) bekat 
Löſung der Eifenbahnbifferenz: es ſoll cine gemiſchte nicht:politiite 
Commiſſion eingeſetzt werben. Die Gefahr für Belgien iſt abge 
wendet. Froͤre kehrt nach Brüſſel zurück. 

29. „ Der Senat verwirft ben Geſetzentwurf des Juſtizminiſters Bar: | 
betr. Aufhebung der Schulphaft mit 32 Etimmen und 9 Gntka: 
tungen. Der Juſtizminiſter bietet feine Entlaſſung an. 





14. Mai. Belgien ernennt feine (techniſchen) Delegirten für bie gemiſcht 
franzoͤſiſch-belgiſche Commiſſion. 

18. „ U. Kammer: Frore⸗Orban erklärt, ver Juſtizminiſter habe fen 
Demiffion zurüdgezogen, das Cabinet fei ſolidariſch und bie Fraze 
ber Echulbhaft werde neuerbings ber Kammer vorgelegt werben. 


1. Juni. Die Regierung erflärt eine päpftlihe Yulle für null md 
nichtig für Belgien. 

3. „ Die franzöfifch-beigifhe Commiſſion beginnt ihre Arbeiten in 
Paris. 


4. „ Tie Gräfin von Flandern wirb von einem Prinzen entbunben, ' 
ber 3. 3. muthmaßlich den Thron zu erben bat. Die öffentlide | 
Meinung fprit darüber ihre Befriedigung aus. | 

„ „ Die IL Sammer verwirft bie Mobiflcationen des Senats im 
Geſetentwurf bez. Aufhebung ber Schuldhaft und ſiellt mit 54 
gegen 33 Stimmen ben urfprünglichen Text wieber her. 

12, „ Die I. Kammer beſchließt, daß wohl Seminariften, nicht abe 
Mönchsnovizen vom Militärbienft befreit fein jollen. 

Der Senat bebarrt mit 34 gegen 23 Etimmen auf feinem Be 
ſchluß bez. Schulbhaft. 

18. „ Tie II Kammer läßt fi dem Senat gegenüber zu einem Aut: 
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hilfsbeſchluß bez. Schulbhaft herbei (proviſoriſche Freilaffung ber in 
Schuldhaft befindliden). 

uni. Der Senat lehnt den Beichluß ber II. Kammer vom 18. d. 
bez. Schuldhaft ab und beſchließt mit 30 gegen 24 Stimmen, 
die Schuldhaft nur in Hanbelsjahen und gegen YAuslänter abzu: 
ſchaffen. 


. Juli. Unterzeichnung eines Protokolls in Paris behufs definitiver 
Beſeitigung ber Eiſenbahndifferenz (j. Frankreich). 


.Sept. Schützenfeſt in Lüttich. Daſſelbe wird durch bie Betheiligung 
zahlreicher engliſcher Freiwilliger und franzöſiſcher Nationalgarden zu 
einer Art internationalem. Der König präſidirt einem Feſtbankett 
ſelber. 


). Nov. Eröffnung der Kammern ohne Thronrede. 


1. Dec. Die U. Kammer genehmigt das Militärbudget mit 55 gegen 
23 Stimmen und 22 Enthaltungen. Die Rechte ſtimmt theils 
gegen, theils enthält fie ſich. 

9. U Kammer: Milizgeſetz. Die Befreiung der Geiftlihen vom Dienfte 
wirb im Princip mit 52 gegen 47 Stimmen, das ganze Geſctz 
mit 60 gegen 33 Stimmen angenonımen. 


8. Holland, 


— Jan. Die Confervativen bilden einen allg. Wahlverein für bie Riec: 
lande. 


— Febr. Lebhafte Bewegung für und gegen bie Aufrechthaltung ber ce: 
feffionslofen Schulgefeggebung von 1857. 


13. März, Die II. Kammer beichließt bie Abſchaffung des bisherizen 
ganz erceifiv hohen Journalſtempels. 

— „ Holland hält fih in ben franz.:belgifhen Eifenbahnbifferene. 
obgleich betheiligt, ganz neutral und wartet den Ausgang derſelber 
für Velgien ab. 

7. „ Die I Kammer tritt ber Abſchaffung bes Zeitungsftempeld m: 
24 gegen 12 Stimmen bei. 


8. Juni. Wahlen zur zweiten Kammer ber Generalftaaten. Aus br 
vorangegangenen Wahlbewegung ergab fi, daß es fich im Kan 
ber Parteien bauptfählid um Aufrechthaltung oder Wieberabjhamun: 
ber confeffionslofen Schulgefeßgebung von 1857 handelt. Das Woh. 
refultat ergibt 49 Liberale und 31 Confervative. 


10. Sept. Schluß ber Eeffion ber Generalſtaaten. 
20. „ Eröffnung ber neuen Seffion ber Generalſtaaten. 


9. Det. Holland lehnt ben Beitritt zu ber franz.⸗belgiſchen Eifenbabr 
convention vom 10. Juli feinerfeits ab. 


19. Nov. Die OD. Kammer nimmt das Colonialbubget (80 Millionen, 
wovon 10 Mill. Beitrag an bas Mutterland) mit 49 gegen 17 St. or 
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.Nov. Die I. Kammer verwirft mit 55 gegen 11 Stimmen ben Bor: 
ſchlag bes Eolonialminifters, wornach außer den 10 Mil. feiten 
Beitrag ber indiihen Kolonien zu ben Finanzen des Mutterlandes 
auch fonftige eventucle Ueberſchüſſe ber Colonialverwaltung dem 
Mutterlande zujallen follen und beſchließt, daß bicjelben vielmehr 
nur zum Bortheil Indiens verwendet werben bürfen. 


. Dec. ID. Kammer: das tiefe Mißtrauen ber öffentlichen Meinung 
Hollands gegen künftige Uebergriffe Deutihlands tritt neuerdings 
zu Tage. Selbſt Thorbecke vermag ſich demjelben nicht zu entziehen. 


9, Bänemark. 


25. Jan. Das Folletbing einigt ſich fchlicklid mit dem Lanbething ike 
das Wehrpflichtgeſetz und bie bisher zwiſchen beiden beitant..: 
Differenz bez. ber Wehrpflicht ber Geiftlichen. 


13. Schr. Folkething: Der Yinanzminifter zieht feine Vorlage bez. ein 
außerordentlihen Eteuer (von ca. 1 Mill. Thlr.) für dieſe Eeiis- 
zurüd, ba durch verfchiedene Erfparniffe und Eingänge bie Unter: 
bilanz auf 200,000 Thlr. herabgeſunken fei. 

15. „ Das Lanbetbing genehmigt einitimmig in britter Leſung tr 
Geſetzesentwurf betr. das Finanzweſen Js6lands. 

19. „ Beide Thinge haben das Finanzgeſez für 1869 — 70 ale: 
fo daß den baldigen Schluß ber Seſſion nichts mehr im Wege tel 

24 „ Tas Follething flimmt dem Gefeßentwurf bez. bes Finanzmirr: 
Jslands auch feinerfeits zu, erhöht aber ben feften Beitrag fi: 
Island von 15,000 auf 30,000 Thlr. 

27. „ Schluß bes Reichstags. 


13. April. Das isländifhe Althing, beflen in ber Eeflion von 1 
angenommener Entwurf zu einem Verfaſſungsgeſetz für Joland N 
fol. Genehmigung nicht erhalten Hat, wird durch kgl. offenen Brx' 
geichloffen unter Anorbnung neuer Wahlen. 


417. Juni. Toaft des Könige bei Gelegenheit des Königsſchießens Ki 
Kopenhagener Echübenvereins bie „bäniiche Brüderſchaft“. 

Der König fügt feinem Danke für die ihm dargebrachten Wunſche bi: 

„Neben den Sorgen, welche er mit jeinem Volle durchgemacht habe, ki Y 

ihm ſtets ein Troft geweſen, daſſelbe auf den Weg der Ehre geführt zu haha. 

Es könne Keiner mehr als er den Wunſch hegen, daß die aufrichtigfte wm 

eifrigfte Hoffnung Dänemaris bald in Erfüllung gehen möge, wobei ce fi 
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auf fein Boll verlafie und die fichere Hoffnung hege, daB das verloren Ge⸗ 
gangene, welches fi nad Wiedervereinigung mit Dänemark jehne, auch wie» 
der damit vereint werde.” Der König bringt darauf einen Toafl auf dos 
Heer und die Flotte aus, indem er Außert, wenn die Stunde, mo das Batcr- 
land einen Kampf aufzunehmen babe, wieder ſchlagen follte, dann fei er 
überzeugt, daß derjelbe ebenjo ehrenhaft und unverzagt wie früher aufgenom» 
men werden würde. 


Juli. Der Kronprinz vermählt fih in Stodholm mit ber Prinzeſſin 
Loviſa von Schmweben, der einzigen Tochter des Königs. 


Aug. Dir officiele „Departements-Tidende” veröftentliht ben bem 
isländiſchen Altding vorgelegten Berfaflungsentwurf, durch welchen 
die künftige verfaflungsmäßige Stellung Islands im Königreich 
Tänemarl geordnet wird. 


In dem 8 4 des Entwurfs heißt e8 u.a.: „Bis e8 durch ein vom Reichs 
tag angenommenes Gele anderweitig befiimmt wird, wird zur Beftreitung 
der bejondern Ausgaben Islands aus der däniſchen Staatskaſſe ein Jahres⸗ 
beitrag von 30,000 Rthirn., fowie außerdem während 10 Jahren ein außer» 
ordentliher Zufhuß von 20,000 Rthlrn. gezahlt. Nach Ablauf der genann« 
ten 10 Jahre wird der außerbentliche Zuſchuß in ven folgenden 20 Jahren 
um 1000 Rthlr. jährlih berabgejekt, jo daß derjelbe nah Ablauf von 
30 Jahren vollſtändig wegfällt.” 


2, Sept. Allgemeine Wahlen zum Folkething. Diefelben ergeben kein 
von dem bisherigen weſentlich verſchiedenes Rejultat. 


4, Oct. Eröffnung des Reichstags. Thronrede bes Könige. Die 
Verfammlung wird fon am folgenden Tage wieder bis zum 
29. Nov. vertagt. 


Der König beginnt in der Thronrede damit, die allgemeine freude bei 
dem Hochzeitsfefte des Kronprinzen lege Zeugnik ab von den E ympathien 
des Volles. Indem er hiefür den Volksvertretern feinen Dank abftatte, 
danfe er dem ganzen Bolfe. Er fährt dann wörtlich fort: „Deine Gefühle 
find ebenfalls jenjeitß der Srenze bei den Dänen in Schleswig, welde uns 
für das neue Ehepaar rührende Beweiſe ihrer Sympathie und (Ergebenheit 
haben zulommen laſſen. Wie unſere Freude die ihrige ift, jo ift auch ihr 
Schmerz der unfrige. Wir haben die fefte Veberzeugung, daß diejenigen, 
welde Dänen bleiben wollen, von Reuem mit Dänemark vereinigt werben. 
Es if wahr, daß die preußifche Regierung keine genligenden Beweggründe 
gefunden hat, die auf diefe Angelegenheit bezüglichen Unterhandlungen wieder 
aufzunehmen. Im Intereſſe der Gerechtigkeit und des guten Einvernehmens 
hegen wir die fefte Ueberzeugung und können uns der Hoffnung nicht ent« 
ichlagen, bei der preußifchen Regierung Unfichten, welche unjeren eigenen ent⸗ 
g ſprechen, Platz greifen zu fehen, welche jchließlich zu einer dauernden Freund⸗ 
| ſchaft zwiſchen Dänemark und dem norbbeutfchen Bund führen werden.“ 

Die Ration fahre fort, fi materiell und geiftig zu entwideln. Wichtige 
Eiſenbahnſtrecken feien eröffnet und andere große Arbeiten fortgeießt wor» 
den. Eine reiche Ernte fördere Aderbau und Kandel, und die innere Ente 
widelung trage dazu bei, die Außere Unabhängigleit des Landes zu befe- 
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— Vi 
pie * —A— nahm die Aeußerungen wegen Schließung == 


29. Nov. Wieberzufammentritt bes Reichstags. Vorlage des Bukartı 


für 1870—71. Dasfelbe weift ein Deficit von 5% Mill. Thlm 
auf. 


9, Dec, Folkething: Die Regierung legt demſelben behufs Dedung tr 
Deficits cin Einkommenfteuergefeß vor, befien Ertrag auf 2 Mil, 
Thlr. angeſchlagen wird. 


10. Schweden und Horwegen. 


. Jan. (Schweden). Kröffnung des Reichsſstages. Thronrede bes 


Könige: 

„Bute Herren und ſchwediſche Männer! Mit Zuverfiht und Vertrauen 
ehe ich euch hier aufs Neue verjammelt, um über das Wohlergehen des ges 
liebten Baterlandes zu berathichlagen. Es ift mir lieb, daß ich euch neben 
der Gonftatirung ungeftört freundichaftlider Beziehungen zu allen fremden 
Mächten die bevorftehende Vermählung meiner Tochter mit dem Kronprinzen 
von Dänemark mittheilen Tann. Die Verbindung, melde aus gegenjeitiger 
Zuneigung hervorgegangen ift, wird, fo hoffe ich, indem fie die Königshäufer 
näher vereinigt, zugleich in ihrer Art dazu beitragen, die Bande zwiſchen den 
Böllern Schwedens, Norwegens und Dänemarks zu befeftigen. In Folge 
von Borftellungen abjeiten der beiden vereinigten Königreiche und in Erkennt⸗ 
niß deſſen, daß die jet beftehende (ſchwediſch⸗ norwegiſche) Reichſsacte mangel- 
haft ift, habe ih Borfchläge zu einer neuen Unionsacte ausarbeiten 
lofien, welche bezweden, mit der ndthigen Beſtimmtheit den Bedingungen für 
die Union eine mit deren Grundſätzen übereinftimmende Entwidlung zu geben. 
Dieſer Vorſchlag wird ſowohl euch, als dem jetzt verjammelten norwegilchen 
Storthing zur Annahme in der für die Feitftellung von Grundgeſetzen vor⸗ 
geihriebenen Ordnung vorgelegt werden, und ich hege die Ueberzeugung, daß 
ihr die dringlide Angelegenheit mit der Xiebe zu der Union behandeln werdet, 
weldhe e& fi bat angelegen jein laſſen, ſowohl deren Stärfe zu erhöhen, als 
auch alle Beranlafiungen zu Mißverſtändniſſen unter den Brudervölkern zu 
verhindern. Es wird eu ein vollfländiger Plan für die Ordnung der 
Zandesvertheidigung vorgelegt werben, deflen Grundzüge bauptjächlich 
don mir entworfen worden find. Mit Beziehung auf die manchen und weit⸗ 
läufigen ragen, welche dahin gehören, will ich jedoch dieſem Reichſstage nur 
einige der wichtigſten Beftandtheile zur Prüfung unterbreiten, und zwar nur 
diejenigen, welche die Grundzüge der beabfichtigten Organifation enthalten. 
Während die Organijation dasjenige beibehält, maß vereinbarlid ift mit den 
Beblirfniffen der neueren Zeit aus der Kriegsverfaſſung, welche uns die Kraft 
verlieh, ehrenvolle Kriege zu führen, ift diejelbe dag Ergebnik eines umfichti⸗ 
gen Beftrebens, nicht größere Opfer zu fordern, als diejenigen, welche unvers 
meidlich find zur Erreihung des großen Ziele der Sicherftellung unjerer 
Selbftändigkeit. An Stelle der feit dem vorigen Jahrhundert geltenden Kriegs⸗ 
artilel find neue Kriegsgeſetze ausgearbeitet worden, verfaßt unter Verückſich⸗ 
tigung des allgemeinen Strafgejeges und unter Wegfall der von der öffent⸗ 
lichen Meinung verurtheilten Prügelftraf.e Da es für den Sandmann von 
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Wichtigkeit fein mußte, die den Ländereien auferlegten Steuern ned ver 
Gradmeſſer zu entrichten, welcher am wenigften großen Schwankungen x. 
worfen ift, und als folge der Reform, melde dur die Bereinfahazz der 
Steuergejeggebung in Angriff genommen worden if, bin idh geneigt, Er 
fhläge zu machen über die Ablöfung der Grundrenten nad cinem til.>- 
Verrechnunggsmodus. Die Repräfentanten der ſchwediſchen Kirde re a 
dem verflofenen Jahre zum erftenmal verfammelt gemeien in Gemätxt :e 
neuen Berfafiung über eine allgemeine Kirchenverſammlung, und ihre Ber 
bandlungen beftätigen meine Hoffnung, daß dieſe Verſammlungen ihrer Lader 
Bedeutung entiprechen werden ... . In meiner Propojition über den Zui:-: 
der Finanzen und über die finanziellen Bedürfniffe Habe ich die Ausı:.r. 
fo beichränft, daß fie, mit Inbegriff der Zinfen und der jährlichen Ruf. 
lungen auf unfere bedeutenden GEifenbahnanleihen, mit den in Unidice :» 
bradten Einnahmen ohne die Erhöhung irgend einer Steuer beftritten wire 
fönnen. Dit Beziehung auf gewiſſe Einnahmen» und Wusgabentitel, ri: 
fichtlich deren mir bis jegt allein das Beſchlußrecht zuftand, proponire id. !; 
ihr künftig an deren Prüfung theilnehmen werdet. In Anbetracht der x::: 
babe ih mich dahin entichieden, die Fortſetzung unjerer Eijenbahnbanten :: 
einer größeren Ausdehnung, als nah dem in den lebten Jahren beisize 
Plan nit in Frage zu fellen. Ein erneuertes Leben in der Entwidi::; 
unferer Hilfsquellen dürfte außerdem eine fräftigere Forderung faatödter!’it 
Unternehmungen erlauben, welche jet zurüdftchen müſſen.“ 


19. Jan. (Norwegen). Storthing: Gleichzeitig wie bem ſchwediſcen 


22. 


23. 


Neihstag wird auch dem Ctortbing der Entwurf einer ncuce 
Unionsacte zwiſchen beiden Königreichen vorgelegt. 


„ (Norwegen) Tas Etorthing verwirft bie liberalen Vorſchläze 
zu Abänderung bes Art, 92 ber Verfaſſung bez. Religionsircizeit 
der Beamten. 

„ (Shmweden) Reichstag: Die Regierung legt bemfelben ben in 
ber Thronrebe angefünbigten Entwurf einer neuen AÄrmeeorgantiatıen 
vor. Derjelbe ift von einer einläßlihden Denkſchrift des Krie:t: 
minifters begleitet. 

Der Kriegsminifter bemerkt von vorneherein: daß die Stellung der ver- 
einigten Reiche zum europäiſchen Staatsverhande, fowie die ganze Richtunz 
der geifligen und materiellen Intereſſen jeden Gedanten an eine Angriß⸗ 
politit ausſchließe, fo daß ein großes ftehendes Heer nicht nöthig jei, allein es 
tönnten au Kämpfe außbrechen, bei denen Schwedens Freiheit und Seld⸗ 
ftändigfeit bedroht würde. Die jekige ſchwediſche Armee fei aber nicht ſtärker 
als 30,000 Mann. Ein Feind könne höchftens mit ungefähr 100,000 Mam 
in Schweden eindringen, und die Hauptarmee müfle dieſer Macht mit deriel⸗ 
ben Summe die Spike bieten können, außer 20,000 Mann, welche die Ber: 
bindungen des Tyeindes hemmen müflen und deren Bildung man den Ror- 
wegern überlaflen könne. Doch nur im all äußerfler Kraftanftrengung fei 
dieſes Bedürfniß vorhanden, und man könne fonft mit 68,000 Mann aus: 
fommen. Ber Friedensfuß folle 36,000 Mann ftart fein. Außerdem ſolle 
e8 Erſatztruppen etwa 50,000 Mann, Sriegsreferve ungefähr 40,000 Mann 
und Landſturm auf 100,000 bis 120,000 Mann berechnet geben. Vie all- 
gemeine Wehrpflicht wird eingeführt, ohne Looſung und Freikauf, und dauert 
vom 20. biß zum 40. Jahr. In der Armee ſelbſt wird nur 10 Jahre go 
dient, die übrige Zeit im Landſturm. Dabei wird berechnet, daB die eigent⸗ 
Yicge Stärke des Friedensfußes nicht mehr als 19,000 Wann betragen wird. 
Der riedensfuß beträgt O,, pCt., der Tleinere Kriegäfuk 1, der größere 
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2t. der Bevdllerung, und dieſer Gab ſteht dem der belgiſchen und ber 


ital ieniſchen Armee gleich. 


. Jar. (Norwegen) Das Stortbing bewilligt einen Theil ber 


Mearinevorlagen, knüpft aber baran ein Mißtrauensvotum gegen bie 
Mearinewaltung. 


Tebr. (Norwegen). Stortbing: Der Ausſchuß trägt barauf an, 


jährliche Seflionen einzuführen. 
„ (Schweden). Verſammlung ber Ritterfhaft für ihre fpeciellen 


Angelegenheiten. 


„ (Schweden). Beite Kammern votiren eine erkleckliche Subſidie 


zu Linderung des Nothſtandes in den fog. Lehenſchaften. 


—10. März (Norwegen). Beiuh bes Königs in Chriftiania. 


Staatsrath Haffner ſcheidet aus dem Staatsrathb aus; Prof. Bord 
übernimmt das Marinebepartement, indem man ihm einen Marine: 
offizier beigejellt. 


. März, (Norwegen) Bas Storthing erflärt fi für eine Erweis 


3. 


2. 


Ne 


terung bes Stimmredte. 


„ (Sähweb en). Die I. Kammer beſchließt mit 115 gegen 
59 Etimmen eine Herabfeßung bed für Waffenübungen ber fog. 
eingetheilten Armee geforderten Erebits auf bie Hälfte. 

„ (Schweden). DBauernunruben in Schonen. Umtriebe des 
Capitäns Tullberg. | Ä 

„ (Norwegen). Das Storthing beſchließt mit 81 gegen 30 Stim- 
men bie Einführung jährlicher Storthings. 


. April. (Shweben) Die 1 Kammer erklärt fih gegen bie Ein- 


führung der allgemeinen Wehrpflicht. Die II. Kammer fcheint bers 
felben günftiger zu fein. 

„ (Sähweben). Der Reihstag verwirft ſchließlich die ihm von 
der Regierung vorgelegten Orundzüge einer neuen Armeeorbnung. 
„ (Rorwegen). Der König fanctionirt den Beſchluß des Stor⸗ 
things bez. Einführung jährlider Eeffionen. 

„ (Sähweben). Der Reichstag beichließt, den vorgelegten Ent: 
wurf einer neuen Unionsacte mit Norwegen bis zur näditen ef: 
fion ruhen zu laſſen. 


7. Mai. (Schweden). Reichétag: Beide Käufer nehmen ben Gefeh: 


entwurf über bie fünftige Etelung ber Angehörigen nichtlutherifcher 

chriſtlicher Glauhensbekenntniſſe Hinfichtlih der Religiensausübung 

nad lebhafter Debatte (mit 54 gegen 8, reip. mit 112 gegen 
28 
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30 Stimmen) an, deßgleichen (ohne Oppofition) zwei andere Erin: 
vorfchläge, betr. bie gefeglihe Veranwortlichmachung berjeni:e, 
welhe bie Angehörigen ber evangeliſch-lutheriſchen Lanbesrelız:ı 
zum Abfalle von ihrem Glaubensbetenntniffe zu verloden fut-, 
und bie Cinführung der Civilehe zwiſchen Angehörigen ber '&=: 
diſchen Staatskirche. Außerdem wird von ber zweiten Kammer ei: 
Nevifion der gejeblihen Beitimmungen über hriftlich-jubijhhe Mi: 
ehen angeregt. | 

15. Mai. (Schweden). Reichstag: Beide Kammern genehmigen ben X: 
ihlug eines „nicht-conſolidirten“ Anlehens im Betrage von 4 Tin 
Thlrn. behufs Förderung bes Eiſenbahnbaues. Schluß bes Reit 
tage. Thronrede des Könige: 

„In der Aufnahme, melde bei Ihnen der Entwurf eineg neuen Bun» 
vertrags zwiſchen den beiden Königreidhen gefunden bat, erfenne Ich mit To 
gnügen einen Beweis von Ihrem Wunſch, die Union zu befefligen. Mit Pe | 
friebigung habe Ich die Relolution vernommen, durch welde Sie dem Zr 
ſchlag, die Grundſteuer im Geldbetrag anzujegen, Ihre Zuftimmung gegen 
haben. Die nicht allzu lebhaft bekämpfte Annahme von Reſolutionen, weise 
einen tief in die Gewohnheiten des Landes eingewurzelien Brauch weſenn 
umwandeln, ſpricht dafür, daß die Geiſter für dieſe Reform vorbereitet ware 
und deren Ausdehnung im Verhältniß zu den Zeitbedürfnifſen ſteht. Yür !: 
landwirthſchaftlichen Zuftände werben fi, wie Ich hoffe, dieſe Refolutione 
heilfam erweifen. Bleiher Meinung mit Ihnen in Bezug auf eriweiten 
Religionsfreiheit, fowie auf beffere Organifation ber dffentlidhen Silfeletm- 
gen werde Ih Ihre in diefer Beziehung außgeiprodhenen Kundgebunger 
einer forgfältigen Erwägung unterziehen. Sie haben, foweit es von Ihren 
abhing, mit Eifer dazu beigetragen, die Roth in denjenigen Provinzen jr 
lindern, in welden bie Vobenerträgnifie für den Unterhalt des Landmann 
unzureichend blieben. Scheiden wir mit der Hoffnung, geflügt auf bie für 
das MWachstbum der Feldfrüchte zeitweilige glnftige Witterung , daB kai: 
eine befiere Zeit beginnen und der Boden aufs neue jedem fleikigen Bebarer 
fein tägliche Brod lohnen werde.“ 


13. Juni. (Norwegen) Tas Stortbing lehnt einen Antrag auf AH 
ſchaffung bes Etatthalteramtes ab, indem nicht einmal die einfahe 
Majorität für benjelben erlangt werten Tann. 

Der Grundgedanke im Vorſchlag ift: die Beſtimmung des Grundgeſetze? 
wonad ein Mann aus Schweden das hödhfte Amt in Norwegen befleiden Tanz, 
abzuſchaffen. Der Vorſchlag bat eigentlich keine praktiſche Bedeutung, wei 
fett 1829 das Statthalteramt nur von Norweger bejegt geweſen ift, und in 
den legten 13 Jahren die Geſchäfte defielben von einem der norwegiſches 
Staatsräthe bejorgt worden find; aber er hat injofern Bedeutung befommm, 
als von ſchwediſcher Seite geltend gemacht wird, daß diefe Brundgefegbeitim- 
mung einen unionellen Charakter habe, und nur mit Einwilligung des ſchwe 
dilchen Reichstags und der Regierung verändert werden könne. Im Jahre 
1859 wurde der Vorſchlag vom Storthing genehmigt, erhielt aber nicht die 
Betätigung des Königs. 


28. si Trauung bes Kronprinzen von Dänemark mit ber Prinzeſſin 
oviſa. 
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Nov. (Schweden) Das höchſte Tribunal mißbilligt vier ber bem 


König von bem lebten Reichstag vorgelegten Geſetzvorſchläge unb 
räth von ber Beftätigung berfelben ab, 

ssämlich : 1) Veränderung des beftehenven Geſetzes in Betreff fremder chriſtlicher 
STaubensbelenner und ihrer Religionsübung; 2) Aufhebung der Verantwort⸗ 
lichteit für denjenigen, welcher zu einer irrigen Lehre (womit hier natürlich 
jede ſolche gemeint iſt, die nicht mit der evangeliſch⸗lutheriſchen nach der un. 
veränderten Augsburgiichen Eonfeflion übereinftimmt) übertritt, oder eine ſolche 
ausbreitet; 3) Aenderungen in dem Goncursgefet in Betreff der Abſchaffung 


des Gläubigereides, ſowie in dem Allord; 4) die Einführung eines eigenen 
Advotatenftandes. 


=. (Schweden). Der König verſagt ſchließlich wirklich ben Be⸗ 
ſchlüſſen des Reichstags gegen bie bisherige Intoleranz theilweiſe feine 
Sanction. 


28* 


11. Rußland, 


Anf. Ian. Das römiſch-katholiſche Collegium in Et. Petersburg gibt ein 


11. 


ben Ruflificirungstendenzen ber Regierung bez. des kath. Gctte:: 
bienftes ungünftiges Gutachten ab. 

Dem Gollegium als der römijd-katholiihen Ober⸗Kirchenbehörde war * ' 
nächſt die Trage zur Begutachtung vorgelegt worden, ob der B | 
Kirchengebets für den Kaiſer und bie kaiſerliche Familie in ruffifcher 
beim tömijch-tatboliichen Gottesdienſt, die fi in LKitthauen und Reußen ci 
eine dringende Nothwendigkeit herausgeftellt habe, kirchlicherſeits irgend meld: 
Bedenken entgegenftehen. Das abgegebene Gutachten lautet nun dahin, t:f 
das Öffentliche Kirchengebet für den Kaifer nicht in ruſſiſcher, ſondern nur m 
lateiniſcher oder polniſcher Sprade abzuhalten fei, und zwar berh:!!. 
weil für das roͤmiſch⸗katholiſche Belenntniß in Litthauen vom Papft zer 
die polnifche, litthauiſche und lettiſche Sprade als Rationaliprachen anerlarz 
feien und die ruſſiſche Sprade bisher noch gar nicht in der romiſch⸗katholide 
Kirche gebraudt worden jet, mithin ohne Genehmigung des Bapftes aud) femz 
bei Strafe der Excommunication nicht gebraucht werden dürfe. Die ruft’ 
Tagesprefle verlangt von der Regierung einflimmig, daß die ale —— 
erkannte Rulfifcirung bes romiſch⸗katholiſchen Bottesdienftes in Litibauen oh 
Rückſicht auf diefes Gutachten zur Ausführung gebracht werde. 

„ (Sübmweftl. Gouv.) Gen. Bezaf, bisheriger Gouverneur ver 
Kiew, Bolbynien und Robolien +. An feine Stelle tritt Für 
Dondukow⸗Korſakow. | 
„ Der „Regierungsbote” als einziges officielles Blatt der Re 
gierung beginnt zu erjcheinen. 

„Mordweſtl. Gouv.). Den polnifhen Gutsbefißern wirt 
neuerdings eine Steuer von 25 % bes Geldertrags ihrer Güter ke 
hufs Dedung der aus ber Infurrection bes J. 1863 der Regierunz 
erwachſenen Koften aufgelegt. 

» (Bolen) Ter kath. Bifhof von Lublin, Eosnowsli, flüchte 
nad Lemberg. — Das bisher felbftänbige Voftwefen in Polen birt 
auf und wird bem rufflihen Minifterium unterftellt; zahlreiche pel: 
niſche Beamte verlieren babei ihre Etellen und werben brobloe. 
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— Bon biefem Tage an hat in ganz Polen ber alte Kalender 
ausſchließliche Geltung. 


— Tan. Beſuch bes Fürften Nilolaus von Montenegro. Derfelbe wirb 


in St. Petersburg demonftrativ ausgezeichnet und gefeiert. 
= (Polen). Ale Oymnafien in Warfhau find nunmehr ruffifizirt. 


„Mordweſtl. Gouvb.). Aud ber jüdiſche Eultus in Litthauen 
fol rufjifigirt werben. 


Anf. Gebr. Die Geiftlickeit aller Eonfeffionen barf fi in ihrem 


26. 


Mitte 


Ende 


Verkehr mit ben Behörben fortan nur mehr ber ruffiihen Sprache 
bedienen. Ä 


„ (Bolen). Die bisher beftandene griechiſch- unirte Commiſſion 
wird aufgehoben und nah Et. Petersburg verlegt. 


März (Nordweſtl. Gouv.). Fortgang ber Maßregeln gegen 
den Gebrauch ber polniihen Sprache. 

Ein Gircnlar des Gouverneurs von Wilna erläßt, an die Muramiew’ichen 
Vorſchriften erinnernd, um den Einfluß der katholiſchen Geiſtlichen, Gutsbeſitzer 
und anderer Perſonen polniſcher Nationalität zu hindern, ein Berbot gegen 
den Bells von polnikhen Elementarſchul⸗ und Leſebüchern, und unterfagt jelbft 
Vätern und Müttern, ihre Kinder im Polnifchlefen zu unterweijen. ferner 
heißt es in dem Gircular: daß das PBerbot polnisch zu ſprechen ſich nicht 
nur auf die Gubernialſtädte beichränfe, fondern auch auf dem flachen Land 
in feiner ganzen Strenge angewendet werben müſſe. Es ſchließt mit der Auf⸗ 
forderung nit nur an die Polizei, ſondern aud an die Friedensrichter und 
®emeindebeantten, alle Perſonen, welche den erwähnten Vorſchriften ſich nicht 
fügen, zu denunciren, um fie einer firengen Berantwortlichleit zu unterziehen. 


„» (Bolen). Es wirb verfügt, daß auch bie bisher noch be: 
ftandene Finanzabtheilung für Polen vom 1. Juli an aufgelöst 
werben fol. 


Anf. April, (Oftfeeprovinzen). Kaiſ. Ufas über bie Emancipation 


ber Kronbauern in ben Dftjeeprovinzen. 

Derſelbe enthält folgende weſentliche Beflimmungen: 1) Die Bauern der 
Krongüter können das von ihnen bebaute Land für immer in Erbpadt er- 
halten oder Läuflich erwerben, aud können fie nad fpeciellen Beſtimmungen 
angrenzende® Kronland dazu Taufen oder eintaufchen. 2) Die Grundſteuer 
fämntlier Kronbauern diefer Provinzen beträgt in Kurland 557,000 Rubel, 
in Livland 260,000 Rubel, in Eftland 4000 Rubel. Diefelbe ift für die fer- 
neren Erwerbungen der Bauern an Ländereien und Waldungen verhältnik«- 
mäßig zu erhöhen. 3) Alle noch beſtehenden Raturallieferungen und Abgaben 
der Bauern find dur einen Zuſchlag zu der Grundfteuer abzulöjen. 4) So» 
bald die Regierungscommilfion ihre Arbeiten vollendet hat, erhält jeder Bauer 
über das ihm zugeſprochene Land eine befondere Ucte mit genauer Ungabe des 
Blächeninbalts, der Srenzen, der Belaftung desjelben zc. 5) Die Arbeiten 
der Regulirungscommilfion müflen in ſechs Yahren beendet jein. 6) Der in 
den Regulirungsacten beflimmte Orunbzins darf birmen zwanzig Jahren, vom 

atum des Ulajes an, nicht geändert werben. 7) Die Bauern haben das 
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Recht, das ihnen verliehene Land als freies Eigentum zu erwerben 2 
diefem Ball if der Unlaufspreis jedes Antheil$ aus ver Gapiielirumg 3er 
jährlichen Grundſteuer zu 4 Procent zu berechnen. Auch Tönnen ve Bezerı 
das fo berechnete Kapital im Laufe von 49 Jahren dburd eine jährluiie Tb 
zahlung von 5% Proc. (einſchließlich der Zinfen) entrichten. 8) Uuherer 
fteht e8 den Bauern frei, bejondere jährlidhe Unzahlungen zu mader, zu 
zwar in baarem Gelb oder in fünfprocentigen Ktonpapieren, welde in dieer 
Falle zum Rominalwertb angenommen werden follen. Solche 

bärfen nur in Beträgen von nicht weniger als 100 Rubeln geleitet werte. | 


Unf. April. (Polen). Der Bilhof von Auguftowe, Graf Lubiensfi, Fre 


17. 


19. 


4. Mai. (Nor dweſtl. Gouv.) In Wilna wird ein Verein für Aue 


13, 
Mitte 
31. 


teftirt gegen bie Verfügungen bes Petersburger römiſch-katholiſcher 
Collegiums, ruft feinen Delegirten aus bemfelben zurüd unb erliz 
ben Befehl an bie geſammte Geiftlicgkeit feiner Tiiöcefe, feine - 
von jenem Collegium zugehenden Berorbnungen einzuführen. Te 
Biſchof wirb vorläufig polizeilih überwacht. 


„ (Bolen). Ein kaiſ. Edict verorbnet bie Errichtung von Cameral 
böfen in den 10 Gouvernements des Königreihe Polen, bie cm 
1. Juli d. J. ihre Thätigkeit zu beginnen baben. 

Rad Erriätung der Gameralhöfe wird die in Warſchau noch beſteher&x 
beiondere Finanzverwaltung aufgehoben, und die oberfte Leitung der Unze 
legenbeiten des Kaflenweiens, der directen und indirecten Steuern, der Staa“ 
ſchulden des Königreichs, der Berechnungen mit auslänbiihen Regierunge 
der polniſchen Bank und der landſchaftlichen Grebitgefellihaft dem Miniſterins 
dei Reichs übertragen. 

„ Mord: und ſüdweſtl. Soun) in Haif. Ukas reducirt 
bie ben polniſchen Gutsbefigern in Litthauen, Kiew, Volhynien um 
ber Ukräne auferlegte willkürliche Steuer, macht fie Dagegen zu emer 
fländigen und beftimmt, baß biefelbe vom Jahre 1870 an 2,500,000 
Rubel betragen folle. | 
„ (Bolen). Die Regierung leitet eine Unterfuhung bez. ta 
Flucht des Biſchofs Sosnowoki von Lublin ein. Das Kapitel 
unterwirft ſich feinerfeits bem röm.:fath. Collegium in St. Peterbun 





breitung des ortboboren Glaubens mit Zweigvereinen in ganz Lit: 
tbauen mit großem Pomp eröffnet. 
„» (Bolen). Ein Tail. Erlaß befiehlt au bie Ruſſificirung ba 
deutſch⸗evangeliſchen Hauptſchule in Warſchau. 

„ (Polen) Die noch übrigen Klöſter in Polen werben auf 
den Ausfterbeetat gefeht unb ihnen bie Aufnahme von Novizen verboten. 
„» (Bolen). Der renitente Biſchof v. Auguftowo, Graf Lubiensfi 
wirb unter militäricher Escorte ins Innere von Rußland abgeführt. 





7. uni. (Oftfeeprovinzen). Der Prof. Schirren in Dorpat wird 


wegen feiner Vertheidigungsſchrift zum Schuhe ber Rechte ber Of: 
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feeprovinzen gegen bie Angriffe bed Ruſſen Samarin feiner Stelle 
entjeßt und gebt nach Deutſchland. 


Suni. (Polen) In Et. Petersburg wird bie Ruffificirung ber 
Univerfität Warſchau beichloffen und werben fofort die Einleitungen 
zur Ausführung getroffen. 


„ (Polen). Der Biihof v. Auguftowo, Graf Lubiensti F auf 
bem Transport in Niſchni⸗Nowgorod. 


„ Aufftand der Kirgifen im Gebiet Uralsk, denen eine neue, ſtram⸗ 


mere Organifation aufgelegt werben follte. 

Die neue Organijation der Kirgiien hatte fi) in dem Gebiete Turgutai mit 
aller Ruhe vollzogen. Nicht fo im Gebiet Uralsk. Die Gebietsverwaltung 
tonnte ihre Thätigfeit nicht eröffnen. In der erften Zeit erregte die neue Ord⸗ 
nung der Dinge fo ernfte Unorbnungen unter den Kirgiſen, daß Kojalenab» 
theilungen dahin entjendet werden mußten. Die Kirgiſen und die uralijchen 
Kofaten find von Alters ber feinvjelige Elemente. Der Streit Über den Befitz 
des linken Ufers des Ural, als des vortheilbafteften Punktes in ökonomiſcher 
Hinficht, dauerte ſchon feit vielen Jahren, und hat e8 jedes Jahr eine endloje 
Reihe von Streitigkeiten, Raufereien und Prozefien hervorgerufen, die biß jeßt 
bei den Kirgijen dur Vermittlung der GchietSbehörbe, bei den Kojafen durch 
ihre Borgejegten entichieden wurden, während der Generalgouverneur die Caſſations⸗ 
inſtanz war. Set jollen die Kirgifen dem Kriegägouperneur von Uralsk, der 
zugleih Hetman der uraliihen Koſaken ift, untergeorbnet und fomit gewiſſer⸗ 
maßen mit dieſen verſchmolzen werden. Bas Uebergewicht wäre ganz auf 
Seiten der Koſaken um jo mehr, als die Gebietäverwaltung ausſchließlich aus 
dem Koſalenſtand angehörigen Perſonen gebildet werden und die Ortsvorſtände 
gleihfals Kofaten fein jollten. 


1. Juli. Der Kaifer beftätigt einen Veſchluß bes Reichsraths, melcher 


bie Erblichkeit des geijtlihen Standes aufhebt, und es den Söhnen 
ber Weltgeiftlichkeit, unter Gewährung entſprechender Standesrechte 
und Befreiung von ber Militär: und Eteuerpfliht anbeimftellt in 
ben Militär: und Eivildienft einzutreten, ober irgend einem Gewerbe 
ſich zuzuwenden. 


Bon der größten Bedeutung für das griechiſche Kirchenleben iſt die ſchroffe 
Trennung der ſchwarzen oder Kloſtergeiſtlichkeit von der weißen oder Welt⸗ 
geifilichkeit. Aus jener, der gebilderen, mächtigeren Klafje refrutiren ſich auch 
alle höheren Würdenträger der Kirche, die Biſchöfe, Kloftervorftände und 
Dirertoren der geiftlichen Lehranftalten. Die meiße Geiftlichkeit bildet einen 
erbliden Stand, und zerfällt in zwei Unterllofien, den eigentlichen Briefter- 
fand und den der unzähligen niebern Kirchendiener, Sänger u. |. w. Alle 
diefe Perjonen werden im geiftliden Stande geboren, und genießen darum 
das Recht der Eremtion von der Steuer- und Militärpflicht, und dürfen ihre 
Söhne in die geiftlihen Anſtalten ſchicken, welde zugleih Penfionate find. 
Wer feinen Seminarcurjus ehrenvoll beendet, wird Priefter, und gebt nad 
Umftänden auf die Alademie, um zu höherer Laufbahn fi vorzubereiten. 
Wer nur die dritte Genfur erhalten, muß fi mit der untergeordneten fchlecht 
dotirten Diakonie begnügen; wer gar fein Examen beftanden, geht unter bie 
medern Kirchendiener oder als Novize ins Klofter. Jene nach vielen Taufen» 
den zählenne Menſchenklaſſe, deren Unbildung faft ſprüchwörtlich geworben, 
hängt als Bleigewicht an der Weltgeiftlichleit, diefelbe in den Staub ziehend 
und an jeder freien Bewegung bindernd. Ebenjo findet man in den Klöftern 
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Schaaren junger Leute, welche, unfähig durd irgend eine bürgerliche Beihäts- 
gung ihren Unterhalt zu erwerben, um nidt unter bie Soldaten geſtedt ze 
werten, in den Monchſtand übergetreten find, und ihr Leben in Mükiggeng 
und mechaniſcher Erfüllung der Orbensporiähriften verträumen. Durch langes 
Roviziat um alle Gelbftändigleit gebracht, von allen weltlihen Bilbumgsele 
menten abgeſchnitten und frühzeitig an Scheinthuerei gewöhnt, iſt gerade die 
im Rlöftern aufgezogene Jugend felten im Stand, unter Wahrung der geittigen 
Wurde irgendwelche Früchte geiftiger Arbeit zu erzielen a bildenb ur Pu die 
niedern Volksklafſen einzuwirlken. Gegen dieſes firdlie Proleta 


fid ter vom Kaiſer beflätigte und im „Neg.-Anz.“ —— —* | 


rathsbeſchluß. 


8. Juli. (Polen). Ein k. Ukas befiehlt die Reorganiſation ber War: 


27. 


ſchauer Univerfität. Eine Minifterialverfügung orbnet bie Ausführung: 
Die künftige Bortragsipradie Da ‚ausiälichlid die ruffiſche. Die bisherigen 
Vrofefforen und Docenten, welche keine Ruffen und der ruffiſchen Sprache noch 
nicht mädtig find, verbleiben, wenn auch nicht als definitiv an der neuem Um 
alt angeftellt, für die nächften drei Jahre no in ihrem Amt, und Tönne 
während diefer Zeit fi noch der polnifchen oder deutſchen Eprach⸗ als Lehr⸗ 
ſprache bedienen. Nach drei Jahren möüffen fie ſich die zuffiide — w 
dem Grade angeeignet haben, daß fie darin dociren Tönnen; den Beweis da 
haben fie dadurch * liefern, daß fie auf einer ruffiichen Univerfität, mit kr 
nahme Dorpats, den Dochorgrad erwerben. Beſtehen fie diefe Prüfung, ie 
treten fte als orbentlihe Univerfitäts-Profefioren (bisher war für die Mufen 
die Warſchauer Univerfität noch feine Univerfilät, fondern nur eine Hochſchule) 
mit bedeutend erhöhtem Behalt ein; beftehen fie dieſelbe nicht, jo werden fie mit 


der geſetzlichen (erheblichen) Penfion entlaffen, die fie auch außerhalb des Kandes 


verzehren Tönnen. Ausländiſche Docenten follen, wenn es nicht dringend nöthig 
if, fortan nicht mehr angeftellt werden; Dagegen werden bebeutende Summa 
zu Stipendien für befonberh befähinte. Nuffen ausgelegt, um fi) auf an% 
wärtigen Univerfitäten für eine Profefiur vorzubereiten. Bei der Immotri⸗ 
eulation follen die Söhne der in Polen wohnenden Ruſſen beſonders berüd: 


fichtigt werden. Der neue Etat der Univerfität iſt glänzend. Diejenigen Docenten. 


welche ſchon etwas — — ſollen ſchon nach zwei Jahren zur ruſſijſcher 
Doctor-Promotion und deſinitiven Anſtellung zugelafien werben. Auch ter 
Bortrag über die pet —* muß kunftig in zujfijder Sprache gehbel⸗ 
ten werden. Das Lehrerperſonal der in Warſchau zu gründenden ruffiicdhen 
Univerfttät wird nad) den etatsmäßigen Bellimmungen aus 88 Perſonen te 
fiehen. Die Gehalte für daßsſelbe find, namentlih in den höheren Stufen. 
teineswegs karg bemefien. Sie betragen: für den Rector 5000 ER., für jeva 
der 27 ordentlichen Profefloren 3000 SR., für jeden der 20 außerorbentlicen 
Vrofefioren 2000 SR., für jeden ber 21 Docenten 1200 ER. Sur 
Unterhaltung der Gabinete, Laboratorien und Kliniken find etatsmäßig | jäbrlid 
15,650 SR., zur Anſchaffung von Zeitungen und andern periobiihen Blättern 
800 SR. beftimmt. Eine ſchwere Aufgabe für die Regierung it bei dem 
notorifchen Mangel an ruffifchen Gelehrten die Sauptiache: die Herbeiſchaffung 
der nötbigen Zahl von Univerfitätsprofefioren und Docenten. 


„ (Bolen). Ein k. Ukas befichlt bie Aufhebung ber roͤmiſch⸗ 
kath. Didcefe Minskt. Die zu bemfelben gehörigen Kirchſpiele 
werden dem Bistum Wilna zugetheilt und dem bisherigen Bijde* 
gleichfalls Wilna als Aufenthaltsort angewiejen. 


Der B ‚di älat d D der benen Didceej 
Sesichen Hal alte —— "sis — ee au ihrer ade 
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weitigen Unftelung. Die Mitglieder der Conſtſtoriums dagegen find ihrer 
Beſoldungen verluftig erlärt und Die Kathedrallirche wird in eine euffil-orihodope 
Dfarrlirhe umgewandelt. Am $. Oct. findet auch wirkli der erfte ruſſiſche 
Gottesdienft in derjelben Ratt. 

— Juli. Die Regierung unterfagt ben kath. Biſchöfen bie Theilnahme 
an dem bevorftehenden römiſchen Concil. 


12. Aug. Die officiellen Plätter erklären, baß ber Aufſtand ber Kirgiſen 
unterbrüdt jei. 

13. „ Der Kaifer geht zum Commeraufenthalt nad Livadia, mo er 
ben Veſuch des Fürſten Karl von Rumänien erhält. 

— „ (Bell. Gouv.). Die Einführung ber ruſſiſchen Sprade in 
ben kath. Sottesbienft, obgleih von ben Behörden eifrig betrieben, 
macht doch nur geringe Fortſchritte. Nur felten bat die rujfiiche 
Preſſe die Genugthuung, berichten fönnen, daß wieder ein katholiſcher 
©eiftliher eine ruffiihe Predigt gehalten babe. 


12. Dec. Ter mir von Dodara läßt in Et. Petersburg - anzeigen, 
baß er eine Geſandtſchaſt mit Geſchenken (Tribut) an den Czaar 
dahin abſende. 


24. „ (Golen). Eröffnung der ruſſificirien Univerſität Warſchau. 


2. Nov. Der Kaiſer empfängt bie bochariſche Geſandtiſchaft, an deren 
Spitze der Sohn des Emir ſelber ſteht und nimmt die Geſchenke 
(den Tribut) derſelben entgegen. 


16. „ (OÖftjeepropinzen). Ein kaiſ. Ukas beſtimmt, daß ſämmiliche 
Unterrichtsanſtalten des Dorpater Lehrbezirks ihre amtlichen Correſpon⸗ 
denzen ſowohl unter einander als mit anderen Behörden ausjchließ: 
lich in ruſſiſcher Sprache zu führen haben. 


8. Dec. eier des Hundertjährigen Jubiliäums des Et. Georgs-Ordens. 
Der Kaijer ertheilt dem König von Preußen, ber feit 1841 ben 
Orden 4. Klaſſe Schon Kefißt, denjenigen 1. Klaſſe. Derjelbe wirb 
ftatutengemäß nur für eine gewonnene Schlacht ertheilt. Unter biejer 
fann in biefem Fall nur Sadowa gemeint fein. Der Schritt macht 
baher großes Aufichen in ganz Europa. 

Telegramm des Kaiſers an den König: „Ich danke Ihnen herzlich 
für Ihren freundlichen Brief, den mir Prinz Albrecht libergeben hat. Indem 
wir uns zu unferer militärifchen eier anjchiden, bitte ih Sie im Namen 
aller Ritter des Georgen⸗Ordens die erſte Klaffe diefes Ordens anzunehmen, 
welcher Ahnen mit Recht gebührt und den wir mit Stolz auf Ihrer Bruft 
fehen werden. Empfangen Sie denjelben als einen neuen Beweis der Freund⸗ 
daft, die uns vereinigt und auf den Erinnerungen an jene große uns ewig 
dentwürbige Epoche beruht, in welcher unjere verbüündeten Armeen für einen 
gemeinjamen und heiligen Zwedd Tämpften. Zugleih babe ich mir erlaubt, 
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Mitte 


Auflend,. 


IAhrem Flugeladiutanten Werder die vierte Klafie dieſes Ordens zu verche 

Untwort des Königs: „Tief gerührt, mit Thranen in dem Uugen, herr 

ih Ihnen für die mir eriiefene Ehre, welche id) nicht erwarten Tome. Ur 
noch mehr erfreuen mic bie Ausdrücke, in weldger Sie mir biefelbe aufint a 
Wirklich ſehe ich in diefen Yusdrüden einen neuen Beweis Ihrer Irauite: 
und ber Erinnerung an die große Epoche, in welcher unfere verbündeten Urce 
für ein beiliges Ziel ftritten. Im Ramen diejer Freundſchaft umd dicher € 
innerung nehme ich mir die Sreiheit, Sie zu bitten, meinen Orden „Pı= 
le merite‘‘ anzunehmen. Meine Urmee wird ftolz fein, Sie als Rüter des 
Ordens zu fehen. Erhalte Sie Bott.“ 


Dee. NRuffiide Truppen befeben bie Bucht von Krasncmwehtl = 
ber S.D.Küfte des Tafp. Meeres, als Stützpunkt für weitere Ir: 
rationen in Mittelaflen, zumal gegen Chiwa. 


12. Türkei. 


. Jan. Die Pforte erhält die Einladung Frankreichs zu ber europäifchen 


Conferenz behufs Regelung ihrer Differenz mit Griechenland. 
„ Ein Decret regelt die bisher getroffenen Maßregeln gegen bie 
griechiſchen Unterthanen. 

Nachdem die Verträge zwiſchen der Pforte und Griechenland fuspenbirt 
worden find, werten die griechifchen Unterthanen in der Türkei unter die 
Landesgeſete geftellt. Griechiſche Unterthanen, welche entweder von griechifchen 
Unterthanen abflammen, oder durch das Londoner Protokoll jolche geworden 
find, werben je nad Belieben der Regierung ausgewielen werden. Diejenigen, 
welche als ottomanijche Unterthanen geboren und griedhiiche Unterthanen nıit 
griechiſchen Bäflen geworden find, müſſen entweder ihre frühere Rationalität 
annehmen oder werden ausgewieſen. Wenn fie zurüdfehren, werden fie ent⸗ 
weder ala ottomanijdhe Unterthanen betrachtet oder, falls fie dieß verweigern, 
unwiderruflid vom ottomanifchen Gebiete ausgeſchloſſen. Die in Bezug auf 
die griechifche Handelsmarine getroffenen Berfügungen bleiben aufrecht erhalten. 
„C(Candia). Auch der junge Petropulafi ergibt fi mit 150 Frei: 
ſchärlern. 

„Zuſammentritt ber europäiſchen Conferenz in Paris behufs Bei— 
legung ber türkiſch-griechiſchen Differenz, Die Türkei erhält in 
berfelben berathende und beichließenbe, Srichenland bloß berathenbe 
Stimme. 

„Daubd Paſcha iſt in Wien thätig, um ber Pforte bie Mittel 
für Herftellung eines türkischen Eifenbahniyftens zu fichern. 

» (Sanbia) Alle Mitgliever ber proviſoriſchen Regierung find 
gefangen, vier getöbtet, die Archive aufgefunden. 

„ Die Parijer Conferenz beſchließt eine an Griechenland zu rich— 
tende „Declaration”. Die Pforte tritt nach cinigem Zögern bem 
Beihluffe bei (ſ. allg. Chronik), 

„ (Rumänien) Die D. Kammer lehnt bie geforderte Anleihe 


ab und will nur die Emifjion von Schatzbons auf ein Jahr des 
willigen. 
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19. Jan. (Rumänien). Die von Bratiano während feiner Berwaln: 
aufgeftahhelte Bevölkerung kommt nach feinem Sturze mur alu: | 
zur Ruhe, zumal in ber Hauptſtadt. Gin ibm zu Ehren u: 
benes Banket fördert noch die ausichweifenbiten Neben zu Zax 

2. „ (Eanbia). Der Sultan erläßt einen Ferman, ber bad ur: 
Grundgeſetz ber Inſel enthält. 

21, „ (Rumänien). Die Führer ber im vorigen jahre gegen &- 
garien organifirten Freiſchaaren werben von ben Gerichten ve: 
urtbeilt. 

22. „ Die Pforte erläßt eine Circulardepeſche über das Rejultat tz 
Pariſer Conferenz, in ber fie fih mit bemfelben zufrieden eaf-r. 

Hobert Paſcha verläßt feine bisherige Stellung vor Syra. 

26. „ (Rumänien) Die Regierung erläßt cin neues Gircular :: 
bie Präfecten gegen bie bisherige Propaganda bez. ber dyrijtliäe 
Untertbanen ber Pforte. 

27. „ (Rumänien). IL Kammer: Beratfung bed Bubgels. Ti 
bisherige Subvention von 6600 Fr. für katholiſche und profeit:- 
tiſche Schulen im Lande wird geftrihen und ber Betrag ber ‘= 
rumäniſche Vereine in Siebenbürgen unb ber Bulowina ausgeiet: 
Eubvention beigefügt. | 


28. „ (Rumänien). IL Kammer: Beratfung bes Bubgete. Tie 
Herabſetzung bes Gehalts bes Meetropoliten von 36,000 a: 
24,000 Fr. wirb nur mit 47 gegen 45 Etimmen abgelehnt. Ä 

„_ n (Aegypten) Der Bicelönig eröffnet bie fog. Delegirtenre: 
ſammlung durch eine Thronrebe, Ä 


31. „ (Rumänien) Die feit fünf Jahren beftchenbe franzöfid: 
Militärcommiffion wirb von ber franzöfilden Regierung abberuit:. | 
ba der Fürft fi bei ber Keorganijation ber Armce mehr bem pro: 
Bifhen Militärfyftem zu nähern bemüht ift. 


Anf. Febr. Die no vom Phanar abhängigen Patriardhate Haben nu: 
auch ihre Meinung und zwar in negativem Sinne bez. ber bul: 
riſchen SKirchenfrage ausgeſprochen unb lehnen ben Vorſchlag te 
Pforte, doppelter Episcopat und boppelte geiftlihe Jurisbiction, «!. 
Einftweilen bat alfo ber Patriarch feinen Zwed eines Aufſchube, 
wo möglih für immer, erreiht. Weber bie Pforte noch bie Zul: 
garen geben fi jedoch bamit zufrieben. 

Jene Patriarchate erörtern in einer Denkſchrift an die Pforte ausführlih 
ihren Vorſchlag zur Lölung, jedoch Lediglich auf Grund der Beidhlüffe der 
vier erften Goncilien, indem fie abfichtlich die polttiide und die nationale 
Seite der Frage bei Seite laſſen. 

— „ Die DVilayet:Berfafjung wird auch für Ronftanttnopel und ba 
Bosporus eingeführt. 
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FeBr. (Candia). Die letzten Inſurgenten ergeben ſich. 


Die Pforte erläßt ein Nationalitätengefeb. 

Rah demfelben können türkiiche Unterthanen fih nur mit Ermädtigung 
Des Sultans im Auslande naturalifiren Iaflen; ohne dieſe Ermächtigung 
werden die im Auslande naturalifirten, aber in der Türkei wohnenden 
türfifchen Untertanen nach wie vor als ſolche angejchen. 

»„ (Rumänien) IL Sammer: Der Deinifterpräfident Demeter 
Shifa Tündigt der Kammer die Demiffion bes Minifteriums an: 

„Wir glaubten berufen zu fein, die inneren Kämpfe, durch welde Rumd⸗ 
nien jo fehr geſchwächt wird, zu beenden. Mit großem Bebauern jehen wir, 
daß e8 uns nicht gelungen ift, dieſen unferen Wunſch zur Ausführung zu 
bringen. Einige wollten und wollen uns nur gebrauchen als Werkzeuge ihrer 
Race gegen jene Partei, Über die fie fich ſeit zwei Jahren zu beflagen haben. 
Eine andere Bartei dagegen verlangt von uns blinde Unterwerfung unter 
ihren Willen. Auf diefe Weife können wir auch nicht eine Bewegung madıen, 
obne dem Einen oder dem Andern zu mißfallen, und entftehen dann endlofe 
Sinterpellationen und Discuffionen. Die Lage wird für uns um ſo ſchwieriger, 
als die Meinungen der Parteien fi) immer ſchroffer einander gegenüberftellen. 
Da e8 uns fomit, ungeachtet aller unferer Opfer, nicht gelingen konnte, nad) 
dem Gefallen der Einen oder der Anderen zu handeln, jo haben wir ſeit 
geftern uns entichlofien, Se. Hoheit den Fürften zu bitten, unjere Entlaffung 
zu genehmigen. Wir mollen nicht diejenigen fein, die über Rumänien eine 
Kataſtrophe heraufbeihwären. Wir finden uns bedroht von diejer Kataftrophe 
und glauben, es fei befier, wenn wir und zurüdziehen und die Befeitigung 
der Gefahr geſchickteren Händen überlafien. Wir find gendthigt, ung zurück⸗ 
zuziehen, da wir weder die Rolle der Führer übernehmen können, noch jene 
von Sclaven übernehmen wollen.“ 


Der Fürft nimmt inzwiſchen die Demiffion nidi an, ſondern 
fordert bie Minifter auf, fich zu überzeugen, ob fie in ber Kammer 
in der That Feine Majorität hätten, ba bie Bildung eines neuen 
Cabinets nothwenbig von ber Auflöfung ber Kammer und Neu: 
wahlen begleitet fein müßte. 


„ Griechenland unterzieht fi dem Beſchluſſe der Barijer Conferenz 
bez. feines Verhaltens zur Türkei (ſ. allg. Chronik). 

„ (Rumänien). I. Kammer: Der Minifterpräfident theilt ber 
Kammer das an das Cabinet gerichtete Verlangen mit: 


Dos Miniflerium möge einen nochmaligen Appel an den Patriotismus 
der Kammer richten und eventuell feine Demiſſion zurüdziehen. Der Minifter- 
präfident erfuche demzufolge die Kammer, ein Votum des Vertrauens ober 
Mißtrauens abzugeben, indem fie erfläre, ob fie die Ace des Minifteriums 
unterftügen wolle oder mit. Die Sitzung mird hierauf für eine Stunde 
fuspendirt, damit ſich die Deputirten untereinander berathen können. Nachdem 
die Actionspartei diefe Zeit benügt, um die fefte Ueberzeugung zu gewinnen, 
daß für fie durchaus feine Chance jei, wieder ans Ruder zu kommen, jo gibt 
bei Wiedereröffnung der Sigung, als Sprecher der genannten Partei, der 
Deputirte Chitz u die Erflärung ab, „daß dem gegenwärtigen Minifterium 
die Unterftügung der Kanımer niemals gefehlt habe. Letztere habe die Budget» 
vorlage niemals en bloc, fondern ftetS ſehr ſcrupulds votirt, aber in allen 
anderen Fragen die Regierung unterfläßt. Dan müſſe ſich deßhalb über den 
gegenwärtigen Zwiſchenfall jehr wundern, da gar fein Grund für den Rück⸗ 
tritt des Minifteriums vorliege, e8 fei denn, daß ettva geheime Motive es zu 
diefem Schritt veranlaßt hätten." Der Minifterpräfident erklärt hierauf, 
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mit einem Trinfiprug auf den Fürſten der ſchwarzen “Berge erisiker, I 
„jein Land mit fo viel Weisheit regiere”. 

— Därz. Die türkifhe Regierung fett ihren Willen bez. ber Spereder 
burd. ine Inſel unterwirft fi nad ber andern ihrem Begehter 


6. April. (Rumänien) Die Neuwahlen zur IL Kammer finb ser: 
gegen bie rothe Partei Bratiano ausgefallen, bie in ber sam 
Berfammlung nur 10 Etimmen gegen 147 zählt. 

8 „ (Rumänien). Der Gemeinberath ber Hauptftabt wird wece: 
feiner Haltung bei ben Wahlen zur IL Kanımer burdy fürftlı:: 
Decret aufgelöft. 

Mitte „ Die Commiffion für Reform des türkiſchen Unterridtam:i:-: 
wird nad Mithad's Abgang wieder aufgelöft, 

17. „ Daub Bafcha unterzeihnet in Paris einen Vertrag behufs A: 
ſtellung eines türkiſchen Eiſenbahnnetzes. | 

19, „ Tie für die bulgarifce Kirchenfrage von ber Pforte nicbergeiet:: 
Commiſſion bat ihre Arbeiten beendigt. Das Rejultat iſt te 
Vulgaren günſtig. Indeß ift bie Genehmigung ber Pforte ge: 
über ber Haltung bes grichiihen Patriarchats zweifelhaft. S- 
nächſt tritt in ber Ungelegenbeit ein Stilljtand ein und wird bie Az: 
wort des letzteren erivartet. 

21. „ (Serbien) erhält von ber Pforte das Zugeſtändniß, Sartıiz 
verträge mit fremben Mächten jelbftändig abſchließen zu bürfen. 

23. „ (Rumänien) Die Regierung fließt ein Anlehen ten 
414 Mil. Pd. Et. ab zu 8% Proc. Zinſen und zum Curie 
von 71%, 

— „ Auch bie Pforte Hält es für angemeffen, cin biplomatiice 
Rothbuch zu veröffentlichen. 


Anf. Mai. Der zugleich mit dem Staatsrath beichloffene oberſte Seridie: 
bof erhält endlich feine definitive Organiſation. 

6. „ Ter Eultan madt feinen alljährlihen Veſuch bei ber Pierte, 
hört ben Verwaltungsbericht des Staatsraths über das Jahr ter | 
Flucht 1285 an und hält darauf folgende Thronrebe: 

„Der jo eben verlejene Bericht conftatirt die Schaffung einer großen Ir 
zahl neuer Gejege und Einrichtungen, deren Hauptzweck die Durdyführung ver 
Reformen in allen Zweigen der Verwaltung ift; er conftatirt die Zunahm 
des Reichthums und der Wohlfahrt des VLandes, ſowie den Fortgang des ne 
teriellen, moralifchen und intellectuellen Fortſchritts der Nation und die Cr 
genijation unferer verſchiedenen Gerichtshöfe. Es ift nicht zu bezweifeln, dat 

ei pünktlicher Durchführung diefer Geſetze, durch Verbeſſerung und Bertct 
Händigung derjenigen, deren Qüden durch die Erfahrung bewieſen, fowie durd 
Schaffung neuer Gejege, jobald ihr Nutzen und ihre Nothwendigkeit erfannt 
worden, das Land den Grad von Eultur und Fortſchritt erreicht, auf welden es 
mit Recht Anſpruch erhebt, und daß die Größe und die Macht des Reichs in 
gleichem Maß Schritt halten. Da der Staatsrath gerade dazu gebildet 
worden, um dieſes Ziel zu erreichen, jo ertenne ich gern die hohe Be 
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deutung und die Schwierigleit feiner Beftrebungen an, und blide mit Genug» 
thuung auf die bereit erzielten Ergebniſſe, welche eine fefte Bürgſchaft für 
die Bortheile bieten, die er in Zukunft dem Lande gewährt, und auf die An- 
ftrengungen, die er auf feiner fernern Laufbahn machen wird. Die Erfolge, 
welche im verflofienen Jahr unfere Beftrebungen trönten, beweifen uns, daß 
unfere Rechte Überall anerfannt und geachtet werden; der bei diefer Gelegenheit 
uns von unfern freunden und Verbüundeten geleiftete Beifland bat uns noch 
einmal ihre wohlwollenden Gefinnungen gegen uns bewieſen. Das alles ift 
Lediglich die Frucht unferer Mäßigung und unferer Bemühungen, alles für die 
Erhaltung des allgemeinen Friedens zu thun, ohne uns jedoch von dem 
Wortlaut der beftehenden Berträge und den Satungen des Volkerrechts zu ent- 
fernen. Auch in Zufunft werden wir unfre Rechte unangetaftet zu erhalten und 
wie bisher die beftehenden Verträge zu beobachten beftrebt fein, ſowie immer 
mehr die zwiſchen uns und den auswärtigen Mächten beftehenden freunbichaft« 
lichen Berhältnifie und guten Beziehungen fefter zu knüpfen. (Eine andere 
Gnade des Almädtigen ift die Beruhigung der Inſel Kreta und die Wieder⸗ 
tehr völliger Sicherheit auf diefer Inſel. Ich bin in der glüdlichen Lage, bei 
diejer Gelegenheit dem Heer, den Behörden und der ruhig gebliebenen Bevöl- 
terung diefer Inſel meine Hohe Befriedigung auszuſprechen für den Eifer und 
die Ausdauer, mit welchem fie zu diefem Erfolg beigetragen und für die hie- 
bei geleifteten Dienfte. Gleichzeitig erkläre ich meinen feften Willen, daß die 
neuen Geſetze und Einrichtungen, welche geichaffen wurden, um die Wohlfahrt 
der Inſel zu heben, und dem Nothſtand, unter welchem bie Bewohner während 
der letten Ereignifie zu leiden gehabt, abzubelfen, getreu und pünktlih aus⸗ 
geführt werden. Von jeher und namentlich zu unferer Zeit ftand die Eultur 
und Wohlfahrt, und demgemäß die Größe und daß Anſehen einer Regierung, 
im geraden Berhältnifie zu der Befeftigung und Hebung ihres Credits. Auch 
auf dieſem Gebiete bin ich ſo glücklich, mit den ſeit einigen Jahren erhaltenen 
Ergebnifſen zufrieden zu fein; in der That, vergleicht man unſern heutigen 
Eredit mit jeinem Stande zu einer Zeit, wo unheilvolle Ereignifle ihren Ein- 
Huß ausübten, fo kann man einen augenfälligen Fortſchritt nicht verlennen. 
Dieſer Erfolg iſt offenbar ein Ergebniß der Verbeſſerungen, die in der Erhe⸗ 
bung der Steuern eingeführt worden, der guten Ordnung und der Sparſam⸗ 
keit in den Ausgaben, der Pünktlichkeit, mit der wir unſern Verbindlichkeiten 
nadhlommen, und der Vermehrung der Staatdeinkünfte, wie fie eine Folge der 
Kortigritte des Handels und der Induſtrie if. Es ift daher mein ernfter 
Wille, daß unfere Regierung Nutzen ziehe aus der glüdliden Erfahrung der 
letzten Yahre und auf dem Wege der ſoeben beſprochenen Reformen und Er⸗ 
iparungen fortfahre, jowie, daß baldmöglichſt ein jährliches Budget über 
Ausgaben und Einnahmen erjcheine, wie e8 jett in Vorbereitung if. Es ift 
allgemein anerfannt, daß das für die Individuen beobachtete Gejek über die 
fortireitenden Bebürfniffe auch für die Nationen giltig iſt; je mehr wirkliche 
Hortichritte fie auf den Bahnen der Eivilifation maden, um jo höher fleigen 
ihre Bedürfniſſe. So würden die Summen, welde vor 20—30 Jahren für 
die Unterhaltung der Streitkräfte zu Land und Waſſer ausreichten, heute 
faum den fünften Theil der Koften für die Bewaffnung decken. Die Willen- 
ſchaft Hat ſeitdem derartige Zerftörungswerkzeuge geichaffen, daß feine weile, 
vorausfichtige und auf die Erhaltung ihres Anſehens eiferfüchtige Regierung 
ihrer Anſchaffung innerhalb der Grenzen ihrer Mittel und der Erfordernifie 
ihrer Lage entrathen kann. Die heutigen Yusgaben des Staats können da« 
her in feiner Weiſe mit den früheren vergliden werden. Zum Glüd bildet 
der fteigende dffentlihe Wohlftand, gleichfalls eine Frucht der fortichreitenden 
wiſſenſchaftlichen Entwiclung, ein Gegengewicht genen die fteigenden Ausgaben, 
und allemal, wenn tiefe Hilfsquellen nicht ausreichen, un die fo erzeugten 
Deficits zu deden, wendet man fih an den Credit. Der Fortſchritt und die 
Ordnung find aljo nicht möglich bei einer Negierung, ſolange nicht in allen 
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Elickel. 


Zweigen ber Verwaltung die nöthigen Berfferungen durdigefährt fr. De 

Grebit beruht auf dem Bffentlihen Reichthum, und dieſer ſeinerjeits m 8 
Ergebnik der Wortichritte auf den Gebieten des Ackerbaues, des Hank! un 
der Induſtrie. Letztere beruhen binwieder auf der Ausdehnung der Ifeniihe: 
Bildung, der Leichtigkeit der commerciellen Geſchäfte, der Bermeirer: ‘= 
BVerfehrsmittel, der intelligenten Ausbeutung der Bodenreichthimer — ı:: 
alle diefe find aufs engfte verfnüpft mit einer guten Rechtspflege, weldı 
Sinterefien und Rechte eineß jeden in unparieiiiher Weile wahrnimmt 
aufrichtigen und unterrichteten Leute, welche, vertraut mit unierer Berger:ro 
heit, unjere gegenwärtige Lage kennen, werden die außerordentlichen Fer: 
nicht Iäugnen können. Indeſſen dieje Kortichritte ſelbſt müfen uns anfırır: 
in unferen Unftrengungen, auf diefer Bahn nicht nadzulafien. We ar 
davon, unfere Blide rüdwärts zu richten, müflen wir unjer Yuge mmer:t 
auf die noch dor ung liegende Strede gerichtet halten, die wir noch zu + 
laufen haben, ehe wir den Stand der großen civilifirten Nationen erraide 
Ich empfehle daher ernftlih allen Mitgliedern des StantSraths, ohne Ark:e 
der Race oder Religion, fowie allen Beamten des Reichs fih als die Ark 
eines Baterlandes anzufehen und einmüthig zu arbeiten nad den ven 
foeben entwidelten Srundfägen und zum Wohle der Heimath. Bis zu nz 
nädften jährlichen Beſuch will ich, daß weitere Reformen und alle imur 
möglihen Fortſchritte verwirklicht werben. Feſt überzeugt, daß die Rede ie 
Einzelnen nur dann wirklich gewährleiftet find, wenn die Rechtspflege wit. 
organifirt ift und die Belege pünktlich beobachtet werden, habe ich austrää= 
befohlen, daß in einem bejonvern Geſetzbuch die Beitimmungen unieres kri::m 
Nechts (Scheri-Scherif) in einer den Berlrfnifien der Zeit angemefienen Er 
bereinigt werden, daß die Gerihtsverfaflung des Reichs vervollländist u=! 
die Ausführung aller Reichägefege aufs ftrengfte überwacht werte. Edliriiz. 
wie ih e8 Ihnen im vorigen Jahr bei verjelben Gelegenheit erflärte, mürik 
id, daß ein jeder alle feine Bemühungen für das Glüd, die Wohlfahrt ır) 
den Ruhm des gemeinfamen Baterlands aufbiete.” 











. Mai. (Rumänien). Eröffnung ber II. Kammer, Xhronrcbe bes yürkeı 


„ Der Eultan bejtätigt ben von Daud Paſcha in Paris abgeiäler: 
nen Eiſenbahnvertrag. | 
„ (Megypten). Der Bicefönig einigt fi mit dem Engländer Fatır 
über eine nad) ben Gegenden bes weißen Nils mit großen Mitteln zu unter: 
nehmenbe Erpebition behufs Unterbrüdung bes Negerhandels an eine 
feiner Hauptquellen unb gleichzeitige Ausbehnung ber Macht des Khetix. 
„ (Eanbdia). Die bisher noch in ber Gefangenſchaft gehaltene 
Snfurgentenführer werben freigelaflen und nah Syra gebradt. 

„ (Serbien). Die feit ber Räumung Belgrads ſchwebende ärc: 
ber Räumung auch ber kleinen Feftungen Ealar und Klein:Zmomit 
burh die Türken wird endlich entſchieden. Der Cultan ertki: 
bem Gencralgouverneur von Bosnien ben Befehl, bie Ueberfichlun: 
ber Türfen aus biefen Orten nady bem jenfeitigen Drina:üfer ie 
fort zu bewerkſtelligen. 

„ (Aegypten). Der Dicelönig tritt feine Reife an bie Hüte 
ber europ. Großmächte an, um bie Souveräne zur Eröffnung bes Eug;: 
canals einzuladen und mit ben Regierungen über bie Aufhebung reip. 
Mobification ber Gapitulationen zu unterhandeln. Der Bicelönig beſucht 
nad einander bie Höfe von Florenz, Wien, Berlin, Baris und Lonben. 
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-— 28. Mai. (Rumänien). I. Kammer: Die Wahl des Bureau fällt 


ganz gouvernemental nnb bie Antwortsabreffe durchaus loyal aus, 
„» Die ruffiide Synode in Et. Petersburg erflärt fi in einem 
Schreiben an ben Patriarchen für ben status quo in ber bulgarijchen 
Kirdhenfrage und befeitigt bamit ben Widerſtand besfelben gegen 
die Wünfche der Bulgaren. 

(Montenegro) verlangt von ber Pforte neuerdings bie Ab: 
tretung bes Hafens von Spizza. Rußland und Breußen unterftügen 
das Geſuch, Defterreich dagegen lehnt eine folche feinerjeits ab, Die 
Pforte weist das Begehren rund zurüd. 


Duni. Die „Zurquie” veröffentlicht einen officiöfen Artikel gegen bie 


te 


us 
L ı 


angebliden ober wirklichen Abfichten des Vicekönigs von Aegypten, 
gegen feine Reije an die europ. Höfe und beren Ziele, 

„ TZie Pforte richtet an die kürkiſchen Vertreter im Auslande 
eine Eircularbepeihe bez. ihrer Beichwerben gegen ben Vicekönig 
von Aegypten. Demſelben wirb eine Abfhrift des Documentes 
zugeftclit. Der Vicekönig unterläßt es in Folge davon, über Konftanti- 
nopel zurückzukehren. 

Die Pforte mißbilligt in ganz entichiedener Weile die vom Bicelönig er- 
griffene Initiative, um die Gegenwart der Herrſcher Europa’s bei der Er- 
öffnung des Suezcanals zu veranlaffen, und erklärt die Einladungen für un- 
gültig (non autorisdes et non avenues). In gleicher Weile desavouirt fie 
die Verhandlungen, welche Nubar Paſcha zum Abſchluß eines Handelsvertrags 
zwiſchen Aegypten und den Mächten und zur Neutralifirung des Canals an- 
gefnüpft bat, da fie dem Ferman zumiderlaufen, der die Regierung Aegyptens 
Mehemed Ali nnd feiner Familie überträgt. Die Pforte proteftirt demge- 
mäß gegen die Haltung de Vicefönigs und feines Minifters, da fie die Bedin⸗ 
gungen verlegt, unter denen er fein Lehen befitt, und erinnert gleichzeitig die 
Mächte an das Recht des Sultans, unter diejen Umſtänden die Abjegung bes 
Uebertreter8 vorzunehmen. 

„» (Rumänien). ID. Sammer: Die Regierung verlangt dringend 
eine neue Anleihe von 15 Mill, Fr. 


„ Der griehijche Patriarch lehnt das von der gemiſchten Commiſſion 
vorgefhlagene Compromiß in ber bulgariſchen Kirchenfrage in aller 
Form ab. 


„ (Rumänien) Die OD. Kammer wirb gefhloffen, ber Senat 
aufgelöst. 
„— 11. Juli. (Serbien). PVerfammlung ber Efuptiätina in 
Kragujevatz behufs Ausarbeitung einer neuen Verfaſſung. Adreſſe 
an die Regentſchaft. Vorlage eines Entwurfs durch die Regentichait: 
Die Adreſſe der Stuptihtina an di Regentſchaft v. 29. Zuni 
formulirt die Syorderungen der dffentliden Meinung mit einer Echärfe, wie 
fie bisher in Serbien in diefer Weile noch nie zum Vorſchein gelommen find. 
Die Nationalverfammlung verlangt, um den Yortichritt ficherguftellen, folgende 
Einrihtungen: 1) die Theilnahme des Volks an der Geſetgebung; 2) daß 
der Landtag jährlich einberufen werben folle; 3) die Unabhängigkeit der Gr» 
richte; 4) die Gleichheit aller Bürger vor dem Gejehe; 5) die Verantwortlich- 
feit der Beamten für ihre Umtshandlungen; 6) die Minifterverantwortlichkeit ; 
7) die Gemeinde⸗Autonomie; 8) freie Preſſe; 9) Geſchwornengerichte (vorläufig 


99° 


452 


Eichel, | 


nur für das Verbrechen der VBranbfiifiung und des Diebſtahls), aub 10; 
ſolche Organilation der Berwaltung, dab die wahren 8 5 
werden können. Bas wichtigſte nach diefen Forderungen ift der Kar ui 
ſprochene Wunſch der Skupiſchtina: da das Volk im inj mi ie 
Regierung einen Thronfolger für den Tall geſetzlich beſtimmen möge wi 
der Für Milan ohne geſetzliche Erben bleiben ſollte. Dieſer Thretse 
ſoll aus der männliden Nachkommenſchaft der Töchter des Fürken im 
Obrenowitfh I genommen werden. Somit hätten die ungarilden Verse 
Nikolitſch und in erfter Reihe der Baron Theodor Rikoliti die merke Yasik 
auf den ſerbiſchen Thron. 

Die Vorlage der Regentihaft wirb an eine Commilfien gemka 
unb bas Elaborat berjelben von ber Rationalverjammlung einſtint; 
angenommen unb als neue Verfafiung am 11. Juli verfünker. 

Diefelbe anerkennt als weſentlichſte Punkte die Gleichheit aler Bu 
und nimmt die Brundfäge der Minifterverantwortlichfeit, Preßfreiheit, Kin 
unabhängigkeit und Gemeinde-Autonomie an. Die Skuptſchtina und der kr’ 
bilden die gefeßgebende Gewalt. Die Abgeorbneten werden auf brei = 
gewählt. Ber Thron ift in der männlien Linie der Dynaſtie Obrnemit 
erblid. Der Senat bleibt als beratbender Körper. 





2. Juli. Muſtapha Fazyl Paſcha wird ale Demonftration gegen te 


23. 


Vicekönig von Aegypten zum Minifter ohne Portefeuille ernm 
„ (Aegypten). Der DVicelönig kehrt plöplic von Eaux boms 
nach Aegypten zurüd, wo er am 28. Juli anlangt. | 


3, Wug. Note des Großweſſiers Aali an ben PVicelönig von Aegypten 


Derfelbe präcifirt darin bie Forderungen der Pforte gegenüber bem 
Bicelönig, zu denen feine Reiſe an bie europ. Höfe Anlaß gegeben ki: 
„Em. Hoheit find bereits alle die Gerüchte und die verſchiedenen Yuslam- 

en belannt, welche das Hauptziel und der Hauptgegenftand Ihrer Reiſe rt 
uropa, ſei es in der Preſſe, ſei eß im Schooße der Gabinete, berborzunfe 
nicht verfehlt haben. Im dem Wugenblide, als dieſe Gerüchte alfenihalben = 
Umlauf kamen, ſchien uns eine offene und loyale Erflärung das einzige Mix. 
um alle Schwierigleiten, welche durch diefe Gerüchte entfichen Tonnten, zu fe 
feitigen. Ich will daher auf Befehl unferes erhabenen Gebieters und bei Gelegm 
heit der neuerlichen Rückkehr Ew. Hoh. nad) Aeghpten Ihnen folgendes eröffe: 
„Das hohe Zutrauen und Wohlwollen Sr. Taiferl. Majeſtät des Eultezt 
gegen Ew. Hoheit find durch mehr al3 einen deutlichen und materiellen Bacs 
conftatirt, fo daß wir nicht ndthig haben, darauf des weitern zurüdzuleume 
In einer Epode, wo fie ſich zwiſchen politiſchen Gomplicationen von he: 
Wichtigkeit und hohem Ernft befand, Bat fi die kaiſerliche Regierung zit 
geweigert, den verſchiedenen Bitten Folge zu geben, welche Ew. Hoheit geikt 
hatte, welche aber in den Augen der Welt keineswegs den Gefühlen der Eye 
lität zu entiprechen fchienen, die unfer erhabener Gebiefer von Ihnen zu e 
warten bereiitigt war. Diefer Umſtand und das fonderbare Berhaltan !e 
Agyptiſchen Truppen bei ihrer Ankunft und bei Beginn ihres Aufenthalis a 
Kreta zur Zeit der legten Inſurrection diefer Inſel, die Eile, mit welcher mes 
bei ihrer Abfahrt zu Werke ging, und mehrere ähnliche Zwilchenfälle wars 
von Sr. kaiſerlichen Majeftät dem Sultan beinahe der Bergeffenheit übergeben 
worden; all das leviglich zu dem Zweck, Ew. Hoheit einen neuen Beweiß dei 
hoben Wohlwollens zu geben, von dem er immer gegen Ew. Hoheit ev 
fült war. Ew. Hoheit könnte alfo nicht mit gutem { in Whree 
fellen, daß Se. kaiſerl. Majeftät nit nur die Fortdauer des beſtehenden Ber 
bältnifies innerhalb beftimmter Grenzen nicht hemmen wollte, fonbern foger 
feine Unterflügung und lein Entgegenlommen in diefer Beziehung geipart kei 
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„Das große Band Aegypten, welches unier die Berwallung Em. 2 heit 

gerdt iR, bildet einen der wichtigſten Theile des Gebieis Er. Tail, M 
Sultans, und deßhalb find die Wohlfahrt und das Glück der Einwohner ganz 
natür licherweife der Gegenftond feiner Iebhafteften Furſorge. Folglich und 
Zraft feines Rechts als Landesheer hätte unfer erhabener Bebieter eine Ober⸗ 
auffiät über die Ausgaben, welche die Gegenwart wie die Zukunft Yegyptens 
To ſchwer belaften, ausüben können. Wenn dieſe Ueberwachung nicht ausgeübt 
worden if, wenn auch amdere Hoheitsrechte und „Pflichten, welche durch bie 
kaiſerl. Fermane, die dem Haus Em. Hoheit die erbliche Verwaltung Aegyptens 
anvertrauten, bezeichnet find, nicht geltend gemacht wurden, fo folgt daraus 
mit nidhten, daß eiwa Se. Majeſtat gefonnen jet, auf irgend eineß feiner Redhie 
oder Pflichten zu verzichten, fondern nur, daß Gr. Majeftät der Ueberzeugung 
war, Ew. Hoheit würden in Ihrer hohen Weisheit dieſes Geſchehenlaſſen nicht 
mißbrauden, und, eingedent der Wohlthaten, welde Sie genofien haben, fid 
nie vom Wege der Treue und Ergebenheit entfernen. 

‚Sm einen Zeitpunkt nun, da dieſe Ueberzeugung in voller Kraft beftand, 
und wo das MWohlwollm des Sultans für Em. Hoheit noch fort und fort zu⸗ 
nahm, wurde uns die Kunde von Ihrem Reiſeplan nad) Europa. Obwohl 
Em. Hoheit uns von Ihrer Abreiſe ſelbſt benachrichtigt Hatte, hielten Sie es 
doch nicht für geboten, uns über den größern oder geringern Werih der Motive, 
welche die öffentliche Meinung diefer Reife unterlegte, zu unterrichten, noch 
aud gaben Sie uns irgend welche Antwort auf unjer in balbamtlicher Weile 
an Gie geftellteß Erſuchen um Aufllärung. 

„Hoͤchlich erflaunt über dieſes Etilfehteigen, glaubten wir doch den Zeit⸗ 
punft abwarten zu follen, wo unß die Thatjachen ein Lit darüber geben 
würden. In dieſer Zwijchenzeit nun wurden wir benachrichtigt. daB Em. Hoheit 
von Alexandria aus zunächſt in Eorfu bei Er. Maj. dem König der Hellenen 
einem Beſuch abgeftattet und dieſen Fürſten zur Eröffnung des Suez⸗Canals 
eingeladen habe. Die Kunde, daß Sie diefelbe Einladung aud an andere 
Souveräne, welche Sie bejuchten, gerichtet haben, folgte jener erften Meldung 
auf dem Fuße nad. 

„Ich brauche Ihnen nicht erft zu verfidern, daß unfer erhabener Gebieter 
es mit großem Bergrügen fäbe, wenn es ben Souveränen uropaß gefiele, 
der Einweihung eines jo großen Werts, welches in einem der großberrlichen 
Gebietsiheile zu Stande gelommen, beizumohnen, und mit ihrem Wohlwollen 
eineß der berborragendflen Mitglieder jeiner Regierung, weldjes die Berwaltung 
Aegyptens zu leiten hat, zu beehren. Rur ift Em. Hoheit auch zu erleuchtet, 
als daß es nöthig wäre, Sie daran zu erinnern, daß eine Einladung an einen 
unabhängigen Herrſcher nad einem fremden Lande von dem unabhängigen 
Kar dieſes Landes jelbft ausgehen muß. Gin gegentheiliges Verfahren 

ebenjo ſehr gegen die Würde des Eingeladenen wie gegen die Rechte 
des Randesheren Die Form, welde Em. Hoheit in dieſem Salt gewählt 
haben, ift aber in jeder Hinſicht unverträglih mit der Ehrerbietung, melde 
Sie den geheiligten Rechten unjeres Gebieters jchulden, und mit den Rüdfichten, 
welche gegenüber den erhabenen Fürſten, die Sie einzuladen unternahmen, 
nicht außer Auge gelaflen werden dürfen. 

„Undererjeits gehörte e8 zu den Pflichten der Vertreter der hohen Pforte, 
im Auslande fih zur Verfügung Ew. Hoheit als eineß der höchſten MWürden- 
träger unfereß Beihs zu ſtellen. Nur durch diefelben mußte auch das öffent» 
lie Auftreten Ew. Hoheit vermittelt werden. Es ſcheint aber beinahe, als 
ob deren Befliffenheit, dieſer ihrer Pflicht nachzulommen, weit entfernt Ew. Ho⸗ 
heit angenehm zu fein, nur Ihr Mißfallen erweckt babe, und wir müſſen mit 
Brdauern von der Zurüdhaltung Act nebmen, „neiäe Sie in Ihrem Berlehr 
mit kenielten beobachten zu follen geglaubt haben 

Ew. Hoheit weiß befier als irgend jemand — und e8 ifl übrigens auß« 
drüdtich in den kaiſerlichen Veftalungsbriefen feftgefeht — dag mit Ausnahme 


452 


Büchel, 


nur für das Berbreiien der Brandſtiftung und bes Diebſtahls), unb 10 um 
ſolche Organifation der Berwaltung, dab die wahren Bollsbesäirfuiffe kener= 
werben können. Das wichtigfte nach diefen Forderungen ift der fler xt 
ſprochene Wunſch der Skuptſchtina: dag das Boll im Ginverfänbeig mi ’e 
Regierung einen Thronfolger für den Fall gejeglih beftinnmen möge, ki 
der Fürſt Milan ohne gefekliche Erben bleiben ſollte. Dieſer Threwr‘:e 
fol aus der männlichen Nachkommenſchaft der Töchter dei Fürſten Bi: - 
Dbrenowitfd I genommen werden. Somit hätten die ungarüden Bar 
Nilolitſch und in erfter Reihe der Baron Theodor Rilolitich die meiſte Uusit 
auf den ſerbiſchen Thron. 

Die Vorlage ber Regentihaft wirb an eine Commiſſion gemwicz 
und das Elaborat derſelben von ber Nationalverjammlung einitier: 
angenommen und als neue Verfaſſung am 11. Juli verkünter. 

Diefelbe anerkennt als weſentlichſte Punkte die Gleichheit aller Bir 
und nimmt die Grundjäge der Winifterverantwortlickeit, Prebfreiheit, Kr 
unabhängigleit und Gemeinde-Autonomie an. Die Skuptſchtina und der &=’ 
bilden die gefeggebende Gewalt. Die Abgeordneten werden auf drei 3: 
gewählt. Der Thron ift in der männlichen Tinie der Dynafie Obrensz-- 
erblih. Der Senat bleibt als berathender Körper. 


2. Juli. Muſtapha Fazyl Paſcha wirb als Demonftration gegen m 


23. 


Dicelönig von Aegypten zum Minifter ohne Portefeuille ermmar- 
„ (Aegypten). Der Bicelönig kehrt plöhlih von Eaux bon» 
nach Aegypten zurüd, wo er am 28. Juli anlangt. 


3. Aug. Note des Großweſſiers Aali an ben Bicelönig von Wegprier. 


Derfelbe präcifirt darin bie Forberungen der Pforte gegenüber ber 
Vicekönig, zu denen feine Reiſe an bie europ. Höfe Anlaß gegeben k::: 
„Erw. Hoheit find bereits alle die Gerüchte und die verſchiedenen Unslarr- 
gen befannt, welche das Hauptziel und der Hauptgegenftand Ihrer Reiſe r:: 
Europa, jei e8 in der Preffe, ſei e8 im Schooße der Gabinete, hervorgure 
nicht verfehlt haben. In dem Yugenblide, als diefe Gerichte allenthalbe: = 
Umlauf famen, ſchien uns eine offene und loyale Erflärung das einzige Me 
um alle Schwierigkeiten, welche durch diefe Gerüchte entfiehen Tonnten, zu 
feitigen. Ich will daher auf Befehl unſeres erhabenen Bebieters und bei Gelese 
heit der neuerlichen Rüdlehr Ew. Hoh. nach Aegypten Ihnen folgendes erit:r 
„Das hohe Zutrauen und Wohlmollen Sr. kaiſerl. Majeftät des Sul! 
gegen Ew. Hoheit find durch mehr als einen deutlichen und materiellen Bese: 
conftatirt, fo daß wir nicht ndthig haben, darauf des weitern zurädzuleee.m 
Sin einer Epoche, wo fie fich zwiſchen politiihen Gomplicationen vom her 
Wichtigkeit und hohem Ernft befand, bat ſich die Tailerliche Regierung rt 
geweigert, den verſchiedenen Bitten Folge zu geben, melde Ew. Hoheit geh 
hatte, welche aber in den Augen der Welt keineswegs den Gefühlen der Lo» 
[ität zu entiprechen fehienen, die unfer erhabener @ebieter von Ihnen zu © 
warten bereditigt war. Dieler Umfland und das fonderbare Verhalten x 
ägpptifchen Truppen bei ihrer Ankunft und bei Beginn ihres 2 
Kreta zur Zeit der legten Inſurrection dieſer Injel, die Eile, mit welder == 
bei ihrer Abfahrt zu Werke ging, und mehrere ähnliche Zwiſchenfülle warz 
von Sr. kaiſerlichen Majeftät dem Gultan beinahe der Bergefienheit übergee 
worden in ir das lediglich zu dem Aueh, ge kai einen vn Beweis I 
0 ohlwollens zu geben, bon er immer gegen obet e⸗ 
ale wen Em. Koheit könnte alfo nicht mit gutem Bewifien —X 
ſtellen, daß Se. kaiſerl. Majeſtät nicht nur die Fortdauer des beſtehenden Ber 
paltnifien innerhalb beſtimmter Grenzen nit hemmen wollte, ſondern feger 
Seine Unterftügung und lein Entgegenlommen in biefer Beziehung geipart het 
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„Wir zweifeln nicht, daß Ew. Hoh., vorfichende Bemerkungen in ernfte 
Erwägung ziehend, in Ihrer hohen Weisheit von allem abflehen wird, was 
Die Grenzen Ihrer Borzugsrehte und Ihrer Pflichten überfchreitet, und in 
Dankbarer Anerkennung der großen Wohlthaten, deren Sie feitens unjeres er» 
Habenen Gebieters theilbaftig geworden, von nun an alle Ihre Anftrengungen 
Dahın richten wird, das Aufblühen Aegyptens zu fördern, und Leben und 
Eigenthum feiner Bewohner fiherzuftellen. In dem Maß als Em. Hoh. ſich 
innerhalb der Grenzen, welde Ihren Borzugsrechten gezogen find, halten 
wird, wird auch das Wohlmollen, welches unfern erhabenen Gebieter fortwäh⸗ 
rend in Bezug auf Sie befeelt, unfehlbar wieder zunehmen und ſich verdoppeln. 
Diefe Bedingungen, welde in den oben erwähnten Beitallungsbriefen aus» 
führlich aufgezählt find, brauchen hier nicht weiter erwähnt zu werden. Ta 
es aber der kaiſerl. Regierung unmöglich wäre, auch nur von einer einzigen 
Beitimmung diejer Beitallungsbriefe abzugehen, fo wird fie ſich allerdings zu 
ihrem Bedauern genöthigt fehen, auf diefe Beitimmungen jedesmal zurüd. 
zulommen, jo oft e8 ſich darum handelt, Maßregeln vorzufehren, um allfällige 
Handlungen, weldhe damit im Widerſpruch ftefen, in ihre Grenzen zurüdzu« 
weiſen und zu unterdrüden, und um die überlieferten Rechte zu wahren. 

„In Bolge deſſen und auf Befehl Sr. kaiſerl. Maj. des Sultans, unſeres 
exhabenen Gebieters, theile ih Ew. Hoh. ohne Umſchweife und mit allem Frei⸗ 
muth den wirklichen Sachverhalt mit, und erwarte eine bündige und klare 
Antwort, die alle Bürgſchaften bietet, welche für die Zukunft nothwendig find, 
und fein todter Buchltabe bleiben können.“ 


D. Aug. (Aegypten). Antwort bes Vicekönigs auf die Note bes 


Großweſſiers vom 3. Aug. und bie barin formulirten Forderungen 
der Pforte: v 

„Es iſt mir die Ehre eines Schreibens geworden, welches Ew. Hoh. auf 
Befehl Sr. Maj. des Sultans an mich zu richten für gut fand, und worin 
ich um Erklärungen angegangen werde über die Auslegungen und Gerüchte, 
zu denen meine letzie Reiſe nach Europa Veranlaſſung gab. Ich beeile mich, 
den wahren Sachverhalt kundzuthun. Seit dem Tag, an welchem mir die 
Berwaltung dieſes großen Gebiets von Sr. Maj. anvertraut wurde, habe ich, 
Gott ift mein Zeuge, nichts befchloffen, wa8 die Grenzen meiner kraft Tail. 
Beftallungsbriefe mir zuftehenden Rechte und Pflichten überjchritte. Nicht ein⸗ 
mal der Gedanke dazu ift mir gelommen. Im Gegentheil bin ich, eingedent 
der vielfachen wohlwollenden Sefinnungen Sr. kaiſ. Maj. gegen mid), in allen 
meinen Handlungen dem Willen und Befehl des Sultans getreulih nachge⸗ 
fommen. Bei meinem Beftreben, feine hohe Befriedigung zu verdienen, wird 
mir auch, jo Hoffe ich zuverfidhtli, der Sultan fein Vertrauen und Wohl» 
wollen erhalten.“ 

„Was die früher nah Kreta geſchickten Truppen betrifft, fo hatte ich mich 
dazu erboten, und rechnete es mir zur Ehre an, St. kaiſ. Maj. zu dienen, 
und damit einen Beweis meiner Treue und Hingebung zu liefern, Zujammen« 
fegung und Abjendung der Truppen geihahen ganz den Befehlen Sr. kaiſ. 
Ma; gemäß. Die Koften der Expeditionen nad) Kreta und nad dem Hedſchas, 
welch letztere in die gleiche Zeit fiel, wurden nicht, wie e8 bei der Expedition 
nad) der Krim geichehen, auf den kaiſ. Schatz übernommen, fondern von Ae⸗ 
gypten beftritten, daS es fich zur Ehre anrechnete, fie allein zu tragen. Nach⸗ 
dem indefien diefe Koſten in Folge verlängerten Berweilens des Expeditions- 
corp8 die Summe von 200,000 Beuteln erreicht hatten, jah man fi, nur um 
Har darüber zu werden, welche Summen in Zulunft der Unterhalt dieſer 
Truppen erfordern würde, und meil durchaus ein Gleichgewicht im Budget 
berzuftellen war, gezwungen, einen Zeitpunft für ihre Rückbeförderung feflju- 
legen. Ich babe diefe Sachlage bei meiner Reife nad Konftantinopel dem 
Staatsrath unterbreitet, und eine minifteriele Entſchließung beftimmte darauf 
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gewiſſer Privilegien Aeghpien fi in nichts von den andern PBrovugm um 
ſcheidet, und daß jeine Berwaltung durchaus feine directen amtlichen Veziehr-:= 
zu den fremden Mächten pflegen Tann. Die Verträge, welche jufüder = 
hoben Piorte und andern Staaten geihloflen find, müfen ebemio zz !. 
Grundgeſetze des Reichs in Aegypten volle Kraft und Wirkſamkeit habe. 
„Im Gegenſatz zu diefen Hauptgrundfägen bilden aber die beftändiger 3" - 
der Berjönlichkeit, weldde den Namen und Titel eines Winifters der ante::- 
tigen Ungelegenheiten Aegyptens führt, in Europa, zu dem Zwed, um A-:. 
rungen in den genannten Verträgen zu Gunften Aegpptens zu erwirkn -: 


| 
| 


mit den Mächten unmittelbare Unterhandlungen darüber anzufnäpfe: kr 


die große Sorgfalt, welche diefe Perfon anwendet, um vor unfern biplomat:'tc 
Vertretern den Gegenfland ihrer Million mehr als vor jedem andem cei-= 
zu halten; endlid der Umftand, daß diefe Perfon jeden Berlehr mit '== 
forgfältig vermeidet — alles das bildet ebenjo viele Thatſachen, welde 
gleihem Grade die Rechte der hohen Pforte antaften als fie mit Yhren 9 
pflichtungen im Widerſpruch ftehen, und melde man nicht länger dulden ter 
Denn es ift in den Augen unſeres erhabenen Gebieters zur Evidenz ert:.- 
daß, wenn die Mächte, bei welchen die Achtung vor Rechten und Bertr::- 
als unverbrüchlicher Grundſatz gilt — wenn diefe Mädhte, ſage ich, die ==: 
defte günftige Stimmung hätten merfen Iafien, jo wäre das Ziel, das zer 
erreichen wollte, die Aufbebung unferer Verträge, ihre Erſetzung durch cade: 
mit einem Wort die Unterbrüdung des Inhalts der Beftallungsbriefe gemer 
welche die Grundlage für das Beſtehen und die Fortdauer der jegigen Tc 
waltung von Wegypten ausmachen. 


„Was die innere Verwaltung Aegyptens betrifit, jo legen die unberee 


baren und erbrüdenden Ausgaben, welche durch die Veſtellungen ven Baryı- 
Ichifien, Yeuer- und fonftigen Waffen veranlakt find, den Einwohnern Mrs 
Reichstheiles Laſten auf, melde ihre Leiftungsfäbigleit weit überfleigen 12 
Unzufriedenheit mit der Berwaltung hervorrufen. Wie fchon oben hero:::: 
hoben worden ift, und nicht oft genug wiederholt werden kannt, wird Se. B:. 
der Sultan, unfer erhabener Herricher, bejeelt von der Iebhafteflen Serge T 
da8 Gebeihen und das Wohl Aegypten und in dem Wunſche, dicſe Pısr= 
innerhalb der gejegmäßigen Schranten ihrer Vorzugsrechte fi erfreaum © 
fehen, niemals zugeben können, daß die Bande, welde es mit feinem Ke::. 


verfnüpfen, gelodert werden. Da Aegypten dem Grundſatze der Aufresi::- | 
tung der Sintegrität des Reiches unterworfen ift, jo ift e8 unmöglid, =. 


Rechenſchaft von den Brlinden zu geben, welche die Berwaltung dieſes Larte: 


in die Nothwendigkeit veriegen follten, den Staatsihag zum Ankaufe = 


Banzeriifien und Waffen aller Art zu verichleudern. Da die Bevöllerm: 
feinesfalls lange die Laſt folder ebenjo großen als unfrudtbaren Wusgetz 
ertragen Tann, jo fann auch Se. Maj. der Sultan, weldyer der redtmät:: 
Bcherricher des Landes und der natürliche Schirmherr feiner Unterthanen .: 
das nicht geftatten. Es ift eine allfeitig anerlannte Wahrheit, daß, da !e 
Luxus nicht die Urfache, fondern die Wirkung der Givilifetion darftellt. ! 
wahre yortjchritt in der Durchführung der Reformen beruht, welche die Cid. 


fation hervorbringen. Ver gerechte und erleuchtete Geift Ew. Hoheit übert: 


ung der Mühe, Ihnen die unbeilvollen Folgen auseinanderzujeten, weltz 
man fi) ausjegt, wenn man bie eigentlichen Grundlagen vernachläſfigt u: 
mit Dingen den Anfang macht, welche nur die Wirkungen jener fein josıe 

„Der Zweck diejer offenen und freimüthigen Erklärungen iſt: die emfli: 
Aufmerkfamfeit Em. Hoh. auf Thatſachen zu lenken, deren Yortiegung cha 
wie dag Beharren auf dem eingelhlagenen Wege weder mit den wohlvertur- 
denen Intereſſen der kaiſerlichen Provinz, deren Aute Verwaltung Ihnen cr 
vertraut ift, noch mit der Wahrung der anerkannten Rechte Er. kaiſerl. R:‘., 
welche vor allen vor jeder Beeinträchtigung gefichert werden müſſen, in tn 
Hang zu bringen if. 
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wurde, Beſtimmungen zu treffen, danach angethan, die Rechte der Parteien 
zu wahren und gegemjeitiges Vertrauen zu erweden. Die Miſſion Nubars 
hat zum Zweck das Syflem der bisherigen Gerichtsbarkeit, ſoweit e8 fi um 
commercielle oder andere Streitfälle zwiſchen Einheimiichen und Fremden han» 
delt, abzuändern. 

„Die Zuflimmung der Mächte zum Zuſammentritt einer mit der Prüfung 
Diefer Frage beauftragten Eommijfion, in deren Schooß fie einwilligen Special» 
commifjäre abzuſchicken, bemeift, daB, in Anbetradht der Entwidlung des Hans» 
dels und der Landwirthſchaft, diefe Reform als innerhalb der Grenzen der 
von der ſouveränen Gnade Aegypten bemilligten Vorzugsrechte ftehend betrachtet 
wird. Unſer Borgehen Tonnte ſonach offenbar nur den Zweck haben, zu einem 
Mittel zu gelangen, die Wohlfahrt tes Landes unter ter Beglinfligung Er. 
Tail. Maj. und gemäß deren großmüthigen Abfichten zu vermehren. 

„Cw. Hoh. hat mir außerdem die Ehre angethan zu jagen, daß die Über- 
mäßigen Koften, weldhe aus dem Anlauf ven Waffen und Kriegsichiffen er- 
woachſen und fonflige certrüdende Ausgaben tem Lante ſchwere Laſten aufer- 
Legen und unter dem Bolf eine Rerfiimmung gegen die Verwaltung hervors 
zuien; daß ferner der fcheinbare Luxus nicht die Uricche, ſondern bloß die 
Wirkung der Civiliſation jei, und daß es gefährliche Folgen haben könne, die 
Urſache d. h. die wirklichen Nerbefierungen zu vernadhläffigen, und dagegen 
mit ter Wirkung zu beginnen. Mit dem Hinweis auf das Borhergeingte 
dringt Ew. Hoh. in mid, die kaiſ. Veftallungsbriefe zu beobachten und An⸗ 
firengungen zu maden, um den Mohlftand des Landes, die Sicherheit der 
BVerfonen und den Schutz des Eigentbums zu erzielen. _ 

„Eine billige Abwägung des gegenwärtigen Zuftandes der Mohlfahrt, zu 
meldem fi) daS Land unter ven Aufpicien Sr. kaiſ. Maj. emporgeſchwungen, 
mit jener troftlofen Lage, in welcher e& ſich zu der Zeit befand, als mir die 
Zügel der Verwaltung anvertraut wurden, wird darthun, daß ich mich, ohne 
die erhabenen Nechte des Eultans zu veriennen und unter Würdigung feines 
Hohen Wohlmollens, ganz dem Elüd und Wohlergehen des Landes und ter 
Beieftigung des geheiligten Princips der Sicherheit von Perſonen und Eigen» 
thum gewidmet habe.. 

„Die gute Organifation, fowie die Regelmäßigkeit ter äghptiſchen Verwal⸗ 
tung, durch welche in diefem Land diefe Bruntprincipien Wurzel gefaßt haben, 
ihre Ausdauer in der Verfolgung des fortigrittlichen Wegs waren freilich 
Hinzeidend, um die Rechte aller zu fchirmen. Nichtsdeftcweniger wurde vor 
drei Jahren zur Einfegung einer Verſammlung von Telegirten gejchritien, 
melde von den Landesangehörigen gewählt werten und berufen find, alljährlich 
während zweier Monate zufammenzutreten. Ihre Aufgabe ift, die Intereſſen 
des Lantes zu ermitteln, Über allgemeine Bebürfniffe zu berathen, die Ein« 
nabmen und Ausgaben der Regierung zu controliren und den Verwaltung? 
gang zu Überwachen. Dieſe Verſammlung hat das Net, Tas jährliche Budget 
zu prüfen und feftzufehen, und je nach Umfländen wird die Erhöhung oder 
Verminderung ter Algaben ihrer Begutachtung vorgelegt. Es leuchtet ein, 
Daß unter den Auſpicien Sr. kaiſ. Maj. zur großen Befriedigung der Landes⸗ 
angehörigen diejen dadurch alle wünfchenswerthen Bürgſchaften an die Hand 
gegeben find. 

„Ta der Fortichritt der Wiſſenſchaft und die Verbreitung ter Renntniffe 
die Orumdlage der Eivilifation find, jo wurden die Schulen, die fo zu fagen 
früher abgeihafft worden, unter den Edute Sr. kaiſ. Maj. wiederum ers 
richtet und neue Xehranftalten gegründet, jo daß dieſelbe heut, ebenſo zahlreich 
als vieljeitig, vollftändig organifirt find. Ueberdieß werten ſehr viele junge Leute 
nad allen Xheilen Europas geſchickt, um fi in Wiſſenſchaften, Künften und Ges 
werben zu vervollkommnen, und ſchon erkennt man im Lante die erften Früchte 
bievon. Diefe Thatſachen zeigen, welchen Werth man din Unterricht beilegt, 
dieſer Grundlage allen Yortiähritts. 
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‚In landwirihſchaftlicher Hinfiht wurden, fobald man ven mager 
Schaden erfannte, welcher fi unter der Doppelgeflalt von Bibi 2 
außergewöhnlich großer Nielüberihwemmung den Blidlen barbot, jo deß wa 
Ernten und dem Beſitz der Landleute völliger Untergang drohte, Unterlügenge 
jeder Art gereicht, und die wirffamften Vorlehrungen getroffen. Deut Beier 
großen Anftrengungen und jehr beträchtlichen Seldopfern, die man Rh axfe: 
legte, wurden unter dem Schutze Sr. kaiſerl. Majeflät die allgemeine B:r- 
fahrt und der Reichthum des Landes wieder befefligt. Ungeachtet dieſer ar: 
einanderfolgenden Verheerungen hat ſich die Landwirthſchaft im Folge ver ::: 
Zeit dieſer Heimſuchungen behufs Bewäſſerung der Ländereien und Bert: 
erleihterung ausgeführten nüglichen Arbeiten ſolchermaßen gehoben, t<t 
200, 00 Ieddans Brachland verbeſſert und wieder ertragfähig gemadt za: 

en konnten 


„Die Gründung einer großen Anzahl bedeutender finanzieller seta 
der beträchtliche Zuwachs von Fremden, welde ‚N allerorten im 2: 
felbft biß in den Sudan hinein, niederlaſſen, um in aller Sicherheit —*—* 
zu betreiben, die anhaltend ſteigende Bewegung in den Häfen von Alererz:: 
Suez und Port-Said, die Entwidlung der ägyptiſchen Beihäftsbeziehen:n 
mit allen Theilen der Welt — find der befte Beweis des anhaltenden de 
ſchriits in Ackerbau und Handel. 


„Die Ausgaben betreffend, jo geſchehen dieſe, wie oben gejagt, nur u:z 
der Billigung der Delegirtenverfammlung. Und bedenkt man, daß, tret de 
vom verftorbenen Said Paſcha Hinterlafienen Schulden, troß der verſchiedere 
Tragen und Schwierigkeiten, welche die Zahlung flarfer Entſchädigungen c:: 
dem Staatsihage veranlaßt haben, trog des Baues neuer Bahnlinien in anet 
Länge von 700 Meilen, unternommen, in dem Beftreben die allgemeime Webl⸗ 
fahrt zu heben, troß der Erweiterung der Telegraphenlinien bis nad Zualı: 
und Maffaua und bis in den Sudan, fomwie Herfiellung ſolcher Linien sıf 
anderen Punkten des Landes, trok der Arbeiten am Baffin und Hafen r:z 
Suez, fowie ähnlicher im allgemeinen Sintereffe vollenveter Arbeiten, endlich 
trot der beträchtlichen für die Unterftügung der Bevdlferung gemachten Bar 
Ihüffe und der Ausgaben für den Suez-Eanal — bedenkt man, ſage id, >} 
jedermann regelinäßig fein Guthaben empfängt, daß die Penfionen und Be⸗ 
foldungen der Beamten jeden Monat pünktlich ausbezahlt werden, und be 
traditet man die Summe, auf welde die Schuld reducirt worden iR, fo be⸗ 
greift man leicht, daß die Finanzen gewifienhaft und ohne Verſchwendun; 
verwaltet werden, ohne die Bevölkerung mit fchweren Laſten zu bebrüden, un: 
folglich auch ohne fie gegen die Berwaltung einzunehmen. 

„Was den Anlauf von Waffen und Kriegsfäiffen betrifft, jo beehre 4 
mid, Em. Hoheit zu benachrichtigen, daß es ſich hier lediglich darum handeln. 
alte Waffen durch joldde von neuer Gonftruction, wie au alte unbraudter 
gewordene Schiffe zu erſetzen. Zu diefem Behufe find feit 2—3 Jahren, theil 
hier tHeil8 in Europa, Commilfionen aus tücdhtigen Offizieren gebildet worden 
un neue Waffen zu wählen und zu prüfen. In Folge der angeſtellten Gr 
perimente hat man eine Waffe von neuer Erfindung angenommen. Auf eine 
Bericht und Vorſchlag Hin, der dahin geht, die Hälfte der in Aegypten vor- 
bandenen alten Waffen durch neue zu erjegen, it Bollmadt zu dieſer Be 
ftellung ertheilt worden. Die feit zwei Jahren beftellten Schiffe find noch nidt 
fertig. Die für dieſe Beſtellungen erforderlihen Ausgaben find im Budget. 
weldes im Laufe jedes Jahrs der Abgeordnetenverſammlung vorgelegt zu 
werden pflegt, aufgenommen, und jede Summte ift unter ein bejonderes Capitel 
geftellt. Weit entfernt, überflüffig zu fein, rechtfertigen fi dieſe Ausgaben 
duch das aufrichtige Beſtreben zum Schutze der faiferl, Provinz und dei 
Kaijerreichs ſelbſt beitragen zu wollen, wie die Thatjache bezeugt, daß, gleih 
beim Abbruch der Beziehungen zur griechiſchen Regierung, in Wleganbria ein 
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Corps von 20,000 Dann zufammengezogen wurde, welches den erften Vefehl 
Dder da8 erfte Signal Sr. Maj. zu erwarten hatte. 

„Die eben aufgezählten Einzelnheiten zeigen, daß die bauptjächlichfien Er⸗ 
Torbernifie der Givilifation keineswegs vernachläſſigt werden, und ich bin über» 
zeugt, daß Ew. Hoh. ſelbſt dieß anerkennen wird. Die jeit zwei Jahren zum 
Bau neuer Straßen und zur Verſchönerung der Städte ergriffenen Maßregeln 
find mir durch die fo nützlichen Arbeiten eingegeben worden, welche zu ſton⸗ 
Stantinopel im Intereſſe der öffentlichen Gefundheitspflege und des allgemeinen 
Wohlbefindens ausgeführt wurden — Arbeiten, die, wie ich bei meiner letzten 
Reife perfönli zu conftatiren Gelegenheit hatte, der Initiative der fädtifchen 
Verwaltung entiprangen, und die ich, fomweit die Sitten und Gewohnheiten der 
kaiſerlichen Provinz es geftatteten, nahzuahmen ftrebte. Tem Finanzminiſterium 
fällt übrigens feine von den Ausgaben zur Laſt, die durch dieſe Gattung von 
Arbeiten veranlagt find, fondern fie pflegen vielmehr durd die ftädtifchen Ein» 
fünfte und, wenn es nöthig iſt, zumeilen auch aus der Eivillifte Deckung zu finden. 

„Diefe freimüthige und aufrichtige Tarlegung des wahren Sachverhalts 
wird, wie ich nicht zweifle, bei Em. Hoh. den üblen Eindrud verwiſchen, der 
durch ungerechte Anjhuldigungen hervorgerufen wurde, und der Sinn für 
Würde und Gerechtigkeit, die Ew. Hoh. fo jehr auszeichnen, find mir ſichere 
Gewähr dafür, daß diefelben die unmandelbare Treue und Ergebenheit, die 
mid für Se. kaiſ. Maj. erfüllen, anerkennen werden. Ebenjo bin ich überzeugt, 
daß Ee. Maj., falls bei ihr einige Verſtimmung gegen mih Plag gegriffen 
hätte, nad) Vernehmung de8 wahren Sachverhalts, in ihrer Milde und Groß» 
berzigteit geruhen wird, mir das Wohlmollen, defien Sie mid) bisher gewürdigt 
hat, in erhöhtem Maße wieder zuzumenden. Sch gedenke übrigens, jobald ic) 
einige wichtige Angelegenheiten, die für die Unterthenen der kaiſ. Provinz von 
Intereſſe find, erletigt haben werde, mich perjönlich nad Konſtantinopel zu 
begeben, um an den Stufen von Sr. Maj. Thron meine rejpectvollfien Hul⸗ 
digungen niederzulegen, und meine Pflichten der Treue gegen fie zu erfüllt. 
Ich Bitte daher Ew. Hoh., nefälligft die Gelegenheit ergreifen zu wollen, um 
Sr. Mai. diefe meine Abficht zu unterbreiten, und ferner bitte ih Sie, mir 
Ihre werthe Tyreundichaft erhalten zu wollen.“ 

Anm. Dies Attenftüd ſoll der Feder des Serretärß des franzöfiichen 
Generalconfuls in Kairo, Hrn. Poujade, entftammen. 


Aug Tas von Taud Paſcha in Paris abgejchleffene und vom Sul: 


tan genehmigte Eijenbahnproject zerichlägt fi wieder, inbem bie 
öfterr. Südbahn die ihr zugedachten Verpflichtungen ſchließlich ablehnt. 


» (Rumänien) Der Fürſt madt, vom Minifter des Aug: 
wärtigen begleitet, dem Kaiſer von Rußland in Livabia einen Beſuch. 


„ (Uegypten). Die Durchgrabung des Suezcanals ift vollendet. 
„ Neue Note des Großweſſirs an ben Vicekönig von Aegypten. 
Die Pforte beharrt mit Schärfe und Entſchiedenheit auf ihren Yor: 
derungen vom 3. Auguſt: 

„Em. Hoheit! Das Schreiben vom 10. d., womit nich Ew. Hoh. bes 
ehrten, in Erwiderung auf jene, das ih im Auftrag Sr. Maj. vor furzent 
an Em. Hoh. gerichtet, und worin ich theild Erklärungen abgegeben, theils 
welche verlangt hatte, ift mir durch Talaat Pajcha zugekommen, und ic) habe 
e3 Sr. Maj. unterbreitet. Es beitehen zwei mejentlihe Punkte — und ich 
braudje fie Ew. Hoh. nicht erft näher zu bezeihnen — melde Bezug haben 
auf die oberherrliche Würde, womit Se. Maj. bekleidet ift: der eine betrifft 
die Wohlfahrt und Sicherheit feiner getreuen Unterthanen, fowie die Befeſti⸗ 
gung der Grundlagen ihres Reichſthums und ihrer Ruhe; der andere die 
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„sn landwirihſchaftlicher Hinfiht wurden, fobalb man den umgeben 
Schaden erkannte, welcher fih unter der Toppelgeltalt von Viehſenche ım 
außergewöhnlich großer Rielüberffwemmung den Bliden darbot, ſo daß ver 
Ernten und dem Beſitz der Zandleute völliger Untergang drohte, Untrrikäguesn 
jeder Art gereicht, und die wirkſamſten Borlehrungen getroffen. Deuf dec 
großen Anftrengungen und ſehr beträdtlichen Geldopfern, die man ſich rie 
legte, wurden unter dem Schutze Sr. kaiſerl. Majeflät die allgeneme Sci 
fahrt und der Reichthum des Landes wieder befefligt. Ungeachtet dieſer cı‘: 
einanderfolgenden Verheerungen hat fi die Landwirthſchaft in Folge wer sr: 
Zeit diefer Heimjuchungen behufs Bewäſſerung der Ländereien und Bert 
erleigterung ausgeführten nütlichen Arbeiten ſolchermaßen gehoben, }:: 
200.000 Feddans Bradland verbefiert und wieder eriragfähig gemacht we- 

en konnten. 


„Die Gründung einer großen Anzahl bedeutender finanzieller Inſütt 
der beträchtliche Zuwachs von renden, welche fi allerorten im Lerd 
felbft bi in den Sudan hinein, nieberlaflen, um in aller Sicherheit Geiche 
zu betreiben, die anhaltend fteigende Bewegung in den Häfen von Alexentr:. 
Suez und Port-Said, die Entwidlung der ägyptiſchen Geſchaftsbeziehunze 
mit allen Theilen der Welt — find der befte Beweis des anhaltenden ücı 
ſchritts in Uderbau und Handel. 


„Die Ausgaben betreffend, jo geſchehen diefe, wie oben gefagt, nur ur 
der Billigung der Delegirtenverfammlung. Und bevenft man, daß, tro& te 
vom verftorbenen Said Paſcha Hinterlafienen Schulden, trog der verſchieder 
ragen und Schwierigkeiten, welche die Zahlung ſtarker Entſchädigungen oz: 
dem Staatsſchatze veranlaft haben, troß de3 Baues neuer Bahnlinien in ame 
Ränge von 700 Meilen, unternommen, in dem Beftreben die allgemeine Wobl⸗ 
fahrt zu beben, troß der Erweiterung der Telegraphenlinien bis nad Eusku 
und Maflaua und bis in den Sudan, fowie Herftellung ſolcher Linien cıt 
anderen Punkten des Landes, troß der Arbeiten am Baſſin und Hafen rom 
Suez, ſowie Ahnlicher im allgemeinen Intereſſe vollendeter Arbeiten, entiih 








troß der beträchtlichen für die Unterftügung der Bevölferung gemaditen or 


Ihüffe und der Ausgaben für den Suez⸗Canal — bedenkt man, fjage ich, deß 
jedermann regelmäßig fein Guthaben empfängt, daß die Penfionen und To 
foldungen der Beamten jeden Monat pünktlih ausbezahlt werden, und be 
tradtet man die Summe, auf welde die Schuld reducirt worden ift, fo be 
greiit man leicht, daß die Finanzen gewifiendaft und ohne Berjchwenban; 
verwaltet werden, ohne die Bevölkerung mit fchweren Laſten zu bebrüden, u 
folglich auch ohne fie gegen die Verwaltung einzunehmen. 

„Was den Anlauf von Waffen und Kriegsſchiffen betrifft, jo beehre iS 
mid), Em. Hoheit zu benadhrichtigen, daß es fi hier Tediglih darum handelte, 
alte Waffen durch ſolche von neuer Gonftruction, wie auch alte unbrauchbe: 
gewordene Schiffe zu erfegen. Zu diefem Behufe find feit 2—3 Jahren, theis 
bier teils in Europa, Eommilfionen aus tüchtigen Offizieren gebildet worde, 
um neue Waffen zu wählen und zu prüfen. In Folge der angeſtellten Er- 
perimente bat man eine Waffe von neuer Erfindung angenommen. Auf einen 
Bericht und Borichlag hin, der dahin geht, die Hälfte der in Aegypten vor- 
handenen alten Waffen durch neue zu erlegen, ift Vollmacht zu dieſer Be 
ſtellung ertheilt worden. Die feit zwei Jahren beftellten Schiffe find noch nidt 
fertig. Die für diefe Beftellungen erforderlichen Ausgaben find im Budget, 
weldes im Laufe jedeß Jahrs der Abgeordnetenverfammlung vorgelegt zu 
werden pflegt, aufgenommen, und jede Summe ift unter ein beſonderes Capitel 
geftellt. Weit entfernt, überflüſſig zu fein, rechtfertigen fi dieſe Ausgaben 
durch das aufrichtige Beſtreben zum Schute der laiſerl. Provinz und dei 
Kaiſerreichs ſelbſt beitragen zu wollen, wie die Thatjache bezeugt, daß, gleich 
beim Abbruch der Beziehungen zur griechiſchen Regierung, in Alexandria ein 
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Corps von 20,000 Mann zuſammengezogen wurde, welches den erſten Befehl 
oder das erſie Signal Sr. Maj. zu erwarten hatte. 

„Die eben aufgezählten Einzelnheiten zeigen, daB die hauptfächlichſten Er- 
forderniſſe der Civilifation keineswegs vernadläffigt werden, und ich bin über» 
zeugt, daß Ew. Hoh. ſelbſt dieß anerkennen wird. Die feit zwei Jahren zum 
Bau neuer Straßen und zur Verfehönerung der Städte ergriffenen Maßregeln 
Find mir durch die fo nüglichen Arbeiten eingegeben worden, welde zu Kon⸗ 
Ttantinopel im Intereſſe der öffentlichen Gejundheitspflege und des allgemeinen 
Wohlbefindens ausgeführt wurden — Arbeiten, die, wie ich bei meiner letten 
Reiſe perfünli zu conftatiren Gelegenheit hatte, der Initiative der ftädtifchen 
Verwaltung entiprangen, und die ih, ſoweit die Sitten und Gewohnheiten der 
kaiſerlichen Provinz es geftatteten, nachzuahmen ftrebte. Ten Finanzminiſterium 
Fällt übrigens feine von ven Ausgaben zur Laft, die durch diefe Sattung von 
Arbeiten veranlakt find, ſondern fie pflegen vielmehr durch die ftädtiichen Ein» 
Tünfte und, wenn e3 nöthig ift, zumeilen auch aus der Eivillifte Deckung zu finden. 

„Dieje freimüthige und aufrichtige Tarlegung des twahren Sadverhalt3 
wird, wie ich nicht zweifle, bei Em. Hoh. den liblen Eindrud verwiſchen, der 
dur ungerechte Anjhuldigungen hervorgerufen wurte, und der Sinn für 
Würde und Geredtigkeit, die Ew. Hoh. fo fehr auszeichnen, find mir ficdhere 
Gewähr dafür, daß diefelben die unmandelbare Treue und Ergebenheit, die 
mi für Se. kaiſ. Dlaj. erfüllen, anerfennen werden. Ebenjo bin ich überzeugt, 
daß Ee. Maj., falls bei ihr einige Verſtimmung gegen mich Plag gegriffen 
hätte, nad) Vernehmung des wahren Sachverhalts, in ihrer Milde und Grob- 
berzigteit geruhen wird, mir das Wohlwollen, defien Sie mich bisher gewürdigt 
bat, in erhöhtem Maße wieder zuzumenden. Ich gedenfe übrigens, jobald ich 
einige wichtige Angelegenheiten, die für die Unterthanen der kaiſ. Provinz ven 
Intereſſe find, erledigt haben werde, mich perfönlid nad SKonftantinopel zu 
begeben, um an den Stufen von Sr. Maj. Thron meine reipectvollften Hul⸗ 
digungen niederzulegen, und meine Pflichten der Treue gegen fie zu erfüllen. 
Ich bitte daher Ew. Hoh., nefälligft die Gelegenheit ergreifen zu wollen, um 
Sr. Mai. diefe meine Abficht zu unterbreiten, und ferner bitte ih Sie, mir 
Ihre werthe Freundſchaft erhalten zu mollen.* 

Anm. Dies Attenftüd foll der Feder de3 Secretärs des Franzöfilchen 
Generalconfuls in Kairo, Hrn. Poujade, entfiammen. 


13. Aug. Tas von Daud Paſcha in Paris abgefhleffene und vom Eul: 


14. 


tan genehmigte Kijenbahnproject zerichlägt fi) wieder, indem bie 
öfterr. Eübbahn bie ihr zugedachten Verpflihtungen ſchließlich ablehnt. 


» (Rumänien) Der Fürſt madt, vom Minifter des Aus: 
wärtigen begleitet, dem Kaiſer von Rußland in Yivabia einen Defud. 


„ (Aegypten). Die Durchgrabung des Eurzcanals ift vollendet. 


„ Neue Note des Großweſſirs an ben Vicekönig von Negppten. 
Tie Pforte beharrt mit Schärfe und Entſchiedenheit auf ihren For: 
derungen vom 3. Auguſt: 

„Ew. Hoheit! Das Schreiben vom 10. d., womit mich Em. Hoh. bes 
ehrten, in Erwiderung auf jenes, das ih im Auftrag Sr. Muj. vor kurzem 
an Em. Hoh. gerichtet, und worin ich theils Erklärungen abgegeben, theils 
welche verlangt hatte, ift mir durch Talaat Paſcha zugekommen, und id) habe 
es Sr. Maj. unterbreitet. Es beitehen zwei weſentliche Punkte — und ih 
braude fie Ew. Hoh. nicht erſt näher zu bezeichnen — welche Bezug haben 
auf die oberherrlide Würde, womit Se. Maj. bekleidet ift: der eine betrifft 
die Wohlfahrt und Sicherheit feiner getreuen Unterthanen, fowie die Befeftis 
gung der Grundlagen ihres Reichſthums und ihrer Ruhe; der andere die 
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hohe Berpfliätung für Ee. Mai. die eigenen Gouveränelätgrediie vellikuds 
zu wahren. Somit ergibt fih daraus eine Rotbivendigkeit für Ee. Bu:. 
als unbeftreitbare Folge der allgemeinen Regel, nämlich bie: feine Unfmer- 
famleit und Wachſamkeit auf die getreue Ausführung diefer Berphtunge 
und auf die gute Berwaltung Aeghptens, als eines der wichtigſten Theile des 
Reichs, zu richten. 

„Unbeftreitbar Rammen die meiften Schwierigleiten. Streitfälle Pladrrein 
und Mifgeihide aus dem Mangel an einem freimüthigen umb 
Har ausgebrüdten Einvernehmen über den Modus, wie Recht und Bid cr 
bandhabt werden follen. Obwohl dieſe Eäte ficherfich weiter keines Peweils 
bedürfen, fo beflätigen doch die ſich wiederholenden Borlommnifie rüdjchting 
der ägyptiſchen Verwaltung, welche heute überall in der Welt von fid reden 
maden, nur zu fehr deren Wahrheit. Ta nun aber Aegypten in jeder Or- 
ficht das wichtigſte Land für das Reich ift, To folgt daraus, daB die tık: 
Pforte keinesfalls in eine Abſchwächung oder Aufhebung irgenb einer der 
dureh die failerl. Fermane gegebenen Betimmungen willigen kamm. Gone 
entſtehen Schwierigkeiten allerlei Urt aus Mangel an Einverfänbeik bezü«- 
lich des Modus der Anwendung dieſer Bellimmungen von Geite Em. Hc5. 
Injofern nun ein Einvernehmen gerade hierin von höchſtem Werth if, ze) 
für die Zulunft jede Gefahr befeitigt werben fol, zumal der Sinn des Bries 
Em. Hoh. die Lofung diefer wichtigen Frage erleichtert, jo beeile ich —* 
freudigſt, Sie in Kenntniß zu ſetzen, daß Se. Maj. die Verſicherungen € 
Hoh. hierüber, und gleicherweiſe die Vekundung der vollſten Treue und * | 
entichiedenen Willens Ew. Hoh. die Ihren Pflichten geftedten Grenzen wid 
zu überjchreiten, mit Befriedigung aufzunehmen gerubt hat. 

„Wenn id} die in meinem vorhergehenden Brief entwidelten Erwägungen, 
anftatt fe offenherzig und rüdhaltloß darzulegen, nicht rüdhaltlos (euseent 
6t6 dissimuldes) vorgetragen hätte, jo würde dieß einen Mangel an Ber 
trauen zur folge gehabt haben, welcher zahlreiche Uebelflände hervorgerufen 
hätte; allein in Staatsangelegenheiten von fundamentaler Wichtigkeit iR es 
erſte Pflicht, die Perfönlichkeiten befeite zu laſſen, und ih nur an die Sochen 
zu halten; auch zweifelte ich Keinen Yugenblid, der Scharfblid Em. Hoh. werde 
Sie alsbald erfennen lafien, daß bie in meinem Briefe bezeichneten Punkte zu 
den ernfteflen für eine Regierung gehören, und daß es Sr. Maj. Deilige Blick 
ift, dieſelben jegt und immerdar gegen alles, was fie jhwäden oder aufheben 
Tönnte, zu vertheibigen. 

„Die Antwort Em. Hoh. hat meine Ueberzeugung beftätigt : die Erklärung, 
dat "Em. Hoh. bereit ift, jede Spur der verbrießliden Lage, die aus dieſer 
oder jener Urſache ſich Herleitete, zu verwiſchen, und daß Ew. Hob. auch gar 
nicht einmal daran gedacht habe, irgendwie die Grenzen Ihrer Pflichten und 
Vorrechte zu übertreten — dieſe Erklärung, ſage ich, hat das Wohlwollen 
Er. Maj. Sie erneuert und erhöht, und Ge. Mai. bat es für angemeſen 
gefunden, Ew. Hoh. das Mittel an die Hand zu geben, diefe Ioyalen Geſin⸗ 
nungen zu beihätigen, und fo die leivigen en Erinnerungen aus dem Gebädtmif 
zu tilgen, in weldem Wunſche fi ja Ce. Maj. mit Ew. Hob. begegnet. 

„Tem obgedachten Princip gemäß ift der ſicherſte Weg zu dieſem Siele 
die genaue Ausführung des MWortlauts der kaiſerl. Fermane, weßhalb ih 
mid) beeile, nachfolgend die Maßnahmen anzugeben, welche in diefer Hinſicht 
netroffen werden jollten. Inter den im Veftallungsbrief Ihres erlaudten 
Vorfahren verzeichneten Bedingungen, beflätigt durch die fpäter Hinzugelommmenen 
welche den Belland, die Form und die Dauer der Dienſtzeit der äguptifchen, 
als kaiſerliche betrachteten, Truppen vorfchreiben, befindet ſich auch jene, melde 
anfänglih die Zahl der Truppen auf 18,000 Mann feftftellte, dieſe Zahl 
wurde fpäter auf 30,000 Mann erhöht. Ew. ob. wird nun diefe Stärke 
nicht überfchreiten, obne daß, im Fall des Bebüirinifles, ander eine ſolche Ber» 
mebrung unter beiberfeitiger Ginwilligung beichloflen worden wäre. Itde 
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Waſfenruſtung, welche über das gewöhnliche Dienflerforberniß hinausgeht, bil⸗ 
det eine unnüge Ausgabe, und da Ew. Hoh. anerkennt, daß lein Grund vor⸗ 
liegt zur Beſtellung von mehr als 200,000 Zündnadelgewehren, die zu ver⸗ 
ſchiedenen Zeiten theils in Europa, theils in Amerika gemacht wurde, jo wird 
Ew. Hoh. ji niht weigern, dieſelben jfogleih an uns abzu— 
treten; ebenfo wird Ew. Hoh., um in den oben angegebenen Schranten zu 
bleiben, zweifelsohne die gegenwärtig ın Trielt und in Frankreich im Bau 
begriffenen Panzeriiffe abbeftellen. Sollten Schwierigfeiten entfliehen 
wegen Abtretung diefer Schiffe, d. h. follte es nicht möglich fein, fie zurück⸗ 
zugeben oder fie zu verlaufen, fo ift Se. Maj. entſchloſſen, dieſelben zum 
Koftenpreis anzulaufen, behufs Erleichterung der Löfung diefer Trage. 

„Rad dem Wortlaut derjelben Fermane follen alle Steuern in Yegypten 
im Kamen des Sultans eingehoben werden; fteht nun gleihwohl die Ein» 
hebung und Berwendung diejer Steuern Em. Hoh. zu, jo hat doch, jo lange 
Se. Mai. keine Kenntnik von der Ratur, der Eigenihaft und der Verwendung 
der eingezogenen Steuern hat, diefe Einhebung im Ramen des Sultans weder 
Sinn noch praktiſche Bedeutung. Uebrigens zögert ja Ew. Hoh. aud nicht, 
wenigftens der Stelle des Briefes Em. Hoh. nah zu ſchließen, welche von 
Vorlegen des Budgets im Mepichilis U handelt, den Stand der Ein- 
nahmen und Ausgaben einer gewifienhaften Prüfung zu unterwerfen. Die 
Aneignung dieſer nütlichen Principien war offenbar ein Act der Weisheit 
Ew. Hoh. Rur dürfte die Vervollkommnung diejeß hbeilbringenden Syftems 
unumgänglich nothiwendig fein ſowohl für Ew. Koh. als fr die Sicherheit der 
Provinz des Sultans und ihrer Bewohner. 

„Andererjeit8 weiß Ew. Hoh., daß auswärtige Anleihen unabweisbare 
Maßnahmen erfordern, wie 3. B. die Berpfändung der gegenwärtigen und 
zulünftigen Einkünfte des Landes und deren Vermehrung, um jo die Zinfen 
aufzubringen und das Kapital zurüdzuzahlen. Dieje Frage ift Außerft wichtig, 
und es ift nicht billig, daß Em. Hoh. allein die Verantwortung dafür trage. 
Se. Mai. hat mir deßhalb den Befehl ertheilt, Em. Hoh. zu bitten, jedes 
Jahr das Budget der Einnahmen und Ausgaben zur Einfiät- 
nahme an Ge. Maj. nah KRonftantinopel zu ſchicken; follte e8 aber 
doch nöthig werden, eine auswärtige Anleihe zu machen, jo hätte Ew. Hoh. 
zuvor die Benchmigung Sr. Maj. nachzuſuchen, unter Angabe der 
Motive zur Anleihe, ihrer Bedingungen und der Mittel, um deren Zinſen zu 
beftreiten und das Kapital zu tilgen, worauf Em. Hoh. der Ferman außs 
geftellt würde, welcher die Taiferlihe Genehmigung enthält. 

„Da die auswärtigen Beziehungen Aegyptens zu den VBertragsbefugniffen 
der hoben Pforte mit den befreundeten Mächten gehören, jo wurde durch die 
vorgenannten Fermane klar feftgeftellt, daB die ägyptiſche Verwaltung feine 
officiellen und directen Beziehungen mit den Mächten haben joll: daraus er» 
gibt fi, daß, fo oft eine Aegypten betreffende äußere Angelegenheit vorliegt, 
diefe von der faiferl. Regierung dur officielle Vermittlung der 08- 
maniſchen Bejandten in Europa behandelt werden fol. Wenn aber, 
gemäß der im Ferman vom 5. Sept. 1867 enthaltenen Laiferl. Genehmigung, 
ein Agent abgefchidt werden joll, um den fremden Berwaltungen bezüglich der 
befonderen Verträge, welche über gewifle Materien beftehen Zünnten, einige Auf» 
fchlüffe zu geben oder um über jpecielle nicht officiele zum Abſchluß zu ge 
langende Reglement zu beratben, jo bat diefer Agent fi mit dem oSma⸗ 
niſchen Sejandten des Ortes, wohin er ſich begibt, ins Einvernehmen 
zu ſetzen und dur defien officielle Vermittlung die ihm aufge«- 
tragenen Unterbandlungen zu führen. Diefe Behandlungsweiſe ift 
geeignet, die Aufgabe zu erleichtern und fteht in Uebereinftiimmung mit Nedht 
und Serlommen. 

‚Da Sr. Maj. feſter Wille if, daß alle Beamten feines Reiches, obne 
Unterſchied des Rangs, ihr Augenmerk auf die getreue Vollziehung der or⸗ 
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ganiichen Reglements, foweit fie Lehen, Güter und Ehre ihrer Unierikere 
betreffen, wenden, jo waren die Berfiherungen Ew. Hub. in biefer Bruker: 
für Ce. Maj. ein ganz befonderer Grund der Befriedigung; Ee. Rei. ::: 
mir befohlen, Sie zu bitten, Ihren Eifer darin mehr und mehr zu tja: 
auch hofft Se. Maj., daß die üble Vehandlung und die erlitienen Trane‘::: 
welchen in diefem Jahre die muſelmänniſchen Pilger ausgejcht waren, *: 
nicht mehr wiederholen werden, und dab Ew. Hoh. dafür die Agenten vrr:r-- 
mwortlih machen wird, welche fi auf eine dem großherrlidhen Willen de: 
ſehr als der Menſchlichkeit widerijprechende Weiſe beitragen haben. 

„Wir alle betrachten Ew. Hoh. ala eines der hervorragendſten Glietr: 
des Reichs, Ew. Hoh. wird bemüht fein, die oben berührten Punkte, weeı 
die geheiligten Rechte unſeres erhabenen Herrn vor jeder Verlegung zu iti:c 
beftimmt find, in vollſtem Maße (pleinement et entierement) zum Bel;:: 
zu bringen, und fo den Reichthum und die Wohlfahrt des unter die Tr 
waltung Em. Hoh. geftellten Landes zu entwideln. Se. Maj. zweifelt ni“. 
daß Sie aufs jorgfältigfte bemüht fein werden, jedwedes Mikverfländmt :: 
befeitigen, fo daß e® mir unndthig fcheint, auf weitere Ginzelbeiten einzuce- 
Die Mittbeilung Ew. Hob. bezüglich der projectirien Neije nach Konflantinc: 
war dem Sultan angenehm; Se. Maj. wird, wie Ew. Hoh. höchſt erfıe.: 
fein, einen befriedigenden Ausgleich bezüglih der obenerwähnten Punkte ;: 
Stande kommen zu ſehen und Em. Hoh. Beweife ihres fortdauernden Fi: .: 
wollens geben zu Tönnen. Auf Befehl des Eultans babe ich die Ehre, ticir- 
Brief an Sie zu richten.” 


8. Eept. (Rumänien) Der Zürft geht nah Teutihland und r.ı: 


15. 


Anf. 


13. 


15. 


mählt ſich bort (am 15. Nov.) mit einer PBrinzeilin von Neuwied. 
„ Die Pforte erläßt ſchließlich doch cin allg. Unterrichtegeſetz. Tie 
Europäer in Konftantinepel find jedech von vorneherein überzeust, 
daß der Wille gut fei, aber bas Geſetz unzweifelhaft im Weſert: 
lihen und im weitaus größten Thrile ber Provinzen eim tektr 
Buchſtabe bleiben werbe. 


Oct. Ter Sultan will zur Eröffnung des Suezcanals perfünlih 
nach Aegypten geben und biefelbe unter feinen Aufpizien vornchnen 
laſſen. Die europ. Geſandten ſuchen ihn von bem entjcheibenben, 
aber gefährlihen Schritte abzubringen. 

„ Nachdem bie Pforte bie neuen Anträge Taub Paſchas bez. dei 
gewünfdten Eiſenbahnbaues genehmigt, erhält das Vankhaus Hirik 
bie definitive Conceſſion. Dasſelbe bat eine Caution von 5 Mil. 
zu binterlegen. 

„ (Montenegeo). Tie in Dalmatien ausgebrochene Infurrectien 
gegen bie öſterr. Negierung findet in ber Bevölkerung Montenegree 
einen entſchiedenen Rũckhalt, während ber Fürſt die Neutralität 
wenigftens zur fheinbaren Vefriedigung Oeſterreichs zu wahren jucıt. 
» Bejuch der Kaiferin Eugenie in Konftantinopel, bevor fie nal 
Aegypten geht. 

„ (Serbien). Tas ganze erfte Aufgebot ber Landwehr ober Natienal: 
miliz, ca. 70,000M., ift in 17 Lagern zu größeren Uebungen verjammtlt. 
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3. De Beſuch des Kaiſers von Oeſterreich in Konſtantinopel, bevor er 


4 


nah Aegypten geht. 
„ (Aegypten). Eröffnung ber internationalen Conferenz über 


die Aufhebung reip. Mobdification ber Capitulationen und bes inter: 
nationalen Handelscongreſſes in Kairo. 


Die Beichlüffe des letzteren Congreſſes bez. des Suezcanals lauten im 
MWeientlichen: u Es iſt wünſchenswerth, daß alle Waaren, welche durch den 
Canal paſſiren, für immer von ‚jedem Tranſitzoll oder jeder ähnlichen Abgabe 
befreit bleiben. 2) Es ift wünſchenswerth, dab alle Mächte die Neutralität 
des Canals als eine allgemeine Thatſache anerkennen. 3) ER ift vom hödhften 
Sinterefie, daß das Seerecht in Kriegäzeiten, deſſen Beftehen man noch zu bes 
Hagen hat, reformirt werde, daß alle Mächte die Unantaftbarkeit des Privat- 
eigentbum8 auf dem Meere, gleichviel unter welcher Flagge, anerkennen, 
Kriegscontrebande ausgenommen, und daß fie zugleich erklären, daß die Blo⸗ 
Lade auf befeftigte Pläge beſchränkt bleiben muß. 4) Die Entwidlung des 
internationalen und ägpptiihen Verlehrs in Folge der Eröffnung des Suez- 
canals erheiſcht, daß die in Aegypten thatſächlich beftehenden Handelsgeſetze 
und Gebräudye auf neuer und fräftiger Grundlage hergeftellt werden. Der 
Eongreß verlangt diefe Umgeftaltung im Belonderen, damit Gefellihaften für 
Handel, Induftrie und Erebit entitehen und ſich frei entwideln können. 5) Da 
der Handel zwilchen Europa und den öftlihen Golonien einen bedeutenden 
Theil des Tranfit3 der Landenge von Suez ausmaden wird, jo ift e8 wün⸗ 
Ichenswerth, daß verſchiedene Mächte endgiltig auf die Privilegien verzichten, 
die fie noch in ihrem Golonialjgjiem aufrecht halten. 6) Die Trage wegen 
der Einheit des Tonnenmaßes für die Schiffe muß im Intereſſe des Handels 
eine baldige Löjung finden. Bis zur Erledigung derſelben empfiehlt man die 
Anwendung der Rebuctionstabelle, welche daB franzöfiihe Bureau Veritas 
angenommen hat. 7) In Anbetradgt, daß die erfte Beringung der Entwid- 
Yung der Schifffahrt durch den Canal die Ermäßigung der Kohlenpreife ift, 
empfiehlt der Congreß, daß die nur mit Kohlen befraditeten Schiffe von allen 
Zonnengeldern befreit bleiben. 8) Es ift wünjdhenswerth, daß die für irgend 
einen Pla auf der Landenge beftimmten Schiffe einem mäßigen Hafengelde 
unterworfen werden, und daß fie diefe Abgabe nur nad) Verhältniß des durch⸗ 
Iaufenen Theiles de8 Canals zu bezahlen haben. 9) Es ift zu wünſchen, 
daß zur Begünftigung des internationalen Verkehrs die ägyptiſche Regierung 
die Eolonifation der Landenge erleichtere, fowie die Anlage von Bazars, 
Magazinen, freien Niederlagen und Märkten. 10) E8 ift wichtig, da man 
Dur neue Arbeiten, die gemeinihaftlih von den meiftbeiheiligten Mächten 
vorzunehmen find, die hydrographiſche Kenniniß des rothen Meeres vervoll⸗ 
ſtändige und eine Karte deſſelben herausgebe. Es iſt auch wichtig, daß man 
auf dieſem Meere neue Leuchtfeuer errichte, für welche nur mäßige Abgaben 
zu erheben find. 11) Es iſt auch wichtig in Folge der großen Entwicklung 
ver Verkehrs⸗ und Handeläwege, daß die Regierungen durch alle möglichen 
Mittel daB Studium der lebenden Spradhen und der Handelsgeographie er⸗ 
leichtern. it Es ift wünfchenswerth, daß Aegypten das metriiche Syſtem 
für feine Maße und Gewichte annehme. 13) Es ift chenfalls zu wünſchen, 
Daß die Agyptiihe Regierung Über die probuctiven Sträfte des Vandes perios 
diſche Berichte ausarbeiten lafje, weldde den anderen Staaten mitgelheilt und 
gegen analoge Beröffentlidungen ausgeiauſcht werden. ‘ 


— Nov. (Hegypten). Antwort bes Vicekonigs auf bie zweite Note 


bes Großweſſiers. Der Vicekönig gibt menigftens theilmeife ben 
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Forderungen ber Pforte nach und will es augenſcheinlich zu feinem 
Bruche kommen laſſen. 


5. Nov. Der Sultan gibt ſeine Idee, die Eröffnung des Suezcanals prr- 


14. 


17. 


27. 


ſönlich vorzunehmen, ſchließlich doch auf. 
„ (Rumänien). Feſtlicher Einzug des Fürſtenpaars in Bukarc 
und Civiltrauung deſſelben nach dem Landesgeſetz. 


„C(CAegypten). Der Surzcanal wird unter großen Feierlichkeiten 
und unter Theilnahme der Katjerin ber Yranzojen, des Katicrs 
bon Deiterreih und bes Kronprinzen von Preußen eingeweiht un: 
eröffnet. 

„ Der Sultan erläßt an ben Biceldniy von Aegypten einen ic}. 
Ferman explicatif, von dem er verlangt, daß ſich ver Dicelönig it 
unbedingt unterwerfe und ihn ohne weiteres als Geſetz verkünden laſſe: 


. ... Es wäre überflüffig, darauf hinzumeilen, wie gro meine Fürſorz: 
für vie Wohlfahrt der wichtigen Provinz Aegypten, ſowie für den Aufſchwna] 
des Wohlftandes und der Sicherheit jeiner Bewohner immer gemeien it. ©. 
fehr e3 aber auch meine Sorge war, der ungeichmälerten Aufrechterhaltunz 
der der ägyptiſchen Verwaltung eingeräumten Privilegien die ernftlichlte Am⸗ 
merkſamkeit zuzuwenden, ebenjojehr ift es auch ıneine Pflicht, gleichzeitig üxı 
die ſtriete Erfüllung der Verpflichtungen zu wachen, welche der ägpptiichen 
Adminiftration ſowohl gegen meine Krone, al8 gegen ihre Unterthanen oblie⸗ 
gen. Demzufolge babe ich auch die Aufklärungen, welche du mir gegeiez 
und die Engagements betreif$ der Bewaffnung und der Schiffe, jowie in Be⸗ 
zug auf die Beziehungen Aegyptens zum Wuslande, die bu eingegangen bzt. 
in dem Schreiben entgegengenommen, weldes du unterm 10 Vjemzi«ut-envel 
1286 als Antwort auf das auf meinen Befehl an dich abgegangene Bezier:l» 
Ichreiben vom 18 Rabuil Akhir 1236 ertheilt Hafl. Die Yinanzfrage allıı 
bleibt noch ein Hauptpunkt für das Land, weil, wenn die Steuern die Mitte! 
der Steuerpflidtigen überfteigen, und diefelben, anftatt zu den wahrhaften 
Bedürfnifien des Landes, zu unfruchtbaren Ausgaben verwendet werden, man 
fh unftreitig unberechenbaren Berluften und Gefahren ausjegen würde. 
Hieraus entipringt für den Souverän des Landes die unabweisbare und ge 
beiligte Pflicht, mit Eifer Über dieſen wichtigen Gegenftan) zu waden, um 
nun feinen Zweifel, noch ein Mißverſtändniß darüber obwalten zu laffen, bes 
ſchloß ich, dir die folgenden Aufflärungen zu geben, die jofort zur Kenntnis 
aller zu bringen find. Nach den Grundbeſtimmungen der gegenwärtigen Ver⸗ 
waltung Aegyptens find alle Abgaben und Gebiihren in meinem Ramen an: 
zuichreiben und einzuheben. Ich kann daher unter feiner Bedingung zugeben. 
daß die aus den Steuern einfließenden Summen auf andere Weile als nur 
zu den wirklichen Bedürfniſſen des Landes und feiner Bewohner verwendet un) 
neue Steuern ohne dringende Nothwendigkeit außgeichrieben werden. Mein 
abjoluter Wille ift aljo, dag alle deine Bemühungen und dein Eifer ohne 
Unterlaß diefen wichtigen Gegenjtänden zugelehrt jeien; ferner, daß alle meine 
Unterthanen in Aegypten mit Gerechtigkeit und Billigkeit behandelt werben. 
Deßhalb kann ih auch fremde Anlehen, welche die Einkünfte des Landes auf 
Jahre hinaus engagiren, nicht geftatten, wenn nicht alle bis ins Detail gehen⸗ 
den Gründe, welche für eine ſolche Finanzoperation fprechen, meiner kaiſerlichen 
Regierung ntitgetheilt wurden, und nicht früher meine Wutorifation eingedolt 
worden ift, um beflimmte Summen des Cinfommens von Aegypten für die 
Zwecke eines Anlehens zu verpfänden. Mein Wille ift allo, daR niemals 
ein Unlehen abgeſchloſſen werde, ohne daß die unbedingte Nothwendigkeit eins 
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folchen früher genau nachgewieſen und meine Einwili —8 eingeholt worden 

irſt m etragen dem formellen 
Wortlaute Diefen meines A— Fermanßs gemäß einrichten, welcher 
* wie die vorhergehenden in jeder Weiſe vn Net und der Pflicht 


I, De. Dmer Paſcha wird, in Berüdfihtigung feines Alters, in 


26. 


Ruheſtand verfeßt und bleibt nur noch Minifter ohne Portefeuille. 
„ (Hegypten). Der Bicelönig unterwirft fi wenigſtens äußers 
ih dem firman explicatif des Sultans nom 27. Nov. und läßt 
ihn in aller Form verlefen, behandelt indeß ben Vorgang ber Bevoͤl⸗ 
kerung gegenüber möglihft als bloße Foͤrmlichkeit. 

„ (Serbien). Die Regierung befchließt bie Gründung einer 
ferbifhen Univerfität in Belgrab. 

„ (Rumänien) Feierliche Eröffnung ber neuen lniverfität in 
Bukareſt. 


28 —29., (Rumänien) I. Kammer: Stürmiſche Debatten über 


bie Juden 


30 


x 


ad 


11. 


20. 








13. Griechenland. 


San. Die Großmädte haben fi barüber geeinigt, die Differenz: 
zwiichen der Pforte und Griechenland durch eine europäiſche Ge: 
ferenz auszugleichen. Frankreich Tabet zum Zufammentritt derielte 
auf den 9. Januar nah Paris ein. Griechenland bezeichnet ci 
feinen Vertreter und Bevollmädtigten feinen Geſandten Rhangabt 
„ Ein tgl. Decret fhafft 15 Mil. Dramen Staats-Papierzelt. 

Die Nationalbant erklärt bie Maßregel für eine Verletzung ber it 

gewährten Privilegien. 

„  Zujammentritt der Parijer Eonferenz behufs Beilegung ber tü:: 

kiſch⸗griechiſchen Differenz. Diefelbe bejcließt, ber Pforte berathent 

und entiheibende, Griechenland bagegen nur berathende Etimm: 
einzuräumen. Der griehifche Bevollmächtigte nimmt dieſe Stellunz 
nit an und an ber Gonferenz weiter keinen Antbeil mehr. 

„ Ein neues kgl. Decret nimmt das frühere vom 8. d. M. ki 

Schaffung von Etaatspapiergelb zurüd und fließt einen Bert: 

mit ben Banken von Athen und Corfu, bie ber Regierung 21 Bi. 

Dr, vorjhießen und zwar 6 Mil. baar und 15 Mill. in ihren 

Papiergeld. 

» Die Regierung rächt fih für die Ausihließung ihres Nevel: 

mädhtigten ven ber Pariſer Conferenz durch bie Veröffentlichun: 

eines biplomatiigen Blaubuchs, das in fehr indiscreter Weiſe Hi 
vertraulihen Berichte bes griechifchen Geſandten in Konftantinckl 
über Weußerungen feiner Collegen enthält. 

„ Tie Barifer Conferenz beſchließt eine an Griechenland zu rik- 

tende „Declaration“. 

„ Ter Minifter bes Ausw. richtet an alle Confuln der bellenijcen 

Regierung ein Rundſchreiben, um ihnen vorzujchreiben, in ihrem 

Bureaur Gubjfcriptionen auf bie von ber griechiſchen Kammer 
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bewilligte Anleihe von 100 Mill. Drachmen zu erdffnen. Das 
Rundſchreiben enthält einen Aufruf an alle im Auslande wohnhaf: 
ten Griechen, indem es ihnen erflärt: es handle fih um bie fehr 
bebroßte Unabhängigfeit bes Vaterlandes. 


. San. Der Minijterrath beräth über die Antwort auf bie Declaration 


ber Parifer Eonferenz: 4 Minifter erflären fih für, 3 (morunter 
ber Minifterpräfivdent Bulgaris) gegen Annahme berjelben. 

„ Die legten Freiwilligen, 130 Mann, langen von Bandia mit 
Betropulafi Sohn wieder in ber Heimath an. 

„ Graf Walewsti überreicht bie Declaration Namens ber Barifer 
Conferenz der griechiichen Regierung unter Anſetzung eines Termine 
von acht Tagen für die Antwort (j. allg. Ehronif). 

„. Die Beiträge zu dem freiwilligen Anleben von 100 Mill 
Dradinen haben in Griechenland felbft kaum 100,000 Dramen 
ertragen. Auch bie Griehen im Auslande find dießmal ziemlid, 
zurüdbaltend. Die militäriihen Rüftungen aber find fo ungenü- 
gend, daß einem Mari der türkifhen Armee unter Omer Paſcha 
bis nah Athen kaum großer Widerſtand begegnen würde. 

„— 2. Febr. Berathungen bes Minifteriums über bie ber Barifer 
Eonferenz zu ertheilende Antwort. Ein Antrag, bie Frage einer 
allgemeinen Abftimmung zu unterwerfen, wirb nicht genehmigt. Das 
Miniftertum weigert fi) jhließlih, bie Declaration zu unterzeichnen 
und gibt dem König feine Entlaffung. 


5. Sehr. Die Bildung eines neuen Minifteriums bietet große. Schwie: 


rigfeiten.. Die Parifer Conferenz gefteht daher eine Verlängerung 
ber für bie Antwort auf die Declaration angeſetzten Friſt zu. 


„ Bildung eines Miniſteriums Zaimis, das fih den Beſchlüſſen 


der Parijer Conferenz unterwerfen will, Der Entſchluß wird ber 


Bevölkerung durch eine von ſämmtlichen neuen Miniftern unterzeich⸗ 
neten Broclamation mitgetheilt: 

„Mitbürger! Bon dem König zur Regierung des Staates berufen in 
einem YAugenblid, wo euere Vertreter nicht gegenwärtig find, wenden wir uns 
on eu, um euch die Umſtände zu erklären, unter denen wir die Aufgabe 
angenommen, und den Zuftand, in dem wir die Bffentlihen Angelegenheiten 
gefunden haben. Seit drei Jahren ſchon bewegte die Stimme eines Bruder» 
volles das Herz jedes Hellenen, und diefe Stimme konnte auch das Herz der⸗ 
jenigen, welche die Ungelegenheiten des Baterlanves Ientten, nit unempfindlich 
finden. Deßhalb habt ihr euh alle und fo auch unſere Vaterlandegenofien 
in der Fremde beftrebt, denen eure Hülfe zu gewähren, die darum flehten, 
und die Wünfche der Negierenden haben fih mehrfah und auf alle Weile zu 
ihren Gunften fund gegeben. Diele Umſtände haben gegen uns von Seiten 
eines Nachbarſtaates Klagen hervorgerufen, als Hätten wir durch unjere Dul⸗ 
dung oder durch unfere Handlungen die uns auferlegte Neutralität verletit. Aber 
bon Anfang an und bis in die neuefte Zeit find diefe Klagen, inner wider⸗ 
legt, niemals mit Nachdruck aufrecht erhalten worden, Indeſſen meinte endlich 
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die ng des Sultans, wegen diefer Begebenheiten ihre Beziehungen v 
Griechenland abbrechen zu müflen, und während der Gefanbte der kstc: 
Bforte zu Athen am 4. Dec. vom Minifter der auswärtigen 

Griechenlands jeine Paſſe forderte, um unjere Hauptſtadt zu verlaken, icı 
Eyra, die betriebfamfte Handelsflabt von Griechenland, bereit am 2 Te 
den türkiſchen Admiral Hobart mit türkiſchen Kriegsfahrzeugen umter icır 
Befehl die Dampfichiffe einer Handelsſchifffahrts⸗Geſellſchaft verfelgen, we. 
die auffländiiche Inſel verproviantirten, und den Hafen biokirn, wm ür 
Fahrten nad Kreta zu verhindern, mit dem Zweck, die bie- 
Inſel dur den Hunger zu erzwingen. So wurde die Blokade des Keim 
von Eyra vollzogen, jo unterbradhen die Dampfſchiffe, welche Kreta ax 
Gefahr mit Lebensmitteln verjorgten, ihre Reifen, jo wurde Kreta ausge: 
gert, und fo kam es, daß die Stimme des Brudervolks, welche jeil Ir I: 


zen je helleniſche Herz bewegte, fih nicht mehr hören ließ. Wie grerh 
ie 


egeifterung war, welche diefeß Volk belebt, wie ſchwer auch tue Er 
der Trauer if, die feine Seele umhüflt, feine Stimme verftummte nad 5 


nach, und in dem Augenblick, wo wir zur Regierung des Staats beric= 


werden, if diefe Stimme beinahe verſtummt. So iſt das helleniſche &c:- 
verlegt worden; diefe Verlegung wurde von der ganzen Ration jhme;:ız 


empfunden, weil Griechenland nicht die Mittel hatte dieſe Gewaltihat zum: 
iuweilen, noch auch feine Ehre zu rächen. Mitbürger! Wir erzäßlen mar: 


egebenheiten mit völliger Offenheit unter der Wucht des Schmerzes, her=: 
und wünjchend, daß diefe Offenheit für die Zufunft bei NRegierenden und x» 
gierten Vorficht entwideln möchte. In der That, wir zählen fedhsundarei-: 
verflofiene Jahre jeit der Einfegung unferer erſten Dynaſtie, und deck hei vr 
griechiſche Regierung fi in der traurigen Rothwendigkeit gejehen, die Ver⸗ 
legung helleniſchen Gebieis dulden zu müffen, aus Mangel an Mitteln, um 
fie zurückzuweiſen. Während diefe Ereigniffe in Griechenland ſtattfanden, ge: 
gen Europa den Wunſch nad Erhaltung des europätichen Friedens und ncH 

ejeitigung jedes Anlafſes kund, der ihn flören könnte. Die drei Grieche⸗ 
land ſchühenden Mächte, und mit ihnen die drei andern mitunterzeichnenden 
Mächte des Vertrags von 1856, der die Antegrität der Türkei garantırt, 
befaßten fi mit der Unterſuchung diefer Zwiſtigkeit. Durch ihren Ausipra 
haben fie einige der gegen uns aufgeflellten lagen als begründet anerlanz:, 
indem fie unfere Handlungsweije einer Hinreikung dur den PBatriotismus 
zuichrieben, und uns für die Zukunft die Beobachtung von Regeln auferlegten. 
welche die Parifer Gonferenz als gleihmäßig bindend für alle Regierungen 
betrachtet. Dieje Regeln find die folgenden: Griechenland muß fi fernerti: 
enthalten, zu fördern oder zu dulden: 1) die Bildung aller Banden auf ie» 
nem Gebiet, die in Abficht eines Angriffs gegen die Türkei recrutirt werden: 
2) die Ausrüftung von bewaffneten Fahrzeugen in feinen Häfen, die beſtimm 
wären, irgend einen Aufftandsverfudh in ber Türkei zu unt Kine 
Ausipruch der Conferenz wurde dur ihren Präfidenten, den Minifter ve 
auswärtigen Ungelegenheiten Frankreichs, dem Minifter der auswärtigen 4r- 
gelegenheiten Griechenlands mitgetheilt, und Griechenland wurde durdh dir: 

ittbeilung aufgefordert : in der Woche, welche der Uebergabe dieſer Schrife 
ftüde folgte, feine einfache Zuſtimmung zu der Entſcheidung der Conferen; 
und feinen Entſchluß, ſich derjelben zu fügen, kundzugeben. Durch daſſelbe 
Schreiben theilte der Minifter des Auswärtigen von Frankreich, Präfident ver 
Conferenz, der griechiſchen Regierung mit, daß, wenn dieſe legtere ihre Zu⸗ 
fimnmung zu der Eniſcheidung der Gonferenz und ihre Wbficht kundgeben 
würde, dieſelbe zu beobachten, die Türkei ſich verpflichte, in Bezug auf Brie 
chenland auf die in ihrem Ultimatum angekündigten Maßregeln zu verzichten, 
und daß die Wiederaufnahme der diplomatifchen Beziehungen zwiſchen Grie 
chenland und der Türkei als damit zu ‚Recht beftehend betrachtet werde 
wirbe; daß aber, wenn Griechenland fi weigern follte, den Beſchlüſſen der 
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Conferenz Folge zu leiſten, dieſe es den Conſequenzen des von ihm angenom⸗ 
m enen Berhaltens überlaffen werde. Gleichzeitig mit dieſem Schreiben des 
Miniſters der auswärtigen Ungelegenheiten von Frankreich, und auch nachher 
ermpfahlen die Rathſchläge und Ermahnungen verfchievener Souberäne und 
Hegierungen, die von allen Seiten ſowohl an die diplomatiſchen Agenten Sr. 
Moajeſtät an den verichiedenen Höfen von Europa, als au an die Regierung 
feübſt gerichtet wurden, Griechenland, ſich der Entſcheidung der Conferenz zu 
fügen, und zeigten uns deutlich die ernften Gefahren, welde uns im Fall der 
Weigerung bedrohten. Inzwiſchen if vier Tage nach Empfang der in Rede 
Ftebenden officiellen Actenftüde eine Miniſterkrifis eingetreten, welche heute en» 
Dete, indem Se. Maj. uns berufen bat, die Zügel der Regierung zu über- 
nehmen, und morgen ift der lehte Tag, der und von dem Präfidenten der 
Eonferenz gewährt it, um zu antworten. Nachdem wir fo eine genaue Ueber⸗ 
ſicht der Eonferengbeichlüfie gegeben haben, können wir nicht umbin, aud bes 
merklich zu maden, daß, iR peinlich es auch für Griechenland ift, ſich bei 
jenen zwei Bebingungen beruhigen zu müſſen, doch damit feine Zukunft nicht 
gebunden und fein Streben nicht erftidt if. Aber wenn mir uns ieigerten, 
den GEonferenzbeihlüffen beizutreten, jo wäre uns nichts anderes übrig geblie- 
ben, als Krieg gegen die Türkei, ein Krieg, bei dem wir uns leider ohne alle 
WB orbereitung in Betreff der Flotte, und nicht genügend gerüftet finden würden 
für einen Kampf zu Lande. Der Nationalvertretung, melde aus wahrhaft 
freien Wahlen hervorgegangen fein wird, wobei die Regierung kein Mittel der 
Beeinfluffung, weder ein erlaubtes, noch ein unerlaubte, zur Anwendung 
bringen will, werden wir ausführlih darlegen, wie viel Kriegsmaterial fich 
gegenwärtig in unferen Entrepot3 befindet, und wir werben ihr genaue Mit- 
theilungen maden über den Stand der Land» und Seearmee, ſowie über alle 
andern zu einem Feldzug erforberliden Dinge Wir haben gemeint, e8 hiebe 
unfer unglüdliches und beißgeliebtes Vaterland verrathen, wenn wir e8 den 
Zufälliigleiten eine Krieges ausfegen wollten, zu einer Zeit, mo einerſeits un« 
fere Armee weder hinreichend gerüftet, noch binreichend ſtark if, wo das Land 
der zur Bewaffnung erforderlichen Mittel entbehrt, und two anderſeits ganz 
Europa jeden Berfuh der Störung des allgemeinen Friedens mit ungünftigem 
Blick anfieht. Bei einer folgen Lage der Dinge durften wir nicht zaubern 
weber in dem, was zu beſchließen mar, noch in der Frage, wie gehandelt wer⸗ 
den mußte. Angeſichts fo vielen unvermeidlichen Unheils konnten wir nicht 
anftehen, den Eonferenzbeichlüfien unſere Zuftimmung zu geben. In Dielen 
ſchwierigen Zeiten hat nur das Gefühl unjerer Pfliht gegen da8 Vaterland 
uns beftinmt, die Mifjion, welche der König ung anvertraute, nicht abzuleh⸗ 
nen. Unſere Pflichten gegen das Baterland zwingen uns, der in Paris ver⸗ 
fammelten Eonferenz fo zu antworten, wie wir es thun, fo ſchwer es ung 
auch fällt, uns barein zu ſchicken. Eben dieſe Pflichten gebieten uns, unferer 
Antwort eine Auseinanderjegung der Rechte und Anſprüche Griechenlands 
beizufügen; wir werden hierin nichts verfäumen. Bol Bertrauen zu einem 
Furſten, der durch den einmüthigen und frei kundgegebenen Willen der Ration 
erwählt worden, der unjere Öffentlichen Freiheiten achtet und nichts mehr im 
Herzen trägt, als den Ruhm und die Größe unſers gemeinfamen Baterlands, 
rufen wir alle für ihn den Schug des Höchſten an, und richten wir unfere 
Gebete zum Himmel, daß unfere ſchmerzlichen Prüfungen uns belehren und 
uns dazu dienen mögen, künftig das zu thun, was das dienlichſte und wirk⸗ 
famfte il. Athen, 25. Jan. / 6. Febr. 1869. Th. U. Zaimis, Präfident. 
x. P. Delliiannis, A. Pezzaly. Be Saravas. U. D. Avigherino. 
S. Sutzo. De Tringheta. 

Antwort an die Pariſer Conferenz: „Mein Vorgänger, Hr. P. 
Delijannis, hat mir den Brief eingehändigt, welchen Sie ſo gut waren, am 
20. Jan. an ihn zu richten, ſowie ferner die demſelben beigefügte Erklärung 
der Bevollmächtigten der ſechs europäiſchen Großmächte, welche in Paris zu 
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21. 


29. 
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einer Gonferenz zuſammengetreten find, um in verſohnlichem —* 
Griechenland und der Turkei entftandene "Differeny zu prüfen. Das Exgrirk 


aufgenommen worden, und da die Minifterkrifis rere Tage anbeit, wur 
es während dieſes Zeitraums unmöglich, den Brief . Excellenz u bes 
worten. Bas Cabinet, welchem ich anzugebören die ehre babe, hat es für ex 
Pflicht erachtet, ſofort nach ſeiner Bildung ben Inhalt der Erflärung und Ir 
Mittbeilung in Erwägung zu gieben. Die Regierung des Königs Kt mi 
Bedauern wahrgenommen, daB Gr. Majeſtät Geſandier in Paris mi m 
Stande war, an der Arbeit der Eonferenz eilgunegmen, be ber. untergeoriaem 
Stellung wegen, welde ihm, dem Bevollmächtigten der Türf ——— — > 
gewiefen worden war. Angeſichts ber Einftimmigleit der —— — 
Großmachte und Ihrer eigenen Erklärung, welige dabin lautet: daß be % 
vollmädhtigten die Debatte von den Thatjachen ablenkten, und nur Die Br 
hal hungSmaßregein nieberzulegen beabfichtigten, welche die Beziehungen eida 
Oriechenland und der Türkei leiten follen, beeile ih mid, Ihnen mritzutheiln. 

daß die Regierung den in der Erflärung der Eonferenz enthaltenen allgem 
nen Örundjägen internationaler Rechtswifienfchaft beipflichtet, und entidleten 
ift, ihre Haltung mit denjelben in Einklang zu bringen. Indem id; Em. Er 
um bie Freundlichkeit erſuche, dieſe zuftimmende Erflärung zur Kemmniß de 
Gonferenz gelangen zu laflen, gebe ich mid der Hoffnung hin, daß bie * 
Großmächte, mit Würdigung der Schwierigkeiten der Lage, Ruckficht 
auf das Verlangen Griechenlands: fi ihren Wunſchen zu fügen und, jo Fr 
in feiner Kraft fleht, zur Erbaltung des allgemeinen Friedens beizutragen 
Senchmigen Sie u. |. w. (Gez.) Theodor P. Delijanni.* 

Gebr. Walewoki reift mit ber Antwort auf bie Declaration wieder 
nad Paris ab. 
„ Tie Regierung verorbnet, baß bie Truppen ihre Kriegdauf 
ftelung verlaflen und ihre früheren Stanbquartiere wieber beziehen. 
„ Säluß ber Parifer Eonferenz (f. allg. Ehronif). 
„» Die no in Griechenland gebliebenen candiotiſchen Familien 
verlangen, nah Haufe zurüdzutehren. Die franzöftiihe Gejanit: 
haft erflärt ſich bereit, ihnen dazu franzöflihe Schiffe zur Ber: 
fügung zu ftellen. | 
„ Der König unterzeichnet vorläufig das Decret zur Auflöfung ber 
Kammer. Die Veröffentlihung fol indeß erft fpäter erfolgen. 


. März Die Ueberführung ber noch zurüdgebliebenen Kreter in ihre | 


Heimath auf franzöfiihen Schiffen beginnt mit Eifer. Es fin 
noch ca. 30,000 Seelen zurüdgeblichen. 

„ Rhangabe wirb zum griehiihen Geſandten in Konftantinopel 
ernannt. Einftweilen gebt Kalergis als Geſandtſchaftsſecretär ta 
bin ab. 
„ Das Decret zur Aufldfung ber Kammer wird publicht. Die . 
Neumablen find auf ben 28. Mat anberaumt. 


April. Ein Bericht des Finanzminifters conftatirt bie elenbe Finanz 
Inge, bie, ſchon früher nichts weniger als befriedigend, von Bulgaris 
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noch vollends zerrüttet worben iſt. Die Ordnung derſelben ers 
ſcheint entſchieden als die erſte, aber auch ſchwierigſte Aufgabe des 
neuen Cabinets. 


. Mai. Die Wahlen zur Nationalverfammlung ergeben eine totale 
Nieberlage ber Partei Bulgaris. Die Regierung kann mit bem 
Reſultat berfelben zufrieben fein. 


- „ Die Ueberführung ber noch gebliebenen Kreter ift beenbigt. 
_ 5000 Seelen haben ſich definitiv in Griechenland angejiebelt. 


. Suni. Die Blokadebrecher Enoſis und Kreta, in Wahrheit ſchon 
| lange Eigenthum ber Regierung, gehen nunmehr auch officiell in 
| ihren Beſitz über. 

"2. Eröffnung ber Kammer. Thronrede bes Königs. 


.. Juli. Tie Sammer wählt mit 96 gegen 67 Stimmen ben mini: 
fteriellen Candidaten Ehriftides zu ihrem Präfidenten. 


— Aug. Die Kammer votirt mit 96 gegen 40 Stimmen bie Antworts⸗ 
" abreffe im Sinne bes Miniſteriums. 


af. Sept. Das Tretenfifde Kentralcomit6 veröffentlicht einen Bericht 
über feine breijährige Thätigkeit jeit dem Ausbruche bes Fretenfiichen 
Aufftanbes. 
Diefem Berichte —F beliefen fich die Beiträge an baarem Gelde im 
Ganzen auf 8,908,641 Drachmen. Bon dieſer Summe kam der größte 
Theil aus dem Königreihd Griechenland, außerdem von außerhalb des 
Königreichs Lebenden Griechen 1,982,341 und bon Philhellenen 363,503 Zr. 
Dielelben floffen aus allen Gegenden der Erde, aus Europa, Aften, Amerita, 
Afrika, jogar aus Auftralien; aber Rußland, die Türkei, die Tonaufürften- 
thümer, Aegypten und England nahmen die erften Stellen ein. Der Phil⸗ 
hellenismus in Deutichland hat fi jeit 1821 bedeutend vermindert [aus be⸗ 
greifliden Gründen], denn auf Deutiland mit Oeſterreich kommen nur 
96,131 Dradmen, wovon noch der bei Weitem größte Theil von den dort 
Iebenden Griechen. Außer dieſen Geldbeiträgen kamen aus allen Rändern 
' gan anze Shiffsladungn mit Waffen, Munition, Mehl, Zwiebad, Kleidern, 
eder, chirurgiſchen Inftrumenten, Arzneien und Gharpie, darunter zwei 
Schiffe, „Arlabi“ und „Enofis*. Unter den Ausgaben nehmen die erften 
Stellen ein: für Waffen und Munition 1,237,166, für Lebensmittel 1,526,750, 
’ I Kleider und Schuhwerk 693,260, Transporttoften über 24 Mil. x. x. 
Dampfidifffahrten nah Kreta wurden im Banzen 90 ausgeführt durch bie 
- folgenden Ediffe: Hydra 2, Panhellenion 9, Arkadi 23, Kreta 10 und 
Enofis 46. dem Berichte find diejenigen Geld» und andern Beiträge nicht 
| enthalten, welche an andere Gomit6’8 und beſonders an das Hilfscomito für 
die kretenſiſchen Emigrantenfamilien abgejhidt wurden. 


B_ Zn 2 3 


7. Nov. Die Kammer ertheilt mit 93 gegen 2 Stimmen (bie übrigen 
enthalten fi) bem Miniſterium ein Vertrauensvotum. 
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26. Rob. Die Kammer volirt das Bubget. Bei ben Klum 
ergibt fi eine freilich nur Heine Majorität für bie Regie, | 


1. Dee. Die Kammer votirt bas Regentfcrftsgeich, w wenah . 
—— Prinz Johann v. Glüdsburg oder befien Braba Im! 


4. . Cin fol. Deere verfünhet ben vergeigen Sätuß be — 
ſeſſion, ſchon jeht ſtatt erſt am 18. Januar 187 





IV. 


Anßerenropäifhe Staaten, 


U — — 





Bereinigte Staaten von Hordamerika. 


.1. San. Das Nepräfentantenhaus wiberruft mit 119 gegen 47 Etims 


men bie fpeciell gegen ben abtretenden Präfidenten Johnſon erlafs 
jene Aemterbefeßungsacte. 


12 —13. „ Repräjentantenhaus: Debatte über die Annahme einer Art 


24. 


30. 


31. 


Protectorat über Haiti. Der Antrag wird jchlieglid mit 126 gegen 
35 Stimmen abgelehnt. 

» In Folge der neuen Amneftie bed Präjidenten Johnſon weit 
ber Staatsanwalt Evarts die Diftriltsanwälte an, alle Verfolgungen 
wegen Hochverrath und Rebellion einzuftelen. Auch bie gericht: 
liche Verfolgung Sefferfon Davids wird nunmehr befinitiv fallen 
gelafien. Die öffentlide Meinung erklärt fi bamit einveritanden. 

„ er Unionsgelanbte in London Reverdy Johnſon ſchließt mit bem 
engl. Minifter des Ausw. Lord Clarendon einen neuen Vertrag bes 
hufs Löſung der Mlabamafrage ab. England macht in bemjelben 
noch weitere Eonceflionen (j. England). 

„ Die Regierung übermadt dem Senat bie mit England abge: 
ſchloſſenen Verträge bez. Naturalijation unb bez. Löſung ber. Ala: 
bamafrage zur Ratification. Die öffentlide Meinung erklärt fich 
fofort mit dem erfteren, nicht aber mit bem letzteren einverjtanben, 
„ Senatorenwahlen in einer Reihe von Etaaten. In Miffouri 
wird der Deutihe Karl Schurz zum Senator gewählt. 

„ Tas Nepräfentantenhausg ermädtigt bie Diltrictseommanbanten 
von PVirginien, Mifjiffippt und Texas, alle eibvermweigernden Beamten, 
abzufegen und durch andere zu erjeben. | 

„ Das Repräfentantenhaus befchließt mit 147 gegen 42 Stimmen, 
daß Race: und Farbenunterfchiebe das Wahlrecht im ganzen Gebiete 
ber Union nicht beeinträchtigen bürften. 

„ Der Stantsfecretär Sewarb weilt ben Unionsgefanbten in Kon: 
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ftantinopel an, feine guten Dienfte (bonnes offices) währe it 
biplomatifhen Bruchs zwifgen ber Türkei und Griechenland m: 
treten zu laflen. 


1. Gebr. Das Nepräfentantenhaus lehnt mit 110 gegen 62 Etiman 


10. 


16. 
17, 


21. 


24. 


28. 


bie Einbringung einer Refolution für Annerion von Haiti wat 
©. Tomingo ab. 
„ Der Senat beſchließt, mit Rüdfiht auf ben Beſchluß bed Ke 
präfentantenhaufes vom 30. Januar mit 40 gegen 16 Siimen, 
es fei burh ein Amenbement zur PVerfaflung auszuſprechen, es tür 
fortan kein Unterfchieb mehr im Wahlrecht beftehen in Folge vca 
Geburts⸗, Farbe⸗, Eigenthums⸗ ober Glaubensverhältniſſen. 
„Die beiden Häuſer nehmen officiell die Zählung ber Etiumm 
für bie Präſidentenwahlen vor. Der Senat zählt dabei Georgi 
als reconftruirt mit, bas Repräientantenhaus in Folge ber inzwiſcher 
bort eingetretenen Vorgänge nicht. Bon practifhem Erfolge ift tie 
Differenz nidt. Grant und Eolfar werben als gewählt proclamit. 
Ein Ausſchuß beider Käufer überreicht Grant jeine Beſtallung zum Pe 
fipenten auf vier Jahre vom 4. Mir; an. Grant antwortete hierauf: 
kann Ihnen verfidhern, daß es mein Beſtreben fein wird, nur foldhe BES 
zu meiner Hilfe heranzuziehen, welche die nad) Ihrer Ausfage von dem Lande 
gewlinſchten Brundfäge verwirklichen werden; Sparſamkeit, Ginfchräntung, 
ehrlie Einziehung der Steuern und Gefälle und Abtragung der Gtocti 
ſchulden. Gelingt e8 mir nicht bei der erften Auswahl, fo werde id keinen 
Augenblick anftehen, mit der Zuftimmung des Senates welcher das Beläri- 
gungsrecht hat, eine zweite oder gar eine dritte zu treffen und nidht minder 
einen der don mir felbf als der von meinem Vorgänger angeftellten Beamtes 
abzufegen. Darin würde ich feinen Unterjhied machen. Darauf erklärt 
Grant noch, warum er bißher die Männer nicht bezeichnet Babe, aus melden 
er fein Gabinet bilden wolle, und warum er diefe nicht eher nennen mürde, 
als bis er um ihre Beftätigung beim Senate nachſuchen werdet Um ve 
Intriguen der Vereine und Clubs und den Berfuden derjelben, ihm ihre 
Candidaten aufzubrängen, zu entgehen. Es if die längfte Rebe, die Grant 
— gehalten. Er verräth das Beſtreben, fi) möglichſt über die Parteien 
zu erheben. 
„ Das Repräfentantenhaus Iehnt einen Antrag auf Befteuerung 
ber Staatsbonds (Kouponftener) ab. 
„Abſchluß eines Vertrags mit Columbia bez. Herftellung eines 
Canals durch die Landenge von Darien. 
„ Das Nepräfentantenhaus tritt bem Beſchluſſe bes Senats, das 
unbeſchränkte Wahlrecht der Farbigen durch ein Amenbement zur 
Berfaffung feitzuftellen, mit 140 gegen 33 Stimmen bei. 
„ Das Pepräfentantenhaus anerkennt mit 118 gegen 60 Stimmen, 
baß bie Union verpflichtet fei, bie Zinfen ihrer Staatsſchuld im, Gelb 
zu bezahlen. 
„ Der Senat tritt bem Beſchluſſe bes Repräfentantenhaufes be. 
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Goldzahlung der Bonds in etwas amendirter Faſſung mit 30 gegen 
16 Stimmen bei. 


;.Maärz. Das Repräfentantenhaus beſchließt, den Präſidenten zu er: 


mächtigen, ben Treiftaat Cuba anzuerkennen, fobalb fi bort cine 
factifche Regierung gebildet haben werde. 


Der Senat lehnt feine Zuftimmung zum Widerruf ber Aemier⸗ 
befetungsacte ab. 


„ Grant tritt die Präſidentſchaft der Union an. Antrittsrebe deſſelben: 

„Bürger der Vereinigten Staaten! Durch Eure Stimmen zum Umte 
des Präfidenten der Vereinigten Staaten erwählt, habe ih in Gemäßheit der 
Eonftitution unſeres Baterlandes den in diefer vorgeichriebenen Amtseid geleiftet. 
Ich babe diefen Eid geleiftet ohne innern Vorbehalt und mit dem Entichlufie, 
nad meiner beften Fähigkeit Alles, was er von mir erbeilcht, zu thun. Die 
Berantwortlichkeiten der Stellung fühle ich, nehme fie aber ohne Furcht auf 
mid. Ungeſucht ift das Amt mir zugefallen: ungefeffelt trete ich deſſen Pflich⸗ 
ten an mit dem gewifienhaften Berlangen und Entſchluſſe, e8 nad meiner 
beiten Fähigkeit auszufüllen zur Zufriedenheit des Volkes. Ueber alle die 
öffentliche Meinung beivegenden Hauptfragen werde ich ſtets dem Gongrefie 
gegenüber meine Anſichten außfpreden und auf deren Annahme meinem Ur⸗ 
theile nach dringen, und wenn ich e8 fiir rathſam halte, werde ich das con» 
flitutionelle Recht ausüben, ein Beto einzulegen, um Maßregeln, denen ich 
entgegen bin, zu vereiteln. Uber alle Gelee werden getreuli ausgeführt 
werden, fie mögen meine Billigung haben oder nicht. Ich werde in Bezug 
auf alle Gegenflände eine Bolitil zu empfehlen, aber keine gegen den Willen 
des Volles zu erzwingen haben. Gelege jollen für Alle gleihmäßig gelten — 
fowohl für die, welche denjelben entgegen, wie für die, weldde für fie find. 
3% Ienne feine wirkſamere Methode, den Widerruf ſchlechter oder ſchädlicher 
Geſetze zu ſichern, als deren firenge Wusführung Dem Lande, welches kürz- 


Ti eine große Rebellion Aberflanden, werden in den nädften vier Jahren 


viele Fragen vorliegen, mit weldden frühere Wominiflrationen niemals zu 
thun hatten. Um dieſelben zu erledigen, follten fie ohne Vorurtheil, Haß 
oder Parteiftolz ruhig gewürdigt werden, im Auge bebaltend, daß „das größte 
But für die größte Menge” der zu erreichende Zweck if. Dieß erfordert 
Sicherheit der Perfon, des Eigenthums und der religiöfen und politifchen 
Ueberzeugung in jedem Theile unſeres gemeinſchaftlichen Waterlandes, ohne 
Rüdfiht auf Iocales Vorurtbeil. Für die Durdführung aller Geſetze, welche 
dieſes Biel fihern, werde ich mit allen meinen Kräften Sorge tragen. Eine 
große Schuld wurde eingegangen, um uns und unjeren Nachkommen die 
Union zu erhalten. Für deren Bezahlung, Capital und Zinſen, fowie für die 
Rückkehr zur Baarzahlung, fobald dieß ohne weſentlichen Nachtheil für die 
Clafſe der Schulpner oder für das Land im Ganzen ausführbar, muß Yür- 
forge getroffen werben. Um die Rationalehre aufrecht zu erhalten, follte 
jeder Dollar der Bundesihuld in Gold bezahlt werden, außer wenn es in 
dem Gontracte ausprüdlich anders beftimmt if. If man erft davon über- 
zeugt, daß fein Repudiator auch nur eines Keller unferer Bundesſchuld mit 
einem Öffentliden Amte betraut wird, jo wird dieß weſentlich beitragen zur 
Kräftigung eines Erebits, welcher der befte in der Welt fein follte, und es 
uns ſchließlich möglich machen, unfere jegigen Schulbobligationen in andere 
mit einem niedrigeren Zinsfuß, als wir jegt zahlen, zu convertiren. Dazu 
gehört eine redliche Eintreibung der Bundesrevenuen, eine genaue Rechenſchafts⸗ 
— an das Schatzamt Über jeden eingenommenen Dollar und die größte 
ausführbare Einſchränkung in den Ausgaben für jeden Zweig der Regierung, 
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Wenn wir die jehige Sahlungsfähigfeit des Landes mit zehn, im else va 


Krieges no in Armuth befindlichen Staaten, die aber, wie ih übergzai :- 
bald zu größerem Wohlſtande als je zupor gelangen werden, vergleiden m: 
deſſen Zahlungsfähigkeit vor 25 Jahren, und darnach bereiinen, wie dire met-- 
ſcheinlich in 25 Fahren beſchaffen fein wird, wer lann Daran zweifeln, daß es zn? 
dann möglich fein wird, jeden Dollar mit größerer Leichtigkeit zu bezabler 
als wir jet für nusloje Luxusgegenſtände ausgeben? Scheint es mid. c': 


1 


—2 


ob die Vorſehung uns mit einer feſten Sparblchſe beſchenkt hätte, iaden 


toftbaren Metalle in den unfruchtbaren Bebirgen des fernen Weſtens veri#!- 
fen find, zu deren Aufſchließung wir jebt den Schlüffel ſchmieden, um !c 
nunmehr eingetretene Bebürfniß zu befriedigen? Schließlich mag es n-:- 
wendig werben, die Facilitäten, um zu diefen Schägen zu gelangen, zu we: 
mehren, und e8 mag ferner nothiwendig werben, daß bie Bundesregierung ;-: 


Sicherung diejeß Zuganges ihren Beiftand leiftet. Allein dieß follte nur tz | 
geichehen, wenn ein Dollar, im Schuldſchein verſchrieben, genau dielelbe Ir 


von Dollar fihert, die jest im Gebrauch if, und nit fräher. So lange de 
Frage in Betreff der Wiederaufnahme der Baarzahlung nicht entidnede. 
nimmt ſich der vorfichtige Geihäftsmann in Acht, in ferner Zukunft zahlder: 








Schulden einzugeben: die Nation follte derfelben Regel folgen. Ein damie: 


liegender Handel iſt wieder aufzurichten, und alle Induſtriezweige find zu e: 
muthigen. Die Jugend des Landes — diejenigen, welche dieſes Zeitalter bil- 
den und nah 25 Jahren berrichen werden — hat ein ganz bejonderes Anie- 
efie an Aufregterbaltung der Nationalehre. Ein kurzes Nachdenken darüber, 
welchen gebietenden Einfluß wir in ihren Tagen unter den Rationen der Erde 
aben werden, wenn fie nur fich jelbft treu bleibt, follte fie mit nationalen 
tolze bejeelen. Alle geographiſch, politifch oder religids von einander Ge 
trennten Tönnen fi in diefer nemeinichaftliden Empfindung vereinigen Bir 
die offentliche Schuld zu bezahlen, oder wie die Baarzahlung wieder aufır: 
nehmen, ift nicht To wichtig, als daß ein Plan dafür entworfen und bei Ne 
ſem ftehen geblieben werde. Ein gemeinfamer Entihluß zur That iR meh: 
werth, als divergirende Rathichläge über die Methode de Handelns. Geiet⸗ 
gebung über dieſen Gegenſtand dürfte jet weder nothwendig, noch ſelbſt rät 
lich jein, dieß wird aber werden, wenn daß bürgerliche Geje in allen Theile 
des Landes vollftändiger bergeftellt und der Verkehr in feine gewohnten 
Kanäle zurüdgelehrt fein wird. Es wird mein Beltreben fein, alle Geier 
ihren Behtimmungen gemäß auszuführen, alle angewielenen Einkünfte einzu 
treiben und fie gebührend zu verwenden. Ich werde nah meinem beim 
Willen nur Sole mit einem Amte betrauen, welche dieſe Abſicht auszuführer 
bereit find. In Bezug auf die auswärtige Politif würde ich mich den Nationen 
gegenüber ebenjo verhalten, wie das Geſetz der Billigfeit verlangt, daR fit 
Individuen gegen einander zu verhalten haben, und ich werde den gejeklieben- 
den Bürger ſchützen, fei er ein bier geborener oder von fremder Herkunft, ic- 
bald feine Rechte gefährdet find und foweit die Flagge unjeres Landes weht. 
Sch werde die Rechte aller Nationen achten, gleiche Achtung für unfere eigenen 
fordernd. Wenn andere im Verhalten zu uns bon dieſer Regel abweichen, 
dann dürften wir genöthigt werden, ihrem BBeilpiele zu folgen. Die paſſende 
Behandlung der Eingebornen dieſes Landes, der Indianer, ift eine Sache, die 
forgfältige Meberlegung verdient. Ich werde jedes Verfahren gegen fie begün⸗ 
ftigen, das ihre Givilifation, Chriftianifirung und fchließlihe Aufnahme in 
den Bürgerftand bezwedt. Die Stimmredisfrage ift eine ſolche, daß fie wahr- 
ſcheinlich das Bolt jo lange bewegen wird, als ein Theil der Bürger der 
Nation von diefem Rechte in irgend einem Staate ausgeichloffen iſt. Es cr» 
ſcheint mir ſehr wunſchenswerth, daß dieſe Frage jet erledigt werde, und id 
hege die Hoffnung und dbrüde den Wunſch aus, daß dieß durch die Rakificirung 
des 15. Amendements zur Gonftitution gejchehen möge. Zum Schluß bite 
id um gebuldige Nachficht eines Jeden gegen den Andern im ganzen Lande 
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send um entihloffenes Bemühen von Seiten jeven Bürgers, feinen Theil 
zur VBeleftigung einer glüdlihen Union beizutragen, und ich forvere die 
Ralion auf, für die glückliche Erreichung diefeß Zieles zum allmächtigen Gott 
zu beten.” 

Da vom Präfidenten Johnſon das von beiden Häuſern beſchloſ⸗ 
fene Geſetz bez. Bezahlung der Bonds in Gold nicht unterzeichnet 
worden ift, fo ift bafjelbe vorerft als gefallen zu betrachten. 


5. Dreärz. Präfident Grant ernennt fein erftes Cabinet: Wafhburne Staats: 


15, 


17. 


fecretär (Aeußeres), Shofield Krieg, Stewart Finanzen, Cor In: 
neres, Borie Marine, Creßwell Generalpoftmeifter, Hoare General: 
ftaatsanwalt. 

Die Außerften Flügel der beiden großen Parteien find nicht wenig über⸗ 
raſcht. Das neue Cabinet iſt zufammengefekt aus verhältnikmäßig jungen und 
im ganzen wenig befannten Perjönlichkeiten, die in politiiden Kreiſen als 
entſchiedene Anhänger der Meconftructionspolitit gelten, aber fi von allen 
extremen Schritten ferngebalten haben. 


„ Der Senat verweigert bem neuen Yinanzminifter Stewart feine 
Beftätigung. 

„ Tas Repräfentantenhaus fpricht ſich neuerdings mit 143 gegen 
16 Stimmen für Wideruf ber Nemterbefegungsacte aus. 


„ Au Wafhburne und Chofield treten als Miniſter zurüd, 
Grant ernennt nunmehr Fiſh zum Staatsfelretär, Ramlins zum 
Kriegsminifter, Boutwell zum Yinanzminifter und Wafhburne zum 
Geſandten in Paris, | 


„» Das Repräfentantenhaus befchliegt neuerdings die Goldzahlung 
ber Bonds (Schenk'ſche Finanzbill). 

„ Der Senat tritt ber Schenk'ſchen Finanzbill in ber Yaflung bes 
Repräfentantenhaufes bei. 


„ Präfibent Grant unterzeihnet bie Schenk'ſche Finanzbill nad 
dem übereinjtimmenten Befchluffe beider Häufer: 

‚Ein Geſetz zur Rräftigung des Öffentlichen Credits. Berfügt vom Senat 
‚und Repräfentantenhaus der Vereinigten Staaten von Amerika, im Congreß 
verjammelt, daß, um zu entfernen jeden Zweifel betreffs der Abficht der Re⸗ 
gierung, alle gerechten Verpflichtungen gegen die Stantsgläubiger zu erfüllen, 
und um wiberfprechende ragen und Yuslegungen der Geſetze, Traft welcher 
folde Schulbverpfliäätungen eingegangen wurden, zu enticheiden, hiedurch bes 
fimmt und erflärt werde, daß die Ehre der Ber. Staaten feierlich verpfändet 
ift für Zahlung aller unverzinslichen Obligationen der Ber. Staaten, befannt als 
Bereinigte Staaten-Roten, und aller zinstragenden Obligationen der Bereinig- 
ten Staaten in klingender Münze (coin) oder deren Yequivalent, außer in 
Fallen, wo das Geſetz, durch welches die Emiflion irgend ſolcher Obligationen 
autorifirt wird, ausdrüdlich vorſchreibt, daß diejelben bezahlt werden mögen 
in gejeglihem Gelde oder anderer Währung als Gold und Silber; aber 
feine dieſer zinstragenden Obligationen, die nicht bereits fällig, follen vor 
Derfall bezahlt oder eingeldft werben, außer dann, wenn Vereinigte Staaten- 
Roten nach Belieben des Inhabers in klingende Münze convertirbar find, oder 
Bundesobligationen, welche niedrigere Zinſen tragen, als die einzuldienden 
Obligationen, zum Pari⸗Curs gegen Ilingende Münze verkauft werden kon⸗ 
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Und vie Vereinigten Staaten verpfänben ferner feierlich ihre Ehre, % 
bald als thunlich für Einlöfung der Schagamtinoten im flimgenber Mir 
Vorforge zu treffen.” 


24. Mär, Der Senat willigt mit 37 gegn 16 Stimmen unmmck 
body in eine etweldhe Aenberung ber Aemterbeſetzungsacte. 

27. „ Tas Nepräfentantenhaus verwirft feinerjeits die vom Enz 
angenommene Mobification ber Aemterbefehungsacte ale ungenügen. 


31. „ Beide Häufer verflänbigen fi nach bem Antrage bes Gonferen: 
ausſchuſſes über bie Mobdification ber Aemterbefegungsacte weſemlie 


doch nad ber Faſſung des Senates. Grant unterzeichnet dieſelbe 
ſofort: 

„1) Jeder, der ein Civilamt inne hat, zu dem er nach der Amfſicht um 
mit der Zuftimmung des Senateß ernannt worden it oder ernannt were 
wird, bat das Mecht, diefes Amt für die Zeit zu behalten, für melde er az 
ernannt worden ift, außgenommen, daß er vorher mit Zuftimmung des Ee⸗ 
nates davon abgerufen wird, oder daß er gleichfalls mit Zuſtimmung de 
Senateß durch eine andere zu feiner Nachfolge beflimmte Perſönlichteit berz 
erjegt wird. 2) Während der Senat nicht tagt, hat der Präfident das Rab. 
auf feine Verantwortung jeden mit der Zuſtimmung des Senats ernemrn 
Givilbeamten zu fuspendiren, mit Uusnahme der Richter bei den Geriit- 
böfen der Bereinigten Staaten. Diele Suspendirung hat bis zum Gälı“ ‘ 
der folgenden ehien I des Senates Giltigleit. Der Präfivent kann zuglıis. 
mit dem Rechte des Widerrufs, Jedermann ernennen, der den Plag des ſu⸗ 
pendirten Beamten einnehmen ſoll. Derſelbe muß den —— Eid la 
ſten und die vom Geſetze verlangten Burgſchaften geben. Wahrend der Set. 
in welcher er die Stelle des fuspendirten Beamten innehat, bezieht er 
ganzes Gehalt. Der Präfident muß aber innerhalb der erſten 30 Tage nad 
dem Wiederbeginn der Seſſion des Senates Perfonen für die zur Zeit ber 
Erbffnung diefer Seſſion vacanten Aemter ernennen, mögen diefelben won zeit- 
weiligen Inhabern bekleidet werden oder nicht, ohne die Aemter zum Vergefer. 
deren Inhaber juspendirt worden find. Wenn der Senat während dieſer Exi- 
fion feine Zuftimmung zu einer neuen Ernennung verweigert, Die zu dem 
Zwede geſchehen ift, um den juspendirten Beamten zu erfegen, nur dann muf 
der Bräftdent, und zwar im Laufe derfelben Seflon, ohne jeden Verzug, 
andere Perfönlichkeit für diefes Amt ernennen.” (Diefer letzte Paffus iſt zu: 
eine mildere Wendung dafür, daß der Bräfldent dann den fuspendirten Beam 
ten wieder einfegen muß.) 





1. April. Der Senat von Columbia bat ben Vertrag bez. Durchſtechung 
der Landenge von Panama feinerfeits verworfen. 


8. „ Präſident Grant richtet eine fehr einbringlihe Botſchaft an br 
Congreß gegen bie Beibehaltung bes gegenwärtigen Zwifchenzuftantet 
in Birginien, Miffiffippi und Texas unb bringt auf Vefchleunigun; 
einer befinitiven Reconſtruction aud biefer ehemaligen Rebellen: 
ftaaten. 


9—10. „ Beide Häufer des Congreffes entfpredhen bem Berlanges 
Grants bez. Virginien, Miffiffippi und Texas. 

In Folge der Botſchaft Grants bringt der Reconſtructionßausſchuß des 

Repräfentantenhaufes Angeſichts der beorhehenben Bertagung des Gongreid 
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Bis zum December auf Betreiben Wutlers ohne Bögern einen Antrag ein, der 

Ä den Knoten zerhaut. Dem Präfidenten wird dadurch die Bollmadt ertheilt, 
in Birginien, Miſſiſſippi und Texas Abflimmungen über die Gonftitution, ganz 
oder theilweife, wie er es für gut befindet, vornehmen zu lafien und zugleich 
Wahlen für die gejeßgebenden Berfammlungen und Staatsämter gu veran- 
laften. Dieß alles geichieht unter militärifcher Aufficht, welche aber nur ein» 
zugreifen bat, wenn die Aufrechthaltung der öffentlichen Ruhe dieß verlangt. 
Ohne vieles Debattiren wird das Bejeg im Haufe gegen nur fehr geringe 
Oppoſition angenommen und an den Senat gefandt. Diefer fügt die Be⸗ 
Rimmung hinzu, daß die Geſetzgebung der betreffenden Staaten, bevor ihre 
Wieder-Zulaffung ſtattfinden könne, das 15. Amendement zur Gonftitution 
der Vereinigten Staaten ratificiren müßte. Hiemit ift das Repräfentantenhaus 
einverftanden und der Präfident unterzeichnet das Geſetz. 


3. April. Der Senat verwirft den mit England abgeichloffenen Alabama- 


vertrag mit 54 gegen bloß 1 Stimme, Rebe bes Senators Sumner: 

Sumner leitet feine Rede mit der Bemerkung ein, daß die Berwerfung 
eines Stantsvertrages im Ganzen ein feltenes Ereigniß jet, doch liege in dem 
Inhalte der vorliegenden Konvention die Rechtfertigung eines ſolchen Schritte. 
Statt den Hauptgrund der Beichwerde aus dem Wege zu räumen, lafie der 
Bertrag denjelben ganz aus dem Spiele. Es fei mit keinem Worte darin 
von Bedauern oder Anerlennung, noch auch von Entihädigung die Rede, und 
das ganze Document verratbhe die Eile ohne leihen, mit weldyer man die 
Sache vor dem Amtsantritt einer neuen Regierung zum Abſchluß zu bringen 
geſucht habe. Betrachte man den Inhalt, fo finde man, daß mit Uebergehung 
der Hanptfrage nur die Anſprüche von Individuen berüdfichtigt feien, wodurch 
früher ober ſpäter die eigentliche Beichwerde immer wieder zur Plage beider 
Länder zum Vorſchein Iommen müſſe. Redner wendete fi darauf vom Ber- 
tragsentwurfe dem zu, was er al& den eigentlichen Streit- und Ungelpuntt bezeich- 
nete, und entwidelt im Ganzen folgendes: Kurz nad Anfang der Rebellion 
erfannte die britiiche Regierung den Rebellen die Rechte einer Triegführenden 
Partei zu. Sie ihat das, obſchon damals die Rebellen weder Schiffe noch 
Priſengerichte hatten, und obgleich englifchen Autoritäten zufolge Triegführende 
Rechte nicht zuertheilt werden können, wo nicht die vorerwähnten Bedingungen 
zur Rriegführung gegeben find. In diefer PBroclamation lag der Anfang zur 
Schädigung des amerilaniichen Handels, und die einzige Rechtfertigung für 
diefen außergewöhnliden Schritt beruhte in der Anwendung eines unrichtigen 
Wortes. Präafident Lincoln erflärte eine „Blofade* ftatt einer „Schließung“ 
der ſudlichen Häfen, und England fügte darauf eine Neutralitätserflärung, 
die der einen Partei erſt die Macht und die Mittel zum Krieg, ja ihr, fo zu 
jagen, das Schwert in die Hand gab. Trotz aller Anftrengungen des ameri» 
kaniſchen Geſandten und des Gonfuls in Liverpool Tief durch die Schuld der 
brittiichen Regierung die Wlabama von Liverpool aus. Das Rauben und 
Sengen des Piratenichiffes verbreitete Fa Aber den ganzen Dcean, und alles 
Unheil, das von ihm ausging, hatte England verſchuldet. Es blieb nicht bei 
dem einen Schiffe, andere folgten, Schiffe auf engliihen Werften gebaut, bes 
waflnet, ausgerüftet und mit engliihen Matroſen bemannt. Rur die Com⸗ 
mandeure waren Rebellen, und einer von ihnen verbantte feine Rettung, als 
fein Yahrzeug am Sinken war, einer engliiden Yacht. Ein engliſches Paſſagier⸗ 
ſchiff jubelte der Alabama zu, als das Räuberihiff feine Bahn Treuzte, und 
das Unterhaus rief dem Erbauer der Alabama Beifall zu, als er John Brights 
und feiner Vorliebe für die Union fpottete. England veröffentlichte in aller Eile 
feine PBroclamation, ehe der amerikaniſche Geſandte eintraf, obſchon es Abſchaffung 
der Stlaverei auf feine Fahne geſchrieben, und „aufftändiihe Sklavenhalter 
wurden unterflügt und begannen unter dem officiellen Schug und den Segens⸗ 
wünjchen des der Sklaverei feindlichen England ihr verfluchtes Werl.” ekt, 
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wo e8 zur Abrechnung kommt, weiß England nur von ben Berlußten von Brisel 
perionen. Im übrigen wird nicht8 eingeräumt, kein Grundfag für die Zukunft irr. 


geſetzt, Tein Wort Über den Unwillen der Ration noch über eine Entichädigung der: ! 


jelben verloren. Statiftilen zufolge ftellen fih die Berlufte, welche das ammi!. 


Bolt als Nation durch die engliſche Broclamation erlitten, anf 111 Mil. Eck 


allein für den Handel. Allein es fieht daneben feſt, daß die Rebellen ohre 
Hoffnung auf engliſche Unterftügung, ohne englifche Zufuhren lange vor tem 
wirklichen Ende de3 Kriegs niedergeworfen worden wären. Die Unterdrädum 
der Rebellion hat der Union 4 Milliarden Doll. geloftet, 2,500,000,000 Tel 
bleiben heute noh als Rationalfchuld, und wenn England Schuld war, das 
die Dauer des Kriegs fi) über die Hälfte länger hinauszog, fo würde es ver 
jedem Gerichtshof die Hälfte der Koften aufgebürdet erhalten, wenn man nach 
Grundfägen der Billigleit urtheilm wollte. Im meitern erllärt Summer: 
er würde nicht dieje Angelegenheit zum Gegenftand einer Rede gemacht habaı, 
iwenn er nicht durch den Vertrag dazu genöthigt morben wäre Er wirft ic- 
dann einen Rüdblid auf die früheren Verhandlungen und bemerkt: die Sache 
würde längft erledigt fein, wenn nicht die englifche Regierung früher mätice 
Torderungen der Union zurückgewieſen hätte, und dadurd daS amerilamii* 
Bolt nadträglih ih von der Wichtigkeit der in Frage ſtehenden Interefßcn 
überzeugt hätte. Schließlich verweilt der Nebner noch mit Nachdruck auf ter 





Gerechtigkeit der amerikaniſchen Forderungen, äußert aber jeinerfeit® die An- | 


fit, jowie den Wunſch, daß e8 nit zum Krieg kommen werde. ber 2: 
Wahrheit müfe gefagt werben: England babe der Union ein fat unermeßliches 
Unheil zugefügt, und habe bis zur heutigen Stunde das noch mit einem 
Wort eingeftanden. Eine großmüthige Erklärung in diefer Hinfiht aber wurde 
den Anfang einer billigen und gerechten Zöjung und die befte Siderheit jerer 


— 


Harmonie zwiſchen zwei großen verwandten Nationen bilden, welche ein jeder | 


von Herzen herbeiwünjchen müſſe. 


15. April. Der Senat genehmigt den Naturalijationsvertrag mit Englant 


16. 


und verivirft auch jeinerfeit® ben Vertrag mit Columbia bez. Durd;: 
ftehung ber Landenge von Panama. 
Der Conyreß vertagt fih bis zum December. 


" 


Anf. Mai. Präfident Grant veröffentlicht einen Bericht bes Staatefecretärs 
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über die Zerftörungen der Piratenihiffe während tes Bürgerkriegs 
und ben baraus erwachſenen Schaben. Derjelbe wirb auf 13 Eis 
14 Mil. Dolars angefchlagen. 

„ Vollendung ber Pacific-Eifenbahn vom atlantifhen bis zum in: 
bilden Ocean. Das ganze Land nimmt an dem folgenreihen Er: 
eigniß Theil. 

„: Broclamation bes Präfidenten Grant, welde für ben noch nicht 
reconftruirten Etaat Pirginien Abftimmung über die neue Berfaj: 
fung und die Mahlen auf den 6. Aug. anberaumt, und frübzeitige 
Anordnungen über die Beilimmungen in Bezug auf bie Etimm: 
rechtlofigleit der Theilnehmer an ber Rebellion und auf ben abzu: 
legenben Eid ber Treue anorbnet. 

„  Motley geht als Geſandter nah England ab. Seine Inſtruc⸗ 
tionen gehen bahin, bie Alabamafrage vorerft ruhen zu Iaflen. 


Mitte Juni, Die Regierung verhindert Erpebitionen zur Unterftügung ber 


Snjurgenten auf Cuba. 
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Mug. Die neue Berfaffung von Pirginien wird in allgemeiner Ab- 
ftimmung angenommen. 


„Officiöſe Unterhandlungen mit Spanien bez. Abtretung Cubas 
führen zu feinem Reſultat. 


Dct. Ein Berfuh der republifaniigen Partei, den Etaat Newyork 
bei den Wahlen mit Hilfe der Deutſchen wieder zu gewinnen, miß⸗ 
Yingt. Die Wahl bes Gouverneurs und ber Legislatur fällt neuer: 
Dinge ganz demokratiſch aus. 


I. Dec. Wiederzufammentritt des Congreſſes. Botſchaft Grante: 

Zunächſt beſpricht der Präfldent die innere Rage und jagt: Bei der Unter» 
werfung der Rebellion jeien 11 Staaten ohne geſetzliche Regierung geweſen, 
eine große Schuld jei geichaffen worden, nnd der nationale Handel jei faft 
von der See vertrieben geweien. Der Eongreß babe loyale Regierungen ge- 
ſchaffen, die freie Arbeit beihügt und Mittel zur Bezahlung der Zinſen der 
Staatsihuld angewieſen. Sieben Staaten mit republifanischen Imftitutionen 
feien wieder in die Union aufgenommen worden, nachdem fie alle Borfchriften 
des Eongrefies erfüllt. In Georgien allein feien die farbigen Mitglieder von 
der Regislatur ausgeſtoßen und durch andere Mitglieder erjegt worden, denen 
die gejegliche Qualification mangle. Ber Congreß folle daher mittelft eines 
Geſetzes den Gouverneur von Georgien ermädtigen, die ausgeſtoßenen Mit- 
glieder wieder in die Legislatur einzuführen und alle den Reconftructionseid 
ſchwören zu laflen. In der Erziehung der befreiten Neger werden große Yort- 
jchritte gemacht; Aberall, wo fie einen billigen Lohn für ihre Urbeit erhalten, 
werden feine Klagen wegen Mangels an Betriebfamteit laut. Die für die 
Zinſen der Staatsihuld und andere Staatsausgaben ausgejegten Mittel waren 
für den Bedarf mehr als hinreihend; nur die Abnahme des Handels ift von 
dem Congreß noch nicht gebührend gewürdigt worden; darüber ſoll eine be» 
fondere Botſchaft an den Congreß gerichtet werden. In Birginien jei ein 
Bouverneur und eine Legislatur wieder eingejekt worden, und diefer Staat 
tönne nun wieder in die Union aufgenommen werben. lieber die Wahlen in 
Miſſiſſippi und Texas fei noch nichts belannt; der Präfident hofft, daß auch 
diefe Legislaturen jo handeln würden, da der Gongreß feine Zuſtimmung 
geben fönne. Unter den Uebeln, weldde noch von dem Kriege berftammen, ift 
auch das Papiergeld. Die Regierung ift verpflichtet, dem Volke ein Tauſch⸗ 
mittel von feflem unveränderlidem Werthe zu liefern. Dazu ift die Rücktehr 
zur Metallvaluta erforderlih. Damit jollte fofort begonnen und ſobald als 
möglih unter Berückſichtigung der Interefien derer, welche Geld ſchuldig find, 
diefe Operation zu Ende geführt werden. Eine unmittelbare Wiederaufnahme 
der Goldzahlung aber wäre, ſelbſt wenn ausfüährbar, nicht wünſchenswerth, 
denn fie würde die Schuldner zwingen, außer dem fchuldigen Betrag auch 
nod das Goldagio zu bezahlen, und Tauſende ruiniren. Die Schwankungen 
der Baluta find allen Intereſſen nachtheilig und maden den Geſchäftsmann 
unwilllürlih zum Spieler. Der Präfident empfiehlt, Maßregeln zu ergreifen, 
welche die Nüdtchr zur Goldvaluta fidern und den Schwankungen der Baluta 
ein Ziel fjegen; der einzig practiiche Weg jcheine ihm darin zu liegen, daB 
das Schagamt ermächtigt werde, daß Papiergeld bei Vorzeigung zu einen 
feften Preis einzuldien und das einmal eingelößte außer Eirculation zu halten, 
bis es wieder gegen Gold verlauft werde. Die Hilfsmittel der Nation follten 
ihren Credit zu dem beften in der Welt maden, denn jelbft bei geringern 
Steuern als die, welche jeit ſechs Jahren befländen, könne die Schuld binnen 
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zehn Jahren abgetragen werben; allein es fer gar nicht münfchenswerih, de 
hoben Steuern beizubehalten, um die Schuld mit folder Eile zu tilgen Tr 
Zeit, in weldder die Regierung die fünf» und jechöprocetigen Bonds fünb’em 
tönne, fei bereit8 gelommen, und die Periode rüde heran, in welcher bir gegen: 
wärtig auäftehenden Bonds dur niedriger verzinste, die nicht mehr ai: 
44 Proc. trügen, erjeßt werden können. Um dies zu beiwirfen, werde es er⸗ 
forderlidh jein, zur Binszahlung an mehreren europäiſchen Pläßen zu autor: 
firen. Auch mit den Zolltarif und den inneren Steuern babe der Eongre 
fi zu beſchäftigen. Die Einnahmen überftiegen da3 Erfordernig und könnte 
herabgelett werden, da die Eonjolidirung der Staatsihuld auf einen niebrigeren 
Zins die jährlichen Ausgaben vermindere.e Man könne fofort die Stenern 
um 60 bis 80 Millionen Dollar und künftig noch weiter herabſetzen. Die 
Ueberſchüſſe hätten die dem Tilgungsfonds beftimmte Quote Rberfliegen, mi 
wenn man fie in die Schatzkammer einiperre, jo vermindere man die Gel. 
eireulation; man fei daher darüber einverftanden geweien, fie auf den Unlar 
von Bonds zu verwenden. Die in diefer Weife rüdgelauften 75 Millione 
follen dem Tilgungsfonds übergeben werden. Da die Vereinigten Siacdte 
die freiefte aller Nationen find, fo ſympathiſiren fie mit allen Böllern, di 
für die freiheit kämpfen, drängen aber darum widerfitebenden Rationen ihre 
Anficht nicht auf und enthalten fi) ohne fpecielle Aufforderung jeder Theil⸗ 
nahme an den Streitigkeiten. Bor nun einem Jahre bat eine werthuofe 
ſpaniſche Provinz, für welche wir ein hohes Intereſſe haben, einen Kampf für 
ihre Unabhängigkeit begonnen. Das Bolt und die Regierung der Bereimigtm 
Staaten fühlen ebenfo warm für das Volk von Cuba, wie fie für die früheren 
ipanifchen Eolonien während der Kämpfe derfelben gefühlt haben, allein der 
Kampf auf Euba hat bisher noch feine Ausdehnung erreicht, welche ihn zu 
einem Krieg in dem Sinn des Völkerrechtes gefaltet hätte, oder bei dem die 
Sinfurgenten zu einer de facto politifchen Organijation gelangt wären, die 
eine Anerkennung derfelben als einer Triegführenden Macht gerechtfertigt hätte. 
Der Orundjag wird indeß aufrecht erhalten, daß die Ration der eigene Richter 
darüber ift, warn die Nechte Kriegführender zuerkannt werben follen, jei « 
einem Volke, daß von einer Regierung fich befreien will, die ihm drüden) 
fcheint, jei e8 Nationen, die im Kriege gegeneinander fi) befinden. Die Ber 
einigten Staaten find nicht geneigt, fi in die Beziehungen Spaniens zu feinen 
amerikaniſchen Golonien einzumifchen; fie glauben vielmehr, daR die Zeit kom⸗ 
men wird, in weldher Spanien und andere europäiſche Mächte es im eigenen 
Intereſſe finden werden, diefen Verbindungen ein Ende zu machen und ihre 
gegenwärtigen Befizungen als unabhängige Staaten in die Bölkerfamilie ein⸗ 
treten zu lafien. Schon jetzt werden dieſe Befikungen nicht mehr wie, früher 


als Gegenftände betrachtet, die fi von einer europäifchen Mat ar eime an - 


dere übertragen lafien; die Golonien werden vielmehr, wenn ihre gegenwärtigen 
Beziehungen aufgehoben werden, unabhängig und können fi ihre Tünftige 
Stellung zu anderen Staaten jelber wählen. Um dem Blutvergießen auf 
Cuba Einhalt zu thun und aus nachbarlichen Interefien haben die Bereinigten 
Staaten ihre Vermittlung angetragen, die indeß zurüdgezogen wurde, als 
Spanien die für Cuba allein annehmbaren Grundlagen zurückwies. Doch 
jei zu hoffen, daß die guten Dienfte der Union fi) noch vortheilhaft erweiien 
würden für bie Schlihtung des unglüdlichen Zwiſtes. Ungeſetzliche Erpeditionen 
nad Cuba wurden angehalten und die Neutralitätsgejege, fo unangenehm bieie 
Aufgabe aud war, plinktli vollzogen. In Waſhington werde im Kaufe des 
Winters eine Friedenscommilfion von Spanien, Peru und Ehile zum Yus 
glei ihrer Streitigfeiten unter Vermittlung der Vereinigten Staaten tagen. 
Auf Reclamation des Gefandten von Peru feien die für Spanien. erbauten 
Kanonenboote angehalten worden, da aber Peru in der Sache nichts weiter 
getan, fo habe der Präfident das Eigenthum einer befreundeten Ration nict 
weiter anhalten Lönnen und die Sache den Gerichten übergeben müflen. Ti 
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zu Ende der Iekten Wominiftration mit Großbritannien unterzeichnete Con⸗ 
vention, betreffend die Ausgleichung aller gegenjeitigen Aniprüche, wurde vom 
Senat nit ratificirt; Zeit und Umftände waren der Annahme derfelben durch 
das Volk der Vereinigten Staaten ungünftig, und der Inhalt der Convention 
war ganz ungenügend zur Abmachung des vielen Unrechts, welches die Res 
gierung und die Bürger der Dereinigten Staaten erlitten. Der Schaden, 
der und durch die Haltung Großbritanniens während des Krieges entftanden, 
befteht in den höheren Berfiderungsprämien, die wir zu bezahlen hatten, in 
der Verminderung unferer Ein- und Ausfuhr, in den Hindernifien, welche 
unjerer Induftrie in den Weg gelegt wurden, in den auf unferen auswärtigen 
Handel geübten Wirkungen, in der Abnahme unjerer Handelömarine, welche 
auf England überging, in der dadurch bewirkten Verlängerung des Krieges 
und den dadurd vermehrten Opfern an Menſchen und Gel. Solde Streit- 
Tragen können nicht abgethan werden wie commercielle Fragen, die zwiſchen 
Nationen auftauden. Kein Wort war in der Convention zu finden, das auf 
die Unfreundlichkeit Bezug nahm, welde Großbritannien uns während unferes 
Kampfes um die Eriftenz gezeigt hatte. Eine foldye Convention konnte nicht 
zu einem herzlichen und freundlichen Ausgleih führen, weldden wir mit Groß» 
britannien herbeizuführen wünjchen, und der Senat handelte daher weile und 
im Intereſſe des Friedens, als er fie verwarf und damit einen vorläufigen 
Schritt that zur Herftelung herzlicher Freundſchaft zwiſchen beiden Staaten. 
Ein empfindliche und feiner Macht fi bewußtes Volt erträgt lieber ein großeß, 
ungebüßtes Unredt, als ein Abkommen, daS weder feinen Ideen von Gerechtig- 
keit, noch der Größe jeiner Beſchwerden entipriht. Der Präfident hofft, daß 
bald die Zeit kommen werde, mo beide Regierungen an die Loſung dieſer 
hochwichtigen Frage herantreten können, mit voller Würdigung der Ehre beider 
Nationen und mit dem Entſchluß, nit allein ale Beichwerden aus der Ber- 
gangenheit Hinwegzuräumen, ſondern auch den Grund zu legen zu einem 
Völkerrecht, das künftigem Streit vorbeugt und dauernden Frieden und Freund» 
ſchaft ſchafft. Diek ſei die einzige Streitfrage von Wichtigkeit, welche die 
Der. Slaaten 3. B. mit fremden Nationen hätten. Die franzöſiſch⸗atlantiſche 
Kabelcompagnie babe das Verſprechen gegeben, ſich den Geſetzen des Eongrefies 
zu fügen und ihren Einfluß aufzubieten, um von der franzöſiſchen Regierung 
das Recht, amerifaniiche Kabel in Frankreich landen zu dürfen, zu erlangen. 
Der Präfident bedauert, daß bis jeht die Gonceffion der franzöfiichen Com⸗ 
pagnie noch nicht modificirt worden und ihr exclufives Brivilegium an den 
franzöfiigen Küften noch beftehe und empfiehlt daher dem Congreß, die Rechte 
amerifanijher Bürger und die Würde der Nation gegen ſolche Anmaßungen 
zu fügen. Der Präfident will überhaupt dur Verhandlungen die Ab⸗ 
Ihaffung der Monopole telegraphifcher Kabel zu bewirken ſuchen. Ber Prä⸗ 
fident fommt nun auf die Naturalijationsfrage und bemerkt, daß Leute nad 
den Bereinigten Staaten kommen ohne andere Zwede, als fi naturali» 
firen zu laſſen, und dann nah Haufe zurüdfehren, wo fie den Wechſel ihrer 
Rationalität verjchiweigen und erfl, wenn Zerwürfniſſe entftehen, damit hers 
bortreten. Während nun der bona fide naturalifirte Bürger zu jedem Schuß 
berechtigt ſei, müſſe Borforge getroffen werden, zwiſchen ihm und Solchen, die 
fraudulöfe Anfprüche erheben, zu unterfcheiden. Zum Schuge der Auswanderer 
eınpfiehlt der Präfident aud die Vereinbarung eines Vertrags unter ſämmtlichen 
maritimen Mächten; zu diefem Zweck würden Einladungen ergehen an die 
europäiſchen Mächte, daß fie ihre Repräfentanten in Waihington zu Verhand⸗ 
Iungen betreff5 der Eonftruction und Berproviantirung der Auswandererichiffe 
bevollmädhtigen. 


7. Dec. Congreß: Jahresbericht des Finanzminifters. Derſelbe empfiehlt, 
bie 5— 20er Bonds im Betrage von 1200 Millionen Dollars durch 
brei Serien (zu je 400 Mil.) neuer, fteuerfreier, in 15, 20 und 
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25 Jahren rüdzahlbarer, hochſtens AU procentiger Bonbe zu eriegen, 
beren Zinfen und Kapital je nah Wunf ber Inhaber in Lonben, 
Paris, Frankfurt oder Hamburg in Metall zahlbar fein follen. 


13. Tec. Tas Repräfentantenhbaus verwirft eine Erneuerung bes Rec: 


16. 


procitätövertrages mit Canaba mit 128 gegen 42 Stimmen. 


„ Das Repräjentantenhaus fpricht fih aufs energilchefte gegen tie 
Idee einer Repubiation ber Staatsſchuld aus. 

Der Demokrat Munyon aus Ohio verlangt, daß die Bereinigten Easter 
fich ihrer Schulden auf die einfachfte Weiſe entledigen jollten, nämlich wurd 
Zahlungsverweigerung. Es erhebt fi ein gewaltiger Aufruhr. Die Res 
blifaner haben nicht einmal nöthig, die Ehre des Staates zu reiten, die Te 
mokraten felbft kommen ihnen zuvor. WBrools, Randall, Kerr, Woodisen 
fallen über ihren Parteigenofien her und erklären, daß au die Demokratie: 
den Staatsgläubigern gegenfiber ehrli verfahren wollten. Das Haus nimm: 


darauf mit 123 gegen 1 den Antrag an zu beſchließen: „daß ein jeglider 


Borichlag, Iegenbeinen Theil der Schulden der Vereinigten Staaten nicht ar- | 


juertennen, der Ehre und des guten Namens der Ration unwärdig if, ım) 
Daß das Haus, ohne Unterſchied der Partei, hiemit alle ſolche Vorſchlage für 
verwerflich erklärt.” Das eine Mitglied if Jones aus Kentucky. 


Weberfiht der Ereigniſſe des Jahres 1869. 


Wie in den beiden Vorjahren fo blich au im Jahre 1869 Bed 


er Triebe in Mitteleuropa erhalten und er ſchien am Ende dee 
:([ben auf weitere unbeftimmte Zeit gefichert zu jein, geficherter als 
isher wenigftens in foferne, als man fi ber Hoffnung bingeben 
u Dürfen glaubte, daß fi Frankreich vielleicht allmälig boch in die 
durch das Jahr 1866 gefchaffenen neuen Zuftände in Deutſchland 
finden und ſchließlich barauf verzichten würbe, ber allerdings unab⸗ 
wenbbaren Vollendung ber deutſchen Dinge unter Preußens Führung 
gewaltſam entgegentreten zu wollen. Preußen that aber auch feiner: 
feits Alles, um den Franzofen bieß zu erleihtern. Ohne im min—⸗ 
beften auf die bee, ben norbbeutfhen Bund bereinft zu cinem all: 
gemein deutſchen zu erweitern und ohne freilih auf ber andern 
Eeite die immer feftere Gliederung und Ausbildung des norbbeut: 
Shen Heerweſens auch nur einen Augenblid zu vernadhläfligen, um 
für alle Fälle gerüftet und jebem Feinde, er modte fein wer cr 
wollte, gewachſen zu fein, juchte es doch ſelbſt den Schein zu ver: 
meiben, als ob es darauf ausginge, ben freien Entihlüffen ber jüb: 
beutfhen Staaten Gewalt anzuthun und biefelben irgendwie zum 
Cintritte in ben norbdeutihen Bund zu zwingen. So geneigt und 
bereit Baben aud anerkannter und unbeftrittener Maßen zu biefem 
Schritte feinerjeitS mar, Preußen bot bie Hand bazu nicht und zwar 
unzweifelhaft bloß darum nicht, weil es ben Franzoſen biejen Grund 
ober Vorwand, fi in bie Entwidelung der deutfhen Dinge zu 
miihen, ben Frieden zu breden und zum Kriege zu greifen, nicht 
in bie Hand geben wollte; ebenfo ruhig ſah es ben leidenſchaft⸗ 
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Destte- lichen Agitationen ber württembergifchen Demokraten und ber bee 


 ziihen Ultramontanen gegen bie fog. Verpreußung zu, übergeag, 
baß biejelben auf bie Dauer bo nit im Stande wären, tem 
Drange ber Nation unb ber Macht ber eingetretenen Entwiddes 
zu wiberftiehen. Nicht wenig aber wurbe bie Erhaltung bes Arie 


dens Preußen babur erleichtert, baf Srankreih während des Ich 
tes 1869 eine innere Krifis durchmachte, welche die Nation von a 


auswärtigen Angelegenheiten wenigftens momentan weſentlich abjes, 
während Defterreih, auf deſſen Beiſtand bie franzöfifge Regierms 
zählte und zählen mußte, wenn fie baran benfen wollte, Preufe: 
von ber erflommenen Höbe mit überlegenen Kräften unb darum m: 
einer gewiſſen Sicherheit wieber berunterzuftürzen, einer neuen = 


neren Kriſis entgegen ging, bie bas alte Reih ber Rube, ber d 


ohnehin beburfte, noch bebürftiger unb für eine agreflive und jeber 
falls fehr gewagte Politik wenig geeignet macht, fo geneigt aud) ei 
immer noch einflußreihe Partei fein mochte, Preußen zu demãthige 


unb bie alte Stellung in Europa wo möglich wieder zu erringen 


Inzwiſchen hatte Preußen bie Gelegenheit zum Kriege, bie fich ihm 





in ber Luxemburger Frage unter nicht ungänftigen Umftänben bar: 
geboten, felbft mit einem Opfer, beflen Bebeutung es gar wol 


erfannte, vorüber gehen laſſen und vermieb es auch feither, irgend⸗ 
wie Anlaß zum Kriege zu geben, nicht bloß aus Friedensliebe, fon: 
bern wohl eben fo fehr, um bie Dinge in Norddeutſchland fidh mehr 


unb mehr fehen und confolidiren zu Taflen, bevor es auf der ber: 
tenen Bahn einen entſcheidenden Schritt weiter gehe, zu bem be 
Umftände doch nad allen Seiten günftig fein mußten, wenn es be 
bereits Gewonnene nicht felber wieder in Frage ftellen ober bed 


wefentlih gefährden wollte. 

Daß aber das von Preußen für fih und für das gejanmte 
Deutſchland vorerft Erreichte nicht nur etwas Großes, daß es audı 
vollfommen lebensfähig uud ber Kryftallifationspuntt ift, am den 
fih alles Weitere bis zur fchließlihen Erftellung des ganz Deutſch— 
Yand umfaffenden nationalen Bunbesftantes anfchließen muß und 
anſchließen wird, wenn man nicht entweder wieder in bie alte 
Schwäche unb Unfreibeit, wovon feine Rebe fein kann, zurüdfinten 
ober aber fi, wie bie württembergijhen Demokraten Utopien hin: 
geben will, die wenigſtens zur Zeit noch ſehr weit bavon entfernt 
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find, fi irgenbwie realifiren zu laſſen, bavon mußten fi) auch bie Drug. 
verbifjenften Feinde Preußens im Laufe bes Jahres mehr und mehr Int. 
überzeugen, fo ſchwer es ihnen auch noch fällt, e8 einzugeftehen und 
danach zu handeln, was fie doch ſehr wohl könnten, chne barum 
auf ihre politiihen Brincipien zu verzichten, was Niemand von ihnen 
verlangt. Der norbbeutfhe Bund conjolidirt fi entſchieden und 
äußert mehr und mehr feine heilfamen Rüdwirkungen auf Preußen 
nicht minder als auf Sachſen und bie übrigen Kleinftaaten, aus 
benen er zufammengejegt it. Unläugbar iſt bie Entwidelung und 
Ausbildung bes neuen Bundesſtaats nach ber rein politiiden Seite 
bin eine nur fehr langfame und mühjelige und die Ungebulb, bie 
barüber vielfach und laut zu Tage tritt, ift eine vollkommen begreif- 
lihde. Wenn man aber erwägt, welche Schwierigkeiten die Bundes: 
regierung und ber Bundeskanzler als die Seele derſelben zu über: 
winden haben, wie tief fi) ber enge und vielfach kleinliche Parti- 
cularismus feit Jahrhunderten in Nord: und Süddeutſchland eins 
gewurzelt hat und feine Stärke unleugbar nit bloß in den Regie: 
rungen, benen fortwährend neue Opfer unb immer wicder neue 
Opfer zugemuthet werben, fonbern auch in einem durchaus nicht 
gering zu ſchätzenden Theile der Bevölkerungen findet, fo wirb man 
ſich über jene Langſamkeit faum wundern bürfen unb dem Bundes⸗ 
Kanzler einen Borwurf maden, wenn er Außerft vorfichtig nichts 
überftürzen will und mandes ald reife Frucht von der Zeit und 
ihrer ftillen aber raftlojen Arbeit erwartet, was bie Ungebuld fofert 
erzwingen möchte und als reif anfieht, es aber entjhieben noch 
it. Die Bunbesverfaflung ift unzweifelhaft nur ein Proviſo⸗ 
rium, eingeftandener Maßen voller Rüden und Mängel, der Doctrin 
über bie befte ber Berfafjungen nur fehr wenig entipredend. Aber 
fie entſpricht wenigftens leiblidy den thatſächlichen Zuſtänden, zumal 
ber Thatjache, daß der norbbeutiche Vund felber nur einen Leber: 
gang darſtellt und barftellen joll, wenn es auch mementan allerbinge 
ben Anfchein bat, als ob biefer Webergangszuftand ziemlich Tange 
dauern ſollte. So lange wirb man fidy allerdings mit bem Weni: 
gen und Unvolllommenen begnügen und mit bem Bunbesfanzler zu: 
frieden jein müflen, unb damit, daß vorerft nur Kleine und lang: 
jame Yortfchritte überhaupt möglich find, wofern nur Feincrlei Rüd: 
ſchritte, in welder Beziehung immer, gemacht werben. Unb bas 
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Korv. wenigftens ift in ber That nicht ber Tall. In allen übrigen wicht 
Bun. zein politiihen Beziehungen macht bagegen ber norbbeutige Bun 
augenſcheinlich mädtige und fichere Fortſchritte und wählt fo u | 
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fagen fichtlih zu einem lebensvollen Ganzen zufammen. Unter ber 
fiheren Leitung des Bundeskanzlers ift bie preußiſche Diplomatie 
mit den größeren Zielen offenbar gewachſen und vertritt nad alle 


Seiten thatſächlich mit bem norbbeutihen Bunde ganz Dentſchland. 


indem bie Diplomatie der Einzelſtaaten, obwohl fie theilweiſe ncd 


beftebt, mehr und mehr in völlige Bebeutungslofigfeit berabfini, 


wovon fih die Negierungen allgemah doch felbft zu überzeugen 
Iiheinen, wenn es fie auch große Ucherwinbung foften mag, bie theure 





Epielerei ganz aufzugeben. Bis zum Sabre 1866 waren ferne | 


bie Streitkräfte der Kleinftaaten ohne allen, tiejenigen mehr a‘s 
cines Mittelftants wenigftend nur von einem ziemlidy zweifelhaften 
Werthe. Das ift jetzt in ber fo kurzen Spanne Zeit bereits gan: 
anders geiworben. Eingefügt in ben großen Rahmen bes preußiichen 
Militärfoftens und einem und bemjelben Befehle unterftellt, bilden 
fie ſchon jeßt einen nicht ganz unerheblichen Theil der norddentſchen 
Bunbesarmee und wenn Preußen ſchon im Jahre 1866 mit feinen 
bamald noch verhältnigmäßig befchräntten Kräften eine gewaltige 
überrafhende Macht entwidelte, fo ſteht Norbbeutichlanb heute jeden: 
falls noch ganz anders ba, und war Preußen damals Defterreid, 
jo ift e8 mit bem norbbeutihen Bunde heute auch Frankreich, jelbfi 
ohne Sübbeutihland in Rechnung zu ziehen, höchſt wahrſcheinlich 
volllommen gewachſen, wenn e8 aud nicht für nöthig erachtet, bich 
jeben Augenblid officiel zn erklären, wie bieß in Frankreich Preußen 
gegenüber ber Fall if. Aber bie gewaltigften und zugleidy heil⸗ 
ſamſten Fortſchritte Hat der norbbeutihe Bund auf bem wirthſchaft⸗ 
lihen Gebiete gemacht, obwohl aud noch auf biefem manches zu 
thun übrig bleibt, wie namentlich der Uebergang von dem Syſtem 
ber Matricularbeiträge zu bemjenigen birecter Bunbesumlagen, ein 
übrigens bereits mehrfach jowohl im preußiihen Landtage als im 
Reichstage angeregter Schritt, ber erft ben Bunb volllommen auf 
feine eigenen Füße zu ftellen geeignet fein wird. Au fo läßt 
fih nicht leugnen, daß manches geidhehen und noch mehrere® ver: 
bereitet ift, was bie befriebigendften Ausfichten eröffnet und einen Rüd: 
fall in ben alten Egoismus ber Theile gegenüber ben berechtigten 
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nforberungen bed Ganzen als rein unmöglich eriheinen läßt, Rertr. 


nb alle Hofinungen auf einen befriebigenben Fortgang und end: 
hen Abflug bes begonnenen großen nationalen Werkes nährt 
nd ftärft. 

Große nationale Errungenidaften haben no überall unb 
:berzeit durch große, auch materielle Opfer erfauft werben müffen. 
luch im norbbeutihen Bunde bewährte ſich biefe Thatſache. Zus 
‚ächit fühlten es allerdings und in fehr empfindlicher Weife bie 
emſelben angebörigen Kleinjtaaten, denen baraus ber heilſame 
Zwang erwuchs, ihren bisherigen Verwaltungsapparat, der zu ihrer 
Tleinheit in einem vielfah geradezu umgekehrten Verhältniſſe ftand, 
u bejchneiden und zu vereinfahen. Uber auch für Preußen ftellte 
ich, mie ber Yinanzminifter behauptete, feit 1566 ein jührlidhes 
Deficit in jeinem Staatshaushalte heraus, Verglichen mit ber 
Finanzlage aller übrigen europäiihen Großmächte, England allein 
ausgenommen, war baffelbe freilih höchſt unbedeutend und kaum 
ber Rebe werth. Allein bei ber überaus foliden Finanzwirthſchaft 
Preußens erregte es doch Bedenken unb mußte auf irgenb eine 
Weiſe befeitigt werben. Der Landtag wäre bazu auch ohne Zweifel 
vollfommen bereit geweſen, aber freilih nur unter Bedingungen, 
bie ber Regierung nicht genehm gewejen wären. Die lebtere machte 
daber ſchon bei Beginn ber Eeflion von 1868 auf 1869 ben 
Vorſchlag, das Deficit von circa 5 Mil. Thlrn. dießmal aus den 
Baarbeftänden ber Staatskaſſe zu decken und das Abgeorbnetenhaus 
batte fi damit einverftanden erklärt, fo baß eine grunbjählidhe Er: 
lebigung ber trage vorerjt noch verſchoben blieb. Der Etat für 
1869 Hatte indeß auch biefmal wieber nicht rechtzeitig d. h. vor 
Ende 1868 vereinbart werben können und bie vollitändige Durch⸗ 
berathung besfelben war daher die nächſte Aufgabe, der ſich das in 
ben erften Tagen bes Jahres 1869 wieder zufammentretende Ab: 
georbnetenhaus unterzog. Im Uebrigen bot der Etat feine allzu 
großen Schwierigkeiten bar unb obgleich die Regierung nicht alle 
ihre Forderungen durchſetzte, hatte fie bo im Ganzen Urſache, zu: 
frieben zu fein. Daneben beihäftigte das Haus eine Reihe tiefgreifender 
politiſcher Fragen. Vekanntlich war baflelbe im Jahre vorher nicht ohne 
Schwierigkeit von ber Regierung bazu vermocht worben, ben bepoflebir: 
ten Fürften von Hannover, Kurheſſen und Naflau überaus veichliche 


und. 
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Res. wenigftens ift in ber Chat nicht ber Fall. In allen übrigen wich 
Bus. zein politifhen Beziehungen macht bagegen ber norbbeutiäe Em | 


augenfcheinlih mächtige und ſichere Fortſchritte und wäh ſo J 
ſagen ſichtlich zu einem lebensvollen Ganzen zuſammen. Unter ver 
ſicheren Leitung bes Bundeskanzlers iſt die preußiſche Diplenate 
mit ben größeren Zielen offenbar gewachſen und vertritt nad cin 
Seiten thatfählih mit dem norbbeutihen Bunde ganz Deutiälau. 


inbem bie Diplomatie ber Einzelftaaten, obwohl fie theilweile ned | 


befteht, mehr und mehr in völlige Bebeutungslofigkeit Herakiini 
wovon fi bie Regierungen allgemach doch felbft zu ürberzeusr: 
ſcheinen, wenn es fie auch große Ueberwindung koſten mag, bie Iheur 
Spielerei ganz aufzugeben. : Bis zum Sabre 1866 maren feme 


bie Streitkräfte der Kleinftaaten ohne allen, tiejenigen mehr a3 
cines Mittelftants wenigftens nur von einem ziemlich zweifelbatteı 


Werthe. Das ift jebt in ber fo kurzen Spanne Zeit bereits gar; 
anders geworben. Eingefügt in ben großen Rahmen bes preußiſchen 
Milttärfofteme und einem und bemjelben Befehle unterftellt, bilden 
fie ſchon jeßt einen nicht ganz unerheblichen Theil ber norbbeutjchen 
Bundesarmee und wenn Preußen fon im Jahre 1866 mit feinen 
bamald no verhältnigmäßig befchräntten Kräften eine gemaltige 
überraſchende Macht entwidelte, fo ſteht Norddeutſchland heute jeben: 
falls noch ganz anders ba, und war Preußen bamals Defterreid, 
fo ift es mit dem norddeutſchen Bunde heute aud Frankreich, felbit 
ohne Sübdeutfhland in Rechnung zu ziehen, höchſt wahrſcheinlich 
volllommen gewachfen, wenn es auch nicht für nöthig erachtet, dicß 
jeben Augenblick officiell zn erklären, wie dieß in Frankreich Preußen 
gegenüber ber Fall if. Aber die gewaltigften unb zugleich hal: 
famften Fortſchritte hat ber norbbeutihe Bund auf dem wirthſchaſt 


lihen Gebiete gemacht, obwohl aud noch auf biefem mandyes zu 


thun übrig bleibt, wie namentlich ber Uebergang von dem Syſtem 
ber Matricularbeiträge zu bemjenigen birecter Bunbesumlagen, ceiz 
übrigens bereits mehrfach ſowohl im preußifchen Landtage als im 
Reichetage angeregter Schritt, der erft ben Bunb volllommen auf 
feine eigenen Füße zu ftellen geeignet fein wird. Auch fo läßt 
fih nit leugnen, daß manches geichehen unb noch mehreres ver: 
bereitet iſt, was bie befriedigendften Ausfichten eröffnet unb einen Rüd: 
fol in ben alten Egoismus ber Theile ‚gegenüber ben berechtigten 
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»cberungen bed Ganzen als rein unmdglih eriheinen läßt, Rorrd. 


alle Hoffnungen auf einen befriebigenden Yortgang unb enbs 
zu Abſchluß bes begonnenen großen nationalen Werkes nährt 
Stärtt. 

Große nationale Errungenichajten haben noch überall und 
srzeit durch große, auch materielle Opfer erfauft werben müſſen. 
& im norbbeutihen Bunde bewährte ſich diefe Thatſache. Zus 
Hit fühlten es allerdings und in fehr empfindlider Weife bie 
zrjelben angehörigen Kleinftaaten, denen daraus ber beiljame 
varg erwuchs, ihren bisherigen Verwaltungsapparat, ber zu ihrer 
Seinheit in einem vielfach gerabezu umgekehrten Verhältuiſſe ſtand, 
ı beichneiden und zu vereinfahen. Aber auch für Preußen ftellte 
&, wie ber inanzminifter behauptete, feit 1866 ein jährliches 
Yeficit in jeinem Staatshaushalte heraus. Verglichen mit ber 
‚inanzlage aller übrigen europäifchen Großmächte, England allein 
asgenommen, war baffelbe freilih böcft unbebeutend und kaum 
ver Rebe wert. Allein bei ber überaus foliden Finanzwirthſchaft 
Preußens erregte es doch Bedenken und mußte auf irgend eine 
Weiſe befeitigt werben. Der Landtag wäre bazu auch ohne Zweifel 
vollfommen bereit gewejen, aber freilih nur unter Bebingungen, 
die der Regierung nicht genehm geweſen wären. Die Ichtere machte 
daher fchon bei Beginn der Eeffion von 1868 auf 1869 ben 
Borichlag, das Deficit von circa 5 Mil. Thlrn. dießmal aus ben 
Baarbeſtänden ber Staatskaſſe zu deden und bas Abgeorbnetenhaus 
hatte fih damit einverftanden erklärt, jo daß eine grundſätzliche Ers 
lebigung ber frage vorerft noch verſchoben blieb, Der Etat für 
1869 Hatte inbeß aud dießmal wieder nicht rechtzeitig b. h. vor 
Ende 1868 vereinbart werben können und die vollitändige Durch: 
beratbung besfelben war daher bie nächſte Aufgabe, der fi das in 
ben erften Tagen bes Jahres 1869 wieder zufammentretenbe Ab: 
geordnetenhaus unterzgog. Im Uebrigen bot ber Etat feine allzu 
großen Schwierigkeiten bar und obgleih bie Regierung nicht alle 

ihre Forderungen durchſetzte, hatte fie doch im Ganzen Urſache, zu: 
frieden zu fein. Daneben beihäftigte bas Haus eine Reihe tiefgreifenber 
politiicher Fragen. Vekanntlich war daffelbe im Jahre vorher nicht ohne 
Schwierigkeit von ber Regierung dazu vermocht worden, ben bepoflebir: 
ten Fürften von Hannover, Kurheſſen und Naffau überaus reichliche 


Bund. 


492 Heberfigt Der Greigniffe des Zahres 1869. 


Rorre. Dotationen zuzugeftehen, ohne daß biefelben barum auf ihre Rede 
dans. anſprüche formell verziähteten, aber in ber Borausfehung, daß dich 
wenigftens thatfächli der Fall fei. Diefe Vorausſetzung hatte hä 
indeß nicht beftätigt unb bie preußifche Regierung genöthigt, bie chen 
bewilligten Summen bezügli des geweſenen Könige von Hannmertt 
und bes gewefenen Kurfürften von Heflen ion wenige Zage u.“ 
ber mit Beichlag zu belegen. Die Regierung legte nun bie Mi; 
regel dem Lanbtage zur Genehmigung vor und das Wbgeorbncten: 
haus genehmigte biefelbe au am 29. unb 30. Januar nad cı= 
läßlicher Tebbafter Debatte mit großen Mehrheiten, body nicht cke: 
ben Zuſatz, daß eine Wieberaufhebung ber Beihlagnahme nur burd 
ein Gefeß, d. 5. nicht ohne Zuftimmung des Haufes erfolgen künz:, 
womit fi bie Regierung einverftanden erklärte. Gefährlich it ti 
Agitation ber beiden vertriebenen Fürften von Hannover und Kur 
beilen zumal bei der Perſoͤnlichkeit berfelben für Preußen allerkin:s 
in feiner Weije, wenn auch gerabe bas Jahr 1869 eine Reihe ven 
Thatſachen zu Tage förberte, die feinen Zweifel darüber Iaflen, ta 
zumal im ehemaligen Sönigreih Hannover ein ſehr anfehnlider 
Bruchtheil ber Bevölkerung ji vorerſt nidht daran gewöhnen will, 
Preußen anzugehören und auf bie ehemalige Selbftberrlichfeit zu 
verzichte. So gab bie Freilprehung bes Göttinger Profeſſore 
Emald, eines verbifenen Preußenfeindes, in einem von ber Regie: 
rung gegen ihn angeftrengten Preßprozeſſe der Bevölkerung ber ebc- 
maligen Reſidenzſtadt Hannover Gelegenheit, ihn fofort in dem nord⸗ 
deutſchen Reichstag zu wählen, und fielen fpäter bie Wahlen in ben 
Gemeinderath eben daſelbſt ganz antipreußiſch aus, fo daß berielbe 
nunmehr überwiegend welfilch zufammengefett ift, während auch der 
bannover’ihe Abel in feiner Mehrheit bei feiner antipreußifchen Ge: 
finnung beharrt, obgleich die Regierung ihn nicht bloß font, fon: 
bern fortgejeßt in jeber Weife zu gewinnen ſucht. Noch entidie: 
bener aber trat im Herbſte bes Jahres bie Oppofition ber lutheri⸗ 
[hen Kirche Hannovers gegen Preußen und befjen angeblide Union 
tendenzen hervor und zwar in einer wenigftens für biejenigen, bie 
biefer Kirche nicht angehören, gerabezu widerlich engberzigen und 
befehräntten Weile. AU das ift allerbings geeignet, ber preußiſchen 
Regierung Schwierigkeiten zu bereiten, nidyt aber irgenbiwie wirkliche 
Gefahren. Ohne bis zur Vernichtung niebergeivorfen zu fein, wo⸗ 
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doch wahrlih ganz und gar Feine Ausficht ift, wird BPreußenyreusen. 
niermehr darein willigen, feine öſtlichen und weſtlichen Provinzen 
ber auseinander reißen zu laflen und felbjt wenn bick denkbar 
©, To bat es doch etwas gerabezu MWiberfinniges, Fürſten wie ben 
Kosmnig Georg von Hannover oder gar den Er:Kurfürften von 
fferr wicber reftituiren zu wollen. Die Oppofition in Hannover 
denn aud in der That troß aller anſcheinend welfiihen Färbung 
niger eine ſolche, als eine particulariftiih antipreußiſche unb wirb 
ich den Yortgang der Entwidelung ſelbſt überwunden werben, 
gar bie von König Georg in Frankreich unterhaltene fog. Welfen- 
ſion mar faum jemals geeignet, Preußen wirkliche Bejorgnifie ein: 
flößen, obgleich fie neben anberen Umtrieben mit als Hauptgrund 
vr die Beihlagnahme:Maßregel bienen mußte; fie ftellte vielmehr 
oß den burdaus antisnationalen Einn bes Erkönigs ins hellite 
&t und daß er bereit wäre, aud zu ben vermwerfliditen Mitteln 
. greifen, woferne fie nur geeignet wären, ihn auf ben verlorenen 
hron zurüdzuführen. Das Abgeordnetenhaus aber war froh, bie 
ur ungerne bewilligte, in ber That übertriebene Dotation ber beis 
en Fürſten zurüdzunehmen und beibe bürfen überzeugt fein, baß 
afjelbe in eine Aufhebung ber Beichlagnahme niemals einwilligen 
oird, wenn biefelben ſich nicht entfchließen, auf ihre Anfprüche ohne 
Uen Borbehalt und für immer zu verzichten. Im Gegenſatz gegen 
ieje beiden Fürften ift bagegen anzuerkennen, baß ber Herzog von 
Raffau und der übrigens von Preußen unbilliger Weiſe nicht ent: 
häbigte Herzog Friedrich von Schleswig-⸗Holſtein ihr Schickſal mit 
Vürde trugen. Unmittelbar an bieje Angelegenheit fchloß fich bie 
Srlebigung bes immer noch unausgetragenen Streite8 über die Aus: 
ſcheidung zwiſchen Stabt: und Staatsgut ber ehemaligen freien Stabt 
Frankfurt und bie baran ſich knüpfende Entihäbigungsfrage. Bon 
ber Generofität, welche bie preußiſche Regierung gegenüber ben 
bepoffebirten Fürſten an ben Tag gelegt hatte, war gegenüber ber 
bepofjebirten Stabt in ber That feither nichts zu bemerken gewejen. 
Ihre theilmeije nicht unbilligen Forderungen hatten über alles Maß 
auf ein Minimum rebuzirt werben follen. Die Stadt war barauf 
nit eingegangen unb ein freiwilliges Abkommen mit berfelben darum 
bisher nicht zu Stande gekommen. Schließlich fuchte die Regierung 
dadurch auf die Stabt einen Druck auszuüben, baß fie bem Lanbs 
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Yreupen. tage eine Vorlage behufs geiehlicher Regelung ber Angelegenbeit 
zugeben ließ. Daran Inüpften fi neue Unterbanblungen. Hett 
die Regierung bisher die Etabt nur mit etwas mehr als eine 
Million Gulden abfinden wollen, fo erklärte fie ſich jebt, um an! 
ibrerfeit® entgegen zu kommen, zu einer wejentliden Erhöhung kr 
Cumme bereit und ging fohlieklih bis auf zwei Millionen. Aber 
die Stabt forderte deren brei und bie antipreußifde Partei in te: 
felben fand aud das noch viel zu wenig. Die Regierung erflär 
jedoch entichieben, über zwei Millionen nicht hinausgehen zu wel 
und bie Frage fand fhlichlih nur dadurch ihre Erledigung tur 
freies Einverſtändniß, daß ber König bie britte Million großmütt:: 
aus jeinem Privatvermögen beifügte. Die ganze Haltung ber prer 
ßiſchen Regierung gegen Yrankfurt feit ven Eontributionen von 18€. 
gereicht berfelben Teineswegs zu befonverer Ehre und ber Tina: 
minifter v. d. Heydt hatte die Tactlofigkeit, ben ehemaligen Rerr: 
blitanern die Bezeihnung jener britten Million als eines „Önaktr: , 
geſchenkes“ des Königs an ben Kopf zu werfen, wogegen dieſelben | 
ausdrücklich proteftirten. in Vorfall, ber bald barauf eintrat, 
zeigte freilich auch bie Oppofition ber Frankfurter gegen bie Gin- 
verleibung in einem nichts weniger als ehrenvollen Lichte. Cine 
nicht unbeträdtlihe Zahl von Frankfurter Familien hatte für ihre 
Eöhne gegen ein Billiges Bürgerrehte in ber Schweiz erworben 
und barauf Hin von ber preußiihen Regierung bie Entlafjung ber 
felben aus dem preußiichen Etaatsverbante verlangt und erhalten, 
gleih mie für Auswanderung, obgleich fie diejelben ruhig in Frank— 
fjurt und in ihren Geſchäften ließen, Iebiglih um fie auf biei 
Weile der Wehrpflicht in Preußen zu entziehen. Sobald fi nun 
die Regierung bavon überzeugte, verlangte fie aud bie wirkliche 
Auswanderung und drohte im entgegengejegten alle mit ber Aut: 
weifung ber Detreffenden. Unglüdliher Weife für biefe Ichnte et 
der ſchweizeriſche Bundesrath ab, fi ihrer, wenige Yälle ausgenem: 
men, anzunehmen, ta fi bie öffentlide Meinung in der Schweiz 
felber gegen ben in ber ganzen Angelegenheit zu Tage getretenen 
Bürgerrechtsſchacher aufs entſchiedenſte ausgeipreden hatte. Die 
meiften Entlaſſungen wurben rüdgängig gemadt und bie noch nidt 
erlebigten Geſuche zurüdgezogen. Auch Frankfurt wird fi nad 
und nah in fein Schickſal zu fügen lernen. Cine Debatte anderer 
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> viel bebeutfamerer Art als bie Beihlagnahme bes Bermögens Yreusen. 
Depoſſedirten oder die Abfindung Frankfurts rief im preußiichen 
georbnetenhauje die Vorlage der Regierung betrefiend eine ander: 
tige Feſtſtellung der Wahlbezirte für die älteren preußiſchen Pro: 
zer berver. Nah berjelben follte für jeden Wahlbezirk künftig 
r in Abgeordneter gewählt werben und bie Wahlbezirke größten: 
ils mit ben Lanbratbebezirten zufammenfallen. Es lag auf ber 
ınd, daß die Wahlen dadurch nody mehr als bisher dem Einfluffe 
er Hegierung anbeim gegeben worden wären. Alle Fractionen bes 
»geordnetenhauſes, aud bie fogenannte frei:conjerbative, nur bie 
im conjervative ober feubale allein ausgenommen, waren benn auch 
fort barüber einig, daß bie Vorlage abzulehnen fei. Dagegen 
üpften bie verfchiedenen Fractionen an ben VBerwerfungsantrag ver: 
Jiedene Wünjche, bie für bie Bewegung der Geifter innerhalb des 
oxddeutſchen Bundes jehr bezeihnend find. Die Yreiconjernativen 
ollten „der Regierung zur Erwägung geben, ob es fi nicht im 
olitifchen Intereſſe empfehlen dürfte, die Zuſammenſetzung bes preu⸗ 
iichen Abgeorbnetenhaufes in Bezug auf bie Abgrenzung der Wahl: 
ezirke, den Wahlmobus (allgemeines Stimmrecht) und die Zahl ber 
(bgeorbneten mit ber bes Reichſtags in Einklang zu bringen unb 
amit eine nähere organife Verbindung ber beiden Körperichaften 
senigjtens anzubahnen”. Die Yortiärittspartei begnügte ſich mit 
em Wunſch auf Einführung des allgemeinen, gleichen, directen und 
eheimen Stimmredts wie für ben Reichstag, fo auch für bas 
reußiſche Abgeordnetenhaus, wollte bagegen die Regierung fofort 
amit beauftragt wiflen, ſchon in ber nächſten Seffion einen Gefeß: 
ntwurf in biefem Sinne einzubringen. Am weiteſten ging bie 
rational-liberale Partei, die geradezu barauf drang, „die Zufammen: 
etzung bes preußiihen Landtags mit ber bes Reichstags in Einklang 
m bringen”, b. 5. nicht bloß das allgemeine Wahlrecht au für ben 
dandtag einzuführen, fondern auch das preußifche Abgeorbnetenhaus 
fällig bloß aus dem preußiichen Mitgliedern des Reichstags beite: 
ben zu laſſen und das Herrenhaus gänzlich abzufhaffen, ba ber 
Reichstag bekanntlich ein ſolches nicht Tennt. In der Debatte ſprach 
ſich der Bundeskanzler gegen biefe Wünſche aus, indem er auf bie 
Schwierigkeiten ihrer Nealifirung hinwies und als der 6 1 ber 
Borlage abgelehnt wurde, zog die Regierung biefelbe alsbald zurück. 
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Die vom Grafen Bismard! erhobenen Schwierigkeiten laffen Ai 
allerdings nicht verkennen, aber ebenjo wenig läßt ſich längnen, bei 
bie Mafchinerie des preuß. Landtags, des Neichstags und bes Zel 
parlaments eine überaus ſchwerfällige iſt und daß früher ober ip= 
ter eine Dereinfahung nothwendig geiucht werben muß und xxcb 
auch gefunden werben wird. Bon ben übrigen Berbantlungen ut 
Beihlüffen bes Abgeordnetenhauſes während bes ins Jahr 186: 
fallenden Reftes ber Seſſion verbient erwähnt zu werben, daß ir 
vom Qultusminijter v. Mũhler vorgeichlagene Aufhebung berjmizt 
Verfaſſungsbeſtimmung, welche bie Unentgelilidhleit bes Bolksunt: 
richts ausſpricht, am 10. Februar mit großer Mehrheit abgelc:: 
wurde. Derſelbe Minifter unterlag auch (18. Februar) in ke 
Trage ber Wittwen: und Waifenkaffen für Elementarjchullchrer, in 
bem eine ftarle Mehrheit troß feines beitigen Miderftrebene beidlct. 
daß die Penfionen der Schullehrer, jo weit fie burch die Beir:. 
ber Lehrer jelbit und ber Gemeinden nicht gebedit werben könnter 
bis auf bie Minimalhöhe von 50 Thlrn. auf bie Staatsfafle z 
übernehmen fein. Das preußiiche Abgeorbnetenhaus iſt verfaflun;t 
mäßig außer Stande, ben Miniſter Mübler, der ein auf bie Taxcı 
abfolut unbalibares politiſch⸗-kirchliches Syftem mit Gewalt auirch: 
erhalten will, zu bejeitigen ober feine Entlafjung zu erzwingen, abe 
indem es alle feine Anträge ablehnt, gibt e8 ihm das, was allan 
in feiner Hand liegt, ein fortgejehtes Miktrauensvotum, dem er mit 
ber Zeit body erliegen muß. Nicht viel beffer erging es feinem Gel: 
legen, dem Minifter des Innern, Graf Eulendburg. Derſelbe brachte 
endlihd (Ende Januar) den fo lange geforderten und jo oft veripre: 
henen Entwurf einer neuen Kreisorbnung zunächſt für bie öſtlichen 
Provinzen ber Monardie fertig und legte ihn vorerft einer Anzatl 
von Vertrauensmännern aus beiben Käufern bes Lanbtage vor. GT 
fanb aber fo entſchiedenen Widerſpruch, daß die VBerhanblungen bar 
über fhon zu Anfang März ohne Refultat abgebrochen wurben un 
der Miniſter ſich entſchließen mußte, benjelben für bie nächſte Cd: 
fion völlig umzuarbeiten, wofern er Ausſicht haben wollte, fein El: 
borat von einer Mehrheit bes Abgeordnetenhauſes auch nur alt 
brauchbare Verbandlungsgrunblage angenommen zu fehen. Au 
6. März wurde die Seffion bes Landtags geſchloſſen, über beren 
Reſultate fih ber Minifterpräfident in feiner Schlußrede Namens 
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"des Könige ſehr befriebigt äußerte, indem er ber Ueberzeugung Aus⸗ Yeten. 
druck gab, daß „die Vermittlung wiberfprecdhender gleichberedhtigter 
- Ueberzeugungen unb bamit bie Ueberwindung einer vom parlamens 
- tarifchen Leben unzertrennlichen Schwierigkeit in ber gegenwärtigen 


Seflion in einem Maße gelungen fei, das einen entichiebenen Fort⸗ 


ſchritt unferer verfaflungsmäßigen Entwidlung bekunde“. 


An den Schluß des preußiſchen Landtages ſchloß fidh unmittel⸗ 


: Bar bie Eröffnung bes norddeutſchen Reichetags an. Die u 


rede bes Königs von Preußen warf einen Blid auf bie vielen uub 


: wichtigen Arbeiten, bie beflelben barrten. WIE bie bebeutfamften 


vr. 


mögen bie Berathung des Gewerbegeſetzes, bie Borlage eines Geſetzes 
über den Unterfiügungswohnfig und bie, nicht von Preußen, fonbern 


: von Sachſen angeregte Errichtung eines oberften Gerichtshofs in 
- Hanbelsjahen hervorgehoben werben; baran ſchienen fi), wie übris 
. gens in ber Thronrebe nur im allgemeinen angebeutet warb, eine ober 


un 


mehrere Steuervorlagen anſchließen zu follen. Indem ver Reichstag 


; derartige Vorlagen gewärtigte, nahm er vor Allem aus bie in ber 
: vorigen Seffion unerlebigt gebliebene Gewerbeorbnung in Angriff 


und wibmete ihrer grünblichen Berathung eine Reihe von Sitzungen. 
: Am 31. Mai wurbe fie in britter Lefung enbgiltig angenommen, 
nachdem bie urfprüngliche Vorlage ber Regierung vielfach In ent⸗ 


fhieben liberalem Sinne mobifizirt worden war. So wie fie aus 
dem Reihhstage hervorging, machte fie nicht nur einer Maſſe eng: 
berziger Beiränfungen und veralteter Vorurtbeile in einer Weihe 
von Kleinftaaten mit einem Schlage ein Ende, ſondern bezeichnete 
fie auch für Preußen, obgleich biefes in biefer Frage von je her 
freieren Anſchauungen gefolgt war, vielfach einen weſentlichen und 
beilfamen Fortſchritt. Selbft die ſtreng⸗conſervative Fraction Tonnte 
fi dem Drange ber Zeit nicht entziehen. Bel ber Schlußabftim- 
mung flimmten außer ben paar Socialdemokraten nur nod zwei 
Teubale gegen das Geſetz. Ein anderer nicht unweſentlicher Fort: 
fchritt war das am 1. Mat angenommene Gejeh betreffend Gewäh- 
rung ber Rechtshülfe, welches alle Gerichte innerhalb bes Bundes 
zu gnegenfeitiger Rechtshülfe verpflichtet und zwar ohne Prüfung ber 
Competenz und ohne Rüdfiät darauf, ob das erſuchende ober er⸗ 
fuchte Gericht bemfelben oder einem anderen Bunbesftaate angehöre. 
Dagegen kam «8 bezuglich des von der Thronrede angekündigten 
82 
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Wen, Gefehentwurfs über den fogenannten Unterſtützungswohnſitz währe: 
Omd. dieſer Seflion noch zu Feiner Vorlage. Preußen hatte, and tar. 
feit jeber freieren Grundſätzen huldigend, dem Bundesrath eme- 
ziemlich Liberalen Vorſchlag zugeben laffen. Aber ſchon im Ani: 
fhufle hatte es ihn nur nach beftigem Kampfe und nur mit 4 ge:m 
3 Etimmen burdzufeken vermoht unb im Plenum wurbe er ri 
Mehrheit abgelchnt und eine Umarbeitung in mebr particularijtii&r 
Sinne beichloffen, was jener Mehrheit fpäter freilih doch mE 
balf, da das particulariftiihde Elaborat am Reichstage fheitern jelı. 
Neben dieſen legislativen Arbeiten beichäftigte ſich ber Reichstag wi: 
einer Reihe rein politifher ragen. Zunächſt erflärte er fich ide 
am 16. März neuerdings mit 140 gegen 51 Stimmen für bı 
unbebingte Rebefreibeit ber Mitglieber ber Landtage der verfchiebenn 
Bundesitaaten. Graf Bismard anerlannte feinerfeits bie Competen; 
bes Reichstags zu einem ſolchen Beſchluſſe, erflärte fidh aber au: 
Opportunitätsgründen 3. 3. noch dagegen und ber Bunbesrath Icknt: : 
feine Zuftimmung zu bemfelben ab. Von practifcher Bedeutung M 
die Frage im Grunde nit mehr, feit ber Grundſatz für bie Wit 
glieder bes Reichstags verfaflungsmäßig feitgeftellt ift; auch wurde 
mit dem Antrage kaum mehr als die Genugthuung bezwedt, ten 
bisherigen Widerftand des preußifchen Herrenhauſes gegen dieſelbe 
Forderung des preußiihen Abgeorbnetenhaujes ſchließlich gerade ren 
diefer Seite ber zu brechen. Biel wichtiger war der Antrag ven 
Tweſten und Graf Münfter auf Errichtung verantwortlicher Bunker: 
minifterien für das Auswärtige, ben Krieg, die Marine, bie Finan— 
zen und ben Handel unb Verkehr, ber von 98 Mitgliedern aller 
Tractionen, bie Feubalen allein ausgenommen, unterftüßt war unb am 
16. April zur Verhandlung fam. Der Antrag bezwedte namentlid, 
die zur Zeit allerbings mehr nominelle als reelle Verantwortlichkeit 
ber Bundesregierung refp. bes Bundeskanzler zu einer wirklichen 
zu machen und eben dadurch bie Bunbesregierung vom Bundes 
ratb und feinen Ausihüffen, welche letztere die Stelle der Mint: 
fterien vertreten, nad und nad loszuldſen. Graf Bismard ſprach 
fi feinerfeits entfchieben gegen ben Antrag aus, Offenbar hält 
er die Verwirklichung ber letzteren Abfſicht zur Zeit noch nicht für 
zeitgemäß, obwohl er unmoöglich verfennen Tann, daß es zu bieler 
Ausbildung des Bundesſtaats im Gegenfab zu den im Bunbek 
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rathe repräfentirten Ueberreften bes alten Staatenbunbes früher ober era 
- fpäter unausweihlicd Tommen muß, wenn auch nicht geläugnet mer: 9"®- 
- ben kann, baß unter feinem Druck ber Bundesrath wenigftens bie 
, ärgften Uebelftände bes alten Bundestags größtentheils abgeftreift 
„ bat und fih wohl hütet, für bie weitere Entwidlung bes Bundes 
„ auf ber gegebenen Grundlage fi irgend wie als Hemmſchuh zu er- 
. weijen. Noch viel entihiebener aber und völlig unummwunben erflärte 
. ber Bundeskanzler, baß er perfönlich ganz und gar nicht geneigt fet, 
. bie Veranwortlichkeit mit einer Anzahl von Bunbesminiftern zu 
theilen und etwa ein collegiales Syitem wie in Preußen ſich gefal: 
len zu laſſen. Es zeigte ſich indeß alsbald, daß bie Antragfteller 
dieß auch ganz und gar nicht bezweckt hatten. Beide Theile zeigten 
ſich ſchließlich in der Anſchauung einig, daß das in England aner⸗ 
kannte Syſtem das beſte ſei, wo zwar die einzelnen Miniſter für 
ihr ſpezielles Reſſort dem Parlament verantwortlich, aber zugleich 
dem Haupte des Cabinets in der Weiſe untergeordnet ſind, daß 
dieſer jederzeit einen Collegen zum Rücktritt nöthigen kann, der ſich 
für die Einheit und Homogenität des Cabinets als Hemmniß er⸗ 
weiſt. Bei der Abſtimmung wurde der Antrag mit 111 gegen 100 
Stimmen genehmigt, doch blieb es bei der Anregung, da der Bun⸗ 
desrath ſelbſtverſtändlich nicht darauf einging und eine Nöthigung 
dazu für ihn noch nicht vorlag. Von nicht minderer Bedeutung 
war ber Antrag von Miquel und Laster, bie Competenz ber Bundes⸗ 
geichgebung auf das bürgerliche Recht und bas gerichtliche Verfahren, 
einjchließlih der Gerichtsorganijation, auszubehnen. Verfaſſungs⸗ 
mäßig ftebt biefer Ausbehnung nichts entgegen, jobalb ber Reichstag 
und ber Bunbesrath es übereinflimmenb beſchließen. ‘Der Antrag 
mwurbe aud von Reichstag in erfter unb zweiter Lefung, trob bes 
beftigften Wiberftreben® aller particulariftiichen Elemente, mit großer 
Mehrheit zum Beſchluß erhoben, fand aber vorerft gleichfalls nicht 
bie Zuflimmung des Bundesrathes. Dffenbar ijt bie preußiſche Res 
gierung ober wenigitend ber preußiſche Juftizminifter bem Antrage 
Thon jekt durchaus nicht abgeneigt. Kine bei Gelegenheit bes Bud⸗ 
gets verjuchte indirecte Beſchränkung bes Geſandtſchaftsweſens ber 
kleineren Bunbesftaaten mißlang bagegen und fanb nit bie noth⸗ 
wendige Unterftügung ber Mehrheit des Reichstags. Graf Bismard 
hält es augenjheinlih für ganz ungeführlih, der Eitelfeit der 
g23* 
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Kerr. Bunbesfürften vorerft noch möglihft freien Spielramm zu laſſen 

Sur. Schließlich verbient mwenigftens erwähnt zu werben, baf ber Reicheiez 
ben erneuerten Antrag Walbecks auf Gewährung von Dülen in 
erſter Lefung annahm, in zweiter aber felber wieber verwarf. 

Das Scäwergewiht ber ganzen Seflion bes Reicheiage el 
indeß unzweifelhaft auf bie finanzielle Frage. Wie ſchon ertwäbe:, 
haben nit nur bie meiften ber bem Bunde angebörigen Kleinſtaatea 
feit ber Errichtung deſſelben mit einem fteigenben Deficit zu füm 
pfen, fonbern es ergab fi ein ſolches au in ben Finanzen Pre 
Bene. Eine Verminderung ber Matricularbeiträge erſchien bakz 
alljeitig ale wünidenswertb und nit nur dieß, fonbern auch we 
immer möglich zugleich eine Vermehrung ber Einnahmen bes Bu: 
bes, da fhon die Staatsrechnung für 1868 einen Ausfall von mid 
weniger ale 34 Mil. Thaler ergab, Allein über bie Mittel um 
Wege bazu gingen bie Anfichten fehr auseinander. Die Regierurn: 
batte ihr Augenmerk auf die inbirecten Steuern gerichtet, ba fie 4 
bezüglich biefer von ber Vollövertretung viel unabhängiger fühlt am! 
ſchlug zu biefem Ende bie Erhöhung mehrerer ſchon beftehente, 
fowie bie Einführung einer ganzen Reihe neuer vor. Um bie Ber: 
Tagen zu unterflüßen unb einen Drud auf ben Reichſstag unb zu⸗ 
mal auf bie preußifchen Mitglieder befjelben auszuüben, Tieß ber 
preußifche Finanzminiſter v. d. Heydt im geeigneten Moment ein 
einläßlichee Memoire vertbeilen, in bem bie Lage ber preußiſchen 
Finanzen mit ben ſchwärzeſten Farben geſchildert wurden — jebed 
ganz umfonft. In diefer Beziehung ftieß die Regierung auf ben 
allgemeinften und entſchiedenſten Widerſtand. Nur bie Aufhebung 
der Portofreiheit unb die Einführung eines Wechſelſtempelſtener⸗ 
gefehe® wurden zugeftanten, bagegen alle anberen Verlangen mit 
großen Mehrheiten abgelehnt, fo daß bie Regierung fi genöthigt 
fab, ihre Vorlagen ſammt und fonbers zurüdzuziehen. Ein Theil 
ber Verſammlung hoffte mit ihrer Weigerung bie Regierung mög: 
liher Weile doch zu einer Beſchränkung bes Militäraufmanbes zu 
zwingen, ein anberer wollte wenigſtens feine weiteren inbirecten 
Steuern bewilligen, theils weil er fie überhaupt für irrationell er: 
achtet, theils auch weil birecte Steuern geeignet ſcheinen, ber Volle⸗ 
vertretung einen größeren Einfluß auf bie Höhe berfelben ſowohl 
als auf deren Berwenbung in Ausſicht zu ftellen. 
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Die Regierung verzichtete aber darum Teineswege auf ihren 7 


Plan. Wozu ber Reichstag bie Hand nicht hatte bieten wollen, war ' 
vielleicht im Zollparlamente zu erreihen. Ohne bag barum bie 
Seflion des Reichstags geſchloſſen worben wäre, trat bafielbe am 
3. Juni zufanmen. Die Regierung war inbeß mit ihren Steuer: 
projecten bier nicht glüdlicder al® im norbbeutichen Reichetage. Sie 
legte dem Parlamente außer einem neuen Vereinszollgeſetze den Antrag 
auf eine Erhöhung ber Zuderfieuer und einen revibirten Zolltarif 
vor, in welchem jebod bie zugeftandenen Erleichterungen durch den 
neuerdings vorgeichlagenen Petroleumszol mehr ale aufgewogen 
worben wären. Das Parlament genehmigte das neue Zollgeſetz, bas 
bie Controle wejentli vereinfacht und dadurch einen nicht zu verach⸗ 
tenden Tortjchritt bezeichnet, und gefland auch die Erhöhung der 
Zuderfteuer zu, lehnte dagegen ben Petroleumszoll wie im Vorjahre 
in eriter und aud in zweiter Abftimmung ab, obgleich dadurch bie 
in der That überaus wünjchenswerihe Reviſion bes Zolltarifs wie- 
derum zu Falle kam. Das Rejultat der Seflion des Zollparlaments 
blieb daher ein überaus beicheinenes. Allein nachdem im Jahre vor⸗ 
ber bie fogen. ſüddeutſche Fraction jebe Ausficht, bie Inſtitution zu 
einem Hebel für gemeinbeutihe Politik zu machen, vereitelt hatte, 
wollte fih bie Majorität auch nicht bazu bergeben, fie bloß als 
Eteuermafdine gebrauden zu lafien, fo geneigt fie auch geweſen 
wäre, bie Bollerleichterungen, nach benen fie verlangte, dur eine 
Erhöhung der Erträgniffe auf irgend welder anderen Seite aufzu⸗ 
wägen, aber eben nur aufzuwägen und nicht mehr als aufzu- 
mwägen. Im Uebrigen verlief die Sefjion ohne politifche Bedeutung. 
Doc darf bemerkt werden, daß bie fübdentidhe Fraction, bie ſich im 
Borjahre fo ſehr hervorgebrängt hatte, dießmal eine viel bejcheidenere 
Rolle fpielte und daß bie national Geſinnten unter ben ſüddeutſchen 
Zollabgeorbneten ihr als „freie jübbeutiche Vereinigung“ (zur Main: 
brüde, wie fie ſich ſcherzhaft nannte) gegenüber trat, und ihr ba: 
buch wenigftens den Schein entzog, als ob ganz Sübbeutichland 
einem blinden und verbifienen Preußenhaſſe anbeimgefallen fei. 
Faßt man das Reſultat der fih in ber eriten Hälfte bes 
Jahres unmittelbar an einander reihenden Seflionen bes preußiſchen 
Abgeordnetenhauſes, bed norbb. Reichstags und bee Zollparlaments 
zufammen, fo läßt fi daſſelbe wohl dahin zufammenfaflen, baß 
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Deut weber ibie preußiſche Regierung, noch die liberalen Parteien im 
. Stande waren, ihre Abſichten ungehemmt ober body überwiegenb zur 
Geltung zu bringen, baß vielmehr beide genöthigt waren, fich mit 
Compromiflen und mit nur theilweifen Erfolgen zu begnügen. Yür 
bie Ungebuldigen, wie für bie Idealiſten ift biefes Reſultat wenis 
befriebigend. Dagegen bat biefer Weg wohl unläugabar ben Ber: 
teil, baß, was auf bemfelben mühlam und nur ftüdweife errungen 
wirb, wenigftens wirklich erworben ift und nicht fo leicht wieber im 
Frage geftellt werben Kann. Als fernere Thatſache ſcheint conftarirı 
werben zu: bürfen, baf ber Reichstag bes norbbeutihen Bundes fih 
mebr und mehr als die lebensvollite und zufunftreichfte ber brei 
SInftitutionen berausftellte, während ber preußiſche Landtag, zumal 
aber das preußifche Herrenbaus, in ihrer Bedeutung gegenüber dem 
Reichstage entſchieden zurüdtreten mußten, das Zollparlament aber 
ſich Tebiglich ale ein Moment des Uebergangs in ber Entwidelung 
ber Nation barftellt, das aber als ſolches in feiner Bebeutung für 
bie Zufunft nicht unterihäßt werden darf. Diefer Eadhlage ent: 
Ipregend war benn auch währenb dieſer ganzen Zeit und Bis zum 
Schluſſe bes Jahres bie ganze Thätigkeit des leitenden preußiichen 
Staatomanns ausfhlieklich auf bie innere Confolibirung und Ausbil: 
bung bes norbbeutihen Bundes gerichtet. Eine Ausbehnung be& 
felben auf Süddeutſchland, obgleich fie ohne Zweifel keinen Augen: 
blick außer Augen gelafjen blieb, wurbe practiih auch nicht einmal 
angeftrebt. Graf Bismard begnügte ſich mit ben beiden Klammern, 
buch bie er Sübbeutfchland vorläufig an bie neue nationale Si: 
pfung geknüpft hatte, die Schutz⸗ und Trutzbündniſſe und ten neuer 
parlamentarifhen Zollverein, obgleih ber Iebtere fi für einmal 
noch in politifcher Beziehung als Null berausftellte und bie erfteren 
ihren Werth erſt noch zu erproben hatten, und von Vielen bezweifelt 
werben wollte, baß fie diefe Probe beftehen würben. Inzwiſchen 
that er, treu feiner Erklärung vom September 1867, keinen E dritt, 
um ben Zutritt der ſübdeutſchen Staaten irgenbiwie zu bejchleunigen 
unb auf biefelben au nur im ©eringften einen Drud auszuüben, 
überzeugt, daß ihre Wiedervereinigung mit bem Norben zu einem 
gemeinsbeutfhen Bunbe doch nur eine Frage ber Zeit fei. Zunächſt 
ſchien biefe Zeit freili nod Feine gar nahe zu fein. Sn Württem⸗ 
berg verharrte bie demokratiſche Partei in ihrem wüthenben Preußen: 
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Bafle und mit ihr ging bie Negierungöpartei wenigſtens in entſchie⸗ Bayern. 


bener particulariftiicder Abneigung gegen einen Eintritt in ben norbs 
deutſchen Bunb einig; beide zufammen bildeten aber eine Mehrheit, 
gegen welde bie nationale ober jog. deutſche Partei nicht aufzukom⸗ 
men vermochte, obwohl fie bei jeder Gelegenheit männlich gegen bie 
Strömung ankämpfte. Schlimmer als bisher geftalteten fi da⸗ 
gegen bie Dinge im Laufe bes Jahres in Bayern, wo zwar bie 
nationale Partei au nur eine Minderheit bilbete, aber bie „ultra: 
montane Partei, obgleich fie an Preußenhaß den fhwäbilhen Demo: 
Fraten nit nachſtand, in ber Abgeordnetenkammer vorerft nur eine 
kleine Fraction barftellte, während die Entideibung in ben Händen 
ber ſog. Mittelpartei lag, bie menigftens von blindem Voreingenom⸗ 
menſein gegen bie Rejultate bes Jahres 1866 frei war, wenn fie 
auch bie bayeriſche Selbjtändigkeit unverfehrt zu erhalten wünfchte 
unb einem Eintritt in ben norbbeutihen Bund gleih ber württem- 
bergifchen Regierung und NRegierungspartei unummwunben abgeneigt 
war. Das follte ſich nun aber ziemlich jäh ändern. Nachdem bie 
bayeriihe Abgeordnetenkammer vie fog. fociale Geſetzgebung im Ein: 
verftändniß mit ber Regierung glüdlih zu Ende gebradt Hatte, 
fcheiterie fie noch unmittelbar vor ihrer Aufldfung in Folge Ablaufs 
der Legislaturperiode an ber Vereinbarung eines neuen Schulgeſetzes. 
Schon lange bazu von ber Kammer aufgefordert unb nachgerabe 
gedrängt und durch die Ereigniffe bes Jahres 18366 darüber belehrt, 
daß Bildung heut zu Tage auch Macht iſt, hatte bie bayerifche Re: 
gierung enblid im jahre 1869 dem Landtage ein umfaflendes neues 
Schulgeſetz vorgelegt. Es handelte fih darum, die Etellung ber 
Volksſchullehrer zu verbeflern, die Schule felber zu heben unb bies 
felbe zugleid von kirchlichen Einflüffen, den Forderungen ber Zeit 
entfprechend, unabhängiger zu machen. Der Entwurf ber Regierung 
entſprach allen biefen verſchiedenen Bebürfniffen, namentlih auch bem 
zulegt genannten, ohne darum dem beredhtigten CEinfluffe und einer 
würdigen Stellung ber Kirche zur Schule im mindejten zu nahe zu 
treten. Die Abgeorbnetenfammer unterwarf ben Entwurf einer jehr 
einläßlihen Berathung, mobificirte benfelben in ben Hauptzügen nicht 
weſentlich, aber body, fo weit es nur immer erreihbar ſchien, in 
liberalem Sinne und nahm ihn ſchließlich am 23. Februar mit 114 
gegen bloß 26 Stimmen ale Ganzes an. Nicht fo bagegen bie 
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devera. erfie Kammer ober ber fogen. Reichſsrath. Hier gaben ſich vielmehr 


proteftantifge und katholiſche Würbenträger, proteſtantiſche unb lathe 
life Tories bie Hand, um ber Kirche neuerbings ben übertotegenben 
Einfluß auf die Schule zu wahren: nicht bloß die Liberalen Mebt 
ficationen ber Abgeordnetenkammer, fondern auch bie urfpränglicden 
Vorſchlaͤge ber Regierung wurben abgelehnt und das fo verſtümmelte 
Geſetz am 23. April an bie andere Kammer zurädgewiefen. Um 
wenigftene mit ber Regierung unter biefen Umftänben völlig einig 
zu geben, verzichtete biefe auf biejenigen Bunte, bie fie gegen jene 


burchgefeht hatte, beharrte aber auf ben Saupigrundbzügen bes Ent: | 


wurfe. Der Reichsrath bielt jedoch kurzweg an feinen Beſchlüſſen 
feft und das Gefeh fiel. Zwei Tage darauf fanb ber Schluß ber 
Seſſion ſtatt. Die Neuwahlen zur zweiten Kammer, bie nun bevor: 





ftanden, waren es namenilich geweſen, welche ben Tories ber erſten | 


in der Schulgeſetzfrage den Muth zu ihrem Auftreten gegen bie Re 
gierung unb gegen bie Abgeorbnetenfammer gegeben hatten. Tie 
Anfhauungen ber Majerität der letzteren Idhienen ben Anjchauungen 
ber Majorität der Bevölkerung nicht mehr zu entiprehen und einen 
entfhiebenen Umfhwung in nahe Ausfiht zu fielen. Schon kei 
Gelegenheit der Zollparlamentswahlen im vorhergehenden Sabre hat: 
ten ein Theil des Abeld und ber Bureaukratie bem Tatholifchen 
Clerus bie Hand gegeben, um das Landvolk gegen Preußen aufzu 
beben und bie Vorlage bes Schulgefehes von Seite ber Regierung 
hatte zu neuen Agitationen nunmehr auch gegen biefe Anlaß ge 
boten. Es war eine fogen. patriotifche Partei gegründet worden, bie 
fo ziemlich ben gefammten Tatholiichen Theil ber Bevölkerung mit 
Ausnahme ber Städte in ihre Kreife zog, und als der Wahltag für 
bie Wahlen zur zweiten Kammer herankam (22. Mai), ergab es 
fih, daß die ſog. Patrioten auf ber einen unb bie vereinigten libe⸗ 
ralen Parteien auf ber anderen fi in bas Refultat bermaßen theil⸗ 
ten, daß es ungewiß blieb, ob bie einen ober bie anberen in ber 
fünftigen Kammer um eine Stimme im Uebergewidht fein werbe. 
Bon einem engeren Anihluß an Preußen und an bie feit 1866 
unter Preußens Yührung eingetretene nationale Eniwidelung konnte 
unter diefen Umftänben für Bayern Feine Rebe mehr fein. Selbſt 
bie bieherige Stellung bes liberalen Chefs der Regierung, bes Für: 
ften Hohenlohe, ber zwar auch, feinerfeite von einem Eintritte Bayerns 
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den norddeutſchen Bund nichts Hatte willen wollen, der aber doch Savers. 
. anderer Weile einen irgendwie anders geftalteten, mit ber „Selb: 
indigfeit” Bayerns verträglihen näheren Anſchluß an Norddeutſch⸗ 
nd erftrebt hatte, fchien erjchüttert. Augenblicklich wenigftens waren 
Ne nationalen Hoffnungen auf ben Süden gebämpft und mußten, wo 
ht Für gebrochen, bo unläugbar ale muthmaßlih auf Tängere 
eit zurüdgeftellt erachtet werden. Wenn bie fog. patriotifche Bartei 
irklich bie Mehrheit der zweiten Kammer hatte unb zu behaupten 
:rmiochte, jo mußte man ſich barauf gefaßt machen, baß fie in erfter 
inte die Schub: und Trugbünbniffe mit Preußen zu einem tobten 
zuchſtaben zu maden fi bemühen, in zweiter aber mit der Zeit 
[bit das Banb bes Zollvereins zu Idfen verfuhen würde. Bon 
Jayern und Württemberg aljo konnte ber norddeutſche Bundeskanzler 
ine Unierftüßung feiner nationalen Beftrebungen auf unbeftimmte 
Jeit hinaus muthmaßlich in Feiner Weife erwarten. Anders ſtand 
8 allerdings in Baben und Heflen. Heflen war baburd, baß ein 
Cheil beffelben bem norbdeutfchen Bunde hatte beitreten müſſen, ge: 
efjelt und mußte fortwährend, bald gern bald ungern, auch für bag, 
vorüber ihm nod freie Verfügung geblieben war, den Bahnen bes 
torddeutſchen Bundes folgen. Was Heffen allem Anfchein nad) oft 
nur gezwungen that, that bagegen Baben aus völlig freien Stüden 
und nationalem Patriotismus. Die Regierung und bie beiden Kam: 
mern betrachteten das Land gleichſam als einen Theil bed norbbeut: 
deutſchen Bundes und nahmen alle Pflichten, die baraus erfließen 
mochten, freiwillig auf ihre Schultern, obgleich fie nicht ebenfo auch 
ber Rechte eines Bundesgliebes theilhaftig werben Tonnten. Baben 
wäre freilih jeden Augenblid bereit geweſen, dem norbbeutidhen 
Bunde beizutreten und ſprach dieß auch bei jeber ſich barbietenden 
Gelegenheit aus. Aber Preußen glaubte es vorerft nicht zugeben 
zu bürfen und zwar, neben einiger Rüdfiht auf Bayern und Würts 
temberg, die dadurch in eine fehr ſchiefe Lage gelommen wären, vor: 
nehmlich mit Rückſicht auf Frankreich. Es ift kaum zweifelhaft, daß 
Frankreich, das bie friegerifhen Erfolge Preußens im Sabre 1866 
und das allmälige Auffteigen einer feften geichlofienen deutſchen 
Macht noch immer nicht zu verwinden vermodte, einen Eintritt 
Badens in den norbbeutfhen Bund als einen erwünidten Vorwand 
benugt haben würbe, um unter ber Zuftimmung ber Nation und 
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vieleicht unter ber Beihilfe biefer ober jener europäiidhen Orofsmadt 
Preußen ben Krieg zu erklären und ben Verſuch zu machen, bad 
jelbe nieberzumwerfen und Deutſchland wieber der alten Zerrifienkeit 
und ber alten Schwäde anheimzugeben, was es ſelber unb jeime 
Nachbeter in Deutfchlanb bie beutjche Freiheit“ zu nennen beliebten. 

Preußen, Nicht daß Preußen bie Ueberlegenheit ber franzöfiſchen Waflen 
gefürchtet hätte; allem Anſchein nach hielten bie Leiter ber preufi- 
ſchen Dinge bafjelbe vielmehr, und zwar felbft ohne ben Zutritt der 
jübdeutihen Staaten, auf bie fie allerdings troß der Schutz- unt 
Trutzbündniſſe nicht ober doch nicht ficher rechnen Tonnten, für Frant: 
reich militäriih völlig gewadien. Aber fie hielten ſich offenbar für 
verpflichtet, fo weit e6 nur immer mit ihrer Ehre verträglich wär, 
alles zu vermeiden, was auch nur entjernt ale eine Herausforderunz 
Frankreichs hätte ericheinen ober boch gebeutet werben können, über⸗ 
zeugt, daß bie Vollendung ber deutſchen Einheit unter Preußens mäd- 
tiger und boch befonnener Yührung ſich mit der Zeit doch und gleid- 
fam ganz von felbft machen werbe und machen müſſe, vielleicht aus 
in ber Hoffnung, baß in Frankreich felbit durch irgenb ein uner: 
wartetes Ereigniß ein Umſchwung eintreten könnte, ber die Frauzoſen 
geneigter machen Tönnte, mit Deutſchland in Frieden zu leben und 
mit bemjelben auf andere, eblere Weile als durch die blutigen Wür⸗ 
fel des Krieges um bie Palme bes Friedens und bie friebliche Ent: 
widelung ber menſchheitlichen Intereſſen des neunzehnten Jahrhun⸗ 
derts zu ringen. 

Trotzdem hatte ber Friede ſeit dem Jahre 1866 mehr als 
einmal nur an einem Haare gebangen und r.. „. als einmal hatte 
ed geichienen, ale ob ber Krieg kaum mehr würbe vermicben werben 
können. Aber jebesmal noch waren glüdlicher Weiſe Ereigniſſe ober 

Srant- Berhältniffe dazwiſchen getreten, bie Frankreich veranlaßten, feine 
id. (Gelüfte wenigftend vorerft wieber bei Seite zu legen. Bald waren 
es äußere, bald innere Umſtände, welche Frankreich bazu bewogen. 
Für das Jahr 1869 fällt das Schwergewicht unzweifelhaft auf bie 
Vehteren. Im Sommer bed Jahres mußte ber gefeßgebende Körper 
verfaffungemäßig einer Neuwahl unterworfen werden und biejer 
Moment rief in Frankreich eine Bewegung hervor, bie es ber kaiſer⸗ 
lihen Regierung nicht rathſam erjcheinen ließ, einen immerhin ge 
fährlichen Krieg zu wagen, bevor nicht dieſe Phafe in einer für fe 


Acberſicht Der Greigniffe Des Bahres 1869. 507 


und bie Zukunft ber Dynaſtie befriebigenden Weife burchgemadht fein Frank⸗ 
würbe.. Schon als die Kammern am 18. Januar zum lebten Dal vie. 
zufammentraten, begrüßte fie ber Kaifer mit einer Thronrebe, bie 
nicht anderd benn als bie kaiſerliche Wahlrede bezeichnet werben 
kann. Der Kaiſer begann banıit, auf bie Schwierigleiten hinzuweijen, 
auf einem durch fo viele Revolutionen aufgemühlten Voden bie Frei⸗ 
heit mit ber Orbnung zu verföhnen und geftanb meiterhin ganz 
offen, baß feine wie jede Regierung bem Irrthum unterworfen fei, 
glitt aber darüber mit ber Bemerkung hinweg, baß „das Glück nicht 
allen Unternehmungen lächle“, um vor feinen Zuhörern und vor 
ganz Frankreich ein glänzendes Bild von ber Rage bes Landes unter 
dem zweiten Kaiferreih nah Innen mie nad Außen aufzurollen. 
Frankreich fei, meinte er, trotz Mexico und troß Sadowa, unter fei: 
ner Führung wieder und immer noch bie mächtigfte Nation Europa’s. 
„Unſere vervolllommnete Bewaffnung, unfere gefüllten Arjenale und 
Magazine, unfere geübten Rejerven neben ber ſtark conftituirten ac: 
tiven Land und Scemadt, unjere mobile Nationalgarde, im Begriff 
organifirt zu werben, bie umgejtaltete Flotte, unjere feften Plätze in 
gutem Auftande geben unjerer Macht eine Entfaltung, wie fie ung 
unerläßlih ift*. Aber bie Land» und Sermadt find auf dem 
Triebensfuße und ber Effectivbeſtand berjelben überjteigt nicht ben: 
jenigen anderer Regierungen. Der Kaifer will ben Frieden. „Das 
ftete Ziel meiner Anftrengungen ift erreicht, die militärijchen Hülfs⸗ 
mittel Frankreichs find in Zukunft auf der Höhe feiner Beitimmun: 
gen in ber Welt. In biefer Lage vermögen wir laut unferen 
Wunſch, den Trieben aufrecht zu erhalten, fund zu geben; es liegt 
feine Schwäche barin, bieß zu fagen, wenn man zur Vertheibigung 
ber Ehre und der Unabhängigkeit des Landes bereit it”. Ter 
Kaifer ift für den Frieden, denn Angefihts der Wahlen will er bas 
Land mit Segnungen aller Art überfhütten und tenft jogar an 
eine „Verminderung ber öffentlihen Laſten“. Alles it gut und 
alles athmet Befriedigung. „Man erkennt den Baum an jeinen 
Früchten, jagt das Evangelium. Wohlan, wenn man einen Rüd: 
blick auf die Vergangenheit wirft, wo ift die Regierung, bie Frank—⸗ 
reich fiebzchn Jahre der Ruhe und ſtets wachſender Mohlfahrt gege⸗ 
ben bat?“ Geftügt auf bie Volksmaſſen „ausbauernd in ihrem 
Glauben wie in ihrer Anbänglichleit”, glaubt daher ber Kaifer, den 
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Int Wahlen rubig entgegenjehen zu lönnen. „Mit Ihrer Zuftiammung 


“und mit Ihrer Beihülfe bin ich feft entichloffen, auf bem Wege zu 
verharren, ben ich mir vorgezeichnet babe, d. 5. jeben wahrhaften 
Fortſchritt anzunehmen, aber zugleih auch bie Grundlagen ber Ber: 
faflung, welche das Votum ber Nation vor jebem Angriff ſicher ge⸗ 
ftellt hat, zu erbalten.” Wit Zuverfſicht ſchloß er: „Balb wirb bie 
Nation in ihren Somitien die Politit gut beißen, welche wir befolgt 
haben. Sie wird abermals durch ihre Wahlen kund geben, baf fie 
keine Revolution, fondern daß fie bie Geſchicke Frankreichs auf cine 
innige Verbindung ber Macht und ber Freiheit fügen will“. Dieſe 
Zuperfiht bes kaiſerlichen Redners entſprach indeß keineswegs ber 
wirklichen Sachlage, der Stimmung ber Gemüther durch ganz Frank- 
reich hin. Wenn man um zwanzig Jahre zurückging, fo komme 
man nicht läugnen, daß Frankreich jetzt einen ganz anderen Macht 
einfluß in Enropa beſaß als damals unter der conſtitutionellen Re 
gierung des Bürgerlönige: es war dem Kaiſer gelungen, ber Nation 
und fo ziemlich auch ganz Europa ben Glauben beizubringen, daß 
Frankreich militärifch - ganz unbezwinglid und jeber einzelnen ber 
übrigen Großmächte unzweifelhaft überlegen fei, nad welcher An: 
fhauung es feine Anfprüde bemaß, bie ihm denn auch von allen 
Seiten fat unweigerlich zugeſtanden wurden. Aber ſchon Mexico 
batte einen tiefen, jchwarzen Schatten auf biefes glänzende Bild ge 
worfen und mit Sadowa war dicht neben ihm, im Herzen Europa's, 
eine Macht emporgejtiegen, bie, fo frieblih fie auch gefinnt war, 
jene Aniprücde in ihrem Kerzen nicht zugefland, bie fih ſchon jegt 
Frankreich auch militäriih gewachſen zu fühlen ſchien und feften 
Schritte barauf ausging, aus Deutſchland eine nod größere Macht 
zu fchaffen, die Frankreich entſchieden überlegen wäre unb fich bad 
beanſpruchte und bisher auch behauptete Uebergewicht in Europa 
ebenfo entſchieden nicht Tänger gefallen laſſen würde. Was ber Kaifer 
im. Sabre 1866 verfäumt ober verfehlt Hatte, war bereits nicht wie 
ber gut zu machen, ohne einen gewaltigen Krieg, vor befjen immer: 
bin ungewiffem Ausgange er zurüdichredte, ba er fich nicht verhehlen 
konnte, daß er dabei unausweidlich fich felbit und das Schicſal 
feiner Dynaftie würbe einſetzen müflen, zu bem bie frieblicbenbe, große 
Mehrheit der franzöfifchen Nation ganz und gar Feine Luſt verrieth, 
fo lange Preußen unb Deutſchland feine Miene machten, Frankreich 
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weber in feinem Territorialbeſtande, noch in feiner freiheit, fi in br 
jeinem Innern zu geftalten, wie es nur immer wollte, au nur 
irgendwie zu beeinträchtigen. Allein nur ber iwieber gewonnene 
Machteinfluß bes napoleoniichen Frankreichs und das fog. Preftige, 
das es zeitber genoffen, hatte dem eiteln franzöfiihen Bolle ben 
Mangel an allen politiſchen Treiheiten im Innern, bie Verſchleu⸗ 
berung feiner Finanzen und das Anſchwellen fo vieler Günftlinge, 
deren Perbienfte mehr ale zweifelhaft waren, erträglich erfcheinen 
laffen. Einzelne, aber doch nur wenige, erkannten wohl weiter 
blickend bie innere moralifhe Fäulniß, die, wo männlide und polis 
tifche Tugend feinen Raum mehr fand fi zu bethätigen, in bem 
allgemeinen jagen nad Gelb und Lurus, nah Ehren und Würden 
immer tiefer und weiter um ſich fraß. Die große Mehrheit ber 
gebildeten Klaſſen aber wurde durch das ſchwindende Preftige ver: 
anlaßt, ihre Blicke nach Innen zu wenden und was ihnen bisher 
erträglih geichienen hatte, warb es allgemach nidyt mehr, der Man: 
gel an jedem wirkſamen Recht, fi an ber Leitung ber Geſchicke bes 
Landes zu beibeiligen, nachdem ber kaiſerliche Abfolutismus fie alle ber 
Nation entzogen und für ſich allein in Beichlag genommen hatte. Die 
Franzoſen fingen an, fih unter biefem fog. perfönlichen Regimente 
bes Kaiſers unbebagli zu fühlen unb nad einer Wieberberftellung 
wenigſtens einiger ber verlorenen Rechte zu verlangen. Wie tief 
biefe Stimmung ging, wie weite Kreiſe ber öffentlichen Meinung fie 
fhon erfaßt und burdbrungen hatte, mußte fi bei ben Wahlen 
zeigen. Daß aber das Faiferlihe Regiment bei biefen jedenfalls 
mit ihr zu rechnen haben würde, ging aus ber einigermaßen übers 
raſchenden Haltung hervor, weldye. ber geſetzgebende Körper in feiner 
leßten Seflion fofort anzunehmen begann. 

Die Majorität besielben, bie zwar angeblih aus bem allge: 
meinen Stimmrecht Bernorgegangen war, ihre Wahl aber nur ben 
fog. officiellen Candidaturen d. h. dem taufenbfältigen Drucke ber 
Regierung verbankte, und daher in ber That mehr bie Regierung 
ale bie Bevölkerung vertrat, hatte fi bisher willenlos erit durch 
Morny, dann durch Billault, in ben lebten Jahren durch Rouher 
leiten laſſen. Weniger noch als erftere verbient Rouber in Feiner 
Meife den Namen eines Staatsmanne, aber er ift ein eminenter 
Rhetor und als foldyer für jene Aufgabe. ganz beſonders geeignet, 
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7 ein ſchlagfertiger Redner, wegen einer Ausflucht mie verlegen un 


Don einer Stirne, bie vor nichts zurüdicridt. Roch wer cd ihm 


bisher immer gelungen, jebe Frage mit großer Gewandtheit in ca 
Lit zu bringen, wie es ber Regierung convenirte, und ber I :ajeriit 


bie Wege zu ebnen, um bei ber Abitimmung ben Büniden mi 


Erwartungen ber Regierung zu genügen. Dießmal verjagte fe ite 
gleih von vorneherein faft und faft den Dienft. Bei Gelegenter 


einer Sinterpellation, bie Rouher bejeitigt wiſſen wollte, trug er mu 


noch wie bisher den Eieg davon, aber nur mit wenigen Stimmen, N 
ein großer Theil der Majorität wenigſtens ben Schein ber Unyarti 
lichkeit wahren, dem Drängen ber öffentlichen Meinung wenigitens je 
Schein Genugthuung geben wollte. Und gleich darauf beging jet 
im Senat und gar noch ein Genoſſe bes 2. Dezember, Hr. v. Maxx, 
bie Keberei, ba er gegenüber den wachienden Angrifien ber Breit 
und ber Bereinsrebner auf den Kaiſer fo etwas mie bie Berat: 
wortlichkeit ber Minifter in Anregung brachte. Rouher erklärte I 
unter kriechender Schmeicdhelei für bie „Größe“ des Kaifers geza 
jede wie immer geartete Maßregel biejer Art unb bie ſervile Kine 
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ſchaft beeilte ſich, die Anregung ſofort zu erſticken. Noch fataler ik | 


bie Regierung waren bie Debatten über bie Finanzverhältniſſe der 
Stadt Paris, melde den gefebgebenden Körper während bed ganzen 
Monats Februar in Anſpruch nahmen. Zunächſt Banbelte es 16 
um einen Petrag von 465 Millionen Fr., welche ber Geineprätt 


Haufmann, ohne dazu befugt zu fein, verausgabt und bann wit 


durch ein ungefehliches Anlehen beim Credit foncier gebedt hatt 
Tie ganze Operation ſtrotzte von Willkürlichkeiten und Geſchzwidtiz 


keiten. Aber das war noch nicht bie Hauptſache. Schonungalt 
deckte bie Oppofition bie ganze ſchwindelhafte Finanzwirthſchaft ie 
dem fo viel gepriefenen Umbau von Paris auf und zeigte mit Zab 
Ien, taß es fo abfolut nicht fortgehen könne und daß bie Eik 


Paris ohne ihre Schuld, da man fie ja ihrer gewählten Vertretun: | 


beraubt und unter bie Vormundſchaft ber Taijerlihen Regierung et 
ſetzt hatte, ſchließlich unausweichlich am Bankerott ankommen mit: 


fobald fie fih auf ihre wirklichen, eigenen Einnahmen werde it 


fhräntt fehen. Es war ein wahrer Abgrund von Willfür, in melde 











ber Verſammlung Stüd für Etüd mit zermalmender Schwert IT 
Einblid erſchloſſen wurde. Rouher mußte nad) einander feine eigens 
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ollegen unb ben Seinepräfecten preisgeben, ben Saifer, To gut Brant- 
ging, beden, um für bie Anträge ber Regierung eine Majorität wie. 
erzielen, und felbft dieſe konnte fchließlig nur durch den Außer: 
n Drud zu Stande gebracht werden. Sehr bezeichnenb nicht bloß 
r die Regierung, fondern ebenfofehr für bie verſchiedenen Parteien 
aren im weiteren bie Verhandlungen bes geſetzgebenden Körpers 
ver das Kontingent und über das Budget für 1870, da fie fi 
ı einer allgemeinen Debatte über bie inneren und auswärtigen An- 
Tegenheiten bes Landes geftalteten. Thiers hielt wiederum cine 
nläßliche Rebe, in ber er im Gegenſatze gegen bie Regierung, bie 
ı ben kleinen Conceffionen bezüglih ber Preßfreibeit und bes Ver: 
mmlungsredhtes für bie verlangte Treibeit genug und mehr ale 
mug zugeftanden zu baben wähnte ober glauben machen mollte, klar 
ırlegte, daß bie Franzoſen in Wahrheit noch aller und jeber poli: 
ſchen Freiheiten entbehrten und ſchließlich ſein caeterum censeo wie: 
erholt vertheibigte, was Frankreich bebürfe, jet die Negierung bes 
andes burd das Land, bie Einführung eines verantwortlichen 
Rinifteriums, alfo bie Abſchaffung bes perjönlien Regiments bes 
daiſers. Seine Rebe machte um fo tieferen Eindrud, als er babei 
jeber auf bie Republik, noch auf die Reftauration der Orleans 
infteuerte, vielmehr ziemlich verftänblich anbeutete, daß er fich auch 
ut der napoleonifhen Dynaſtie auszuföhnen bereit fei, wenn fie 
em Land jene ihm unerläßlichen Freiheiten zurüderftatte. Die aus: 
järtigen Angelegenheiten kamen zuerft bei Gelegenheit bes Contin⸗ 
entsgefeßes zur Sprache. Marſchall Niel, ber Kriegsminifter, bas 
Jaupt ber Kriegspartei, prablte neuerdings: „Krieg ober Frieden 
inb mir ganz gleichgültig, in 8 ober 9 Tagen Können wir 600,000 
Nann marfhfertig Haben”. Die Verfammlung glaubte ihm ver: 
authlich aufs Wort und es that ihrer Eigenliebe und ihrem Stolze 
vohl; aber fie vermochte nicht zu widerſprechen, als eines der Op: 
fittonsmitglieber entgegnete: „Niemand benft aber ja baran, uns 
inzugreifen; wozu bebürfen wir daher einer jo furdtbaren Macht, 
Ye nur dazu dient, unfere Nachbarn zu beunruhigen”, und bie An- 
utungen Niels: „Bon einer Verminderung ber Milittärausgaben 
'ann feine Rebe fein heute, wo wir beflegte Mächte und annectirte 
Lölfer vor uns haben” machten nur einen fehr geringen Einbrud, 
Die Verſammlung, wie bie Öffentlihe Meinung Hinter ihr war 


512 


Neberficht der Ereigniſſe des Bahrıs 1308. 


Brent, offenbar von amberen Ideen voreingenommen, als vom ber eis 
 Brieges und felbit die Regierung hielt es Angeſichts ber Wahl 


für paflend, ungemein friebli aufzutreten. Lavalette ſchien gen 
geneigt, Preußen und Deutichlanb gewähren zu laffen, da Preußen 
feine Miene made, Sübbeutihland Gewalt anzuthun umb viel 
auch ganz und gar nicht geneigt fcheine, ten Wünfchen Preuß 


entgegenzulommen, Selbſt Thiers erklärte fi im Gegenſatz gan 


feine Haltung im Frühjahr 1866 aufs nachdrücklichſte für Aufıck- 
haltung bes Friedens, wobei er ſich freilih vornehmlich auf die für: 


raliftiihen Tendenzen ber fübbeutihen Regierungen und Bevöllerun 
gen ftüßte, deren nachhaltige Kraft er weit überfhägte. „Wennik 


meinte er, einen Rath zu geben bätte, jo würbe es ber bes Frieder 
fein, ih würde Frankreich rathen, nur dann das Schwert zu gichen, 


wenn unerträgliche Unternehmungen es bazu zwängen unb went 
biezu auf bie Zuftimmung und Beihülfe ber Welt rechnen könnt. 


Wem kommt es aber zu, biefen unermeßlihen Entſchluß zu fallen! 


Frankreich allein. Frankreich darf jebenfals ber Möglichkeit nik 


ausgelegt fein, baf es eines Morgens beim Erwachen ben Beich 
für jeine Kinder vorfinbet, nad) ber Grenze zu marſchiren. Nur be 
Nation felbft darf über bie Frage bes Krieges ober bes Friebens eni- 
ſcheiden.“ Thiers warnte und mahnte ferner jehr beftimmt zur Borfiät. 
In der particulariftiihen Zähigkeit der fübdeutichen Staaten und in 
den föberaliftiihen Neigungen eines nicht zu verkennenden Theilt 
ber Bevölkerungen felbit bes norbbeutfhen Bundes erfannte er bie 
hauptſächlichſte Schwierigkeit für Preußen auf dem von ihm feit 1866 
beiretenen Wege unb jomit ben beiten Bunbesgenofien Frankreich: 
aber ebenjo Kar erkannte er au, daß jener Bunbesgenofie für 
Frankreich nur fo lange einer fei, als feine „franzöfliche der 
Rationalftolz verletzende Einmengung Deutſchland Preußen völlig in 


bie Arme treibe“. Das Bubget felbft wurbe ohne große Schwieriz 


feiten genehmigt und bie Seflion am 26. April geichloffen. Eden 
am folgenden Tage erging bas Decret, das bie Nation auf de 
23. Mai zur Neuwahl bes gefebgebenden Körpers berief. Die Agi⸗ 
tationen bafür waren ſchon vorher fehr Iebhaft geweien und fteiger: 
ten fi jebt, zumal in Paris unb mit ber am 2. Mai beginnenten 
freien Wahlverfammlungszeit. Die Haltung ber Regierung bezüglid 
ber Wahlen blieb biefelbe wie bisher. Wo ein ber Dpnaftie nid 
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ig ergebener Candidat auftrat, wurde ein officieller aufgeftellt Brent 
d dieſer mit allen erlaubten unb unerlaubten Mitteln, felbft bie wie. 
mbalöfeften nicht ausgenommen, unterſtützt. Uber bie Regie 
ng erreichte ihren Zweck dießmal doch nur halb. Dank bem von 
r ausgeübten Drude wurbe ihr Ganbibat zwar vielfad und fogar 
eiften® gewählt, jeboch nicht, ohne baß er ben Wählern vorher ſehr 
tf&diebene, ber Regierung ganz und gar nicht genehme liberale 
ufagen ober Verfprechungen gemacht hatte Nur in foweit Tonnte 
e Regierung berubigt fein, daß ihr Candidat wenigſtens nicht antis 
maftifh ober gar republikaniſch gefinnt, fonbern ber kaiſer⸗ 
hen Diynaftie ergeben war. Im Ganzen alfo beftand bie große 
tajorität bes am 23. Mai ausgewählten geſetzgebenden Körpers 
18 entſchiedenen Anhängern bee Kaiferreihe, Wenn man inbeß bie 
gegebenen Stimmen zufammen zählte, jo ergaben ſich doch nur 
‚467,720 Stimmen für bie Regierung unb bagegen 3,258,777 
ir bie Oppofition. Die Regierung hatte bemnad gegen die Wahlen 
on 1863 nicht weniger als 1 Million Stimmen verloren, die Op: 
ofition beren 1,400,000 gewonnen. Dazu kam, daß ber Impe⸗ 
ialismus in ben brei größten Stäbten, Paris, Lyon und Marfeille, 
ine totale Nieberlage erlitten hatte und auch in ber Mebrzahl ber 
brigen größeren Stäbte unterlegen war. Die gebildeten Claſſen 
hienen fi fomit überwiegend vom Imperialismus abgemwenbet zu 
aben und biejer ſchien ſich nur mehr auf das ziemlich willenlofe 
landvolk zu fügen. In Paris namentlich war bie Regierung mit 
hrem Candidaten Dllivier, ben ber Kaifer aufs lebhafteſte Hatte 
miterftügen laſſen, jämmerlich burchgefollen. Das Gefammtrefultat 
var in ber That geeignet, ben Kaiſer fehr nachdenklich zu machen, 
jumal man nicht willen konnte, welche Haltung bie Verfammlung, 
ꝛinen nicht unerheblihen Theil felbft derjenigen Abgeorbneten inbe⸗ 
zriffen, bie ihre Wahl ber Regierung verbantten, annehmen würbe, 
wenn fie erft bei einander und dem Drude ber fi in ber Haupts 
ſtadt concentrirenden äffentlihen Meinung bes Landes ausgeſetzt 
bäre. Jedermann fühlte, daß das Kaiferreih ſich in einer Krifis 
befinde und bevor fie durchgemacht war, konnte ber Kaifer nicht 
wohl daran benken, fi in einen Krieg mit Preußen einzulafien, 
zumal ohne einen geeigneten und hinreichend mächtigen Bundes⸗ 
genoſſen. 
88 
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Deher- Wenigſtens von Defterreich, auf bas er hiefür feit 1867 m 
iR. Augen geworfen, hatte er zunädft wenig ober nichts zm emwaten 


Befand fih Frankreich um bie Mitte des Jahres 1869 bereit u 
einer ziemlich ernten inneren Krifis, fo trieb fihtlich auch Uehterah 
einer folden zu unb zwar einer überaus gefährlichen. 

Das Jahr 1868 wirb für Defterreih ein fehr denlwürdige 
bleiben, indem es in biefem Jahre mit ber vielleicht fchlimmiten in 
ner Traditionen, dem PVerbältniffe zu Rom, entidhieben brach w 
ohne Rüdfiht auf bie Proteſtationen ber Curie das Concorde 
wenigften® durchbrach. Und wie man auch fonft über bie Wirkiantr: 
bes Grafen Beuft in und für Defterreih denken mag, um jan 
entſcheidenden Schritt Bat er ficher nicht wegzuläugnenbe weientlik 
Verbienfte. Hatte er doch in feiner früheren deutſchen Etelum 
außerhalb Defterreihs hinreichende Gelegenheit gehabt, fich davon z | 
überzeugen, baß kaum eiwas mehr als biefe Seite ber äfterreihiihen 
Staatskunſt, die allen Bebürfniffen und Yorberuugen bes mobernn 
Staatslebens gerabezu ins Geſicht ſchlug, ihr in ihrer deutiche 
Politik ale ein furchtbares Schwergewicht an ben Füßen hing ur 
Defterreih von ber ganzen geiftigen Entwidelung Deutſchlands aus 
ſchloß, noch bevor es durch bas Jahr 1866 auch aus ber politiiden 
Verbindung mit Deutſchland hinausgebrängt wurde. Der entide: | 
bende Schritt in biefer Richtung war im Sabre 1868 allerdinge 
erfolgt. Weitere Eonfequenzen wurben inbeß nicht ober bod mut 
in untergeorbneten fragen gezogen, wie 3. B. als ber Biſchei 
Nubigier von Linz am 5. Juni bem weltlichen Gerichte troß allet 
Widerſtrebens und aller PVrotefte mit Gewalt vorgeführt, ober all 
bei Gelegenheit bes als ber Barbara Ubryk wenigftens ber Grund⸗ 
fat ausgeſprochen murbe, baß ber weltlide Arm den geiſtlichen 
Dberen, feien es nun Biſchöfe ober Kloftervorftänbe, nicht Länger zu 
Züchtigung ihrer Untergebenen, Prieftern, Mönchen ober Nonnen, zur . 
Gebote ftehen dürfe unb daß biefe einer gegen fie ausgefprochenen 
geiftlichen Strafe nur freiwillig fidy unterzögen. Tiefer greifende 
Mafregeln mwurben nicht gefaßt, von ber Regierung offenbar forglam 
vermieden. Es war, wie wenn das fog. Bürgerminifterium Gistre 
Herbft feine Kraft in jenen großen Schritten erſchopft hätte und 
wie wenn ber Reichsrath bamit im Grunde einverflanden wäre. Die 
formelle Aufhebung bed Concorbats, foweit es noch immer zu Recht 
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anb, und bie Einführung ber obligatoriſchen Civilehe, wurden Deer- 
r in bem bafür niebergefebten confeflionellen Ausſchuſſe ventilirt, vie, 
ıngten aber nicht zur Beratbung und Beſchlußfaſſung bes Reiches 
‚8. Diefer war inzwiſchen fchon in ben erften Tagen bes Januars 
ber zufammengetreten. Bon feinen Beichlüffen verdient jeboch kaum 
yc Hervorgehoben zu werben, als bie enblidhe Zuftimmung bes Herren: 
ıje8 zu bem ſchon lange vorher vom Abgeorbnetenhaufe berathenen 
»beſchloſſenen Gefeße bez. Einführung ber Schwurgerihte für 
itifche und Preßprozeſſe und bie Vervollftändigung bes im Bor: 
re beicloffenen Wehrgefebes durch ein Geſetz bez. der Organi⸗ 
ang ber Landwehr auch für bie fog. eisleithaniſche Reichshälfte. 
i biefer Gelegenheit verfuchten bie föderaliſtiſchen Fractionen bes 
ichsraths, die Polen Galiziens namentlich, wenigftens Bier ein 
deraliftifhes Moment zur Geltung zu bringen, unterlagen aber 
ı 16. März, doch nur mit 59 gegen 8i Stimmen, mit ihrem 
ntrage. Dagegen unterlagen bie Polen vorerft nit mit ber im 
erbite 1868 vom Landtage Galiziens beſchloſſenen Reſolution, 
elche für dieſes Kronland eine Autonomie verlangte, wie ſie mit 
r beſtehenden Verfaſſung abſolut unverträglich war und nur in 
x erceptionellen Stellung Croatiens zu Ungarn ein Analogon ges 
ıbt hätte. Kaum war ber Reichsrath wieber beilammen, jo beans 
:agten bie Polen, er möge bie Regierung auffordern, bie galizifche 
tefolution ihm zu verfaflungsmäßiger Behandlung vorzulegen. Die 
age war für Oeſterreich gerabezu von entſcheidender Bebeu: 
ung. Die Polen ftanden ja mit ihrer Forderung einer Sonber: 
tellung nit allein. Die Tyroler begebrien für ihre Glaubens: 
inbeit bafjelbe, bie Stovenen träumten nachgerabe ernftlih von 
inem Königreih Siovenien und vollends bie Czechen beharrten auf 
ver Wieberherftellung der czechifhen Krone mit Mähren und Säle: 
ſien und ber Forberung einer Unabhängigkeit für dieſelbe, wie fie jeit bem 
Ausgleich von 1867 bie ungariſche genoß. Und babei handelte es ſich für 
alle dieſe Nationalitäten nicht etwa um Sicherung ihrer nationalen 
Spraden und Eigenthümlichkeiten, bie nicht nur nicht geführbet waren, fon: 
bern benen gerabe bie neue Verfaſſung ben weiteſten Spielraum geöffnet 
und bie bünbigften Garantien ertheilt hatte. Die Polen verlangten viel: 
mehr bie Herrichaft über bie in ihrem Lande wohnenden, ihnen an Zahl 
mindeftens gleichſtehenden Ruthenen, bie Czechen bie Herrſchaft über 
' 93* 
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Deter⸗ bie Deutſchboͤhmen, die Elovenen endlich Tonnten ihr Ziel niät x: 

wit zeichen, ohne baf mehr ale Ein Kronland hätte zerrifien werben 
müffen. Defterreich wäre jebenfalls gänzlich umgeftaltet werben unt 
es fragte fi) fehr, ob es nad all ben ewigen Verſuchen jeit zuas 
zig Jahren eine foldye Umgeftaltung noch ertrage, ohne barüber a 
Orunde zu gehen. Die Deutſchen Defterreihe hatten babei jebe 
falls gar nichts zu gewinnen und nur zu verlieren. Da nun f 
3. 3. noch bie Majorität im Reichsrathe befaßen und and bei 
Minifterium fo zu fagen ausihlieglih aus. ihren Reiben here: 
gegangen war, jo hätte man erwarten bürfen, baf Regierung ın 
Reichsrath fi bie Hänbe geben würden, um bas Begehren der | 
Polen glei von vornherein rund unb zwar ein für alle Mal eb 
zulehnen. Beide batten bie Kraft und Entſchloſſenheit dazu midt 
Um ben Czechen und ihren noch viel weiter gehenben Anfprüde 
wiberftehen zu können, und um nit auch noch ben Polen Alf 
zum Austritt aus bem Reichsrath zu geben, war bie deutſche Mae 
rität geneigt, ben letzteren ausnahmsweiſe und nur ihnen Goncefliones 
zu machen. Unter einigen Vorbehalten erflärte fi bie Regierumg 
bereit, die galiziſche Refolution zunächft wenigftens einem Ausjihuf 
bes Abgeorbnetenhaufes behufs weiterer Anträge an dieſes vorge 
legen und barauf ging bie Mehrheit bes Haufes ein. So wurde 
benn die Refolution einem Ausichuffe überantivortet und von biefem ei= 
läglih behandelt. Zu einer Verſtändigung kam es freilich nick; 
bie Anfichten gingen von Anfang an unb fortwährend weit ausem 
anber und am Enbe kam ber Schluß bes Reichsraths, fo daß em 
Behandlung fhließli von der Tagesordnung abgejeht und auf em 
folgende Seflion verfchoben werben mußte. Genug aber, bie Verfafiun | 
war in Trage geftellt und biefe Thatſache allein genügte, zum bes 
Czechen, Slovenen ꝛc. ꝛc. neue Hoffnungen zu geben, weiter an be 
Berfaffung zu rütteln, bis es ihnen endlich gelingen würbe, fie zu 
Falle zu bringen und Deiterreih nad ihren Wünfchen neu zu com 
firuiren. Die Deutſchen, benen ber Ausgleich mit Ungarn biefelbe 
Stellung dieſſeits ber Leitha zugebadht hatte, wie ben Magyaren 
jenfeits, hatten offenbar das Heft bereits nicht mehr in be 
Händen, wenn fie es überhaupt jemals wirklich in benfelbe 
gehabt hatten. Ebenſo ſchwach zeigten fih bie Regierung und 
bie Majorität des Reichſsrathe in einer anbern gewiſſermaße⸗ 
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wanbten Frage. Auch ber Landtag von Nieberäfterreich hatte im Deiter- 
rjahre feine Refolution gefaßt, dahin gehend, der Reichsrath möchte end. 
Zukunft nit mehr von ben Lanbtagen beicidt werben und fo 
Mahrheit nur eine Derfammlung von Landtagsausfhüffen bilden, 
idern aus birecten Wahlen ber Bevölkerungen hervorgehen. Man 
ht, bie bee war im Grunde eine ber bee ber Polen geradezu 
gegengefehte: wenn biefe barauf binzielte, ben Reichsrath zu 
wächen, fo beabfichtigte jene, ihn vielmehr zu ſtärken und von ben 
nbtagen völlig unabhängig zu machen. Der Antrag war feither 
mlich unbeachtet geblieben. Von bem Erfolge ber Polen ermuthigt 
Hten aber nunmehr bie nieberdfterreihifhen Abgeordneten, ihn 
erfeit8 gleichfalls einzubringen, unterliegen es jeboch wieder, als 
: Regierung ihnen erflärte, daß fie ihn felber aufzunehmen beab⸗ 
tige. Aber bie Regierung hatte auch bazu ben Muth fchließlich 
ht und Tieß den Gedanken wenigftens vorerft fallen, zumal ba er 
ihrem eigenen Schooße fofort auf Widerſpruch geftoßen zu fein 
eint. Am 15. Mai murbe bie Seflion bes Reichsraths durch 
te Thronrebe des Kaiſers geichloffen und Turze Zeit barauf traten 
: beiden Delegationen, biegmal in Wien, zufammen. Sowohl die 
Swärtige Politit des Reichs an der Hand bes ihnen vom Grafen 
zuft vorgelegten Rothbuchs als das Budget auf Grund ber Anträge 
8 Neichsminifteriums wurden von ihnen einer fehr einläßlichen 
erathung unterzogen, namentlich auch das Militärbubget. Schließlich 
urde aber auch biefes ohne allzu mefentlihe Abſtriche mit ber 
egierung vereinbart. Zum Edluß erfolgte indeß noch ein Vor: 
ing, der auf bie äfterreihiichen Zuftänbe ein überaus bezeichnendes 
cht wirft. Beide Delegationen batten ſich unter einander über 
le Punkte des Budgets verftändigt, indem balb bie eine, bald bie 
ndere nachgab; nur über zwei, nicht gerabe fehr mefentliche Punkte 
ar bieß nicht möglich gewejen. Es mußte alfo verfaflungsmäßig 
arüber in einer gemeinfamen Sitzung abgeftimmt werben. Unb da- 
ti fiegten benn bie Ungarn, indem ihre Vertreter alle ohne eine 
injige Ausnahme wie ein Mann flimmten, von den Oefterreichern 
agegen ein Theil, die Beſchlüſſe der eigenen Delegation Preis 
ebend, zu ben Ungarn überging und damit biefen den Eieg ver: 
haffte. In der That, es fehlt nur, daß ber Kaifer einen Ungarn 
um Staatskanzler ernenne, was ja jeben Augenblid möglich ift, um 
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Dee» den Rath bes Grafen Bismard zu einer Wahrheit zu maden m 
ie da Schwergewicht bes Reichs unzweifelhaft und befinitiv ven Ein 


nah Ofen zu verlegen, mit anderen Worten, vom beutichen GClemruk 
bes vielglieberigen Reiche auf das magyarifche zu übertragen ls 
wenn man bebenkt, welches Gewicht in ber Hofburg zu Bia ar 
die Machifiellung bes Reichs, das alte Anſehen unb ben al 


Einfluß bes Kaiſers auf bie europäiſchen Dinge, ſelbſt anf Ka 


ber inneren Entwidelung und ber inneren Wohlfahrt und Fe 
friebigung bes Volles, gelegt wirb, und daß ber ungarijchen Arie 
Iratie unläugbar ein Verſtändniß für bie auswärtige Bolitit m 
eine Gewanbtheit in ber Behandlung, in der Einleitung und Turt 
führung politifher Machtfragen eigen ift, wie fie ein borwiegen 


bürgerliche deutſches Miniſterium weber befikt noch beauſpruch. 


fo läßt ſich kaum verkennen, daß bie Gefahr für Weföfterraii 


näher liegt, als man in Wien zu befürchten ſcheint. Die Verhau 


lungen mit ben ausſchließlich ben ariſtokratiſchen Kreiſen angehörigze 
ungariſchen Staatemännern iſt zudem leichter und angenehmer mn 
der Gegenſatz zu Preußen⸗Deutſchland, in dem man ſich ſeit 186€ 


nicht nur in ber Hofburg und nicht nur im Reihsminifierum 


nit nur in ben immer noch mächtigen feubalen und clericalen Kreijen, 
fondern zum eigenen Nachtheil Defterreihs unb zumal bes beuticen 
Elements besjelben fogar von Seite ber einflußreidgften Organe ber 


Wiener Preſſe fortwährend gefällt, ift ganz geeignet, felbft den kühniten 


Wünſchen und Plänen ber Magyaren in bie Hände zu arbei, 
bie Stellung, bie fie burd ben Ausgleich bereits gewonnen haben, 
zu befeftigen und zu vorſichtigem aber entſchiedenem Vorgehen auf 
ber betretenen Bahn gerabezu zu ermuntern. 


Dieß war im Weſentlichen bie Lage ber brei Hauptmächte bei 
Continents, auf benen bie Erhaltung oder die Störung bes Frieden! 
Preugen. berubte, bi6 zur Mitte bes Jahres. Preußen und fein leitender 


Staatsmann gingen ben einen zu jchnell, den anderen zu Tangjam 
vorwärts, aber fie gingen unläugbar vorwärts und wenn Preußen 
jeinerfeit „Leinen Fehler machte”, wovor es fich fichtlich hütete, jo 
fonnte es in ber That ganz rubig die Vollendung bes nationalen 
beutichen Wertes abivarten, wenn e8 audy allerdings ungewiß blieb, eb 


fie in näherer oder vielleicht in noch ziemlich entfernter Zeit erfolge, ' 


ba es zugleich und zwar weſentlich aud von nicht zu berechnenden 





hei 
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"-genfällen der inneren unb ſelbſtverſtändlich noch mehr ber aus: Prraten. 


"sigen Politik abhing. Um indeß für alle Fälle bereit zu fein, 
""olgte die preußifhe Regierung mit unermüblihem Eifer bie 
-<ıer Imeitere Ausbildung ber norbdeutichen Streitkräfte, ohne bavon 
= Zärm zu machen, aber auch ohne fi barin buch irgend welche 
-.pofition ober durch irgend welche Bedenken, fo begründet fie auch 
"" anberer Beziehung fein mochten, beirren zu laſſen. Wenn aud 
reußen fi jeinerfeits wie gefagt wohl hütete, irgenb einen fehler 
machen, fo Bing die Erhaltung bes Friedens und ber weiteren 
- xdlidden Entwidelung nit allein von ihm ab, ſondern eben fo 
- IT von berjenigen anderer Mächte, namentlich Frankreichs und davon, 
auch biejes „Leinen Fehler mehr machen würde“. Zunächſt 
- en bas in der That nicht ber Fall zu fein. Das franzöftiche Gouver⸗ 
ement ſchien nachgerade davon burdbrungen zu fein, daß es in 
‚steußen einer Macht gegenüberftebe, die ihm militärifch wie diplo⸗ 
-satifch vielleicht völlig gewachſen fein könnte und das franzöfliche 
3olt jchien zunächft wenigftens ganz überwiegend mit Fragen jeiner 
‚nnern Zuftände beſchäftigt und nicht geneigt zu fein, fidh von ber 
jung diefer Fragen burdy auswärtige Verwidelungen abziehen zu 
laſſen. Und DOefterreih befanb fi in einer ganz ähnlichen Lage. 
Ohne ſich thörichten Illufionen hinzugeben, konnte Frankreich un⸗ 
‚möglich hoffen, basjelbe in einen Krieg gegen Preußen hineinzuziehn, 
der nad ganz allgemeiner Aufchauung nicht bloß bie Macht, fondern 
‚geradezu die Eriftenz Oeſterreichs in Trage ftellen mußte. 
Ä Aud andere internationale Tragen, bie während ber eriten 
Hälfte bes Jahres und ſpäter auftaudten, wurden ohne allzu große 


Schwierigkeiten erlebigt. Zunähft war das bezüglich ber orientalis@rsen- 
[hen Frage ber Fall, die durch bie türkiſch-griechiſche Differenz zu |" 


Ende des Jahres 1868 angeregt worden war. Die Großmächte 
traten am 9. Januar zu einer Gonferenz in Paris zufammen unb 
einigten fih ziemlich fchnel (17. Januar) — auch Rußland bot 
dazu troß ber geheimen Uinterftüßung, bie es bisher ben griechiichen 
Gelüften und ben griechiſchen Umtrieben gegen bie Pforte hatte zu 
Theil werben Iafjen, bie Hand — zu einer Declaration, der ſich 
Griechenland gern oder ungern fügen mußte, ba es weder bie mili: 
tärifden Streitkräfte noch bie finanziellen Mittel befaß, allein ben 
offenen Kampf mit ber ihm wenigftens weit überlegenen Macht ber 
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Griegen- Türkei zu wagen, beren Armee unter bem alten Omer Paſcha au 
md. der Grenze in Xheffalien bereit ftand und nur freie Hand ven 
Seite Europas erwartete, um burd einen kurzen Marſch auf Athen, 
bem Taum nennenswerthe Dinderniffe im Wege fteben Tonnten, fi 
felber Recht und Genugthuung zu verihaffen und bie Griechen zum 
Bewußtſein bes Maßes ihrer wirkligen Kräfte zu bringen. Der 
RNacktritt des revolutionären unb verlogenen Minifteriums Bulgaris 
erfparte Griechenland biefes bemüthigende Refultat. Mit Zainit 
kamen am 6. Februar endlich einmal, wie es ſcheint, ehrliche Männer 
unb benen es um das Wohl bes Landes, nit bloß um bie inter: 
efien ihrer action zu thun ift, in bie Regierung; aber fie vermögen 
Tartei. fi offenbar nur mit Mühe am Ruder zu erhalten. Für bie Pforte 
war bie vollflänbige Wieberunterwerfung Candias und tiefe ſchließ 
liche Demüthigung Griechenlande, bie ſich faft unmittelbar an ben 
Sturz bes revolutionären Minifteriums Bratiano in Rumänien ar 
f&loß, immerhin ein bebeutfamer Erfolg, ber ihr Diuth machte, mum- 
mehr auch gegen ben Bicelönig von Aegypten, ben mädhtigften ihrer 
Dafallen, ber unter bem Scheine volllommenfter Loyalität gleichfalls 
nad) immer größerer Selbftänbigfeit ftrebte, energiich vorzugehen. 
Den Anlaß dazu bot ihr ber Khebive felbfl. Im Herbſte ſollte 
bas große Werk bes Suezcanale vollendet werben und dieſes für 
Europa jo eminent bebeutungsvolle Ereigniß benutzte ber Bicelönig 
zu einer Rundreiſe an die Höfe ber Großmächte, um beren Herrſcher 
birect und ohne Vermittlung feines Suzerains zu ben von ibm 
beabfihtigten großen Feierlichkeiten einzulaben und zugleich verfchiebene 
Unterhanblungen zu betreiben, bie geeignet wären, Aegypten mehr 
und mehr unabhängig vom Sultan unter bie birecte Obhut der 
europätfgen Großmädte zu ftellen. Die Pforte proteftirte gegen 
bie eigenmäcdhtigen Schritte des Vicekönigs und ſtellte nun überdieß 
eine ganze Reihe von Forderungen an ben Bicelönig bezüglich bes 
jährlichen Budgets bes Landes, ſewie allfälliger weiterer Anlehen, 
für welde fie bie Genehmigung bes Sultans verlangte, unb bezüg: 
lich ber ägyptifden Armee und Flotte, bie fie fehr bebeutenb re: 
buzirt wiſſen wollte. Der Sultan Tündigte fogar feine Abficht an, 
zur Eröffnung bed Suezcanals felber nad Aegypten zu geben ımb 
biefelbe unter feinen, als des eigentlichen Landesherrn Aufpizien 
vornehmen zu laſſen, woburd ber Khebive in ben Augen feiner 
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Untertbanen allerbings ſtark in den Hintergrund geftellt worden wäre, Turkei. 
Diefe Iebtere Demüthigung eriparte ihm bie europäiſche Tiiplomatie; 
ber Sultan verzichtete [hließlih auf feinen Plan und begnügte fidh 
bamit, baf bie Kaiferin ber Franzoſen, ber Kaifer von Oeſterreich 
und ber Sronprinz von Preußen ibm zuerft ihren Beſuch in Kons 
ftantinopel abftatteten, bevor fie nad Kairo zur Eröffnung bes Suez 
canald gingen. Dagegen bezüglich ber übrigen Forderungen ber 
‚Pforte gelang es bem Vicelönig nicht, auszumweichen und jene mit 
ben gewohnten Mitteln zu befchwichtigen. Diefelbe bebarrte dießmal 
feft und es blieb dem Khedive nichts übrig, als wenigſtens zum 
Scheine vollftändig nachzugeben. In den thatſächlichen Zuftänben 
bes Landes wie in feinem wirklichen Verbältniffe zur Pforte bürfte 
indeß troßbem für dieſe nicht allzuviel erreicht fein, nur baß ber 
- Bicelönig wenigitens zunächſt zu größerer Vorſicht in feinen Bes 
ſtrebungen genöthigt fein wird. — Noch weniger gefährlich erichien Dän«- 
es, daß bie preußiſch⸗däniſche Streitfrage wegen Norbfchleswigs und "et 
. ber Beftimmung bes Prager Friedens auch während bes Jahres 1869 
zu keinem Abſchluß gelangte und auch fernerhin in ber Schwebe 
blieb. Don Kopenhagen aus gehebt und unterſtützt febten bie 
däniſch gefinnten Nordfchleswiger ihre Umtriebe fort und ber König 
von Dänemark ergriff wieberbolt bie Gelegenheit, bie enbliche 
Wiedervereinigung bes Landes mit Dänemark feinem Volle in nahe 
Ausficht zu fielen. Preußen beharrte barauf, bag von ciner Ab⸗ 
‚ tretung Duppels und ber Inſel Alfen ſchon aus ſtrategiſchen Gründen 
‚ gar Feine Rede fein könne und daß die Abtretung eined größeren 
‚ oder Tleineren Theil auch bes Reſtes von Norbichleswig von ges 
. wiffen Zugeftänbniffen bezügli der zeritreuten beutfchen Elemente 
‚ besfelben und von ber Haltung Dänemarks überhaupt abhänge. So 
lange Dänemark, Regierung und Bolt, offenbar und fo zu fagen 
eingeſtandener Maßen nur barauf warten, baß Frankreich über 
Preußen berfalle und biefen Moment in jeber Weife herbeizuführen 
bemüht if, um dann auch feinerfeit® ben Krieg zu Lande wieber 
aufzunehmen unb den Franzofen und ihrer überlegenen Flotte einen 
überaus erwünjchten Stübpunft zu Operationen gegen bie beutichen 
Küften ber Oft: und Norbfee zu bieten, ſcheint Preußen wenig Luft 
zu haben, ben Wünfchen ber Dänen entgegen zu kommen unb ben 
ihm buch Frankreich aufgezwungenen Beflimmungen bes Prager 
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Friedens geredht zu werben. Eine Erledigung ber Streitfrage wäre 
allerdings im Intereſſe des europäilden Friebens wünſchbar und 
bürfte aud in einer für beibe Theile billigen und befriedigenden 
Weiſe nit allzuſchwierig fein, fobald Dänemark ſich ben realen 
Berbältnifien ber europäifhen Madiftellungen anbequemt und auf 
eine Politit verzichtet, zu ber ihm bie innere unb äußere Kraft fehlt 
und durch beren weitere Verfolgung es leicht ganz Jütland, bas 
von Kopenbagen aus überhaupt ziemlich ftiefmütterlich bebambel: 
wird, gefährben könnte. — Biel bebeutfamer ohne Zweifel als bie 
preußiſch⸗däniſche war bie belgifch-franzöftiche Differenz, die zu An: 
fang bes Jahres 1869 plötzlich auftauchte und einen Augenblid 
ben Frieden Europas ernftlich zu gefährben drohte. 

Schon unmittelbar nad ben Ereigniſſen bed Jahres 1866 
und ber Grünbung bes norbbeutihen Bundes, bie Europa feiert 
bie Bilbung eines neuen gemeinsbeutihen Bunbes von viel fehlerem 
Gefüge, als der alte gewefen war, unb von ber flarfen Hand 
Preußens geleitet in Ausficht ftellte, batte von einem Plane Fraal: 
reichs verlautet, Holland, Belgien und die Schweiz burd eine Zell: 
einigung nad Art bes deutſchen Zollvereins mit fi in eine nähere 
Derbindbung zu bringen, um auf biefe Art das ‚Gleichgewicht“ 
gegenüber Preußen, b. h. das Liebergewicht Frankreichs über Deutid; 
land zu erhalten. Der Gedanke hatte zunächſt wenig Anklang ge 
funben und warb wieber vergefien, aber nur um alsbald neuerbinge 
aufzutauchen. Es ſchien jedenfalls außer Zweifel, daß Frankreich 
mit derartigen Plänen umging, die möglicher Weiſe noch viel weiter 
gingen als auf eine bloße Zolleinigung, zumal bezüglich Belgiens. 
Hatte doch Frankreich eifrig das Gerücht ausgeſtreut, Graf Bismard 
babe ihm fchon in Biarrig vor und fpäter nad 1866 wicher bie 
Preisgebung Belgiens angeboten, wenn es ihm bagegen Sübbeutid: 
land zu freier Verfügung überlaſſe. Ob und was an ber Sadıe 
fei, ließ fi nicht ergründen, ba Bismard es für gut fand, über 
feine Unterbandlungen mit Frankreich in Biarrig und nachher voll: 
ftändiges Stillſchweigen zu beobachten. Die Gegner Preußens und 
Bismardd in und außer Deutſchland ſchenkten ben Ausftreuungen 
williges Gehör; anderen Tamen fie bagegen als ſehr unwahr⸗ 
f&einli vor und als wenig vereinbar mit bem Charakter unb ben 
hoben Zielen, bie fi ber deutſche Staatsmann geftedt zu haben 
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-icdhien. Sebenfalld machte fih in Preußen keine Partei, ja nicht ein: Beigien. 


mal eine vereinzelte Zeitungsftimme geltend, bie geneigt geweſen 


-"wäre, ben Cintritt Sübbeutihlands in ben norbbeutihen Bund um 
den Preis ber Selbitänbigleit Belgiens zu erfaufen. Anders bagegen 
"in Frankreich, wo nicht nur eine förmliche Kriegspartei gegen Preußen 


mit dem Kriegsminiſter Marſchall Niel an ber Spitze beftanb unb 


- aus ihren Beitrebungen gar kein Hehl machte, fonbern wo auch ein 


Theil ber offiziöfen Regierungspreffe von Zeit zu Zeit offenbar mit 


Vorbedacht Händel mit Belgien juchte und ohne Umſchweif nad einer 
- gewiflen Abhängigkeit Belgiens von Frankreich, unter Umſtänden 


gerabezu nad einer Einverleibung besjelben in Frankreich verlangte, 
natürlich biejelben Blätter, die nicht aufhörten, bei jeder Gelegen: 
beit Krokodilsthränen über bie preußifhen Einverleibungen zu ver: 
gießen. Ende Januar 1869 Tüftete ſich endlich ein Peiner Zipfel 
jenes Schleiers. Die franzöſiſche Oſtbahn ſchloß nämlig mit 
mehreren halb bankerotten belgiigen Privateifenbahngefellichaften 
SKaufverträge ab, bie ihr einen unterbrochenen Schienenſtrang durch 
ganz Belgien und jelbjt in Holland hinein bis nad Rotterdam zu 
eigen gefichert hätten. Die politifhe Bebeutung bes Vorgangs für 
Zuremburg und Belgien konnte feinen Augenblid zweifelhaft jein 
und war fofort aller Welt Har. Die belgiſche Negierung, ber bie 
diepfälligen Unterhandlungen nicht unbelannt waren, hatte beiden 
contrabirenden Theilen alsbald erklärt, daß fie einem derartigen Ver: 
trage niemals ihre Genehmigung ertheilen würbe und als er dennoch 
zum Abſchluß kam, bradte fie ohne Verzug bei ben eben ver: 
fammelten Kammern einen Öefeesentwurf ein, ber feine Ausführung 
unmöglid machte. Beide beeilten fi, ibn zu genehmigen. Aber 
nun brad aud ber Zorn ber imperialijtifchen Pariferpreffe über den 
vereitelten Schachzug in belle Flammen aus und gab ber franzöſiſchen 
Negierung Gelegenheit, die Sache in ihre eigenen Hände zu nehmen. 
Belgien konnte nit umhin, fih auf Unterhandlungen einzulafien, 
aber feine Regierung, zumal ber ebenfo gewandte als zähe Minifter: 
präfident Arere:Orban, beharrte darauf, daß fie wohl möglicher 
Weiſe allerlei Erleichterungen im Eijenbahnbetrieb und für den Ver: 
kehr zwilchen beiden Ländern im Intereſſe beider zugeftehen könne, 
niemal® aber, daß ein fremder Staat ober eine fremde Geſellſchaft 
einen Theil bes belgiſchen Bahniyitems als Eigenthum erwerbe und 
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Brigien. unabhängig von ihr befike und benüke. Froͤre⸗Orban ging ſelber 
nad Paris und feiner patriotiihen Feftigkeit — unterftüßt von England, 
beffen Gabinet ben englifhen Xrabitionen bezüglih Belgiens zit 
untreu wurde, fowie von bem unabhängigen Theile ber franzöflihen 
Breffe, der fi ber belgifchen Unabhängigkeit annahm unb ben Ge: 
lüften ber Taiferliden Regierung und ber Tatlerliden Brefle mit 
Rückficht auf bie inneren Zuftände Frankreichs feinen Beiſtand leiſten 
wollte, während fi Preußen abfichtlich ganz bei Seite hielt — gelang 
es ſchließlich, Frankreich zu zwingen, von ben Oftbahnverträgen 
gänzlih Umgang zu nehmen und fi mit einem bloßen Betrichs: 
vertrage zu begnügen, ber Belgien in feiner Weife zu nahe trat. 
Holland ging feinerfeits felbft darauf nicht ein. Frankreich aber 
batte burch bie ziemlich ungeſchickt geführte Angelegenheit nichts er: 
reiht, als daß das Mißtrauen Deutichlande in feine geheimen 
Plane verftärft war und daß fein Preflige durch das Scheitem 
dieſes Verſuches neuerdings einigen Schaden litt. Weniger be: 
friebigenb ale biefe Wahrung ber Selbflänbigleit Belgiens nad 
Außen waren feine inneren AZuftlände Der am 23. Januar er: 
folgte Tod bes SKronprinzen war ein Schlag nit bloß für bie 
Dynaſtie, fondern au für das Land, ba jene zunächſt nur mehr 
auf vier Augen fland. Was aber Belgiens innere Entwidelung 
bauptfächlich hemmt und zurüdbält, ift bie Macht unb ber Einfluß 
ber katholiſchen Kirche und ber kath. Partei. In ber Verfaflung if 
zwar bie Trennung zwiſchen Staat und Kirche ausgefprochen ; that: 
ſächlich jedoch beherrſcht die Kirche große Gebiete, bie heut zu Tage 
ganz überwiegend nicht ihr, fondern dem Staate angehören follten, 
wie namentlich das öffentliche Unterrichtsweſen. Obgleich bie liberale 
Partei fon ſeit Jahren eine freilich nicht allzu große Majorität im 
beiden Kammern befikt und das Minifterium ebenfo lange ihr an: 
gehört, fo Hatte fie boch nicht ben Muth, hierin entfhieben vorzu⸗ 
gehen, die Rechte und Pflichten des Staats in ihrem vollen Umfange in 
Anipruch zu nehmen und bie Kirche auf ihr eigenes Gebiet einzufchränten. 
Es iſt möglih, bag bie Liberale Partei dabei im erften Anlauf 
unterlegen unb zunähft wieder in bie Oppofition zurüdgebrängt 
worben wäre; aber felbft dieß wäre einer Kortfehung bes bisherigen 
Schaukelſyſtems beider Parteien noch vorzuziehen geweſen. Der 
Kampf ber Parteien Träftigt in ber Regel: das politifche Bewußtſein 
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und fördert die Entwidelung; aber in Belgien ift das nicht ber Belgien. 
Tal, weil Winb und Sonne nit zwilhen ben beiden Parteien 
gleich getheilt find, weßhalb die liberale Partei, felbit wenn fie am 
Ruder ift, nicht mehr vermag und fi bamit begnügen muß, wenigftens 
ein gewifles Gleichgewicht, und felbft biefes mühſam genug, aufrecht 
zu erhalten unb ihre Eriftenz zu behaupten. Wäre bie katholiſche 
Partei, 3. B. durch Einführung bes allgemeinen Etimmredhts, im 
Stande, das entſchiedene Lebergewicht zu erringen und zu behaupten, 
fo würde das Land vermuthlih ſchnell auf die unterfte Stufe 
politiſcher Entwidelung herab unb in Zuftänbe verſinken, wie wir fie 
fonft nur im Kirchenſtaat zu beobachten Gelegenheit haben, trotz 
feiner freifinnigen Verfaſſung. Ohne geiltige Freiheit entbehrt bie 
politiſche Freiheit ihrer natürligen und barum unentbehrlihen Grund⸗ 
lage. In eigentbümliher Weiſe complizirt fi bamit bie frage ber 
nationalen Elemente, bes romanifchswallonifhen und bes germaniſch⸗ 
vlämiihen. Auch für fie ift in der Verfafjung die Gleichberechtigung 
principiell ausgefprochen, aber auch in biefer Beziehung ift bie 
belgifche Verfaſſung niemals zur Wahrheit geworben. Das vlämilche 
Element ift an Bollszahl das ftärkere, aber trotzdem ift das wallonifche im 
Staat nit nur das überwiegende, ſondern gerabezu das berrichenbe, 
Das ganze Staatsweſen Belgiens erfcheint als ein rein franzöftiches 
ober richtiger franzöfifirtee. Das vlämifhe Element fühlt fi mit 
echt beeinträchtigt, zurüdgefebt, fait nur wie geduldet. Die Frage 
wird in ben Kammern faft jebes Jahr bei diefer ober jener Ge: 
Vegenbeit berührt; im Sabre 1869 führte fie zu mehrtägigen ein: 
lãßlichen Debatten, aber im Wefentlichen ganz ohne Erfolg. Leider 
muß zugeftanden werben, baß das vlämilhe Element, trotz aller 
übrigens ſehr anerfennenswertben literariigen Bemühungen Einzelner 
fowie mannigfaltiger Vereine und Geſellſchaften, in feiner geiftigen 
Entwidelung dem franzöfihen entſchieden nachſteht; das politiſche 
Bewußtſein namentlich ſteht großentheils noch auf einer ſehr niedrigen 
Stufe, und daher iſt es denn auch vorzugsweiſe die vlämiſche Be⸗ 
völkerung, auf welche ſich die katholiſche Partei und bie katholiſche 
Kirche in ihren unberechtigten Anſprüchen ſtüßen. Immerhin bilden 
dieſe beiden Momente, das Verhältniß des Staats zur katholiſchen 
Kirche und das gegenſeitige Verhältniß der beiden nationalen Ele⸗ 
mente ber Bendlferungen, bie Schattenſeite Belgiens und iſt in ihnen 
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Belgien. ber Grund zu ſuchen, warum Belgien für Europa lange nidt bie 
jenige Bebeutung bat, bie es haben könnte und haben jollte. 

Saqweiz. Unſtreitig iſt bie Schweiz, obgleich kleiner ale Belgien, für 
Europa und bie Entwickelung ber politiſchen und ſocialen Ideen 
viel wichtiger al& Belgien. Bon einer Unfreibeit des Staats gegen: 
über der Kirche ift in ber Schweiz, wenige Bruchtheile ausgenommen, 
teine Rede und bie verſchiedenen Nationalitäten leben Bier in wel: | 
fommenfter freiheit neben einanter. rei iſt benn aud in be 
Schweiz die Bewegung ber been, bie politiſche und fociale Arkeit 
und zumal bas Jahr 1869 war für die Schweiz ein ſehr berat: | 
fames unb feine Bebeutung wird mit der Zeit weit über bie Grenzer 
bes Meinen Landes binausreihen. Durch ben Sturz ber Regierun; 
von Züri im Jahre 1868 erhielt das bisher in ber Schweiz übe: | 
twiegend herrſchende Repräjentatinfpftem ben Tobesftoß. Im Jahre 1869 
folgten Bern, Solothurn, Thurgau, Aargau x. mit ber Einführung 
bes obligatoriihen Meferendbums und ber Volksinitiative in ihr 
Derfaflungen und errang das Syſtem birccter Volfsherrfdaft be 
finitiv die Oberhand. Schon wurbe in ber Preſſe, in Vereinen und 
Berfammlungen lebhaft die Trage bebattirt, das Princip aud in 
bie Bunbesverfaffung einzuführen. Doch ſchien es zweifelhaft, ob 
eine Bunbesrevifion in ber Bundesverfammlung und fpäter in ber 
allgemeinen Abftimmung bes Volkes burdzufeken fein würbe. Ziemlich 
gegen Erwartung gelang es inbeß noch vor dem Schluß des Jahre 
eine Majorität in beiben Näthen zu Stande zu bringen, welde fih 
grunbfägli für eine Reviſion ber Bundesverfaſſung ausſprach und 
den Bunbesrath beauftragte, in ber nächſten Seffion barüber An- 
träge einzubringen. Ob ſich inzwiſchen das Princip des Referendum⸗ 
auch nur in ben Kantonen bewähren wird, ſteht allerdings dahin. Das 
Schweizervolk ſcheint aber in ber That politifch entwidelt und gebilbet 
genug zu fein auch bazu: bie erften Verſuche, bie noch im Laufe bes 
Jahres 1869 gemacht wurden, ficlen vollftänbig befriebigenb aus. Ben 
viel weiter tragenber Bebeutung noch als biefe politiichen Reformen 
Könnten ſich indeß möglicher Weife bie finanziellen Grundſätze erweiſen, 
die mit ber neuen Ordnung ber Dinge zunähft in Zürich zur 
Geltung kamen. Schon jeit längerer Zeit war bort bie Salzabgabe 
im Grunde bie einzige inbirecte Steuer. Wieberholt berabgeickt, 
ſcheint auch fie fchlieglich auf ein Minimum rebuzirt und faft nur mehr 
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eine nominelle zu fein. Das ganze Staatsfinanziwefen beruht nun: Squein 
mebr fo zu fagen ausfchließli auf directen Steuern, ber Gewerbe: 
unb ber Vermögensfteuerr. Doc ſchien auch das noch nicht genug 

zu fein. In Folge ber neueften Umwälzung wurbe bie vollftänbige 
Unentgeltlichleit bes Volksunterrichts ausgeſprochen und zugleich bie 
Ausrüftung der Milizen, bie bisher ben Pflichtigen felber oblag, 
dem Staate aufgebürbet. Der dadurch entftehende Ausfall ber 
Staatsfinanzen foll durch cine Erbſchaftsſteuer und durch bie Ein: 
führung ber Progreflion in bie Vermögensſteuer gebedt werben. 
Mit andern Worten, bie Laſt des Staates fol ganz überwiegend 
auf die befigenden Klaffen gewälzt werben. Ob und wie biejes 
Princip wird burchgeführt werben und namentlich ob bie zunächft 
aus ber Umwälzung bervorgegangene Regierung im Stande fein 
werbe, basfelbe mit Maß und mit ber unumgänglich erforberlichen 
Schonung burdzuführen, wirb nicht ganz ohne Grund vielfach be: 
zweifelt und Tann erft ber Erfolg zeigen. Volkswirthſchaftlich ift 
basfelbe ohne Zweifel volllommen rationell und — das einzige Mittel, 

ben Ausichreitungen und den verfchrobenen Ideen und Beitrebungen 

bes Socialismus entgegen zu treten und ihn zu überwinden. Diefe Seciali⸗ 
Beftrebungen traten auch im Sabre 1869 mehrfach in brägnanter re 
Weife zu Tage Wenn biejelben, wie bei ber Berfammlung der ‚m. 
internationalen Arbeiteraffociation in Bafel, babin gehen, das Grund⸗ 
eigenthum völlig abzufchaffen und bas Erbrecht wenigftens in Frage 

zu ftellen, ober, wie mehrfach, bie tägliche Arbeitszeit auf 114, 10 
oder gar nur 8 Stunden befhränfen zu wollen, die Stüdarbeit an: 
zugreifen und bamit für ben weniger geſchickten und faulen Arbeiter 
benfelben Lohn zu verlangen wie für ben gefchidteren und fleißigen, 
endlich Frauensperjonen wie Kinder von ber Arbeit ganz ausfchließen, 
bauptfählih bo nur um bie Goncurrenz auf bem Arbeitsmarlte 

zu vermindern, fo fchlagen fie damit allen gefunden Prineipien ber 
Volkswirthſchaft ins Gefiht und fielen fi auf einen Boden, auf 
bem fie zwar große Verwirrungen unb beftige Zudungen, nimmers 
mehr aber Erfolge von irgenb melder Dauer erreichen koͤnnen. 
Mas bie fog. arbeitende Klafle zu verlangen berechtigt ift, war in 
erfter Linie die Befeitigung aller bisherigen Hemmniffe, ihre Arbeits: 
kraft nad eigenem Belieben unb nad eigenem Ermeſſen, wohin 
namentlih auch das freilich gefährliche Recht Strile zu machen 
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Geciett- unbebingt gehört, zu verwerthen. Dieß hat fie im Laufe bes Ichien 

Jahrzehnts fo ziemlich überall erreicht und ift man überall bemüht 

bugen. auch bie letzten Gonfequenzen baraus zu ihren Gunſten zu jieke. 
Wenn fie Dagegen weiter geht und ſich unter eigennüßigen ober verſchrobener 
Führern bemüht, auch bie unabänberlidhen, in ber Natur ber Ting 
liegenden und von ber Wiflenfhaft anerlannten und immer neu k: 
feitigten Gelege ber Erzeugung und Bertheilung ber Arbeitsprobuce 
über den Haufen zu werfen und durch felbft gemadhte Utepien all 
Art zu erjeken, jo muß unb wird fie darin fdheitern und ben Key‘ 
an ber Gewalt ber Dinge möglicher Weile blutig einrennen. Bad 
fie über jene Errungenfdaften mit Recht noch verlangen fann, ii 
eine allmälige Herabfegung und endliche Abſchaffung aller inbirede: 
Steuern, bie allerding® auf ben wenig ober nichts befißenben Klöi: 
fen viel fchwerer Laften als auf ben befißenden, und ferner weiter: 


Entlaftungen bezüglih Schulgeld, Militärlaft u.. dgl, wie eben m 


ber Schweiz bießfall® Verſuche gemacht werben. Alles berartige gel 
aber im Grunde nur babin und Tann nicht weiter gehen als Eonu 


und Winb bei dem Bemühen, fi) durchs Leben binburdhzuarbeiten 


zwiſchen beh fog. arbeitenden und ben beſitzenden Klaſſen gereäte 
und billiger, als es bisher ber Fall war, zu theilen und jenem bie 
Möglicgkeit, fi) emporzuarbeiten, immer freier zu machen. Des it 
allerdings gerecht und billig; alles was barüber hinausgeht, ift aus 
dem Boͤſen und kann und wird nicht erreicht werben. Fleiß und 
Sparſamkeit waren jeberzeit bie einzigen Mittel, e8 von Nichts oder 
doch von Wenigem zu Etwas zu bringen unb werben es wohl auf 
bleiben. Heutzutage aber find Diele nur zu geneigt, bie gu ber: 
fennen und fi von Führern verführen zu laſſen, die nur ihr eigenes 
Sintereffe im Auge haben unb ihrem eigenen Ehrgeize fröhnen und 


zubem ber arbeitenden Klaſſe nicht, ober doch nur ſehr uneigentlih 
Sauei. angehören. Um inbeß wieber fpeziell auf bie Schweiz zurüdzulom: 
men, fo verdienen auch noch bie Anftrengungen, bie von ihr gemadt 


wurben, eine Alpeneifenbahn über ben Gottharb zu ermöglichen, Er: 
wähnung. Diejelben führten vorerft zu einer Verftänbigung ber 
babei zunächſt betheiligten Kantone unb im weiteren Verfolge zu 
einer internationalen Conferenz in Bern, bie allem Anſchein nad 
zu einer: ſchließlichen Verftänbigung mit Stalien und Deutſchland zur 
Ausführung bes großen Werkes ben feften Grund gelegt bat, Die 
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adurch allerdings beeinträchtigten fpeciellen Sinterefien ber Oſt⸗ unb ber Same 
Weſtſchweiz (Splügens und Simplonproject) fcheinen fich fügen zu mäffen. 
Mit im Borbergrunbe ber europälfcgen Interefien und ber 
Bewegung ber Geifter flanb auch während des Jahres 1869 bie 
Frage über das Verhältniß zwifhen Staat und Kirche. Mehr und 
mebr verliert bie Kirche bie von ihr bisher auf ſtaatlichem Boben 
eingenommenen unb mit großer Zaͤhigkeit vertbeibigten Stellungen. 
Ein Hauptichlag in dieſer Beziehung erfolgte im verflofienen Jahre Engiam, 
in England. Die nah glüdlicher Durchführung ber Wahlreforn 
in folge der Neuwahl des Parlaments wicber ans Ruder gelangte 
liberale Partei mußte bie Frage ber proteftantiichen Staatelirche in 
Irland in bie Hanb nehmen unb nahm fie au unter Leitung bes 
Minifteriums Gladſtone energiih in die Hand. Irland bildet forts 
während eine offene Wunde an bem fonft weientlih geſunden Körs 
per Großbrittaniens, und England mußte, namentlih auch mit Rüd- 
ſicht auf bas dauernd geipannte Verhältniß zu Norbamerifa, baran 
denken, biefe Wunde wo immer möglich und felbft mit ben größten 
Dpfern zu fließen und zu heilen. Au biefem Enbe Hin blieb 
nichts anderes übrig, als ben Stein bes Anftoßes, ben bie protes 
ſtantiſche Staatskirche in Irland feit Jahrhunderten bildete, endlich 
aus bem Wege zu räumen umb ferner bie fog. Lanbfrage, d. 5. 
das Verhältniß der Pächter zu ihren meift engliihen großen Grund: 
berren einer neuen gefehliden Orbnung zu unterziehen. Das letz⸗ 
tere wurbe vorerfi aufs folgende Jahr verfhoben, bie erftere Anges 
legenheit dagegen fofort in Angriff genommen. Glabftone legte dem 
Unterbaufe einen umfaflenden Plan vor, nad welchem bie iriſche 
Staatskirche ihrer ſtaatlichen Eigenſchaft und zugleich auch bes grö- 
Beren Theils ihrer reihen Befihthümer entkleidet werben follte, um 
damit verſchiedenen hoͤchſt bringenben, weltliden Bebürfnifien Irlands 
zu genügen; mit bem Reit follten bie Proteftanten Irlands fi als 
freie kirchliche Genoſſenſchaft organifiren können. Im Unterhaufe 
war bem Plane nad beiden Seiten Hin von vorneherein bie Mebrs 
heit geſicher. Das Oberhaus bagegen ſchien einen Augenblid ge 
neigt, die ganze Bill zu verwerfen, befann fi aber ſchließlich doch 
eines Befjern und war nur noch bemüht, ber fünftigen freien trifchen 
Hochkirche einen größeren Theil weltlicher Reichthümer zu fichern, 
als ihr Regierung, Unterhaus und bie überwiegende Mehrheit ber 
. 84 
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Engiend. Öffentlichen Meinung zugeftehen wollten. Das Unterhaus fchidte zwar 
anfängli bie ganz verftünmelte Bill dem Oberhaus zuräd und bie | 
öffentlide Meinung gerieth bereits in eine für biefes offenbar gefährlide 
Agitation. Noch ſchnell genug zog fi das Oberhaus jedoch ans ter 
Sälinge und ſchloß mit ber Regierung, bie bazu fehr bereit war, em 
&ompromiß, den fi das Unterhaus gefallen ließ und ohne Debatte 
genehmigte. Immerhin war bie Löfung ber Frage ein gewaltiger Schritt, 
zu bem fi England entichloß. Der Erfolg entſprach troßbem zunäßit 
wenigſtens feinen Erwartungen nur in fehr ungenügendem Maßt. 
Die Stimmung in Irland blieb weſentlich biefelbe feindliche, geſäbt⸗ 
liche. Was Jahrhunderte verbroden, kann eine kurze Epanne Fat 
nicht alsbald mwieber gut mahen. Indeß, wenn es bem Parlament mit 
der Unterftühung ber dffentliden Meinung gelingt, bie freilich ned 
viel ſchwierigere Landfrage in billiger Weiſe zu Iöjen,fo ſteht zu hoffen, 
daß allmälig geſundere Zuſtände in Irland eintreten unb eine Stim⸗ 
mung weicht, die England nachgerade nicht ohne Grund beunruhigt. 

Unendlich viel fchwieriger ift bie Neugeftaltung bes Verhält⸗ 
niffes zwiſchen Staat und Kirge für bie Fatholifde Welt. Die 
katholiſche Kirche tft viel ftärker organifirt und bie römiſche Curie iſt 
nicht gemeint, auch nur auf das Fleinfte ihrer noch beftehenben Rechte ober 
auch bloß Prätenfionen zu verzichten. Die Aufrechthaltung ber weltlichen 
Herrſchaft des Papftes, das Ergebnif anderer politifher Zuftänbe und 
anberer politif her Anſchauungen, ale bie Heutigen überall find, iſt auf 
bie Dauer gerabezu unmögli. Dennoch klammert er fi an biefelbe, 
als ob davon das Heil ber Religion, ber Kirche, ber Welt abbinge. 

Italien. Und wie bald fie Stalien, bem das Heine Gebiet früher ober fpäter 
zufallen muß, auch wirklich zufallen wird, ſteht dahin. Vorerſt be 
bauptete fih aud noch für 1869 die Curie im Befike, freilih nur 
mit Hülfe Frankreichs, deſſen Herrſcher aus übrigens rein weltlichen 
Motiven es in feinem Intereſſe findet, ven Schtrmberrn bes Papſtes 
vorzuftellen und eine militäriſche Poſition nicht aufzugeben, bie ihn 
in Stand ſetzt, jeben Augenblid Italien entzwei zu fchneiben und 
durch bie er biefes in fortbauernber Abhängigkeit von ſich erhält. 
Stalien fühlt wohl das Unmürbige feiner Lage, aber es fühlt fi 
auch viel zu ſchwach, um biefelbe zu durchbrechen. Italien Tann 
fi nicht ſtark fühlen, denn es war zum geringften Theile es felber, 
bas durch ernfte ausbauernbe politifche Arbeit feine Einheit erfämpft 
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und allmältg ausgebilbet bat. So mwohlihätig fie für bie Nation Ytatim, 
und für Europa ift, fo verbantt es fie doch fait ausſchließlich bem 
Slüde: die Lombardei Hat ihm Frankreich, Neapel Garibalbi, Venetien 
Deutihlanb erobert. Das ganze italieniſche Staatsweſen macht ben 
Eindrud von etwas nur halb Reifen, vielfach noch Unvollenbetem. 
Das junge Königreich blieb ſchwach und wenn es nicht wieber aus: 
einanber fiel, jo verdankte es bieß nicht zum geringften Theil ber 
Thatfache, daß ſchon der Gedanke an ein Zurüdfinten in bie frü 
beren in ber That noch viel traurigeren Zuftänbe bem weitaus grö: 
Beren Theil der Nation gerabezu unerträgli ſchien. Inzwiſchen 
ftehen ber ewige Wechſel ber Minifterien, bie Außerft ſchwierige 
Finanzlage und ber Mangel feftgeglieberter Parteien im Volke und 
im Parlamente ber Conſolidation ale ebenfo viel Hemmniſſe ent: 
gegen. Zumal das letere Moment; auch das Minifterium Menabrea⸗ 
Digny mußte es erfahren, obgleich e6 zu Anfang bes Jahres 1869 
eine längere Dauer verſprach, als eine ganze Reihe feiner Vorgän⸗ 
ger. Der Finanzminifter Cambray⸗Digny ſchien fih redlich und 
mit Einfiht Mühe zu geben, um Orbnung in bie finanzen zu 
Bringen und wenigftens die Ausfiht auf eine Derftellung bes Gleich⸗ 
gewichts in benjelben zu erzielen. Im Yrübjahr legte er zu bie 
fen Bebufe dem Parlament eine Reihe von umfaflenden Maß: 
regeln vor. Aber es zeigte fi, ba er nicht im Stanbe war, ba= 
für eine Majorität im Parlamente zu geiwinnen und ſchon im Som: 
mer mußte er jeinen ganzen Plan als gefcheitert erachten unb bar: 
auf verzihten. Es blieb auch ihm nichts anderes übrig, ale fi 
burchzuhelfen wie bisher, fo gut es eben ging unb bie Finanzlage 
in bem wahrhaft Mäglihen Zuſtand zu laſſen, in bem fie fidh 
feit Jahren durchſchleppt. Nochmals ſchien jedoch dem Miniſterium 
das Glück zu lächeln. Um bie Mitte bes Jahres trennte ſich bie 
Bartei der fog. Permanenten, d. 5. ber Vertreter Piemonts, bes 
gefunbeften und politifch Präftigften Theiles ber Halbinfel, bie fid 
feit der Septemberconvention und ſeit der Verlegung ber Hauptſtadt 
von Turin nah Florenz von ber Regierung geſchieben und mit ber 
Oppoſition gemeinfame Sache gemacht hatte, wieber von biefer unb 
verftändigte fi) mit der Regierung, Es ſchien, als ob fi nuns 
mehr im Parlament eine ftarke Partei bilden würde, auf bie ſich 

| bie Regierung mit einiger Sicherheit fügen könnte. Allein aud 

| gge 
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Hieberfigt Der Ereiguiffe des Bahres 1868. 


Sfien. biefer Schein zeigte fi als trügerifd. Die verfdiebenen Parker 


ober Fractionen ber Kammer blieben biefelben, nur bemüht, Ri 
felber durch irgend welche Gombinationen ans Ruder zu bringen 
Als bas Parlament im November wieber zufammentrat, lagen bice 
Sombinationen bem Minifterium Menabrea ungünftig: es unterlag kei 
ber Wahl des Kammerpräfidenten und war genöthigt, feine Dewmiſſier 
zu geben, Nur mit Mühe bradte Lanza Mitte Dezember ein nem 
Cabinet zu Stande, das auch feinerjeits auf nichts weniger rechnes 


| 
| 


Tonnte, ale darauf, von einer Binreigenden und feft zujammenhal | 


tenden Majorität unterftüht zu werben. 


Ein ganz anderes Schaufpiel bot Rom gegen Enbe bes Ja 


res. Gefährbet in feinem weltlihen Beſize und burd bie Yoree 


ber Zeit von allen Seiten bebrängt, hatte ber Papft den Plan ge | 


faßt, mit Hülfe eines allgemeinen Eoncils feine Stellung nidt mu 
zu behaupten, fondern, wie er badhte, in ganz eminenter Weile zu 
befeftigen.. Das Concil war ſchon im Jahre zuvor angefünbist 
worden und follte am 8. Dezember 1869 eröffnet werben. De 
Jahr verging in Rom unter ben Vorbereitungen bazu. Lieber bat, 
was ber Papſt eigentlich beabfidtigte, wurde inbeh in Rom mb 
von Rom aus bas bichtefte Geheimniß bewahrt. Yon anberer Seite 





wurbe jeboch der Schleier fon zu Anfang befielben gelüftet. Bon 


ben Sefuiten beeinflußt, dachte der Papft bie von der Kirche in Ar 
ſpruch genommene Unfehlbarkeit burd das Eoncil auf fich umb feine 
Nachfolger übertragen zu laffen und zugleich feine Gewalt über bie 
Biſchoͤfe in berfelben ungemefjenen Weife zu vermehren. Der Plan 
wurbe von feinem Organ, ber Civiltä cattolica in nicht mißzuverſtehen⸗ 
ber Weile angebeutet, in Deutichlanb aber alsbald ans Licht gezogen 
und mit einer, ber römijchen weit überlegenen, umfaflenden Gelehr⸗ 
ſamkeit befämpft. In Rom madte ber Angriff nur geringen Ein⸗ 
drud: Pius IX. fühlte ſich bereits als das unfehlbare Haupt ber 
unfeblbaren Kirche. An ber Auftimmung bes Concils wurbe gar 
nicht gezweifelt, ja man gab fih in Rom, wie es fcheint, fogar ber 
Hoffnung Hin, dieſelbe werbe vielleicht ohne alle Discuffion fofert 
durch allgemeine Acelamation ausgefprodhen werben. Inzwiſchen 
wurben aber boch auch Teine Maßregeln weltlicher Klugheit unter: 
laſſen, um fi. ben Erfolg zu fichern. Goncile waren bisher von 
ben Kaiſern allein ober im Einverſtändniß mit bem Papfte einbe⸗ 


Aederſiht der Ereigniſſe des Zahres 1860. 


rufen worben. Das bießmalige wurbe vom Papfte allein in fous 
veräner Mahtvolllommenheit ausgeſchrieben ohne alle vorherige Ver: 
ſtãndigung mit ben Regierungen, von welchen erwartet wurbe, daß fie 
„den Bilhhäfen Teinerlei Schwierigkeiten in ben Weg legen würben, 
fi daran zu beiheiligen“. Das war denn auch ber Fall: Rußland 
allein madte eine Ausnahme Zu ben früheren Concilien hatten 
ferner bie verfchiebenen Regierungen ihre Legaten abgeichidt, bie ſich 
an ben Berbanblungen betheiligten und obne beren Zuftimmung 
nicht leicht ein Beſchluß gefaßt worden war. Die Regierungen 
waren ſchwankend, ob fie auch dießmal das Verlangen bazu ftellen, 
die Eurie, ob fie, wenn geftellt, e8 gewähren ſollte. Schließlich 
verzichteten indeß jene unter bem Borgange Frankreichs auf bie 
bisherige Gepflogenheit und bie Curie war bamit fehr einverftanden. 
Die Fee ber Trennung zwiſchen Staat und Kirche hatte auf jener 
Seite augenſcheinlich bereit® große Fortſchritte gemacht und die Curie 
Tief fich bie Eonfequenzen berfelben gerne gefallen, fo weit fie ihr 
überhaupt dienten unb ihren Planen förberlih fchienen. Die Re 
gierungen ſchienen überhaupt ber Eröffnung bes Concils entgegen: 
zufeben, al& ob baffelbe ihre Intereſſen gar nicht berühre, ober als 
ob es hinterher noch immer Zeit fei, biefelben zu wahren. Nur ber 
Minifter Bayerns, Fürft Hohenlohe, legte größere Vorausfiht an 
ben Tag. Durd eine Eircularbepefhe vom 9. April forderte er 
bie Gabinette auf, ſich wenigftens unter einander ſchon vorläufig zu 
benehbmen. Allein fein Borfhlag fanb Teinen Anklang: Frankreich 
und Oeſterreich lehnten ihn ab, womit er babin fiel. So trieb bie 
Welt gleihfam mit verbundenen Augen cinem reigniffe entgegen, 
befien Folgen gar nicht zu berechnen waren unb vor benen fie body 
gewarnt worden war. Die dffentlihe Meinung war inzwiſchen 
unrubig geworben unb in Deutichlanb traten bie erftien Eymptome 
einer Oppofition auch in weiteren Kreilen zu Tage. Die beutichen 
Biſchofe hielten es jedoch für pafiend, fie zu beichwichtigen. In 
Fulda zufammengetreten, erließen fie einen Hirtenbrief, in bem fie 
glauben zu machen ſuchten, was man befürdhte, fei in Wahrheit nicht 
zu befürchten, wobei inteß zugleidy eine leife Warnung aud für 
Rom ausgeſprochen fein folltee Denn ihrer Sache ſicher waren 
auch bie Biſchöfe nicht, da fie von Rom aus über bie dem Concil 
zu madenben Vorlagen gänzlich im Dunkel gelaffen wurben. Völlig 
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Bisberit der Erriguiffe des Befres 1809. 


Rem. unvorbereitet follten fie nach Rom kommen, nad Rom, wo üben 


bieß in den Hänben ber Gurie mehr als anderswo Mittel aller 
Art waren, um eine allfällige Oppofition zu erjchiweren, nöthigenjalld 
zu brechen. In ber That kamen bie Bilhöfe auch Anfangs Dem: 
ber völlig unvorbereitet in ber hl. Stabt zufammen. Um jo genauer 


wußte bie Gurie, was fie wollte, und um fo umfaflenber und fern _ 


hatte fie. alle Maßnahmen getroffen, ihren Zweck zu erreichen. Zeä 
Verfügungen namentlih follten ihr ben Weg bazu von vorncherein 
ebnen. Zunächſt entzog eine Bulle bes Papftes dem Concil für alle 
Zukunft jebe Einflußnabme auf eine Papftwahl, wofern eine folde 
etwa in bie Zeit bes verjammelten Eoncils fallen ſollte und bann 
schropirte ber Papft dem Goncil eine Gelhäftsorbnung, bie eine 
freie Bewegung neben, gefhweige benn über ihm völlig unmöglich 
erſcheinen ließ, bie Smitiative der Biſchöfe illuſoriſch machte und eime 
folge vielmehr allein und ausfchließlih der Eurie wahrte. Zugleich 
wußte biefe auch fofort ganz wie in einem mweltlihen Barlamente 
fi der Majorität zu verfihern und durch biefe die Oppofition, io 
weit eine folde zu befürchten fland, von ber Leitung auszufchliehen: 
bie von ber octropirten Gefhäftsorbnung geforberten vier Ausſchüſſe 
(Delegationen) wurden ausihließlih aus ganz zuverläffigen Biſchs⸗ 
fen zufammengejcht und auch nit Ein Mitglieb in biefelben zuge⸗ 
laſſen, befjen die Curie nicht zum voraus für ihre Vorlagen, fie 
mochten wie immer lauten, völlig ficher fein Eonnte. Bis zum 
Schluſſe bes Jahres kam das Eoncil indeß nicht über bie erſten 
Vorarbeiten hinaus. Nur fo viel wurbe fchon bis dahin klar, daß 
von Seite einer Anzahl beutfcher, öſterreichiſch-ungariſcher und frau⸗ 
zöfiicher Bifchöfe eine Oppofition gegen bie Pläne ber Curie zu ge 
wärtigen ftehe, beren Energie und Ausbauer freilich vorerft nicht zu 
bemefien war. Borerft hatte fie nicht den Muth, gegen bie octropirte 
Geſchäftsordnung, bie ihr bie Hände banb und binden follte, 
offen zu proteftiven und ebenſo laut wie energiih ihre Zurüdnahme 
zu verlangen. Zu ihrer Entiäulbigung mag indeß gelagt werben, 
baß bie Biſchöfe fih erft kennen lernen mußten, bevor fie fich zu: 
fammenfinden und zufammen vorgehen Tonnten. Doch hatte ſchon 
jetzt ber croatiſche Biſchof Stroßmayer den Muth zu einer Philip 
pica gegen ben augenblidlih in Rom allmächtigen Orben ber Je 
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fuiten, wofür er freilih von bem vorfigenden Garbinal fofort zur 
Drbnung gerufen wurde. 

Inzwiſchen griffen bie mobernen been, bie ber hl. Stuhl zu Spanien. 
bekämpfen fich berufen fühlte, fortwährend und immer weiter um 
fig und noch bevor ber Bapft, bauptfählih auch um jene been 
mit größerer Kraft und Autorität zu befämpfen, vom Eoncil fämmt: 
licher Biſchöfe der katholiſchen Chriftenheit ein Anjehen in Anfprud 
nabın, bas ibn weit über bie Stellung eines bloßen Menſchen 
emporbeben und zu einer Art Gott auf Erben maden follte, war 
ibm aud ber letzte Staat, ber ihm bisher noch unbebingte Unter: 
würfigleit gezollt batte, untreu geworben und hatte ſich jenen moder⸗ 
nen been auch ibm gegenüber ergeben, Spanien. Nachdem im 
September 1868 durch die Vertreibung ber Königin Iſabella bie 
Souveränetät ber ſpaniſchen Nation von biefer revindicirt unb all: 
gemein anerfannt worben war, fanden am 15. Januar die allge: 
meinen Wahlen zu ben conftituirenden Cortes ſtatt. Dieſelben 
wurden jhon am 11. Februar eröjind. Cie machten fi jofort 
an ihre bauptjächlihite Aufgabe, bie Ausarbeitung einer neuen Ber: 
faflung, febten bafür zunächſt einen Ausihuß nieder und begannen 
am 6. April ben von ihm vorgelegten DBerfaflungsentwurf ihrer Be: 
ratbung zu unterziehen. Bon ber Verſammlung gehörten nur wenige, 
kaum 30, ben geflürzten Parteien ber Iſabelliſten, Carliften und 
Neokatholiken ober Ultramontanen, etwa 60 bis 70 der republika⸗ 
nifhen Partei, etwas mehr ber fog. Liberalen Union, ber Reit ben 
Progreſſiſten ober liberalen Monardiften und monardiihen Den: 
traten an: bie zuerſt genannten bildeten bie Rechte, Unioniften und 
Progrefiiften das rechte und linke Centrum, bie Republikaner bie 
Linke; die beiden Gentren machten bie weit überwiegende Mehrheit 
aus und gingen vorerſt troß gewiller tief greifender Differenzen 
entſchieden zuſammen; ihnen gehörte auch bie provijorijche Regierung 
an, bie aus ber evolution vom September herporgegangen war. 
Die Regierung und bie große Mehrheit ber Eortes waren über bie 
Grundzüge der neuen Verfaſſung von vorncherein einig und ber 
Entwurf gab daher im Ganzen zu feinen allzu lebhaften Debatten 
Veranlafjung. Nur bezüglich zweier Punkte war das nicht ber Fall, 
bezüglich der Frage über das Verhältniß zwiſchen Etaat und Kirche 
und bezüglih ber beantragten monarchiſchen Verfaſſung. Zuerit 


Heberfiht Der Greiguiffe des Behres 1808. 


Sreeim.entipann fi ber Kampf über jene Frage. Die Commiſſion bea= 


tragte bafür: „Art. 20: Die Ration verpflidgtet fich, ben Gulins 


und bie Diener ber katholiſchen Religion zu erhalten. Art. 21. 


Die öffentliche ober Bäuslihe Ausübung jebes andern Enltus wir 
allen in Spanien lebenden Fremden ohne weitere Einſchränkung als 
bie allgemeinen Regeln ber Moral und bes Rechts garantirt. Yür 
ben Fall, daß einige Spanier fi zu einer anderen als ber Tale 
liſchen Religion bekennen follten, ift für fie bie gleiche Berfügung 
gütig.” Wenn auch etwas ſchüchtern und gleihfam nur auf einem 
Umwege follte dadurch das große Princip ber Slaubensfreiheit and 
in Spanien verfaflungsmäßig anerkannt werden; die Republifaner 
befämpften ben erften, bie Abfolutiften ben zweiten biefer Artikel 
mit lebhaftem Eifer und großer Zähigfeit aber ohne Erfolg: ber 
erfte wurbe mit 176 gegen 76, ber zweite mit 163 gegen 40 Stim: 
men angenommen unb zwar mit bem Zufahe: „Die Erwerbung und 
Wushbung ber bürgerliien und politiſchen Rechte find unabhängig 
von ber Religion, zu ber fi) bie Spanier bekennen.” Noch hefti⸗ 
gere Debatten erregten aber Art. 32 und 33 bes Entwurfs. „Art. 
32: „Die Souveränetät liegt in ber Nation unb alle Gewalien 
geben vom Volke aus. rt. 33: Die Form ber Regierung ber 
ſpaniſchen Nation ift bie Monardie." Die Republitaner befämpften 
biefelben mit großem Eifer und ber äußerſten Hartnädigleit und 
ftellten bafür eine ganze Reihe von Amenbements. Aber bei ber Ab⸗ 
fiimmung unterlagen fie unb flegte die Monarchie ſchließlich mit 
214 gegen 71 Stimmen. Der Reſt des Entwurfs machte feine 
bebeutenbe Schwierigkeit mehr und am 1. Juni wurbe bie im Can: 
zen ziemlich demokratiſche Verfafiung als Ganzes mit 214 gegen 
55 Stimmen angenommen. Die renctionäre Fraction ber Berſamm⸗ 
Iung enthielt fi ber Abſtimmung und bie republilanifche flimmte 
gegen bie DVerfafiung, gab aber bie Zuſicherung, ben Beichluß ber 
Gortes zu achten. Beide hatten ihre Bintergebanfen, wie ſich balb 
zeigte. Kaum hatten fi am 16. Juli bie Cortes, nachdem fie noch 
ein Negentichaftsgefeb angenommen und General Serrano proviſo⸗ 
rifh zum Regenten ernannt hatten, bis zum 1. October vertagt, fo 
erhoben bie Garliften bie Fahne der Revolution. Ihr PBrätenbent, 
ber fi Carlos VIL nannte, und unmittelbar vorher eine Art Ma 
nifeft erlaſſen hatte, in welchem ex mandgerlei Schönes und Gutes 
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verſprach, daneben aber auch ben Spaniern bie Wiederherſtellung deſEvpenien. 
Stlaubenszwanges in Ausſicht ſtellte, wartete an ber Grenze. Der 
Verſuch mißlang jedoch vollſtaändig und jaͤmmerlich. Es gelang ben, 
meiſt von Prieſtern angeführten Bauernbanden nicht, ſich eines ein⸗ 
zigen feſten oder auch ſonſt nur nennenswerthen Platzes zu bemäch⸗ 
tigen. Der Carlismus iſt für Spanien offenbar doch ein nachgerade 
ũberwundener Standpunkt und bat für bie Zukunft keinerlei Aus⸗ 
ſicht mehr, höchſtens noch in ben baskiſchen Provingen und ſelbſt ba 
lange nicht mehr in der früheren Stärke. Um ſo kräftiger rührte 
fich dagegen die republikaniſche Partei und zwar im Anſchluß an die 
Erinnerungen der keineswegs ganz erloſchenen Autonomie der Pro⸗ 
vinzen. Ueberall hatten ſie ſich nach Provinzen organifirt, deren Aus⸗ 
ſchüſſe wieder ihre Delegirten nach Madrid ſandten in eine Art 
Centralcomité offenbar um bereit zu fein, im geeigneten Augenblick 
jofort die Regierung im Namen ber bemofratifchen Foͤderativrepublil 
in die Hände zu nehmen. innerhalb der Partei machten ſich ins 
bei zwei Strömungen geltend. Die große Mehrzahl ber Führer 
machte fih darüber Teine Slufionen, baß bie Partei, obwohl ihr 
außer Madrid faft alle großen Stäbte bes Landes angehörten, body 
nur eine Minderheit ber Nation ausmache und bag namentlidy das 
Landvolk für ihre Ideen und Beftrebungen noch durchaus nicht reif 
ſei. Sie waren baber geneigt, ſich troß bes fog. monarchiſchen Ar: 
titel innerhalb ber Verfaſſung zu halten, fo lange biefelbe auch von 
Seite ber beftehenben Regierung nicht verletzt werde. Sie glaubten 
von jenem Artikel vorerfi um fo eher Umgang nehmen zu FTönnen, 
als zwar nunmehr allerbinge verfaffungsmäßig ausgeſprochen war, 
daß Spanien eine Monarchie fein folle, ber künftige Inhaber bes 
Thrones aber noch nicht gefunden war, und fie wohl mußten, daß 
über biefe Perfonalfrage die monarchiſch gefinnte Mehrheit ber Eor: 
te8 nichts weniger als einig war, baß biefe barüber leicht gänzlich 
auseinanberfallen und ber republikaniſchen Partei dadurch bebeutenbe 
Chancen erwachſen könnten. Die Maſſen ber Bartei in mehreren 
großen Städten waren bagegegen wenig geneigt, fi mit ſolchen Er: 
wägungen zu begnügen, fonbern vielmehr fehr geneigt, bie Majorität, bie 
fie in jenen batten, zu benüben, um ihr Ideal wenigſtens in biejen 
fofort zu verwirklichen und es fo zur Krifis zu treiben. Namentlich 
in Gatalonien und Anbalufien tauchten wieberbolt republikaniſche 
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Gpenien. Banden auf und im September unb October brachen in Barceloms, 


Saragoſſa, Valencia x. fürmlidhe Aufflände aus, bie aber ohne all 
zu große Schwierigkeit unterbrüdt werben Tonnten, mil Ausnahme 
besjenigen in Valencia, ber nur mit flarfen Streitkräften unb zur 
mit Mühe bewältigt werben konnte. Noch vor Ende Detober war 
indeß bie Ruhe überall wieber bergeftellt und mußten fi bie Re 
publifauer allerwärts fügen, ohne daß bie Regierung aber ſtark geun; 
geweien twäre, fie auch zum Aufgeben ihrer Organifation zu zwingen, 
bie wenigſtens großentheil® beftehen blieb. Es ift auch möglich, daj 
Prim, zwar nit das Haupt, aber unzweifelhaft ber einflufreidiie 
und mädtigfte Mann ber Regierung, ba er al® Kriegsminifter übe 
bie Yrmee gebot, es gar nicht wollte, um fidh ber Partei je mad 
Umftänben fpäter bebienen zu können. Inzwiſchen kamen bie Cortes 
am 4. October wieber zufammen unb fofort trat auch bie Three: 
frage entf&hieden in ben Vordergrund. Das natürlichfte wäre gewe⸗ 
fen, den Herzog von Montpenfier, als den Gemahl ber einzigen 
Schweiter Iſabellens, ber fi feit mehr als zwanzig Jahren in 
Epanien thatfählih naturalifirt Hatte und als Orleans gemäfigt 
conftitutionellemonardiihen Grunbfäten huldigte, auch bie neue Ber: 
faflung fofort anerfannt Hatte und aus Liffabon, wohin er von 
Iſabellen vertrieben worden, zurüdgelommen war, auf ben vacanten 
Thron fleigen zu laflen, wie er felbft wünſchte und hoffte. Allein 


"unglüdliger Weife war es ibm in ber langen Zeit nicht gelumgen, 


fih bie Zuneigung ber Spanier zu erwerben und zudem ftanb ihm 
ber Einfluß des Kaifers ber Franzoſen entgegen, ber im folder 
Nähe keinen Orleans auf bem Throne bulden, freilidd anderſeits 
noch weniger aus ber Ungewißheit ber Sage etwa eines fchönen 
Tages bie Republit bervoripringen ſehen wollte und am liebſten 
eine Reftauration unter bem noch minderjährigen Sohne Iſabellent 
gejeben hätte, weßhalb er mit bieler fortwährend ſehr nahe Bezie⸗ 
hungen unterhielt, im übrigen aber ben Spaniern freie Hand lich, 
wenn fie einen Candidaten fänben, ber ibm genehm wäre. Bon 
einer Wieberherftellung des ifabelliftiiden Throns in ber Berjon 
ihres Sohnes wollten aber bie aus ber Septemberstevolution her⸗ 
vorgegangenen Machthaber felbftverflänblih durchaus nichts willen; 
barüber waren ber Regent Serrano unb ber allmädtige Krieges 
minifter Prim durchaus einig Gerrano und bie ſog. unioniſtiſche 
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Partei waren entidieben für Montpenfier, befchieben fich aber, vor⸗Spanien. 
erft zuzumwarten, einestheild weil fie Teine Hoffnung hatten, feine 
Sanbibatur in den Cortes durchzuſetzen, anberntheil® aber auch mit 
Rückficht auf das entihiebene Veto bed Kaiſers ber Franzoſen. 
Prim und ber ſpaniſche Gejanbte in Paris, Dlozaga, gaben ſich bas 
ber alle erbentlihe Mühe, einen paffenden Candidaten unter ben 
Türftenföhnen Europa's aufzutreiben, ber bie erforderlichen Eigen: 
fchaften befäße und ber einige Ausficht haben konnte, von ben Spa: 
niern gewählt zu werben. Anfangs und ſchon im April d. J. hats 
ten fie an ben geweſenen König Ferdinand von Bortugal gebadıt, 
um zugleid mit bem betreffenden Artikel des Verfaſſungsentwurfs 
auh mit einem Candidaten vor bie Cortes treten zu koͤnnen. 
In Spanien, wo bie fogen. iberiihe bee viele Anhänger zählt, 
hätte bie Sanbidatur große Ausſicht gehabt, aber in Portugal, das 
in feiner Weife von Spanien annectirt fein will, war bie bee um 
fo weniger populär und König Ferdinand, ber Feine Luft Hatte, den 
unter ben gegenwärtigen Umftänben durchaus nicht verlodenden 
Thron von Spanien mit ber angenehmen Muße, beren er genoß, 
zu vertaujchen, zumal er bamit offenbar ben Thron von Portugal 
für feine Familie gefährdet hätte, Ichnte rund und fogar ziemlich 
ſchroff ab, und eben weil damals und zunächſt fein anderer pafjender 
Sanbidat zu finden war, Hatten bie Cortes vorerſt Serrano als 
Kegenten mit einem Theil ber königlichen Prärogativen ausgerüftet. 
Da jedoch Spanien, fo lange der Thron nicht befebt war, thatſäch⸗ 
lich eine Art Republit war und biefe der Majorität ber Cortes für 
bie Nation Feine geeignete Regierungsjorm fchien, jo wurbe, immer 
durch Vermittlung Dlozaga’s in Paris, nad einem anderen Candi⸗ 
baten geſucht. Vermuthlich im Cinverftändniffe mit Napoleon wur: 
ben zunächſt Unterhandlungen mit dem Herzog von Aoſta, bem 
zweiten Sohne bes Könige Victor Emanuel von Stalien angeknüpft. 
Allein der letztere glaubte jeine Einwilligung bazu verjagen zu fol 
Ien, ba feine Dynaſtie auf nicht allguvielen Augen fteht und nament⸗ 
lich ber Kronprinz feiner jehr robuften Gefunbheit zu geniehen 
ſchien. Nun warfen bie Leiter Spaniens ihre Augen auf ben Her: 
zog Thomas von Zavoyen, einen noch unmünbigen Neffen Bictor 
Emanuels unb dieſer gab bazu, wiewohl nit allzugern unb nur 
von Paris aus bafür gewonnen, ſchließlich feine Zuftimmung. Aber 
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Spanien. nun trat bie verflänbige Mutter bes Prinzen dazwiſchen unb war 


Sranl- 
rrich. 


durchaus nicht für ben Plan zu gewinnen. Ihren Willen zu brechen 
konnte fih Victor Emanuel doch nidt entſchließen und nahm befihalb 
in ben lebten Tagen bes Jahrs feine ſchon gegebene Einwilligung 
zurüd. Damit fiel auch bieje Ganbibatur und Spanien ſah fiä 
genöthigt, neuerbings in ganz Europa einen Ganbibaten zu ſuchen 


ber geneigt wäre, ben Thron mit ber ohne fein Zuthun befdlofienen 


Berfaffung anzunehmen und fi von einer größeren ober geringeren 
Mehrbeit ber Cortes zum Könige wählen zu laſſen. 

Für das kaiſerliche Regiment in Frankreich war biefe. Lage 
ber Dinge in Spanien, die Schwierigkeit, einen ihm genehmen Eos 
bibaten zu finden und feine Wahl durchzuſetzen unb bie Thatſache, 


baß ber Sohn Iſabellens, ber ihm weitaus am genehmften gemein 


wäre, vorerft wenigftene auch nicht bie mindeſte, Montpenſier aber 
ober bie Republik, bie es beide gleich perhorrescirte, fo lange ur 
zweifelhaft bie meiften, jebenfals viel größere Ausfichten Hatten ans 
Ruder zu Tommen, eine große Sorge. Ohne ben Rüden frei zu 
baben, war es für ben Kaifer body nicht räthlidh, gegenüber Preußen 
und Deutſchland gerabezu ben Weg ber Gewalt zu betreten, zumal 
folange vielleicht no andere Wege, anbere Combinationen übrig 
blieben, um Frankreich gegenüber der neu auffteigenden Macht das 
Gleichgewicht reip. das Uebergewicht zu erhalten, obgleich ber eben 
gemadte Verſuch in Belgien ziemlich unrühmlich völlig gefcheitert war. 
Noch weniger aber Tonnten bie augenblidlihen inneren Zuſtände 
Frankreichs Napoleon zu einem gewaltiamen Vorgehen gegen Preußen 
ermuntern. Das Refultat ber Neuwahlen zum gefebgebenben Körper 
batte es berausgeftellt, daß bie äffentliche Meinung Frankreichs bes 
kaiſerlichen Abſolutiomus, ben fte fi achtzehn Fahre hatte gefallen 
laflen, nachgerabe einigermaßen fatt war. Die Mehrheit der Ration 
ſchien ganz entſchieden danach zu verlangen, daß ihr ein größerer 
Anteil, als feit dem Stantsftreiche, von ihren eigenen Geſchicken 
eingeräumt werbe unb bie bereits etwas freiere Preſſe erflärte laut 
unb in jeber Weife, daß bie Nation ſich von biefem ihrem Streben 
nit durch auswärtige Verwidelungen ablenten laſſen bürfe unb 
ablenken laſſen werde. Vorerft war bie Stimmung ber öffentlichen 
Meinung in Frankreich eine durchaus friebliche und hatte ſchon in 
ber Ichten Seflion bes gefehgebenden Körpers auch bie Regierung 
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gezwungen, ſich überaus friedlich auszuſprechen. Wie bie Dinge in pas 
Frankreich nach achtzehnjährigen Anftrengungen lagen, Tonnte unb 
mochte ber Kaifer wohl hoffen, feine Gewalt, bie ſich bauptfächlich 

auf die Lanbbenälterung ftüßte und biefe durch taufenb Mittel in 
Händen hielt, auch über biefe Krifis im wefentlihen ungefchmälert 
hinüber zu retten; aber zunächſt mußte bie Krifis doch durchgemacht 

und mußten alle Pläne gegen Preußen, wenn ſolche wirklich gehegt 
mwurben, zum minbeften vertagt werben. 

Allzu geneigt, dem Anbrängen ohne weitere® nachzugeben, war 
der Kaifer indefien nit. Eine Zuſchrift bes Abgeordneten Baron 
Madau gab ihm Gelegenheit, e8 in feiner Antwort fehr ſcharf zu 
betonen, daß „jebes Nachgeben in Beziehung auf Grunbfäße ober 
anf Berjonen Bollsbewegungen gegenüber ſtets unwirkfam feien.“ 
Seine Regierung ging fogar bamit um, bie neue Kammer, von ber 
man annehmen mußte, daß fie jebenfalls nicht mehr fo gefügig fein 
mwürbe als bie früheren und ihr wo nicht Gefahren doch jebenfalls 
Schwierigkeiten genug bereiten werbe, vorerft gar nicht einzuberufen, 
fondern bamit ganz rubig bis zum gefeblihen Zeitpuntte, d. 5. bie 
Ende Oetobers zu warten. Diefe bee mußte man indeß bod 
fallen laſſen. Eine große Anzahl ber Gewählten verbantte ihre 
Wahl nur ber theilweife ganz ſcandalsſen Einmifhung der Re 
gierung unb war durch Proteſte angefochten, welche von ber freier 
gewordenen Prefie lebhaft unterftüht wurben. So lange bie Kammer 
nicht einberufen und bie Wahlen nicht verifizirt, genehmigt ober an- 
nullirt waren, Bing eine Art Democlesfchwert über einem ſehr bes 
trädtlihen unb zwar gerabe dem ganz ergebenen Theile ber Kammer 
und gab ber Prefie freie Hand, bie Anſprüche berfelben zu be 
zweifeln und bie Megierung fort und fort anzugreifen. Diefer Un: 
gewißhelt, die nur für bie Regierung unb ihre Partei nachtheilig 
war, mußte ein fchnelles Ende gemacht werden und fo wurbe benn 
bie neue Kammer auf ben 28. Juni einberufen. Herr Rouber, 
der Staatsminifter, eröffnete fie mit einer Erklärung, baß fie ſich 
porerft nur mit den Wahlpräfungen zu befaſſen habe und daß Alles 
weitere ber orbentlihen Seflion bes Winters vorbehalten bleiben 
folle, „bie Erneuerung bes gefegebenden Körpers durch das allges 
meine Stimmredt iſt eine natürliche Gelegenheit für bie Nation, 
ihre Gedanken, ihre Wunſche und ihre Bebürfniffe kund zu geben, 
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Grert- Aber bie Prüfung ber politiſchen Nefultate biefer Kundgebung bar 
ie nicht überflürgt werben.“ Die Regierung dachte alfo zum minbeften 
Zeit zu gewinnen und inzwiſchen freie Hand zu behalten. Die 
Majorität ber Kammer, von dem Strom ber öffentlidden Meinunz 
gebrängt, ber felbit bisher unbebingte Anhänger der Regierung mit 
fi riß, war nicht biefer Meinung. Schon zwei Tage nad ber 
Eröffnung derſelben bilbete ſich neben ben verichiebenen Parteien 
ber Linken eine Mittelpartei, welche fofort beihloß, bie Regierung 
„über bie Nothwendigkeit zu interpelliren, bem Wunſche bes Landes 
Oenugthuung zu geben, welcher barin beſteht, basfelbe in wirt: 
famer Weife an ber Regierung des Landes zu betbeiligen” wofir 
fih alsbald 70 WMitgliever unterzeichneten. Der vorerſt abfihtih 
etwas unbeftimmt gehaltenen Sinterpellation ließ Rouher eine andere 
entgegenſetzen, bie lebiglih, aber genau formulirt bie Wiederher⸗ 
ftelung ber Xbreffe, ein weniger complizirtes Sinterpellationeredt, 
eine Ausbehnung bes Amenbementörehts und bie Ernennung bes 
ganzen Borftandes ber Kammer durch biele felbft verlangte. Offen: 
bar waren das bie äußerſten Eonceflionen, zu benen bie Regierung 
geneigt war. Es war bazu zu fpät, bie Regierungs-Interpellatien 
fand nit den minbeften Anklang und ber Antragfteller mußte 
fie felber wieber zurüdzichen. Der AZwildenzug erzeugte viel: 
mehr das Gegentheil deſſen, was er beabfidhtigt hatte: bie neue 
Mittelpartei formulirte nun auch ihrerfeit® ihre Begehren gerabezu 
mit der „Errichtung eines verantwortliden Miniſteriums“ umb bie 
Zahl ber Lnterzeichner ber fo vervollftänbigten Interpellation flieg 
von 70 bie auf 116, was nur baburdy möglidh war, daß immer 
mehr Mitglieber der alten Majorität bieje verließen unb zur neuen 
Mittelpartei übergingen. Zuſammen mit ber Linken, bie jebenfalls 
au für bie Interpellation ftimmen würbe, vorerft aber in ber 
günftigen Lage war, ſich ganz bei Seite halten zu können, um ber 
neuen Oppofition gegen ben Faiferlihen Abjolutismus ben Bortritt 
zu laſſen, war ber Snterpellation zum boraus eine Mehrheit ge: 
figert und obgleich bie Wahlprüfungen noch lange nicht erlebigt 
waren, mwurbe von allen Seiten bringend unb immer bringenber 
bie Gonftituirung ber Kammer verlangt, um bie Sinterpellation ber 
Mittelpartei zur Behandlung bringen zu können. Der Kammer: 
präfibent Schneiber ſuchte biefen Moment fo viel wie möglich hinaus: 
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zuſchieben, enbli ging es nicht mehr: Die Kammer erflärte ſich am Yrant- 
11. Juli für conftituirt. Der fofortigen Debatte über bie allge- "% 
meine Lage bes Landes und bem porausfichtlichen entfchiebenen Miß⸗ 
trauensuotum gegen das fog. perfönliche Regiment und das Mini⸗ 
ſterium Rouher ſtand nichts mehr im Wege. Der Kaifer kam bem 
Schlage jedoch zuvor. Am 12. Juli eröffnete Rouher dem geſetz⸗ 
gebenden Körper eine kaiſerliche Botſchaft: ber Kaiſer geſtand eine 
Reihe von Reformen zu, welche die Rechte der Kammer allerdings 
weſentlich erhoͤhten — aber die Verantwortlichkeit der Miniſter 
war nicht darunter, das Recht des Senats, allein für Verfaſſungs⸗ 
veränberungen competent zu fein, blieb gewahrt und, was bie Haupt: 
fadhe, die fog. Berantwortlichkeit des Kaifers, das Inſtitut ber Ple⸗ 
biscite „bie Prärogativen, welche mir das Boll am ausbrüdlichften 
anvertraut bat unb welche bie wefentlihften Bebingungen einer 
Gewalt find, bie bie Sicherheit ber Orbnung unb ber Gefellichaft 
ausmacht” follten ausbrüdlich unangetaftet bleiben. Von einem neuen 
Minifterium, um eine „neue Aera“ einzuleiten, war eine Rebe; 
Herr Rouher dachte offenbar nad) wie vor am Ruder zu bleiben. 
Die Kammer war nicht befriebigt, ber Zweck bes Kaiſers nit er: 
reiht. Rouher konnte ſich barüber Feine Illufſionen machen und es 
bem Kaiſer nicht verbehlen unb was er eingeftehen mußte, wurbe 
vom SKammerpräfldenten, ber felbft zur Mittelpartei neigte, bem 
Kaifer perfönlich beſtätigt. Wenn bie Botſchaft nicht ein Schlag 
ins Waſſer fein follte, mußte mehr gefhehen. Der Kaifer war raſch 
entfchlofien, Herr Rouber gab noch am Abenb bes Tags feine Ent: 
Iaffung, das Minifterium follte neu gebilbet und ber Senat auf 
den 2. Auguft zu Feſtſtellung ber Verfaſſungsveränderung einberufen 
werben; zugleih aber wurbe ber gefeßgebenbe Körper auf unbe 
flimmte Zeit vertagt umb bamit vorerft auf die Seite gefchoben. Die 
Entlafjung Rouher's erregte wohl allgemeine Befriebigung, bie Ver: 
tagung ber Kammer aber wog fie mehr als auf unb nod ent 
fchiebener, als am 17. Juli bie Bilbung bes neuen Minifteriums 
befannt wurde. Es war Fein parlamentarifhes Minifterium, von 
den Mitgliedern ber neuen Mittelpartei, bie doch Alles erzwungen 
hatte, war auch nicht eines darunter. Das Staatsminifterium wurbe 
zwar abgeſchafft, aber Forcabe, ber als Miniſter des Innern bie 
letzten Wahlen mit ben offiziellen Sanbibaturen und all ihrem 
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Sea» Scanbal geleitet Batte, blieb unb trat gewiflermaßen ale Haupt m 
Die Spitze bes neuem Gabinets; au bie Minifter bes Kriegs mi 
ber Marine fowie ber Finanzen blieben biejelben, bie eiatre- 
tretendben Minifter waren ziemlich unbebeutende Namen unb be 
Reiben ber Catisfaits entnommen. Inzwiſchen trat burd bie Ver 
tagung ber Kammer in ber begonnenen Bewegung immerhin eine 
erzwungene Paufe ein. Diefe Pauſe wurde nur äußerlich tıri 
bie Debatten bes Senats über das neue Berfaflungsconfalt, m 
welches, wieber einen Pleinen Schritt weiter gehend, bie Berantser: 
lichleit der Minifter wenigſtens im Allgemeinen aufgenommen werbe 
war, ausgefüllt. Dieſe fervile Koͤrperſchaft ertheilte ibm feine Je 
flimmung, obwohl fie im Herzen ganz anders dachte. Die Fe 
rathungen waren ohne Intereſſe, bie einzige Rebe bes Prinzen Rz 
poleon. ausgenommen, ber es für paflenb hielt, wieder einmal be 
größten Liberalismus an ben Tag zu legen und orberumgen ;x 
ftelen, die weit über bie Intentionen ber Regierung hinausgingen 
und bie Senatoren in wahren Schreden verfeßten. Cine weitere 
Folge Hatte bie Rede natürli nit. Dagegen fallen zwei andete 
Ereigniffe von viel größerer Bebeutung in jene Baufe: am 11. Au 
guft erkrankte ber Kaijer und feine Krankheit geftaltete fich ſchnell 
zu einer fo bedenklichen, daß die Eventualität feines Todes überall 
ins Auge gefaßt werben mußte und brei Tage barauf ſtarb ziemlich 
unerwartet ber Kriegeminifter Marſchall Riel, das Haupt ber Sriegspartri 
in ber Armee, in ber Regierung unb am Hofe bes Kaiſers. Die Regierung, 
ber gewohnten: Leitung bes Kaiſers entbehrend, erſchien unſchläſſig 
und ſchwach und war jedenfalls boppelt froh, wenigſtens augenbiid 
lich nit aud noch die Schwierigkeiten ber Kammer auf bem Halſe 
zu haben. Die Gefahr ging inbeß vorüber, ber Kaifer konnte um 
bie Mitte Septembers wenigſtens wieber ausfahren; aber erft 
3. October mwurbe bie Kammer durch Eaiferliches Decret wieber ein: 
berufen, und zwar auf ben 29. November. Es war eiwas fchwierig, 
bie Unzufriebenheit und Ungebulb ber Sffentligen Meinung fo lange 
einzubämmen; indeß es gelang. Die Kammern wurben am ande 
raumten Tage durch eine Thronrebe bes Kaijers eröffnet, bie in 
dem Saztze gipfelte: „Für bie Ordnung ftehe ich ein; unterflühen 
Ste mid, meine Herren, bie Freiheit zu erhalten. Ich zweifle nicht, 
daß bie Seſſion zu glüdlihen Ergebniſſen führen wird. Die 
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birechere Theilnahme bes Landes an feinen eigenen Angelegercheiten Yan 
wirb bem Kaiſerreich neue Kraft verleihen.” Die neue Mittelpartei "% 
conftituirte fich fofort wieber als rechtes und linkes Tentrum. Aber 
vorerſt konnte fie nicht in Action treten, ba zunähft bie ganze 
Reihe ber noch mit erlebigten, beanftandeien Wahlen verifigirt 
werben mußte. Die Centren entwidelten babei nicht gerabe allzu 
vielen Muth und wenig Selbflänbigleit gegenüber ber kaiſerlichen 
Regierung. Die Prüfung ber Wahlen enthüllte eine Reihe von 
Einmiſchungen der Regierung, die das allgemeine Stimmredt bei 
bem gegenwärtigen Bildungsitande ber großen Mehrheit bes fran⸗ 
zöfifhen Volles ale eine wahre Farce ericheinen ließen unb ben 
fcanbalsjeften Mißbrauch der Gewalt in einer langen Reihe von 
Fallen an ben Tag legten. Trotzdem wurden bie beanftanbeten 
Wahlen, felbit die fcanbaldfeften nicht ausgenommen, bi auf ganz 
wenige alle genehmigt: felbft der größere Theil ber Mittelpartei bot 
bazu bie Hanb, um ſich regierungefähig zu machen. Dielen Zweck 
erreichte fie denn audi. Am 27. December war bas Geſchaͤft ber 
Wahlprüfungen beenbigt, am 28. entließ ber Kaifer das Minis 
fterium Forcade-Magne unb beauftragte Herrn Emile Olivier mit 
ber Bilbung eines neuen aus ben Reiben ber nunmehrigen Kammers 
majorität. Eine gewiffe Bedeutung ließ fi bem Schritte nicht abs” 
fpreben. Die bisherigen Miniſter waren feit 18 Jahren in ber 
Chat bloß bie Commis bes Kaiſers geweſen, die neuen Tonnten es 
in ber alten Weiſe nicht mehr fein: eine gewiffe Selbſtändigkeit 
burfte man von ihnen erwarten. Wie weit fie aber gebe und ſich bes 
währen wärbe, flanb dahin. Das Haupt bes neuen Minifteriums, 
Dllivier, war unbeftreitbar ein Mann von großen Talenten unb von 
großer Gewanbtheit, aber ein Charakter war er offenbar nicht. 
Darüber Tieß feine bisherige Lanfbahn, bie mit feinem Eintritt in 
ben geſetzgebenden Körper als einer ber Fünſ begonnen hatte, jeben: 
falls einen Zweifel. Auf der andern Seite mochte jedoch auch nicht 
geläugnet werben, daß bie Bewegung, bie mit ber Einſetzung einer 
Art parlamentariihen Minifteriums ſchloß, in das felt dem Staats: 
ſtreich aufrecht gehaltene Syſtem napoleoniſcher Regierungsart eine 
tũchtige Vreſche gelegt hatte, daß das neue Miniſterium von einer 
ſtarken Strömung getragen ſchien und daß dem Kaiſer während 
ſeiner Krankheit durch den Gang der Dinge in der zweiten Hälfte 
85 
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ran 
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bes Jahres bie Zügel bed Regiments einigermaßen entfallen waren 


ee und es ungewiß dien, ob unb wie er dieſelben wieder zu faflen 


Defter- 
rei. 


im Stande fein würbe. ebenfalls waren ſowohl bie äffentlide 
Meinung des Landes, als ber Kaifer augenblidlih mit ganz anderen 
Dingen und Fragen beſchäftigt, als mit Eriegerifhen Planen gegen 
Preußen und ſchien zu Ende des Jahres ber Triebe geficherter als 
noch je jeit 1866, wenn man ſich darüber aud nicht täufchen burite 
und nit wohl täufhen Tonnte, daß, zumal bei ber wanlel: 
müthigen Natur ber Franzoſen, bie Sicherheit vielleicht nur eine 
momentane fei und Alles von ber weiteren Kntwidelung ker 
Dinge in Frankreich abhänge, bie fi vorerft noch nicht bered- 
nen ließ. 

Mit Recht ober mit Unrecht wurbe angenommen, daß Rapeoleen 
fi feinerfeite kaum entſchließen werbe, die Frage ber Aufrechthaltung 
ber Euprematie Frankreichs gegenüber Preußen und Deutſchland auf 
die Epige des Schwertes zu ftellen, ohne mwenigftens eines Binrei- 
hend mächtigen Bundesgenoſſen fiher zu fein. Diejes konnte unter 
ben obwaltenden Umftänden nit wohl cine andere Großmacht als 
Defterreid fein. Die Ausfiht auf Erhaltung bes Friedens 
fhien daher dadurch geivonnen zu haben, daß auch Deiterreich, ganz 
abgejehen von anberen, militärijhen unb finanziellen Grünben, in 
ber zweiten Hälfte und bis zum Schluſſe des Jahres in fleigendem 
Maße von einer Bewegung in Anſpruch genommen wurde, welche 
die Verfaſſung und damit die Geſammtheit der inneren Lage, wie 
fie fi feit 1867 aus dem Ausgleiche mit Ungarn herauszubilden 
geihienen Hatte, in trage ftellte und Oeſterreich zu Allem cher ge 
eignet machte, als dazu, den Rachegefühlen wegen Sadowa bie Zügel 
ſchießen zu laflen, fid an ben Schweif Frankreichs zu hängen unb 
in einem Kriege mit Preußen⸗Deutſchland feine ganze Eriftenz aufs 
Spiel zu feßen. 

Ließ fi in ber erften Hälfte bes Jahres ein allmäliges aber 
unverfennbares Crmatten des Reichsrathe und bes aus feiner Mas 
jorität bervorgegangenen Bürgerminifteriums Gisfra-Herbit in bem 
Ausbau eines Träftig verjüngten Defterreih® auf freiheitlicher 
Grundlage und bei aller Achtung vor ber bereihtigten Autonomie 
jeber anderen Nationalität bes Reichs unter ber entidhiebenen 
Hegemonie des an Zahl wie an Intelligenz und Reichthum 
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ihnen allen einzeln überlegenen deutſchen Elementes erkennen; ſv geber⸗ ame 
beten fi} in ber zweiten Hälfte bes Jahres jene Nationalitäten * 
immer leder und anſpruchsvoller, und trat bie Trage, ob Oeſterreich 
nah all den zahblreihen Organiſationeverſuchen, bie es in ben 
letzten zwanzig Jahren fon gemacht Hatte, nicht wiederum einen 
folgen machen wolle, vielleicht machen müſſe, immer näher heran. 
Sie trieb ihren gefährliden Keil in ben letzten Tagen bes Jah⸗ 

tes jelbft in das Minifterium Gisfra-Herbft hinein, fo daß ploðtz⸗ 

lich eine Minifterfrifis auftauchte und Niemand fagen mochte, was 
mögliher Weile ſchon im folgenden Jahre aus Oeſterreich wer: 
ben folle. 

Wie fon erwähnt, zeigte bereitd ber Ausgang ber Seflton 
ber Delegationen im Auguft 1869, wie wenig Einheit, wie wenig 
Zufammenhalten bie veriiebenen Theile Cisleithaniens gegenüber 
benjenigen bes ungariſchen Länbercomplere® bejäßen. Seit bem 
Abſchluß des Ausgleichs mit Ungarn hatte ber Reichsrath, in dem 
bie Deutſchen mit Hülfe eines Theile ber Abgeorbneten aus ben 
ganz ober doch überwiegend ſlaviſchen SKronländern bie Majorität 
befaßen, fih in bie ihm Ungarn gegenüber bereitete Nothlage gefügt 
und war nur bemüht gewefen, biefe durch freiheitliche Errungenihaf 
ten aufzumägen. Schon das war ihm glei von vorneherein: bei 
ber Revifion ber Stantöverfaffung nur vermittelft ftarfer Conceſſionen 
an bie Fraction ber Polen Galiziens im Intereſſe möglihft aus⸗ 
gebehnter Autonomie der einzelnen Kronländer gelungen und felbft 
damit waren bie Polen noch keineswegs zufrieden und hielten nur 
vorläufig, gewiffermaßen nur bebingungsweije zu ber neuen Orbnung 
ber Dinge; nicht zwar geradezu ausgeiprochener Maßen aber doch 
thatfächlich blieben bie galiziihen Abgeordneten nur fo lange im 
Reichsrathe und nahmen an feinen Arbeiten Theil, als fie hoffen 
fonnten, noch weitere Eonceflionen für bie Selbſtändigkeit ihres 
Kronlaudes demſelben abzuringen, ſtets bereit, aus bemjelben auszu⸗ 
ſcheiden, fobald fie fi überzeugen würben, daß bie nicht weiter ber 
Tall fein werde. Es war dieß eine Art Damoclesſchwert, bas bie 
Polen fortwährend über dem Reichsrathe hängen Tiefen unb bas bie 
verfaffungstreue Majorität um fo mehr mit Beſorgniſſen erfüllen 
mußte, als ihr Verbältnig zu bem größten ber Kronlänber, zu Böh: 
men ein in der That noch bedenklicheres war. Womit die Bolen fortiwährend 
brobten, hatten bie Czechen Böhmens längſt ausgeführt: geftügt auf 
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Ortes ihre Ueberlegenheit an Zahl in Böhmen und auf ißre Nnfpräde 
EL voiiflänbiger Unabhängigkeit und Selbfländigfeit innerhalb Gisleithe- 
nien® proteflirten fie gegen bie böhmilche Lanbesverfaflung und gegen 
bie gejammtöfterreihifhe Staatsverfaflung und nahmen weber au 
ben Arbeiten bes böhmiichen Lanbiage, no an benen bes Reihe 
rathe Teil. Nur dadurch, daß fie im Jahre 1865 im thörich 
ter Berblenbung ben günftigen Augenblid, fi bie Majorität im 
bohmiſchen Landtage zu fichern, verpaßt hatten, war ber beutiden 
Partei bie Majorität im Neidherathe geblieben; errangen fie jene 
neuerbinge unb beididten fie ben Reichsrath, jo verfügten bie Sie 
ven über eine Majorität in biefem unb waren bie Deutſchen bei 
nitig in bie Minderheit herabgebrüdt, Selbſt im Süden regten ſich, 
von ben Czechen aufgeftachelt, bie über mehrere Kronlänber aut 
gebreiteten, bisher ziemlich harmloſen Slovenen flärfer unb 
hatten bereits wenigſtens in Krain bie Majorität des Landtags 
bavon getragen und bamit einen Kern für das von ihnen ge 
träumte Konigreich Slovenien errungen. Alle biefe verfchiebenen 
Beitrebungen floffen in ber Tenbenz zufammen, bas bisher beſtan 
bene Uebergewicht der deutſchen Kronlänber und bes beutichen Ele: 
mentes überhaupt in Defterreih zu brechen, bie Decemberverfafjung 
fammt dem Reichérathe zu beſeitigen, bie cisleithaniſche Einhcit 
aufzulöfen und Deſterreich in eine Art von Föberation beutfcher und 
flavifder Länder umzuwandeln, bie, jebes für fih völlig felbflänbig, 
unter ſich unb mit Ungarn nur durch das Band gemeinfamer Diple: 
matie unb gemeinfamer Militärorganifation, bie in bem Reihe 
minifterium unb ben Delegationen ihren bereits beftehenben Ausbrud 
finden Tönnten, verbunden wären, Unzweifelhaft batten biefe Ideen 
in ben lebten Jahren Yortfritte gemacht und es war ber beutichen 
Partei und bem Reichsrathe nicht gelungen, bie ebenfo Bartnädige 
als leidenſchaftliche Oppofition ber Czechen zu brechen unb bie übri⸗ 
gen Slaven von ber weiteren Verfolgung ihrer vorerſt noch weniger 
gefährlichen Gelüſte zurüdgufchreden. Die nationalen Oppofltionen 
traten im Gegentheil immer tühner auf, während bie Kraft bes 
Reicheraths und bie aus ihm berborgegangene Regierung fichtlich er: 
lahmten, zumal bie freiheitlichen VBeftrebungen und Errungenfchaften 
nur in ben beutfchen Kronlänbern bie erwarteten Früchte trugen, im 
übrigen aber bisher nur bazu gebient hatten, bie ſammilichen rear: 
tionären Elemente ins ſlaviſche Lager Hinüberzubrängen unb von 
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ben nationalen Oppofitionen nur bazu benükt worben waren, Der: Det 
faffung, Regierung und Reichsrath um fo wirkfamer zu befämpfen * 
und zu untergraben. Ihre Träftigfte und nachhaltigſte Stühe fan: 
ben biefe Bemühungen in ben Lanbtagen und in bem Umftande, 
daß feit 1861 der Reichsrath aus biefen Landbtagen hervorging und 
daher, wie fchon früber bemerkt mwurbe, in Wahrheit nur eine Ber: 
fammlung von Landtagsausihüflen war, was nur dadurch einiger: 
maßen gemilbert und verhält wurde, daß bie Landtage bei ihren 
Wahlen in ben Reichéraih an gewiffe Gruppen gebunden unb 
nicht befugt waren, ihren Abgeorbneten bindende Inſtructionen zu 
ertbeilen. Auf die Dauer mußte biefe Lage ber Dinge immer offener 
zu Tage treten unb in immer weiteren Kreifen erfannt werben. Uns 
ausweichlich mußte entweber eine Abhülfe für diefes Grundgebrechen 
ber öſterreichiſchen Berfaflungszuftände gefunden, ober es Tonnte 
fo zu fagen ber Augenblid berechnet werben, wo ber Reiche: 
ratb lahm gelegt ober geiprengt und bie hergebrachte Stellung 
bes beutihen Elemente in Defterreiih fammt ber Verfafſung 
gebrochen fein würbe, Die verſchiedenen nicht⸗deutſchen Nationalitäten 
aber in der Lage wären, fi auf ben Trümmern nad ihrem Belie: 
ben einzurichten. Als eine Rettung vor biefer Gefahr war bie Loe⸗ 
Vöfung des Reichsrathe von den Lanbtagen und die Einführung 
birecter Wahlen für benfelben erkannt worben. ‘Der nieberöfterrei- 
chiſche Landtag Hatte, wie ſchon erwähnt, bie Idee im vorhergehenden 
Sabre ſich angeeignet und das Minifterium Giskra⸗Herbſt hatte einen 
Augenblid Miene gemacht, biefelbe aufzunehmen unb ale Regie⸗ 
rungevorlage im Reichsrathe einzubringen unb durchzuſetzen. Bon 
ben einflußreichſten Preßorganen ber beutfchen Partei war es barin 
unterflüßt unb nad Kräften angetrieben worben. Wie fi aber 
fpäter berausftellte, war bie Regierung über bie Frage felber nicht 
einig und gelang es ber Oppofition in berfelben, bie frage wenig: 
ſtens zu verfchieben, obgleich gerabe bie bisher einflußreichſten Glie⸗ 
ber, Giskra und Herbft, fi bafür erflärt hatten. So ging bie 
Seflion des Reichorathe unbenükt vorüber. Dann traten bie Deles 
gationen zufammen und ihnen folgten zu Anfang Geptembers 
bie Landtage. Diefe dachte Giskra zu benüben, um bie bee 
wenigften® überall zur Sprade zu bringen und um genau zn wil: 
fen, welche Unterftägung einerſeits und welchen Widerſtand anderſeits 
dieſelbe in dem Schooße der Landtage und in der Folge auch im 
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Lader Reichsrathe zu gewärtigen hätte Er beauftragte bemgemäß bie 


Statthalter, bie. Frage in ben Lanbtagen zur Sprache zu bringen 
und bafür beforgt zu jein, baß über bie verſchiedenen Mobalitäten 
beſtimmte Antworten erfolgten. Die Antwort war biejenige, bie im 
Grunde zu erwarten geivefen war. Die ſlaviſchen Landtage fpraden 
fidy ‚gegen, bie Deutſchen grunbjäglig für bie Idee aus, -aber 
auch hie lehztern ‚gingen über bie Art und Weile, wie fie ins 
Leben geführt werben folle, weit auseinander. Es war Har, and 
bie deutſche Bevällerung bes Reihe war für bie Idee nod nid 
genügend hosbereitet und es ſchien ſehr zweifelhaft, ob eine Borlage 
im Sinne berjelben im Reichsrathe auf eine Mehrheit und zwar, 
ba es fih ſelbſtwerſtändlich um eine Verfaffungsänderung handelte, 
auf eine Zweidrittel-Mehrheit würbe rechnen können, ganz abgeſehen 
bavon, baß von Seite mehr als eines Landtags ber entidhiebeniie 
Widerſtand von vorneherein zu gewärtigen ſtand unb auch die Ge: 
nehmigung bes Kaiſers zum minbeften zweifelhaft ſchien. Im Uebri: 
gen machte ſich wie vorauszujchen auf ben Landtagen bie entgegen: 
geießte, centrifugale Strömung geltend. Der galiziihe Landtag er: 
neuerte ſeine vorjährige Reſolution und verrieth nicht übel Luft, von 
feinen Abgeorbnneten ben fofortigen Austritt aus dem Reichsrathe zu 
fordern ober ihn body zu erwarten, wenn biefer bem Begehren nidyt als: 
balb entſprechen jollte. In Böhmen und Mähren bebarrten bie 
Czechen und bie mit ihnen verbünbeten Feudalen auf ihrem Syſten 
unb nabmen an ben Landtagen Teinen Theil; nur bem augenblid: 
ih überwiegend deutſch gefinnten Großgrunbbefite war es zu ver: 
banken, daß jene ihren Zweck erreidhten und bie Lanbtage auch ohne 
bie Czechen beihlußfähig blieben. In Krain majorifirten bie lo: 
venen rückſichtslos bie deutſche Minorität des Großgrunbbefiges und 
ber Stäbte und verfuchten weitere Echritte, das Kronland in Ber: 
waltung, Juſtiz, Schule x. zu einem ganz jlavifhen umzugeitalten. 
Selbſt das Kleine Trieft, das doch alles feiner Verbindung mit 
Defterreih verdaukte, fuchte ſich berfelben nad Kräften zu entlebigen. 
Erft gegen Mitte November ging die Seflion ber lebten Lanbtage 
zu Ende, ihr follte auf dem Fuße biejenige bed Reichsraths folgen. 
Iinterbeffen waren aber im äußeriten Süden bes Reis, in Dalma: 
tien, Ereignifje eingetreten, welche bie Aufmerffamleit ber öffent: 
lihen Meinung, bie fi um biefe Gebiete fonft fehr wenig und 
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ſicher viel zu wenig befünmerte, plößlich borthin lenkten. Dalmatien Dress 
zehörte feit 1861 unb noch ausbrädlicher burd den Ausgleich mit ie. 
Ungarn jeit 1867 zur cieleithanifchen Reichshälfte, obgleich Eroatien 
fortwährend auf baflelbe als einen Theil bes fog. breieinigen König⸗ 
reichs Anſpruch machte und der ungariihe Neihetag in jeinem 
Ausgleich mit Croatien biefe Anſprüche zu unterſtützen verſprach. 
Die Bevölkerung iſt auch in ber That nur in ben Seeſtädten und 
längs der Küfte eine theils italieniſche theils italianifirte, im Junern 
aber und im Ganzen überwiegend eine croatifche; troßbem bat Dal: 
matien nur einmal vor Sahrhunderten und nur vorübergehend zu 
Croatien gehört und beruht der Rechtstitel ber Croaten lediglich auf 
nationalen, keineswegs aber auf irgend ftihhaltigen flaatsrechtlichen 
Gründen. In feinem Landtage hatte bisher die italieniiche Partei 
die Oberhand behauptet und bie nationale nur eine Minorität ge: 
bildet; im Reichsrath war es durch vier verfafjungstreue und einen 
nationalen Abgeorbneten vertreten. Im Frühjahr war nun vom 
Reichsrath auch ber die Landwehr betreffende Theil des Wehrgeſetzes 
angenommen worden. Ausnabmsbeitimmungen wie für Tyrol waren 
barin für Dalmatien nit ftatuirt. in Theil deffelben hatte aber 
bisher eine Art nationaler Landwehr oder Miliz beſeſſen unb ver: 
Tangte nun, daß man ihr dieſe belafje, ald das Minifteriun — 
Sraf Taaffe als Minifter der Lanbesvertheibigung — durch Ber: 
ordnung vom 8. Auguit bie Vorarbeiten für die Organilation ber 
Zandwehr in Taalmatien wie in allen übrigen Kronländern vorzu⸗ 
nchmen befahl. Zunächſt verlangte der Landſtrich Zupa biefür einen 
Aufihub von fünf Monaten und dem Begehren fchloß fi alsbald 
auch ber Lanbitrih Erivoscie an. Zahlreiche Petitionen, bie aud) 
noch andere Wünfche beifügten, gingen bald von allen Theilen Dal: 
matiene nah Wien ab. Die Hegierung ging nicht barauf ein, 
wohl bauptfächli, weil ihr bie Verhältniſſe in Dalmatien nicht 
näher bekannt und fie nicht gewohnt war, den balmatinijchen Ver: 
bältniffen allzu große Eorgfalt zu widmen. Da follte am 7, Oe⸗ 
tober ein Detachement von ber Küfte nad dem Bergjort Dragali 
zieben, um bie bortige kleine Beſatzung zu verftärten. Auf bem 
Wege wurbe es von den Einwohnern überfallen und ber Gomman: 
bant ermordet. Damit war der Widerſtand gegen bie Regierung 
eröffnet. Diefe antwortete mit ber Berhängung des Belagerungs: 


über bie infurgirten Gegenden. In aller Eile wurden 
und Schhiffe von Trieſt aus Hingeihidt umb [den am 
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fie zurüdsichen. Anfangs Rovember unter 
derch bie Bobenverhältniffe weniger geſchũtte 
wit aber bie Crivecie. Nicht ganz zufrieben mit bem 
vertraute bie Regierung das Truppencommmanbo bem 
Auereoperg an unb biefer unternahm nun am 16. Rouen 
zweite Exrpebition ine Innere. Allein auch er fdgeiterte 
Truppen mußten am 21. wieberum- fih en bie Kuſte 
zurũckziehen. Für ben Winter war nunmehr nichts weiter zm unter: 
nehmen möglich und militäriſch blieb nichts anderes übrig, als vor: 
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yerg wurbe ber FRE. Rodich, ſelbſt ein geborner Groate, als 
Militärcommanbant nah Dalmatien gefhidt und biefer bat denn 
auch bald nach Nenjahr mit ben Inſurgenten ben jog. Frieben von 
Kueslac geſchloſſen, durch welchen fie fich fcheinbar unterwarfen, aber 
eben nur ſcheinbar: fie erhielten vollſtändige Amneſtie unb vom ber 
Einführung ber Landwehr war weiter feine Rede mehr. Dalmatien 
ift, wenn nicht alles trügt, thatſächlich ben Nationalen überlaflen 
und ‚für Gisleitbanien verloren. Fur bie äfterreihiige Regierung 
bezeichnete bie Summe all biefer Vorgänge eine politiide und mili: 
tärifche Nieberlage: bie Öfterreichifche Prefle felber war barüber einig. 
Nicht wenig mochte bazu beigetragen haben, baf bie Spaltung im 
Minifterium, bie Thon lange unter ber Aſche geglimmt Hatte, inzwi⸗ 
gen in helle Flammen ausgebrochen war. Den nächſten Anſtoß 
bazu gab bie oben bargelegte Frage einer Wahlreform bes Reiche⸗ 
raihe. Nachdem bie Antworten ber Lanbtage barüber um bie Mitte 
November fämmtli) vorlagen, war bie Mehrheit bes Minifteriums, 
barunter Giekra und Herbſt, bereit umb entichlofien, bie Smitiative 
bafür im Reicherath zu ergreifen umb gab fi) ber Hoffnung Bin, 
für bie Maßregel bie erforberliche Zweibrittel-Majorität zu gewinnen. 
Die Minderheit dagegen, ber Minifterpräfibent . Graf Taaffe, ver 
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Dr. Berger erflärten fig bagegen unb verlangten umgelchrt vielmehr 
bie Derbeiführung einer Verftändigung mit ber gejammten - nationas 
len Oppoſition db. 5. bie Reviſion ber Berfaflung unb bie Inaugu⸗ 
ratio des föberaliftiichen Syſtems in Oeſterreich, alles jedoch auf 
verfaflungsmäßigen Wege, wofern bieß überhaupt möglich war, was 
und wohl mit Recht flark bezweifelt wurbe. Da ber Reiheraih am 
13. December eröffnet werben follte, jo kam bie XThronrebe nur 
noch durch einen Gompromiß zwiſchen ben beiben Parteien bes 
Minifteriums zu Stande und glei nachher, am 18. December, fah 
fig die Majorität veranlaßt, ihre Anſchauungen in einem einläß- 
lien Memoire an ben Kaijer darzulegen, worauf bie Minorität am 
24. befielben Monats mit einem Gegen⸗Memoire antwortete, bas 
an Dentlichkeit in ber That nichts zu wünſchen übrig ließ und ge» 
rabezu als eine Anweifung für bie bie Verfaſſung beftreitende und 
befämpfende Oppofition bezeichnet werben muß, wie fie es anzufans 
gen hätte, um fchliehlich die verfafjungsmäßigen Auftände unb bie 
Berfaflung zu fprengen und ihr Ziel zu erreihen. Conftitutionell 
hatte ber Kaifer zunähft noch Feine Veranlaflung, ſich für biefe oder 
jene Bartei zu entiheiden, doch ſchien es ziemlich zweifellos, daß er 
perfönlich ſich entiieben ber lehteren Partei und bem lehtern Wege 
zuneige. Der eben zufammengetretene Reichstag fühlte fi unter 
ben peinligen Drude all diefer Vorgänge: es lag etwas Verberben; 
ſchwangeres in ber Luft wie unmittelbar vor dem Sturze Schmer⸗ 
lings und bem Eintritte Belcrebi's. Die Minifterfrifis war unläug- 
bar: an ber Majorität bes Reicheraths Tag es, zu berjelben fofort 
und ganz unzweideutig Etellung zu nehmen. Sie hatte jedoch nicht bie 
Kraft dazu: am 21. December vertagte der Reichetag fich Über Neujahr 
bis zum 17. Januar und verzichtete damit wenigſtens vorerft 
auf bie Krifis irgend einen entjcheibenben Einfluß zu nehmen. Diefe 
Zuftände waren offenbar völlig geeignet, Defterreih hinreichend mit 
fig ſelbſt zu beſchaͤftigen und jehr wenig, fih mit Frankreich zu 
alliiren, um über Preußen berzufallen. Bon biefer Seite war alfo 
jedenfalls die Störung bes Friedens noch weniger zu beforgen, 
ale von Seite Frankreiche. In Wahrheit war Defterreihs Lage 
am Schluffe des Jahres 1869 eine im äußerſten Grade bebenfliche, 
Es hat fie felber verſchuldet. Nach dem Ausgleihe mit Ungarn, ber 
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Deer- nur unter ber Vorausſicht Dauer verfpradh, daß das deutſche Ele 
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ment biefjeits ber Leitha ebenfo entfchieben die Zügel führe, wie bas 
magyariſche jenfeits, hätte Defterreich fih eben zu biefem Ende Hin fe 
an das mit Macht als Führer ber beutihen Nation emporgeſtiegene 
Preußen anſchließen und ben Beitritt der fübbeutfchen Staaten zum 
norbbeutihen Bunde feinerjeitö eher erleichtern als erſchweren follen. 
Preußen Tann fein Intereſſe haben, Defterreihs Auflöjung zu begün: 
fligen ober gar feinerfeits herbeizuführen und bamit die ſämmtlichen 
flavifhen Kronländer befielben und moͤglicher Weile felbft Ungarn 
ber ruſſiſchen Weltmacht in bie Arme zu treiben. Der Nachthcil 
wäre augenfcheinlich viel bebeutenber, als felbft ber Erwerb Deutid: 
Deiterreiche, ganz abgefehen davon, daß der Einheitsftaat in Dentſch⸗ 
land trog ber fo viel angefeindeten Annerionen vom “Jahre 1866 
ſicherlich noch auf viele Jahrzehnte hinaus auch nicht die allermin- 
defte Ausfiht bat und Preußen gewiß auch nit von ferne baran 
denkt, Deutich-Defterreih annectiren zu wollen. Was in ber Ratur 
ber Dinge liegt, ijt vielmehr eine enge Allianz zwiſchen Preußen: 
Deutſchland und Defterreich:lingarn und entſpräche ben Intereſſen 
Deutſchlands gegen alle Gelüfte Frankreichs auf bie Rheingrenze, 
wie benen Oeſterreich- Ungarns gegen bie Gelüſte Rußlands nad 
bem Beſit Konftantinopele ; zugleich fünbe das beutfhe Element in 
Oeſterreich durch biefelbe ben erforderlichen mächtigen Rückhalt, um 
fih gegen ben wachſenden Anbrang ber jlavifhen Nationalitäten zu 
behaupten und bamit feinen innerlih berechtigten civilifirenden 
Einfluß auf diefe Nationalitäten in beren eigenem tohlverftan: 
benen Intereſſe zu wahren. Oeſterreich Tonnte fi nicht bazu ent: 
ließen, dieſen einzig richtigen Weg zu betreten — weil es, bar: 
über ift eine Täuſchung allerdings nicht möglich, den Borrang babei 
Preußen hätte einräumen müflen. Das erlaubte ihm fein Stolz 
nicht, wie er ihm feiner Zeit nicht erlaubt hat, Venetien rechtzeitig 
unb mit politiigem und materiellem Vortheil freiwillig abzutreten, 
fo daß es vorzoa, baflelbe burd das Schwert zu verlieren ohne allen 
Bortheil ale ben der Ehre. Dazu fehlt bie Einfiht nad oben wie 
nach unten in Defterreih. In ben fog. maßgebenben Kreifen denkt 
man lieber an „Race für Sadowa“, obgleich bazu bie Kraft fehlt 
und in ben verbreitetften und einflußreihften Organen felbft ber 
deutſchen Preſſe zieht man es vor, fi bie AZuflände Preußens 
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abſichtlich recht ſchwarz zu malen und zwar jo wie fie entihieben nicht Deke- 
find und mit ben fübdeutihen Demokraten nach gemeinbeutfchen Zu: rel 
ftänden zu ftreben, wie fie zum. Minbeiten auf Jahrzehente hinaus 
noch ganz und gar Feine Ausficht auf praltiiche Verwirklichung bars 
zubieien im Stande find. 

Preußen war offenbar in viel günftigerer Lage ale Frankreich Preuben. 
und nod viel mehr als Defterreih. Iſt feine Entwidelung aud), 
wie zugegeben werben muß, eine nichts weniger als übereilte, viel: 
mebr eine jehr langjame, jo iſt fie doch in unb durch bie neuen 
Verhältniſſe jeit 1866 eine vollkommen gefigerte. Der neue Geiſt 
bat mit SHinberniffen aller Art zu kämpfen, aber das ift an fid 
ganz und gar fein Unglüd, wenn er fie nur allmälig überwindet. 
Wie wir geſehen haben, war Graf Bismard mit feinen Steuer: 
projecten, durch welche das preußiihe Defizit befeitigt werben follte, 
nicht glüdlih gewejen weber im Reichstag noch im Zollparlament: 
er war bamit an bem vollberedtigten Widerſtand der Volkever⸗ 
tretung geldeitert und es war Far, baß er auf andere Mittel und 
Wege bedacht fein müfle, wenn jenes Defizit bejeitigt werben follte. 
Es blieb nichts anderes übrig ale bieß durch ben preußiidhen Lanb: 
tag zu verſuchen, der zu biefem Ende bin fchon auf ben 6. October 
einberufen worben war und durch eine Thronrebe bes Könige eröffnet 
wurde Ohne Verzug legte ihm bie Regierung das Budget für 
1570 vor. Das Defizit wurde darin vom Finanzminiſter v. d. Heydt 
zu 5% Millionen beziffert, nachdem er basjelbe nur wenige Monate 
früher dem Neichstag gegenüber und um biejen für bie Steuerprojecte 
zu gewinnen, auf dag Doppelte nämlid auf 1404 Millionen veran: 
ſchlagt hatte. Dieſe Thatſache konnte nicht umbin, bei allen Par: 
teien einen ſchlechten Eindrud zu machen und ba noch einige Schlappen 
bes Minifters dazu kamen, gab er jeine Demilfion und wurbe burd 
den gemäßigt liberalen Gamphaujen erſetzt. Diejer fand jeinerfeits 
[nel das Mittel, das Defizit ohne Eteuererhöhung burch die Con: 
folidation der Staatsſchuld und bie Verminderung ber Amortifation 
zu befeitigen, worauf das Abgeorbnetenhaus auch einging. Sein 
Eintritt in das Deinijterium jowie die Ernennung des Präſidenten 
bes Bundeskanzleramtes, dv. Delbrüd, zum preußiſchen Minijter ohne 
Portefeuille verjtärkten die liberalen Elemente ber preußifhen Re⸗ 
gierung unb waren, wie bie frühere Ernennung Leonhardts zum 
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Geenten. Juſtizminiſter an bie Etelle des Grafen zur Lippe, fehr gecigmet, 


ER» 
dentſch⸗ 
land. 


ben Geift besielben nad unb nad mit bemjenigen bes norbbeutiden 
Bundes in Einklang zu bringen. Selbſt Graf Eulenburg, ber 
Minifter des Innern, brachte enblidy ben Entwurf einer newen Kreie⸗ 
ordnung für bie ſechs ftlichen Provinzen ein, ber von allen Barteien 
wenigftene als eine brauchbare Berhanblungsgrunblage erfannnt wurbe, 
Nur ber Minifter v. Mühler blieb berfelbe wie bisher, inbem er ein 
umfaflenbes neues Unterrihtögefeh zur Borlage bradte. Daß es in 
dieſer Geftalt von einer Mehrheit des Abgeordnetenhauſes ange: 
nommen werbe, bavon war von vorne herein Feine Rebe und ale er 
bei einer anderen Gelegenheit dem Geifte des Hauſes ſchroff gegen: 
über trat, gab er bem Abgeorbneten Ziegler zu einer glänzenden 
Philippica Gelegenheit, bie damit ſchloß: Es bleibt nichts anderes 
übrig als eine Abreſſe an ben König mit bem Begehren: Diefer 
Minifter von Mühler muß fort." Vorerſt kam es zu einer foldgen 
Adreſſe freilich noch nicht. Dagegen unterlagen bie Verſuche ber 
Gegner bes norbbentfhen Bundes felbft im Herrenbaufe: ein par: 
ticularifter Antrag bes Grafen zur Lippe gegen bie body won Sachſen 
vorgefählagene ‚Einjehung eines Bunbesoberhanbelögerihte wurde mit 
52 gegen 48 Stimmen verworfen; ebenſo fiel aber audh im Ab: 
georbnetenhaufe ein von ber Fortſchrittepartei ausgegangener Antrag 
auf Abräftung b. 5. auf Verminderung bes Bundesheeres. Selbſt 
eine vermittelnbe Xagesorbnung ber Nationalliberalen fanb Feine 
Mehrheit, Letztere wollte über biefe Frage vorerft Teinen Gonflict 
mit ber Regierung ſuchen unb fdgeint überbieß ber Ueberzeugung ges 
weien zu fein, ba ber norbbeutihe Bund gerüftet bleiben müſſe, 
wie er es fei, fo lange Frankreich nicht unzweifelhaft barauf vers 
zihtet haben werbe, fich möglidder Weife bock früher ober fpäter in 
bie beutihen Dinge gewaltfam einzumiſchen. Dagegen fanb ber 
Antrag der Nationalliberalen Laster und Miguel, fi für bie Aus: 
dehnung ber Gompetenz bes Bundes auf das geſammte bürgerliche 
Recht auszufprecgen, trotz ber Oppofition ber Particulariften bie ans 
fehnlige Mehrheit von 218 gegen 116 Stimmen. Trotz aller 
Schwierigkeiten confoltbirt fi) ber norbbeutfhe Bunb und bie Ma 
Äorität bes preußiſchen WWoeordnetenhauſe⸗ iſt es nicht, die demſelben 
Hemmniſſe bereitet. 

Dagegen läßt fich nicht längnen, vr. die Ausdehnung des 
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Bundes auf ganz Deutſchland außer Deſterreich durch ben Hinzu: Em 
tritt ber fühbdentihen Staaten im Laufe bes jahres 1869 Feine 7* 


Fortſchritte gemacht bat. Dieſe Ausfiht ſchien am Schluſſe bes 
Jahres ſogar in weitere Ferne gerüdt ale jemals feit 1866. Zwar 
blieb die Stellung Heflens und Badens biejelbe wie bisher: Heſſen 
muß und Baden will fobalb wie möglih dem norddeutſchen Bunde 
beitreten. Aber für Bayern und Württemberg ift vorerft weber das 
eine noch das andere ber Fall. In Württemberg trat ber Lanbtag 
während bes Jahres 1869 nit zuſammen, aber burd bie 
Prefie und die Volkévereine fuhr bie bemofratiihe Partei fort, 
gegen Preußen mit allen Kräften zu agitiren, unb einige Nachwahlen 
zur zweiten Kammer fielen neuerdings im Sinne biefer Partei aus, 
fo daß fie bie Hoffnung nährt, allmälig bie Majorität des Land: 
tags zu erringen. Bedeutſamer geftalteten ſich bie Dinge in Bayern, 
wo, wie wir gefehen, ein vollftändiger Umſchwung eintrat und bie 
ultramontane ober patriotiſche Partei ſchon im Mai bei ben allges 
meinen Abgeorbnetenwahlen ben Sieg bavon trug. Bei ben Wahl: 
prüfungen im October verlor fie zwar bie Majerität momentan 
wieber und ftellte fi ein vollſtändiges Gleichgewicht ber Parteien 
ber, fo baf feine Präfidentenwahl zu Stande kam und bie Kammer 
neuerdings aufgelöst werben mußte. Aber bei ben neuen Wahlen 
im November fiegte fie nochmals unb trug 80 gegen 74 Gike 
davon, obgleih das Minifterium burd eine veränderte Wahlkreiseins 
theilung biegmal entſchieden auf Seite ber liberalen Parteien ges 
treten war. Die Minifter bes Innern unb bes Eultus, v. Hörmann 
und v. Greſſer, fielen dieſem Siege zum Opfer, bagegen blieb ber 
Minifter Fürft Hohenlohe und mit ihm die Bürgſchaft eines zwar 
zurüdhaltenden aber doch freundlichen Verhältniſſes Bayerns zu 
Preußen und bem norbbeutihen Bunde. Die neue Kammer trat 
vor Ende des Jahres nit mehr zufammen. Allein ein ultra⸗ 
montanes Regiment gehört doch auch in Bayern zu ben Unmöglichs 
feiten und aud einen Beitritt Bayerns zum nerbbeutichen Bunbe 
wirb bie patriotifhe Kammermehrheit auf die Dauer nicht im Stande 
fein zu verhindern, ja es ift ſehr bie trage, ob fie, gerabe wenn 
fie mit ihren Tendenzen momentan burdbringen follte, das was fie 
verhindern will, nicht umgekehrt gerabezu beſchleunigt. ebenfalls 
ift die patriotiſche Partei in Bayern fo wenig als bie demokratiſche 
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en. MWürttemberge im Stande, das gewaltige Wert nationaler Einigung 


dertfch⸗ 
land. 
ſeit 1866 unternommen hat, zu verhindern. Wohl aber iſt nicht 


Rußland. 


Deutſchlands, das Preußen unter ber Leitung bes Grafen PBismard 


zu leugnen, daß bie Ungewißheit ber Zukunft und bie Unſicherheit 
einer Erhaltung bes Friedens, ber fih in Wahrheit fo zu fagen 
nur von Monat zu Monat und von einem Zwiſchenfall bie zum 
anberen mühſelig friftet, nicht zum geringften Maße bem Barti- 
eularisnıus ber ſũddeutſchen Saaten zur Laft fällt, bie baburd 
Frankreich ermuntern, Preußen fort und fort zu bebroben. Cinem 
unter ber ftarfen Leitung Preußens geeinigten Teutichlanb gegen: 
über wäre biefes wohl genöthigt, auf eine gewaltfame Einmiſchung 
in bie Angelegenheiten Deutſchlands befinitiv zu verzichten. 
Mefentlid in Folge ber Unfertigkeit des beutihen Bundes⸗ 
ftants, jo lange bie fübbentihen Etaaten fi) particulariftifh ven 
bemjelben fern Halten, in Folge der zweifelhaften Haltung Defter: 
reichs gegenüber den deutſchen Dingen, die ganz ben Eindrud macht, 
e8 möchte gerne, wenn es nur könnte, in Folge ber Bolitif Frank⸗ 
reiche, das jebenfalls fi über die Greigniffe bes Jahres 1866 noch 
nit beruhigt Bat unb möglicher Weije doch nur einen günftigen 
Moment abwartet, um fi mit Preußen zu mellen, in Folge ber 
durch al das bedingten ungewifjen Lage Europas, in ber fid 
Preußen um feiner beutichnationalen Bolitif willen in Wahrheit 
tjolirt flieht, ift und bleibt biejes gendthigt, fi näher an Rußland 
anzufchließen, fo wenig bas auch ben Gefühlen ber öffentlichen 
Meinung in Deutfchland zujagt. Das ftillfehweigende Einverftänbniß 
zwifchen beiben entjpricht ben momentanen Intereſſen beider. So 
lange Defterreih in feiner zweideutigen Saltung gegenüber Preußen: 
Deutſchland bebarrt, wirb es von Rußland im Schach gehalten und 
barf es mit Rückſicht auf die Zuſtände in Galizien und mit Rüd: 
fit auf biejenigen an ber untern Donau nicht trauen, mit Frank—⸗ 
reich gegen Preußen gemeinjame Sache zumaden. Dagegen hat Ruf: 
land hinwieder von Preußen feine Schwierigkeiten bezüglich feiner 
Politik in Polen und ben fogenannten Goupernements zu beforgen. 
Tiefe Politik wäre unter anderen Umſtänden allerdings fehr geeig: 
net, Wefteuropa im Intereſſe der Humanität wie der Politit in bie 
Schranken zu rufen. Aber Mefteuropa rührt fi in ber That nicht 
und fcheint theils von feinen eigenen Intereſſen, theils von ber auf: 
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ſtrebenden Macht Preußen⸗Deutſchlands völlig präcccupirt; alleinstustan. 


ſelbſt wenn dem nit jo wäre, fo hätte Rußland von Weſteuropa 
nach den Erfahrungen bes letzten orientaliſchen Krieges nicht allzu: 
viel zu beforgen, jo lange Preußen auf feiner Seite fteht und fi 
ber polniſchen Nationalität nit annimmt. Einen befonberen Anlaß 
dazu bat aber Preußen in ber That nicht, fo lange bie Polen wie 
bisher in ihrer beutjch-feindlihen Gefinnung verharren unb über: 
baupt fort und fort nur zu deutlich zeigen, baß fie nod immer gar 
nichts vergefjen und febr wenig gelernt haben. Deutſchland allein 
wäre in ber Lage, fi ber Polen und ihrer non Rußland allerdings 
mit Füßen getretenen Nationalität wirkſam anzunehmen. Aber bas 
wird erft mögli fein, wenn bie Polen eine ganz andere Selbft- 
erkenntniß an ben Tag legen, als bieß bis jebt ber Fall 
| ft. Ob es überhaupt jemals der Fall fein wird, muß babingeftellt 
bleiben unb erfcheint bis jet als fehr zweifelhaft. Inzwiſchen 
| geht Rußland gegen ihre Nationalität wie gegen ihren mit ber Natio⸗ 
nalitãt allerdings eng verbundenen und faſt nicht trennbaren Katho⸗ 
| lizismus aufs rüdfihtslojefte vor. Das Jahr 1869 bildete barin 
nur bie Fortfegung der früheren Jahre feit 1863, ohne neue Züge 
aufzuweifen. Die orientaliide Frage ruhte nady Beilegung ber 
griechiſch⸗türkiſchen Differenz, ohne daß jedoch gegenüber ber Pforte 
die Politik Rußlands eine andere geworden wäre. Es fährt 
fort, die Türkei als einen kranken Dann zu betrachten und martet 
auf feinen Tod, da es ſich als ben natürlihen Erben besielben 
betrachtet. 


Befriebigenber waren bie inneren Zuftände ber Vereinigten Berein. 


Staaten Norbamerifas. Bis Anfangs März bauerte zwar ber An- 
tagonismus zwiſchen dem Congreß und dem Präfidenten noch fort. 
Mit dem 4. März lief aber die Amtsdauer Johnſon's ab und trat 
General Grant an feine Stelle. Den von ihm gehegten Hoffnuns 
gen und Erwartungen entſprach er nicht ganz; doch ſetzte er ſich 
fofort wenigftens in Einklang mit dem Repräjentantenhaufe wie mit 
bem Senat. Die Wieberherftellung georbneter Zuftände in den ehe: 
maligen Rebellenftaaten des Südens und bie Hebung ber Finanzlage 
blieben die Hauptgeſichtspunkte feiner Politit, In die europäiichen 
Dinge miſchte ſich die Union unter feiner Leitung nit ein. Die 
Differenzen mit England ließ er vielleicht abfichtlich unerlebigt, one 


Staaten. 
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Burin. inbei feinerfeits eiwas zu thun, um biefelben noch mehr zu wer: 

butern. Gegenüber Cuba, das fid ber ſpaniſchen Herrſchaft zu ent: 
ziehen Indie, übte er gewiflenhafte Neutralität. Auch bie öffentliche 
Meinung in ber Union ſcheint nit banad zu verlangen, bie An- 
nerion ber Inſel irgenb wie zu beichleunigen. Früher ober fpäter 
kann fie ihr body nicht entgehen, fo wenig als Canada, das fie als 
Compenfation in ber Nlabamafrage ins Auge gefaßt hat. Im Mai 
erfolgte die Vollendung ber Pacifie⸗Bahn, bie einen ununterbrochenen 
Schienenſtrang vom atlantifhen zum indiſchen Dcean bilbet. Ueberall 
in ber Union wurde dies große Ereigniß angemefien gefeiert. Fit 
ber Eröffnung bes Suezcanals im Rovember bildet es zwei That: 
ſachen, bie manches ſcheinbar wichtige politiihe Ereigniß an Be 
deutung für bie Eivilifation ber Welt weit überragen. 


Regiſter. 


Wo es udthig oder wunſchenswerth ſchien, iſt neben der Seitenzahl der Monat mit 
romiſchen, der Monatstag mit arabiſchen Ziffern bezeichnet. 


Aegypten: ©. 443—465: I 28; IT 18; V 14; V 17; V 23; VOII 10 (Antwort 
des Vicekdnigs auf die Note des Großveziers v. 5 Aug.) 'S. 455; VIII 15; 
X 28 (Beichlüffe des internationalen Handelscongreſſes in Kairo bei. Sue 
anal) ©. 468; XI 1 und 17; XU 9 

Anhalt: S. 35—49: 128 Domdnefenge) S, 40; II 18 (Domänenfrage) ©. 62; 
VI15 (Domänenfrage) ©. 99. 

Arbeiterbewegung: ©. 106 und 108. 


Baden: ©. 150—215. 

Actenfüde: I 14 (Ercommunication Stromeyers ; Erklärung der Konflanzer Bürger- 
verfammlung) S. 151; IV 22 (Motivirung der Freiſprechung des Biſchofs 
Kübel) S. 170; V 1 (Aufruf der lath. Partei) ©. 173; V 7 (Aufruf der 
demofratifdi«großdeutichen Partei) ©. 175; V 15 (Erklärung der Mannheimer) 
©. 177; V 23 (Adreſſe der Ralional⸗Liberalen an den Großherzog) S. 178; 
V 29 (Antwort des Großherzogs und Motivirung dur) das Minifterium) 
©. 182; VII 18 (Wahlaufrufe der kath. und der national«liberalen Partei) 
&. 191; IX 24 (Throntede) S. 193; X 1 (Woreßentwurf und Adreßdebatte 
der I. Kammer) ©. 196; X 5 (irefie und Wdreßdebatte der II. Kammer) 
©. 201; XO Gommilfionsbericht der I. Kammer über den militär. Frei⸗ 
zügigleitßvertrag mit Preußen) ©. 205; xa (Sommiifionsberiht und Des 
batte der II. Kammer über die Befungsberträge der jübb. Staaten) ©. 208; 
X 29 (Berfafiungsveränderungen) ©. 2 

Bayern: S. 150—215 

Actenftüde: I 15 (Entwurf für eine umgeRaltung, ge nn eiherathe) ©. 152; 
I 6 (Hirtenbrief des Biſchofs non Paſſau) ©. 1 6 (offiz. Artikel be. 
Säbbund) S. 160; IV 9 (Dep. Hohenlohe's —8* S. 166; IV 22 
(Rede des Viſchoſs v. Regensburg in Schwandorf) S. 168; IV 29 (Lands 
tagsabſchied) S. 172; V 29 (Dep. Hohenlohe's über ven Ausfall der Wahlen) 
©. 181; X 22 (Bahtertag des Minifters v. Hörmann) S. 210. 

Belgien: ©. 418—425 
u 18 (Eifenbahngefek gegen Frankreich) S. 419; II 20 (Rede Froͤre⸗Orbans 
über die Eifenbahnfrage) ©. 420; IV 27 (Brototoll bez. der franz.belgifchen 
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Differenz) S. 837; VI 10 (Sälußprotofoll in der franzofiſch⸗belgiſchen 
Differen) S. 343. 

Bilchöfe, deutihe: Hirtenbrief bez. Eoncil S. 111. 

Braunfhweig: ©. 35—149: VI 30 (Militärconvention mit Preußen) ©. 103; 
XI 13 (Woreffe der Landtags an den Herzog) S. 130. 


Dänemark: ©. 423—430. 
Actenftüde: VI 17 (Toaſt des Königs) ©. 428; X 4 (Thronrede) S. 4299. 


England: ©. 311—322. 

Actenftüde: I 27 (Programm der Regierung) ©. 310; II 16 (Thronrede) ©. 311: 
IN 1 (Slabftone’s iriſche Kirchenbill) S. 312; VII 12 (Proteſt Derby's) 
©. 319; VIII 11 (Thronrede) S. 322, 


Sranfreid: S. 323—865. 
ctenftüde: I 11 (Finanzbericht) S. 823; I 18 (Thronrede) S. 324, IT 3 
(Erflärung über die franz.»belgifche Differenz) S. 330, IV 2 (Generalbebatt 
des gef. Körpers über das Budget) S. 331; IV 9 (der Minifter des Yus 
wärtigen über die auswärtigen Angelegenheiten) S. 334; IV 27 (Protokoll 
über die franz.«belgifche Differenz) S. 336; VI 2% (Erklärung der Regierung) 
©. 340; VO 10 (Scählußprotofoll bez. der franz.⸗belgiſchen Differenz) ©. 343; 
vH 12 (Botihaft des Kaifers) S. 343; VIII 2 (Senatsconfult ber. Ber 
faffung) S. 345; VIO 25 (Commiſſionsbericht darüber) S. 347, VIO 7 
Erttärung für Decentralijation) S. 343; IX 1 (Rede des Prinzen Rapoleon) 
» 849; IX 8 (Depeie bez. Eoncil) S. 352; IX 20 (Schreiben des P. 
Hyacinthe) S. 354; IX 26 (Untwort des Drdensgenerals) S. 355; X 12. 
(Manifeft der Linfen) ©. 357; XI 15 (Neues Manifeft der Linken) S. 358. 
IX 29 (Thronrede); XII 8 (Decentralifationsproject Rocheforts) S. 363’ 
XI 27 (Schreiben des Kaiſers an Ollivier) S. 365. 


Griedenland: S. 466-474. 

Uctenftüde: I 20 (Declaration der Parifer Gonferenz und Depeiche Lapalctie's) 
©. 4; DI 6 (Antwort Griechenlands) ©. 9; II 6 (PBroclamation der Re 
gierung) S. 467. 


eſſen: S. 150-215. 
etenftüde :c.: II 10 (Debatte über den Militäretat) S. 162; VI 26 (Debatte 
über die Befreiung der Offiziere von Eommunallaften) ©. 180; VII 6 (Te 
batte über die Mainzer Convention) S. 190. 
Solland: ©. 426—427. 


Stalten: S. 366379. 

Actenſtücke: II 29 (Grünbuch bez. der romiſchen Frage) ©. 367; IV 12 (Ent 
wurf einer Reorganifation der Armee) S. 368; VI (Erklärung Menabren's 
bez. Allianzgerüdte) S. 370; V 3 (Xebatte bez. der Permanenten) S. 370; 
X 5 (Dep. bez. Concil) S. 376; XI 18 (Thronrede) S. 377. 

Juriſtentag: ©. 109. 


Katholiſche Vereine, deutſche: (Reiolutionen) S. 116. 
Kirchentag, edang.: (Erklärung gegen Rom) ©. 110. 


Nordd. Bund: S. 35—149. 

Actenftüde: II 22 (Schreiben des Bundeskanzlers bez. Koſten des auswärtigen Te 
partements ©. 55; IH 4 (Thronrede) S. 57; III 16 (Debatte des Reichstags 
über die Redefreiheit) S. 61; IV 6 (Debatte über die Befreiung der Offiziere 
von Communalabgaben) S. 64; IV 13 (Debatte Über die Finanzlage) ©. 65; 
IV 16 (Debatte über die Einführung verantwortlicher unbe inierin ©. 66; 
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IV 19 (Debatte über Eompetenzerweiterung des Bundes) ©. 75; V 18 (Denk⸗ 
ſchrift des Yinanzminifters v. d. Heydt) S. 79; V 21 (Steuerdebatte) S. 81; 
V 28 (Debatte über die Befreiung der Offiziere von den Gommunallaften) 
S. 89; VI 22 (Throntede) ©. 101. 


Defterreid Ungarn: S. 216296. 

Actenſtücke: V 1 (Dep. Beuſts bez. Belgin) ©. 281; V 15 (Dep. Beuſis bez. 
Concil) S. 236; VII 2 (Dep. Beufts über die Stellung zu Rom) ©. 239; 

Actenftüde bey. Defterrei: I 15 (Regierungserllärung bez. Dalmatien) ©. 216; 
IH 15 (Sandwehrgeiek) S. 227; V 5 (Proteft des Linzer Biſchofs) S. 232; 
V 12 (Proteft der polniſchen Abgg. des Reichſsraths) S. 233; V 15 (Throne 
rede) S. 234; IX 9 (Fragen des Minifteriums bez. Wahlreform des ReichE« 
raths) S. 256; IX 12 (czechiſches Wahlmanifeft) S. 257; ZU 13 (Thron« 
rede) S. 277; XII 14 (Eröffnungsrede Kaiferfelde) S. 220; XII 18 (Dents 
Ichrift der Mehrheit der Minifter) S. 2831; XII 24 (Denfiärift der Minder⸗ 
heit der Minifter) ©. 285. 

Actenftüde bez. Ungarn: I 15 (Wahlrede Andrafiy’s) ©. 217; IV 22 (Thron- 
rede) ©. 230. 


Bortugal: S. 297—298. 

Preußen: S. 35—149. 

Actenftüde: I 28 (Debatte des Abg.⸗Hauſes Uber das Wahlgeſetz) S. 37, I 29 
(Debatte des Abg.-Haufes Über die hamoverſche Sequeftration) &. 41; I 30 
Debatte des Abg.-Haufıs über die Eurheifiiche Sequeftration) ©. 48; II 2 
Erflärung des Yinanzminifters bez. Frankfurt) ©. 50; II 27 (Proteſt des 

dnigs Georg) S. 55; III 6 (Thronrede) ©. 58: V 31 (Rath. Adreſſe an 
den Biſchof von Trier bez. Concil) ©. 93; VII 18 (Dep. an Oeflerreid) 
©. 104: VII 4 (Dep. an Oeſterreich) ©. 105; X 6 ebenen) ©. 118; 
X 8 (Entwurf einer neuen Kreisordnung) S. 123; 11 (Beſchluſſe des 
Gommunallandtags von Raflau) S. 124; X 21 (Antrag Virchow betr. Ab⸗ 
rüftung) S. 127; XI 4 (Finanzplan Camphauſens) S. 129; XI 19 (Rede 
des Abg. Ziegler gegen den Minifter Mühler) S. 132; XI 24 (Debatte 
über Ausdehnung der Gompelenz des nordd. Bundes) S. 133; XI 25 (Aus⸗ 
ſchußanträge der bannov. Provinzialiynode) S. 197; XI 15 (Gommiffions- 
bericht bez. Klöfter) S. 145; XII 17 (Schreiben des Minifteriums über die 
Einkünfte der mit Beichlag belegten Gelder der Depoffedirten und Debatie 
darüber) S. 147. 

Droteftantentag: S. 35—149: V 1 (Einladung nah Worms) S. 77; V 81 
(die Wormfer Erklärung) ©. 91; X 6 (Beihläffe des Proteflantentags in 
Berlin) S. 120. 


Rom: S. 380—391. 

Actenftüde: VI 17 (Anſprache des Papftes) S. 381; VI 25 (Wllocution) ©. 382; 
IX 4 (Schreiben des Papfts bez. Proteftanten) S. 323; XI 27 (Beichäfts- 
ordnung für das Concil) S. 384; XII 8 (Rebe des Papfts zur Eröffnung 
des Concils) S. 386; XII 10 (Organifation des Goncils) S. 389; XI 11 

„(erfügung des Papftes bez. Papftwahlen) ©. 390. 

Aumänien: S. 443—465. 

Außland: S. 436—442. 

Actenftüde: IV 1 (Ulas bez. Emancipation der Kronbauern in den Oſtſeeprovinzen) 
©. 437; VII 8 (Reorgantjation der Warſchauer Univerfität) S. 440; XII 8 
(Telegramm des Kaifers an den König von Preußen) S. 441. 


Sachſen: S. 35—149: II 15 (Programm der deutihen Partei) S. 53; VII 18 
(Dep. an Deſterreich) S. 104; IX 30 (Thronzede) ©. 117; XI 10 (die Ab⸗ 
rüftungsfrage) ©. 129. 


664 Regiker. 





Cüwa ⸗Audolſtadt: ©. 35—149: XII 1 (Uuflöfung dei Lanbtags) ©. 139; 
a —— der Majorität des —* an ihre Ball © 6. 142 
Schweden und Ro en: ©. 431—435. 
Actenfüde: I 18 (€ wediſche Thronrede) S. 481; I 38 einer Armee⸗ 
© en) ẽ. ©. 432; V 15 (ESchwediſche Thronree) & 
w — 
ya PER 118 (Säireiben des Berfaffungsraihes v. Thurgau an ven Biſchof 
von ee) € ©. 393; TH 31 (Rote des nordd. Bundesgeienbten bes. Goti⸗ 
hardbahn) S. 397; w2 (Schreiben des Bumdesratheh an bie Geben 
conferenz) ©. "398; v1 Beſchluß des Bundesraths bey. Rap) © 
IX 1 (Refolutionen der Delegirten der Arbeiter in ‚Zürih) ©. 407; x 5 
(Berhandlungen des internationalen Arbeitercongrefies in Bafel) ©. Ft —* 14 
(Berfanblungen der internationalen Yriedensliga in Lauſanne) S. 409. 
@erbien: ©. 448 - 465. 
Spanien: S. 99-310. 
Actenftüde: III 30 (Berf fungsentmurf) ©. 300; IV 26 (Berfoff ungSbeflimumung 
bez. Blaubensfreiheit) S. 301; V 25 (der Paco de Tortofe) ©. 302; VIII 
(Carliſtiſches Program) ©. 808; 5 (Deeret gegen b die ri Geiſ⸗ 
lichkeit) S. 805; Decret gegen renitente Biichöfe) S 


GSuͤdd. Staaten: ©. de 





Actenftüde: VII 6 (Bertrag betr Errichtung ei einer Verungscommiifion und Ber- 
enberung mit dem norbd, Wunde beit. das bewegliche Beftungseigenthum) 


Türkei: S. 443—465. 
Uctenftüde: V 6 (Thronrede) ©. 448; VIII (Rote an Aeghpten) 6.452; VI 29 
(gmeite Role an Aegypten) ©. 459; XI 27 (Ferman explicatif an Yegyten) 


Rerein, Staaten: S. 475—486. 

Üctenftüde: II 10 (Rebe Grants) ©. 476; TII 4 (Untrittsreve Grants) ©. 477; 
IN 12 (Schentiche Sinanzbit) ©, 479: II 81 (bie mobifdirte Yemterbil) 
©. 480; IV 13 (Sumners Rede gegen den Alabamavertrag) S. 481; AI 4 
(Botichaft Grants) S. 488; XI 16 (Belolution des Repräfentantenhaufes 
gegen Repudiation) S. 486. 

Bolkapartei, bentihe: X 16 (Refolutionen der Delegirtenverfammlung in Braun 
jhmeig) ©. 125 


Waldeck: S. 35—149: X 4 (Schreiben des Fürften) ©. 140. 

Württenherg: S. 150— 215 

Actenſtücke: II 4 (Shrchen des Nuntius und Breve bes Papftes an den Biſchof 
bon Rottenburg) S. 157; II 28 (Refolutionen der deutſchen Partei) ©. 161; 
IV 18 (Reolutionen ber "Bolfspartei) ©. 168; XII 20 (Rede des Biſchofs 
Hefele bei der Eidesleiftung) S. 214. 


Sollverein: S.35—149: V13 (Thronrede) ©. et VI 4 Mede Hohenloße’s) ©. 97; 
VI 11 (Denkſchrift über den Bolltarif) S . 92; VI 223 (Thronrede) ©. 101. 

















